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Vorwort. 


a 


Schon auf der Eiſenacher Berfammlung vom 12. und 13. October 1873 
follte „die Berjonalbefteuerung‘‘ einen Gegenftand der Verhandlung bilven, 
und es waren zu diefem Behufe hierüber Seitens der Profeſſoren Naffe und 
Held, des Handelifammer-Secretärd Dr. Genfel, des Grafen von Wingingerode- 
Bodenftein und des Profefjors Conftantin Rößler Gutachten eingereicht, die 
im Band III der Schriften ded Vereins für Socialpolitik (Leipzig, Verlag 
von Dunder & Humblot 1873) ihre Stelle gefunden haben. Auf jener 
Berfammlung wurde indefjen beichlofjen, die Verhandlung über den gedachten 
Gegenftand bis zur diesjährigen Eiſenacher Berfammlung, welche am 11. und 
12. October ftattfinden wird, auszufegen. Und im Zuſammenhang hiemit 
geihah es, daß aud am den Unterzeichneten Seitens des Vorſtandes des 
Bereind für Socialpolitif die Aufforderung erging, ſich gutachtlic über die 
Frage zu äußern: 

Wie ift unfere beftehende directe Perfonalbefteuerung im Sinne 
der Gerechtigkeit und einer richtigen Würdigung der wirthichaftlichen 
Intereſſen am zwedmäßigften zu veformiren ? 

Meitere ſpecielle Fragen, ähnlich denjenigen vier, melde den vorhin er: 
wähnten Gutachten zu Grunde gelegen hatten (vergl. unten Gapitel IV 
am Schluſſe und Anmerfung 97 dazu) waren hieran nicht gefmüpft. Und 
um jo mehr glaubte der Unterzeichnete fich bet Behandlung jener ihm ges 
ftellten Frage ganz und gar frei bewegen und jeine Aufmerkſamkeit vorzugs— 
weile denjenigen Gegenftänden zumenden zu dürfen, für die ev bereits behufs 
Fertigung ähnlicher Arbeit Nachrichten zu jammeln begonnen hatte. Es find 
daher im Folgenden von den vorhin erwähnten vier Fragen zwei (Mr. 3 und 4) 
nur ganz kurz berührt und allein die übrigen zwei (Pr. I und 2) eingehen= 
der behandelt worden. Aber jelbjt dieſe eingeyendere Behandlung ift, wie e8 
aud in der Ausführung jelbit hervorgehoben wird, durchaus feine gleihmäßige 
geworden, da das Einhalten der gejegten Friſt — felbft nach geichehener ge- 
fälliger Verlängerung derjelben — e8 unumgänglich madte, am Schluß viel 
fürzer zu fein, al8 in den übrigen Theilen. 

Indem fi) nun der Unterzeichnete eine gründlichere Behandlung diefer 
nur furz berührten Punkte auf Grund des hierüber ihm vorliegenden Materials 
vorbehält, bemerkt er zum Schluß noch Folgendes: 


VIII Vorwort. 


Einmal fagt er feinen ſehr verbindlichen Dank ſchon hier allen Den: 
jenigen — Behörden, Corporationen und Einzelnen, die ihn, wie an den bes 
treffenden Drten unten fpecieller mitgetheilt werben fol, durch Zuwendung 
bezüglicher Nachrichten in jehr zuporfommender Weife unterftügt haben. 

Sodann bittet er aber aud alle Diejenigen, deren Ausführungen im 
Folgenden angefochten find, überzeugt jein zu wollen, daß diefe Anfechtung 
lediglich aus dem Wunſche hervorgegangen ıft, der Sache zu dienen, um Die 
e8 ſich handelt. Im diefer Beichränfung dürfte auf dem hier in Rede ftehenden 
Gebiete eine Polemik heute mehr ald gerechtfertigt fein. Wer den wenig 
erfreulichen Zuftand unjerer Wiſſenſchaft fennt, wird’ gern zugeben, daß e8 er: 
heblich beſſer um fie beftellt jein würde, wenn man im Allgemeinen weniger 
als es geichehen, in verba magistri gef hworen und mehr dem friichen, fröh— 
lihen Kampfe die Stelle eingeräumt Hätte, die ihm nun einmal gebührt. 
Daß Anfichten, denen beigeftimmt wird, im Folgenden weniger hervor— 
gehoben worden find, als ſolche, die zu befümpfen verſucht ift, lag nicht 
daran, daß das BVerdienftliche jener verkannt wurde, fondern daran, daß es 
unnöthig ſchien, Unbeftrittene® zu wiederholen. Ein Lehrbuch oder ein Leitfaden 
für Anfänger jolte ja im Folgenden zu geben nicht werfucht werden. Ob c3 
freilich gerechtfertigt war, bei jener Bekämpfung — wie geſchehen — auch 
bie und da in Bildern zu jprechen, muß Anderen zur Beurtheilung überlafien 
bleiben. Dem Unterzeichneten ſchien e8, daß fein hinreichender Grund dafür 
vorläge, der Art in Yeben greifende Dinge, wie die hier in Rede ftehenven, 
nur in üblicher Weiſe altväterifch= nüchtern zu behandeln. Des Nüchternen 
dürften fchon die mitgetheilten Belege jehr Vielen mehr als genug zu bieten 
ſcheinen. Und allen flüchtigen Leſern — auf ſolche ift heute ja vorzugsweiſe zu 
rechnen — jet deshalb freundlichſt empfohlen, bei dem üblichen Ueberfchlagen 
der Seiten, insbejondere diefen Belegen ihre Berüdfichtigung zuzuwenden. Die- 
jelben find ein Ballaft, aber, wie e8 dem Unterzeichneten ſchien, ein Ballaft, 
der nicht zu entbehren if. Und wenn durch ihn das hier vorliegende Wert 
einen über Erwarten großen Umfang gewonnen hat, fo wolle man dieſes nicht 
von vornherein ald eine zu beflagende Calamität anfehen. 


St. Morig im Engadin, den 1. September 1874. 


Sr. 3. Nenmann. 
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Erſtes Capitel. 


Die Siegesausſichten der perſonalen Steuern vom Einkommen und 
Vermögen und die ihnen in Staaten mit ausgebildetem „Ertrags- 
ſteuerſyſtem“ entgegenjtehenden Hinderniſſe. 


Das im Anfang dieſes Jahrhunderts oft nachgeſprochene Wort Ben— 

jamin Franklins: 

„Steuern zahlen und ſterben muß Jedermann‘ — 
erſcheint uns heute beinahe trivial. Für ganz ſelbſtverſtändlich halten wir 
es, daß an die Staats- und Gemeinde-Caſſe ein regelmäßiger Tribut ent— 
richtet wird. Und doc liegen die Zeiten nicht jehr weit zurüd, da ganz 
und gar andere Anjchauungen die herrichenden waren. 

ALS gegen das Ende des 17ten Jahrhunderts in meinem Heimathlande 
Preußen die erften ftändigen Schoßerheber angeftellt wurden, war der Klagen 
fein Ende. Das wäre ja, hieß e8 in einer der ftändifchen Beſchwerdeſchriften 
jener Zeit: „als wenn nunmehr dad arme Yand nimmer aus der verderblichen 
Contribution herausfommen jollte‘‘ ?). In der That, es follte feit jener Zeit 
niht mehr herausfommen, aber auch erft feit jener Zeit. Und ebenfalls in 
der zweiten Hälfte des 17ten Jahrhunderts war es, daß der Reichsſtand 
Braunſchweig-Wolfenbüttel auf öffentlichem deutſchen Reichstag die Er— 
klärung abgab: Im Grunde ſei es „ein unbeweglides Princip“, daß 
„Steuern und Auflagen gegen die Natur einer Staatsgefellfgaft“ 
fein, da man fid) in bürgerliche Verbindungen nur in der Hoffnung ein= 
gelaffen habe, jeine Sachen zu bewahren, deswegen ein Bürger werde, damit 
man das Seinige in Ruhe und Frieden behalte?) u. ſ. w. 

Und dergleichen Anfichten waren damals feinesweg3 nur Ausfluſſe ein⸗ 
ſeitiger Parteianſchauung. Sie waren vielmehr, obwohl ihnen im Einzelnen 
freilich die Thatſachen ſchon mannigfach widerſprachen, dennoch im Allgemeinen 
auch bei den damaligen Schriftſtellern über finanzielle Gegenftände die 
überwiegenden. Nod im ganzen 17ten Jahrhundert galten er die Steuern 

Schriften VIII. — Progr. Eintommenfteuer, 


2 Fr. 3. Neumann. 


regelmäßig als ein „ertranrdinäres Mittel‘, deſſen — wie &8 5.2. in 
Seckendorf's deutſchem Fürjtenftaat von 1656 ?) hieß — die Chriftlichen 
hohen Obrigfeiten anders nicht als in hochdringenden Nöthen begehren follten, 
da, „was eine Chriftliche Hohe Obrigkeit ber ihren Untertbanen an Renten 
und Gefällen, Erbzinjen, Gejhofen, Frohndienften und 
dergleichen hergebracht, dabey es ordentliher Weije eine Be: 
wandtnus“ haben müſſe 9. Sogar den bedeutenditen deutjchen Finanz: 
gelehrten der Mitte des 1Sten Jahrhunderts, Georg von Juftt, 
bejtimmte — wie er jelbjt gelegentlih jagt — nur der Umftand, daß 
thatſächlich doch zunädhft ein Aufhören der Steuern nicht zu erwarten 
jet — Dazu, diefelben jchon den ordentlihen Einnahmen beizuzählen, zu 
denen wir fie heute prinzipiell in erfter Yinte rechnen. Und nocd der an- 
erkannt jehr tüchtige Gefchichtichreiber der „Deutſchen Steuerverfaſſungen“ 
vom Jahre 1793, Karl Heinrich Lang disfutirte damals die Frage des 
Aufhörens der Steuern gleich der Frage nad der „Genejung‘ von einer 
Krankheit *°). 

Es hat alfo jedenfalls ein ſehr erheblicher Umſchwung in den Anfichten 
von dem Weſen und der Nothwendigfeit der Steuern in neuefter Zeit ftatt- 
gefunden, Und auch die Urſache folder Wandelung tft unfchwer zu finden. 

Sie liegt — furz gejagt — in dem Gegenfat der früheren und der 
gegenwärtigen Auffaſſung von den Aufgaben des Staats. 

ad) älterer Anficht waren die Obliegenheiten und Aufgaben der Landes: 
herrlihen Gewalt in Deutjchland im Weſentlichen feſtſtehend. Das, was 
noch im Anfang diefes Jahrhunderts dem Berner von Haller in wunder: 
licher Verkennung der Forderungen feiner Zeit als das zu erjtrebende deal 
erſchien: daß alle Rechte und Pflichten der Staatsgewalt in etwa derjelben 
Weiſe beftimmt und abgegränzt wären, wie die Forderungsrechte des Privat: 
mannes — war ja tim Grunde nur die Webertreibung und Zulpigung 
derjenigen Berhältnifje, die feit dem Mittelalter tum Herzen Europa’s 
Jahrhunderte lang Beſtand gehabt hatten. So weit damals von öffentlicher 
Gewalt außerhalb der ftädtifchen Gemeindeweſen überhaupt die Rede war, 
war ihr im Allgemeinen durch Herfommen oder Vertrag ein beftinmtes, eng 
umgränztes Feld der Thätigkeit zugemwiefen. Und diefen ſich gleich 
bleibenden Aufgaben vermodten matürlih aud) jene im Grunde 
ebenjo ftabilen hergebrachten Einnahmen der ſogenannten Staatsgewalt 
aus dem eigenen Befig, den überfommenen Zinfen, Frohnden, Renten, den 
Erträgniffen der Straßen: und Brüdengelder, dev Flößerer-, Jagd: und anderen 
Regalien u. ſ. w. in ruhigen Beiten wohl zu genügen?) Nur außer: 
gewöhnliche Berhältniffe machten andere Einnahmen zur Nothwendigkett. 
Und wenn e8 auch an ſolchen außergewöhnlichen Berhältniffen feit den Wirren Des 
30jährigen Krieges, jeit den gewaltigen Damals von den Schweden erhobenen Contri— 
butionen, an deren Berzinfung und Tilgung inSbejondere der Süden des Reichs 
noch lange zu tragen hatte, ſowie jet den aus etwa gleicher Zeit datirenden Anfängen 
ftehender Heeresbildung im deutfhen Norden — ſchon im Laufe des 17ten 
Sahrhundert3 immer weniger zu mangeln begann: dennod galten Folche 
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Verhältniffe in der allgemeinen Meinung noch lange al3 „ertraordinär‘ 
und die Hoffnung, mit ihnen aud die Gontributionen und Schoße einft 
wieder Abſchied nehmen zu jehen, konnte fih noch Menfchenalter hindurch 
erhalten ©). 

Anders in neuefter Zeit. 

Nah unferer jegigen Auffalfung vom Staate find demfelben Schranken 
jener Art nicht geſetzt. Mit jedem Tage jehen wir neue Anfprüche, neue 
Forderungen und Wünſche an ihn herantreten. Wir fehen fein Gebiet fidh 
mabjehbar jo zu jagen ausdehnen, jo weit nur umfere Borftellung von feiner 
Befähigung zu diefer oder jener Aufgabe reicht. Und danad) bedarf auch die 
öffentliche Gewalt zur Zeit nothwendig folder Einnahmen, die eben diefen 
wechfelnden und ſich im Allgemeinen erheblich fteigernden Anfprüchen zu 
genügen vermögen. Einnahmen dieſer Art aber find die ohne Rückſicht 
auf fpectelle Gegenleiftungen allein aus Oründen de3 Bedarfs 
erhobenen : die Stenern, Und mit vollem Fug kann daher gejagt werden: 
die Steuer ift das eigentlich Charakteriftifche de3 modernen Staatd. Wo 
jene herrfcht, ift diefer erjtanden, und umgekehrt wo diefer ift, muß jene 
berrichen. 

Aber in gewiſſer Beziehung ftehen wir gerade in der Gegenwart mitten 
in den bezüglichen Kämpfen, mitten in den Schwierigkeiten des Uebergangs 
zu Steuern im wahren Sinne des Worts. 

Denn feitden in neuejter Zeit mit jener alten Stetigfeit im Gange der 
wirthihaftlichen Dinge, wie fie noch in die erjten Jahrzehnte diefes Jahr— 
dundert3 übernommen worden war, in einer Weiſe gebrochen ift, an die früher 
nicht gedacht werden konnte, ſeitdem an ihre Stelle eine ungeahnte Viel— 
geftaltigfeit und Schnelligteit in der Entwidelung der Dinge getreten iſt und 
hierdurch das alte Verhältnig zwifchen Stadt und Yand, Grundbeſitz und 
Induſtrie, Handwerk und Handwerk, Großgewerbe und Kleingewerbe u. ſ. w. in 
einer Weiſe verändert worden iſt, die auch für die Zukunft ſtetig neue Veränderungen 
verheißt: ſeit dieſer Zeit bedarf es mehr als früher ſolcher Abgaben, die ſich 
nicht nur den wechſelnden Anſprüchen des Staats, ſondern auch eben jenem 

Wechſel der Verhältniſſe anzupaſſen vermögen. 

Und hierzu haben ſich in immer deutlicher hervortretender Weiſe die 
alten „Ertragsſteuern“, die England nicht mehr kennt, die auch 
in der Schweiz faſt vollſtändig beſeitigt ſind, die aber in Nord- und 
Mittel-Deutſchland noch eine ſehr bedeutende Ralle ſpielen und in dem 
Vaterlande der Bourgeoiſie ebenſo wie in Defterreih, Sachſen und den drei 
größeren ſüddeutſchen Staaten bis zur Stunde die allein zur Erhebung 
fommenden directen Steuern find, als ungeeignet erwiefen, fo daß in fehr 
bemerkenswerther Allgemeinheit gerade jegt in Defterreich, wie in Nord, Süd— 
und Mittel-Deutihland, — in Preußen, Sadhjen, Baden, 
Bayern, Würtemberg u. j. w. eine Reform der directen Steuern auf 
der Tagesordnung jteht, durch welche jene alten Ertragsiteuem — richtiger 
gejagt: die überfommenen älteren Ertrags- und die zu ihrer Ergänzung 


Ipäter eingeführten partialen Einfommen- Steuern — in immer weiterem 
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Maaße ergänzt und erfegt werden follen durh perjonale Zteuern vom 
aefammten Einfommen. 

Die unmittelbare Veranlafjung hierzu bot einmal natürlich das neuere, ſehr 
erhebliche Steigen der öffentlichen Bedürfniffe in Staat und Gemeinde, welchem 
Steigen man eine entjprechende Erhöhung jener überbrachten Steuern nicht 
folgen laſſen konnte, jodann und inäbefondere aber auch die Ueberzeugung, daß 
es an geeigneten Mitteln gebrädhe, ein den veränderten Umftänden 
entfprehendes Berhältniß zwiſchen jenen Steuern jelbft 
herzuftellen. Und nun darf man dreift behaupten: Nicht eigentlich das 
Ob? und Wie? der Einfommenfteuer, jondern die Frage, in welder 
Weile der Mebergang von den alten Ertragsſteuern zu jener 
Steuer in's Werk zu jegen ift, — das iſt heute die bremmendfte Frage 
auf dem Gebiete des directen Steuerwejens, wie fie zugleih auch die 
ſchwierigſte ift. 

Ein Blick auf den Stand der Steuerreformfrage in den gedadjten 
Ländern wird und dies deutlicher zeigen. Und ich glaube hiebei gerade wegen 
jener m. D. nicht immer hinlänglid gewürdigten Mängel der gegenwärtigen 
Steuerverfaffungen und der großen Schwiertigfett des Uebergangs zu einer 
den Berhältnifjen mehr entfprechenden Gejtaltung derfelben etwas länger ver- 
weilen zu follen. — 

Beginne ich mit Sachſen, dem Lande, in dem die Verhandlungen 
über die jetzt im Fluſſe befindliche Steuerreform ihon jeit dem Jahre 1867 
ihweben und in dem die bezüglidhen ſtändiſchen Commiffionsberichte und ein= 
geforderten Gutachten durch ihre zum Theil geradezu mufterhafte Gründlichkeit 
eine beſonders wichtige Quelle finanzwiſſenſchaftlicher Erfenntnif geworden 
find: jo wird dort nod) gegenwärtig (im Sommer 1874), ebenfo wie in den 
dret größeren füddeutichen Staaten — eine das Einkommen der Einzelnen 
al3 ſolches erfafiende Steuer nicht erhoben, vielmehr beftehen an directen 
Steuern nur die dur das Gejeg vom 9. September 1843 eingeführte — 
von Örundftüden und Gebäuden erhobene — Grundfteuer und 
die — inöbefondere auf den Gefegen vom 24. December 1845 und 23. April 
1850 berubende fogen. Gewerbe: und Perfonalfteuer, welde letztere — 
was die Befteuerung der Gewerbetreibenden betrifft, mande Analogieen 
mit der preußifchen Gewerbefteuer zeigt, daneben aber, wie fchon der Name 
andeutet, auch die nicht gemwerbetreibenden Claſſen, Die Beamten, Lehrer, 
Künftler, Penfionärs und Empfänger von Zinsrenten u. |. w. zur Befteuerung 
heranzieht. 

Beide Steuern — die Gewerbe: und Perjonal-, wie die Grundſteuer — 
find, was ihren Urſprung betrifft, in gewiſſen Sinne auf den $ 39 
der ſächſiſchen Verfafjungsurfunde vom 4. September 1831 zurüdzuführen, 
nad) welchem ein „neues Abgabenſyſtem“ feſtgeſtellt werden follte, bei welchen 
die „Gegenftände der directen und indivecten Vefteuerung nad einem 
möglichſt richtigen Verhältniß zur Mitleidenſchaft gezogen“ 
würden. Indeſſen iſt ſolcher Forderung thatſächlich von jenen Steuern, nach 
unſern jetzigen Vorſtellungen wenigſtens, im Grunde von jeher ſehr wenig 


4 Fr. J. Neumann. 
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entjprochen morden. Und es fcheint auch, wie Genfel neuerdings nach— 
gewiefen hat, der Gedanke, daß durch jene Steuern da3 Einkommen aus 
Grundbefis überhaupt in gleihem PVerhältnig wie der andere Erwerb zu 

Leiftungen heranzuziehen ſei, ſowohl der Regierung wie den Ständen urſprüng— 
Th jehr ferne gelegen zu haben 6%), Ein bemerfenswerther faft modern 
eriheinender Antrag vom Jahre 1834: „neben der Grundſteuer, welche ſich 
nie in ihren Einheitsjägen ändern’ dürfe, noc eine allgemeine „Vermögens- 
und Einfommenfteuer” einzuführen, der auch die Grundbefiger zu unterwerfen 
jeien, damit ſpäter nicht wieder Ungleihheiten entftänden — war auffälliger Weife 
gar nicht beachtet worden. Und alles Bejtreben bei Einführung jener Steuern 
war anfcheinend nur darauf gerichtet, einerſeits innerhalb des Grundbefites 
ſelbſt eine Steuerausgleihung eintreten zu laſſen, andererſeits den ftädttfchen 
Gewerben, die durch die von den Häufern, wie bemerkt, mit erhobene Grund» 
fteuer nicht ausreichend belaftet ſchienen, noch eine bejondere Yaft etwa in 
ähnlicher Höhe aufzuerlegen, wie dies früher durch die Vermögenzfteuern, 
fpäter durd) die ftädtifche Aecife in Sachſen gefchehen war, bei. alledem aber 
an die bejtehenden Verhältniffe möglihft „anzufnüpfen‘ und deshalb aud 
den Gefammtergebniffe der neuen Grundſteuer etwa diefelbe Höhe zu geben, 
die das Provenü der bisherigen „jeit etwa 160 Jahren“ von Grund und 
Boden gezahlten Steuern gehabt hatte. Daher nahm man denn auch 3.2. 
nicht Anftand, den Steuerfas dDiefer Steuern auf neun Procent des all: 
gemein neu ermittelten Reinertrags der Grundftücde feitzufegen, während 
- die Tarife für die Perfonalfteuer da, wo diefe Steuer überhaupt in Procenten 
des fteuerpflichtigen Einfommens rip. Ertrags ausgedrüdt war, höchftens bis 
zu 22, Procent fteigende Säte hatten. 

Auch gab diefer Zuftand anfangs zu feinen Klagen Anlaß, da eben die 
bisherigen Berhältniffe möglicht geichent und die Steuern überhaupt in Sachſen 
verhältnigmäßig nicht hoch oder drüdend waren. Erft als e3 fett dem Jahre 
1849 nothwendig wurde, Stenerzufhläge zu erheben, traten die Mängel 
der neuen Einrichtung zu Tage, und e3 wurde nun die Frage laut, die bis 
zur gegenwärtigen Stunde die heftigften Kämpfe erregt hat, die Frage nehmlich, 
ob jene Steuern die verfchtedenen Berufsklaffen in angemefjenem Verhältniß 
belaften und wenn das nicht der Fall ift, in welcher Weife denn die Zuſchläge 
zu jenen Steuern einzurichten feien, um das beftehende Mißverhältniß aus: 
zugleichen oder doch nicht zu erhöhen. 

Thatfählih hat man fett 1849 in der Wahl der Zuſchlagsſätze 
geſchwankt. 

Anfangs, in den Jahren 1849 -1857 wurde ein Zuſchlag von 1 Pfennig 
d. h. von ca. 11 Procent zu der im allgemeinen 9 Pfennige °) pro Steuer- 
einheit betragenden Grumdftener in dem Falle fir gerechtfertigt gehalten, daß 
der Gewerbe: und Berfonalfteuer eine Erhöhung um 50 (!) Procent zu Theil 
würde. Und wenn gar der doppelte Zuſchlag vor 2 Pfennigen — d. h. 
alſo 22— 23 Procent bei der Grundfteuer zur Erhebung fam, wie in 
den Jahren 1850— 1852 und 1854, wurde die Gewerbe- und Perſonal— 
fteuer ebenfall3 mit dem doppelten Betrage jenes Zufchlags, d. h. um 100(!) 
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Procent gefteigert. Schon im Jahre 1859 ging man indeſſen, nachdem 1858 
zum erften Male jeit langer Zeit ein Zujchlag überhaupt entbehrlic, geweſen 
war, von jenem Verhältnig ab und ftellte einer Steigerung der Grundfteuer 
von ca. 11 Procent eine ſolche der Gewerbe= und Perjonalfteuer um nur 
40 Procent gegenüber. Darauf folgten fieben glüdlihe Jahre, mit geringer 
Steuerlaft. Und als "im Jahre 1867, in Folge der Kriegsereigniſſe von 
1866, an Sachſen wieder die Nothwendigfeit herantrat, von Steuerzufchlägen 
Gebraudy zu machen, ſchlug zwar die Regierung nach denn — wie bemerkt _ 
im Jahre 1859 befolgten — Maaßſtabe abermals eine gleichzeitige Erhöhung der 
Grundfteuer um 2 Pfennige pro Steuereinheit, aljo 22 —-23 Procent, und 
der Gewerbe- und Perſonalſteuer um 80 Procent vor, ſtieß hierbei aber auf 
einen Widerjtand, den fie nur vorübergehend zu überwinden vermodt hat und 
der dann der Ausgangspunft der ganzen neueren Steuerreform in Sachſen 
geworden ift. 

Die Majorität der Finanzdeputation der II. Kammer führte nehmlich 
aus, daß bet einem jo geringen Zujchlage zur Gewerbes und Perfonalfteuer 
der Grundbeſitz durch Erhöhung der Grundftener um 2 Pfennige zu hart 
getroffen würde, während umgekehrt die Minorität derſelben Deputation 
behauptete, einem Zujchlag von 2 rip. 3 Pfennigen zur Grundfteuer dürfe 
nur em folder von 60(!) Procent zur Gewerbe- und Perſonalſteuer 
entiprechen. : 

Der eine Theil konnte fich auf den auferordentlichen Aufſchwung beziehen, 
den im neuerer Zeit gerade in Sachſen Gewerbe und Handel gegenüber der. 
dortigen Yandwirtbichaft genommen hatte, Gehörten doch 3. B. nad) der 
Zählung von 1849 damals noch 34 — 35 Procent der ganzen fächfifchen 
Bevölkerung der Land» und Forftwirtdichaft an, dagegen 1861 nur noch 
26—27 Procent, während mit Handel und Jnduftrie 1849 nur 49—50, 
1861 aber jhon 59—60 Procent der Bevölkerung beichäftigt waren. 

Dagegen konnten umgefehrt die Vertreter der commerciellen und gewerbe- 
treibenden Bevölkerung, mit jchlagenden Zahlen darthun, daß ſich ihre Be— 
laftung jchon an ſich in den legten Jahrzehnten jehr viel mehr gefteigert 
hatte, als ihre Zahl. Die Grundſteuer hat in ihrer neuen Geſtalt jett 1844 im 
Wejentlichen die gleiche Höhe behauptet. Sie hatte 3.8. 1847: 1,459,370 Rth. 
und 1866: 1,518,800 Rth. erbracht. Und das Wenige, was ihr zugewachjen 
war, war faſt nur der Bermehrung der fteuerpflichtigeun Gebäude zu danfen, 
die ja, wie bemerkt, auch der Grundſteuer unterlagen und die fih — 
jo weit ihre Steuererträge vorzugsweiſe geftiegen waren — weniger in den 
Händen der ländlichen Beſitzer, al3 vielmehr innerhalb der Städte 
befanden. Dagegen hatte ſich der Ertrag der Perfonal= und Gewerbefteuer 
zum Theil wegen des ftattgehabten Aufſchwungs von Induſtrie und Handel, 
zum Theil aud in Folge von Feftjegungen höherer Steuerfäge in einzelnen 
Geſetzesnovellen — ftettg und jehr erheblich gefteigert. Er betrug 1844 nur 
395 — 396,000 Rth., dagegen 1866: 712,000 Rth., und 1870 fogar 
jhon 1,251,000, d. h. mit legterem Betrage: 43%), des ganzen durch directe 
Steuern überhaupt zu dedenden Staatsbedarf3, während diejelbe Steuer 
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im Sahre 1844 nur 21 Progent zur Gejanuntfumme der directen Steuern 
beigetragen hatte. 

Natürlich) war aber auch aus Ddiefen Zahlen nicht zu erfehen, wer in 
jenem Streite Recht, wer Unrecht hatte. Denn man wußte weder, ob nicht 
durch dieje Steigerung des Ergebniſſes der Perfonal- und Gewerbeſteuer viel- 
leicht nur eine früher zu geringe Beftenerung des gewerblihen Einfommens 
wieder qut gemacht wäre, noch ob nicht das gewerblihe Einkommen ſelbſt 
ſeit 1844 etwa noch ftärfer geftiegen wäre, als der Ertrag der Steuer von 
demſelben. 

Und die Erkenntniß, daß es bei ſolchem Steuerweſen in der That an 
allem und jedem Anhalt gebräche, um beurtheilen zu können, welcherlei 
Zuſchläge zu den einzelnen Steuern gerecht ſeien, hat ſich auch im Verlaufe 
der damals angeregten Steuerreform immer mehr befeſtigt, und ſie iſt es, die 
der Einführung einer die bisherigen Steuern ergänzenden Einkommen— 
feuer, trog allen anfänglichen Widerftrebend der Negterung, mehr und mehr 
den Weg gebahnt hat. 

Bon der zuerjt im Jahr 1869 einberufenen Steuercommifjion, die theil3 
aus Beamten, theils aus anderen Sadperftändigen, Landtagsmitgliedern zc. 
beitand, wurde die von der Regierung ihr vorgelegte Frage 13: 

Ob eine Gegenüberftellung des Gefammtergebnifjes der beiden Zweige 
der directen Beftenerung . und die Feftftellung eines gewiſſen Ver— 
hältnifjes rücjichtlich ihres Gefammtertragg möalid und räth- 
lich ſei, — 
einſtimmig verneint (pag. 23). Und es war im Grunde wohl zutreffend, wenn 
von den zum Gutachten in diefer Sache aufgeforderten Handelstammern z. B. 
die Reihenbaher Kammer in einem fehr ausführlichen Bericht vom Sep— 
tember 18698) darlegte: der Umftand, daß die Grundfteuer eine Steuer nicht 
vom Einkommen, jondern von dem Ertrage gewifjer Objecte ſei, made die 
Vergleihung ihrer Höhe mit der der Perfonalftener eben fo unthunlich, wie 
3. B. ihre Vergleihung mit der Höhe der Salzfteuer oder des Kaffeezolls. 

„Steht — jo äußerte fi) die Commiffion jener Kammer — der 
Charakter der Grundſteuer al3 einer dinglihen oder Objectfteuer un— 
zweifelhaft feit, jo folgt hieraus, daß eine Bergleihung derfelben 
mit irgend einer andern Steuer unmöglich iſt. Eine dinglide 
Steuer läßt fi weder mit einer anderen dinglihen Steuer, 
noch miteiner perſönlichen Steuer, eine Objectfteuer weder mit 
einer andern Objectſteuer, noch mit der Einfommenfteuer vergleihen. Aus 
diefem Grunde ift es eine ganz vergeblihe Mühe, wenn da3 
Commijfionsmitglied Günther immer auf’3 Neue den Nach— 
weis zu erbringen verſucht, daß die Gewerbe und Perfonal- 
teuerebenfalls eine Objectfteuer jei. Wäre diefer Nachweis gelungen, 
jo würde daraus für die Vergleihbarfeitder beiden Hauptfteuer- 
gattungen nidht das allermindefte folgen; dann würden eben zwei 
oder— da die Gewerbe- und Perfonalfteuer wieder eine Anzahl der verfchiedenften 
Steuern in ſich begreift — vielmehr eine ganze Menge Objectfteuern einander 
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gegenüberftehen. Die Grundſteuer mit der Gewerbefteuer oder Rentenſteuer 
oder Perfonaljteuer oder Prädicatjteuer, oder auch mit der allgemeinen Ein- 
fommenfteuer oder allgemeinen VBermögensfteuer zu vergleichen ift in der That 
ein ebenfo logijh unmögliches und daher hoffnungslofeslinter- 
nehmen, wie der Berjud eines Vergleiches derſelben mit der 
Salzfteuer oder mit der Stempelfteuer oder mit dem Kaffee 
zolle oder mit der Hundefteuer” u. ſ. w 

Aehnlich ſprachen ſich andere damals eingeholte Gutachten aus. Und die 
Regierung erfaunte jelbft, daß mit Zuſchlägen diefer oder jener Höhe 
zu den beftehenden Steuern nicht zu helfen je. „Der Grundfehler un— 
feres divecten Steuerſyſtems“, jo ſagte fie in den Motiven zum Gejetesentwurfe 
vom Juli 1871 — „liegt darin, daß e3 fein Syftem iſt, daß es nicht 
auf einer einheitliden Bafis beruht, fondern eine Mehrzahl ver— 
ſchiedener und unter fih niht zufammenhängender Steuern 
umfaßt, die eben deshalb jede Möglichkeit eines Vergleichs 
unter ſich ausſchließen und die Beantwortung der Frage, in welchem 
gegenfeitigen Verhältnifje die einzelnen Claſſen der Beitragspflichtigen von der 
Steuerlaſt betroffen werden, vollkommen unmöglich machen ()). In 
dieſem Verhältniſſe liegt der eigentliche Grund aller der Klagen 
über ungerechte Vertheilung der Steuerlaft, die wir in den legten Jahren in 
Sachſen gehört haben, und aller ber Differenzen ımd Kämpfe zwifchen Grund- 
befig auf der einen, Capitalbefig und Arbeit auf der andern Seite, die ihre 
nachtheiligen Eimvirkungen weit über ihre eigentliche Bedeutung hinaus und 
bi3 in das politifche Gebiet hinein ausgedehnt haben‘ u. ſ. w. (p. 40 ff.). 

Und diefe Ausführungen gehören zu den jehr wenigen Darlegungen 
der Regierung in diefer Angelegenheit, die jpäter meines Wiffens von feiner 
Seite angefochten worden find. 

Ueber die Nothmwendigkeit einer gründlichen Umgeftaltung des Steuer: 
weiens in der Richtung, daß eine Steuer oder ein Syſtem von Steuern 
geihaffen würde, nad) welchem mit der fortſchreitenden Entwickelung dieſes 
oder jenes Zweigs der Geſammtwirthſchaft ſich auch eine entſprechende Ver— 
größerung der von derſelben zu tragenden Steuerlaſt ergebe, und nach welchem 
auch eine etwa erforderlich werdende Steuererhöhung ohne Benachtheiligung 
dieſer oder jener Claſſe der Bevölkerung durchzuführen ſei — war man im 
Weſentlichen einig. Nur den richtigen Weg zu dieſem Ziel zu finden, fiel 
ſchwer. Und erſt nad) jahrelangen Verhandlungen, nach Aufſtellung einer 
ganzen Reihe von Entwürfen einerjeit3 und der Erftattung treffliher und um— 
faffender ftändifcher Berichte andrerfeits Scheint man nunmehr einem beide Theile 
befriedigenden Ziele nahe gefommen zu fein, indem man die Einführung einer 
allgemeinen Einfommenfteuer neben den bisherigen Steuern in Augficht ge— 
nommen bat. Indeſſen hatte man früher ganz und gar Anderes beabjichtigt. 
Und es find gerade diefe früheren Pläne, deren Unausführbarfeit man nad) 
längerer Prüfung erkannt hat, jehr belehrend. Sie ergaben nehmlich die 
Unthunlichkeit eines confequent durchgeführten neuen „Syſte ms“ von 
Ertragsfteuern, an deſſen Einführung man in Sachſen anfangs gedacht hatte. 
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Ber Abfaffung der früheren Entwürfe waren der Negierung nad) 
dem Inhalte der denfelben beigefügten Motive „die Reize der Einkommenſteuer“ 
mit Knapp zu reden — in der That „nicht unbekannt‘ geweſen 82), Aber 
die „häuslichen Tugenden der Ertragäfteuern waren ihr auf die Dauer von 
höherem Werth erſchienen“. Und fo hatte fie es zuerft mit einem neuen, fo 
volftändig als möglich ausgebildeten Syſtem diefer letteren Steuern verfuchen 
wollen. Indeſſen hatte fie hierbei nicht, wie amerfannt werden muß, den 
Weg beichritten, den — wie wir fogleich jehen werden — bei ganz ähnlicher 
Beranlafjung die würtembergifhe und mande andere Regierung in 
neuejter Zeit eingefchlagen hat, den nehmlic, die Frage von dem Berhält- 
niß der Beitragspfliht der einzelnen Kategorien von Steuerpflich- 
tigen — d. h. der Grund-, der Gebäude-, der Gewerbefteuer-Pflichtigen c. zu 
einander — zu trennen von der Frage nad) der gerechteften Belaftung der diefen 
Kategorien angehörigen Einzelnen. Vielmehr waren in den beiden hieher 
gehörigen Gejetsesentwürfen vom Juli und vom Dezember 1871 Beftimmungen 
ſowohl über die Anlage der der „Untervertheilung‘ der einzelnen Steuern 
dienenden Katafter, als auch fo zu jagen über die Dbervertheilung der Ge— 
ſammtlaſt auf dieſe Katafter felbft vorgejchlagen. 

Nah dem Entwurf vom December 1871, der nur eine Umarbeitung 
de3 gedachten andern, der Deffentlichkeit übergebenen, aber nicht der Yandes- 
vertretung unterbreiteten Entwurf3 war — follte der durch) directe Befteuerung 
überhaupt zu dedende Staatsbedarf „nach Verhältniß des Gefammt- 
betrage3 derjenigen in Ertragseinheiten auszudrüdenden 
Erträgniffe” aufgebracht werden, „welche die einzelnen Beitragspflichtigen 
aus den verfchiedenen Erwerböquellen beziehen‘. Und hiebei jollten unter= 
ſchieden werden: 

a) Erträgniffe aus inländischen Grundbefig, 

b) Erträgniſſe aus Zins- oder Nentenberechtigungen oder ausländiſchem 
Grundbeſitz, ferner: 

c) Erträgniffe aus der Uebernahme von feftbefoldeten Aemtern oder 
Privatbedienftungen, wiſſenſchaftlichen, fünftlerifchen Yeiftungen oder 
Pohnarbeit aller Art, und endlich 

d) Erträgniffe, die aus dem Betriebe von Handel und Gewerbe, ſowie 
aus anderen vorftehend nicht benannten Quellen fließen. 

Den hierauf bezüglichen Beftimmungen folgten dann im Entwurfe weis 
tere Vorjchriften über die Anlage der Katafter für dieſe einzelnen Erwerbs- 
quellen a—d. 

Und an diefe Vorſchriften ſchloß fich endlich jo zu fagen, die Grund 
beftimmung des Ganzen: eine Beftimmung nehmlich darüber, in weldem 
Verhältnig dann die Erträgniffe der einzelnen Erwerbsquellen zu einander 
zur Steuer heranzuziehen wären. Aus den oft erörterten Gründen, aus 
denen man das fog. fundirte Einkommen höher belaften zu können meint, als 
da3 unfundirte, nur von der Arbeit herrührende, wurde zu bejtimmen vor- 
geichlagen, daß je eine fog. Ertragseinheit, nad) der die Steuererhebung 
Ipäter zu erfolgen hätte, zu legen wäre auf einen jährlichen Ertrag: 
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von 8 Rth. aus dem Grundbeſitz und Zins- und Rentenberechtigungen 
(a und b oben), 

von 12 ,, aus Bejoldungen, Penfionen, Honoraren ꝛc. (c oben) und 

endlich 

von 10 ,, aus anderen Tuellen (d oben), wobei man freilich die 

Zahlen 8, 12 und 10 „bei dem gänzlichen Mangel ſtatiſti— 
cher Unterlagen nur auf Grund allgemeiner Würdigung 
und Abwägung der einichlagenden Berhältniffe‘ (!) aufgejtellt 
haben wollte. 

Mit dem Borjchlage folcher Beſtimmungen war nun aber natürlich nicht 
nur die allgemeine Frage angeregt: ob an fi „Ertragsſteuern“ oder Ein 
fommenfteuern den Vorzug verdienen, und weiter ob dieſer oder jener der befte 
Modus zur Anlegung der einzelnen „Ertragsfteuern‘ je. Sondern es war 
damit zugleich die Tadel der Zwietraht aud) unter diejenigen geworfen, die 
an fi) den Ertragsfteuern nicht abhold waren und die am ſich aud gegen die 
vorgejchlagene Art der Beranlagung diefer umd jener derjelben nichts einzus 
wenden gehabt hätten, die aber doc über das Berhältnig, in dem nun z. 2. 
die Grundſteuerpflichtigen gegenüber den Zins- oder Gewerbeſteuerpflichtigen 
belaſtet werden ſollten, je nach ihren Intereſſen zu ſehr verſchiedenen Anſichten 
geleitet wurden. 

Auch fehlte es natürlich nicht an Beſchwerden über die Beſtimmungen 
die betreffs der Aufſtellung der einzelnen Kataſter vorgeſchlagen waren. 
Die Regierung hatte es für nothwendig erachtet, für den Grundbeſitz und den 
landwirthſchaftlichen Erwerb beſondere Vorſchriften zu erlaſſen, nach welchen 
die Ausmittelung des aus dieſen Quellen fließenden, angeblich beſonders 
ſchwer zu vermittelnden Einkommens und Ertrags im Anſchluſſe an die bis— 
herigen Grundſteuerkataſter und unter Benutzung der Güter— 
kaufpreiſe neueſter Zeit ſtattfinden ſollte, während für faſt alle anderen 
Erträgniſſe e“ dem Weg der freien jährlichen Abſchätzung und reſp. der 
Declaration der Vorzug gegeben war. Und ſolche Beſtimmungen waren 
natürlich, abgejehen von den bejonderen Mängeln, die diefer und jener Ermittes 
lungsart nad) dem Entwurfe ſchon an ſich anhafteten, zwiefachem Einwande aus⸗ 
geſetzt: erftens dem, daß dadurch die angejtrebte principielle ( Einheit des „Er— 
tragsſteuer⸗ Syſiems⸗⸗ durchbrochen werde, und dem alten Streite über die un— 
gleichmäßige Heranziehung der einzelnen Berufsclaffen wieder Nahrung gegeben 
werden würde, fodann aber zweitens auch dem Einwande, daß, wenn man ein= 
mal den Weg der Abſchätzung und der Declaration bei dem angejtrebten Ertrags⸗ 
ſteuerſyſtem wähle und damit den hauptſächlich diefen Steuern nachgerühmten 
Vorzug ficherer äußerer Steuermerfmale aufgebe, fein Grund vorliege, noch die 
großen Mängel diefer Steuern beizubehalten, nad; welden z. B. die Schuld= 
zinfen von den fteuerpflichtigen Erträgen nicht in Abzug gebracht werden dürften, 
dieſe Erträge nicht progrefjiv bejteuert werden könnten u. ſ. w. und daß e3 
danach vielmehr, wenn man jenen Schritt thue, gerathen fei, noch einen 
Schritt weiter zu gehen und ſich ganz und gar zu Gunften einer einzuführen 
den Einfommenfteuer zu entjcheiden ?). 
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Alles das führte dann zur ernftlihen Prüfung der Vorfrage, ob eine 
allen Berufsclaffen gerecht werdende Veranlagung bet einem „Syſtem“ conſe— 
quent durchgeführter Ertraggfteuern überhaupt möglich wäre. Und diefe Frage 
bat man ſchließlich, trot alles anfänglichen Widerjtandes der Regierung ver: 
neinen zu müſſen geglaubt. Da man aber auch da3 von der Mlinorität der 
I. Kammer nicht ohne Geſchick verfochtene Project der Bejeitigung der 
bisherigen directen Steuern zu Gunften einer einzigen, ganz alle 
gemein vom Einkommen zu erhebenden Steuer unannehmbar fand, jo wurde 
ebenjo, wie dies in meuefter Zeit in Baden und Defterreich in Ausficht genom— 
men tft, der oben jchon erwähnte Mittelweg gewählt, welcher indefjen, wenn 
er, was bis jest (Sommer 1874) nicht gejchehen ift, zum Geſetz erhoben 
werden jollte, jedenfalls nur das erfte Stadium einer immer weiter vorrückenden 
Einengung des Bereichs jener älteren Steuern fein dürfte Denn aud in 
Sachſen wird fid) bewähren, was Helfferich”*) in feinen Auffägen über die 
Reform der Divecten Steuern in Bayern m. D. jehr treffend gefagt hat: „Wo 
einmal ein Ertragsſteuerſyſtem von der Einfommenfteuer auch nur in einzelnen 
Stücken durchbrochen ift, gewinnt diefe mehr und mehr Geltung, und e3 wird 
feine Ruhe, bis fie zur Herrfchaft gelangt iſt.“ 


Anders als in Sachſen ift man in neuefter Zeit n Würtemberg zu 
Werke gegangen. 

Hier ift der Ruf nad) Einkommenſteuer — troß aller guten Ausfüh- 
rungen Pfeiffer’3 und Anderer!) — übertönt von der Stimme Derjenigen, die 
dem angeblich erprobten Modus der bisherigen würtembergiichen Einrichtungen 
den Vorzug gaben. Man hat e3 noch einmal — vorausſichtlich al3 einen 
der legten Verſuche auf diefem Gebiete in Deutſchland überhaupt — unter: 
nommen, den Lockungen der Einfommenftener Widerftand Leiftend, Tediglich 
da3 alte Ertragsfteuerfyften zu verjüngen und den Bedürfniſſen des Tages 
entfprechend umzugeftalten. Und auch diejes Beginnen und der dabei erzielte 
Erfolg ift für die Kritif der Ertragsftenern von Werthe, weshalb darauf 
hier näher eingegangen werden fol. Wenn wir auch zur Zeit natürlich nicht 
in der Lage find, über den Ausgang diefes bemerkenswerthen Procefjes be— 
richten zu können, da zuerft die Nefultate des jet in Angriff genommenen 
Veranlagungswerts abzuwarten find, fo geben doch fehon die Einzelnheiten des 
Beſchloſſenen mandye Belehrung. 

In Würtemberg wurde ſeit Alters, was nicht durch den Ertrag „des 
Kammerguts“ gededt werden konnte, theils durch indirecte Steuern, theil3 
durch die althergebradhten „Ertragsftenern” von dem Grundeigenthum, den 
Gefällen, Gebäuden und Gemwerben aufgebradht. Und erft in neuefter 
Zeit find al3 ordentliche Steuern daneben noch Steuern von denjenigen 
Einfommensquellen, getreten, die durch jene „Ertragsſteuern“ nicht erfaßt 
werden, jo die zulett dur) das Gefeg vom 19. September 1852 in um: 
fafjender Weife geregelten Steuern: 1) von den Bezügen der Mitglieder des 
Kal. Haufes, Apanagen, Suftentationen, Nadelgeldern und Witthumen, 2) von 


12 Fr. 3. Neumann. \ 


dem Einkommen aus Gapitalten und Renten und 3) von „Dienft- und Be- 
rufseinfommen jeder Art“, worunter ſowohl die Gehalte und Penfionen der 
Beamten, ald die Berufseinfommen der Aerzte, Notare, Künftler, Architekten, 
Feldineffer, Literaten — kurz aller derjenigen Berufsclaffen verftanden werden, 
deren Einkommen nicht fchon anderen der erwähnten Steuern, insbefondere 
der Gewerbejteuer unterliegt. 

Ihrer eigentlichen Natur nad) wären num dieſe neuen Steuern ebenio 
als Ertragsfteuern zu bezeichnen geween, wie z. B. die frühere badiſche Capital: 
oder die jegigen badischen und bayerifchen Gapitalventenfteuern. Ya, es hätte 
die3 jogar mit nod größerer Berechtigung geſchehen fünnen, als es bezüglih | 
jener Steuern geſchieht. Denn während bei jenen — wie es 5. B. im bavertichen | 
Einfommen- Capitalventenfteuergefeg vom 31. Mat 1856 heißt — „die von | 
den Pflichtigen erweislich zu zahlenden Paffivcapitalzinfen von der fteuer- | 
baren Gapitalvente” m Abzug gebraht werden dürfen: it in dem 
würtembergijchen Gejfeg vom 19. September 1852 ebenjo wie in den bezüg— 
lichen früheren würtembergiſchen Erlaſſen 19%) und in dem erwähnten ſächſiſchen 
Geſetz über die Rentenbefteuerung vom 24. December 184512) — ein folder 
Abzug verboten. E3 ift aljo die Nichtberüdfichtigung des Einkommens 
gegenüber dem Ertrage in Würtemberg und Sachſen noch conjequenter zur | 
Durhführung gebracht, al3 in Bayern und Baden. 

Trotzdem werden die gejchilderten Steuern von Capitalien, Renten, Dienft 
und Beruf in Würtemberg von den zuvor erwähnten „Ertragsiteuern“ unter | 
bejonderen Namen als ſog. Einfommenfteuern geichteden. Und es iſt 
beachtendwerth, wie man fie im geraden Gegenfage gegen die früher in Sachfen 
bezüglich der Reform der dortigen Ertragsfteuern gemachten Pläne, bei dem 
jest” zum Abſchluß gebradhten Steuerreform Gefege ganz und gar unbe: | 
rückſichtigt gelafjen hat. Es fteht das mit dem eigentlichen Wejen der | 
directen Steuern in Würtemberg in engew Beziehung. | 

Während nehmlid die erwähnten dortigen „Einfommenfteuern‘ 
Duotitätftenern find, jährlich neu veranlagt werden, danach in ihren Er- 
trägen wechjeln, und unmittelbar der Staatscaffe zufließen, verhält e8 fidy in 
allen diefen Beziehungen mit jenen älteren „Ertragsfteuern” ganz und gar 
anders 12), 

Diefe ſchloſſen ſeit Alters im Soll und — mit ſehr Kleinen Diffe- 
venzen — aud in der Sfteinnahme mit ganz feitftehenden runden Beträgen 
(jeit 1858/59 regelmäßig mit 3 Millionen Gulden) ab. Denn fie werden 
von oben her nad) gewifiem Maßſtabe auf die Amtskörperſchaften, von diefen 
auf die Gemeinden und von den Gemeinden erft auf die einzelnen Genfiten, 
etwa nad) Art der drei großen franzöfischen directen Steuern 1?*) repartirt. 
Und fie werden demzufolge auch von dem Steuerpflichtigen nicht unmittelbar 
an die Staatscafje, ſondern durch VBermittelung der dazwifchenftehenden Ge= | 
meindes und Amtscafien gezahlt, welche letztere für die rechtzeitig und voll= | 
ftändig erfolgende Einlieferung der auf fie vertheilten Summen haftbar ges 
macht find. Mit Rücficht auf diefe Erhebungsart fand denn bisher auch feine | 
jährliche Einfhägung ftatt, fondern es geſchah die Nepartition nad alten, in | 
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ihrer Grundlage bis auf die zwanziger Jahre dieſes Jahrhunderts zurüd- 
veihenden Kataſtern: dem jog. Grundfatafter, Oefälltatafter, Landesgebäude— 
und Fandesgewerbefatafter. Alle diefe Steuergrundlagen foltten periodiſcher 
Revifion unterzogen werden, das Gebäude- und Gewerbefatafter alle drei Jahre, 
die beiden anderen Katafter jogar jährlich. Indeſſen erftredte fich dieſe letztere 
(jährliche) Reviſion natürlich nicht auch auf Berüdfichtigung der inzwifchen 
eingetretenen, den Ertrag der Grumdftüde ändernden Umftände, fondern fie 
geihah in der bei Grumdfteuerfataftern üblihen Weife nur einerfeit3 durch 
Hinzurehnung oder Abrechnung der Steueranfchläge folder Güter und Ge 
fälle, welche aus dem bisherigen fteuerfreien Eigenthum des Staats und 
anderer privilegirter Perfonen an fteuerpflichtige Beſitzer übergingen refp. um: 
gefehrt aus ſteuerpflichtigen Händen in fteuerfreie gelangten, und andererfeits 
durh Umjchreibung der Steueranfchläge folder Güter, bet denen etwa eine 
Yenderung der Mearfungsgränzen, Zertheilung, Zufammenlegung oder der: 
gleichen ftattgefunden hatte. Demnach waren aud in Würtemberg die Grund: 
und Gefällftenern in ihren Gejammtbeträgen — ähnlich wie es in Sachſen 
nad dem oben Bemerkten der Fall war — faſt volljtändig zur Unbeweg— 
Iihfeit verurtheilt. Der im Grund- und Gefällfatafter aufgeführte Rein— 
errrag aller ftenerpflichtigen Grundftüce betrug 
z. B. im Jahre 1826: 16,801,450 Gulden !3), 
1846: 16,879,784 „14, 
1851: 17,185,867° „ »), 
„ n 1859: 18,109,017 „ ®), 
„nr .  1871: 18,016,92 „ ») uf. m. 

Er hatte ſich alfo wenig verändert und war insbeſondere von dem neueren 
Aufſchwunge der Yandwirthichaft, wie das ja auch nad) den angegebenen Be— 
ſtimmungen nicht anders fein fonnte, ganz und gar unberührt geblieben. 

Beweglih waren allein das Gebäude: und Gemerbefatafter. Indeſſen 
auch die auf ihmen fußende Beſteuerung hatte aus mehrfachen Gründen mit 
der Entwickelung der wirtbichaftlichen Verhältniffe, insbefondere mit dem groß- 
artigen Auffhwung der würtembergifchen Induſtrie durchaus nicht gleichen 
Schritt halten können, und war jo in einen Zuftand der Beraltung gerathen, 
der die gefchilderten bezüglichen Berhältnifie in Sachſen in der That noch 
weit überbot. 

Einmal nehmlich wurden, was das Gebäudefatafter betrifft, zwar die 
binzufommenden, neu errichteten Gebäude bei den Nevifionen neu eingefchägt, 
und es wurde um ihren Steueranſchlag der Katafterbetrag erhöht. Aber e3 
geſchah dies nur „nad; Verhältniß der Anjchläge von 1819/23 16), und aud 
die damal3 ſchon vorhandenen Gebäude behielten demnach natürlich ihre 
bisherigen Katafterfummen ftetig bei. Eine wirkliche Kevifion ihrer Er- 
träge, welche diefe den neuen Berhältniffen z. B. der aufblühenden Städte 
angepaßt hätte, hatte nie ftattgefunden. Daher ftieg denn auch der Kataſter— 
betrag der Gebäudemerthe zwar von: 

145,908,359 Gulden im Jahr 1826, 
auf 183,770,122 „ vr 1946, ferner 
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auf 194,297,098 Gulden im Jahr 1853, 
» 203,088,2722 „5. nn 1860 und endlich 
„ 226,319,054 „1871 17), 

Aber es geſhah das faſt ausſchließiich in Folge von Neubauten. Und 
wie wenig dieſe Steigerung einen Vergleich aushalten kann mit dem Steigen 
des wirklichen Ertrags und Werthes der Gebäude, zeigt der Bericht der 
Steuergeſetzcommiſſion der II. Kammer vom Februar 1872 treffend an dem 
Brandverficherungsanfchlag der fteuerpflichtigen Gebäude, der 

im Jahr 1839: 139 Mill. Gulden, dagegen 

» n 1867 fon: 581 „ 
betrug, jo daß, wenn man berüdfichtigt, daß der volle Werth der Gebäude 
durcchchnitttich wenigſtens no) um %/, höher angenommen werden fann, als 
der Brandverſicherungsanſchlag, der natürlich die durdy) den Brand nicht zu 
zerftörenden Gebäudetheile und den Werth der Grumdflähe und der Höfe un: 
berüdfichtigt läßt — dann der wahre Werth der fteuerpflichtigen Gebäude in 
MWürtemberg im Jahre 1871 ficherlich nicht unter 

700 Millionen, 

alfo nicht unter dem dreifachen des damaligen Kataſteranſchlags der Gebäude | 
anzunehmen: ift. 

Noch auffälliger kann die Stabilität des Landesgewer bekataſters cr- 
ſcheinen. Denn von diefem 1°) galt nicht nur, daß er, wie daS Gebäudefatafter, 
in der Regel von 3 zu 3 Jahren nad) Maßgabe der in den Ort3fataftern 
porgegangenen Beränderungen berichtigt werden follte, ſondern es war zu— 
gleich Borichrift, daß hiebei berücfichtigt werden follte: bei den Handwerkern 
die Ab- und Zunahme der Gehülfen, ſowie des Abſatzes und Betriebs (N), 
bet den Kleinhändlern die Veränderung im Stande des Betriebscapital3 und 
des Umfates, bet Handlungen, Fabrifen und Manufacturen die Vermehrung 
oder Verminderung des Gewerbecapitals (!), ſowie die Veränderungen in der 
Bahl der Gehülfen und in dem Betriebe (!) u. ſ. w. Das Gemerbefatafter 
follte alfo durch die periodischen Reviſionen in der That in recht durch— 
greifender Weife verändert und auf der Höhe der Zeit gehalten werden. Und 
wenn man nun erwägt, daß Würtemberg, ehe dort im Jahre 1826 die erfte 
Dampfmaschine aufgeftellt wurde, ein weſentlich aderbautreibendes Yand ges 
weſen war und daß jeit den zwanziger Jahren gerade die Großinduſtrie — 
wie e3 in dem ſchon gedachten Berichte heit — dort einen großartigen, faum 
geahnten Aufſchwung genommen hatte, jo daß jhon in den erften jechSziger 
Jahren in den Beiträgen zur Ermittelung des Bolfsvermögens und Volks— 
einfommens von Würtemberg (in der von dem ftatiftiichen Bureau herausge- 
gebenen ftatiftijchen Darftellung, das Königreih Würtemberg. Stuttgart 1863) 

das würtembergiſche Volkseinkommen aus Grund und Boden 
auf ca. 140 Millionen, 
dagegen 
das Einkommen aus Gewerben nicht viel geringer, 
auf ca. 120 Millionen Gulden 
geichägt wurde: jo kann es zunäct wohl Wunder nehmen, daß das Ge: 
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werbefatafter, welches ſchon im Jahr 1826 ein Steuerfimplum von 303,213 FI. 
ergab, im Jahr 1846 nur einen Steueranjat 

von 400,504 Fl. und felbft im Jahr 1871 nur einen folchen 

‚„ 474,029 „ 10) 
zeigte, ſich in feinen Ergebnifjen alfo, insbeſondere in den letsten 20— 30 
Jahren großartigfter induftrieller Entwidelung überaus wenig gefteigert hatte. 

Während fih in Sachſen z. B. nad dem ſchon Bemerkten, ber etwa 
gleich bleibendem Grundfteuerbetrage die Gewerbe= und Berfonalfteuer in den 
Jahren von 1844—1870 (allerdings unter Berftand einiger gefeglicher 
Nachhülfen) 

von 395,601 Thlrn. auf 
1,251,085  ,, erhoben hatte, 
um Jahre 1844 nur 21 Procent, dagegen 
im Jahre 1870 fchon 43 , 

des Geſammtgewinns der directen Steuern ausmachte, und bei alledem 
dennoch vorzüglich der Grundbefis in Sachſen über Stenerüberbürdnng Elagte: 
ging das Steuerlimplum des würtembergifchen Gewerbefatafters im faft 
derfelben Zeit nur im Berhältniß von 4 zu 4,7 in die Höhe, hätte alfo an 
fih dem Grundbefige noch jehr viel mehr Beranlaffung zu Klagen geben 
können, al3 dort. 

In der That war man mit den Einſchätzungen der Gewerbe in Würtem— 
berg ſehr Läfjig vorgegangen, fo daß z. B. die Steuergefegcommiffion der IT. 
Kammer in ihrem Beriht vom Februar 1872 bei Mitteilung der bezüg- 
lichen Bahlenergebnifie bemerkte: 

diefen Zahlen gegenüber müſſe man ſich unwillkürlich fragen, ob 
jolher Zuftand nod ein gefeglicher fei. 20) 
Indeſſen dieſe Läſſigkeit erklärt ſich relativ leicht, wenn ein bisher hier 
niht zur Sprache gebrachter Umſtand berüdfichtigt wird, bezüglich deſſen 
allerdings außerhalb Würtembergs fchwer eine Analogie zu finden fein 
möchte. 
Alle oben genannten Katafter dienten nehmlih.nurzur Ausgleihung 
der Yaft rip. der Örundfteuerpflichtigen unter einander, der Gebäude: 
fteuerpflichtigen unter einander, der Gewerbefteuerpflichtigen unter 
einander u. ſ. w.?), | 
Das Berhältnig der Yaft der einen der gedachten Kategorien don Steuer: 
plihtigen zu der Yaft der anderen Kategorien, 3. B. aljo das Verhältniß 
zwiſchen der Gejammtlaft der Grunditenerpflichtigen und derjenigen der Ge⸗ 
werbeftenerpflichtigen fonntedurd dasstatafter garnidtberührtwerden, 
da dieſes durch ein altes Gefeg ein für allemal feftgefegt war. 
E3 war nehmlich beftummt, * von der überhaupt aufzubringenden 
Steuerſumme 
das Grundeigenthum und bie ai immer: 17/,,, 
die Gebäude immer . : SR: 

und endlich 
die Gewerbe immer nur. . 22.2. 9,0 
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zu tragen hätten. Und diefe Zahlen "rd natürlich nur hiſtoriſch zu erklären. 
In Würtemberg find, wie in den neiften deutfchen Ländern, die jegigen Er: 
tragsfteuern aus früheren allgemeinen Bermögensfteuern hervorgegangen, deren 
Eriftenz fih in Wiürtemberg jchon für das 15. und 16. Jahrhundert nachweiſen 
läßt. 21°) Später, 3. B. in den beiden Steuerinftructionen von 1629 und 
1657, wurden die einzelnen Vermögenstheile (Häufer » Gefälle, Grundftüde 
u. ſ. w.) fpecialifirt und mit befonderen Borſchriften bedacht. Und daraus 
endlich, entwidelte ſich durch die — eine neue allgemeine Kataſtrirung der einzelnen 
Bermögensobjecte anordnende — Inſtruction von 1715 und die auf diefer 
Grundlage beruhende Gefeggebung von 1821 daS heute beftehende Ertrags- 
ſteuerſyſtem, bei deifen Ausbildung man es ähnlich), wie dies für Sachſen 
oben ſchon erwähnt wurde, vor Allem bei dem Verhältnig, in welchem bisher 
die Beträge der Steuern von den einzelnen VBermögenstheilen zu einander 
geftanden hatten, thunlichſt bewenden laſſen wollte. Und wenn man diefes 
Ziel damals dadurch am beiten erreichen zu können glaubte, daß man mit 
Rücdjiht auf den damaligen Eteuerbedarf von 24 hunderttaufend Gulden 
dem Grundbeſitz und den Gefällen 17/,,, den Gebäuden *,, und den Ge- 
werben >/,, auferlegte, jo bafirten diefe Zahlen freilich, wie bei den damaligen 
Kammerverhandlungen über diefen Gegenftand conftatırt tft, nur auf ober- 
flählichen Notizen ??). Sie follten auch — urfprünglicher Beſtimmung gemäß 
— nur proviforisch gelten. Und Seitens der Regierung wurde 5. B. ſchon 
1821 d. 5. aljo im Jahr ihrer Feftjegung ſelbſt die Nothwendigkeit einer 
baldigen Reviſion jener Zahlen zugeftanden. Trotzdem bejtanden fie bis zur 
Gejeggebung von 1873 rip. beftehen thatfächlih bis zum Abjchluß des 
neuen Veranlagungwerks noch in der Gegenwart fort, und Würtemberg war 
und ift dadurch in der That jo zu jagen zum claffiichen Yand für den Erweis 
jener Stabilität geworden, zu der die „Ertragsfteuern‘‘ überhaupt tendiren. 

Der Uebergang aus diefen Zuftänden zu einer den Berhältniffen fich an— 
jchmiegenden wahren Steuer mußte daher Demjenigen, der z. B. die bezüg- 
hen jächfiichen Vorgänge fannte, gerade für Würtemberg bejonders. 
ſchwierig erjcheinen. Und jo fonnte die neuere, anfcheinend vajche *?) Er— 
ledigung, die diefe Sadjye im Jahre 1873 erfahren hat, in der That auffallen. 
Sie ift aber im Grunde feine Erledigung. 

Das hiebei in Frage fommende Geſetz vom 20. April 1873 iſt nehme 
(ich fein Steuergeſetz, ſondern — wie man ganz richtig gejagt hat, nur ein 
Kataſtergeſetz. 

Es ordnet die neue Kataſtrirung des Ertrags der Grundſtücke, Ge— 
bäude und Gewerbe an. Aber es enthält ſich — faſt iſt man verſucht zu 
jagen: nad) dem Grundſatze divide et impera — zunächſt jeder Beſtimmung 
über das Verhältniß, in dem fpäter auf Grund diefer Katafter die einzelnen 
Steuern zur Erhebung fommen follen., Der alte zuvor erwähnte Bertheilungs- 
maaßſtab von 1821 foll aufhören, das fteht feit. Aber was an feine Stelle 
zu treten hat — das foll nad) dem von den Ständen unverändert nad) der 
Borlage der Regierung angenommenen Artifel 10 des Geſetzes „für jede 
Etatsperiode durd das Finanzgefeg beftimmt werden“. Und 
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gerade hiebei jollen — daS geht aur Yon Materialien des Geſetzes deutlich 
hervor — die neuen Katafter nicht den Vertheilungsmaaßftab bilden. Sie 
ſollen ähnlich wie die alten Katafter nur der Untervertheilung der aufzuer- 
legenden Laften unter die Steuerpflichtigen der einzelnen Kategorien dienen. 
Dagegen ſoll das Verhältniß der Laſten diefer Kategorien zu einander nad) 
der Abfiht der Regierung, den Schwankungen in der Ergiebigfeit der „drei 
Erwerbsquellen“: Grundeigenthum, Gebäude und Gewerbe folgen. 

Dieje Erwerbsquellen, wird in den Gefegesmotiven ausgeführt, „verändern 
fi in ihrer Ergiebigkeit nicht gleihmäßig, das Verhältniß, nach welchem fie 
zu den Staatslaften beitragen, muß daher, um gerecht zu fein, dieſen Ver— 
änderungen entjprechen, und dies fann nur erzielt werden, entweder durch häufige 
Katafterrepifionen „oder durd den vieleinfaheren(??}) Weg, jeder 
Steuerquelle bei der jedesmaligen Verabſchiedung ihren be- 
jonderen, den Zeitverhältnigen angemesfenen (sic) Beitrag 
zuden Staat3laften zuzuſcheiden,“ wonach dann weiter empfohlen 
wird, eine Gleichmäßigkeit der Beftenerung fünftig dadurch herbeizuführen, 
„daß bei Der jedesmaligen Feftfegung der Steuer für eine 
Sinanzperiode in Erwägung gezogen und beftimmt wird, wie viel 
Procente des einen Katafters einer gewijfen Zahl von Pro— 
centen des anderen entjpreden, fo daf die — — es 
ſtets in der Hand (sic) hat, die einzelnen Steuerpflichtigen durch Die 
veränderlichen Procentfäte der Steuer aus den einzelnen Kataftern relativ 
gleich zu ſtellen“ u. ſ. w.?%). 

Nun, daß durch ſolches Vorgehen die eigentlichen Schwierigkeiten nicht 
bewältigt werden und damit der Knoten, jo zu jagen, nicht gelöft, jondern 
jeine Löſung nur hinausgefchoben wird, liegt auf der Hand. Aber e3 jcheint 
mir ebenſowenig zweifelhaft, daß diefes Vorgehen zur Nahahmung nicht zu 
empfehlen ift 2°). 

Denn die Katafter — das ift gewiß ganz richtig — werden einen An: 
halt für die Bertheilung der Laft auf die einzelnen Kategorieen der Grund- 
fteuer=, Gebäubdefteuer- und Gewerbefteuerpflichtigen durchaus nicht bieten. Die 
Möglichkeit ſolchen Anhalt iſt — ganz abgejehen von der jpäteren Beraltung 
der Katafter — jchon durch die Verfchiedenheit der Grundfäge ausgejchloffen, 
nad denen fie jest auf Grund der Beitimmungen des Geſetzes vom 20. 
April 1873 gefertigt werden. Nicht einmal Grund und Gebäuderfteuer 
werden nad) denfelben Principien veranlagt, jene folgt dem durchichnittlichen 
jährlichen Neinertrag, diefe dem vollen Gapitalmwerth der Gebäude. Und 
die Ummandelung diefer ermittelten Gapitalwerthe in eine jenen Reinerträgen 
analoge Rente würde eine ganz neue Kataftrirung erfordern, da bei der vor- 
geichriebenen Art der Kataftrirung der Capitalwerthe auf die Rentabilität der 
Gebäude, ihre Miethzinfe u. ſ. w. nur untergeordnete Rüdficht genommen 
werben ſoll 26). Und gar einen Anhalt zur Bergleihung des Einfommens und 
Vermögen? der Gemwerbefteuerpflidtigen mit den Erträgen der Im— 
mobilien werden die Katafter ganz und gar nicht zu bieten vermögen, da die 
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Gewerbefteuer nach jenem Gefege ſich nicht nach den ermittelten Erträgnifien 
der einzelnen Gewerbe richten foll, fondern in althergebrachter Weiſe theil3 
„der perfünliche Arbeit3verdienft der Gewerbetreibenden“ , theild der „nad 
Procenten zu ſchätzende Ertrag aus dem in dem Gewerbe verwendeten Betriebs: 
capital‘ die Grundlage der Steuer fein joll, und jener „‚perfünliche Arbeits- 
verdienſt“ — nad) Artikel 87 des neuen Geſetzes „nach einer im Wege der 
Berordnungen feitzuftellenden (sic) Clafjentafel einzufchägen tft, wobei theils 
die Betriebsweiſe, theil3 der aus der Verwendung von Gehilfen und 
Betriebscapital erfichtliche Umfang des Gewerbes maaßgebend“ fein ſollen. 
Wenn e83 aber fo fteht, wenn die Katafter zu jener, jogenannten Ober: 
vertheilung nicht benugt werden können: dann wird es zur Beurtheilung 
einer „den Zeitverhältniſſen angemefjenen Belaftung‘ der einzelnen „Steuer: 
quellen,“ wie fie die Regierung nad dem Angegebenen erhofft, m.D. durch— 
aus an geeigneten Anhalt gebreden. E3 muß dann, wie mir jcheint, 
vor Beginn jeder Finanzperiode von Neuem zu Tage treten, was die fächjifche 
Regierung in feltener Mebereinftimmung mit den Bertretern des Yandes im den 
oben jchon citirten Worten als den vor Allem zu bejeitigenden eigentlichen 
„Grundfehler“ des herrichenden Steuerſyſtems bezeichnet, — 
„daß es — nicht auf einheitlicher Bafis ruht, Jondern eine Mehr: 
zahl ganz verfchiedener und unter jih nicht zufammen: 
hbängender Steuern umfaßt, die eben deshalb jede Möglich— 
feit eines Vergleichs unter ſich ausſchließen und die Beantiwor: 
tung der Frage, in welchen Verhältniß die einzelnen Claſſen ver 
Beitragspflichtigen von der Steuerlaft betroffen werden, vollklommen 
unmöglich machen.“ 


Zu beurtheilen, ob jetzt die Landwirthſchaft, jetzt die Gewerbe eine 
größere oder geringere Erhöhung ihrer Steuerlaſt ohne Ueberbürdung ertragen 
könnten, dürfte ſich bei gewiſſenhafter Prüfung auch in Württemberg als un— 
möglich herausſtellen, und der neuere, durch ſeine amtliche Stellung mit den 
Verhältniſſen ſicherlich wohl vertraute Bearbeiter des Geſetzes von 28. April 
1873 Steuerreviſor Maier in Stuttgart hat gewiß Recht, wenn er meint, 
die Entſcheidung im Streite über jene Vertheilung werde, da es „geſetzliche 
Normen, Anhaltspunkte, welche das Urtheil leiten ſollen, nicht giebt,“ — nur 
zu oft „mach der augenblicklichen Gemüthsfärbung der Regierung 
und der Ständefammer erfolgen“ Mit andern Worten: Es wird fo 
fommen, daß, wer am lauteften und längften über Ueberbürdung fchreit und 
die bedeutendſten Mittel aufwendet, in Wort und Schrift für Entlaftung zu 
agitiren, die größten Chancen geringer Steuerlaft haben wird. Und was das 
heißt, eine derartige Agitation und die mit ihr verbundene Aufregung und 
Unficherheit alle 2 oder 3 Jahre über das Yand zu breiten, liegt auf der 
Hand. Die Schwierigkeiten werden aber befonders groß werden, wenn, was 
recht lange verhütet bleiben möge, die Steuerlaften in Folge unglüdlicher Er: 
ergnifje bedeutend erhöht werden müßten. Dann werden ähnliche Kämpfe an 
Württemberg herantreten, wie jene ſächſiſchen der legten Jahrzehnte, die die 
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dortige Steuerreforin nothwendig gemaht haben. Denn ift die Ober: 
vertheilung der Steuern falſch und nicht zu rechtfertigen von Anfang an, fo gilt 
dafjelbe natürlich aud von der Untervertheilung, jo weit folhe durch jene 
beftummt wird. Und fo werden wir Maier auch Recht geben müſſen, wenn er 
am Sclufje feiner bezüglichen Bemerkungen jagt: „Wir fehen, wie troß 
der enormen Koften (man ſpricht von 3 Millionen Mark) die Steuern auf 
Grund der Katafter nicht richtig umgelegt werden können, wir fehen, daß 
die Katafter feinen rihtigen Maaßſtab für die Befteuerung 
abgeben. Gerade diefe Erkenntniß hätte die Regierung von der Unhaltbar- 
feit des ganzen Syſtems, die Steuern nad) Kataftern, wie fie diefelben her— 
ftellen will, umzulegen, überzeugen follen. Bei folgerichtiger Würdigung der 
Umftände hätte fie nothwendig zu dem Nefultate kommen müſſen, zu welchem 
die ſächſiſche Regierung gelangte, zu der Meberzeugung, daß nur die auf 
Faſſion des Einkommens beruhenden Steuern unjeren Verhältniſſen ent= 
Iprechen“ u. | w. Kommt e3 zur Erhöhung der Steuerlaft „dann wird‘ — 
jo meint au) Mater — „die Regierung nicht umbinfönnen, zu einem 
neuen Steuermodus, wenn aud unter Aufrechterhaltung der jchon beftehenden 
Steuern, ihre Zuflucht zu nehmen. In diefem Falle wird wohl zu Einführung 
der Claſſen- und der claffificirten Einfommenfteuer, wie fie in 
Preußen befteht, gegriffen werden und jo werden fiher die 
Verhältniſſe felbftallmälig zu einer Fortbildung des Steuer: 
wejens führen, welheaud dem Fortfchritt der Zeit Rechnung 
trä 9 t“ 30), 3 

Allen diejen Ausführungen glaube ich, foweit mein nicht auf eine nähere 
Kenntniß der württemb. Verhältniffe bafirendes Urtheil in diefer Sache reiht — 
beipflichten zu müſſen. Und e3 ſcheint mir ferner, als ob die Regierung 
ihren Willen, an den Ertragsfteuern feitzuhalten — trog allem Böfen, das 
fie den ſ. g. Einfommenfteuern in den Motiven nachſagte — nicht durch— 
zujegen vermocht hätte, wenn fie nicht, wie Jchon angedeutet wurde, das divide 
et impera hätte walten lafjen. Hätte fie, gleich der gedachten ſächſiſchen 
Regierung, mit der Frage nad) dem Modus der Katafterfertigung zugleich 
de Frage nad der verhältnigmäßigen Beftenerung der 
einzelnen Claſſen von Steuerpflihtigen verfnüpft, fo wäre der — 
beit jegiger Lage der Umftände erſt künftig zu erwartende Streit über 
die Steuervertheilung innerhalb der Anhänger der Ertragsfteuer 
Ihon damals, als die Berathung der Gefegesvorlage begann — zum Aus— 
bruch gefommen, die Zahl der Anhänger der Ertragsſteuern hätte ſich geipalten, 
die Majorität wäre vielleicht in Frage geftellt gewejen und insbeſondere würde 
diefer Streit m. D. jehr Vielen, die jet den Plänen der Regierung zu: 
geftimmt haben, die fehr große Schwierigkeit refp. die Unmöglichkeit dargelegt 
haben, auf dem eingejchlagenen Wege zu gerechter Bertheilung der Steuern 
zu gelangen. 

Indeſſen ift das DBerfahren, dem Württemberg in der gedachten Weiſe 
den Vorzug gegeben hat, feineswegs neu geweſen. Oeſterr eich und in manchen 
Beziehungen auch Baden hatten ſchon früher ebenſo gehandelt. 

2* 


20 Fr. 3. Neumann. | 


Defterreich hatte 1869 ganz denjelben Weg eingefchlagen, um einen 
10jährigen Kampf über die Neuregulirung der Grundſteuer endlich zum Ab- 
ihluß zu bringen. Das Geſetz vom 24. Mat jenes Jahres, nad) weldem zur 
Zeit in ganz Weftöfterreich eine neue Kataftrirung aller Grundſtücke ftattfindet 
und eine ſolche auch alle 15 Jahre wiederholt werden joLl<!), ıft ebenfalls 
nur ein Kataftergejeg, wie das württembergiſche, freilich nur für einen 
einzelnen Zweig der Ertragsſteuern. Was in Oeſterreich ſpäter wirklich als 
Grundſteuer erhoben werden ſoll — das ſoll erſt nach Abſchluß des neuen 
Kataſters zwiſchen Regierung und Landesvertretung vereinbart und „im Wege 
des Geſetzes“ feſtgeſetzt werden. Dies Kataſter ſoll alſo nur dienen, den noch 
zu beſtimmenden Betrag „auf die einzelnen Länder reſp. die eingelnen Steuer⸗ 
gemeinden und einzelnen Grundſtücke gleichmäßig zu vertheilen“?7). Und der 
Ausbruch des Streit3 darüber, was fortan der Grundbefit, was die Gewerbe 
und die anderen Berufstände zu tragen haben werden, fteht ebenfo wie in 
Württemberg erſt nach Abſchluß des jehr großen und foftbaven, jetzt in der 
Ausführung begriffenen Werkes zu erwarten. Aber es dürfte diefer Streit in 
Defterreich leicht noch erheblich größere Dimenfionen annehmen, als in jenen 
fleinen, mit Steuern weniger belafteten Yande. Und damit fteht es ſicherlich 
im Zufammenhang, daß die öfterreichifche Regierung jett in ihren neueften — 
dem Reichstag im Frühjahr 1874 vorgelegten Steuergefetentwürfen Doch in einer 
jehr wefentlichen Beziehung entichteden andere Wege zu wandeln unternimmt, al3 
die württembergiſche. Ste will nehmlich die Beſtimmung des Berhältnifies, 
in dem die einzelnen Grtragsſteuern ſpäter zur Dedung des Staatsbedarfs 
beizutragen haben, nicht im Beginn jeder Finanzperiode neu beftimmt jehen, 
fondern fie proponirt, hierüber durch Gefeg eine dauernde Beftimmung 
zu geben und fommt ferner bet ſolchem Zugeftändnig, ähnlich wie Sachſen, 
zugleich zu dem Reſultat, daß es neben den zu reformirenden Ertragsfteuern, 
die „ihrer Natur nad,” wie die Motive treffend fagen, „eine gewiſſe 
Stabilität bedingen“ — nod einer den wechjelnden Verhältniſſen ſich 
anpaffenden Ergänzungsfteuer bedarf, die in einer allgemeinen 
Einfommenfteuer gefunden werden müſſe 2°). 


Die Ausführungen, mit denen das begründet wird, find in der That 
faft belehrend. Site beftätigen, wie fich zur Zeit überall dafjelbe Bedenken 
gegen die Ertragsfteuern geltend macht, daß es ihnen am der richtigen Beweg— 
lichkeit, an der für die heutigen Berhältniffe unumgänglich nothwendigen Er: 
panfionsfraft gebricht. 


Die Motive ſchildern nehmlich zunächſt die öſterreichiſchen Steuerzuſtände ſeit 
1849, insbeſondere legen fie dar, wie man genöthigt geweſen ſei, bald dieſer, 
bald jener Ertragsfteuer einen neuen Zufchlag und wieder einen neuen 
Zuſchlag von diefer oder jener Höhe aufzuerlegen, ohne doc, über das an— 
gemeſſene Maaß folder Zufchläge, insbejondere in ihrem Berhältnif zu ein⸗ 
ander, irgend einen feften Boden zu haben. Seit dem Jahre 1868 fer man, 
da dieſe Zuſchläge gemeinhin dauernd geblieben wären, dahin gekommen, daß 
an Zufchlägen überhaupt folgende ſehr verfchievene Säge erhoben würden: 
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von der Grun dſteuer und dev urfprünglichen Hauszinsfteuer: 26°/, Proc. 
von der auf das flahe Land ausgedehnten Hauszinsſteuer: 20 
von der WPartialeinfommenfteuerr, von Gemwerben, 
Dienftbezügen ꝛc., je nad) den Claſſen diefer Steuern, 
entweder . Dee a Pie ot ah, we ie Kan Are. Are 
DIRT: Se a ne ee de en an ee Eee 
endlich von der Bartialeinfommenfteuer von Renten— 
zinjen ꝛc., je nad Art der Fonds, aus denen fie 
MREREN: 0 an aa 10, 16 oder 20 Pr 
Diefe bunte Geftaltung aber ſei, jo fagen die Motive weiter, wie man 
bei unbefangener Würdigung nicht verfennen könne, „unter Einwirkung von 
Zwangslagen“ entjtanden. Es gelte jest, „durch gründliche Reform der 
Beiteuerung der Nothwendigfeit proviforifher Maafregeln 
der gefhilderten Art zu begegnen, und das neue Steuerſyſtem auf 
Grundlagen auszubauen, die auch bei der Wiederkehr von Verhältniſſen, welche 
eine Anfpannung der Steuerfraft umabweislih fordern, die Rückkehr ın 
das Syftem der Zufhläge unmöglich (fol wohl heißen: unnöthig) 
machen.“ Für ſich allein aber würde „die Ausbildung der Ertragsiteuern, 
wie jolhe in den Reformprojecten angeftrebt werde, vor den angedeuteten Ge— 
fahren nicht Schügen, Denn Object3ftenern bedingen — eine gewiſſe 
Stabilität im Ausmaaße, die ihnen auch in den Vorlagen infofern ge 
wahrt werde, als für den Grund- und den Gebäudenugwerth, jowie für Die 
Erwerböftener — längere Steuerperioden in Ausficht genommen feten 2?) u. ſ. w. 
Nach erfolgter Neformirung diefer Steuern würden fid) beigleih mäßiger 
Verteilung der Zuichläge auf alle Steuergattungen die bisher zu erkennen 
gegebenen Nachtheile zwar etwas mildern, „ganz gehoben würden fie dennoch 
nicht werden.“ Bor Allem würden die minder bemittelten Claſſen durch hobe 
Zufchläge überlaftet werden (da nehmlich die Ertragsfteuern — worauf aud) hier 
zurüdgefommen werden wird? — nicht progreljiv fein könnten). Außerdem 
müßte fich bet zu hoher Anfpannung der Ertragsfteuern zwiſchen der in— 
dividuellen Yeiftungsfähtgfeit und der Steuerforderung all: 
mälig ein Mißverhältniß ausbilden, weldes die durch die Reform 
angebahnte Gleichmäßigkeit in der VBertheilung der Steuerlaft wieder in Frage 
zu jtellen geeignet wäre.‘ Denn die individuelle Yerftungsfähtgfeit, die Steuer: 
kraft des Einzelnen komme in einem Ertragsfteueriyftem nicht zum vollendeten 
Ausdrude, „da in diefem Syſtem nur das Object in den Vordergrund tritt, 
und jo viel als möglich Tosgefhält von feinen Beziehungen zu der Perfon des 
Beſitzers zur ziffermäßigen Feftftelung gebracht wird.“ Wolle man daher 
die Stabilität der Ertragöfteuern wahren und dennoch, wie es wünſchens— 
werth jei, von der Aufthetlung von Zufchlägen zu derfelben abjehen, hiedurd) 
auch den ärmeren Steuerträgern eine Erleichterung gewähren und ferner den 
„oberften Grundjag der Beſteuerung, nach welchem die Steuerleiftung ſich einer: 
ſeits nach dem Staatsbedarf, andererſeits nach der individuellen Leiſtungsfähigkeit, 
nach der Steuerkraft der Einzelnen zu regeln hat,“ — zur vollen Geltung 
bringen, jo erſcheine es unbedingt nothwendig, in das Ertragsſteuerſyſtem 


„ 
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‚eine Ergänzungsfteuer einzufügen, welche den zulegt gedachten Erforder— 
niffen entſpreche, nehmlih eine BPerfonaleinfommenfteuer, deren Aus— 
gangspunft das Individuum und deren Grundlage die Geſammtſumme des 
reinen Einfommens ſei, welches diefem Individuum zur Verfügung ftehe u. ſ. w. 
u. ſ. w. Auf weitere Einzelnheiten gehe ic) hier nicht ein. Was die Regierung 
ihon in den früheren Seſſionen des Reichsrathes durch Projecte, die ſich auf 
einzelne Ertragsſteuern, insbefondere auf die Ermwerbfteuer (Stenograph. 
Protofolle des Abgeordnetenhaufes des öſterreichiſchen Reichsrathes 1869 — 70. 
Seffion V. Bd. I. Protofolle und Bd. I. Beilagen. Wien 1870) und die 
Rententeuer (ibid. Bd. II. der Beilagen) bezogen, nicht zu erreichen ver- 
mocht hatte, nehmlich eine bejondere Reform der einzelnen Ertragsfteuern in 
der Richtung der damals ſchon beichloffenen und rejp. in Vorbereitung begrif- 
fenen Reform der Grumdftenuer — Das verjucht fie in dem gedachten um— 
faffenden Reformproject jo zu ſagen mit einem Schlage in’3 Leben zu rufen 
unter gleichzeitiger Einführung einer allgeneinen progreſſiven Einkommen— 
fteuer, auf die unten noch zurüdzufommen iſt. Dabet find aber die Gefeges- 
entwürfe, die die übrigen Steuern (Gebäudefteuer, Erwerbfteuer und Renten: 
fteuer) betreffen, nach dem vorhin gebrauchten Ausdrudfe aud nur Kataſter-, 
nicht Steuer = Gefegentwürfe, indem fie die Feltfegung des den einzelnen Ka = 
tegorieen von „Steuerobjecten‘” aufzuerlegenden Steuermaafes vorbehalten. 
Und das kann nach dem bezüglich Württembergs Bemerkten der erften Erledigung 
jener Geſetze vielleicht zu Gute fommen. Andererfeit3 ift aber nicht zur verfennen, 
daß der Mangel einheitliher Grundlage, der jedem Ertragsſteuerſyſtem eigen 
iſt, ebenfo wie die anderen unten noch zu beiprechenden allgemeinen Mängel 
diefev Steuern auch jenem Projecte gegenüber ſchwer in's Gewicht fallen werben, 
und daß dazu manche befonderen Eigenthümlichkeiten der in Rede ftehenden 
Geſetzentwürfe, insbeſondere die in ihnen enthaltene Bevorzugung der Staats 
und Gemeindebeamtenbejoldungen, welche von den Ertragsfteuern 
ganz eximirt werden follen, ſowie die zu anfcheinend unnöthiger Doppelbe- 
ftenerung ſich geftaltende Heranztehung der Gewerbseinfünfte, Nenten und 
Binfen einerfeit3 zur allgemeinen Einfommenfteuer und andererfeit3 zu 
derjenigen Partial: Einfommenfteuer, die man Gewerb3- und Renten» Er: 
traggiteuer zu nennen beliebt — dem Buftandefommen des großen Werks 
ſehr hinderlich fein werden. — 

Erheblich Leichter ſchien ſich in Baden der Uebergang von einem f. g. 
Ertragäftenern= Inbegriff zu einer aus diefen Steuern und eimer all: 
gemeinen Einfommenfteuer fi zufammenfegenden Steuerverfaffung 
zu vollziehen. Dennoch ift der erfte Verſuch hiezu, der dem Gelingen jchon 
jehr nahe zu fein jchten, im Sommer 1874 dur ein ablehnendes Votum 
der erften Kammer gefcheitert. Und wenn aud) ein abermaliger Verſuch in 
derjelben Richtung Seitens der Regierung ſchon in Ausficht geftellt ift, ſo 
dürfte es doch nicht zweifellos fein, ob er auch ganz diefelbe Geftalt haben 
wird, wie das Project vom Detober 1873, oder ob nicht vielmehr die zugleich 
zugejagte Reform der badijchen Claſſen- und insbejondere der badischen Ge— 
werbejteuer dem neuen Einkommenſteuergeſetzentwurf eine gegen früher veränderte 
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Geftalt geben wird. Der Ruf ein PVerfuchsland im guten Sinne diejes 
Wortes zu fein, den Baden ſich bereit3 errungen, wird ſich vielleicht auch auf 
diefjem Felde dadurch bewähren, daß eine innige Verbindung der neuen 
und alten Steuern verſucht wird, ftatt jener nur äußerlichen Anfügung, 
wie fie daS frühere ‘Project vorfah. Gehen wir darauf mit ein paar Worten 


näher ein: 
Baden zeichnet fi — 3. B. Defterreih und Sachſen, insbefondere 
aber Preußen und Frankreich gegenüber, — durch ein ganz bejonders 


vollftändig ausgebildetes’ Syftem von „Ertraggjteuern‘ oder beſſer gejagt — 
von Ertrags- und partialen Einkommenſteuern aus”). Es hat an joldhen 
Steuern: die Grundſteuer, die Häauferfteuer, die auch vom landwirth- 
ichaftlihen Gewerbe zu zahlende Gewerbeſteuer, die frühere Gapital-, jett 
Gapitalrentenfteuer und endlich die zur Ergänzung aller diefer Steuern 
dienende, von allen nicht gewerblichen Berufen, den Beamten, Aerzten, 
Künftlern, Lehrern, u. f. w. zu zahlende Clafjenfteuer oder Arbeit3lohniteuer 
im Rau' ſchen Sinne. Und diefes Syſtem unterfcheidet ſich von den analogen 
Einrihtungen anderer Yänder außer durch feine Vollftändigfeit auch dadurd) 
zu feinen Gunften, daß alle jene Steuern, fo zu jagen, in diefelbe Form 
gegoffen find, äuferlich eine ganz und gar übereinftummende Geftalt zeigen. 
Es iſt nicht — wie das nad) dem ſchon Gefagten in andern Yändern der 
Fall iſt — die eine Steuer eine Repartitions- die gndere eine Quotitätsſteuer, 
die eine eine Steuer: mit firirten Sägen, die andere eine jolche nad) Procent— 
lägen, die dritte gar eine Steuer von fixirtem Gefammtbetrage u. |. w.: 
fondern man hat von Alters her in Baden Werth darauf gelegt, alle Steuern — 
wenn auch natürlich nach verfchtedenem Fundament und Maafftabe — doch in 
der Art gleichmäßig anzulegen, daß die Steuerpflichtigen durchweg zu einem 
beftimmten „Steuercapital” eingefchätt werden, von welchen gewiſſe — 
theil3 periodiſch durch das Finanzgejeg, theils auf längere Zeit durch bejondere 
Geſetze vereinbarte Procentjäge, nehmlich eine gewilje Zahl Kreuzer auf 100 
Gulden Steuercapital — erhoben werden. Durch diefe Einrichtung find Er- 
höhungen natürlich verhältnißmäßig leicht gemacht, z. B. bezüglich der Gewerbe- 
fteuer in Baden viel Leichter durchzuführen, al3 in Sachſen und Preußen, wo 
der Modus der Auferlegung diefer Steuer je nad) den einzelnen Gewerbebetrieben 
ein jo fehr verfchiedener ift, daß eine ganz allgemeine Steigerung der Steuer 
um gewifje Procente geradezu ein Ding der Unmöglichkeit wäre. Weberhaupt 
find durch jene Einrichtungen, wie nicht zu verfenmen ift, die Steuern beweg— 
liher, flüffiger, alfo ihrer Beftimmung entfprechender gemacht, als andern 
Orts. Und jo gehört 3. B. Baden m. D. zu denjenigen Yändern mit altherge- 
brachter Grundſteuer, in denen diefe letztere ſchon wegen der mwechjelnden Zahl 
von Kreuzern, die in den verjchiedenen Jahren zur Erhebung gebracht find, ihren 
urjprünglihen Charakter als Steuern am wenigiten verloren hat, der 
allgemeinen Gefahr zu Reallaften zu Frpftallifiven am meiften entgangen ift. 
Trotzdem liegen aber zur Zeit au in Baden im Grunde diejelben 
Schwierigkeiten vor, deren bei Erwähnung der ſächſiſchen, württembergifchen und 
öſterreichiſchen Einrichtungen gedacht if. Die Grundfteuerpflichtigen halten 
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fih den Clafjenfteuerpflichtigen gegenüber für überbürdet, diefe den Gewerbe: 
jteuerpflichtigen gegenüber u. ſ. w. Auch diefe Schwierigkeiten müßten in der 
Folge bei erhöhten Anſprüchen noch ſtärker hervortreten. Und gerade dieſe 
Eventualität hat die badiſche Regierung neuerdings dazu beſtimmt, daß ſie — 
ein immerhin ſeltener Fall — mit neuen Steuergeſetzentwürfen an die Kammer 
herangetreten iſt, ohne daß irgend ein Steuermehrbedarf ſich 
zuvor geltend gemacht hätte. Die Sache liegt nehmlich ſo *0). 

Urſprünglich erhob man in Baden ſowohl von dem Grund- als dem 
Häufer= und Gewerbefteuercapital 19 Kreuzer pro 100 Gulden. 

Dann war die gedrängte Yage, in der ſich die Landwirthſchaft, wie 
befannt, in den zwanziger Jahren in Folge jehr gedrüdter Getreidepreife 
befand, Urſache, daß man 1925 zwar die Gewerbefteuer auf 23 Kreuzer 
erhöhte, welcher Cat 1837 auch der der Glafjenfteuer wurde, hingegen die 
Grund» und Häuferfteuer nur auf 19%, Kreuzer fteigerte und diefen Sat 
ſogar im Jahre 1828 wieder auf den alten Betrag von 19 Kreuzer hevab: 
jetste. Bei dieſen Säten verblieb es dann, abgejehen von vorübergehenden 
Zufhlägen dev Jahre 1856 und 1857 bis in Die meuefte Zeit. 

„Freilich haben jich ſeiidem — jo fagte HKegenauer in feiner trefflichen 
Arbeit über „den Staatshaushalt des Großherzogthums Baden‘ ſchon im 
Anfang der ſechsziger Jahre — die Verhältniſſe des Erwerbs wejentlich anders 
geftaltet. Und bleiben fie fernerhin wie dermal beftehen, jo wird eine weitere 
Annäherung (der Steuerfäge), ja deren völlige Gleichſtellung nict 
unbillig ſein.“ 

Zu ſolcher Gleichſtellung iſt es denn auch im Jahre 1868 mit einer 
Ausnahme gekommen. 

In dem Etat für die Jahre 1868 und 1869 ſchlug die Regierung im 
Allgemeinen eine erhebliche Erhöhung der directen und indirecten Steuern 
vor, und hiermit wurde — ebenfalls ihrem Antrage gemäß, zugleich eine 
Ausgleichung in der Belaſtung der Gewerbe- und Claſſenſteuer-Capitalien 
einerſeits und der Grund- und Häuſerſteuer-Capitalien andererſeits 
verbunden. Der Satz dieſer und jener wurde von 23 reſp. 19 auf 26 Kreuzer 
pro 100 Gulden erhöht, und dieſer gleiche Satz wird auch bis heute 
entrichtet. 

Dagegen hat bis auf die neueſte Zeit von den Sätzen dieſer Steuern 
ſehr erheblich differirt der bei der jüngſten aller directen Steuern, der 
Capitalsſteuer zur Erhebung kommende Satz. Statt 26 Kreuzer, wie 
bei den andern Steuern, werden bis zur Stunde bei dieſer Steuer nur 9(!) 
Kreuzer pro 100 Gulden erhoben, und vor 1863 fogar nur 6 Kreuzer ?}). Auch 
war jener Sag von 9 Kreuzer bis vor Kurzem, um Erhöhungen zu 
erichweren, gegen die Vorſchläge der Regierung ein für allemal gejetlich 
bejtimmt worden, während die Säge der übrigen Steuern von den alle 
2 Jahre vereinbarenden Finanz= oder Etatögejegen abhängig find. Erft 
durch daS neue Capitalrentenfteuergefeg von 1874 ift aud) auf diefem Gebiete 
des Steuerweſens diejenige Flüffigfert wiederhergeftellt, die bei den ambern 
Steuern in Baden jet Alters befteht, indem man den Sat der Capitalrenten— 
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fteuer (früherer Capitalfteuer) nad) den Anträgen der Regierung von dem 
„eweiligen Finanzgeſetz“ abhängig gemacht hat °'°) 

Mit diefer in Baden hergebrachten Einrichtung periodiſcher Beſtimmung 
der Steuerſätze ſteht es dann endlich auch in Zuſammenhang, daß — als in 
den Jahren 1854 reſp. 1858 und 1866 Geſetze behufs neuer Veranlagung 
der Häuſerſteuer (1866) und reſp. der Grundſteuer von den Waldungen (1854) 
und andern Grundſtücken (1858) erlaſſen wurden, dieſe Geſetze ebenfalls, 
gleich gedachten neueren württembergiſchen und öſterreichiſchen Geſetzen, nur 
Kataſtergeſetze in dem oben gedachten Sinne wurden. Der nach dieſen 
Veranlagungen ſpäter zu entrichtende Steuerſatz und damit auch das Verhältniß 
der Belaſtung des Grund und Bodens einerſeits gegenüber der Beſteuerung 
der gewerblichen und „freien“ Berufe, und andererſeits gegenüber der Be— 
ſteuerung der Capitalnutzungen — ſoll ſpäter, ebenſo wie in Württemberg, nach 
Maaßgabe der Zeitverhältniſſe periodiſch regulirt werden. Es könne keinem 
Zweifel unterliegen — jo hat ſich mit Bezug hierauf die badiſche Regierung 
z. B. noch ganz fürzlih, in den Motiven des den Kammern im Herbit 
1873 unterbreiteten Gejegentwurf3 über Reform der Capitalfteuer aus⸗ 
geſprochen — „daß die Feſtſetzung der Höhe einer Steuer in den 
Finanzgeſetzen die richtige Stelle findet.“ Mag nun dieſe 
Anſchauung, welche wie bekannt, von den norddeutſchen, insbeſondere den 
preußiſchen Grundſätzen recht erheblich abweicht, vom conftituttonellen, oder 
wenn man will: vom parlamentarischen Standpunfte aus correct fein: die mit 
den alten „Ertragsftenern‘ verbundenen, überaus großen Schwierigkeiten 
und Bedenken einer derartigen pertodifhen Regulirung de3 Belaftungs- 
verhältnifjes von Stadt und Land, Beruf und Beruf, Beſitz und Beſitz, 
wie fie oben bereit3 für andere Staaten dargelegt fihd, werden zur Zeit aud) 
in Baden lebhaft empfunden, und fie haben zu den hauptfächlichiten Gründen 
gehört, aus denen fich die badiſche Regierung, wie jchon bemerkt ift, im 
Dctober 1873 entſchloſſen hat, der Landesvertretung das Project einer ein— 
zuführenden Einfommenfteuer vorzulegen. Und noch mehr, als die 
Negterung haben beide Kammern refp. die von beiden Kammern gewählten 
Steuer - Commifjionen das Bedürfniß einer wejentlichen Uingeftaltung des 
badiſchen Steuerweiens in der Richtung, dag man auf Beſeitigung eben jener 
Schwierigkeiten hinarbeiten müſſe, anerkannt. 

Die Regierung hebt in den Motiven beſonders drei Vorzüge der 
Einkommenſteuer gegenüber den bisher in Baden herrſchend geweſenen Ertrags— 
fteuern hervor 

1) die nur bei jener Steuer möglihe Berüdjichtigung der Schulden, 

2) die — unten noch zu berührende — Tauglichkeit der Staat3-Einfonmen- 
fteuer zur Herftellung einer geeigneten Grundlage für die Reform des 
Gemein deſteuerweſens; und endlich bejonderd auch 

3) — in die Mitte von beiden geſtellt — den Umſtand, „daß die Einkommen— 
fteuer im Anbetracht ihrer größeren Fähigkeit, ſich nad) den wechſelnden 
Bedürfniſſen des Staats zu richten, dazu beftimmt fein würde, 
bei einem fünftigen, durd Steuererhöhung zu dedenden 


Mehrbedarf ausfchlieflicdh oder wenigftens vorzugsweiſe 

die Mittel zu liefern“ (p. 15 der Motive). 

Noch eindringlicher wird aber gerade diefes letztere Bedürfnig nach einer 
den wechfelnden Bedarf fih anjhliefenden Steuer von den 
Berichterftattern der I. und II. Kammer hervorgehoben. 

Jener, Geheimeratb Muth verweift treffend darauf, daß, wenn die 
vorhin ſchon erwähnten, ſehr Eoftbaren, jett in der Neubearbeitung begriffenen 
Grunde und Häuferfteuerfatafter vollendet fein werden — diefelben „nicht jo 
befhaffen fein werden, daf fie für eine richtige Befteuerung 
ausreichen.“ 

Dem auf Grund des Geſetzes von 1858 in Vorbereitung begriffenen 
Kataſter des landwirthſchaftlichen Geländes werden nehmlich die Kaufpreiſe der 
Jahre 1828— 1847 (!!), Dagegen dem nach dem Geſetze von 1866 herzuftellenden 
Häuferkatafter die mittleren Kaufwerthe der Jahre 1853—1862 (eventuell 
‚ etwa3 zu mindern nad) Maafigabe der Kaufwerthe der Jahre 1838— 1847 }), 

und endlich dem ſchon 1854 bejchlofjenen, neuen Waldungsfatafter die Holz— 
preife der Jahre 1845 — 1847 und 1850— 1852(!) zu Grunde gelegt. 
Und erwägt man neben diejen verfchtedenen, jet natürlich zum größten Theile 
bereit3 veralteten Grundlagen diefer noch gar nicht eritandenen Katafter den 
Umftand, daß die Claſſen- und die Gapitalventenftener überhaupt nicht auf 
jolden, auf die Verhältniſſe vergangener Zeiten zurüdgreifenden Schäßungen, 
jondern im erfter Linie auf einer den jeweiligen Verhältniſſen 
entfprechenden Declaration der Steuerpflichtigen bafiren und bafiren werden, 
daß dafjelbe bei der Gewerbeſteuer ſchon jetzt bezüglich der Steuer vom fogen. 
Betriebscapital zutrifft und eben dafjelbe nad) der in nächſter Ausficht ftehenden 
Aenderung des jetigen Gewerbeſteuergeſetzes, wenn nicht alle Zeichen trügen, 
auch von der ganzen Gewerbefteuerveranlagung gelten wird, endlich bet der 
Gapitalventenfteuer noch die Befonderheit befteht, daß bei ihr im geraden 
Gegenfag gegen alle anderen Steuern ein Schuldenabzug — wenigftens 
bezüglich der Unterpfandsfchulden — geftattet ift: jo wird man der oben 
ausgefprochenen Anficht des Berichterftatter8 gewiß beipflichten müfjen. Derfelbe 
fommt nad) alledem zu dem Rejultate, daß wenn auch feineswegs der Erſatz 
aller directen Steuern durd) eine einzige allgemeine Einkommenſteuer zu rathen 
jet — dennoch „eine Steuerreform in der Richtung, dag das Einfommen 
der Steuerpflihtigen mehr al3 dieſes bei den Ertragsjteuern geſchieht, zu 
Steuern beigezogen werden‘ — „geboten‘ jei und empfiehlt demgemäß die 
Einführung einer Einfommenftener als „ausgleichender Zuſatzſteuer.“ 

Noch jpecielleres Intereſſe hat für uns der ſehr ausführlihe und auch 
von der Regierung (zur Kammerverhandlung vom 22. Mai 1874) mit 
befonderem Danfe anerkannte Beriht der II. Kammer, verfaßt von einem 
der bier „Landescommiſſäre“ Badens 32), dem Miniſterialrath Stößer. 

Auch in dieſem Bericht wird der Einkommenſteuer als Ergänzungsſteuer 
das Wort geredet. Als hauptſächlichſter Grund für die Nothwendigkeit ſolcher 
Ergänzung und als „Hauptmangel unſerer vorhandenen Steuerſyſtems“ aber 
wird noch mehr, wie in den Geſetzesmotiven und in dem Bericht der J. 
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Kammer zweierlei hervorgehoben: „die Unbeweglichkeit“ des jegigen Syſtems 
nehmlih und feine „Unfähigkeit, den Unterſchied der Steuerfraft 
irgendwie zu berückſichtigen“ m. a. W. die Unmöglichkeit, die Steuer: 
progreffion bei ihr heimiſch zu machen. 

Auf Letzteres bezieht ſich z. B. folgender Paſſus, auf den unten nod) 
zurädgefommen werben wird. 

„Die Art der Steuervertheilung — heißt e8 da — bleibt immer 
diefelbe (d. h. troß der. in den vorhergehenden Sägen berührten Zunahme der 
großen und der Abnahme der mittleren Vermögen nad) dem jetzigen Yaufe der 
get) — „fie nımmt ohne Rüdfiht auf die Diftanz der Vermögensunterſchiede 
den gleihen Procentfat jedes Einfommens in Anfpruh, indem bei 
derjelben die ftufenmweife höhere Beiziehung des Einfommens, 
die fogen. progreffive Beftenerung aud in der maaßvollften 
Beife ausgeſchloſſen erſcheint.“ 

Noch größeres Gewicht wird aber auf das andere Moment gelegt — 
„die Unbeweglichkeit dieſes Steuerſyſtems.“ Dieſe ſei „der weſentlichſte Vor— 
wurf“ gegen die jetzige Steuerverfaſſung, und es treffe dieſer Vorwurf die 
Ertragsſteuern in doppelter Weiſe: Einmal nehmlich geſchehe die Feſtſetzung 
des die Grundlage des Steuerfußes bildenden Capitals auf längere Zeit und 
es könne ſomit hiebei auf die während dieſer Zeit durch den beſtändigen 
Fluß der wirthſchaftlichen Entwickelung eingetretenen Werthsveränderungen keine 
Rückſicht genommen werden. 

Sodann ergäbe ſich die Unbeweglichkeit aber auch aus der unſicheren 
Kenntniß des Verhältniſſes der Steuerfähigkeit der einzelnen 
Einkommensquellen zu einander. Und dieſe, auf die hier mehr: 
fad) erörterten Gründe zurüdgeführte und danach näher erläuterte Art der 
Unbeweglichfeit jet — jo heißt e3 in jenem Berichte weiter — vornehm- 
lid die Urfade, „warum wir felbft im Falle der Möglid- 
teit zu einer Steuerermäßigung oder aud zur Befeitigung 
einer in irgend einer Weife läftigen oderdrüdenden Steuer 
niht zu fommen vermögen.” „Sobald nehmlich — fagt der Bericht: 
erftatter — Ausfichten auf Befeitigung oder Herabjegung einer Steuer ſich 
zeigen, jo ift man bei der unfihern Grundlage jeder einzelnen 
Ertragsfteuer an jid und bei dem Mangeljedes zuverläffigen 
Anhaltspunftes über ihr Verhältniß zu einander im qrößten 
Zweifel, bei welcher Steuer und, wenn bei allen, in welchem Maafe bei jeder 
eine Herabfegung ftattfinden ſolle⸗ Dieſe an und für ſich ſchon äußerſt 
ſchwierige und beinahe hoffnungsloſe Prüfungsarbeit werde aber noch ſehr 
weſentlich geftört und beeinflußt durch die alsdann fofort auftretende Agi— 
tation der durch die vorhandene Steuereinrichtung ſcharf 
ausgeprägten Intereſſenclaſſen der Steuerpflidtigen, deren 
jede den im Ausficht ftehenden Bortheil für fi vorzugsweife in Anſpruch zu 
nehmen beftrebt jei, das Endergebnig aller Arbeit jet dann regelmäßig, 
daß man die Sache beim Alten laſſe. Noch bedenklicher aber geftalte 
ji die Sache, wenn es fi um eine Bermehrung der Staatsaus— 
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gaben handle. Der Staatsaufwand ſei im Laufe der letzten Jahrzehnte 
erheblich geftiegen und es feien nicht allein außerordentlihe Vorkommniſſe 
3. B. Kriege, welche dies veranlaffen, ſondern auch der Entwidelungsgang unferer 
wirthichaftlichen und ftaatlichen Zuftände überhaupt, insbefondere die Steigerung 
dev dem Staat gefesten Aufgaben nnd der zur Erfüllung feiner Zwecke ge 
machten Anfprücde. Wenn dem gegenüber der mit dem wachſenden Wohlftand 
wachjende Ertrag der Steuern, namentlich der Verbrauchsſteuern nicht mehr 
ausreiche, jo ſehe ſich auch der Staat auf den Aleihen Weg gewiejen, welchen 
der Privatmann betrete, deſſen Bedürfniſſe feine Einnahmen überfteigen, „er 
macht Schulden, denn die Unbemweglicfeit der vorhandenen 
Steuereinrihtung verbietet ihm, die Erhöhung feiner Ein— 
nahmen auf dem Steuerwege zu erreihen. „Zuerſt verfucht 
man zwar, — beißt es dann in offenbarer Bezugnahme auf die neuen, 
ihon erwähnten badifchen Kataftergefege — „durch eine Veränderung 
in der Shäßung und Veranlagung der einzelnen Steuern fid 
zu helfen. Da aber diefer Berjuc überhaupt nur zugelaffen wird, wenn 
er von der Erflärung begleitet iſt, es jolle damit nur eine Ausgleihung 
innerhalb der in Frage ftehenden Steuerart, feineswegs aber eine 
Vermehrung der Gefammtlaft der betreffenden Steuerclaffen bezwedt werden, 
jo wird die etwa damit beabjichtigte Steuererhöhung nur in fehr ver: 
ſchämter Weife vor fich gehen fünnen; der finanzielle Erfolg einer folchen 
Maafregel wird daher immer unerheblich fein und felten auc nur die Koften 
lohnen, welde die neue Veranlagung verurfaht.hat. Nachdem man diefe 
Etappe zurücdgelegt hat, gelangt man im diejenigen der ftändigen Deficit3 
und der ſchwebenden Schuld, von weldher man unvermeidlich in Die 
jenige der bleibenden Schuld gedrängt wird. Schuldenmaden bleibt 
demnach die Regel und die erfjhredende Zunahme der europätfchen 
Staatsjhulden beruht zu niht geringem Theil auf dem in 
den meisten europätifhen Steuereinrihtungen vorhandenen 
Mangel einer bewegliden „Steuer“ 32a), 

Aus allen diefen Gründen wird vom Berichterftatter der II. Kammer — 
abweichend von den jonftigen VBorjchlägen, aber ähnlich wie (kurze Zeit vorher) 
von dem Berichterftatter der Steuerdeputation der fächfifchen II. Kammer — 
principaliter dieCombintrung einer Einfommens=- undVBermögen3- 
fteuer, und nur einftweilen, bis zur Verwirklichung letteren Gedankens die 
Combinirung einer Einkommengfteuer mit den bisherigen Ertragsfteuern in 
der von der Regierung vorgeſchlagenen Weiſe empfohlen. 

Wie Schon erwähnt, ift nun troß diefer übereinftimmenden Anfichten der 
Bertreter der drei gefetsgebender Factoren das Project der Einführung einer 
Einfommenfteuer in Baden gefcheitert. Und mas zunächſt nod) auffälliger 
ericheinen könnte — es hat die Ablehnung des auf der gedachten Grundlage 
zwifchen der Regierung und der II. Kammer bereit3 vereinbarten Werks 
Seitens der Majorität der I. Kammer nicht die geringfte Aufregung und Mip- 
ftimmung im Lande verurfadht. Beides erklärt ſich indefien leicht daraus, 
daß — jo fehr im Allgemeinen die Nothmwendigfeit der Einführung einer 
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ergänzenden Eiofommenfteuer anerkannt wird — dennoch über die Art und 
Weife, wie diefe Ergänzung ftattzufinden hat, eine Klärung der Anfichten 
bisher nicht erfolgt if. Man vermißt namentlich eine Aufklärung darüber, 
welches die Stellung der neuen Steuer gegenüber den auf Grund der neuen 
Rataftrirungen demnächſt neu feſtzuſetzenden Grund- und Häuferfteuern, ſowie 
gegenüber der ebenfall8 in nächſter Zeit zu veformirenden Gemwerbefteuer fein 
wird. Erft wenn diefe Reformen derart angebahnt fein werden, daß die 
bierauf bezüglichen Vorſchläge Seitens der Regierung der Landesvertretung 
unterbreitet find, erft dann wird man — fo lauteten in der erften Kammer 
die m. D. ganz berechtigten Einwände gegen das jetzt abgelehnte Projet — 
in der Yage fein, die Tragweite des neuen Einfommenftenergefetes zu über— 
jehen. Schon die zweite Kammer hatte dem Entwurf ein Amendement beigefügt, 
nach welchem die ſpätere Aenderung des befchloffenen neuen Gejeges in 
diefem ſelbſt ausdrüdlicd vorbehalten blieb, bis die Reform der andern 
Steuern ind Werk gefegt wären. Es follten danach nehmlich dem neuen Ge— 
jege am Scluffe noch folgende Beftimmungen angehängt werden: 

Erſtens die, daß die erftmalige Erhebung der Einkommenſteuer „auf 
Grund diefes Geſetzes“ — „durch ein befonderes Gefet beftimmt werden ſollte“ 
und fie erft eintreten fünne, wenn die neue Einſchätzung des 
landwirtbichaftlichen Geländes und der Gebäude auf Grund der Gejete vom 
7. Mai 1858 und vom 26. Mai 1866 ftattgefunden habe und „ein 
neues Glaffenfteuer= und Gewerbejteuergejeß beſchloſſen 
jet’, und weiter fodann, 

dag es „dieſem Einführungsgefeg vorbehalten bleibe, aud) 
darüber Beftimmungenzutreffen, inwieweit die Einfommens 
fteuer andere directe Steuern erjegen foll, fowie etwaige 
auf Grund des Ergebniſſes der Einfommenjhägung nothwendig fallende 
Aenderung des gegenwärtigen Gejeges(!) vorzunehmen” — 
Mit diefem Amendement war dem Project der Regierung im Grunde ſchon 
der Todesſtoß verſetzt. Mit Recht — jo darf man wohl Jagen — lehnte die I. 
Kammer die Annahme folhen Entwurfs ab. Ein Gejeß zu machen, 
da3 ſich ausdrücklich Aenderungen feiner jelbft vorbehalte, ſei bedenklich) 
(Renaud). Wozu folle man Gefege auf Yager arbeiten, deren Reform— 
bedürftigfeit man von vorn herein anerfenne, die möglicher Weile Yager- 
hüter werden fünnten u. ſ. w. — Solden Einwendungen ift die Verzögerung 
des in Angriff genommenen Werkes zu danken. Und diefe Berzögerung dürfte 
der jchlieglichen Erledigung nur zu Gute fommen. In der That jcheint es 
einer umfaflenderen Reform der Steuern in Baden al3 der bloßen Zufügung 
einer neuen Abgabe zu den bisherigen zu bedürfen. 

Schreitet man nehmlich — wie e3 mit Sicherheit in Ausficht geftellt tft; 
zu einer Neform der Gewerbefteuer, jo wird man ebenjo wie dies — nad) 
dem unten Bemerften — für Preußen in Ausfiht zu ftellen ift, zu einer 
Gewerbeeinfommenfteuer gedrängt werden, melde ebenfo wie die 
jegige Claſſen- und Capitalventenfteuer auf Declaration und jährlicher 
Revifion beruht, und diefen drei Bartialeneinfommenfteuernfodann noch 
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eine auf ganz derjelben Baſis beruhende — Generaleinkonmen- 
fteuer hinzufügen, hieße doch m. D. gegen das ne bis in idem in bedenflicher 
MWeife fehlen, und das aus feinem andern Grunde al3 um dem Conflict mit 
der Grund= und Gebäudefteuer aus dem Wege zu gehen oder eine höhere 
Befteuerung des fundirten Einkommens durchzuſetzen — welde beide Ziele 
auf diejem Wege doch vorausfichtlic nicht in erwünſchter, angemefjener 
Weiſe zu erreichen wären. Ich komme darauf am Schluffe diefes Capitel3 zurüd. 

Ueberbliden wir aber das bisher bezüglich Badens Geſagte, jo unterliegt 
das wohl feinem Zweifel: Gerade die den Ertragsiteuern beimohnende 
Neigung zurStabilitätiftes, welche es auch hier als ein dringendes 
Bedürfniß erſcheinen läßt, jene Sleuern in dieſer oder jener Weiſe zu er— 
gänzen durch eine eher flüſſig und beweglich zu haltende Einkommenſteuer. 

Und ganz daſſelbe Bedürfniß liegt endlich — nach Helferich's 
Ausführungen, in Bayern vor. 

Auch dort beſteht ein „Syſtem von Ertragsſteuern“, das ähnlich wie in 
Baden in einer namentlich Norddeutichland und Frankreich gegenüber be— 
merfenswerthen Vollſtändigkeit ausgebildet ift. Daſſelbe fett ſich aus der 
Grundsteuer, der Häuferfteuer, der Gewerbefteuer und endlich der |. g. Ein- 
fommenjteuer zufammen, welche letztere indeſſen, ähnlich der badischen Claſ— 
jenftener und wohl zu unterfheiden von eigentlihen Einfommenfteuern, lediglich 
zur Ergänzung der andern Steuern dient, indem durch fie, wie es im Ge— 
jege heißt, nur dasjenige Einfommen betroffen wird, das „nicht bereits” mit 
einer der eben gedachten Steuern „angelegt iſt“. 

Und aud an diefem Steuerſyſtem tadelt Helferich in jener Schon er⸗ 
wähnten im Jahrgang 1873 der Tübinger Zeitſchrift der „Ref orm der 
directen Steuern in Bayern“ gewidmeten, für die hier in Rede ſtehenden 
Fragen beſonders beachtenswerthen Arbeit — den Mangel an der nöthigen 
Beweglichkeit. 

„Bas wir brauchen — meint er?) — iſt eine Steuereinrichtung, 
welche es möglih macht, mit der Steuer dem wechjelnden Finanz— 
bedürfniß entfprehend hinauf und herab zu geben, ohne die 
Steuerpflichtigen gar zu verjchieden zu belaften. Das muß das Ziel 
jeder Steuerreform ſein“ — und weiter: 

„Dieſem Steuerfyften (d. h. dem jegigen bayriſchen) fehlt gerade 
die Eigenfhaft, welhe man vor Allem wünjhen muß, die Be- 
weglichfeit‘‘ 34). Danad) meint Helferich, daß, wenn es fic nicht etwa bloß um 
eine ganz geringe oder um eine nur vorübergehende Steuererhöhung handle, 
etwaigen Vorſchlägen, den fteigenden Finanzbedarf mittelft einfacher Vermehrung 
der Steuerfimplen nad) dem bisherigen Ertragsfteueriyften zu deden, der 
bejtimmtefte Widerfprud entgegengefegt werden müffe. Er 
iſt daber natürlich nicht für den nach dem ſchon Erwähnten in Württem- 
berg eingejchlagenen Weg, daß man zur Erzielung gleihmäßiger Belaftung 
zu einer „ganz neuen Einfhägung dev pflichtigen Erträgniſſe“ ſchreite. Durch 
jolches Verfahren — meint er — würde e3 im beften Falle gelingen, dieſe 
Erträgniffe- nach ihrem dermaligen Beſtande genügend genau einzufchägen, 
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„bei den großen und raſchen Veränderungen, die das heutige 
Verkehrsleben in den Geſchäftserträgniſſen hervorbringt, 
würde aber längſtens in wenigen Jahrzehnten die ganze mit 
großem Aufwand neu gewonnene Steuerbaſis doch wieder 
unhaltbar fein“ x. Bielmehr ſei im alle dauernder Mehrbelaftung 
welcher Fall „in wenigen Jahren‘ jedenfall8 eintreten werde, nur ein Aus— 
weg möglich, von dem er vorauszufagen wage, daß er in der That befchritten 
werden würde: der Weg nehmlih der Einführung einer allgemeinen 
Einkommenſteuer“ oder, wie fie Helferih — vielleiht, da er auch 
die Steuer von Renten und Zinfen darunter begreift — nicht ganz zutreffend 
nennt — „einer allgemeinen Steuer vom reinen Erwerbe.” Mit diefem Vor— 
ſchlage wiſſe er fi im Einflange mit der allgemeinen Tendenz, die 
auf die Weiterentwidelung unjere3 Steuerſyſtems nach dem 
Ziele einer Eintommenfteuer gerichtet” ſei, und Bayern werde 
dabei zugleih — anftatt zweifelhafte Verſuche zu machen — einen „durch 
die Erfahrung erprobten feften Weg“ zur Reform des „ganzen 
Syſtems“ ſeines Steuerweſens betreten. 

Hiebei verweiſt Helferich auf das Beiſpiel Preußens. Dieſer Staat 
habe in ſeiner Claſſen- und Einkommenſteuer den eigentlichen „Grund und 
Eckſtein“ ſeines ganzen directen Steuerſyſtems, und habe vorzüglich dieſer 
Steuer, die er „mit derſelben Conſequenz“ und „der gleichen Strenge und 
Sorgfalt“ ausgebildet habe, wie ſeine andern Machtinſtitutionen — die Ord— 
nung ſeiner Finanzen, die Verringerung ſeiner Staatsſchulden, die Möglichkeit 
der Durchführung der Armee-Reorganiſation der Jahre 1860 f. f. und da— 
mit auch die Erfolge des Jahres 1866 zu verdanken. u. ſ. w. u. ſ. w. 

Was mir indeſſen noch mehr als dieſe letzeren — jenen Steuern m. D. 
zu günftigen?**) — Ausführungen beſonderer Beachtung werth erſcheint: fo 
will Helferich nicht etwa, daß ähnlich, wie dies, vie ſächſiſche und babifche 
Regierung nad) dem oben Bemerften vorgefchlagen hat, die Einführung 
einer Einfommenfteuer in Bayern lediglich als Zuſatzſteuer zu den bejtehenden 
Steuern erfolge, fondern er empfiehlt — abmeidyend von jenen Vorſchlägen — 
gleichzeitige wejentlihe Nenderungen bei den legteren jelbit. 
Er will, abgejehen von einer Reform der bayrifchen Häuferfteuer namentlich, 
daß die Grund- und Gewerbeftener um gewiſſe, nicht umerhebliche Beträge ge- 
mindert werde, nehmlich die Grundſteuer um denjenigen Betrag, welcher nicht 
als ‚‚veine Bodenrentenſteuer“ angejehen werden fünne (etwa ihres Be— 
trags nad) Helferichs Schätung) und die Gewerbefteuer um denjenigen Theil 
derjelben, der „durchſchnittlich auf die Gewerbtreibenden jelbft fällt und nicht 
thatſächlich von den Eonfumenten der Producte getragen wird‘ (etwa nach 
derielben Schägung), daß dann ferner der Weftbetrag der Grundſteuer 
(etwa °/,) für eine unveränderliche Yaft erklärt und endlid von den Grund: 
bejigern, Gewerbetreibenden und überhaupt von jeder mit Einkommen ver: 
jehenen Perjon eine allgemeine Steuer erhoben werde, mit welder ſowohl 
die bisherige Gapitalrentenfteuer, als die bisherige partiale 
Eintommenfteuer zu verfhmelzen fei. 
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Ich komme auf ſolche Vorſchläge noch zurüd und bemerfe hier nur, daß 
fie die — von Helferid jelbit in gewißem Maaße an fich als berechtigt 
anerfannte — freilid als unausführbar bezeichnete Forderung höherer Be— 
laftung fundirten Einfommens gegenüber dem Einfommen aus Arbeit (p. 580) 
m. D. in nicht unbedenkliher Weife unberüdfichtigt laſſen, was fi Helferich 
jelbft übrigens auch bereits aufgedrängt hat, wenn er 3. B. jagt: „Ohnehin 
wird die neue Steuer für alle bisher Einfommenfteuerpflichtigen (d. h. eben 
für Diejenigen, deren Einfommen vorzüglicd aus Arbeit fließt) höher fein als 
die bisherige, und vielleicht wird es unvermeidlich (!) fein, den am jchwerften 
dadurch betroffenen Kategorieen, namentlich den Beamten, auf anderem Wege 
einige Erleichterung zu jchaffen. Wenn Helferich dann freilich weiter be- 
merkt: „Aber die Gleihftellung derfelben mit den andern Claſſen von 
Steuerpflichtigen ift zur unabweislihen Nothwendigkeit geworden 
und ift nur eine Forderung der ausgleihenden Geredtigfeit 
(p. 594), jo Scheint mir Dies eben mit jener Forderung niedrigerer Belaftung 
unfundirten Einfommens nicht im Einklang zu ftehen. Adgefehet hiervon indefien 
Icheinen jene Vorſchläge, für die übrigens ein wenigſtens zum Theil zutreffendes 
Beifpiel aus der Praxis in den Sachſen-Altenburgiſchen Vorgängen 
von 1868 bereit vorliegt 35), in hohem Maafe beachtenswerth, auch für die 
Reform in Baden und Sachen. — 

Gedenfe ih aber zum Schluffe diefer Ausführungen endlich nod) der 
preußiſchen Steuerverhältniße, auf die man in neuerer Zeit ebenfo wie 
dies nad) dem Bemerkten von Helferic) geichehen ift, auch von anderer Seite 
in den mit durchgreifenden Steuerreformen beichäftigten Yändern, insbefondere 
in Sachſen und Baden vielfach in rühmender Weile Bezug genommen hat?2), 
jo darf auch bezüglich Preußens m. D. nicht verfannt werden, daß das Ziel 
einer guten Steuerverfalfung dort zur Zeit nicht erreicht ift, vielmehr ge- 
vade in der Gegenwart fich auch in Preußen, wenngleich vielleicht nicht mit 
derjelben Lebhaftigkeit, wie in den gedachten Mittelftaaten, Beichtwerden und 
Abhülfevorichläge geltend machen, welche vorzugsweiſe jener hier im 
Rede ftehenden „Unbeweglichkeit“ der „Ertragsſteuern“ ihre 
Entftehung verdanten. 

Eine flüffige, dem Fortgang der Verhältniſſe ſich anfchliegende Steuer 
hat Preußen, die claffificirte Einfommenfteuer, welche, wie befannt, 
von allen Denjenigen zu zahlen ift, die über 1000 Rth. jährliches Einfommen 
haben. Und es bedarf ferner nur eines übereinftimmenden Beſchluſſes der 
drei gejetgebenden Factoren in Preußen, um der Ergänzung zu jener Steuer: 
der Claſſenſteuer, die insbefondere nach ihrer heutigen Geftaltung im 
Grunde ebenfall3 nur eine Einftommenfteuer, eine Steuer nehmlid; von allen 
Einfommen zwifchen 140 und 1000 Rth. jährlich ift, ebenfall3 diejenige 
Flüffigkeit zu geben, deren es bei plötzlich ſich in erheblicher Weile fteigerndem 
Staat3bedarf bedürfen würde, und die ihr zur Zeit durch die Firtrung ihres 
Gejammtertrages auf den bejtunmten Betrag von 11, reſp. nad) Beſeitigung 
der Mahl: und Schlachtfteuer 14 Millionen Thalern genommen ift. 

Aber wie fteht es mit den anderen Steuern in Preußen? Werden fid) 
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dieſe — ich denke weniger am. die erſt vor Kurzem neu vegulirte und doch 
im Grunde, wie jeder weiß, von dem Wechjel der Verhältniſſe ſchon Tängft 
überholte Grundfteuer al3 insbeſondere an die den ſüddeutſchen bezüglichen 
Steuern faum erheblich üiberlegene Gewerbefteuer vom Jahr 1820 — werden 
ſich diefe Steuern, ſage ih, dem fteten Wechfel der Berhältnifje gegenüber 
noch lange Zeit in ihrer jegigen Geftalt zu erhalten vermögen? Oper 
it miht vielmehr auch ihre Reform — insbefondere die der Gewerbe- 
ſteuer — ein dringendes Bedürfniß der Zeit geworden? Und, wenn leßteres 
der Fall ift, wie hat ſich dieſe Reform im Berhältnif zu den 
gedahten Einfommenfteuern zu vollziehen? 

Das find Fragen, die m. D. trog des heute To vielfach gerühmten Vor— 
handenſeins der Einfommenfteuern in Preußen nicht viel weniger brennende 
find, al in den oben erwähnten Staaten, und Fragen zugleich, die auch etwa 
die gleichen, wenn nicht gerade wegen der kürzlich neu regulixten 3%) Grund: 
feuer — noch größere Schwierigkeiten bieten, al3 dort. Denn, wie jchon 
früher bemerkt wurde, das Wichtigfte und Schwierigfte ift heute nicht, die 
befte Art den Einfommenfteuern zu finden, fondern dem Verhältniß zwiſchen diefer 
Stener und den alten Ertragsfteuern die richtigfte Geftalt zu geben. Und diefe 
Aufgabe ift in Preußen noch eben jo wenig gelöft, wie in den beutjchen 
Mittelftaaten, 

So wenig die Staatscafje in Preußen in der Yage ift, auf 18—19 
Millionen Thaler Grund» und Gebäudefteuern etwa zu ©unften der Ge— 
meinden zu verzichten und jo wenig jchon aus Gründen der Gerechtigkeit von 
einem Erlaß jener Steuern die Rede fein kann, da ja ein jehr beträdt- 
licher Theil derfelben zur Reallaſt geworden ift und Steuer zu fein auf- 
gehört hat 37): fo ift doch andererfeit3 nicht zu läugnen, daß durch jene Steuern 
in Preußen fort und fort eine erheblidhe Prägravation des Grund- 
bejige3 gegenüber dem beweglichen Capital ftattfindet, welches lettere im 
geraden Gegenſatz gegen alle bisher behandelten Staaten: Bayern, Württem- 
berg, Sachſen, Baden, Defterreich ꝛc. einer befonderen Capital» reſp. Capital 
ventenfteuer in Preußen nicht unterliegt. Und das wird, jo lange nicht jene 
Realfteuern ganz und gar zu „unfühlbaren‘ Reallaften kryftallifirt find — 
worüber, wenn es überhaupt ja ftatt hätte, noch recht lange Zeit vergehen 
dürfte — fort und fort eine offene Wunde fein, auf deren Heilung, aud) 
abgefehen von aller Agitation der fog. Agrarpolitifer, durchaus Bedacht genom- 
men werden muß. 

Ebenfo wird ſich zum Mindeſten nicht weniger, als bei den andern 
deutichen Gewerbefteuern, aud) bei der preußiſchen Steuer dieſes Namens 
immer deutlicher herausftellen, daß fie den raſch und mannigfaltig fi ent- 
wickelnden Berhältniffen der Neuzeit fo lange nicht zu genügen vermag, als 

man fich nicht entjchließt, ftatt auf dem bisher bejchrittenen Wege fortzugehen 
und bald den Müllern, bald den Bädern und Fleifchern ıc. eine fleine Steuer: 
ermäßigung oder Mobdification des bezüglichen Steuermodus zu bewilligen, — 
vielmehr eine gründliche Reform diefer Steuer in der Richtung eintreten zu 
laſſen, daß man fie, wie e8 Defterreih und Sachſen fchon in den Steuervorlagen von 
Schriften VIII. — Progr. Einftommenfteuer. 3 





34 Fr. 3. Neumann, 


1873 und 1874 zu thun verfucht haben, und wie es Pfeiffer für Württemberg 37°) 
und Helferich in gewiſſem Sinne für Bayern vorgeſchagen hat, zu einer auf 
Eintommensdeclaration bafirten Gewerbeeinfommenfteuer umgeftaltet und 
alle überbrachten Schnurrpfeifereien von Ortſchafts- und Gewerbeclaffen, Ab: 
theilung nad) der Zahl der Gehülfen, oder Pferde, der Tragfähigkeit der Schiffe etc. 
fallen läßt. Entſchließt man ſich aber in der That zur Gemerbeeinftommen: 
fteuer überzugehen, dann muß natürlich) die Frage enttehen, ob folche Steuer 
noch neben der allgemeinen Einfommenfteuer ihre Stelle hat oder ob 
jie nicht vielmehr mit diefer zu verfchmelzen ıft. Und entjcheidet man ſich — 
wie es m. D. zur Vermeidung unnöthiger, böſes Blut machender Doppel- 
befteuerung nothwendig ift — für legtere Alternative — dann wird einer: 
jeitö ſich hieran wieder ebenfall3 mit zwingender Gewalt die Frage nad) der 
Berechtigung und Nothwendigteit einer Scheidung von fundirtem und unfun- 
dirtem Einfommen innerhalb der Einfommenfteuern fnüpfen, andererjeit3 aber 
wird dann beſonders dringend aud; die Frage werden, weldes fortan das 
Berhältnig der Grundfteuer zu der nunmehr mit der Gerwerbefteuer verbundenen 
allgemeinen Einfommenfteuer werden joll, ob etwa — wie dies Helferid 
am gedachten Ort für Bayern vorjchlägt und wie es nad) dem jchon Bemerkten 
3. B. für Sacdjen= Altenburg auch bereitS verwirklicht iſt, die Grundſteuer 
etwa getheilt werden joll, jo daß ein Theil ganz und gar der Kryſtalliſation 
zur Reallaft verfällt, der andere gleich der Gewerbefteuer in die Einfommen- 
fteuer übergeht, oder ob, wenn jene jo wünſchenswerthe verſchiedene Belaftu 3 
von fundirtem und unfundirtem Einfommen etwa durd Scheidung einer a 
gemeinen Einfommen= und einer allgemeinen Bermögensfteuer Plat greift, dann 
etwa ein Theil der Grundſteuer in die allgemeine Bermögensfteuer zu 
verwandeln wäre u. ſ. w. 

Das DVerhältnig zwiihen Einkommen- und Ertragsſteuern tft alfo, wie 
bemerkt, aud in Preußen noch nicht geklärt, und das jo ſchwierige Werk des 
Uebergangs von diefer zu jener Steuer nod nicht vollbraht. Und jo Lange 
dies der Fall ift, fehen wir die „Unbeweglichkeit‘‘ der Ertragsſteuern dem 

preußiſchen Finanzwejen ganz ähnliche Schwierigkeiten bereiten, wie dem Finanz- 

weſen der deutjchen Mittelftaaten. Die mit dem Siegeslorbeer zu ſchmückende 
Steuer ift in Preußen um ein Erheblihes dem Ziele näher, al3 dort, 
aber fie tft noch) durchaus nicht am Ziele. Und in welcher Weiſe fie diefes 
zu erreichen beftrebt ſein mug — iſt ernitefter Erwägung werth, hier wie 
dort. — 


Schließlich ſei noch erwähnt, daß es zur Zeit nicht allein, ja nicht ein— 
mal vorzüglich die hier bisher ausſchließlich in's Auge gefaßten Staa ſfinanzen 
find, die unter jener Unbeweglichfeit zu leiden haben, vielmehr uoch empfind- 


licher — in Süddeutſchland wentgfteng — die Finanzen der Gemeinden 


davon — werden. 

o ging z. B. der eigentliche Anſtoß zu der jetzt in Baden ſchwebend 
gewordenen Steuerreform gerade von den Städten, insbeſondere von Mann— 
heim aus. Und es war ein bei den bezüglichen Kammerverhandlungen oft 
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gehörter Einwand: man dürfe doch nicht, um der Gemeindefinanzen willen 
da3 ganze Staatsſteuerſyſtem in Frage ftellen. 

In Süddeutſchland befteht nehmlich, ähnlich wie in Frankreich und im 
geraden Gegenjat gegen die bezüglichen Berhältniffe in der Schweiz und in 
Norddeutichland, Preußen, Sachſen, Braunjchweig, Thüringen u. ſ. w. die 
Einrichtung, daß ſoweit zur Befriedigung der Bedürfniſſe der Gemeinde Kreis— 
Bezirks- Amts- Körperichaften u. ſ. w. die Einnahmen aus dem bezüglichen 
Gemeinde- Kreis- u. ſ. w. vermögen und den in Baden und Württemberg, 
befonder3 aber in Bayern noch eine erhebliche Rolle fpielenden Octroi's nicht 
binreihen, jene Bedürfnifje regelmäßig durch Zuſchläge zu den beftehenden 
directen Staat3abgaben zu deden find ?°). Und durch diefe Einrichtung, 
an der man z. B. in Baden nod bei Berathung des kürzlich zu Stande 
gebrachten Gefeges über die Aufbringung des Gemeindeaufwands in den 
Städten durchaus fefthalten zu müſſen geglaubt hat, um nicht periodifche 
Claſſenkämpfe in den Gemeinden zu erzeugen und um zugleich die Willkür 
der Behörden auf diefem Gebiete auszuschließen — find die Gemeindehaushalte 
natürlich won jenem Mangel der beftehenden Ertragsiteuern ebenfalls berührt. 
Derjelbe mußte von ihnen jogar noch viel mehr empfunden werden, al3 von 
den Staatäfinanzen, da der Gemeindebedarf fich, wie befannt, aus mancherlei 
Gründen, um der fortichreitenden Decentralifatton willen, insbeſondere aber 
wegen der neuern Freizügigkeitsgejete u. ſ. w. im Allgemeinen, namentlich aber 
innerhalb der größern Städte, neuerdings in noch erheblich höheren Maafe 
fteigert, al3 der Ausgabenbetrag des Staat. So find in Baden (nad) dem 
Berichterftatter der II. Kammer zur Einfommenfteuervorlage von 1874) die 
Gemeindefteuern in den Jahren 1860—1871 um 81%, geftiegen, während 
in der gleichen Zeit die auf diefelben Steuercapitalien gelegten Staatzfteuern 
um weniger al3 42°, zugenommen haben, und von 1871—1873 ftiegen 
die Gemeindeftenern in Baden wieder um 20 Procent, die bezüglichen Staat- 
fteuern aber nur um etwa 5 Procent. Wie bejonder3 empfindlich hiervon 
aber die größeren Städte getroffen werden, ergiebt ſich 3. B. daraus, daß 
durchichnittlich in Baden im Jahre 1873 24 Kreuzer pro 100 Gulden Steuer- 
fapital zu Gemeindezwecken erhoben wurden, dagegen z. B. in Karlsruhe 29, 
in Pforzheim 40, in Heidelberg 41, in Mannheim 54, in der Stadt Baden 
gar 1 Gulden 22 Kreuzer u. |. w. 

Aehnliches, wie aus Baden, ift aus Württemberg zu melden. Dort 
ftieg 3°) der Betrag der Staatäfteuern von der Periode 1830 — 1833 bis 
1868— 1869 von 2,863,769 auf 4,389,379 Gulden, d. h. etwa auf das 
1?/,fache, dagegen die Summe der „Gemeinſchäden“ d. h. des durch Staats: 
fteuerzufchläge zu deckenden Bedarf3 aller wirrttembergifchen Gemeinden in 
etwa gleicher Zeit von 769,030 Gulden auf 2,885,034 Gulden d. h. im 
Berhältniffe von 1 zu 3—4. Und nad) des Oberbürgermeifter Had Angabe 
(im Jahrgang 1872 der Tübinger Zeitfchrift) betrugen z. B. in Stuttgart 
die vom Grundeigenthum, den Gefällen, Gebäuden und Gewerben zu ent: 
richtenden Abgaben 

3* 
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im Staatshaushalt: dagegen im &emeindehaushalt : 
1868/69: 128,642 Fl. 344,000 or d. h. das 2,67fache der Staatsabgaben 
1369/70: 128,628 „ 388,000 , „ „m 301, „ 2 


1871/72: 152,021 „, 590, 000 , „nn 3,88 "ne 


Es ſind alſo auch dort die Gemeinbeausgaben ganz befondera ſtark 
geſtiegen. Und es ſind das übrigens ganz allgemeine auch außerhalb 
Deutſchlands zu Tage tretende Erſcheinungen, die keineswegs nur der neueſten 
Zeit angehören: 

In England und Wales betrugen z. B. die receipts from rates 
d. h. Gemeindeabgaben aller Art nad) dem Prize Essay on local taxation 
im Sahrgang 1871 des Yondoner journal of the statistical society 
(p. 123) 

3. B. im Jahre 1841 nur: ca. 8,101,000 Pfund, 
„nn 1851 : „  8,916,000 „Dagegen 
sr > 860 — „ 12,207,000 „und 
„nn 1968 fogar: „ 16 ‚s00, 000 


während die Größe der Staatsjteuern ſich in gleicher Zeit in ſehr viel 
geringerem Maaße erhöhte, und die Geſammtheit der Staatsausgaben Grof- 
britanntens ſich zwiſchen 1841 und 1868 nur von etwa 48 auf 71 Millionen 
fteigerte. Aehnlich iſt es in Amerika. Nach derjelden zuvor erwähnten Duelle 
(p. 201) ſtieg z. DB. im Staate New-York zwifchen den Jahren 1862 umd 
1866 dag Grgebniß 

derstate tax von 4,376,000 auf 7,369,000 Doll. d.h. aufd. 1 —2fadıe 
‚ county tax, 10, 735,000 22, 316,000 „u a 2er 
„town tax ,„ 2,776,000 „ 9,734, ‚000 „ nnd „ 
— alſo wiederum die Gemeindeabgaben in ſehr viel Höheren Maafe als die 
Staatsabgaben. Und in Preußen endlih war (nad) einer Berechnung im 
Jahrgang 1870 der Zeitichrift des ftatift. Büreau's) der Betrag der directen 
Staatsſteuern (incl. der Mahl- und Schlachtfteuer) einerfeitS und der Gemeinde: 
Kreis> und Provinzial-Abgaben andererjeit3 auf den Kopf der Bevölkerung 
anzunehmen 

für das Jahr 1849 auf reip. 431/, Staats u.29%/, Sgr. Gemeindeabgabe, dagegen 
con 


für das Jahr 1857 12 „ 49 [23 r 50 17 „ 17 
endlich 
fürdasgahr 1867 ,„ „ 5 „ ne u m u 


Während alfo im Jahre 1849 die Gemeindeausgaben nur etwa *%/, der 
directen Staatöfteuern ausmachten, betrugen fie ſchon 1867 etwa Y,—!, 
mehr al3 jene u. ſ. w. u ſ. w. 

Bei einer jo großen Steigerung der Gemeindeabgaben muß natürlich 
jene Unbeweglichfeit der Ertragsfteuern für die Gemeinden ganz befonders ſchwer 
in's Gewicht fallen, und fo ift e3 Leicht erflärlih, daß — wie bemerft — 
in Süddeutſchland gerade Seitens der Gemeindeverwaltungen die Agitation 
fir Einführung von Einfommenftenern eine befondere lebhafte ift. 
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Erhöht wird jenes Mifverhältnig aber auch noch dadurch, dak man 
den Gemeinden — insbefondere in früherer Zeit und in weitem Umfange 
aud noch jest — nicht gleihmäßige Zufhläge zu allen Ertrags— 
fteuern gejtattet, ſondern gerade die beweglicheren, flüjfigeren unter denfelben 
von ſolchen Zufchlägen ganz oder zum Theil eximirt erhält. 

In Bayern ift das im meuefter Zeit geändert, indem durch die Ge— 
meindeordnung für die Yandestheile diejjeitS des Rheins von 29. April 1869 
die früher nur in der Pfalz geltende Beſtimmung, daß alle Umlagen zu 
gewöhnlichen oder aufergemöhnlichen Gemeindebedürfniffen nach dem Ber: 
hältniß der ſämmtlichen directen Steuern aufzubringen find, aud in jenen 
Landestheilen Eingang gefunden hat 39). Bis dahin galt im vechtsrheintjchen 
Bayern die Beftimmung, dar die Umlagen im Allgemeinen nur mit Benutzung 
der Grund-, Haus und Gewerbejteuern vertheilt werden durften, dagegen 
Gapitalrenten= und Cinfommenfteuern nur den Maaßſtab für die von den 
Miethhewohnern und „Inleuten“ zu erhebenden Communalſteuern zu 
bilden hätten. 

Anders in Württemberg und Baden. Hier bejtehen Beſchränkungen 
der gedachten Art bis heute fort. In Württemberg find Zujchläge zur 
Steuer von Gapitalten, Befoldungen und Penfionen überhaupt erſt ſeit 1849 
zuläffig und feit dieſer Zeit noch immer derart in Schranfen geftellt, daß 
ein fogen. „velatives’ und ein fogen. „abſolutes“ Maximum diefer Zuichläge 
bejtimmt ift. Nach erjterem dürfen Apanagen-, Renten, Dienſt- und Berufs: 
einfommen für die Amtskörperſchaften und Gemeinden nur in demijelben 
Verhältniß befteuert werden, in welchen fie gegenüber den andern Steuerquellen 
(Grund-Gebäude u. ſ. w. Kataſter) jeweilig vom Staate (in derfelben Gemeinde 
rejp. demſelben Oberamtsbezirk) zur Steuer herangezogen werden, und nad 
dem „abjoluten Maximum“ darf auf Grund des jett geltenden Geſetzes vom 
15. Junt 1853 — höchſtens 1°/, des für die Staatsſteuer ermittelten 
Jahresbetrags jener Einnahmen in Anjprucd genommen werden, fo daß nad) 
alledem jene Zufchläge 3. B. im Jahre 1868/69 für die Gemeinden nur 
6 9%, des überhaupt durch Zuſchläge zu dedenden Bedarfs derſelben 
ausmadhten, während die Staatscaſſe 25 —26 °, des Betrages aller 
directen Steuern aus jenen Einnahmequellen empfing ?"). 

Und nod) viel weiter gehen und gingen insbejondere bis vor Kurzem die 
bezüglichen Bejchränfungen in Baden. Dort war bis 1870 der ganze 
Gemeindebedarf — fo weit «8 zu feiner Dedung der Steuern überhaupt 
bedurfte — allein durch Zufhläge zur Grund-, Häujer- und 
Gewerbefteuer aufzubringen. Erſt feit Erlaß des Armengejege3 vom 
5. Mat 1870 dürfen überhaupt auc Zufchläge zur Capital und Glafjenfteuer 
erhoben werden, aber dies nur zu Armenzweden und innerhalb fehr 
enger Schranten !). Und erft dur ein im Jahre 1874 zu Stande 
gebrachtes Gefeg '?) iſt ausnahmsweiſe den fünf größten Städten des Yandes: 
Mannheim, Karlsruhe, Freiburg, Heidelberg und Pforzheim auf Grund immer 
dringliher auftretenden Bedürfniſſes — die weitere Conceifion gemacht, daß 
fie den überhaupt durch Zufchläge zu dedenden Bedarf zu ?/, auf das Grund- 
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Gefäll-, Gewerbe: und Häuſerſteuercapital und zu t/, auf das Claſſen— 
und Capitalrentenſteuercapital umzulegen haben, letzteres indeſſen 
wieder nur mit der Beſchränkung, daß der vom Capitalrentenſteuer— 
capital für die Gemeinde zu erhebende Betrag niemals über 3 Kreuzer von 
100 Gulden Steuercapital (alſo höchſtens 125 des jetzt geltenden Staatsſteuer— 
ſatzes) betragen darf, daß ferner als Claſſenſteuercapital immer nur das 
zweifache, des claſſenſteuerpflichtigen Einkommens (der Beamten, Künſtler, 
Aerzte u. ſ. w) in Anſatz zu bringen iſt und daß endlich auch von dieſem 
ungemein niedrig berechneten Capital höchſtens 9 Kreuzer pro 100 Gulden 
erhoben werden dürfen, während der Staat zur Zeit 26 Kreuzer von einem 
Capital erhebt, das — wie unten gezeigt werden ſoll — durch Multiplication 
nicht mit 2, ſondern mit den Zahlen 3—12(!) aus dem bezüglichen Einkommen 
berechnet wird. | 

Alle dieſe Beichränfungen in der Belaftung des Einfommend aus 
Sapitalien, Befoldungen u. ſ. w. verdanfen nun zwar — wie z. B. Seitens 
der badifchen Regierung noch fürzlich in den Motiven des Gefegentwurfs über 
Gemeindereform vom 20. November 1873 von Neuem entwidelt iſt — 
einerjeit3 der Anſchauung ihren Urjprung, daß da die Grundbefiger und 
Gewerbetreibenden vorzugsweife Vortheil von den bezüglichen Gemeinde— 
anftalten haben, fie auch vorzüglic; zu den Koften derjelben heranzuziehen find. 
Andererfeit3 hält man aber eine Belchränfung in dem SHeranziehen der 
Gapitalien und Bejoldungen zu den Gemeindelaften auch deshalb für geboten, 
damit einerjeit3 nicht die Regierung durch zu hohe communale Befteuerung 
‚der Beamten in die Yage gedrängt werde, die Beamtenbejoldungen erhöhen zu 
müſſen und damit andrerjerts nicht durch zu hohe Zufchläge auf die Einnahmen 
aus Gapitalten diefe Tetteren aus den Gemeinden und reſp. aus dem Yande 
verdrängt würden (Commiffionsbericht der II. Kammer zum gedachten Gejeges- 
entwurf und Motive der befonderen Vorlage über Gemeindebefteuerung vom 
23. Junt 1874). Und gerade weil aus diefem Grunde Beichränfungen in 
der bejonderen Beftenerung der Kapitalien in der That geboten erjcheinen, 
ft man ebenfo in Baden, wie in Württemberg zur Forderung communaler 
Einfommenfter ganz bejonders gedrängt worden. In Baden hat die 
Regierung jelbft dies anerkannt. Durch Zujchläge zum Capital- und Claſſen— 
fteuercapital, die mıan „äußerften Falls’ bis zu den Eäten von 3 reſp. 
9 Kreuzer pro 100 Gulden bewilligen fünne, — fo äußerte fie fi in den 
Motiven der bezüglichen Vorlage vom 7. Juni 1874 „würde eine genügende 
finanzielle Hülfe“ jenen Städten nicht gewährt werden können, „gerade in 
den Städten, in denen das Bedürfniß am dringendften” ſei, werde „dadurch nur 
etwa Y,, in Baden = Baden nur etwa des durch Umlagen zu dedfenden Be- 
trag3 aufgebracht werden‘ und deshalb müſſe in erfter Linte an die Einführung 
einer Einfommenfteuer aud al3 „ergänzenden Gommunal: 
fteuer‘ gedacht werden, etwa der Art, daß ein Viertheil des ganzen 
Gemeindeaufwands durch Zufhläge zur Staat3einfommenfteuer 
gededt würde u. |. w. Erſt al3 diefe Staatseinfommenfteuer aus den ſchon 
berührten Gründen Schiffbruch erlitt, — erft da griff die Regierung zu jenem 
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oben ſchon erwähnten, heute Gefet gewordenen Vorſchlage der Geftattung von 
Zuſchlägen zur Claſſen- und Capitalfteuer. Aber fie betrachtet die hierauf 
bezüglichen Vorſchriften durchaus nur al3 proviforifche. Diejelben ſollen nad) 
dem inzwilchen Gefe gewordenen Regierungsentwurfe nur bis zum 31 Des 
cember 1877 gelten. Und zu diefer Beitimmung hat man fich in der Hoffnung 
veranlaßt gejehen, daß es in der Zwiſchenzeit gelingen werde, die Reform der 
Staatsſteuern foweit durchzuführen, daß „eine definitive Regelung aud) der 
Gemeindeftenern möglich ſein“ werde, al3 deren Bafis die Regierung (in Ueber- 
einftunmung mit dem von den Städten felbft geäufßerten Wunſche) die 
Einftommenfteuer betrachtet, der — mie fie jagt — jedenfall3 „eine 
bedeutendere al3 die ihr vorerſt zugewieſene Rolle im badiſchen Steuerſyſteme 
zugedacht jet und bezüglich deren die Ueberzeugung immer mehr 
Boden gewinne, daß ihr die Zukunft gehöre”. 

Auf etwa daſſelbe Refultat kommt aber auch Had mit feinen Vorſchlägen 
bezüglich der württembergischen Gemeindefteuerreform heraus, wenn gleich 
er fich nicht mit derfelben Beftummtheit hierüber äufert. Die oben geſchilderte 
jesige Einrichtung — insbejondere bezüglich des abfoluten und relativen 
Marmums in der Befteuerung des Einkommens aus Capital, Dienft und 
Beruf zu Gemeindezweden ericheint ihm unhaltbar. „Daß hier” — fo 
fagt er — „ein Mifverhältnig vorliegt, das jede geredhte Steuer- 
vertheilung ausfchliegt(!), bedarf eine weiteren Nachweijes nicht. — 
Das abjolute Maximum des Gejeges follte wenigftens für die größeren 
Gemeinden befeitigt werden. - Aber freilich — führt er weiter aus — ift 
die Befeitigung diefer Schranke nur dann von größerem praftifden 
Werthe, wenn gleichzeitig die Grundlagen der Befteuerung der 
Gemeinden verbejjert werden, fei e3durd ftaatlihe Steuer- 
reform, fei e3 dadurd, daß man den Gemeinden in der 
Reform ihres Steuerwejens freie Hand giebt. Nah dem 
beftehenden Steuerfyftem ift eine gerehte Vertheilung un= 
möglich!) Im welcher Richtung aber jene Berbefferung in den Grundlagen 
der Befteuerung zu geſchehen habe, darüber äußert fih Hack am Schluſſe 
feines Aufſatzes wenigſtens negativ: der Entwurf vom Mat 1871 — die 
Baſis der oben gejchilderten Wiederaufnahme dev Ertragsfteuerreform für 
die Staatscaffe — ericheint ihm für die Gemeindebefteuerung „nicht ausreichend“. 
Und wenn er ſolchem Vorjchlage gegenüber weiter betont, es müfje der Stadt 
überlafien fein „die verſchiedenen Einfommensquellen in verhältnigmäßtger 
Weife beizuziehen,“ fie müſſe deshalb nicht auf Zujchläge zu den Staatsfteuern 
angewiefen, jondern in die Lage gebracht fein, ihren Bedarf in gerechter Weife 
nöthigenfall® durch eigene Gemeindeftenern aufzubringen — jo ſchwebt auch 
ihm, jo ſcheint es mir, al3 das eigentlich zu erftrebende Ziel die communale 
Einfommenfteuer vor, die jedenfalls im nicht zu langer Zeit auch in 
Württemberg ihren Einzug halten wird. ’ 
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Blicke ich nach alledem auf das Geſagte zurück, ſo erſcheint mir allein 
der Umſtand, daß ſich die Ertragsſteuern weder dem Wechſel der Anſprüche 
von Staat und Gemeinde, noch dem Wechſel der wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
in angemeſſener Weiſe anzupaffen vermögen — Grund genug, wenn auch 
nicht ein vollftändiges Abfterben, jo dod ein ſchrittweiſes Zurüdtreten 
derjelben vor der immer neue Erfolge erringenden Zufunftsiteuer vom Ein: 
fommen mit Sicherheit vorauszujagen. So weit es fi in dem unten nod) 
zu erörternden Sinne um die Erhebung von „Beiträgen,“ d. h. um 
Leiſtungen für Gegenleiſtungen und nach Maaßgabe ſolcher handelt — werden 
die Ertragsſteuern das Feld behaupten — insbeſondere alſo zu Zwecken der 
Deckung weſentlicher Theile des Gemeindebedarfs werden ſie ebenſo 
unentbehrlich bleiben, wie Deichlaſten- und Meliorationsgenoſſenſchaftsbeiträge, 
nur natürlich in nod) viel weiterem Umfange als diefe. Wo aber wahre 
„Steuern‘#) in Frage ftehen, werden — das darf man nad) alleın 
Angeführten wohl mit Gewigheit annehmen — die Ertragsſteuern mehr und 
mehr zurüdtreten, vor der immer weitere Gebiete fi unterthan machenden 
Einfommenfteuer. 

Nur wird in diefer Richtung feineswegs ausjchlieglic jener den Ertrags— 
feuern eigenthümliche Mangel an Beweglichkeit von Wirkung fein, ſondern 
eben dahin werden auch noch manche andere, weſentliche Mängel dieſer Steuern 
ihren Einfluß äußern, die oben zum. Theil ſchon beiläufig erwähnt ſind und 
die — wenn ſie auch vor der in den folgenden Abſchnitten verſuchten 
Erörterung der Hauptgrundſätze der Beſteuerung an dieſer Stelle nicht 
eingehend behandelt werden können, doch wenigſtens der Hauptſache nach in 
Kürze zuſammengeſtellt hier ihren plas finden ſollen. 

Es gehört hierher erſtens die mit den Ertragsſteuern allgemein verbundene 
Nichtberückſichtigung der Schulden des Steuerpflichtigen. 

Dieſe Nichtberückſichtigung hängt mit jenem Mangel an Beweglichkeit 
jowohl, wie mit der Geeignetheit der Ertragsfteuern zur Erhebung. von 
„Beiträgen“ *#) auf das Innigſte zuſammen. Denn wird vom Grund und 
Boden nad Maafgabe vesjenigen gejtenert, was ihm an Bortheilen (4. B. 
von Straßenanlagen, Wegen, Gräben u. |. w.) zufließt, fo wäre es ja 
widerfinnig, zwiſchen verſchuldetem und unverſchuldetem Beſitz zu unterjcheiden. 
Der verjchuldete Befiter erhält die Bortheile in nicht geringerem Maaße als 
der unverfchuldete #5). Warum follte er wegen der Schulden weniger zahlen ? 
warum im dieſer Beziehung günftiger ſituirt fein, al3 der Befiger eines 
Grundſtücks in einem Deichverband gegenüber den Deichlaften, bei deven 
Vertheilung ja auch nicht nach der Verſchuldung, ſondern nur nach den 
Vortheilen gefragt wird, welche die durch jene Koſten hergeſtellten Ein— 
richtungen ſchaffen?! 

Ebenſo iſt bei ganz und gar unbeweglichen, ſo zu ſagen: 
vollſtändig - zu Reallaſten kryſtalliſirten Grundſteuern die Nichtberückſichtigung 
der Schulden keine Härte. Sie iſt es ebenſowenig, wie die Nichtberückſichtigung 
anderer Laſten des betreffenden Grundſtücks, die der Erwerber bei Bemeſſung 
des zu zahlenden Preiſes in Anſchlag bringt. Ein Mangel wird die 
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Nichtberückſichtigung der Schulden erſt, wenn die „Grundſteuer“ ſich wirklich 
fo zu fagen als „Steuer zeigt, wenn fie diefen Namen im fpäter zu 
erörternden eigentlichen Sinne des Wort3 verdient und — dieſer Natur 
entfprechend — beweglich wird, ſich den Verhältniſſen anzupaffen ftrebt 4%). 
Dann aber ift fie in der That nicht nur Mangel, fondern — jobald ihr 
Betrag erheblich ift, wie e3 ja in Zukunft z. B. aud) die Steuern von den 
Gewerben werden müſſen — himmeljchreiende Ungerechtigkeit, und geradezu 
unerträglihe Dual, ſodaß auf ihre Befeitigung mit allen zu Gebote 
ftehenden Mitteln binzuarbeiten tft. 
Auch wähne man nicht, Folder Mangel Liege fich befeitigen, fo lange man 
an den Ertragsiteuern als ſolchen fejthält! Er läßt ſich dann nicht bejeitigen. 
Denn eine einfeitige Berückſichtigung etwa nur der hypothekariſch ficher geftellten 
Schulden 3. B. bei der Grundfteuer wäre durchaus ungerecht den anderen 
Schulden gegenüber. Und e3 würde diefe Einfeitigfeit auch, zu den ſchnödeſten 
Geſetzesumgehungen gemißbraucht werden. Eine Berüdfichtigung aller Schulden 
aber ift bei den Ertragsfteuern m. D. gerade ebenfo unmöglich, wie 
es unthunlich ift, 10 Schoppen Bier von 2 Ohm Wein oder 4 Pfund Kaffee 
von 20 Pfund Zuder abzuziehen. Der Ertrag ift Sache des Objects, 
der Schuldenbetrag dagegen Sache der Perſon, und deshalb ein Abzug des 
legten von jenem Ertrage logisch ein Unding. Bon welcher Ertragsiteuer 
ſollte es denn auch 3. B. dem Fabrikbeſitzer geftattet fein, feine Schuldzinfen 
abzuziehen? Bon der Gewerbeftener? — von der Hausftener? — von der 
Grundſteuer? — oder von der Eapitalftener? Die Schulden betreffen viel: 
leicht das Gewerbe, vielleicht auch eine fteuerpflichtige Gapitalforderung, oder 
den Bau eines Wohngebäudes, oder die Herftellung von Gartenanlagen, oder 
den Ankauf von Luxusbedürfniſſen zu augenbliclicher Conſumtion u. ſ. w. Biel- 
leicht find fie aud) zu dem einen Zwede aufgenommen und zu dem anderen 
verwendet, Oder der Schuldner weiß jelbjt nicht, in wie weit fie einft dem 
einen Zweck gedient haben oder dem andern. Kurz und gut, es befteht ein zu 
berücfichtigender Zufammenhang zwiſchen Perſon und Schulden, aber nicht 
zwilchen Object und Schulden. Und deshalb kann von den Ertrags- oder 
Objectfteuern als ſolchen ein Schuldzinfenabzug durchaus nicht ftattfinden. Und 
e3 iſt in der That harakteriftiich, daß der bedeutendfte neuere Vertheidiger 
diefer Steuern, 9. B. Hoffmann, der aud) die neuere württeinbergifche 
Ertragsfteuerreform auf Grund des oben erwähnten Entwurf3 von 1869 in 
einem bejonderen Schriftchen im Wejentlichen qutgeheißen hat 9%), am Schluffe 
feines jehr beachtenswerthen längeren Auffages „über die Berüdfichtigung der 
Paffivcapitalien bei der Ertragsbefteuerung‘ (im Jahrgang 1845 der Tü— 
Dinger Zeitfchrift fir Staatswiſſenſchaft) chlieflich doch zu dem Refultate ge- 
fommen iſt, daß die von ihm geforderte Schuldenberüdfichtigung jedenfall 
„entfprechend dem PVerhältnig der Pafjivcapitalien der Einzelnen zu ihrem 
Geſammtvermögen und Einfommen (sie), auf dem fie als einem 
Banzen haften,” geichehen müjje, und daß „zu dem Ende von jedem 
Steuerpflichtigen in der Steuerrolle feines Wohnortes ſämmtliche Ertrags— 
zweige, die dafelbft zur Befteuerung kommen, zufammengerehnet, von 
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dieſem der Normalzinsbetrag aus feinen ſämmtichen überhaupt zur 
Berüdjihtigung fommenden Paſſivcapitalien nad) der erforder: 
lichen vorgängigen Prüfung abgezogen und die hiernad ſich ergebende 
Geſammtſumme feines reinen Einkommens (sic) der Beſteuerung 
unterworfen werden müſſe.“ Füge ich dem Hinzu, daß Hoffmann felbft 
al3 eine Vorausſetzung“ ſolchen Verfahrens das bezeichnete, daß „alle ſteuer— 
baren Ertragsquellen einen gleihartigen Anſchlag für die Befteue 
rung erhalten‘, damit ihre Summirung zu einem Geſammtanſchlage möglid 
jet und daß dieje Vorausfegung — wie man neuerdings in Sachſen und 
Württemberg erfahren hat und wie auch ſchon das oben Bemerkte ergiebt — 
eine geradezu unmögliche ift, jo darf wohl behauptet werden, daß im jenen 
Worten Derjenige, der mit der eingehendften Darlegung für die Berüdfichtigung - 
der Schulden bei den Ertragsfteuern eingetreten ift, im Grunde gerade die Un- 
thunlichkeit ſolcher Berückſichtigung für den Fall, daß man eben nicht zur 
Einfommenfteuer übergeht unbewußt, aber fchlagend dargelegt hat *”). 

Ein weiterer Mangel der Ertragsfteuern iſt es ſodann, daß fie natürlich, 
wie jchon bei Gelegenheit der Betrachtung der badifchen Steuerreform berührt 
wurde, nicht progreſſivſein können, und daß auch eine Befreiung der Fleinexen 
Einkommen von directen Steuern bei ihnen unthunlich ift, wenn man fich nicht 
jolhen Widerfprüchen und Schwierigkeiten ausfegen will, wie fie befannter- 
maaßen die engliihe ſog. Einfommenfteuer bezüglich der Einkommen unter 
200 Pfund jährlich bietet. 

Ferner iſt e3 ein Mangel der Ertragsfteuern, daß fie ſich auf jenen bei 
den Einfommenfteuern jehr willtommenen Anhalt, den der Aufwand des 
Steuerpflichtigen für die Einfhägung bietet, au naheliegenden Gründen über- 
haupt nicht ſtützen können. 

Und ein jehr empfindlicher Mangel der Ertragsfteuern ift e8 endlich) 
daß fie — fo lange fie fi an gewiſſe äußere Steuermerfmale halten — nicht 
erheblich gefteigert werden fünnen, ohne daß innerhalb der Steuerpflichtigen 
derjelben Kategorie — auch abgefehen von allen Unterfchteden der 
Schuldbelaftung — die größten Ungeredhtigfeiten allein deshalb entftänden, 
weil eben jene äußeren Merkmale nur ſehr unzureichenden Anhalt bezüglich 
der Leiftungsfähigkeit geben. Es gilt das namentlich non den das „Object‘‘ 
belaftenden Gewerbefteuern. Halten fich diefe, wie üblich 3. B. an die Zahl der 
Gehülfen, der Spindeln, Defen, Pferdefräfte, Pferde u. f. w., jo muß die 
Steuer niedrig gehalten werden, um aud den am ſchlechteſten fituirten 
Gejhäftsmann unter den Mehreren, die etwa die gleichen derartigen Steuer— 
merkmale bieten, nicht geradezu zu überlaften. Und laſſe ich ſolche Merkmale 
überhaupt fallen, fo begebe ich mid) eben de3 Hauptvorzugs der Ertrags= 
fteuern, und bin auf die Declaration des Betreffenden angewiefen, die mir — 
noch dazu controllirt, wie bemerkt, von den Erfcheinungen de3 Aufwands der 
Genfiten — aud die Einfommenfteuer bietet. 

Allen diefen Mängeln gegenüber fünnen fi) die Ertragäfteuern als 
„Steuern — zumal wenn aud; der zulett gedachte Vorzug mit der noth= 
wendig werdenden Steuererhöhung immer mehr in die Brüche geht und den 
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Vortheilen und Nachtheilen der Declaration weichen muß — im Grunde nur 
auf zwei Vorzüge beziehen — den, daß fie feit Alters beftehen und die Be— 
völferung an fie gewöhnt ift, und den, daß ihre Erhebung — abgefehen von 
den ſchon wegen der Koften höchfteng 1 — 2 mal im Jahrhundert erfolgenden 
Örundfatafterrevifionen — eine ſehr leichte und ſowohl für die Behörden, 
als für die Genfiten, in gewiffent Sinne bequeme ift, für die erfteren, info- 
fern fie — ſchon wegen der Nichtberücfichtigung der Schulden — mit großer 
Sicherheit auf beftimmte Erträge rechnen fünnen, für die Cenſiten aber 
namentlich) infofern, als ein Eindringen in ihre perfünlichen Verhältniſſe 
vermieden twird. 

Diefe Borzüge dürfen durchaus nicht mißachtet werden und insbefondere 
der zuerft gedachte ift, wie jeder tm Steuerweſen halbwegs Erfahrene zus 
geben muß, ein recht erheblicher. Indeſſen werden — das kann nad) 
dem Gejagten feinem Zweifel unterliegen — alle Borzüge mit der Zunahme 
der Staatölaften vor den immer deutlicher zu Tage tretenden Mängeln derſelben 
Steuern mehr und mehr in den Hintergrund treten und den Steg der mit der 
Vermögensfteuer verbundenen Einfommenfteuer nicht zu hindern vermögen #8), 

Dod wozu — wird man fragen — dieſe Combination der Einfommen- 
feuer mit der Bermögensftener? Die Gründe für die m. D. in der 
That anzunehmende Nothwendigfeit folder Combination können im Grunde 
erft im Folgenden Erörterung finden. An diefer Stelle ift nur zu bemerken, 
daß auch jener — als beſonders jchmwierig hier charakterijirte Uebergang 
von den alten Ertragsfteuern zur Einfommenftener m. D. leichter zu bes 
werfitelligen jein wird, wenn der letzteren jogleich bei ihrer Einführung die 
Vermögensfteuer zur Seite geftellt wird, al3 wenn dies nicht geichieht. 

Menigftens dürfte das für Süddeutſchland, insbefondere für Baden und 
Württemberg, anzunehmen fein. 

Hier dürfte der entwidelungsfähige Keim für jene Combinirung von Ber- 
mögend- und Einfommenfteuer in derjenigen Scheidung Tiegen, welche die — in 
Baden, wie bemerkt, aud) von den Landwirthen zu zahlende Gemwerbefteuer enthält, 
indem fie den perfönlichen Arbeitsverdienft und das Gewerbecapital (Be: 
trieb&capital) getrennt belaftet. Würde diefe Arbeitsverdienftftener nad einer 
Reform in der oben ſchon angedeuteten Richtung der Einfommenftener (reip. 
Gewerbeeinfommenfteuer) mit jener andern Arbeitzfteuer, welche, wie gleichfalls 
ihon bemerkt ift, die badiſche Claſſenſteuer in fich ſchließt, zu einer Steuer 
vereint werden, jo hätten wir hiermit ſchon faft vollftändig eine allgemeine 
Einfommenfteuer jener Art, wie fie in der Schweiz bei Combinationen von 
Einfommen= und VBermögengfteuer nicht felten ift, und dann zum Unterjchiede 
von ſolcher Einfommenfteuer, welche auch die Vermögensnugungen belaftet, — 
al3 allgemeine Erwerbfteuer charafterifirt zu werden pflegt. Und anderer: 
feit8 würde eine Combinirung der badifhen Capital ſteuer (jet Capital- 
ventenfteuer genannt) mit jener Gemwerbebetriebscapitalfteuer, deren vorhin ge 
dacht wurde, — nad) entfprechender Reform diefer letzteren bereit3 den größten 
Theil deſſen belaften, was von der einzuführenden Vermögensfteuer getroffen 
werden fol. Handelt e3 ſich nun darum, diefe durch ſolche Combination ge— 
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ihaffene Steuer in der That zueimer allgemeinen Bermögensfteuer zu 
machen, jo bliebe als Hauptſchwierigkeit die Herftellung eines richtigen Ver— 
hältnifjes zwifchen jener und den Grund- und Häuferfteuern. Mit dieſer 
bejonder3 ſchwer zu umfchiffenden Kippe haben alle Staaten bisheriger 
Ertragsfteuern zu fämpfen vejp. werden mit ihr zu fümpfen haben — Preußen 
nah dem jchon Angedeuteten nicht weniger, al3 Bayern (nad) den oben in 
Bezug genommenen Bemerkungen Helferichs), Sachſen u. |. w. Ein Ausweg 
ift da m. D. nicht anders möglid), al3 für den Staat — mit ver Ge 
meinde verhält e3 ſich wegen der hier vorwiegenden „Beiträge und der leich— 
teren Thunlichkeit „flüſſiger“, den Verhältniffen ſich anpaſſender Gemeinde: 
Katafter anders — für den Staat, fage ich, einen Theil der Grund (und 
reſp. Gebäude:) Steuern in der That zu dem machen, wozu diefe Steuern 
ihrer ganzen Natur nad incliniven: zur feſten unabänderlichen Reallaft, und 
dem verbleibenden andern Theile dann die Natur wirflider Steuern in 
der Weiſe zurüdzugeben und zu wahren, daß man ihn wieder — jo zu Jagen — 
zurüdverwandelt in Das, was die Grundftenern urſprünglich geweſen find 
und wovon fie noch heute m. D. manchen beachtenswerthen Reſt an fid 
tragen 5%): nehmlih in Bermögenzsfteuern, diefe legte dann aber mit 
jener allgemeinen Vermögensſteuer combinirt. 

Solches Verfahren ift natürlich ein fehr ſchwieriges. Ja es tft 
dafjelbe, offen gefagt — und wie es auch durch die oben gejchilderten Sachſen— 
Altenburgifhen Borgänge trefflich illuftrirt wird 2%) — in feiner Wetje 
ganz gereht durchzuführen, eimerjeitS wegen des aus dem natürlichen 
Gang der Dinge zu erflärenden jehr verfchtedenen Maaßes, in dem jene 
Steuern auf den verichtedenen Grundſtücken fi) zu mehr oder minder une 
fühlbar gewordenen Reallaften gejtaltet haben und andererjeit3 und insbejondere 
wegen der bei den perjonalen Steuern einzuführenden, bei den bisherigen 
Grumditeuern fehlenden Steuerprogrejfton, ſowie wegen der fehr ver— 
Ihiedenen Höhe der Schuldenbelaftung der einzelnen Grundſtücke, welche 
Belaftung im Verhältniß zur Vermögensfteuer natürlich eine ganz und gar 
andere Geftalt gewinnt, al3 der bisherigen Ertragsabgabe gegenüber, die fie 
unberüdjichtigt ließ und laſſen mußte. Ber jo verjchtevener Geftaltung der 
Dinge bleibt nur übrig, Jo zu Jagen, einen fühnen Schnitt zu machen und für jene 
Scheidung von Reallaſt und Steuer in Pauſch und Bogen eine gewiſſe nad) 
befter Erfenntnig den Verhältniſſen angepafte Durchſchnittszahl zu 
wählen, welche zugleich; dem für die allgemeine Vermögensfteuer zunähft zu 
wählenden Procentjage am beften zu entjprechen geeignet wäre. 

Auch würde ein Theil der Grundſteuer mit Nüdficht darauf, daß zur 
Erwerbgftener der Landwirth fortan in viel höherem Maaße herangezogen 
werden würde, al3 bisher zur Gemwerbefteuer (die ihn mit Rückſicht auf Die 
Grumdftener, nur in jehr geringem Maafe belaftete 5) — zu erlafjen ſein. 
Und hiefür das entjprechende Zahlenverhältnig zu finden, würde aus denjelben 
Gründen, wie den zuvor erwähnten — ebenfall3 äufßerft ſchwierig, ja auch 
in feiner Weife ganz gerecht durchzuführen fein. 


vu 
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Indeſſen erwäge man andererfeit3, daß es fich hier eben nur um die 
Wahl zwiſchen mehreren jehr großen Uebeln handelt. 

Für jich allein find die „Ertragsfteuern‘‘, wie wir gejehen haben, auf die 
Dauer jedenfall nicht zu halten. Eine Reform überhaupt in diefer oder 
jener Richtung ift unbedingt nothwendig. Eine Bloß äuferliche Ergänzung 
jener Steyer aber durch Hinzufügung einer Eintommenfteuer, wie fie zunächft 
projectivt war, würde einerfeitS eine nach ungefähr denjelben Grundfägen er— 
folgende zwiefache Beftenerung derjelben Einfünfte — aufer 
denen au8 Grund und Boden (vefp. Gebäuden) zur Folge haben 52). Und 
jolhe Doppelbefteuerung würde nicht nur an fich böfes Blut machen, fondern 
fie würde im Grunde auch in der That in vielen Beziehungen eine ganz 
und gar unnöthige doppelte Pladerei und Beſchwerde in fich ſchließen. Anz 
dererfeitö bliebe bei folder Reform ganz und gar ungelöft und — bei der 
Berihiedenheit der Steuergrundlagen, nad) dem oben bezüglich Sachſens und 
ſonſt ſchon Bemerkten — auch unlösbar die Frage, in welchem Ber: 
hältniß denn fortan die Grund- und Gebäude-Steuer neben jener allgemeinen 
Steuer hevanzuziehen wäre, und es bliebe desgleihen ungelöft und unlösbar 
de Frage, in welchem Berhältnig fortan 3. B. das zum erheblidhen 
Theil fundirte Gewerbeeinfommen einerjeit3 und das im Allgemeinen gar 
nicht fundirte clafjenfteuerpflichtige Einfommen andererfeit3, fo wie aud) in 
welchem Berhältnig — gegenüber diefem und jenem Einfommen das ganz 
und gar fundirte Einkommen aus Gapitalrenten zur bezüglichen Steuer 
heranzuziehen wäre. Denn für dieſe Verhältniſſe ift eben feine Ziffer zu 
finden, jo lange man im „Gewerbe“ die allerverjchiedenften Abjchattirungen 
von fundirtem Einkommen vor fich hat 53). 

Alle diefe Schwierigkeiten, die fi von den Schwierigkeiten einer Steuer- 
verfaffung ohne Einfommenftener nicht jo fehr wejentlih und nur fo zu 
jagen graduell unterfcheiden würden, infofern bei Borhandenfein der Einkommen— 
teuer ein kleiner Theil jener Schwierigkeiten auf fie abgelaftet werden 
fönnte: alle diefe Schwierigkeiten, meine ich, würden hinwegfallen, wenn man 
den oben berührten, vadicaleren Schritt thäte und ſich zu der allerdings ſehr 
ſchwer und nicht ohne Verſtöße gegen die Gerechtigkeit dem Einzelnen gegen= 
über, durchzuführenden Maaßregel entichlöffe: einen Theil der Grund- und 
Gebäudeftener in der gedadjten Weife, ähnlich) wie dies für Bayern von 
Helferich empfohlen wird — in fefte Reallaft zu verwandeln und im Uebrigen 
von Jedem, der bisher Gewerbe= oder Klafjenfteuer zahlte und überhaupt 
von Jeder, der durch Arbeit oder Unternehmung erwirbt: eine Erwerbs— 
teuer, auferdem aber von Jeden, der fi, eines Vermögens irgend welcher 
Art erfreut (mag er ſchon Erwerbsſteuer zahlen oder nicht), alſo vom bisher 
Öewerbftenerpflichtigen und Haus- und Grundftenerpflichtigen, wie vom Ca— 
pital= (reſp. Capitalventen=) jteuerpflichtigen u. ſ. w. noch eine Vermögens: 
teuer zur erheben, die gleich der Erwerbsſteuer jährlich zu veranlagen wäre 54) 
und mit Rückſicht auf welche, um einfeitige Doppelbefteuerung zu vwermei- 
den, aus unten näher zu erörternden Gründen von dem erwerbſteuerpflich— 
gen Einfommen gewiffe Abzüge zu machen wären, 
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""Erft bei Durchführung ſolchen Steuerwerks wäre es, wie unten näher 
gezeigt werden foll, möglih, die Steuern nicht nur mit dem Fluſſe der 
wirthichaftlihen Entwidelung und den Wenderungen im Bedarf des Staats 
in Berhältniß zu erhalten, fondern aud die Frage zu löſen, in melden 
Berhältmig unfundirtes Einkommen und mehr oder minder fundirtes zu den 
öffentlichen Laften derart heranzuziehen ift, daß Niemand fid zu bejchweren 
Veranlaſſung hat. — — 

Je größer das betreffende Land iſt, in dem die Reform durchzuführen 
ift, defto größer find natürlidy die zu überwindenden Schwierigkeiten. Was 
fih in einem Lande von dem Umfange Altenburg® oder dieſes oder jenes 
Schweizer Canton relativ Teicht vollzieht, kann in einem mehr al3 10mal 
jo großen Staate die größten Schwierigkeiten bereiten. Und diefe Schwierig: 
feiten überjehen zu können, vermefje id) mid) nicht. Sie find vielleicht jo be 
deutend, daß zu nächſt ihre Ueberwindung noch nicht erhofft werden fann. 
E3 handelt fi hier nur darum, für die in Frage ftehenden Schwierigfeiten 
ein Beifptel zu wählen und? — foweit e8 die Theorie vermag — den 
Verſuch zu machen, die Mittel zur Löſung zu discutiren. — 

Nach alledem verlaffe ich die Frage nad) dem beften Uebergange zu 
den zu erjtrebenden perjonalen Steuern, um dieſes Ziel felbft in jeinen Ein: 
zelnheiten näher ins Auge zu fajlen. 

Ich muß hierbei zunächſt etwas weiter zurüdgreifen. 


weites Capitel, 


Iſt die zu empfangende Leiſtung oder die Leiſtungsfähigkeit der richtigere 
Maapitab für die Vertheilung der Staats: und Gemeinde-Laften ? 


1. Allgemeines. 


In den wichtigeren heute jchwebenden Fragen der Steuerreform, ind 
befondere in der Frage nach dem Maaf berechtigter Steuerprogreffion oder 
nad) dem angemejjenen Berhältniffe der Belaftung fundirten und unfundirten 
Einfommens, vermag heute Niemand fefte Stellung zu nehmen und jolde 
ausreichend zu begründen, ohne zuvor in ein beftimmtes Verhältniß gegenüber 
der Borfrage getreten zu fein: welches das bei der Umlage der Staats— 
und Gemeindelaften überhaupt zu erftrebende Ziel ift — ob etwa eine Be: 
laftung nad) der Leiſtungsfähigkeit oder aber eine folhe nach dein Grundſatz 
von Yeiftung und Gegenleiftung. 

Wie befannt, ift diefe Frage feit geraumer Zeit fehr vielfacher Erörterung 
unterzogen. Aber fie ift noch feineswegs erledigt. Und insbefondere fehl: 
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gehen Diejenigen, welche — wie dies neuerdings mehrfach geſchehen ift — 
das Prinzip von Leiftung und Gegenleiftung auf dieſem Gebiete als ganz 
und gar überwunden ober doch als willenihaftlih unhaltbar be— 
zeichnen. 

So fteht die Sache durchaus nicht. Jenes Prinzip, dem Montes- 
guieu einft in den befannten Worten Vorſchub Ieiftete: les revenus de 
Etat sont une portion que chaque citoyen donne de son bien pour 
avoir la sürete de l’autre, ou pour en jouir agreablement — und 
welches man ſeit Schlözer vorzugsweiſe durch einen Vergleid des Staats 
mit einer Berfiherungsgefellfchaft zu ftügen bemüht geweſen ift, erfreut fich 
noch immer zahlreichen Anhangs unter unjeren juriftiich gejchulten Beamten 
\owohl, wie unter Kaufleuten und Gewerbtreibenden. E8 ift in der perio- 
diihen Prefie — jo darf man wohl behaupten — noch heute vorzugs— 
weife vertreten. Und e8 wird namentlih in Frankreich — aud von 
Männern der Wiſſenſchaft in großer Zahl als richtig, ja als ausſchließ— 
lich berechtigt angejehen 9). 

Insbeſondere aber hat e8 gerade da noch Häufig eine feite Pofition, 
wo es vorzugsweile von Einfluß iſt: bei den Regierungen und Landes— 
vertretungen. 

MWie in der Jächfifchen zweiten Kammer der Wbgeoronete Günter im 
Jahre 1872 bei ver Verhandlung iiber die vorzugsweife von ihm angeregte 
Steuerreform in zündenden, Beifall erntenden Worten ausrief: der Enthufias- 
mus fir Die Einkommenſteuer müffe ſich ſehr weſentlich mildern, da dieſe 
Steuer ja nicht danad frage, weldhe Bortheile die einzelnen 
Berufstlafien vom Staate haben, fich nicht bemühe, auch nur im 
Prinzip ein Verhältniß zwiſchen Leiftung und Gegenleiftung herzuftellen, jon- 
dern einfach ſuche, wo etwas zu nehmen ift, und nehme, „weil e8 
vorhanden tft“, wie man im Kriege eine „Contribution“ oder 
ein „Löſegeld“ eintreibe, „bald höher, bald niedriger, je nach— 
dem Jemand wohlhabend ift oder nicht”) — Jo hatte aud) Die 
ſächſiſche Regierung in den Motiven des von ihr der Yandesvertretung 
zuvor unterbreiteten Gejegentwurfs, 3. B. die Nichtberüdfichtigung der Schul- 
den bei der Grundfteuerveranlagung dadurch zu rechtfertigen verjucht, daß fie 
fagte: wenn man die Steuern als eine Gegenleiftung gegen den 
Schuß, den der Staat gewähre, betrachte, jo befinde fi) ja von 
dieſem Standpunkte aus ein jedes Grundſtück, verſchuldet oder nicht, in gleicher 
Yage3). Und bei derjelben Veranlafjung *) erkannte auch der ſehr umfichtig 
angelegte Bericht der außerordentlichen Steuerdeputation der ſächſiſchen zweiten 
Kammer von 1872 (Referent Dr. Genfel) den allgemeinen Grundſatz, daß 
die „Vortheile, welche der Steuerpflichtige durch die Antheilnahme an den 
Staatseinrichtnngen genieße, den Rechtsgrund der Steuerpflicht bilden‘, 
an ſich als richtig an, wenn er auch die Ausführbarfeit deſſelben beftritt. 

Ebenſo äußert fi) neuerdings die öſterreichiſche Regierung in den 
dem Reichsrath 1874 vorgelegten Gelegentwürfen über eine totale Neu— 
geftaltung der öſterreichiſchen directen Steuern (Motiven-Bericht Bd. IL, p. 4. 
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Wien 1874) dahın, daß die Anficht, nad) der jeder Staatsangehörige Für 
die VBortheile, die er vom Staate genießt, eine Steuer al Vergütung 
zu leiften verpflichtet fei, und Daher Jeder nach Verhältniß der erzielten Vor— 
theile zu den allgemeinen Staatsbevürfnifjen beifteuern müfje, „unbezweifelt 
viel für ſich“ Habe, ihr aber die „praftiiche Ausführbarfeit“ mangele x. Des- 
gleichen jagt der Bericht der erften Kammer in Baden über das im Sommer 
1874 zu Fall gebrachte Project einer badilchen allgemeinen Einfommenfteuer 
(Referent Geheimraty Muth, Beilage zur Sigung vom 16. Juni 1874 
p. 4): „Richtiger“, als die Steuern nad dem Einfommen umzulegen 
würde e8 fein, „Jeden nah den Bortheilen und dem Nugen, 
weldhe ihm aus dem Staatsverband erwachſen, zu den’ Bes 
dürfniffen des legteren heranzuziehen“ Indeſſen „Da Diejer 
Nutzen — fic nicht ziffernmäßig darftellen Laßt, muß für die Umlage des 
Bedarfs auf die Staatsangehörigen ein anderes greifbares Object 
an Stelle des Nutens fubftituirt werden. Und wie im Jahre 1864 auf 
dem fiebenten Congreß deutſcher Volkswirthe Otto Michaelis das Princip 
„Leiftung für Gegenleiftung‘‘ al8 den vollften Ausdrud der Gerechtigfeit be— 
züglich der Laftenvertheilung in Staat und Gemeinde bezeichnete, auch Die 
„volle Anwendung‘ dieſes Princips in der Gemeinde als möglich bezeichnete 
und nur bei denjenigen Staatslaften, bezüglich deren diefe Anwendung 
unmöglid jet, jenes Princip erjett ſehen wollte durch das andere Princip 
der Leiftung nad) der Steuerfraft: jo hat uns noch kürzlich bei den Ver— 
handlungen über die Klaſſen- und Einkommenſteuer-Reform im preußtichen 
Staate der Abgeordnete Eugen Richter, zugleich Verfaſſer mehrerer Schrif- 
ten über das preußiſche Staatsichuldenweien, die preußiſche Gemerbefteuer 
u. ſ. w. — dahin belehrt, daß man „zu einem richtigen Princip 
der Beftenerung nur fommt, wenn man dem Steuerſyſtem 
das Verhältniß von Leiftung und Gegenleiftung zu Grunde 
legt“. Zu derfelben Anficht hat jich ganz neuerdings unter Berufung 
auf L. Stein wenig empfehlensmwerthe Grundfäge auch die deutſche Ge— 
meindezeitung (Nr. 21. Yahrgang 1874) befannt u. |. w. 

Alle diefe Anſchauungen find zunächſt forgfältig zu prüfen und Die 
Grenzen ihrer Berechtigung feftzuftellen. 

Ehe indeljen hierzu gejchritten wird, unterfuchen wir, um feften Boden 
unter und zu haben, in erfter Linie, wie weit fich jene Anjchauungen denn 
bisher praftifche Geltung zu erringen gewußt haben. Wir werben 
hiebei finden, daß fich. ihre Vertheidiger anfcheinend in der That auf eine 
große Zahl zu ihren Gunften Tprechender Beftimmungen beziehen fünnen. 

Namentlich die Gemeindegefeggebung hat ſchon in älterer und mehr 
noch im neuerer Zeit eine Berüdfichtigung der aus den Gemeindeanlagen er- 
wachſenden Vortheile bei Bertheilung der bezüglichen Laſten jehr vielfach 
zur Pflicht gemacht oder doch geftattet. 

Wie für die ländlichen Gemeinden ſchon das preußiihe allgemeine 
Landrecht von 1794 vorſchrieb, daß „unangeſeſſene Dorfseinwohner zu 
folhen Gemeinlaften, wovon nur die angejejjenen Wirthe 
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Vortheil ziehen“, nicht beizutragen ſchuldig ſeien (Theil II, Tit.7, 8. 44), 
ſo beſtimmt z. B. die weſtphäliſche Landgemeindeordnung vom 19. März 
1856, daß zwar alle zur Gemeinde gehörigen Einwohner zu den Gemeinde— 
bedürfniſſen beizutragen verbunden ſeien, daß aber, wenn „das Bedürf— 
niß nur das Intereſſe einzelner Claſſen von Gemeindegliedern 
oder einzelner für ſich beſtehender Abtheilungen des Ge— 
meindebezirks“ betreffe, „auch nur dieſe, die zur Befriedigung deſſel— 
ben nöthigen Geldbeiträge und Dienſte“ zu leiſten haben, ähnlich die 
rheini ſche Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 ($. 30). 

Und nocd weiter ausgebildet ift derjelbe Grundſatz z. B. in der durch 
die Novelle vom 3. Mai 1858 ergänzten heſſiſchen Gemeindeordnung 
vom 30 Yun 18216%), 

Dieſe ftellt einerjeitS ebenfalls das Prinzip auf, daß zur Beftreitung 
von Gemeindebedürfniſſen „die in einer Gemeinde Wohnenden oder Begüterten 
nur injofern beizutragen haben, als fie an den Nußungen des 
Gemeindevermögens theilnehmen oder von dem Zwed ber 
Steuerausihläge VBortheil genießen“ (Artikel 78 der Gemeinde— 
ordnung), theilt danach aber auch zugleich alle Gemeindeausgaben in eine be= 
ftimmte Zahl von Glafjen, indem fie unterjcheibet : 

1) Ausgaben „zur Erhaltung und Verbeflerung des eigentlichen Ge: 
meindevermögen® oder feiner Realgerechtſame“, welche — ſoweit der 
Ertrag dieſes Vermögens jelbft nicht zureicht, auf diejenigen umge— 
legt werben jollen, „welche Gemeindeeigenthum im Genuß haben oder 
Vortheil daraus ziehen‘; 

Ausgaben insbejondere für Erhaltung oder Berbefjerung des für alle 
Gemeinde: Einwohner vorhandenen Vermögens und für Errichtung 
und Unterhaltung von allen Gemeinde: Einwohnern nüglihen An— 
ftalten und Gebäuden (wie Kirchen, Schulen, Leichenhäufer, Brunnen, 
Waflerleitungen u. ſ. m.), — melde Ausgaben, da fie eben nur den 
Gemeine -Einwohnern zu Gute fommen, auch mur auf Diele 
umgelegt werben follen, und endlich 

Ausgaben „für Arbeiten und Anftalten, dern Vortheil ſich auf 
alle in der Gemeinde Wohnenden jowohl, als nur Be— 
güterten erftreden fann, und welde daher, wie 3. 3. die 
Koften der Herftellung und Unterhaltung der zu benachbarten Orten 
führenden Wege und Brüden, die Koften der Erhaltung der Gemar— 
kungsgränzen, die Koften der Entwäflerungsanftalten und Abzugs- 
gräben u. |. w., auf alle in dem Gemeindebezirt „Wohnenden jowohl, 
al8 auch die darin nur Begüterten‘‘ vertheilt werden ſollen. — 

Noch einen Schritt meiter gehen ſodann mehrere Geſetze neuefter Zeit, 
indem fie nicht nur den Kreis der Beitragöpflichtigen nad dem Kreiſe 
Derjenigen beftimmen, die Vortheile von den bezüglichen Anftalten haben, 
ſondern auch die Höhe des Beitrags nad) dem Maafe jener Vortheile feft- 
zulegen vorjchreiben. 


Schriften VIIL — Progt. Eintommeniteuer. 4 


2 


— 


3 


—⸗ 


Sp ift in der Oldenburgiſchen Gemeindeordnung von 1873 be 
ftimmt, daß z. B. Ausgaben, die „im Intereffe des Grundeigen: 
thums oder der Feldeultur“ geichehen, durch Zufchläge zu den 
Grund und Gebäudefteuern und Ausgaben im Intereffe der Vieh— 
zucht von den Biehbefigern nah Maaßgabe der Größe des Viehbeftandes 
aufgebracht werden jollen, während z. B. für die Armenlaften der Grundfas 
gilt, daß fie nach Verhältnig der allgemeinen Eintommenfteuer getragen werden 
müffen. Und eine ganz ähnliche Unterfceidung machte ſchon früher die Ge 
meindeordnung für die bayriſche Pfalz vom 29. April 1869 °). 

Ganz direct aber ift der Grundfag der Vertheilung der Laften nad 
den Vortheilen 3. B. in der revidirten Gemeindeordnung für das Großherzog: 
thum Sachſen und in neueren preußiſchen Geſetzen fanctionirt. 

In jener Gemeindeordnung beißt es, daß Aufwände, melde auf den 
Bortheil Einzelner abzielen, wie Bewäfjerungd- und Entwäflerungs: 
Anftalten, Hebung der Yeld- und Wiejengräben, Verfteinigung der Grund: 
ftüde, Haltung der Hirten u. |. w. „auf die Betheiligten nah Berbält: 
niß des Bortheils oder nah Berhältnig der betroffenen Grundftüde, be: 
züglic) der davon an den Staat zu entrichtenden Grundeintommenfteuern aus: 
zufchlagen find“ (Artikel 143). Und in Preußen beftimmt die Land: 
gemeinde-DOrdnung für die ſechs öftlihen Provinzen vom 
14. April 1856 und — wörtlich übereinftimmend hiemit — 3. B. die Ver: 
ordnung für die [hleöwigsholfteinifhen Landgemeinden vom 
22. September 1867, daß bei neuer Bertheilung der Gemeindelaften, wenn 
die bezügliche Ortsverfaſſung Dunkel, zweifelhaft oder nicht mehr paſſend if, 
— darauf zu achten jei, daß die Bertheilung nicht nur mit Berüdfichtigung 
der in der Gemeinde ftattfindenden Abjtufungen des Grundbeſitzes und des 
Claſſenverhältniſſes geſchehe, ſondern auch die den einzelnen Gemeindegliedern 
oder den Claſſen verjelben aufzuerlegenden Antbeile an den Laften in 
ein angemeffenes Berhältnig zu den Rechten und Bortheilen 
treten, welde diefelben in dem Gemeindeverband genießen. 

Und die Verwirklichung deſſelben Gedankens läßt fich ſchließlich beſonders 
gut in den Verfuchen der Ausſcheidung bejonderer fogen. Genoſſenſchafts— 
oder Sociallaſten aus den allgemeinen Gemeindeausgaben in Baden 
und Naſſau verfolgen, insbejondere in Baden, wo Rotted einft feinem — 
für die Staatöfteuer von der Kammer verworfenen Grundfage der Leiftung 
nad der Gegenleiftung vermittelft jenes Inſtituts — wie feine Gegner ihn 
beſchuldigten — „durch eine Hinterthür“ wenigftend bei den Gemeinden Ein: 
gang zu verichaffen bemüht war. Indeſſen fer über diefe Einrichtungen hier 
nur Folgendes bemerkt: Nach 8. 97 der badiſchen Gemeindeordnung vom 
31. December 1831 (xeſp. ihren fpäteren Novellen) werden unter Genoffen- 
ihafts- oder Socialausgaben in Baden diejenigen Ausgaben begriffen, welde 
weder durch Amede der Gemarkungsgenofjenichaft in ihrer Geſammtheit be: 
trachtet, noch durch Zwede des Gemeindebürgervereind veranlaßt, fondern zur 
Abwendung bejonderer Nahtheile oder zur Erreihung be: 
ionderer Bortheile einzelner Einwohner, oder Beſitzer oder einzelner 
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Claſſen von Einwohnern und Befigern aufgemwendet werben.‘ Und derartige 
Ausgaben jollen — jo jehreibt das Geſetz vor — „nad einem den be- 
fonderen Verhältniſſen des einzelnen Falls entſprechenden 
Umlagefuß” erhoben werden?). 

Thatfählih find nun nad Maaßgabe diefer Vorſchrift in Baden, ins— 
bejondere auf dem platten Sande und im Gebirge, namentlidy bei ſehr aus- 
gebreiteter und zerjtreuter Yage der zu den Ortögemeinden gehörigen bebauten 
und unbebauten Grundſtücke einzelne „Wegegemeinden‘, „Feldhutgemeinden“, 
„Brunnengemeinden“, aud wohl , Straßenbeleuchtungsgemeinden“ ꝛc., kurz 
Vereinigungen zu beftimmten Zwecken entftanden, zu denen immer nur die 
ſpeciell Imtereffirten, alfo 3. B. die von den bezüglihen Wegen, Brunnen, 
der Feldhut ꝛc. Bortheil habenden Gemeindeangehörigen beizutragen 
haben, ohne doch in ihrer Geſammtheit das Eigenthum der bezüglichen An- 
falten, oder auch nur die alleinige Dispofition über diefelben zu erlangen, 
welche vielmehr den Drtögemeinden, reſp. ihren Organen verbleiben. 

Indeſſen haben ſich diefe Inftitute zum Theil wegen des letzteren Um— 
ftande8 im Ganzen jehr wenig bewährt. In gejchlofienen Ortſchaften, 
insbeſondere in den Städten haben fie jo gut wie gar feinen Boden gefunden. 
Und auch im Allgemeinen liebt man e8 in Baden, die Einrichtung von Ge: 
nojienihaftslaften als „unlogiſch“ und „unbrauchbar zu bezeichnen (vgl. ins— 
bejondere die fehr eingehenden Aufjäge von L. (Löning?), „Die Soctalaus: 
gaben” im Jahrg. 1870 der Bad. Zeitichr. für Berwaltung und Berwal- 
tungsrechtöpflege und mehrere weitere Aufſätze über denſelben Gegenftand tm 
Jahrg. 1873 a. a. O. 9). AS kürzlich der VBerwaltungsgerichtshof in Carls— 
ruhe in der Entſcheidung vom 27. Nov. 1873 verfuchte, jene? Inftitut in 
Schuß zu nehmen, wurde dieſe Enticheidung von anderer, ſehr competenter 
Seite in der gedachten Zeitſchrift jogleich wieder angefochten 1%). Und im All: 
gemeinen fann man jedenfalls jagen: "Die badiſchen Socialausgaben haben 
diejenige Lebens⸗ und Yeiftungsfähigfeit, die Notted und feine Anhänger einft 
von ihnen erwarteten 1), durchaus nicht gezeigt. 

Aber e8 ift den hierauf bezüglichen Vorfchrifien im Grunde nicht 
ihlechter gegangen, als in Preußen jener oben erwähnten Vorjchrift der Land— 
gemeindeorbnung von 1856, nad welcher die BVertheilung der Ortölaften 
auf dem platten Lande in den ſechs öſtlichen Provinzen der Monardie „im 
Verhältniß zu den Rechten und Vortheilen“ der Einzelnen ftattfinden jollte. 
Auch diefe Vorſchrift ift nach meinen Erfahrungen äußerſt wenig practifch 
geworben. 

Und e8 bat das m. D. einmal darin feinen Grund, daß ein ſehr großer 
Theil der den Ortögemeinden obliegenden Laſten dev Art in einem ſpäter 
noch zu erörternden Sinne öffentliher Natur ift, daß jener Grundſatz 
der Vertheilung der Laſten nach ven Vortheilen auf ihn überhaupt nicht An- 
wendung finden fann, jodann aber aud darin, daß in jenen Gemeinden Die 
nahen und nachbarlichen Beziehungen der einzelnen Gemeindeglieder zu einan- 
der derart überwiegen, daß eine Scheidung der Gemeindeanftalten in folche, 
die vorzugsweiſe dem Einen und jolche, die mehr dem Andern Vortheil brin- 
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gen, thatſächlich nur bei fehr wenigen Einrichtungen durchführbar if. Was 
dort an Straßen, Brunnen, Brüden, Straßenbeleudhtung x. den Einen nützt, 
fommt regelmäßig, mittelbar menigftens, aud den Andern zu gute. Und nur 
infofern hat man bie und da jener Beftimmung der Gemeindeordnung von 
1856 Genüge gethan, als man — in ähnlider Weile, wie dies ja nach dem 
oben Bemerkten in Baden und Württemberg geſchieht — durch beſonders hohe 
Zufchläge zur Grund: und Gebäudejfteuer die von den Anftalten der 
Gemeinde vorzugsweife Bortheil ziehenden Grundftüdsbefiger auch ent- 
iprechend höher zu belaften gelucht hat. 

Biel leichter ift die Durchführung des Grundſatzes der Vertheilung der 
Yaften nach den Vortheilen in den Kreis: und Provinzialgemeinden 
geweſen. Ya, auf diefem Boden hat jich derjelbe von jo zwingender Gewalt 
gezeigt, Daß er fih hie und da faft contra legem Bahn gebrochen hat. 

Deffentlihe Ausgaben in dem joeben berührten Sinne giebt e8 in 
diefen großen Gemeinden regelmäßig entweder gar nicht oder doch in viel ge= 
vingerem Maaße als in den Ortdgemeinden, weil fi! — eben megen ihrer 
Größe — im Allgemeinen Kreis und Provinz zu ſolchen Ausgaben nicht viel 
beffer eignen, al8 der Staat im Ganzen. So nützlich, ja durchaus nothwendig 
eine Zocalifirung der Armenpflege ift, jo wenig ift e8 im Grunde er- 
beblich, ob im Mangel oder zur Aushülfe ortsgemeindlicher Armenpflege der 
Staat oder ein anderer größerer Bezirk für diefen Zweig der Verwaltung 
eintritt, Da die auf dieſem Gebiet befonder8 nothwendige Vorſicht und wohl 
überdachte Sparſamkeit doch in Gefahr fommt, Schiffbrud zu leiden, mag 
nun der Staat oder aber der Bezirks-Säckel dabei in Anfpruc genommen 
werden. Andererſeits fehlen in Provinzial- und Streißgebieten natürlich jene 
engen, nahbarlichen Beziehungen, die in den Ortsgemeinden — wie bemerft — 
die Scheidung der VBortheile einzelner Bewohner und Bewohnerklaſſen jo ſchwer 
durchführbar machen. Eine gute Beleuchtung und ein gutes Pflafter in diefem 
oder jenem Stadttheile fommt nicht nur den Bewohnern der letztern, ſondern 
auc der Gejammtheit zu gute, und in weldhem Maaße den Einen mehr, den 
Andern weniger, ift faum zu beftimmen. Dagegen eine Kreisſtraße in 
einem Preistheile ift — wie leicht zu zeigen ift — für andere Gebiete deſ— 
jelben Kreifes häufig nicht nur gleichgültig, ſondern — ich gedenke hier na- 
mentlich der preußiichen Kreischauffeen — unter Umftänden fogar von Nach— 
theil, inöbefondere wenn es ſich, wie das bei diefen Straßen natürlich 
ſehr oft der Fall ift, um größere, mehrere Kreife durchſchneidende Linien hans 
delt. Durch ſolche wird der Berfehr aus den früheren Bahnen in neue Ge— 
biete gelentt. Gegenden, die bisher vorzugsweiſe diefen oder jenen Markt 
verforgten, werden durch fie anderen Diftrieten gegenüber in den Hintergrund 
gedrängt. Die von der neuen Chauffee durchſchnittenen Kreistheile gewinnen, 
die anderen verlieren. Und dem Kreife und mittelbar alſo auch Denjenigen, 
für die die neue Straße „Concurrenzlinie“ ift, zuzumuthen, daß fie 
diefelbe aus ihrer Tafche unterjtügen und damit fich fo zu jagen felbft die 
Duelle ihres Wohlftandes abgraben, ericheint bevenflih. Aber ungebaut kann 
Die projectirte Straße auch nicht bleiben. Wenn jeder Kreis nur Chauffeen 
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bauete, die feinen Hauptkörper durchfchneiden und damit Allen oder doch faft 
allen feiner Bewohner Nuten bringen, wie wäre e8 da überhaupt möglich, 
durchgehende große Straßen von entfernten Gegenden direct nach der Haupt: 
ftadt oder den Hauptverfehrspunften der Provinz zu führen?! Solche Linien 
können ſich nicht nach der Figuration der Kreiſe richten, fondern müſſen die 
legteren in buntefter Weiſe durchichneiden. Andererjeits hat die Geſammtheit 
der einer Linie benachbarten Kreiſe an diefer natürlich ein ganz anderes 
Intereſſe, als die Provinz im Allgemeinen oder der Staat als folder. Daß 
alſo die betheiligten Kreiſe befonderd eintreten, ift gerecht. Und jo bleibt 
häufig nichts anderes übrig, ald daß dem Bau der Kreischaufjeen, namentlich 
wenn es fih um größere Straßen handelt — Unterbandlungen und Com— 
promiſſe auch zwiſchen den Bervohnern der einzelnen Theile deſſelben Kreiſes 

vorausgehen. Die im jüdlichen Kreistheile Befit oder Wohnung haben, er- 
klären fic) bereit, für den Bau der die nördliche Kreisſpitze durchſchneidenden 
Linie zu flimmen, wenn im Süden auch eine Linie in Angriff genommen wird, 
und dem Dften oder Weften muß wohl, um dem Project die erforderliche 
Stimmenzahl bei der Kreißvertretung und in der öffentlichen Meinung zu ge 
winnen, ebenfalls die eine oder die andere Linie concedirt werden. Wo das 
gelingt, wo im diefer Weife ganze „Netze“ von Chauffeen auf einmal in An- 
. griff genommen werden, da ift e8 dann im Allgemeinen überflüfjig, für die 
Vertheilung der Baufoften einen andern Maafftab zu fuchen, als den herge— 
brachten der Staatöfteuern. Alle Kreisıheile oder doch faft alle haben eben 
von dem „Netze“ Gewinn. Da mögen fie alle auch „mit gleichen Echultern“ 
die Laſt tragen. 

Aber es find nicht überall „Chauſſee netze“ auszubauen. 

Faſſen wir nur einen einzelnen Kreis in's Auge! 

Große Theile defjelben haben ihre Chauffeen bereits. Ste find gebaut, 
da der Bau noch billiger und der Kreis weniger verſchuldet und mit Abgaben 
belaftet war, und da man auch die Interefjen der einzelnen Sreistheile noch 
weniger gegen einander abwog, als heutzutage. Die damals ſtiefmütterlich 
mit Straßen bedachten Theile aber haben e8 verfäumt, ſich für die Zukunft 
Zuficherungen bezüglich ihrer Intereflen geben zu laſſen. Und e8 fragt fich 
nun: Wie ıft ihnen heute zu helfen? Compromiſſe der vorhin gedachten 
Art finden feinen Boden. Die früher begünftigten Kreistheile find ihnen heute 
abgeneigt, um fo mehr, je ärmer der Kreis ift und je mehr er aljo gerade 
der Förderung von Verkehr und Handel bedarf. Wenn bei ſolcher Sach— 
lage überhaupt Chauffeen gebaut werden follen, bleibt ven Kreisgemeinden 
ſehr Häufig nichts anderes übrig, ald den vorhin gedachten Bertheilungsmaap- 
Rab für Umlegung der Laften überhaupt aufzugeben und einen ſolchen zu 
wählen, nadı welchen das Intereſſe an dem Bau entjcheivend ift, m. a. W 
Leiſtung und Gegenleiftung hiebei direct in Verhältniß zu fegen. 

Und in der That hatte fich das Bedürfniß, in diefer Art zu verfahren, 
vor Erlaß der Kreidorbnung vom 13. Dezember 1872 im Oſten ver preußis 
Ihen Monarchie als ein fo dringendes herausftelt, daß ihm nachgegeben 
werben mußte, obwohl die bis dahin geltenden Geſetze ſolchen Fall im Grunde 
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nicht vorgeſehen hatten, und nur durch eine etwas gezwungene Auslegung 
verjelben die entgenftehenden Schwierigfeiten bejeitigt werden fonnten. 

Nach diejen früheren Beftimmungen hing e8 nehmlich allervingd von dem 
Beichluffe des Kreistags ab, in welcher Weile die Kreisauflagen aufgebracht 
werben follten. Andererjeit3 war aber auch beftummt, daß im Allgemeinen — 
abgejehen von Nothftandsverhältniffien — Steuern lediglich „zu Jolchen gemein- 
nügigen Einrichtungen und Anlagen‘ bewilligt werden durften, „welche in 
dem Intereſſe des Kreifes beruhen‘, und daß, nur wenn „auf 
bejonderen Berhältnifien beruhende, erhebliche Gründe‘ biefür Tprächen, aus— 
nahmsweiſe und mit befonderer königlicher Ermächtigung auch ſolche Anlagen 
und Einrichtungen bejchlofjen werden durften, „bei denen nur ein Theil Des 
Kreiſes oder ein einzelner Stand intereffirt‘‘ wäre, in welchem Falle dann 
ebenfall8 durch königliche Cabinetsordre zugleich beftimmt werben ſollte: 

„ob die Koften der Ausführung des Beſchluſſes vom ganzen Kreife oder 

von dem betreffenden Theile oder Stande allein aufgebracht 

werben ſollen“ 12), 

Dieje Beftimmung, welche in früheren Jahren fehr wenig practiſch ge— 
worden war, und den bier vorliegenden Fall auch infofern nicht vorgejehen 
hatte, al8 fie im Grunde nur von der angänglichen Nicht belaftung einzelner 
Kreistheile, nicht aber von der verſchie denen Belaftung verſchiedener Theile 
handelte, ift in der legten Zeit vor Erlaß der neuen Kreisordnung mehrfach 
benutt worden, um Das neue, viel discutirte und viel angegriffene Inſtitut 
der fog. Intereffentenhauffeen in's Leben zu rufen. 

An die Stelle der alten Kreischauffeen, die in der gedachten Weiſe der 
Kreis als folder baute und unterhielt, traten — namentlich im ärmeren Often 
Shauffeen, die aud die Kreisbehörde zur Durchführung brachte, Die 
auch, nachdem fie erbaut waren, Kreiseigenthum wurden, wie die badiſchen 
Senofjenihaftsbrunnene und Genofjenihaftsftraßen Eigentbum der Orts— 
gemeinde werden — deren Baufoften aber nicht der Kreis, jondern vorzugs— 
weile die bezüglihen Interefjenten, d. h die Adjacenten resp. deren Nach— 
barnı nad Maaßgabe ihres Interefjes, d. h. nad Maafigabe der 
Entfernung ihrer Grunditüde resp. ihre8 Wohnortd von der zu bauenden 
Straße tragen jollten. 

Die Ausführung, insbeſondere die Abftufung der Entfernungen bei 
der erforderlich werdenden Bildung von Zonen zu beiden Seiten der neuen 
Straße und die Wahl der entjprecheuden Beitragsfäge für Die Angehörigen 
der verſchiedenen Zonen war natürlih ungemein jhwierig. Und info- 
fern wurden jene Interefjentenhauffeen eine wahre crux der Behörden und 
ſchufen ſich — gleich dem Inſtitut der badiſchen Soctal- oder Genoſſenſchafts— 
laſten, mit denen ſie überhaupt viele Aehnlichkeit zeigen, der Gegner genug, 
unter Beamten wie unter Intereſſenenn Aber — was man auch dagegen 
fagen mag — der ihnen zu Örunde liegende Gedanke der Aufer- 
Yegung der Laften nad den zu erwartenden Bortheilen war zweifellos ein 
richtiger, und ohne feine Zuhülfenahme, ohne Projectirung von „In— 
tereſſentenchauſſeen“ an Stelle der althergebrachten Kreischauffeen, wäre 
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im Oſten ſicherlich — id; fünnte mich direct auf einzelne Kreife Oftpreußens 
beziehen — manche Linie unausgebaut geblieben, welche fich jet reichen Ver— 
kehrs erfreut und tüchtige Frucht trägt. 

Aus gleihem Grunde war e8 denn auch außerhalb Preußens ſchon früher 
mehrfach direct vorgefchrieben, daß zu Bezirksanlagen, wie den bier in Rede 
ftehenden die Laften entiprechend ven Bortheilen abgeftuft werden müßten 
oder dürften. 

So bat in Bayern bereits da8 Geſetz, betreffend die Diftrict$- 
räthe vom 28. Mai 1852 dem Diftrictsrath, d. h. der Vertretung der 
DiftrictSgemeinde, die etwa der preußiſchen Kreis- oder der üfterreichifchen 
Bezirksgemeinde entipricht 1?) — vorbehalten, innerhalb des Diftricts, alfo 
innerhalb von etwa den preußiichen Kreiſen gleichftehenden Gebieten, Die Bei- 
tragsquote für einzelne Gemeinden oder abaejonderte Gemarkungen „je nad) 
der Theilnabme an den Bortheilen der betreffenden An— 
ſtalt oder Einrihtung verſchieden abzuftufen“ Und neuerdings 
iſt es z. B. für die Ausgaben der oldenburgiihen Amtsverbände 
in der revidirten oldenburgifhen Gemeindeordnung vom 
15. April 1873 vorgejchrieben, daß 

„jofern e8 fi um Koften für Einrichtungen und Anlagen handelt, welche 
in beſonders geringem oder beſonders hervorragenden Maafe einzelnen 
Gemeinden des Amtsverbandes zu gute fommen, der Amts— 
vath verpflichtet ift, für diefe Gemeinden eine nah Quoten 
zu beftimmende Minder: oder Mehrbelaſtung feſtzuſetzen“. 

Durch eine ganz ähnliche Beftimmung iſt aber au in Preußen der 
Einrihtung der Intereffentenchauffeen jett ein ficherer geſetzlicher Boden ge- 
ihaffen, indem der $. 13 der neuen Kreisordnung in Worten, die offenbar 
dem erwähnten olvenburgifchen Gelee zur Grundlage gedient haben, beſtimmt, 
daß ſofern es ſich um Kreiseinrichtungen handelt, welche in beſonders hecvor— 
ragendem oder in beſonders geringen Maaße einzelnen Kreistheilen zu gute 
fommen, der Kreistag beſchließen fann, für die Kreisangehörigen 
diefer Kreistheile eine nah Quoten zu bemejjende Mehr: oder 
Minderbelaftung eintreten zu lafen. 

Außerdem ift aber in dieſer Kreisordnung dem Prinzip der Leiftung 
nad) der Gegenleiftung aud) noch durch die Beſtimmung Rechnung getragen, 
daß bei Erhebung der erforderlichen Zuſchläge zu den directen Staatsfteuern 
die Grund- und Gebäudefteuer, fowie die auf dem platten Yande zu zahlende 
Gemwerbefteuer der Klaffe A.I., dann, wenn e3 fih um Abgaben für Ver— 
fehrsanftalten handelt, mit einem höheren Prozentfage herangezogen 
werden jollen, al3 wenn andere Ausgaben in Frage ftehen, da ja die Ber- 
kehrsanſtalten vorzugsweiſe den Grundbefigern und größeren Gewerbtreiben- 
den zu Gute kommen, es alfo auch nur billig ift, daß diefelben zu den Koften 
jener Anftalten höhere Beiträge leiſten 4. — — 

Dod ich greife zurüd. 

Dem Grundjag der Leiftung nad der Gegenleiftung ift 
— wie wir gejehen haben — in den Beltimmungen über das Abgabewejen 
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der Ortsgemeinden ſowohl, wie der Bezirfägemeinden in recht erheb- 
lichem Umfange Rechnung getragen. Und namentlich in den letzteren hat ſich 
diefer Grundfag, wenngleich freilich nur für gewiffe Zweige von Ausgaben, 
auch thatfächlich vielfach Geltung errungen, jo ſchwierig ſich immerhin feine 
Ausführung in den meiften Fällen herausgeftellt hat. 

Für alle Ausgaben aber hat ſich derſelbe Grundiag endlich jeit Alters 
in Verbänden Bahn gebrochen, die Gemeinden im eigentlichen Sinne des 
Worts im Allgemeinen ’d) nicht find, die aber doch überall, wo fie es nicht 
find, in fehr vielen Beziehungen Analogien mit jenen zeigen — nehmlich 
in den Deihverbänden und Meliorationsgenofjenfhaften. 

Der Deichverband, deſſen Verfaſſung die Verfaffungen der Ent: und 
Bewäfjerungsgenofjenihaften im Weſentlichen nachgebildet find, hat — wo er 
eben nicht, wie hie und da an den Küften der Nordfee zugleich einen wirk— 
lichen Gemeindeverband bildet — doch gleich folhem: Gemein:Vermögen und 
Schulden, Borjtand und Repräfentanten, bezahlte und unbezahlte Beamte, 
Volizeiverordnungd- und Exrecutionsreht, und vor Allen eine Finanz-— 
gewalt, die ganz analog den Gewaltbefugnifjen des Staat3 und der Gemeinden 
zu fein pflegt. Gleich den letzteren ftellt er den Bedarf für feine Auslagen 
zum Voraus feit, beredjnet danach den Betrag der zu erhebenden Abgaben, 
entwirft das Katafter, nad weldem die Erhebung ftattzufinden hat, fertigt 
danach periodifch die Heberollen an, fordert auf Grund der letteren die in 
derfelben vermerkten Beiträge ein, erecutirt diefe im Falle der Säumniß 
oder Weigerung, fann die Execution ſogar bis zur Subhaftation des Grund— 
ftüd3 treiben u. j. w. Ja nach meinen Erfahrungen in Preußen, wo die 
Grundſteuern befanntlihh vor nicht Langer Zeit neu regulirt find, find Die 
Abgaben der Deih- und Meliorationsverbände einerjeit3 und die Staats- 
und Gemeindeſteuern andererfeit3 ſehr häufig auch derart mit einander in 
Berbindung gebracht und jo zu jagen verwachſen, daß das Staats: und Ge- 
meinde-Örundfteuerfatafter auf den Aufitellungen der Verbandskataſter baſirt 
oder umgefehrt die letzteren — insbejondere in Gegenden ebenen Terrains, 
wo eine Untericheidung von „Waſſerclaſſen“ nicht Bedürfniß ift — lediglich 
Abſchrift und Excerpt des bezüglichen Grundfteuerkatafters jind. 

Für alle Ausgaben jener Berbände aber ift es ſeit Alters an- 
erfannter Grundfag, daß fie nad) den von den Verbandsanftalten ge— 
währten Bortheilen umzulegen find. 

Wie z. B. in Preußen ſchon das Allgemeine Landredit von 1794 
den Grundjag aufgeftellt hatte, daß die Art und das Maaß des Beitrags „zur 
Anlegung und Unterhaltung von Hauptvämmen, die einer ganzen Gegend zum 
Schutze gegen Ueberſchwemmung dienen ſollen“ — in Ermangelung herge- 
bradhter anderer Beltimmung, „nad dem Verhältniß des drohen— 
den Schaden, welder durd; den Damm abgewendet wird‘ — zu be— 
ftimmen jet, jo ift dort heute durch das Deichgefeg vom 28. Januar 1848 
feftgejegt, daß bei Umlage der Deichlaften regelmäßig „das Verhältniß 
des abgewendeten Schadens und herbeizuführenden Bor- 
theils“ — den Bertheilungsmaaßftab zu bilden habe, ebenfo heißt es in 
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den Gejegen vom 28. Februar 1843 nnd 11. Mai 1853 bezüglich der Ent- 
und Bewäflerungsgenofjenichaften, daß in diefen „Die Vertheilung der zur 
Anlegung und Unterhaltung der Anftalten erforderlihen Beiträge und 
Leiftungen nah dem Berhältniß der hieraus erwachſenden 
Bortheile‘ ftattzufinden habe u. |. w. 19), 

Erwägt man num jene nahe Beziehung, in der diefe Verbände zu Staat 
und Gemeinde ftehen, wie namentlic die Abgabenerhebung nad dem Ge— 
fagten bier und da ganz diefelben Grundlagen bat, fo fünnte man 
durch dieſes Beiſpiel m. D. viel mehr noch, als durd) den fo oft gebrauchten 
Hinwei3 auf Actiengeſellſchaften, Verſicherungsvereine u. ſ. w. — zu der 
Vorſtellung geleitet werden, als ob auch die Staat3- und Gemeindeabgaben 
in ihrer Geſ ammtheit nad Verhältniß der aus ihnen hervorgehenden 
Vortheile und des durch jie abzuwendenden Schadens vertheilt werden müßten. 

Man kann bier auch nicht etwa einwenden, was man fo oft einem Ver— 
gleiche zwifhen Staat und Actiengeſellſchaft entgegengelegt hat, daß nehmlich 
für den Staat jenes Prinzip deshalb nicht paſſe, weil es ſich nicht ver- 
wirflihen lajle, da man den Umfang der vom Staat dem Einzelnen ge= 
währten Bortheile niemal3 erkennen fünne. 

Denn auch für jene Verbände ift eine genaue Anpafjung der auf: 
zuerlegenden Abgaben an die aus den Berbandsanftalten hervorgehenden Vor— 
theile geradezu unausführbar. Schon die Berüdjichtigung der Ter— 
rainverhältnifje, der Qualität des Bodens, der Niveauverſchiedenheit, 
der Entfernung von den Abzugsgräben des Verbands u. ſ. w. ift eine jo 
ſch wierige, daß, wenn nicht ein fchreiendes Mißverhältniß zwifchen den Koften 
des Ratafterd und den Einnahmen und Ausgaben des Berbands überhaupt 
entftehen foll, überſchlägliche ungefähre Annahmen und Claffifizirungen genü— 
gen müffen. Und von einer individuellen Behandlung der einzelnen Grund- 
ftüde oder gar von einer Berückſichtigung anderer, als der gedachten Um— 
ftände, von denen manche, wie z. B. die Entfernung des Wirthichaftshof3 von 
der Berbandsflähe, die perſönliche Befähigung und das Vermögen des Be- 
ſitzers, Die durch die Entwäſſerung zur Melioration vorbereitete Fläche wirk— 
lich zu melioriren u. ſ. w., ebenfalls ſehr erheblich fein können, kann regel— 
mäßig ganz und gar nicht die Rede fein. 

Warum wir jenen — für die Ausgaben der Deich- und Meliorations- 
verbände allgemein und für die Gemeindeausgaben wenigſtens zum Theil 
geſetzlich ſanctionirten Maaßſtab nicht auf alle Gemeinden- und alle Staat3- 
Ausgaben zur Anwendung bringen dürfen, ergiebt ſich m. D. allein aus dem 
verichiedenen Fundam ente der Abgaben. 

In den bisher aufgezählten Fällen ftand immer nur die Erlangung von 
Vortheilen und die Verfolgung von Intereſſen in Frage. 

Wie man fein eigened Grundſtück einzäunt oder eindämmt in dem Ge— 
danken, daß der davon zu erivartende Gewinn größer fein werde, als ber 
eutftehende Koftenbetrag — gerade fo rechnen Diejenigen, die ſich zum Deich— 
verbande zuſammen fchließen, die in Baden „Brunnen-“ oder „Straßenbeleuch- 
tungsgemeinden“ bilden, in Preußen „Intereſſentenchauſſeen“ bauen u. |. w. Und 
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wo in diefer Weife der Bortheil der Beweggrund ift, muß er natürlich 
auch der Regulator der Koftenvertheilung fein. Denn trüge Jemand über das 
Verhältniß feines Vortheils zu den Koften bei, fo hätte er ja das Biel der 
Erlangung möglihft größten Vortheils nicht erreicht, es würde ſich der 
Eine auf Koften des Andern bereichern. 

Nicht fo fteht es — daS wolle man wohl beachten — wo fi Mehrere 
zu andern Zweden, als zur Berfolgung perfönlicher Intereſſen vereini en. 

Es wäre leicht, ſchon aus dem gewöhnlichen Leben eine Reihe von Bei— 
ipielen namhaft zu machen, in welchen uns bei folder Veranlaſſung eine 
Vertheilung der übernommenen Laſt nad) den für die Einzelnen zu er- 
wartenden Bortheilen unzuläffig, ja fogar in hohem Maafe verwerflid 
ericheint. 

E3 handle fi um die Erfüllung irgend einer Pfliht — der 

Familie, dem Vaterlande, dem Freunde oder irgend Jemand Anderem gegen- 
über, e3 handle ſich 3. B. m einen Beitrag zur Errichtung eines nationalen 
Denkmals oder zu anderer Entledigung nationalen Danfgefühls, e3 handle 
ji) um die Erhaltung eined® Familienvermächtnifjesg oder die Begründung 
einer neuen Yamilienftiftung, um die Auferziehung früh verwaifter Freumbes: 
finder oder um die Unterhaltung alter oder kranker Anverwandter u. |. w. — 
in allen folhen Fällen ſoll es denen, die gemeinfam dem guten Zwecke ge: 
recht zu werden willens find, nad) unferer Aller Meinung doc ganz und gar 
fern liegen, der Bortheile zu gedenken, die für fie aus dem guten Werke 
heroorgehen können. 

Die Pflicht iſt's, die fie leiten fol. Und eben weil die Pflicht in 
Frage fteht, Toll fie der Vortheil nicht beftimmen. Der Pflicht foll 
Jeder — jo ſcheint e8 uns im ſolchen Fällen durchaus gereht und ange— 
meſſen — nad) feinem Können, feiner Kraft genügen. 

Und das ift übrigens auch feit Alter durd eine Reihe von Rechts— 
fagungen fanctionirt worden, die ſich ſowohl auf die Pflichten Verwandten, 
wie Anderen gegenüber beziehen. 

Das preußiſche Allgemeine Landrecht von 1794 beftimmt 3. B.: 
„Kinder find verbunden, die Eltern in Unglüf und Dürftigfeit nad) 
ihren Kräften und Vermögen zu unterftügen‘ 17), 

und an anderer Stelle: 
„Mehrere gleich nahe Verwandte müſſen den Unterhalt de3 dürftigen 
Familiengliedes gemeinfhaftlih nad Berhältnig ihres Vermögens 
beftreiten‘‘ 18). 

Ebenfo heißt es im corpus juris canonieci bezüglich der Verpflichtung 
der Erben zum Erfage des Schadens, den der Erblaſſer angerichtet hat, daß 
mehrere Erben ſolchen Schaden „nad ihren Kräften” wieder gut zu 
machen verpflichtet fein follen ; 

mandamus, ut — heredes ejus moneas et compellas, ut his quibus 
ille per incendium vel alio modo damna contra justitiam irrogaverat, 
juxta facultates suas condigne satisfaciant?). 
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Und ähnlicher Belege aus dem Privatreht für die Anerfennung 
jenes Orundjages de3 Beitrags nad dem Vermögen zu den durd die 
Pflicht gebotenen Leiftungen dürften von fundigerer Hand al3 der meinigen 
noch manche beizubringen jein. 

Auch fteht es offenbar hiemit in engfter Beziehung, wenn derjelbe 
Grundſatz z. B. für die Umlage der Ausgaben von Kirhengemeinden 
ſeit Alters adoptirt if. Ein Bedürfniß, auf Abgaben der Kirchengenofjen 
zurüdzugreifen, trat bei den evangelifchen Gemeinden — wie und Dove zeigt 20) 
— zunähft in Beziehung auf die Erhaltung der localen firdliden 
Anftalten hervor, insbeſondere bezüglic, der Unterhaltung kirchlicher Bauten. 
Die hierzu erforderlichen Koften aber wurden urjprünglidy nad; der Größe 
des Grundbeſitzes aufgelegt. Denn „die Yeiftungsfähigkeit — fo 
wird hinzugefügt — war damals noch faft ausfchließlic; nad) dem Grundbefig 
zu beftimmen‘. 

In der That nehmen auf diefe Leiftungsfähigfeit noch heute viele 
Kirhenordnungen ausdrüdlih Bezug, ſo — um nur einige Beifpiele anzu= 
führen — die Kirchengemeindeordnung für das Großherzogthum Sachſen— 
Weimar vom 24. Juni 1851, wenn fie in $. 25 beftimmt: 

„Jede Kirchengemeinde ift verpflichtet, für Erhaltung bezw. Beſchaffung 
der Mittel zur Befriedigung ihrer kirchlichen Bedürfniffe zu forgen. Werden 
dazu Umlagen nothmwendig, fo find fie von allen fteuerpflichtigen Gemeinde- 
gliedern — den ftimmberechtigten und nicht ftimmberedhtigten — nad) 
ihrer Leiftungsfähigfeit zu erheben‘ 2), 

Aehnlich beftimmt Artikel 123 der revidirten oldenburgiſchen 
Kirhenverfafjung vom 11. April 1853, daß die allgemeinen Kirchen- 
ausgaben, ſoweit fie nicht aus der Staatscafje gedeckt werden, „von den ein- 
zelnen Gerneinden nad der Stenerfraft aufgebraht werden‘ jollen 22). 

Ebenfo ift n Hannover feftgefett, daß die Koften der Landesſynode 
auf die Bezirk3-Synodalcafjen zur Hälfte nad) der Zahl der Geiftlichen, zur 
andern Hälfte aber nad) der Steuerkraft der den einzelnen Bezirksſynoden 
angehörenden Kirchengemeinden zu vertheilen find u. |. w. u. ſ. w. 

Die Kirche ift eben nicht eine Anftalt zur wechjeljeitigen Bereicherung, 
wie die vorhin gedachten Verbände, fondern eine folde, mit der wir ung 
durch Pflicht verbunden fühlen. Daher die Laftenvertheilung nad der Kraft 
und dem Bermögen!! 

Dem Staat und der Gemeinde gegenüber befinden wir ung aber 
offenbar in fehr vielen Beziehungen in ganz derjelben Lage. 

Eine große Zahl der jetigen Aufgaben des Staats und der Gemeinden 
iind folhe aus firhlihen geworden: niht nur die auf die Bildung 
‚und den Unterricht, überhaupt die ganze geiftige Kultur bezüiglichen, fondern 
ebenfo, wie befannt, die Armenpflege, die Sorge für die Unmündigen und 
Waiſen, ja überhaupt der ganze große Kreis jener Aufgaben, die man heute 
— in einem inzmwifchen allerdings ſehr erweiterten und ſich ftetig erweitern- 
den Umfange — mit dem Namen der Bolizei- und der Wohlfahrts- 
pflege zufammenfaßt. Und zum Mindeften ein jehr großer Theil diejer 


Aufgaben wird offenbar nod heute ebenjo unter dem Geſichtspunkte der Pflicht 
aufzufaflen jein wie damals, al3 die Kirche ihrer pflegte. 

Daß ung ferner ebenfalls Pflichten leiten, wenn wir in Staat und 
Gemeinde unbefoldete Aemter übernehmen oder bei ausmwärtigem Conflict be: 
hufs Wahrung feiner Exiftenz und Ehre der Staat unfer Gut und Blut, 
unfer Leben und unſere Gefundheit in Anfprud nimmt, weiß Jedermann. 
Es giebt — wie nicht weiter gezeigt zu werden braucht — dem Bater: 
lande gegenüber der Pflichten genug. Und ſoweit ſolche in Frage fteben, 
würde ſich Ajo jchen aus der Analogie mit dem bisher Bemerkten ergeben, 
daß bei Umlage der bezüglichen Laften nicht nad den in Ausſicht ftehenden 
Bortheilen, jondern allen nah der Kraft und dem Bermögen der 
Einzelnen zu fragen ift. Es ift dies übrigens auch bisher Niemand zweifelhaft 
gewejen, wenn es fi, wie in den oben berührten Beifpielen um die Ueber: 
nahme militärifcher Yeiftungen oder unbefoldeter Aemter handelt. Oder glaubt 
Jemand, dag man auf dem Scladhtfelde fein Yeben nah Maafgabe der zu 
erwartenden Bortheile auf das Spiel fegt, oder daß es gerechtfertigt wäre, 
Geſchworner, Stadtverordneter oder Vormund zu werden nah Maaßgäbe des 
aus folhen Stellungen winfenden Gewinns?! Warum foll es bei den nid! 
perfönlichen Yeiftungen anders fein ? 

Indeſſen läßt ſich dafjelbe, was in diefer Weife nur gewiſſermaßen als 
Ergebniß unſeres Gefühls vegiftrirt ift, m. D. auch unmittelbar darthun — 
aus dem Umftand nehmlich, daß durch Pflicht gebotene Leiſtungen eben regel: 
mäßig erfolgen müſſen. 

Wo es fid um Erringung von Bortheilen handelt, bleibt es der 
Erwägung und Berechnung überlaffen, ob und wie weit die bezüglichen Yajten 
übernommen werben follen. Wo aber diefe Uebernahme nothwendig ift, 
weil die innere Stimme ſpricht, oder weil die öffentliche Gewalt uns, was 
wir zu thun jhuldig find, äußerlich zum Bewußtſein bringt — da folgt, 
wie mir fcheint, allein aus diefer Nothwendigfeit, überall da, wo eine Mehr: 
zahl Pflichtiger davon berührt wird, zweierlei: einmal, daß die Laſt defien, 
was eben nothwendig geichehen muß, unter die Pflichtigen in einer Weife zu 
vertheilen tft, welche auc die wirflihe Tragung diefer Laft thunlichit zu 
verbürgen geeignet ift, und zweitens, daß — joweit es hiemit verträglich iſt 
— jened Muß für alle Betheiligten ein gleih empfundenes Muß, eine 
gleiche Laft und gleiches Opfer zu fein hat, da fonft den Einen zu Gunften 
der Andern Unrecht gejchähe. Beiden aber entipricht die Umlage nad) der 
Leiſtungsfähigkeit. 

Nehmen wir irgend einen andern Maaßſtab für die Vertheilung — 
ſeien es die von den Staatsanſtalten zu ziehenden Vortheile oder ſei es die 
Größe des Einkommens, fo iſt die Gränze, an der die Möglichkeit auf: 
hört, z. B. für den in äußere Gefahren verwidelten Staat das Nothwendige 
aufzubringen jedenfalls eher erreicht, als wenn die Geſammtheit der 
Angehörigen gerade nad Maaßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit belaftet 
wird. Mit einer Steuer nad) Maafgabe der Bortheile wäre eine In— 
anfpruchnahme der ganzen Kraft natürlich gar nicht ausführbar, ganz abge: 
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fehen davon, daß Mander, wenn er nur nad) feinem Vortheile und nicht 
nad feiner Pflicht zu fragen hätte, den Staat in folchen Gefahren „zu 
theuer“ finden und ihm den Rücken wenden würde. 

Eine dem Einfommen proportionale Steuer aber würde fehr bald 
an die Gränze geführt fein, von welcher ab der Staat mit der einen Hand, 
al3 Armenbehörde wieder geben müßte, was er mit der andern genommen 
hat. Denn der Procentfag, den der Wohlhaberende noch jehr gut erträgt, 
macht den minder Wohlhabenden zum Bettler und der Unterftügung bedürfttg. 

Das Neal einer ſich wirklih der Leiſtungsfähigkeit anpafjenden 
Steuer hingegen könnte Schritt für Schritt, wie ein richtig angelegtes Pump— 
werk die ganze Kraft des Landes in Anſpruch nehmen und fhlimmften Falls 
fie fo zu fagen bi auf den Grund ausfhöpfen, ohne ſolche rüdläufige Be— 
wegungen und alle mit diefen verbundenen Gräuel. Jedenfalls muß aber 
ein Gemeinwejen, das nad) unfer Aller Gefühl nicht Anftand nehmen foll, 
da3 Leben feiner Angehörigen zur Vertheidigung feiner Eriftenz und Ehre 
in Anſpruch zu nehmen, zugleich auch in der Yage fein, die ganze wirth— 
ihaftlihe Kraft der Nation bis zum legten Heller aufbieten zu können 23). 


Das Dichterwort: „Nichtswürdig ift die Nation, die nicht ihr 
Alles fegt an ihre Ehre‘, gilt ganz offenbar aud) hier. Und gerade der- 
jenige alfo, der wie es z. B. Naſſe thut, den Gefichtspunft voranftellt, daß 
„ücht die Gerechtigkeit gegen den Einzelnen“, fondern „die Beihaffung 
von Mitteln für die Erbaltung des Staats und die Erfüllung feiner Zwecke“, 
— das „erfte Ziel’ der Beftenerung fein muß ?*) — gerade der müßte aljo 
der Bertheilung der Steuern nad) der Leiftungsfähigkeit vor Allem 
das Wort reden ?°). 

Aber zu demjelben Ausgangspunct gelangt man auch, wie ſchon ange= 
deutet ift, auf anderem Wege. 

Ales Muß ift nad altem Worte „eine harte Nuß“. Mag es noch 
jo freudig getragen werden, es bleibt ein Opfer, ſchon weil es, eben als 
Muß, ein Opfer unferer Freiheit if. So kann zwar Steuerzahlen das 
„freudige Gefühl bewußter Pflichterfüllung‘ geben, doch — nad) Analogie 
jene dulce est pro patria mori, weldes den Stadyel des Todes mildern, 
aber nicht nehmen kann. 


Jeder Plichtbeitrag, jeder „gemußte“ Beitrag ift eine Laſt. Und nur 
weil er eine foldhe ift, fann ja das Gefühl, ihn voll und ganz auf ſich ge= 
nommen zu haben, jene Befriedigung geben, auf welde mit Recht und Un— 
vecht heute jo oft Bezug genommen wird. Die Auferlegung folder Opfer 
aber muß, wie alles Menſchenwerk, in gerechter Weife geichehen. 
Und das kann dod nur heifen, fie muß Alle treffen, die die Pflicht bindet, 
und Jeden thunlichft gleich empfindlich, mit anderen Worten: fie muß Jeden 
en gleich großes Dpfer fein. Jemandem ein geringeres Opfer zuzu= 
zumuthen, al3 einem Andern, wäre ebenfo eine Exemtion und zweiſchneidiges 
Privilegtum, als wenn man Jemand überhaupt hinderte, feiner Pflicht zu 
genügen. 


= En 


Nun ift freilich oft gejagt: die ſchuldige Yeiftung nad) der Leiſt ungs— 
fähigfeit und fie nad dem aus der Leiſtung zu gewärtigenden Opfer 
umzulegen, ſei zweierle. Und danach würden wir mit der leten Aus: 
führung alfo zu einem andern Ziele gelangt fein, als es vorhin als das 
richtige hingeftellt wurde. 

Indeſſen erfcheint mir jene Annahme nicht ganz ftihhaltig. 

Wäre die Yeiftungsiähigkeit oder — richtiger gejagt — die Fähigfeit, 
zu beftimmter Pflichterfüllung beizutragen, bei A, B, C u. ſ. w. eine feſt— 
ftehende Größe, wie Maaß und Gewicht beftimmmter Bezeichnung, jo hätte 
jene Annahme Recht. Was hätte dann jene Fähigkeit mit dem Opfer zu 
thun, das die Leiftung auferlegt?! — In der That ift jene Fähigkeit aber 
etwas Feftftehendes nicht. Wer zur Erfüllung feiner Pflicht zu leiften bat 
— gelte e3 dem Vater oder dem Baterlande — defjen Befähigung hiezu 
wächſt im Allgemeinen, je nachdem er jich Arbeitsmühen auferlegt, und jie 
wächſt ebenfall3 im Allgemeinen, je nachdem er ſich Genüfje, Freuden und 
die Befriedigung von Bedürfniſſen verſagt. In beiden Beziehungen alſo 
fteigert fich die Befähigung mit dem gebradhten Opfer, dem Opfer der Mühe 
und dem der Entjfagung. Und Opfer und Yeiftungsfähigkeit in dem hier in 
Rede ftehendem Sinne find alfo nicht disparate Dinge, ſondern ftehen in inniger 
Beziebung zu einander. - 

Ja man darf geradezu jo jagen: Erſt durch Berückſichtigung der auf 
erlegten Opfer erhält der Maaßſtab der Yeiftungsfähigkeit beftimmte Geftalt 
und wird für das Steuerweſen braudbar. 

Zwei Perjonen mit der Befähigung, fih dur etwa gleiche Anftrengung 
ihrer körperlichen und geiftigen Kräfte die gleihe Summe von 1000 Thalern 
jährlich zu erwerben, find, abftract genommen, gleid) leiftungsfähig. Aber eben | 
nur abftract genommen. Bei gleiher allgemeiner Fähigkeit kann ihre be: 
fondere Leiſtungsfähigkeit ſehr verſchieden ſein, je nachdem z. B. der Eine in 
Folge von Krankheit oder zahlreicher Familie erheblich größere nothwendige 
oder dringliche Aufwendungen hat, als der Andere. Staat und Gemeinde 
find auch nothwendig, aber — Jo weit die Ausgaben für fie im dieſe 
Kategorie gehören, find fie doch eben nur Glieder in einer größeren Reihe 
von Nothmwendigkeiten. Und es muß daher bei der Frage nad) dem Maafe 
der Fähigkeit, für jene Verbände zu leiften auf die nothiwendigen und dring- 
lihen Leiftungen für andere Dinge und auf die aus der Einſchränkung diejer 
Leiftungen bervorgehenden Berlegenheiten, Uebelftände, Schwierigkeiten zc. — 
furz auf die mit folder Einſchränkung verbundenen Opfer. Rüdficht ge 
nommen werden. Erſt durch diefe Rückſicht und, im Hinblid auf fie ift feit- 
zuftellen, wie viel der Einzelne zu öffentlichen Zweden zu leiften vermag. 

Aehnlich Liegt, worauf ſpäter zurüdzufommen ift, die Frage der Steuer: 
progreſſion. 

Zwei Perſonen mit der Befähigung ſich bei etwa gleicher Anſtrengung 
ihrer Kräfte 1000 und reſp. 10,000 Thaler jährlich zu erwerben, haben — 
jo könnte man jagen — eine Leiſtungsfähigkeit im Verhältniß von 1 zu 10 
und find alſo aud in diefer Proportion zur Steuer heranzuziehen. Aber 
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ihre bejondere Yeiftungsfähigkeit für Staat und Gemeinde fteht nicht in 
dieſem Verhältniß. Denn der Staat ift eben nicht der Einzige, der jene 
Leiftungsfähigkeit in Anfprudh nimmt. Daffelbe thun die — wenn nicht 
dringenderen, fo doch eben jo dringenden Bedürfnifje, ſich zu ernähren, zu 
Heiden, zu bilden, für den Unterhalt und die Zukunft feiner Familie zu 
jorgen. Das Staatd- und Gemeinde-Bedürfnif hat fich alſo mit diefen letz— 
teren Bedürfniffen in die Leiftungsfähigkeit, jo zu jagen, zu theilen. Es 
hat darauf Rückſicht zu nehmen, welde Berlegenheiten und Schwierigkeiten 
daraus entftehen würden, daß in Folge feines Auftreten jenen anderen Be— 
diirfniffen nicht vollftändig Genüge gefchehen könne, daß bezüglich diefer 
Dpfer gebracht werden müßten und wie groß diefe Opfer wären. 
Alſo wiederum gewinnt die Leiftungsfähigkeit feftere Geftalt erft durch die 
Hinzımahme der mit ihrer Inanſpruchnahme verbundenen Opfer. 

Natürlich können freilih, wo es fi um Bemeſſung der Opfergröße 
in der hier in Rede ftehenden Beziehung handelt, immer nur Durchſchnitts— 
menſchen, Durchſchnittsbedürfniſſe, Durchſchnittsgefühle und Durchſchnitts— 
empfindungen in Anſchlag gebracht werden. An ein Eingehen auf die in— 
dividuellen Verhältniſſe iſt nicht zu denken, ſowohl weil nicht alle derartigen 
Verhältniſſe, Gefühle ꝛc. Anſpruch auf Berückſichtigung haben, als auch weil 
es über Menſchenkraft gehen würde, ſie zu berückſichtigen, und ſoweit dies 
doch an ſich möglich wäre, der hierzu erforderliche Aufwand außer Ver— 
hältniß zu den zu verfolgenden Zielen und den zu erreichenden Mitteln 
ſtehen würde. 

Es werden alſo im gewiſſen Sinne die Staats- und Gemeinde-Organe 
ſſei es im Geſetze, ſei es in der Ausführung deſſelben) einerſeits darüber zu 
entſcheiden haben, welchen Bedürfniſſen, Empfindungen ꝛc., als allgemein zu— 
treffenden Dingen überhaupt in jenem Sinne Berückſichtigung zu Theil werden 
muß und andrerſeits darüber, in welchem Maaße ſie ſolche Berückſichtigung 
verdienen, in welchem Grade die Einen mehr, die Anderen weniger ꝛc. Und 
e3 find das ſogar Fragen, die — wie wir jpäter jehen werden — nament- 
Ih in Sachen der Steuerprogreffion von jehr großer Wichtigkeit find. Auch 
iſt es nicht zu Täugnen, daß, wo foldhe Erwägungen in Frage ftehen, die 
Gefahr der Willkür erheblich ift. Indeſſen darf uns diefe Gefahr, wie wir 
Ipäter ſehen werden, nicht davon abhalten, das richtige Ziel zu verfolgen. 

Blicke ich aber auf das Gefagte zurücd, jo find alfo diejenigen Staat3- 
und Gemeindelaften, die einer öffentlichen Pflicht entipringen, trog aller da= 
gegen erhobenen Einwendungen — nad) Maaßgabe der Yeiftungs- oder genauer 
gejagt, der Steuerfraft, d. h. fo zu vertheilen, wie e8 der Befähigung 
zur Leiftung in Staat und Gemeinde bei etwa gleiher An— 
frengung und etwa gleihen Opfern andern Bedürfnijfen 
gegenüber ent|pridt. 

Und diefer Grundjag der Vertheilung der öffentlichen Laſt nach Maaß— 
gabe der Leiſtungskraft ift denn auch, wie wir in Folgendem bei Behand- 
lung der gegen ihn erhobenen Einwendungen ſehen werden, in einer Reihe 
von Staatsgrund- und Steuergefegen ausdrüdlih anerkannt. 
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Desgleihen ift dies übrigens auch vielfad) in jenen -Begleitberichten oder 
jog. Motiven geſchehen, mit denen die neueren Einkommenfteuergefege ;. B. in 
Defterreih, Preußen, Baden, Oldenburg ꝛc. bei den Landeöver- 
tretungen eingebracht find. 

Sp kommt — um de3 Letzteren noch in einigen Beifpielen hier zu ge 
denken — die Öfterreihifche Regierung, nachdem fie in dem ſchon oben 
erwähnten Meotivenbericht darauf verwiejen hat, daß der Grundſatz der Ber: 
theilung der öffentlichen Laften nad) den Vortheilen unausführbar jet und 
eine Vertheilung nad) dem Vermögen oder nad) der Ausgabe der Einzelnen 
ſich ebenjowenig rechtfertigen laſſe, jchlieglih zu folgendem, in gefperrtem 
Drud befonder3 hervorgehobenem Refultat: 

„Die Geſetzgebung“ — fagt fie — „wird jeßt wie zubor Die richtige 
Formel für die Steuerforderung, einerfeit3 in dem durch weiſe Geſetze be- 
grenzten Umfange des Staatsbedarfs, andrerfeit3 in der Leiſtungsfähig— 
feit des einzelnen Staatsangehörigen finden müjfen‘“?®). 
Und auf diefen Hauptgrimdfag der Befteuerung wird dann im weiteren Ber: 
folg diefer Motive wiederholt recurrirt, jo 3. B. auch — wie unten gezeigt 
werden joll, bei Bertheidigung der Steuerprogreffion. 

Ebenfo jagt die badiſche Regierung in den Motiven des im Juni 1874 
gejheiterten Projects der Einführung einer badiſchen Einfommenfteuer : 

„In der That, wenn es möglıd wäre, allein durd die allgemeine Ein: 
fonmenfteuer den StaatSftenerbedarf in Wirklichkeit nah Maafßgabe der 
Yeiftungsfähigkfeit eines Jeden und ausreichend zu deden; man dürfte 
nicht zögern, einem fo beneiden3werthen Ziele zuzuftreben‘ 2”). 

Und in ähnlicher Weife hat ji) die preufifche Regierung in den Mo: 
tiven der Gefegentwürfe zur Reform der Elafjen- und Einfommenfteuer wieder: 
holt geäußert ?®). 

Insbeſondere aber bemerkten in größerer Allgemeinheit 5. B. die Mo: 
tive des oldenburgifchen Einkommenfteuer - Entwurfs von 1863 ſehr 
richtig: 

„Muß nun aud) diefer Grundfag, daß zunäcft und vor allem auf das 
Einkommen der Steuerpflichtigen Rüdficht zu nehmen fei, für richtig erachtet 
werden, jo folgt daraus noch nicht, daß nicht neben ſolchen noch andere Um- 
ftände auf die Beſteuerung von Einfluß fein dürften, vielmehr muß der jest 
für die Veranlagung zur Claſſenſteuer in Wirkfamkeit ftehende Grundjag 
nicht nur al3 in ſich gerecht, fondern auch al3 zweckmäßig anerfannt werden, 
daß neben dem Einfommen aud nod die Gefammtverhält: 
nilfe des Steuerpflidtigen von Einfluß fein follen, daß die 
Steuer alfo nad der aus den gefammten Umftänden, in 
denen fih der Pflichtige befindet, zu entnehmenden Leiftungs: 
fähigkeit zu beftimmen fer 25®) u. f. w. 

Doch ich greife zurüd. 

Nach dem bisher Bemerkten gilt, wenn dies auch in den zulegt gege- 
benen Belegen nicht bejonder8 hervorgehoben ift, der Grundjag der Ver— 
theilung der Laft nad) der Steuerkraft nicht für alle, fondern nur für ge: 
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wilje Arten von Staat? und Gemeindeabgaben. Und da dem fo ift, er: 
ſcheint e8 mir räthlich, für diefe Abgaben aud) einen befonderen Namen 
zu wählen und fie in diefer Weile von denjenigen Staats- und Gemeinde- 
abgaben, welche — wie wir oben fahen — nad) den zu erwartenden Vor— 
theilen unzulegen jind, bejtummt zu fondern. Denn, wie fchon oben ge— 
legentlich bemerkt wurde und zum Theil unten näher motivirt werden wird, 
find die Fragen z. B. nad) der Berechtigung der Steuerprogreffion, der Be— 
rüffihtigung der Schulden, de3 Abzugs der Haushaltsfoften u. ſ. w. ganz 
und gar verſchieden zu beantworten, je nachdem es ſich um Abgaben der 
einen oder der andern Kategorie handelt. 

Und danach werden denn im Folgenden die der Pflicht ihren Ur- 
ſprung verdanfenden, nad) der Leiſtungskraft umzulegenden Abgaben: 
Steuern, dagegen die nad) Maafgabe der bezüglichen Vortheile zu vertheilen- 
den Abgaben - nad) Analogie der Deich- und Mieliorationsbeiträge, Genofjen= 
ſchaftsbeiträge, Chaufjeebaubeiträge u. f. w. — einfah Beiträge genannt 
werden 2%). Und es bleibt hier nur noch die fehr wichtige, aber durchaus 
nicht Leicht zu Löfende Frage nad) der Grenze zwiſchen diefen und jenen 
Laſten für Staat und Gememde zu berühren übrig, welche Frage, wie fich 
leicht ergiebt, zugleich mit der im neuerer Zeit 3. B. bei dem Schulgeld fo 
brennend gewordenen Frage nad) der Grenze und der resp. Berechtigung von 
Gebühr und Steuer in naher Beziehung fteht ?9*). 

Das Tiegt natürlid) auf der Hand, daf nicht, wie das früher wohl aus- 
geſprochen ift, alle Staat3laften dem einen jener beiden großen Bereiche, 
und alle Gemeindelaften dem andern zugewiefen werden dürfen. Davon 
kann nicht die Rede fein. Neben allen recht eigentlich öffentlichen, d. h. 
dem Bereiche der Pflicht angehörigen Aufgaben, die der Staat zur Durd)- 
führung zu bringen hat, hat er auch der andern Aufgaben genug. Auch er 
errichtet Deihe, zieht Canäle und Gräben, baut Wege und Brüden, Häfen 
und Straßen gleich dem Deichverband und der Intereſſentengemeinſchaft. Und 
jelbft Anftalten, die zu erhalten jiherlih im Allgemeinen Pflicht ift, 
können — wie das fchon oft dargelegt ift — im f[peciellen Fall von 
den Einzelnen derart zu ihrem befonderen Vortheil in Anſpruch genommen 
werben, daß e3 durchaus gerechtfertigt ift, diefe Einzelnen folhem Bortheil 
entiprechend durd) Gebühren noch befonder3 zu belaften. Daher machen denn 
Einnahmen der Ietteren Art heutzutage in der That regelmäßig einen recht 
bedeutenden Theil der Staat3-Einfünfte aus. Aber auch abgefehen von ihnen 
läßt fi) an manden Beilpielen zeigen, wie aud bei Umlegung der Koften 
von Staatsanftalten Intereſſe und Vortheil zu entjcheiden beftimmt find. 
Ich erinnere 3. B. an die im Staatsbudget figurivenden „badifchen 
Yandftraßen“, deren „Bauführung und Beauffihtigung‘‘ aud) nad) dem Geſetze 
vom 14. Januar 1868 den „techniſchen Staat3behörden übertragen bleibt“, 
die ſicherlich Staatsanftalten find, zu deren Neubaufoften aber der Staat 
aus allgemeinen Mitteln nur zwei Dritttheile beiträgt, da8 Uebrige den un— 
mittelbar interejfirten Gemeinden und Kreifen zur weiteren Umlage auf 
die Intereffenten überlaffend :c. ꝛc. 

Säriften VII. — Progr. Eintommenfteuer. 5 
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Ebenſo ift es durchaus hinfällig anzunehmen, wie Ron früher wol” ge: 
ſchah, daß die Gemeinden ausſchließlich „wirthſchaftliche Verbände‘ 5 ıd 
den Handelögejellihaften oder Actiengeſellſchaften ſeien, und daß deshalb alle 
ihre Ausgaben fo vertheilt werden müßten, wie das oben bezüglich 
einiger derjelben gezeigt iſt. So lange der Staat die wichtigften Zweige 
feiner öffentlichen Thätigkeit, wie Armenpflege, Schulpflege, Polizeiwejen ꝛc. 
in weitem Umfange den Gemeinden überläßt, iſt ſolche Annahme nichts weiter, 
als eines der ausgeſprochendſten Symptome jener einſeitig doctrinären und 
tendentiöſen Verkennung der Dinge, in der es gewiſſe Parteien früher „jo 
weit‘ gebracht hatten ?°). 

Aber wo nun die eigentliche Gränze von Pfliht und Vortheil, öffent: 
lichen und nichtöffentlihen Dingen in diefem Sinne des Wort3 und damit die 
Scheide von Steuer und Leiftung, Steuer und Gebühr in Staat und 
Gemeinde ift — Diele Frage ift nicht nur fchwer zu beantworten, fondern 
man darf wohl geradezu behaupten: fie it überhaupt nicht abfolut zu beant- 
worten, ſie ift ſelbſt eine andere, je nad) Zeit und nad Drt. 

Ebenfo wenig wie man allgemein fagen kann: An diefer Stelle ſoll kö— 
niglihe Machtvollkommenheit aufhören und die Macht der Volfövertretung 
ihren Anfang nehmen, oder hier muß die Scheide von Staats- und Kirchen: 
gewalt, von Staat- und Gemeindebefugniß fein u. ſ. w. — ebenfowenig kann 
man allgemein behaupten: dieje Laften jind durch Beiträge oder Gebühren, 
jene durch Steuern zu decken. Vielmehr ſteht auch dieſe Frage im Fluß 
der Zeiten, und das um ſo mehr, als ſie im Grunde recht eigentlich ein 
Theil Deſſen it, was man ſchlechtweg heute die ſociale Frage zu nennen 
pflegt: der Frage, die es m. D. insbefondere mit den Gränzen der be: 
rehtigten Ausflüffe des Privateigentbums zu thun hat. 

Es iſt ein befannter Einwand von Thiers, den er auch kürzlich mod) 
den Verſuchen, die Einfommenfteuer in Frankreich einzuführen entgegen- 
geftellt hat: daß diefe Steuer zum Communismus führe. Und es 
ıft das nicht etwa nur eine der fonderbaren Grillen des alten Herrn. Sondern 
dieſelbe Anſicht iſt auch von anderer Seite ſchon recht häufig ausgeſprochen 
und ſie iſt auch — wie wir ſogleich ſehen werden — durchaus nicht ganz 
aus der Luft gegriffen. 

Wie es in dem Gutachten des ſächſiſchen Landesculturraths 
über den Entwurf einer Reform der directen Steuern in Sachſen vom 
4. October 1871 hieß?ꝰoe): die Einkommenſteuer jet eine Etappe zur 
Commune, dur fie werde „den Communiſten direct in die Hände gearbei- 
tet”, fo jagte 1867 auch Otto Michaelis auf dem fiebenten Congref 
deutſcher Volkswirthe bei den Verhandlungen über die befte Umlegung der 
Staat3= und Öemeindefteuern #1): 

„Wenn Ste ganz im Allgemeinen die Bertheilung nad) dem Ein- 
fommen im Gegenſatz zu der Anwendung des Princips der Leiftung 
und Gegenleiftung, wo fie möglich ift ꝛc., für die allein gerechte 
erklären, jo richtet ſich dieſes Verdict gegen die Gerechtigkeit de3 
Buftandes unferer Gejellichaft, gegen die Gerechtigkeit der Volks— 
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wirthſchaft; denn diefe vertheilt ja die Laften nad) dem Grundfage: 
Leiftung fur Leiſtung, nach den Geſetzen des Angebots und der 
Nachfrage. Mit dieſem allgemeinen Urtheile kommen 
Sie — dicht an die Gränze des Communismus“. 

Noch weiter ging J. Taucher, wenn er zu derfelben Verhandlung unter 
„Tebhaften Beifall” der Berfammlung erklärte: 

„Die Vorſchläge Ihrer Commiffion ??) find ein Verſuch zur 
Rückkehr zum normalen Verhältnig, indem fie, ftatt 
des feither in Anwendung geweſenen communifti= 
ſchen Princips, das allein rihtige Princip von 
Teiftung und Gegenleiftung auf die Gemeindefteuern über— 
tragen wollen. Beharren Sie auf dem jeitherigen Modus, laſſen 
Sie den Einzelnen blos deshalb mehr zahlen, weil er mehr hat, 
fo verfahren Sie nidht anders, al3 die Commu— 
niften, die au das Bermögen deshalb beftrafen, 
weil es da iſt“. 

Und derſelbe Gedanke wurde dann von anderer Seite (von Yuftizrath 
Straderjahn aus Oldenburg) auf dem achten volfswirthicaftlihen Congreß 
bei erneuerter Verhandlung über die Steuerfrage mit den Worten weiter aus— 

eführt: 
ae ‚„Anterftellen Sie ein andere Brincip, als das der Leiſtung 
und Gegenleiſtung bei der Steuerzahlung, beſtimmen Sie z. B. 
das Vermögen, die bloße Fähigkeit zu zahlen (zum 
Steuermaaßſtab) — ſo kommen Sie auf den Communis— 
mus, der da nimmt, wo er etwas findet, und am lieb— 
ften da, wo er es am bequemften hat mit dem Nehmen. Beim 
Staat ift das Princip zum Theil anerkannt (!) und 
es findet feinen» Ausdrud in der Eintommen- 
fteuer u. f. w. *9. 

Alſo — wohl bemerkt — nicht durch die in dieſer Beziehung fo oft 
verbächtigte Progreffivfteuer, fondern allein jchon durch eine nad) dem 
Eintommen oder — fo glaube id; ergänzen zu dürfen — durd) eine nad) 
der Leiſtungsfähigkeit bemeſſene Steuer, mit einem Wort durch 
die „Steuer“ in dem oben angenommenen Sinne wird nad) diefen Anz 
{hauungen der Comunismus anerkannt oder vorbereitet. 

An diefen — zunächft etwas auffällig ericheinenden Behauptungen ift 
rihtig m. D. fo viel, daß Steuer wie Communismus ſich allerdings in einem 
Gegenjag zum Eigenthum befinden, beide gewillermaßen Gegner des 
[esteren find, und daß ferner aus diefem Grunde die Steuer an id, 
wie dies aud in neuerer Zeit, 3. B. bei Behandlung der ſchon berührten 
Schulgeldfrage, mehrfach angedeutet worden iſt?) — unter Umftänden zum 
Ihlüpfrigen Wege werden kann, auf dem wir zum gefichteten Commu— 
nismus hinabgleiten. 

Fordert von Jemand nur Leiftungen nach Maaßgabe gewährter 
Gegenleiſtungen, und Ihr knickt dem Ser, jo au ann fein 
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Härchen! Ihr bevormundet den Eigenthümer, Ihr nehmt von ihm, aber 
Ihr nehmt wie der Bormund den jchuldigen Geldbetrag aus der Mündel— 
mafje erhebt, um den Schüsling vor Schaden zu bewahren und feine 
Intereſſen zu fördern. Gegen ſolches Nehmen hätte aud Herr von Haller 
oder die nach ihm den modernen Staat verfannten und von der Regierung 
— wie von Privaten — nur die Erfüllung beftimmter Gejhäfte auf Grund 
obliegender Verpflichtungen forderten, nicht3 zu erinnern gehabt. 

Verlangt vom Staate hingegen Unterftügung der Armen, Pflege der 
Wohlfahrt, Hebung der Eultur, mit einem Worte, ftellt Euch auf den Boden 
des modernen Staat3, und es ift — das dürfen wir nicht verfennen — mit 
der Unantaftbarfeit des Privateigenthums und feiner Ausflüffe wie fie 
jener geträumte mittelalierlihe Staat und ebenfo die Schule Mancheſters 3°) 
auf ihre Fahne gejchrieben hatte, vorbei! — Wer vom VBermögenden Steuern 
erhebt, um die Armen zu ernähren, vom Wohlhabenden Abgaben einzieht, 
um diejenige Schule zu unterhalten, die Jenes Kinder nie betreten, aus den 
günftiger fituirten Landestheilen Mittel zieht, um in den ärmeren Theilen 
gegenmwärtigem oder zufünftigem Nothſtand zu fteuern, dortjelbft Straßen zu 
bauen, Ganäle zu ziehen ꝛc. — der durchkreuzt und vergewaltigt eben die 
-tiffe des beftehenden Eigenthums. Und wo bei folhem Vorgehen die 

igkeit“ aufhört md der verdammenswerthe Communismus feinen 

ng nimmt, ift feineswegs jo beftimmt zu fagen, wie man bei oberfläd- 

Betrachtung wähnen möchte. 

Wenn man 3.8. heute, einer immer mehr al3 berechtigt erkannten For: 
derung folgend — unter Befeitigung des Schulgeldes die Beihaffung der 
Mittel zur Unterhaltung von Gehranftalten und Lehrern als ausſchließlich 
Öffentliche, dDurd; Steuern zu dedende Laft behandelt, ift e8 von da ein fo 
weiter Schritt, zu verlangen, daß aud die Schulbücher, ohne die die 
Schule nicht nutzbar zu machen ift, den Kindern allgemein aus öffentlichen 
Miiteln beforgt werden 36%)? und weiter, daß ihnen aud) die nöthige Klei— 
dung und Speifung beichafft werde, ohne deren Gewährung fie die Schule 
nicht immer zu befuchen in der Lage wären? Und ift es von da wieder 
noch ein fehr weiter Schritt zu jenen allgemeinen öffentlihen Er— 
ziehungsanftalten, die die Communiften verlangen ? 

Dder wenn 3. B. der preußtiche Staat den Deichverbänden und Me— 
liorationsgenoſſenſchaften, insbeſondere in den der ftaatlichen Pflege vorzugs⸗ 
mweife bedürfenden ärmeren Landestheilen des Oſtens theil3 unverzinslich theils zu 
fehr ermäfigtem Zinsſatz jährlih Hunderttaufende al3 Unterftügung und Dar: 
lehn giebt, die er der Allgemeinheit durch Steuern entnimmt: ift von da 
der Weg nody jehr weit zu den durch Staat3credit zu unterftiigenden Pro: 
ductivgenofjenfchaften, wie Lafalle fie vorihlug?!! Wenn Staat oder Ge— 
meinde, wie e3 in armen Gegenden häufig ift — aus öffentlichen Mitteln ganz 
oder zum Theil die Koften allgemeiner Waſch- und Badeanftalten, die Koften 
der Impfung, der Hebammendienfte u. f. w. beftreiten, und z. B. die Taren 
der Aerzte vom Staat jo feftgefetst werden, daß derjelbe Dienft vom Reichen 
höher bezahlt werden muß, als von minder Wohlhabenden, jo daß des 
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Erftern erzwungene Mehrausgabe det, was dem dieſelbe Hilfe bean: 
ſpruchenden Anderen erjpart bleibt: ift das Alles principiell jo jehr verſchie— 
den von einer allgemeinen ärztlichen Fürſorge, die ganz umd gar auf 
öffentliche Koften ftattfindet wie im communiftifhen Staat?! Ober 
endlich, wenn der Staat vom Reichen Steuern erhebt, um Denjenigen no th— 
dürftig zu unterhalten, der ſich gar nicht ernähren Tann, bleibt denn da 
nod überhaupt eine principielle Scheide, die ihn abhielte, Steuern zu 
erheben, um den gut zu unterhalten, der fich ſelbſt nur ſchlecht zu unter- 
balten vermag? Und wo wäre dem „ſchlecht“ die Grenze geſetzt? 

Der Staat de Herrn von Haller und der der Schule Rotted’3 
oder der Heißiporne von Mancheſter 20) war folden Bedenken nicht ausge⸗ 
fest. Indem jie — tm Uebrigen ſehr verſchieden — doc gemeinfam den 
Staat im Weſentlichen nur al3 Hüter beftehender Rechte anfahen, und dem- 
gemäß eine Entnahme von Beiträgen aus dem Eigenthum nur unter der Bes 
ingung entſprechender Öegenleiftung ftatutrten, waren fie jenen Gefahren de3 
hinabgleitens zum „Communismus“ allerdings entrückt. Nur der, wenn 
ich {don jo jagen darf — der modernen Vorftellung geläufige Staat, der 
über den Rechten des Adel3 und — des Beſitzes die öffentligen In⸗ 
tereſſen ſtellt und dieſen auf dem Gebiete der Fürſorge für die Armen, 
für den Unterricht, für das Geſundheitsweſen ꝛc. ein täglich größer werden- 
des Feld zu gewiunen beftrebt iſt — er ift es, der der Gränze und dem 
Gegenſatz zwiſchen Communismus und Nichteommunismus die Schärfe genom— 
men hat. Und es ſchließt dieſer Zuſtand ſicherlich derartige Gefahren in ſich, 
daß es erklärlich erſcheint, wie Manche die Zeiten zurückſehnen, da das 
Privateigenthum dem öffentlichen Dienſte und ſeiner Steuer noch nicht in 
dieſer Weiſe unterthan geworden war. Aber andererſeits kann dieſe Gefahr 
natürlich nicht Veranlaſſung ſein, die Steuer — ich meine die Steuer in 
dem oben angenommenen Sinne dieſes Worts — fallen zu laſſen. 

Ebenfowenig, wie man feiner Zeit die Gleichheit Aller vor dem Geſetze 
zu proclamiren Anftand genommen hat, weil dieſe Gleichheit am Ende ihrer 
Eonjequenzen zur Republif führen muß, oder man die politiſche Gleich— 
berehtigung in den Bann gethan hat, weil — wie Stahl und viele Andere 
vor und nad) ihm uns belehrt haben — aus diejer Gleichheit ſich die For— 
derung einer Ausgleihung der Härten der Befitesunterjchiede ergeben 
muß — ebenjowenig fünnen die öffentlihen Intereſſen der „Heilig: 
feit de3 Privateigenthums‘ wieder zum Opfer gebracht werden. 

Man kann ji den Kampf für die volle Aufrechthaltung des Grundjages 
der Yeiftung nach der Gegenleiftung im Abgabenweien erklären. Man 
kann die ausſchließlichen Vertheidiger dieſes Princips in gewiſſem Sinne 
confequent nennen. Aber den Speichen des fortrollenden Rades der Zeit 
werden diefe modernen Hallerianer ebenfowenig läftig fallen, wie einft der 
Berner Patrizierjohn. 

Immer mehr Aufgaben werden auf Koſten ererbten und erworbenen 
Beſitzes öffentliche werden, und immer mehr werden — was man aud) da= 
gegen jagen mag — Steuern, die nah Maaßgabe der Leiſtungskraft in das 


10 Fr. 3. Neumann. 


Privateigenthum eingreifen, an die Stelle von Beiträgen treten, 
die nad) dem Princip von Leiftung und Gegenleiftung umgelegt find. Es 
handelt fi im Abgabenweſen, wie andern Orts in erjter Linie nicht darum, 
da3 Eigenthum zu hüten, fondern der Gerechtigkeit Genüge zu thun. 
Und im Kampfe zwiſchen Eigenthum und Gerechtigkeit wird ſich das eritere 


noch in mander Beziehung mehr als bisher in die Lage finden müſſen, den 


Kürzeren zu ziehen. — — — 

Zum Scluffe noch Einiges über die Anwendung der hier behandelten 
Grundfäge auf das Berhältnig zu beftenernder Ortichaften und Landestheile 
zu einander. Es ift dies ein Gegenftand von immer größer werdender Wich— 
tigkeit, dem m. D. bisher viel zu wenig Beachtung gejchenkt ift: 


2) Die Stenerüberbürdbung einzelner Ortichaften und Landestheile. 


Wie ſchon in einem Beifpiel oben gelegentlich angedeutet wurde, bezieht 
fid) die hier in Rede ftehende Frage nad) der am meiften berechtigten Art der 
Abgabenvertheilung nicht allein auf das Verhältniß von Perfon zu Perfon, 
ſondern auch auf das von Ortſchaft zu Ortichaft und Yandestheil zu Yandestheil. 

Mit dem Princip der Yeiftung nad) der Gegenleiftung harmonirt die 
Decentralifation, mit dem entgegengefegten die Gentralifation. 

Denn natürlich — je mehr ic, decentralifire, um fo mehr vermag id 
die Ausgaben für die bezügliche Landſchaft mit ihren eigenen Leiſtungen 
in Harmonie zu jegen, je mehr ich centralifire, um fo mehr findet eine 
gegenfeitige Nebertragung der Yeiftungen ftatt oder fann doch ftattfinden. 
Und da das Princip der Decentralifation im PVorjchreiten, das der Ber: 
theilung der Abgaben nad) den bezüglichen Gegenleiftungen aber — wie vorhin 
ausgeführt wurde — im Rückſchreiten ift, fo erfcheint ein Conflict auf diefem 
Gebiete natürlih. Und ein folder hat fich auch bereit3 mehrfach eingeftellt 
— in der offenbaren Weberbürdung ärmerer Yandestheile und Orte. 

Man ift — ich denfe namentlid; an die Armenpflege- und die Schul- 
unterhaltung3-Koften — durch mannigfahe Gründe beftimmt worden, aud) 
da zu Ddecentralifiren, wo e3 fih um recht eigentlih öffentliche Paften 
handelt, und wo alfo von dem der Decentralifation entiprechenden Princip 
von Leiſtung und Gegenleiftung nach dem Angegebenen nicht die Rede fein 
follte. Und fo ift e8 gefommen, daß 3. B. den ärmften Theilen regelmäßig 
die größte Armenlaft auferlegt if. Ms öffentliche Laft müßte letztere 
die Aermften am meiften jchonen, und thatſächlich beanfprudht und nimmt 
fie von ihnen am meiften, weil die Zahl der Unterftügungsbedürftigen in 
armen Gegenden natürlid am größten ıft. Das find im Often Deutſchlands 
ugly facts®”), Dort ift der Fall durchaus nicht felten, daß ein Ortsarmen— 
verband mit Aufbietung aller feiner Kräfte feine Ortsarmen nicht zu unter: 
halten vermag, und dann an den bezüglichen Yandarmenverband recurrirt 
werden muß. Schon diefe Yandarmenverbände (in Oftpreußen die PYandraths: 
Kreife) tragen dann in den ärmeren Gegenden übergroße Yaft, während die 
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jenigen in den wohlhabenderen Bezirken fih trog größerer Kräfte ge- 
ringerer Xaften erfreuen. Insbeſondere aber jene Drt3armenverbände, 
die Gemeinden, leiden in der That oft ſehr ſchwer unter folden Beftim- 
mungen, wie fie nunmehr 3.3. der 8. 36 des preußiſchen Geſetzes betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterftägungswohnfig vom 
8. März 1871 und früher — faft wörtlich hiermit übereinftummend — der 
8. 14 des Geſetzes vom 31. December 1842 enthielt. Denn danach find 
die Landarmenverbände nur verpflichtet, „denjenigen ihrem Bezirk angehörigen 
Ortdarmenverbänden eine Beihilfe zu gewähren, welche den ihnen obliegenden 
Verpflichtungen zu genügen unvermögend find. Und diefe Beftimmung fieht 
auf dem Papier ehr leicht und einfah aus. In Wahrheit aber ift fie überaus 
hart, vielleicht eine der härteften Beftimmungen, die es überhaupt giebt. 
Und fie wäre auch, glaube ich behaupten zu dürfen, vollfommen unerträg- 
lid, wenn die Ortögemeinden nicht im Allgemeinen in der Mangelbaftigfeit 
ihrer Steuerverfaffungen wenigſtens einen thatfählihen Schuß gegen zu 
arge Ueberlaftung hätten. Denn ohne ſolche Schutzwehr fünnte und müßte 
ja bei großer, übrigens nod fo wenig verjchuldeter Anhäufung von Armen 
in einer Gemeinde zur Unterftügung Jener — fo zu fagen erſt der letzte 
gute Rod und der lette Sparpfennig den einzelnen Gemeindegliedern abge- 
— werden, ehe der Landarmenverband in Anſpruch genommen werden 
önnte. 

Aehnlich ſteht es in Preußen und manchen andern Staaten mit der 
Schullaſt, d. h. mit der Verpflichtung zum Unterhalt der Elementar- oder 
Primarſchulen. Dieſe Verpflichtung ruht im Allgemeinen auf den Orts— 
gemeinden, und nur im Falle nachgewiejener „Präſtationsunfähigkeit“ derfel- 
ben ift der zu dedende Reſt vom Staate zu übernehmen — im Falle nad) 
gewiefener „Präſtationsunfähigkeit““ — was heiftt das bei guter Steuerver- 
fafjung anders, al3 daß ebenfalls der letzte gute Rod und der legte entbehr- 
liche Hausrat den Gemeindegliedern zu nehmen ift, ehe behufs Dedung noth- 
wendiger Sculausgaben auf die Hülfe des Staat zurücdgegriffen wird?! 
Und auch bei nicht guter Steuerverfaffung iſt jene Vorſchrift thatfächlich 
inöbefondere im Dften der preußifhen Monarchie fo hart, daß manchem 
Beamten, der mit dem Nachweis der Präftationsunfähigfeit diefer oder jener 
Gemeinde oder aber mit der Reviſion folder — durchaus nidt fel- 
tenen Nachweiſe zu thun hat, das Herz blutet, und der mit ſolchen Vor— 
gängen verbundene Jammer zum Himmel jdhreien würde, wenn nicht nad 
alter Erfahrung die durch die Laſt Erdrückten regelmäßig am wenigſten von 
ſich hören ließen. 

Dieſes Elend originirt aber insbefondere daraus, daß es ſich eben in den 
gedachten Fällen um recht eigentlich öffentliche Yaften handelt und daß doch 
nicht Jeder zu diefen Laften nad) feiner Beitragsfähigkeit, fondern der Bürger 
der armen Gemeinde bis zu jenem legten Heller herangezogen werden foll, 
ehe beſſer fituirte Theile zur Ausgleihung der Beſchwerde irgend etwas bei= 
zutragen haben. 

Zu welchen Gejammtergebniffen das in Preußen führt, wird fich 


12 Fr. 3. Neumann. 


einigermaßen vollftändig erft dann erfennen lafjen, wenn das längſt herbei: 
gewünſchte und jchon oft in Ausſicht geftellte Material über das Kreis: und 
Gemeindefinanzweſen dieſes Staat3 endlicd einmal das Licht der Welt erblidt 
haben wird. Einftweilen müfjen wir uns in diefer Beziehung mit einigen 
Nothbehelfen begnügen, die indeſſen ſchon deutlich genug ſprechen: 

Wenn z. B. nad) den im Jahr 1857 dieferhalb in Preußen angeftellten 
Berechnungen ??) damals an directen Staat3fteuern (resp. Mahl- und 
Schlachtſteuer) 

in der Provinz Preußen jährlich 371/, Sgr., 

"„, 2 Pofen r 38 „ 
dagegen 3. B. 

in Weſtphalen . . . jährlih 50 Sgr. und 

‚, der Rheinprovinz . — 

„Sachſen.... „ 59% „ 
pro Kopf der Bevölferung gezahlt wurden, jo mag dieſes Verhältniß damals 
ungefähr der Wohlhabenheit und der Leiltungsfähigkeit der Bevölkerung in den 
einzelnen Provinzen entſprochen haben, obwohl nad) manchen Anzeidhen, auf 
die ich mir jpäter zurüdzufommen vorbehalten muß, von ganzen Yandestheilen 
etwas Aehnliches zu gelten jcheint, wie von Einzelnen, daß nehmlich die Wohl: 
babenderen ſich am eheften den fie treffenden Yaften zu entziehen vermögen. 

In ſchroffſtem Widerjpruche zu jenen Zahlen fteht es nun aber, wenn, 
wie Erhebungen jenes Jahres ferner ergaben, der Betrag der Gemeinde: 
ausgaben, d.h. der Ausgaben der Orts-, Kreis- und Provinztal- 
Gemeinden auf den Kopf der Bevölkerung damal3 für die Provinz Preußen 
53 Sgr. in den Regierungsbezirken Königsberg und Danzig fogar resp. 551/, 
und 64%/,, dagegen 3. B. 

für Sachſen 45 Sgr. und 
„Weſtphalen fogar nur 35-Sgr. (!) 
ausmachte, jo daß alfo, wenn man Staat3- und ©emeineindeausgaben mit- 
einander in Verhältniß ſetzte, 
die erfteren von den letzteren ausmachten : 
in Weftphalen 69—70 Procent und 
in Sachſen etwa 75 Procent, 
dagegen 
in der viel ärmeren, alfo viel mehr der Schonung bedürftigen Provinz Preußen 
etwa daS Doppelte: 141—142 Procent (!). 

Und daß es hiebei vorzugsmeife gerade die ihrer Natur nad) öffent- 
lichen Laften der Armenpflege und der Schule waren, welde jenes 
ungünftige Verhältniß herbeiführten, erweiſt jchon der Umftand, daß unter den 
oben gedachten Beträgen der Gemeindelaften überhaupt jih örtliche Yaite 
befanden, 

in Weftphalen von 30 Sgr. pro Kopf, 

[2 Sadjjen „ 381], ” „ „ 
dagegen in der viel ärmeren Provinz Preußen von 45 Sgr. 10 Pf. () in 
den Regierungsbezirken Königsberg und Danzig fogar von resp. 47'/, und 
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581/, Sgr. pro Kopf. Denn die Kreisgemeinde dient in Preußen vorzugs- 
weife der Aufbringung facultativer Gemeindelaften, die Ortsgemeinde dagegen 
zum ſehr großen Theile der Tragung öffentlicher nothwendiger Laſten, und 
unter dieſen herrſchen, insbeſondere auf dem Lande, Schul- und Armen— 
ausgaben bei Weitem vor. 

Natürlich haben ſich dieſe Verhältniſſe in neueſter Zeit, z. B. in Oſt— 
preußen in Folge der Calamitäten der Jahre 1867 und folgende, noch ſehr 
viel ungünſtiger geſtaltet. Wie örtlich — iſt nicht bekannt geworden, 
was aber die Laſten der Kreiſe betrifft, ſo iſt nach den bezüglichen vor— 
läufigen, im Deutſchen Reichs-Anzeiger kürzlich (1874) erſchienenen Mit— 
theilungen die Sachlage die, daß nach den 1869 dieſerhalb ſtattgehabten Er— 
hebungen z. B. die Kreiſe der preußiſchen Rheinprovinz pro Kopf durch— 
ſchnittlich O,005 Rth., die der armen Provinz Preußen dagegen 0,8 Rihlr. (!) 
alſo das 16 17fache (!) an Bruttoausgaben zu beſtreiten hatten, daß ferner 
die Kreisſchulden | 

in der Rheinprovinz 240.971, d.h. 0,08 Rthlr. pro Kopf der Be- 
völferung, 
in Weftphalen 1.364.452, d. h. 0,8 Rthlr. pro Kopf, 
dagegen in der Provinz Preußen 8.535.139, d.h. etwa 3 Rthlr. (!!!) 
pro Kopf, 
alfo beinahe das 40fache (!!ı des Betrags der rheinländifchen Bevölkerung aus— 
machten, wobei allerdings dem Umftande Rechnung zu tragen ift, daß in der 
Rheinprovinz die Bezirks-, im Often die Kreis-Chauſſeen vorherrſchen. 

Jenen UWebelftänden kann nun jelbftverjtändlic nicht etwa dadurch abge- 
bolfen werden, daß der Staat die ihrer Natur nad öffentlichen Laften um 
jene Gebot3 der Gerechtigkeit willen ganz und gar auf ſich nimmt. Dem 
würden, namentlid) bei der Armenpflege, die fo zu jagen an Kleine Bezirke 
gebunden ift, die größten, kaum zu überwindenden Hindernijje entgegenftehen. 
Aber das muß jedenfall3 im Intereſſe der Gerechtigkeit, zur Verwirklichung 
jene3 Grundſatzes der Veiftung nad der Kraft — verlangt werden, daß fir 
die Inanſpruchnahme der Gemeinden zu öffentlichen Yaften ein gewiljes 
M aa eingehalten werde, daß diefe Inanſpruchnahme nicht wie in den vorhin 
beſprochenen Fällen bis an die Gränzen der Präftationsfähigkeit der Gemeinde 
beranreihe. Und dieſes Maaß wird, da es fi eben um öffentliche, 
der Gemeinde jo zu jagen nur aus Zmedmäßigfeitsgründen zugemuthete 
Laften handelt, nicht ſehr hoch anzufegen fein, zumal der Staat den Ge- 
meinden durch die Freizügigkeitsgeſetze alle Mittel entzogen hat, jid) vor prole- 
tarifchen Weberfluthungen zu ſichern. 

Auch fehlt e3 keineswegs an Vorgängen in diefer Richtung. 

Jene — früher mehr al3 heute üblihen Beftimmungen, wonad für die 
facultativen Gemeindeausgaben, im Intereſſe des Staatsganzen, 
um für diefes letztere die Gemeinden präftationsfähig zu erhalten, ein ge: 
wiſſes Maximum der Belaftung vorgefehen ift, gehören natürlich nicht hierher. 
Hier handelt e3 ſich umgekehrt um durch Gefeß zugetheilte, obligatorifche 
Leiftungen und eine Beſchränkung derjelben im Intereſſe der Gemeinden. 
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Feftfegungen diejer Art aber find in neuerer Zeit z. B. in Baden 
mehrfach ergangen auf dem Gebiete der Wegegefeßgebung, insbefondere aber 
des Armenwefend und der Schullaſten: 

So beftimmt $. 14 des badifchen Geſetzes über die Unterhaltung der 
öffentlichen Wege vom 14. Januar 1868, einmal, daß zu den Unter: 
haltungskoſten der „Landſtraßen“ der Staat die Hälfte und der bezüg— 
liche Kreis resp. die Geſammtheit der Gemeinden, durch deren Gemarkung 
die Landſtraße führt, je ein Viertheil beizutragen haben, demnächſt aber auch 
daß das hienach auf die Gemeinden fallende Viertheil unter die einzelnen 
Gemeinweſen nad) der Yänge der in ihren Gemarkungen gelegenen Straßen: 
ftredfen vertheilt werden foll und daß, wenn der hiernach auf die Gemeinden 
des Kreiſes fallende Beitrag in einem Jahr für die laufende Authe mehr 
al3 10 Kreuzer beträgt, die Staatscafje den Mehrbetrag zu übernehmen hat, 
desgleichen, daß, wenn die Kreisumlage für die Unterhaltung der „Land- 
ftraßen” in eimem Jahr. mehr al3 1!/, Kreuzer von 100 fl. Steuercapital 
beträgt, der Mehrbetrag ebenfall3 auf die Staatscaffe fällt. 

Ganz ähnlich heift es von der Armenpflege in $. 33 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1870, daß, wenn die Umlage auf die zur Kreisarmenpflege 
beizuziehenden Steuercapitalien mehr al3 !, Kreuzer von 100 fl. 
beträgt, der Mehrbetrag aus der Staatscaſſe zu erjegen if. Und das 
Elementarunterrihtsgejeg vom 8. März 1868 bejtimmt, daß feine 
Gemeinde verpflichtet ift, zur Deckung der Yehrergehalte eine Umlage von 
mehr al3 8 Kreuzer auf 100 fl. Steuercapital zu erheben (8. 67), daß dieſes 
Marimum ſogar ermäßigt werden foll auf 7 Kreuzer, wenn zu andern Be— 
dürfniffen der Gemeinde ſchon 10—11 Kreuzer erhoben werden, 

auf 6 Kreuzer, wenn ſonſt ſchon 12—13 Kreuzer erhoben werden, 
5 1 5 


„ 4 „ „ [77 [7 16—17 " 7, 7 
" 3 „ " „ „ 18—19 „ „ 7) 
7 2 [7 „ „ „ 20—24 „ " [7 


2 1 n „ „ 2 25—80 nm 2 [2 

Und betragen die fonftigen Umlagen gar mehr als 30 Kreuzer von 
100 fl. Steuercapital, fo „ift die Gemeinde von jedem Beitrage frei.” ($. 68) 39). 

Aehnliche Beftimmungen gelten and in Frankreich und Elſaß— 
Lothringen. Nach den Gefeten vom 15. März 1850 resp. 10. April 
1867 haben bier wie dort die Ortögemeinden zu den Koſten der Primär- 
Ihulen bei dem Mangel anderer Einfünfte höchftend 3 resp. 4 Zufchlags- 
centime3 zu den drei Steuern, Grundfteuer, Perfonal- Mobiltar:, und Thür- 
und Fenfterfteuer aufzubringen und nad) andern Gefeten zu den Koften der 
Vicinalwege höchſtens 5 Zufchlagscentimes von eben denjelben Steuern. 
Da3 darüber hinaus Erforderliche trägt der Staat resp. das Departement 
und letzteres ebenfalls nur bis zu einem gewiffen Maximum von Zuſchlags— 
centimes u. ſ. mw. #0), 

Sole Beſtimmungen jegen natürlich eine gewiſſe Uebereinftunmung 
in der Art der Gemeindeauflagen und eine gewiſſe enge Beziehung 
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zwiſchen dieſen und den Staatsauflagen voraus, da andernfalls das Maximum 
der Gemeindeauflagen ſchwer im Geſetz zu beſtimmen iſt. Aber jene Beſtim— 
mungen find in der That nothwendig, wenn nicht dem Grundſatz der Ver— 
theilung der Laften nad der Kraft in dem Verhältniß der einzelnen 
andestheile zu einander auf ärgfte Weife Hohn geſprochen und entjeglichen 
Meberbürdungen Thür und Thor geöffnet werden fol. Und infofern wird 
auch auf Beziehungen der eben gedachten Art m. D. fünftig ein höherer 
Werth zu Iegen fein, als es bisher vielfach insbefondere in Norddeutichland 
gejchehen ift *"). 

Die Bahn, die die preußifche Kreisordnung in diefer Beziehung betreten, 
indem fie in 8. 11 beftimmt, daß die Kreislaften (außerhalb der Städte) 
von den Gemeinden auf die Einzelnen nad) demjelben Bertheilungsmaaßftabe 
umzulegen feien, mit dem fie auf die Gemeinden vertheilt find — dürfte weiter 
zu verfolgen fein, wenn auch natitrlich zwiſchen Laften, die durch „Steuern“ 
und jolhen, die durch „Beiträge“ in dem oben angenommenen Sinne zu 
deden find, immer ein Unterfchted wird aufrecht erhalten werden müffen. 


Drittes Capitel. 


Die Steuer nad) der Leiftungsfähigkeit und die Stener nad) dem 
Einkommen. 


In feinem auf Veranlaſſung der Eifenaher VBerfammlung im Jahre 
1873 abgegebenen Gutachten über Perfonalbefteuerung heift Naſſe einen 
Ausipruh von Schmoller gut, der ſich fehr entfchieden gegen die Auf- 
erlegung von Steuern nad) der Yeiftungsfähigfeit ausſpricht. 

„Die Leiftungsfähigfeit‘, jo beißt es in diefem letzten Ausſpruche — 
„it ein leerer Begriff, mit dem man ohne näheren Inhalt nicht3 machen 
kann, man mag ihn drehen und wenden, wie man will. Was der Einzelne 
zu einem beftimmten Zwecke beitragen könne, darüber giebt es fo viele Ur: 
tbeile, als es Menſchen giebt. Das Princip (lı der Leiftung3- 
fähigkeit läßt nur eine Auflöfung zu: nimm, wo e3 gebt, 
diefer oder jener fann nod etwas geben“. 

Ganz ähnlich Spricht fih Naffe felbft an jenem Orte aus: 

Ihm erjcheint es, wie oben bereit3 bemerkt ift, al3 „erftes Ziel 
der Beſteuerung, daß überhaupt die Mittel befhafft würden, 
deren der Staat zu feiner Erhaltung und zur Erfüllung feiner Zwecke be 
darf.” Und fo weit es fich mit diefem Ziele verträgt, verlangt er zwar: 
„Gleichmäßigkeit“ der Beſteuerung, da ohne dieſe „nicht abzufehen fei, 
wie man eine bodenlofe Willfiir vermeiden wollte‘. Wenn er aber in diejer 
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Weiſe — fo heißt e8 weiter — Gleichmäßigkeit fordere, jo müſſe er doch 
„ein Princip verwerfen, welches, jo vielfah es als umbeftreitbare 
Grundlage für die VBertheilung öffentlicher Yaften dargeftelli wird, doch der 
reinften Willfür Thür und Thor öffnet,“ nämlid „die be— 
fannte Forderung, daß jeder Einzelne nad feiner Fähigkeit 
zu den Steuern beitragen ſolle.“ Dies Ziel ericheine jedem nach 
feinem jubjectiven Ermeflen, „an anderem Orte — in anderer Richtung‘ ; 
die Bemeſſung der Steuerfähigfeit „würde völlig in das Gutbünfen der Steuer: 
behörde gelegt fein, dagegen der Steuerpflichtige jedes feften Anhaltspunftes 
fir etwarge Bejchwerden gegen zu hohe Einſchätzungen ermangeln und auf 
recht jämmerliche Darftellung des Mißgeſchicks, von dem fich fo viele Menſchen 
verfolgt glauben, angemiejen fein.“ 

Und diefe Gründe beftimmen Naſſe a. a. D. nit mur, gleich 
Schmoller, das Princip der Steuervertheilung nad der Fähigkeit zu 
verwerfen, ſondern fie jcheinen ihm auch, wie er an anderer Stelle bemerkt, 
„pagegen zu Iprechen, dag man eine einzelne Steuer, wenn aud nur 
bedingungsweile nad diefem durchaus willfürlihen Maaß— 
ftabe umlege,‘ weshalb auch, wie er hinzugefügt — „kein Staat 
den Einfhägungsbehürden zu Einkommens- und Vermögens— 
fteuern das Recht gewährt, nod neben dem Einfommen oder 
VBermögeu die bejondere wirtbichaftlihe Yeiftungsfähigteit zu be— 
rückſichtigen.“ Wenn ausnahmsweiſe bei den legten Verhandlungen über 
die preußiſche Steuerreform eine beichränfte Berüdfichtigung der Steuerfähig- 
feit „ziemlich allgemeine Zuftunmung‘ gefunden habe, jo ſeien hiebei ganz be- 
jondere Umftände maafgebend geweien, insbeſondere die ungenügende Definition 
des Einfommenbegriffs im preußiichen Einfommenfteuergefeg und die relativ 
zu hohe Befteuerung des Einkommens aus Arbeitöleiftungen gegenüber den— 
jenigen aus Vermögensnugungen, wie fie ebenfall® aus jenem Geſetz ſich ergäbe. 

Aehnliche Aeuferungen, wie diefe von Naſſe und Schmoller find 
heute nicht jelten. Während man früher wohl zu jehr geneigt war, Steuern 
nad; dem Einfommen und Steuern nad) der Leiftungsfähigfeit für identiſch 
zu halten und die eine durch die andere zu vertheidigen — ich erinnere bei= 
fpielöweife nur an den ſchon von Kries mehrfach getadelten, oft citirten 
Sa von Adam Smith: the subjects ought to contribute — as 
nearly as possible in proportion to their respective abilities, that is 
in proportion to the revenue which they enjoy!) — ift e8 in neuefter 
Zeit mehrfach vorgefommen, dag man umgekehrt Forderungen, die in Gemäß— 
heit des Princips der Befteuerung nad) der YLeiftungsfähigfeit unzweifelhaft 
berechtigt gewejen wären, deshalb ablehnen zu dürfen geglaubt bat, „weil fie 
das PBrincip der Einfommenfteuer verlegten.‘ 

Mit einer derartigen, den Ausführungen von Naſſe volltommen ent= 
Iprechenden Erklärung wies z. B. der Vertreter der preußiichen Regierung um 
Jahre 1873, bei den Verhandlungen über die Reform der Claſſen- und Ein- 
fommenfteuer in der Kommifion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes einen dort 
geftellten Antrag zurüd, nad welchem dem bezüglichen Gejegentwurfe die m. 


716 Fr. 3. Neumann. 








Progreffive Einfommenftener. 77 


D. leineswegs ungerechtfertigte Beſtimmung eingefügt werden ſollte, daß der 
Arbeitöverdienft der verheiratheten Frauen bei Bemeffung des Einkommens 
der betreffenden Haushaltung außer Anſatz bleiben folle. Und ebenjo 
ſprach fih zu einer Verhandlung des gedachten Haufes jelbft, am 4. März 
1873, der Negierungsvertreter bezüglich) des Antrags, die über 60jährigen 
Perfonen der erften Steuerftufe von der Steuer frei zu laffen, dahin aus, 
daß ſolche Befreiung zwar mit dem bisherigen Princip der Veranlagung der 
Claſſenſteuer nach den Geſammtverhältniſſen und der durch dieje bedingte 
bejondern Leiftungsfähigfeit der Einzelnen harmonire, nicht aber mit dein Grund: 
fage der Befteuerung nad dem Einfommen, der das neue Geſetz auf- 
ftele. Damit wäre ed unvereinbar, die Steuerpflicht noch ferner auf 
eine beftimmte Altersclaffe zu befchränfen u. ſ. w. Deögleichen meinte im 
Frühjahr 1874 der Vorfigende der Steuer: Teputation der zweiten ſächſiſchen 
Kammer bei Erörterung der Frage, ob aud auf die Ausgabeverhältnijje der 
Steuerpflichtigen bei ihrer Einſchätzung Rückſicht zu nehmen fer: Das fünne 
bet der Einfommenfteuer nicht zugegeben werden. Denn die Berücdfichtigung 
der perfönlichen Leiſtungsfähigkeit der Cenfiten ſei eine „Abweichung vom reinen 
Princip,“ ein dem Syſtem vollftändig fremder Begriff u. |. w.?). 

M. D. ift aber ein Princip der Einfommenfteuer, das in der 
gedachten Weile den Grundfage der Belaftung nad der Yeiftungsfähigfeit 
gegenüber geftellt werden könnte, durchaus nicht aufrecht zuerhalten. 
Das Eintommen kann ein vorzügliches Hilfsmittel zur Durhführung jenes 
Orundfaged fein, aber es bleibt eben nur ein Hülfsmittel und nur eines 
unter vielen. Das eigentliche Ziel bleibt — dies darf, wie ich glaube, nie 
aus den Augen gelaffen werden — die möglicht befte Verwirklichung jenes 
Grundſatzes jelbft. Und dieſes Ziel zu erftreben, darf uns das Hülfsmittel 
natürlich nicht hinderlich jein. 

Auch ift jenem Grundfage im der beftehenden Steuergefeßgebung und 
Steuerverwaltung viel mehr Rechnung getragen, als man gemeinhin annimmt. 

Wie derfelbe nach dem vorhin Bemerkten in gewiflen Gebieten des Privat- 
rechts jeit Alters gilt und ebenfo — wie gezeigt wurde — für Kirchen— 
gemeinden in einer Reihe von Gefegen fanctionirt ift, jo ift er es auch für 
Staatd- und Gemeindeabgaben in vielen Steuer: und Staats-Grundgeſetzen. 

In Frankreich 3. B. gehört jener einzige Artikel des Decrets ber 
Nationalverfammlung vom 7. Detober 17892*), nad) welchem „Alle Steuern 
und öffentlichen Laften, welcher Art fie auch fein mögen, von allen Bürgern 
und Eigenthümern nah Maaßgabe ihres Bejigftandes und ihrer 
Leiftungsfähigkeit getragen werben“ follen, — voch heute zu ben 
Fundamentalgeſetzen der Steuerverwaltung, die in den bezüglichen Gefetes- 
fammlungen vorangeftellt zu werden pflegen. 

gene Beftimmung ging über in die „Erklärung der Menſchenrechte,“ in 
welhen der Artikel 13 den Wortlaut erhielt: 

Für die Unterhaltung ver öffentlihen Macht und für die Koften 
der öffentlichen Verwaltung ift ein gemeinfchaftlicher Beitrag noth— 
wendig. Diefer foll unter alle Bürger des Staats im Ver— 
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bältnifje ihrer Bermögensuhnftände auf gleiche Weife 
vertheilt werden”. 

Und ‘mit der Declaration der Rechte fand diefer Artikel dann weiter 
Eingang in die franzöfifhe Verfaſſung vom 3. September 1791, und in 
wenig veränderter Geftalt aud in die Berfaffung von 1795 (,„Jede Steuer ift 
für den allgemeinen Nugen eingeführt; fie muß unter die Gteuerbaren 
nad Berhältniß ihres Vermögens vertheilt fein“). 

Demnächſt ging er auch in die franzöfiichen Verfaſſungen von 1914 und 
1830 über, deren übereinftimmender Artikel 2 lautet: 

„Die Franzofen tragen ohne Unterfhied nad Verhältniß ihres 
Vermögens zu den Laften des Staat3 bei, und fand ebenfo Aufnahme 
in der 1348er Berfaffung Frankreichs, wie in einem erheblichen Theile jener 
großen Zahl auswärtiger Berfaffungen, die den gedachten franzöfifchen nach— 
gebildet wurden, fo in den ſpaniſchen Berfaffungen von 1812 (SI 8 und 
339) und 1837 (Art. 6: „Jeder Spanier ift verpflichtet — nad) Ver— 
hältniß ſeines Vermögens zu den Ausgaben des Staat3 beizutragen‘‘), 
in der portugiefifhen Berfaffung von 1826 (Art. 145 Nr. 14: Niemand 
ift der nad Verhältniß feiner Habe berechneten Beiſteuer zu den 
Staatsabgaben entzogen‘) u. | mw. 3). 

Außerdem ift derfelbe Grundfag heute z. B. in einer großen Zahl 
ſchweizeriſcher Cantone durd die Berfalfung fanctionixt, jo im Thur— 
gau („die Einwohner des Cantons tragen zu den Steuern nad Ver— 
hältniß ihres Bermögens und Einkommens bei‘), in Frey: 
burg („die neuen Auflagen follen fo viel als möglich ſo vertheilt werden, 
daß Jedermann nah ſeinem Bermögen zu den Laften des Staats 
beitrage‘‘), in Zug, in Appenzell-Außerrhoden u. ſ. w.‘). 

-Ebenfo ift derſelbe Grundfag dann aber auch, wie ſchon bemerkt iſt, in 
Steuerzgejete übergegangen: 

So ſchrieb, um nur einige Beifpiele hierzu zu geben, in England 
befanntlih jchon die — noch heute die Grundlage der Commumalbefteuerung 
bildende Acte der Königin Elifabeth vor, daß die Umlage der Steuern zu 
erfolgen habe according to the ability etc. ?®). 

Derjelde Grundfag wird ebenfo in Deutfhland in vielen älteren 
und neueren Gejegen anerkannt, jo für ganz Deutfchland in jenem Geſetze 
„wegen der Kriegsleiftungen und deren Vergütung‘ vom 11. Mai 1851, 
welches — urfprünglidy ein preußifches Geſetz — durch Verordnung vom 
7. November 1867 (Bundeögefegblatt 1867 p. 126) zum Reichsgeſetz er: 
hoben ift, und nad welchem der in Kriegsfällen ſehr erhebliche Betrag der 
fogen. Landlieferungen an Brodmaterial, Hafer, Heu und Stroh und, „sofern 
es die Umftände erfordern‘, aud an Fleiſch — „auf die Provinzen unter 
Berückſichtigung der Leiſtungsfähigkeit und Tage derſelben“ 
zu vertheilen, und hierbei „auf eine möglichft billige Ausgleihung Bedacht zu 
nehmen“ ift. Weiter heißt es in demfelben Gefege, daß wenn durch die fonftigen 
Fouragelieferungen, Naturalverpflegungen, Vorſpannleiſtungen u. |. w. „einzelne 
Gemeinden oder Kreife im Verhältnif ihrer Leiſtungsfähigkeit zu 
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hart betroffen werden“, eine bezüglihe Ausgleichung diefer Laften durch 
die Provinziale und Kreis= Vertretungen in's Werk gefegt werden foll. 

Aehnlich wurde in Sahjen z. B. die außerordentliche Einfommenfteuer 
von 1848 in der Verordnung vom 27. April diejes Jahres mit den Worten 
eingeführt *): 

„In der Abjicht, die bei den dringenden Umftänden der Gegenwart dem 
öffentlihen Wohle darzubringenden Opfer mit möglichfter Schonung der Un: 
bemittelten, nad) der wirflihen und allfeitigen Leiftungsfähig- 
feit eines jeden Staatdangehörigen zu bemeifen, zugleich aber um 
die künftige Vertheilung der perfönliden directen Staat3laften 
überhauptnahdiejem Maaßſtabe anzubahnen, haben Wir u. |. w. 
beſchloſſen, — ein Gejeg über die außerordentliche Befteuerung des Einkom— 
men3 vorlegen- zu laſſen“ u. ſ. w. 

Für Sahjen- Weimar bejtimmt, wie ſchon erwähnt — die Kirchen: 
ordnung vom 24. Juni 1851, daß jede Kirchengemeinde verpflichtet ſei, fir 
Erhaltung bez. Beſchaffung der Mittel zur Beförderung ihrer kirchlichen Be— 
dürfniſſe, ſoweit dieſelben nicht durch Leiſtungen, die auf andern Rechtsgründen 
beruhen, gedeckt werden, derart ſelbſt zu ſorgen, daß etwaige Umlagen von 
allen ſteuerpflichtigen Gemeindegliedern nah threr Leiſtungsfähigkeit 
erhoben werden. Und ganz derjelbe Grundſatz wird ebendafelbft auch für 
die Perſonal-Sta ats ſteuern von dem revidirten Geſetz über die Steuer: 
verfafjung vom 18. Mär; 1869 an die Spige geftellt. Danach find nehm— 
ih an „Steuerarten” im Großherzogthum überhaupt nur zuläfjig: 

1) Grundfteuern, 

2) gewifje indirecte Steuern und 

3) „Diejenigen allgemeinen directen Steuern, welde auf dem Einkommen 
beruhen‘ ($ 2). 

Und bezüglich diefer letzteren Steuern ift ausdrücklich feftgefegt: Sie 
„Sollen alle Steuerpflidtigen nah dem Berhältniß ihrer 
Leiftungs fähigkeit treffen” u. f. w. u. ſ. w. 

Noch viel erheblicher aber iſt, daß auch in demjenigen a in 
denen diejer Grundjag der Vertheilung der Steuerlaft nad) der Kraft nicht 
direct ausgefprochen ift und die fi durch Namen und Eingang als „Ein: 
ftommens=“ oder ald „Vermögens“ ſteuern charakterifiren, dennod jener 
Grundjag ſehr vielfach, ia geradezu regelmäßig mittelbare Anerken— 
nung gefunden und er in den mannigfaltigften Bejtimmungen das oben er— 
wähnte fog. Brincip der Befteuerung nad dem Einfommen resp. 
dem VBermögensftande derart durhbroden hat, daß jene Steuern wirk- 
liche Einkommens: oder DVermögenzfteuern im ftrengen Sinne des Worts 
nicht waren und nicht find. 


In diefer Beziehung dem neuen preußiſchen Geſetze, wie es Naſſe in 
den vorhin citirten Worten thut, eine Sonderftellung beizumefjen ift, wie ung 
ein furzer Ueberblid über die in den folgenden Abſchnitten eingehender zu be— 
handelnde betreffende Geſetzgebung zeigen fol, keineswegs gerechtfertigt. 
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Natürlich kommen hier vorzugsweiſe die Gefege germanifcher Staaten 
in Betracht. Denn nur in diefen legteren ift von wirklichen oder jogenannten 
Einfommens- und Bermögensfteuern aus Öründen, die nad) dem bekannten | 
Urtheil Parieu's mit der größeren germanifchen Gewiſſenhaftigkeit umd 
dem größeren Vertrauen in die Beamten jener Staaten in Zufammenhang 
ftehen, in umfafjender Weiſe Gebrauch madıt. 
Um aber von den germanifchen Staaten zunäcft einen der Hleinften in’3 
Auge zu faſſen, fo hat ſchon der joeben genannte franzöſiſche Autor gelegent- 
li) darauf verwiejen ®*), daß es in Dänemark im Allgemeinen Grundſatz 
jet, die Steuern, — die Communallaſten, efter formue og leilig- 
hed: „nach Vermögen und Umftänden“ umzulegen. Un celibitaire 
paira ordinerement plus à revenu egal q’un pere de 
famille. Le principe admis a cet egard chez les Standinaviens 
est d’imposer ä tout le monde une gene Egale Und fo 
jetzt denn auch $ 17 des Gefeged vom 11. Februar 1863 ©) über die com- 
munalen Steuern in den däniſchen Provinzialftädten feft, daf die 
Einfhätung der Eenfiten zu den außer den Grundfteuern noch zu erhebenden | 
Abgaben erfolgen foll overeenstemmende med de hidtil for Ligning efter | 
'Formue og Leilighed fulgte Regler (übereinftimmend mit den bisher für 
die Einfhägung nad Vermögen und Umftänden befolgten Regeln), 
und über die in Kopenhagen zur Vefrievigung des communalen Bedarfs 
zu erhebende Einfommenfteuer (Indkomstskat) wird im 5 14 des bezüglichen 
Gejeges vom 19. Februar 1861 in Worten, die in der That jehr lebhaft 
an das neue preußifche Claſſen- und Einfommenfteuergefeg erinnern, beftimmt, 
daß „wo bejondere Umftände, wie 3. B dem Einzelnen, al3 $amilien- 
verforger, wegen Schuldenumd dergleichen obliegende Laſten 
dafür jpreden, daß der Betreffende nicht mit feinem ‚ganzen fteuerpflichtigen 
Eintommen zur Einfommenfteuer herangezogen werde,” — die Einſchätzungs⸗ 
commiſſion unter gewiſſen Maaßgaben berechtigt ſei, „eine Herabſetzung ein— 
treten zu laſſen.“ Ganz ähnlich heißt es aber auch in dem allgemeinen 
Staatseinkommenſteuergeſetz für Dänemark vom 2. Juli 1870, 
nach welchem dort z. B. in den Jahren 1871 und 1872 geſteuert wurde, daß 
„wo beſondere Verhältniſſe, wie Krankheit, drüdendeFamilien- 
verhältnijfe, Einberufung zum Militäirdienfte umd 
dergl. dafür ſprechen, daß ein Steuerpflidhtiger nicht zu dem ganzen 
Steuereinfommen (efter sin hele Skatteindaegt.) veranlagt wird," — 
die Steuercommiffion zur Steuerermäßtgung berechtigt ſei. 
Beſonders ausgebildet ift eine ſolche Berückſichtigung der Familienver⸗ 
hältniffe, Krankheiten und anderer die eiftungsfähigteit bedingender Umftände, 
fodann aber in den Steuergefegen Amerifa’3”) und der Schweiz), hier 
bet den im Allgemeinen getrennt erhobenen Einfommens- und vefp. Vermögens- 
fteuern, in den Staaten und Territorien der nordamerifanifchen Union aber 
bet den fog. property taxes, die fi theil3 als Vermögensſteuern, theils 
aber auch als Bermögens- und Einkommensſteuern in unſerem Sinn charak⸗ 
teriſiren. 
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Sehr allgemein ift in diefen Gefegen z. B. vorgefchrieben, daf Kranke, 
Geiſtesſchwache, Wahnfinnige u. dergl in ihrem Erwerb beein- 
trähtigte Perfonen nicht nad Maafgabe ihres Vermögens zur Dermögens- 
ſteuer heranzuziehen find, fondern entweder von allen Yaften frei, oder doch 
bezüglich ihrer erleichtert jein ſollen. 

So figurirt in Birginien unter den exemptions from taxation ganz 
allgemein: the income of persons of bodily infirmity, in Utah ift feuer: 
fret das Vermögen of insane or idiotie persons unter 1000 Dollars, in 
Nordcarolina waren früher fteuerfrei: all — infirm persons 
and disabled and insane slaves as the country court may 
declare and record fit subjets of exemption, ebenfo find n Alabama 
allgemein jteugrfret: all insane persons and their property to the amount 
of one thousand äollars u. ſ. w. 

Daneben genießen in den Staaten der Union Waifen, Wittwen 
und wohl auch weiblihe Perfonen überhaupt weitgehende Berück— 
ſichtigung. 

23.2. in Maſſachuſetts iſt ſteuerfrei: property to the amount 
of five hundred dollars of a widow or unmaried female and of any 
female minor whose father is deceased, if her whole estate — does 
not exceed one thousand dollars, in Kalifornien ift fteuerfrei: the 
property of widows and orphan children not to exceed the amount of 
one thousand dollars to any one family; ganz diefelbe Beſtimmung gilt 
für Nevada u. f. w. 

Endlich findet auch die Zahl der Familienangehörigen (!) bei 
den property taxes Berüdjichtigung z. B. in Oregon durd die Vorſchrift, 
daß von dem zu befteuernden Vermögen auf jeden Kopf der Familie 
300 Dollars in Abzug gebracht werden dürfen, in Delaware und Midi: 
gan dur die Beitimmung, daß zur Vermögensſteuer nicht heranzuziehen find, 
dort — provisions necessary for the use and consumption of the 
owner and family for the year, in Michigan aber provisions 
and fuel for the comfortable subsistence of (such) house holder 
and family for six months u. ſ. w. 

Noch weiter iſt man in Berückſichtigung derartiger Umftände in der 
Schweiz gegangen. 

Hier exijtirt in der That kaum eine jog. Vermögens = oder Einfommens- 
jteuer, von der ſich nicht nachweiſen Tiefe, daß neben dem Bermögen 
und Einfommen jelbft noch andere, auf die Yeiftungsfähigfeit der 
Genfiten bezug habende Umftände Berücfihtigung gefunden hätten. 

Wie es in Oregon nad) dem eben Bemerkten vorgejchrieben iſt, daß 
pro Kopf der Familie 300 Dollar vom zu beftenernden Vermögen ab: 
gezogen werden Dürfen, und wie es jet auch z. D. im preußiſchen Glafjen = 
und Einfommenfteuergefege vom 25. Mat 1873 heißt, daß bet Veranlagung von 
Einfommen bis 1400 Thl.” jährlich unter andern die Leiſtungsfähigkeit be— 
dingenden wirthſchaftlichen Verhältniſſen der Steuerpflichtigen, auch eine „große 
Zahl von Kindern‘ eine Steuerermäßigung rechtfertigen folle, jo war 3. B. 
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für den Canton Neuenburg ſchon durch das Vermögens = und Erwerbsſteuer— 
gejeg von 1860 beſtimmt und ift jegt durch das mir vorliegende Gejeg vom 
22. Juni 1867 von Neuem feftgefegt, das von jedem Einfommen, aufer 
dem allgemeinen Haushaltungstoftenbetrag von 400 Fr. nod) 150 Fr. für 
jedes ım elterlihen Haufe befindlide Kind von weniger als 18 
Jahren in Abzug gebracht werden dürfen 8). Aehnlic find in Genf nad dem 
loi generale sur les contributions publiques von 18. Juni 1870 von der 
Perfjonalfteuer ausgenommen 
Unverheirathete nur, wenn fie die geringe Miethe von 150 rs. 
(rejp. außerhalb der Stadt 100 Frs) oder nody weniger entrichten, 
Famtlienväter und Familienmütter aber, wenn fie bis 250 
(vejp. außerhalb Genf bis 200) Frs. Miethe zahlen. 

Das mir vorliegende Project der Berner Einfommenfteuer von 1847 

wollte jogar ganz allgemein geftatten, daß vom Einkommen abgezogen würde: 
‚was der Erwerber zu feinem und feiner Yamilie 
Unterhalt verzehren muß,“ 

Und diefe Beftimmung tft auch für lange Zeit in der That Gejeß ge 
wejen. Sie war übergegangen in das an manden Mängeln leidende, doc 
im Wefentlihen und jo aud in den hier in Frage ftehenden Beſtimmungen 
bis zum Jahre 1866 geltende Einfommens= und Bermögensfteuergefeg vom 
24. April 1847, welches im $ 29 freilic) nod den beadytenswerthen Zuſatz 
enthielt, daR 

„Die Unterhaltungskoften für den Erwerber und feine Familie nicht 
nah dem individuellen Aufwand, fondern nad den 
unentbehrliden Bedürfnijfen beredhnet (werde), 
welhe ein ordentliher Hauswirth unter den gleichen 
Verhältnifjen (sie) hat). 

Das heutige Gejeg vom 18. März 1865, das von Scheel im Jahrgange 
1874 der Jenenſer Jahrbücher mitgetheilt und beſprochen hat, enthält ſolche 
Beftimmungen nicht. Dagegen gilt im Canton Freyburg nad mir von 
dort gewordener gefälliger Auskunft nody heute, was das umfangreiche Geſetz 
„über die verhältnigmäßige Steuer von Handel und Gewerbe” vom 19. 
Auguft 1869 vorfchrieb, daß nämlih von dem „iteuerbaren Einfommen‘ 
in Abzug gebracht werden jollen: 

„Die Unterhaltungskoften des Steuerpflichtigen oder defjen Familie nad) 
folgender Berechnung.“ 

„Wenn die Schägung des perfönl. Gewinnes zc. nicht 1500 Fr. überfleigt: /yo, 


„dieſe Schäkung nidt . ». » =». 5000 „ Fr Mo; 
„ wenn fie . = 25000 5% e Io — 
Wende ih mid) andern Beſtimmungen der ſchweizeriſchen Geſetze zu, ſo 
iſt es ferner doch auch eine Berückſichtigung der wirthſchaftlichen Leiſtungs— 
fähigkeit neben dem Vermögen und Einkommen wenn z. B. bezüglich der 
Veranlagung der Vermögensſteuer im Canton Luzern im $ 18 des Steuer- 
gejeges vom 18. Herbitinonat 1867 beftummt ıft, daß „bei unter Bor: 


mundſchaft ftehenden‘, alſo mehr oder minder erwerb3unfähigen, „Berfonen | 
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von dem ausgemittelten Vermögen, fofern dafjelbe unter 6000 Frs. fteht, ein 
Fünftel (20%) in Abzug zu bringen fei,“ ebenjo das Züricher Gefet 
über die Vermögens- und Einfommenfteuer vom 2. März 1870 geftattet, 
bei „dem Bermögen von Waifen und andern arbeitsunfähigen 
Perjonen jenad dem Grade des Bedürfniſſes() Beträge bis 
auf 3000 Frs. für den Einzelnen gerechnet,” von der Bermögensfteuer aus- 
zunehmen, uud noch weiter gehend — das Geſetz über das Landesſteuerweſen 
im Canton Glarus vom 11. Mat 1873 vorjchreibt, daß „bei verdienft- 
Iojen Wittwen, Waifen, gebredhlidhen oder alten Berfonen, 
jofern das Vermögen weniger als 20,000 Frs. (sie) beträgt, nicht mehr als 
die Hälfte defjelben” in das Vermögenskataſter gebracht werden fol. 

Nicht minder gehört es hieher, wenn — wie dies in den fchweizerifchen 
Einfommens= und Bermögensfteuergefegen jehr häufig, fat Regelift — 
die Gränze, bis zu welder Einfommen und Vermögen fteuerfrei zu laffen 
find, für Wittwen und Waiſen, Bevormundete und d. gl. Perfonen höher 
hinauf gefett wird, als für andere. 

Im eben genannten Luzerner Gefeg heißt es in $ 9: 

„Bon der Bermögensfteuer ift frei: 

a. jedes Gefammtvermögen eine3 Einzelnen oder einer Familie in 
gemeinichaftlicer Haushaltung unter 1000 Fr3., 

b. das Bermögen einer Wittwe und eines jeden elternlojen 
Kindes unter 15 Jahren, wenn e8 1500 $13.{!) nicht überfteigt “ 

Und eine Unterfcheidung ganz derjelben Art wird für den Canton 
Schwyz tm Gelege vom 10. Herbftimonat 1854 gemacht, nur find die be— 
züglihen Maximalſummen bier ftatt 1000 und 1500 Frs., vielmehr 1000 
und 2000 Fr3., ähnlidh in Obwalden nad dem Gejege vom 10. März 
1870: 600 und 1200 Fr3., in Bafel nab dem Geſetze betreffend die 
Bermögensfteuer vom 4. Juni 1866 3000 im Allgemeinen, und vefp. 
15,000 (!) für Wittwen und 6000 Fr. für jede Waiſe u. f. w. 

Ebenfo find in Bafel nad dem Gejege über eine allgemeine Ein» 
fommen= und Erwerböfteuer vom 1. October 1866 von diefer Steuer 
frei: im Allgemeinen Diejenigen, die ein Einfommen unter 500 Frs. 
haben, Wittwen und Waiſen aber, wenn ıhr „fteuerbares Einfommen 
im betreffenden Jahr je 800 Frs. nicht überfteigt.” In Bafelland find 
von der Vermögens = Einkommens = ugd Erwerbsfteuer nad) dem Gejege vom 
21. Juli 1871 im Allgemeinen kleine Vermögen nicht frei, doc Vermögen 
von Wittwen und Waiſen unter 1000 Frs. u. ſ. w. 

Eine Berückſichtigung der befonderen die wirthſchaftliche Leiftungsfähigfeit 
berührenden Verhältniſſe ift e8 aber endlich au, wenn — wie das in den 
ſchweizeriſchen Erwerbs- oder Einfommenfteuergefegen ebenfalls häufig ift — 
einzelne Claſſen der Bevölkerung wie Dienftboten, Tagelöhner, Handarbeiter 
u. f. w. als ſolche und nicht wegen ihres geringen Einfommens für erwerb3- 
reſp. einfommenfteuerfret erflärt werden. 

So find im Canton Thurgau nad) dem Gefege vom 6. März 1849 
„von der Steuerpflicht unter den Titel des Einkommens“ — diefe Worte 

6* 


| — . 
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bilden ven Gegenfag zur Steuerpfliht von Capitalvermögen und Grundeigen- 
tum — ausgenommen: 
„Die Knechte, Mägde und Handwerksgeſellen,“ 
im Canton Aargau tjt nad dem Gefeg vom 11. März 1863 von der 
Erwerbejteuer ausgenommen: 
„der Lohn oder Erwerb von gewöhnlichen Handwerfsgefellen und 
Dienftboten als jolhen, wenn jie weder eigene Hanshaltung führen, 
nod ein Gejchäft oder einen Beruf auf eigene Rechnung treiben” 


(83) u. ſ. w. 


Beſtimmungen ähnlich den gedachten über die Berücdjichtigung der größeren 
oder geringern Zahl der Familienglieder finden ſich ferner aber aud in 
denjenigen engliſchen Einkommenſteuergeſetzen, welche nicht wie das jegige 
den Einfommen unter 150 Pfund Befreiung oder befondere Ermäßigung 
gewährten. 

Nach dem Gefeg vom Jahr 1797 erhielten in England Eltern von 4 bis 
7 Kindern 10 Procent Steuerermäßtgung, von 8 und 9 Kindern 15 und 
von 10 und mehr Kindern fogar 20 Procent. Das Gejeß von 1748 ges 
ftattete den Steuerpflichtigen für jedes Kind einen Abzug 

von 50%, bei 60 bis 400 Pd. Einkommen 


„Anm 400 „ 1000 „ 
[2 3 " "„ 1000 „ 000 „ rn 
2, 5000 ,„ und mehr 


Und dieje Vegünfligungen behielten auch die Geſetze von 1803 bis 1805 
im Wefentlihen bei, indem fie nur die genannten Procentzahlen auf reſp. 
4, 3, 2 und 1 Procent berabfegten 19). 


Ebenſo ſchrieb das im vorigen Jahrhundert lange Zeit in Geltung gewefene, 
1798 abgeichaffte, aber 1845 wiedereingeführte und 1850 reformirte Pers 
fonaliteuergefeg in Tosfana Berückſichtigung zahlreicher Familie durd) Wahl 
niederer Einfommensclaffen vor!!). Aehnlich auch die Älteren florentis 
niihen Geſetze: die VBermögensfteuer von 1427 geftattete den Abzug von 
100 Fl. für jedes Familienmitglied, und jpätere Gefege berechtigten inbeſondere 
die untern Vermögensclaſſen zu no größern Abzügen, indem geftattet wurde, 
der wirflihen Zahl der Familienmitglieder nod eine fingirte Hinzuzuzählen, 
deren Ziffer fich fteigerte, je Kleiner dag Vermögen war !?), 

Auch die holländischen Einfommenfteuergefege des vorigen Jahrhunderts 
find ebenfo Beijpiele der Berückſichtigung der Familiengröße, wie der Steuer: 
progreffion. Das Geſetz von 1797 geftattete den Abzug von 50 Fl. pro Kopf 
allgemein, das Gefeg von 1798 nur für Einfommen unter 1000 Fl. x. 13). 


Gehen wir aber jhlieglih zu Deutſchland über, jo finden wir auch 
hier, daß in den geltenden Einfommenfteuergefegen jenem Grundſatz dev Bes 
fteuerung nad) der Leiftungsfähigkeit regelmäßig und in jehr mannigfaltigen Beſtim⸗ 
mungen Rechnung getragen wird. Fur Ham burg beſtimmt S 3. des Einkommen— 


Progreffive Einfommenftener. 85 


ſteuergeſetzes vom 26. März 1866 (Novelle vom 9. Januar 18711, daß 
diejenigen Steuerpflichtigen, deren Einkommen 4500 Mark nicht erreicht, und 
„welde eine Familie von mehr als vier Perjonen (zwei Kinder 
bis zum vollendeten vierzehnten Jahre für eine Perfon gerechnet) zu ernähren 
haben”, um ein Biertheil ihres Steueranfages zu ermäßigen find. Und 
ähnliche Beftunmungen hatten auch ſchon in den älteren Steuergefegen Ham- 
burgs Aufnahıne gefunden. Nach dem allgemeinen Erwerbs- und Einfommen- 
fteuergefeg von 1831 3. B. genofjen Väter mit „zahlreicher Familie‘ und 
weniger als 4000 Marf Eour. (1600 Thlr.) Einfommen ebenfalls eine Steuer: 
ermäßigung von ein BViertheil, und diefelbe Beftimmung hatte bei Einfonmen 
unter 3000 Mark (1200 Thlr.) auch ſchon nad) dem Gejege vom 12. Junt 
1815 über Ausfchreibung einer allgemeinen Kriegs» und Vermögensſteuer 
Geltung gehabt 19). 

Desgleichen fagt das revidirte Geje betreffend die Einkommenſteuer 
in Lübeck!16) vom 31. Mat 1872: 

„Diejenigen Steuerpflichtigen, welche bei einem jährlichen Einfommen 
von 2000 Mark oder weniger eine Familie zu ernähren haben, zu 
welcher mehr als fünf Kinder gehören, haben nur drei Bier- 
teile des ihrem Einfommen entſprechenden Steuerfages zu entrichten.‘‘ 

Und eine ganz ähnliche Beſtimmung galt in Lübeck aud ſchon früher 
nad) dem Gefete vom 18. Dftober 1869 17), 

Fir Bremen enthält eine Ähnliche Beftimmung das jetzt geltende Ein— 
fommenfteuergefeg vom 29. April 1873 allerdings nicht, dagegen nimmt 
die dortige Vermögensſteuer- oder Schofordnung vom 23. Dftober 
1848 18) auf die die wirthichaftliche Yeiftungsfähigfeit bedingenden, bejonderen 
Verhältniffe ebenfalls Nückficht, 3. B. infofern, als fie beftimmt, daß der 
„reinen Bermögensabgabe” des Schoffes, in der Regel jedes Ber- 
mögen, das 1000 Rth. und darüber beträgt, dagegen das Vermögen der 
elternlojen, unter Bormundfchaft ftehenden Kinder nur dann 
unterworfen fein folle, wenn dafjelbe den Betrag von wentgftend 3000 Rth. 
erreicht. 

Insbeſondere zahlreich find dann aber Rückſichtnahmen derfelben Art, außerhalb 
diefer „Freien Städte,“ in den Communalfteuer- Regulativen der 
preußischen und mehr noch in denen der ſächſiſchen Stadtgemeinden. 
In Süddeutſchland konnten fi, da nad) den dort geltenden Gefegen 
die Commaunalfteuern — wie befannt — im Allgemeinen nur in BZufchlägen 
zu den Staatöftenern beftehen dürfen, Ordnungen jener Art faft gar nicht 
entwideln. Und aud) die preußischen Städte haben fich, wenn fie auch — 
ſchon um die Forenfen und juriftiichen Perfonen zur Gemeindefteuer heranzus 
ziehen — von dem ihnen zuftehendem Rechte der Feſtſetzung bejonderer 
Communalftener- Requlative, in fehr großem Umfange Gebraud; gemacht 
haben, dennoch im Allgemeinen hiebei jo jehr an die preußiſche Claſſen— 
und Einfommenfteuer angeſchloſſen, daß von wirklich jelbftftändigen 
Bildungen auf dieſem Gebiete verhältnigmäßig viel weniger die Nede ift, als 
m Sachſen. Hier gab es umd giebt es bis zur Stunde einen Anhalt, wie 
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den erwähnten, in einer ſächſiſchen Staatseinfommenfteuer nicht !°). Und da 
auch Zufchläge zu dev beftehenden Staat3grund = und Staats = Perfonal= und 
Gewerbefteuer wegen de3 andern Orts ſchon erürterten Mangels eines rich⸗ 
tigen Verhältniſſes derſelben zu einander und zu den von ihnen belaſteten Ein- 
fommensquellen i im Allgemeinen nicht räthlich erſchienen, ſo mußte man dort 
außer in einigen wenigen Städten, insbeſondere ſolchen mit beſonders großen Ein⸗ 
nahmen aus eigenem Vermögen, wie Leipzig, Dresden, Zwickau u. ſ. w. — !®) 
faft nothgedrungen zu jeldftftändigen Ordnungen auf jenem Gebiete fchreiten, die 
denn in der That dem Forfcher ein reiches Feld der Beobachtung bieten. 

Um indeſſen zunächſt der preußijden Städte zu gedenken, fo enthielt 
jhon das bis vor Kurzem in Preußen in Geltung geweſene Gefeg über bie 
Claſſen⸗ und Einfommenfteuer vom 1. Mai 1851 die allgemeine Vorſchrift, daß bet 
der Veranlagung zur Elaffenfteuer die Leiſtungsfähigkeit in Anjchlag 
gebracht werden jolle ?0), und minifteriele Ausführungsverordnungen hatten 
näher beftunmt, in welcher Weife dies zu gefchehen habe. Dieſen Beftim- 
mungen haben fid) nun die preußifchen Communalfteuer » Regulative in jehr 
vielen Fällen angeſchloſſen ?'). 

Theils heißt es da unmittelbar, daß bezüglid) der zur Staat3-Elafjen- 
und Einkommen Steuer veranlagten Perfonen das Einfommen, mit dem fie 
zu dieſen Steuern veranlagt feten, in Die Communaleintommenfteuer = Rolle 
übernommen werden folle, (wie 3. B. in Elberfeld, Barmen, Erfurt, 
Gladbad, Halberftadt, Stralfund u. ſ. w.), theil3 ift vorgefchrieben, 
daß die Veranlagung zur Commiünaleinfommenfteuer zwar bejonders, aber 
‚nah den Grundfäten der Claſſen- und Einfommenfteuer- 
Beranlagung“ ftattzufinden habe (wie in Köln, Görlig, Münfter, Rati- 
bor u. ſ. w.) In beiden Fällen foll aljo die Leiſtungsfähigkeit neben 
dem Einkommen in der That Berüdjihtigung finden, wenn aud) nicht beſonders 
vorgefchrieben ift, wie dies zu gejhehen habe. Ya, e8 iſt eine ſolche Berüch— 
fichtigung — zum Theil wohl eben in Folge des Umftandes, dafs fie für die 
allgemeine Clafjenfteuer des Staat3 vorgefchrieben war — den Beamten und 
Einſchätzungs-Commiſſionen an vielen Orten derart zur Gewohnheit geworden 
und wird won ihnen als jo ſelbſtverſtändlich angefehen, daß ihr thatſächlich 
auch da Raum gegeben wird, wo das communale Einfommenfteuer-NRegus 
lativ fie nit auf diefe ober jene Weife vorſchreibt, und wo fie implis 
eite alſo ausgeſchloſſen ift. 

Auf die beiden bezüglichen Anfragen des Berfaflers: 

Nr. 5: „Berücdfichtigt das Communaleinfommenfteuer-Regulativ Wittwen, 
Watfen, Kranke oder Familten mit großer Kinderzahl durd) 
Feftfegung mäßigerer Säge? und in welcher Weife? — „Oder ift 
es den Veranlagungsbehörden über laſſen, ſolche Verhätniſſe zu 
berüdjichtig en 9“ 

ift nur bei einer sehr fleinen Zahl von Städten die Antwort direct vernei- 
nend ausgefallen, weil in ihnen die „reine“ „eigentliche‘‘ Einkommenſteuer bis 
in die unterften Stufen hinab durchgeführt ift, jo in Breslau, Krefeld, 
Pojen, Potsdam u. f. w. 
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Eine Reihe anderer Städte hat bejahend geantwortet, obwohl nad) dem 
Wortlaute des zugleich mitgetheilten Regulativs die Dinge dort ebenfo 
liegen follten, wie in jenen Etädten, und danach alſo die Antwort ebenfall 
hätte verneinend ausfallen müſſen. 

Sp heift es — id) nenne im Folgenden aus Teicht zu erfennenden 
Gründen feinen Namen — in dem Antwortjchreiben des MagiftratS zu T. 
mit Bezug auf die oben wmitgetheilte Frage ad 5: 

„Es ift der Beranlagungsbehörde überlafjen, bejondere, eine ver— 
minderte Einfchätung rechtfertigende Verhältnifie zu berückſichtigen“. 

Gleichwohl jchreibt das Einfommenfteuer-Negulativ für T. vom 13. Aug. 
1867 vor, daß die Veranlagung zu diefer Steuer „lediglih nah Maaß— 
gabe der Gejammteinnahme‘ ftattzufinden babe (S 3. und 8 16), 
und daß davon 3. B. Ausgaben für den Haushalt und den Unterhalt An— 
gehöriger nicht abgezogen werden dürfen ($ 6). Und, wenn e8 im $ 16 
Abſatz 2 daſelbſt heißt: „ver Einſchätzungscommiſſion bleibt es überlafjen, 
ihre Einſchätzung unter Benugung aller ihr gejetlich zu Gebote ftehenven 
Hülfsmittel — lediglich nach pflichtmäßigem Ermeſſen unpartheiiſch zu ber 
wirken“ — ſo kann ſich auch das nach dem Zuſammenhange und den eben 
erwähnten Beſtimmungen jedenfalls nur auf die Schätzung des Einkommens, 
nicht aber auf die ad Wr. 5 erwähnten Verhältnifje beziehen. 

Ganz ähnlich Tiegen die Dinge in F. nad) dem Nequlativ vom 4. Juli 
1870, in M. nad) dem Requlativ von 1840 refp. 1854, in J. nad) dem 
Statut vom 30. Dechr. 1864, in K. nad) dem Regulativ vom 17. Mat 
1858 u. |, w. u. ſ. mw. 

Und doch jchreibt auf die gedachte Frage Nr. 5. der foeben erwähnte 
Magiftrat zu M.: 

„Auf diefe Berhältniffe wird von der Einſchätzungs-Commiſſion 
Rückſicht genommen. Ste verführt dabei nad) ihrem pflichtmäßtgen (!?) 
Ermeſſen,“ 

der Magiſtrat zu J.: 
„Es iſt der Veranlagungsbehörde überlaſſen, ob und in wie weit 
fie dergleichen Verhältniſſe berückſichtigen wolle,‘ 
der Megſtrat zu K.: 
„bleibt der freien Beurtheilung der Schätzungs-Commiſſion 
überlaffen“ u. ſ. w. 
ja ver Magiftrat zu F. bezieht ſich ſogar ausdrüdlic auf das Claſſen- und 
Einkommenſteuergeſetz von 1851, deſſen das erwähnte Regulativ bei ben 
bezüiglichen Beftimmungen durchaus nicht gedenkt, das aljo bei der Ein- 
ſchätzung in F. am fich nicht maafgebend fein fünnte, und bemerft: 

‚das Regulativ berücjichtige ſolche (nehmlich die oben in Frage Nr. 5 
aufgeführten Berhältniffe) nicht. Es ift (2) aber die Einſchätzung 
nach dem Mufter (sie) der Einſchätzung zur Clafjenfteuer vor— 
zunehmen, und fünnen die Sommiffionen Krankheit und große 
Kinderzahl berüdjichtigen, was auch metft geſchieht“u. ſ. w. 

Aehnlich in ſehr vielen anderen Städten! d. h. es iſt da — was mir 
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ſehr bezeichnend erſcheint — trogdem nad) dem bezüglichen Steuerregulativ der 
Stadt eine wirkliche „reine Einfommenfteuer“ erhoben werden ſoll, doh — 
gewiſſermaßen durch die Natur der Dinge, durd die Schwerkraft der 
gefunden Vernunft, die über ſchlechte Beſtimmungen ja auch ſonſt 
um „Gerichtsgebrauch““ oder auf andere Weiſe den Sieg davon trägt, und 
dann freilich auch, wie bemerkt, in Folge des den Behörden al3 Muſter vor 
ihwebenden Beiſpiels der Glafjenfteuer — contra legem der Gedanfe 
zum Durchbruch gefommen, daß in den unterften Stufen wenigſtens jene 
Steuer nicht allein nad) dem Einfommen erhoben werden darf, Sondern 
andere die Yerftungsfähigfeit bedingende Umſtände dabei zu be: 
rückſichtigen find. 

Berhältnigmäßig fein tft dagegen die Zahl derjenigen Städte in Preußen, 
die eine ſolche Berückſichtigung ſpeciell vorfhreiben. 

In diefe Kategorie gehören von den Städten mit mehr als 10,000 
Einwohnern (die hier allein in Betracht gezogen find) 3. B. Düffeldorf 
und Kottbus, in gemiffen Sinne aud) Grüneberg, Rawit ſch und einige 
andere Städte mit Ähnlidhen Beſtimmungen. 

In dem Düfjeldorfer Einfommenfteuer: Regulativ vom 18. Januar 
1871 iſt nämlich direct vorgeſchrieben, daß außer auf das Einkommen 

„auch auf etwaige Schulden und ſonſtige Vermögens— und 
Familienlaſten billige Rückſicht genommen“ 
werden ſolle, und in dem Einkommenſteuer-Regulativ von Kottbus vom 
24. Mai 1872 iſt ſogar die an die gedachten hamburgiſchen, lübeckiſchen, 
engliſchen und amerikaniſchen Geſetze erinnernde ſpecielle Vorſchrift enthalten, 
daß „billige Rückſicht bei der Beſteuerung darauf genommen werden kann, 
a) wenn der Beſteuerte mehr als 7 () unerzogene Kinder hat 
und fein Einfommendadurdh unverhältnißmäßig an 
gegriffen wird, 

b) wenn eine Wittwe, um fi) und ihre Kinder zu erhalten, einen 

Gewerbebetrieb fortjegt oder unternimmt“, 

Nah) den Einfommenftener = Regulativen der gedachten anderen Städte 
aber find mwenigftens bei der Trage nad) der Befreiung von diefer Steuer 
nicht allein das Einkommen, jondern auch andere, die wirtbichaftliche Leiſtungs— 
fähigkeit betveffende Lerhältmife maaßgebend. 

Endlich nehmen die Steuern einiger, übrigens ſehr weniger preußiſcher 
Stadte (von mehr als 10,000 Einwohnern) inſofern noch eine beſondere 

Stellung ein, als fie ſich ihrer ganzen Verfaſſung nad) nicht als Einkom— 
menſteuern, von denen bisher hier nur die Rede war, ſondern als von der 
Staats-Claſſenſteuer verſchiedene Com munalclasfenfteuern darstellen ??). 
Sole Fälle gehören indeſſen nicht hierher, da natürlih von einem Ber: 
laffen des Einfommenfteuerprincipes, um das es ſich hier handelt, Dort 
im runde nicht die Rede fein kann. | 

Was aber die ſächſiſchen Städte betrifft, fo lag bei den Beſtimmungen 
über die Communaleinfommenfteuer diefer Gemeinden das „Muſter“ 
einer Saatsclaſſenſteuer niht vor. Man fonnte e8 nicht fir ſelbſt— 








Progreſſive Einkommenſteuer. 89 


verſtändlich halten, daß eine Einkommenſteuer in der unteren Stufe etwas 
anderes fein müſſe, als eine Steuer „bloß nah dem Einkommen,“ und man 
hatte auch ebenfowenig in Minifterialverordnungen einen Anhalt, auf den man 
wie auf die preußifchen Ausführungs:Berordnungen zur Claffenfteuer Bezug 
nehmen konnte, dagegen das Bedürfniß, insbefondere bei den kleineren 
Einfommen eine Rüdfiht auf die Zahl der Samilienglieder, auf 
Krankheit, Alter u. |. w. zu nehmen, mußte ſich in Sachſen ebenfo wie 
in Breußen herausftellen. Und fo finden wir denn Specialbeftimmungen 
über ſolche Berüdfihtigung, wie fie in Preußen eben nur ausnahmsweiſe bei= 
gebracht werden fonnten, für Sachſen in großer Zahl. 

So heift es 3. B. bezüglich) der Beftenerung des Einkommens in 
Slaudhau 22°) in $ 11 de3 Regulativs vom 16. September 1861 ganz 
allgemein : 

„die Deputation trägt das abgejchätte Einkommen (der Einzelnen) 
jpectell ein, fummirt foldhes, erwägt dann, ob dem Gontribuenten 
aus bejonderen Rüdjihten z. B. wegen Schulden, 
Krankheiten, jehr ftarfer Familie oder dgl. eine Er- 
mäßigung zuzugeftehen fei, und beftimmt hiernach unter Berüd- 
ſichtigung ſolcher Ermäßigung den definitiven Beitrag.‘ 

Ber Veranlagung der Plauen'ſchen Einfommenfteuer ift nad) dem 
Regulativ vom 15. März 1860: 

„auf jolhe BVerhältnifie, welche dauernd oder vorübergehend die 
Steuerfraft Schwächen, 3. B. aufßergewöhnlihe Unglüdsfälle, 
langwierige Krankheiten, ſehr beträchtliche Schulden u f. w. 
bei der Abſchätzung insbeſondere unbemittelter Contribuenten billige 
Rückſicht zu nehmen‘. 

Ganz ähnlich lauten auch die SS 5 und 6 des Crimmitſchauer Re— 
gulativs vom 30. November 1866. Und ebenſo „fann“ bei der Veranlagung 
zu der m Reichenbach vom „reinen Einfommen‘ zu erhebenden Steuer -— 
nad) dem dort geltenden Regulativ vom 12. September 1862 — 

„auf ſolche Umftände, welche die Steuerfraft des Berpflichteten 
vermöge der Jonft dabei in Betradht fommenden 
übrigen Verhältniſſe defjelben wejentlic zu mindern geeignet 
find, 3. 3. langwierige Krankheit, zahlreihe Familie, 
ſehr beträhtlihe Schulden, außergewöhnliche Unglüds fälle, — 
billige Rüdjicht genommen und ein Abzug am dem ermit- 
telten Einkommen verwilligt werden.“ 

In Meißen, wo — wie in Leipzig und Zwidau communale Staats: 
jteuerzufcläge erhoben werden, ift der Steuer-Deputation reſp. dem Stadt- 
vath überhaupt die Befugniß gegeben, „bezüglich ſolcher Perſonen, welche einen 
um Verhältniß zu andern oder überhaupt zu hoch oder zn niedrig erſcheinenden 
Steuerbeitrag zahlen, die Steuerſätze entweder zu erhöhen oder zu ermäßigen“. 
Und von dieſer unten noch zu erklärenden Befugniß wird nach einer gefälligen 
Auskunft des Stadtraths zu Meißen auch gegenüber den hier in 
Rede ſtehenden Perſonen (Kranken, Wittwen, Werfen ꝛc.) Gebrauch 





90 Fr. 3. Neumann. 


gemacht, imdem man „Serabjegung auf einen Theil beziehendlich die 

Hälfte de3 urfprünglihen Stadtanlagefages bis zum gänzlichen Erlaſſe“ ein- 

treten läßt. 

In Großenhain wird in — übrigens ebenſo wie in Reichenbad) 
lautender — Beftimmung des Regulativs vom 6. September 1867 auch des 
„hoben Alters“ als eines zu berüdfichtigenden Umftandes gedacht — „das 
gegen fommen Hypotheken und andere Schulden der Regel nad) nicht zur Be 
rücfichtigung, füv Döbeln werden als zu berüdjichtigende Verhältniſſe ge 
nannt: „Paſſivſchulden, zahlreihe Familie, andauernde 
Krankheit und dergleihen Umſtände.“ Doch follen diefe Umftände 
nur ausnahmsweile in Berücfichtigung kommen: „wenn dergleichen in über 
wiegender Macht auf die ganze bürgerliche Exiftenz des Anlagepflichtigen ein 
wirkt‘ ($ 14 des Nequlativs vom 16. Juli 1860). In Pirna endlid 
lauten nad) dem Requlativ vom 16. Februar 1871 die bezüglichen Beſtim— 
mungen ebenfo wie in Großenhain u. ſ. w. 

Befonders bezeichnend tft e8 aber m, D. wieder, daß ähnlich, wie in 
Preußen auch in denjenigen Städten, in denen das Communalfteuer-Requlativ 
eine Berückſichtigung der hier gedachten Berhältniffe nicht vorfieht, denfelben 
dennoch thatſächlich vielfach Rechnung getragen wird. 

So bemerkt auf die oben ſchon citirte Frage des Verfaſſers: 

Nr. 5 a: Berücdfihtigt das Communaleinkommenſteuer-Regulativ Wittwen, 
Werfen, Kranke, oder Familien mit großer Kinder 
zahl durch Feſtſetzung mäßtgerer Sätze? und in welder Weije? 

b: Oder iſt e3 den Veranlagungsbehörden überlafjen, ſolche Berhält: 
niffe zu berücjichtigen? und in welchem Maaße? 

Der Stadtrath zu U. 

ad a: nein 
ad b: ja 

Das gleichzeitig eingefandte Steuer -Regulativ für U. vom 31. Mat 1864 

enthält aber keineswegs einen hierauf bezüglihen Paſſus, ſondern fchreibt 

ftricte vor, daß die Steuer „nach dem Betrage des — zu erimittelnden reinen 

Erwerb3- und VBermögenseinfommens, wie fid) von ſelbſt verfteht, ohne Abzug 

der perjünlihen Haushaltstoften” zu beftimmen jet. 

Aehnlich ift es in B. Der dortige Stadtrath fchreibt auf die Trage ad 3: 
„Das Requlativ berüdfichtigt die daſelbſt angegebenen Verhältniſſe 
nicht (!). Es können jedod die ftädtifchen Gollegien in Fällen drin- 
genden Bedürfniffes den Erlaß der Steuer ausſprechen.“ 

Letzeres ſollte aber nad) dem miteingefandten Regulativ- für Erhebung 
der Gemeindeanlagen von B. vom 22. April 1869 durchaus nicht Der 
Fall fein. 

Und von J., wo die Verhältniſſe gerade ebenſo Liegen, ſchreibt der 
Stadtrath: 

ad 5: Bemerfen wir, daß die dafeldft Aufgeführten grundfäslich nicht 
berücjichtigt werden, daß aber in geeigneten Fällen vom 
Stadtrat Ermäßigungen oder Erlaſſe bewilligt werden u. ſ. w. 
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Alles das zeigt wieder m. D., daß die Berüdfichtigung der hier in Rede 
ftehenden Verhältniffe am fich nothwendig nicht zu entbehren if. Wie in 
den vorhin erwähnten preußifchen Städten hat fih das Richtige auch in 
Sachſen jelbft contra legem (richtiger gegen die im Verordnungswege er- 
folgten Feftfegungen) Bahn gebrochen. 

Und nicht minder al3 bei den Steuern der deutihen Städte hat fid} 
endlih auch bei den Einfommenfteuern der mittleren und größeren deutjchen 
Staaten der Gedanke Geltung verichafft, daß fie nicht allein nad dem 
Einkommen zu erheben find: 

Um zunädft mit den fleineren dieſer Staaten zu beginnen, fo muß 
freilih die braunfchmweigifche ‘Perfonalfteuer, erhoben nad) dem Geſetze 
vom 29. Juni 1864 und ebenfo die fonft bei Einfommenfteuerfragen oft in 
Bezug genommene Sachſen-Altenburgiſche Steuer nad) dem Geſetze 
vom 17. März 1868 hier füglich außer Acht gelafjen werden, da diejelben — 
jene im gewiffen Sinne ganz, dieſe wenigſtens in der Belaftung von Eins 
fommen unter 500 Rth. — Claſſenſteuern und nicht eigentliche Einkom— 
menfteuern find. Beide berückſichtigen neben dem Einkommen noch andere 
Momente der Leiſtungsfähigkeit in weit gehender Weiſe, aber da ſie eben in 
dem gedachten Umfange nicht eigentlich Einkommenſteuern genannt werden, 
iſt davon hier abzuſehen. 

Hingegen den in den drei Großherzogthümern Sachſen-Weimar, 
Oldenburg und Heffen erhobenen bezüglichen Steuern wird der Charakter 
wirklicher Einfommenfteuern ebenfowenig beftritten werben fünnen als den vor 
hin gedachten Steuern der Schweiz, Dänemark, Bremens, Lübeck u. |. w. 
Und dod) ſchließen auch ſie insgeſammt Beftimmungen in fi, nad) denen 
ähnlih wie in jenen Gefegen neben dem Einkommen nod andere die 
wirtbichaftliche Leiftungsfähigkeit beftimmende, Umftände bei der Einſchätzung 
Beachtung finden follen. 

In Sahjen- Weimar genieken bei der Veranlagung zur Einkommen— 
ftener nach) dem Gejege vom 19. März 1869 3. B. Dienftboten und nicht 
jelbftitändige Gewerbetreibende, Gehülfen und Arbeiter den Vorzug, daß die 
von ihnen in dem Hausweſen des Dienft- oder Arbeitsherrn, bezw. Arbeit- 
geber inmegehabte Wohnung aufer Anfat bleibt, ebenfo ſollen bei den Alten- 
theilsinhabern (Auszüglern): „die freie Wohnung, ingleihen Holz und Licht“ 
nicht zur Steuer herangezogen werden, wenn der Betreffende „im Hausweſen 
des Auszugspflichtigen‘ wohnt. Berragen die Auszüge weniger al3 50 Rth., 
jo find fie ganz fteuerfrei. Desgleichen find fteuerfrei: 

Studirende und Schüler der Secundär- und höheren Schulen „in 
Rückſicht ihres etwaigen Einfommens aus Gewerb3: und 
Geſchäfts-Thätigkeit,“ ferner Perfonen unter 18 und über 60 
Jahren ebenfall3 ‚in Anfehung ihres Einfommens aus Ge— 
werb3- und Geſchäftsthätigkeit,“ wenn diefes ein gewiſſes 
Maaß nicht überjchreitet, u. ſ. w. 

Hter überall entfcheidet alfo über die Steuerpflicht nicht allein der Be— 
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trag des Einkommens ſondern auch die Art deſſelben und andere die Lei— 
ſtungsfähigkeit beſtimmende Umſtände. 

Aeohnlich verhält es ſich in Oldenburg nad) dem Geſetze über Die 
Einführung einer Einfommenfteuer (für das Herzogthum Dlvenburg) 
vom 6. April 1864. 

Dana) find — „inſoweit, als ihr Einfommen aus ihrer eigenen 
Thätigkeit“ umd nicht „aus Bermögen oder fonftigen Berechtigungen“ 
fliegt — von der Einfommenfteuer befreit: 

1) alle Berfonen unter 17 Jahren und 

2) alle, „welche auf Gymnaſien, höheren Bürgerichulen, Schullehrer: 
ſeminarien, Navigationsichule, der Aderbaufchule oder anderen 
öffentlichen oder Privatunterricht3-Anftalten fi) ausbilden.” 

Und auch Einfommen aus „Vermögen oder fonftigen Berechtigungen‘ 
joll bei den ad 2 genannten PBerfonen, ſowie bei „Lehrlingen ohne eigenen 
Berdienft” dann fteuerfrei bleiben, wenn e3 weniger als 75 Rth. jährlich 
beträgt (Art. 3). 

Ganz allgemein ift aber endlich) beftimmt, daß „für diejenigen, deren 
jährliches Einfommen den Betrag von 1000 Rth. nicht erreicht, die Beran- 
lagung nad der Höhe des fteuerbaren Jahreseinfommens unter Berüd- 
fihtigung der durd die gefammten Berhältnifje des Steuer- 
pflidtigen etwa begründeten geringeren Leiftungsfähigfeit 
zu erfolgen habe (Art 3) oder — wie e8 in |peziellerer Ausführung in 
demfelben Gejegesartifel sub A. 3 heißt: daß „neben dem Gefammteinfommen 
eines jeden dieſer Steuerpflichtigen, deijen gefammte jonftigeBerhält- 
niſſe inſoweit zu berücjichtigen find, al3 in denjenigen Fällen, in welchen 
fie den Gteuerpflidhtigen weniger leiftungsfähig (!) erfcheinen Lafjen, 
eine Ermäßigung unter die in den Fällen gewöhnlider Ber: 
bältnijfe durdh das Einfommen allein bedingte Steuer- 
ftufe eintreten kann.“ 

Und al3 jolhe Fälle gerechtfertigter Berüdjichtigung der allgemeinen 
Leiftungsfähigfeit nennt die Ausführungsverordnung vom 15. April 186423: 

das Borhandenjfein vieler Kinder, andauernde Krank— 
heiten, befondere Unglüdsfälle, die Laſt der Unter: 
haltung armer Angehöriger ($ 8 ad 1), auch ungünftige 
Geftaltung der Art :!) des Einfommens‘ ($ 8 ad 3), 
jo daß danach alſo auch, worauf fpäter zurücgefommen werden wird, eine 
Scheidung von fog. fundirtem und unfundirtem Einfommen und eine 
höhere Beſteuerung des erſteren in gewiſſem Umfange geſtattet iſt. 

Abgeſehen hievon find, wie man ſieht, die oldenburgiſchen Beſtim— 
mungen ſehr ähnlich den neueren preußiſchen. Und auch — was recht be— 
merkenswerth iſt — die Geſchichte beider zeigt eine weit gehende Analogie. 

Auch in Oldenburg gab es früher eine Claſſen- und claſſificirte Ein— 
kommenſteuer (nad) den Geſetzen vom 24. Juni 1859 und 14. Februar 1861). 
Auch bei diefen zeigte es fi — wie die Motive zum jegigen Geſetze vom 
30. November 1863 (Landtagsverhandlungen, Anlagen XIV. p. 122 ff.) 
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darthun, daß es „ber den verjchlungenen und vermwidelten Lebens- und - 
Erwerb3:Berhältniffen und dem Verſchwinden äußerer Erkennungszeichen“ uns 
thunlich war, eine Befteuerung nad) Claſſen aufrecht zu erhalten, daß deshalb 
die Praris die Claſſenſteuer immer mehr zu einer Einfommentteuer gemacht 
hatte, daß dieſer „erzwungenen Auslegung des Geſetzes“ durch eine Reform 
defjelben in der Richtung der Einfommenfteuer Abhülfe geſchaffen 
werden mußte, Daß hiebei aber neben dem „Momente des Ein- 
fommens’nod andere Umftändezuberüdjichtigen wären, kurz, 
‚Daß die Steuer nad) der, aus den gejammten Umſtänden, in denen 
fih der Pflidhtige befindet, zu entnehmenden Leiſtungsfähigkeit 
des Einzelnen zu bemeſſen“ wäre (!!). 

Dieſe Anfichten der Regierung machte dann aud die oldenburgiiche . 
Landesvertretung — 9 Jahre vor der preußtichen — zu den ihrigen, indem 
fie übrigens den ihr urfprünglid vorgelegten Gejegesentwurf, der auf ein 
ganz eigenthümliches Mittelding von Claſſen, und Einfommenfteuern hinaus: 
lief, durch eine folgeridhtiger ausgebildete Einfommenftener erfette. — 


Schr ähnlich der oldenburgifchen ift dann endlich in der bier in Rede 
ftehenden Beziehung die allgemeine Einfommenfteuer im Groß 
berzogthbum Heſſen, eingeführt durch das Gefeg vom 25. Juni 1869. 
Auch nad) dieſem Gefere beftimmt ſich weder die Steuerpflicht an ſich 
noch die Höhe derjelben ausjchlieglich nad) den Einkommen. 
Steuerfrei find 3. B., fofern ihr Einfommen 300 Gulden nicht 
überjchreitet:: 
alle Perfonen, welche zu ihrer Ausbildung ein Gymnaſium, eine 
Untverfität oder andere RES RNEN befuchen, desgleichen alle 
Perſonen unter 18 Jahren, 

ebenfo unter derfelben Borausfegung : 
Gewerbsgehülfen und Dienjtboten, welde von ihren PBrincipalen 
oder Dienftherren Wohnung oder Kojt empfangen. 

Und ganz allgemein ift beftimmt, daß bet einem Einfommen unter 
1500 Gulden jährlich, neben demſelben auch „Rückſichtsnahme auf andere 
die Feiftungsfähigfeit berührende Umftände” ftattzufinden habe, 
dergeftalt, daß die Jahresſteuer, „entſchieden“ Mittellofer in der erften Claſſe 
auf die Hälfte herabgefegt werden kann, und im Uebrigen eine „Einfhägung 
in die zunächft niedrige Elaffe erfolgen kann, wenn andere aufdie 
veiftungsfähigfeit des Steuerpflidtigen ungünftig ein= 
wirfende Verhältniffe zu befonderer Berüdfichtigung Anlaß geben.” 
Artikel 32 des Geſetzes). 

Noch weiter aber ging in der hier in Rede ſtehenden Beziehung das 
frühere Heſſiſche Geſetz von 12 Auguſt 1848 2*6). 

In dieſem war ähnlich, wie z. B. in den ſchon erwähnten Steuer: 
gelegen Englands, des Canton Neuenburg und der Staaten Oregon, 
Delaware ud Mihigan u. f. w. beftummt, daß für jeden Kopf 
der Familie ein Betrag von 50 Gulden fteuerfrei bleiben folle. 
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Und ebenfo waren in Bayern nad dem Einfommenfteuergefeg vom 
4. Juni 1848 bei unverhetratheten Perjonen 250 Gulden, dagegen bei 
Familien mit reſp. mehr oder weniger al3 3 Kindern 500 reſp. 400 Gulden 
einfommenzjteuerfrei, desgl. in Baden nad) dem Einkommenſteuergeſetz vom 
28. Juli 1848 bei unverhetratheten Perjonen 200 Gulden und bei Perjonen 
mit Familien 300 Gulden’ u. ſ. w. 

In Sachſen aber hat es noch fürzlih die Steuer= Deputation der 
II. Kammer ausgefproden, daß „der Nothwendigfeit einer Erleichterung der 
untern Glafjen gegenüber den höheren“ durch progrefjive Veftenerung alleın 
keineswegs genügt werden fünne, fondern hierzu eine Steuer erforderlich jei **), 
„Die neben dem Einkommen auch die individuellen Verhältniſſe 
und namentlich die Sorge für eine zahlreiche Familie in 
humaner, nicht zu minutiöſer Weiſe zu berückſichtigen ge— 
ſtattet.“ In dieſem Sinne einigten ſich Majorität und Minorität 
jener Deputation — bei aller ſonſtigen Verſchiedenheit der Anſichten — 
dahin, daß die einzuführende perſönliche Steuer „die Einfommenfteuer 
auf den unteren Stufen in der etwas modificirten Form der Claſſen— 
ſteuer ſein ſoll.“ 

Demgemäß enthält denn auch der 8 10 des den Ständen mittelſt 
Decret3 vom 8. Februar 1874 vorgelegten Einkommenſteuergeſetzentwurfs die 
Beſtimmung, daß „die Einſchätzungscommiſſionen ermächtigt find, bei den— 
jenigen Beitragspflichtigen, deren Einkommen den Betrag von 1600 Mark 
nicht überſteigt, bejondere die Leiſtungsfähigkeit bedingende 
wirthſchaftliche Verhältniſſe“ — zu berückſichtigen. „Als Verhältniſſe 
dieſer Art“ — heißt es dann weiter — „kommen in Betracht: eine große 
Anzahl von Kindern, die Verpflichtung zur Unterhaltung 
armer Angehöriger, andauernde Krankheit und außer— 
gewöhnliche Unglücksfälle.“ Und dieſe Faſſung hat demnächſt die 
II. Kammer angenommen, indem ſie nur das Wort „außergewöhnliche“ durch 
„beſondere“ erſetzte. (Vgl. auch den trefflichen Bericht der Steuer-Deputation 
p. 504 fi.) 9), 

Daß das neue badiſche Einkommenfteuergefeg auch in der von der 
II. Kammer jegt aboptirten Faſſung ſolche Veſtimmung nicht enthielt, dürfte 
demfelben nicht zum Ruhme gereichen. 

Nachdem die I. Kammer daffelbe nunmehr (Juni 1874) verworfen 
bat, wird die Zukunft boffentlih eine Aendernung auch in diefem Punkte 
bringen. — 

Wie fteht es aber jchlieglih in Defterreih und in Preußen? 

Auh die — noch beftehende — öſterreichiſche ſogenannte Ein— 
kommenſteuer vom 29. October 1849 iſt durchaus nicht eine bloß nach dem 
Einkommen umgelegte Steuer, ſondern trägt, wenn auch nicht „der Sorge um 
zahlreiche Familie“ ſo doch im Uebrigen in der Scheidung von drei Arten 
des Einkommens und in den für dieſe Einkommensarten ſehr verſchieden 
lautenden Beſtimmungen über die — — den beſonderen Verhält— 
niſſen neben dem Einkommen Rechnung 25). 
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Sie ift übrigens nur eine „Partialeinkommenſteuer.“ Eine allgemeine 
Einkommenſteuer in Defterreic einzuführen, ift Aufgabe des jegt dem Reichs— 
rath von der Regierung vorgelegten Geſetzesentwurfs. Und viefer (Entwurf 
einer Perjonaleinkommenfteuer — Heft I der Gefegentwürfe über die Reform 
der Directen Steuern. Wien 1874) leidet an demjelben Mangel, wie der joeben 
erwähnte badiihe Entwurf. Er nimmt auf die Größe der Familie und 
überhaupt auf die Ausgabenverhältniffe nicht Rückſicht 25°), wobei freilich zu 
beachten tft, daß nad) ihm nur Einfommen über 600 Gulden zur Einkommen 
fteuer herangezogen werden follen (mie nad) dem badifchen Entwurf nur 
Einfommen über 1500 Mark) und daß bet höhern Einfommen das Bebürfnif 
der Berückſichtigung gedachten Verhältniſſes natürlich etwas weniger dringend ift, 
al3 bei ganz fleinen. 

In Preußen endlic) war diejenige Steuer, zu welcher die Ausführungs- 
verordnung vom 8. Mat 1851 beftunmte 2%), daß bei ihr auch in Betracht 
tommen jolle: 

„eine große Zahl von Kindern, die Berpflidtung 
zur Unterhaltung armer Angehöriger, Krankheit, 
Schulden und ähnliche Verhältniſſe“ 
— allerdings dem Namen nad) eine „Claſſenſteuer.“ Aber thatfählid 
war fie doc in den höheren Steuerftufen ebenfo eine Einfommenfteuer, wie 
e3 die heutige Steuer nad) dem Gefege vom 25. Mat 1873 iſt, welche ja 
für die Einfommensclaffen unter 1000 Rth. auch noh den Namen 
Glaffenfteuer beibehalten hat ?®), 

Denn von einem wirklichen Claſſenunterſchied, wie ihn die früheren 
Gefege feit 1820 nocd einigermaßen gewahrt hatten, konnte jchon nad) dem 
Gefege vom 1. Mat 1851 3. B. auf der Grenze zwilchen der Hauptclaſſe 
II und III und bei Scheidung der einzelnen Stufen beider Claſſen nicht 
mehr die Rede fein. 

Die II. Hauptelaffe hob ſich der I. gegenüber noch allenfall3 erkennbar 
ab, indem es im gedachten Geſetze hieß, daß zu jener Claſſe gehören follten, 
„Diejenigen kleineren Grundeigenthümer und Gemwerbetreibenden, welche von dem 
aus ihrem Beſitzthume oder Gewerbe ihnen zufließenden Ertrag ſchon 
jelbftftändig zu beftehen im Stande find,“ aljo nicht nöthig haben, 
ſich „noch Nebenverdienft, namentlih durch Tagelohn oder diejem ähnliche 
Lohnarbeit“ zu juchen. 

Wenn fodann aber zur Charakterifirung der Grenze zwifchen der II. 
und III. Hauptclaſſe Tediglich beftimmt war: zu leßterer follten diejenigen 
gehören, welche 

„im Bergleich zu den der II. Hauptclafje Angehörigen auf einer 
höheren Stufe der Wohlhabenheit fich befinden‘ — 
jo war damit im Grunde offenbar gar nichts gejagt. Denn daß die 
Genfiten der III. Claſſe „auf einer höheren Stufe der Wohlhabenheit‘ ftehen 
müßten, al3 diejenigen der II. — das war au fich ſchon in den Zahlen I, II, 
III hinlänglich ausgedrüdt. Solde Angabe betraf aud) nur das Berhältnifi 
der drei Hauptelajien zu einander. Die Gränze aber, bei der Jemand 
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aufhören follte, der II. Claffe anzugehören und der III. zu überweiſen war, 
war damit in feiner Weife bezeichnet. Und es war nicht Schuld der Praxis, 
fondern e8 war unumgänglidhe Folge des Gefeges, wenn die veran- 
lagenden Commifjionen und Behörden ſich bei Abtheilung der Genfiten in die 
Hauptelaffen IL und III ynd die diefen angehörigen Steuer ftu fen principaliter 
an das Einkommen hielten. 

Für die der III. Hauptclaſſe zu überweilenden Steuerpflichtigen war dies 
er ihon in der inintjteriellen Glaffenfteuer= VBeranlagungsinftruction vom 

. Mai 1851 pofitiv ausgejprochen. 

Bei der Veranlagung diefer, fo hieß es da, „muß auf ıhr muth— 
maaßlıdes Einfommen als den zwar nicht alleinigen, aber dod) 
Hauptfädliden DERIMUNRgSgTHN) für ihre Einſchätzung Rückſicht 
genommen und hiernach die Steuerftue, im welcher fie zu veranlagen find, 
vorzugsmeife feftgeftellt werden. Ein Steuerpflidtiger wird daher 
bei einem muthmaaßlichen Einfommen von 1000 bis 900 Rth. 
zur 12. Stufe mit 24 Rth. jährlih, bet einem muthmaaßlichen Einkommen 
von 900 bis 800 Rth. zur 11. Stufe mit jährlih 20 Rth. einzufchägen 
jein‘ u. ſ. w. 

Co war aljo für die Steuerftufen der III. Hauptclaſſe und durch 
jpätere Reſcripte reip. die an dieje ſich ſchließende Literatur ?®) auch für 
diejenigen der II. und I Hauptclaſſe — ähnlich, wie e3 heute durch Geſetz 
geſchehen ift, ein gewifjes Einfommens = Minimum und Maximum — 
nach dem die bezügliche Einſchätzung vorzugsweiſe ſtattfand. Und es zeigte 
wie mir Jeder, der mit dieſen Dingen zu thun gehabt hat, zugeben wird, 
insbejondere die Einfhägung der höheren Einfommen unterhalb 1000 
Rth. in der That wenig Unterfcheidendes gegenüber der Veranlagung der über 
diefen Betrag hinausgehenden Einkommen zur fogen. claffificirten Ein: 
fommen teuer. 

Trogdem war, wie bemerkt, die Berücdjichtigung gewiſſer nicht das 
Einfonmen, aber die Yeiftungsfähigkeit betreffenden Verhältniſſe für jene 
Einſchätzung bereits vorgefchrieben. 

Und wie iſt es heute? 

Heute ſieht das Geſetz eine derartige Rückſichtnahme nicht allein für die 
noch mehr als früher zur Einkommenſteuer gemachte „Claſſenſteuer“, 
ſondern auch für die von jeher wirklich ſogenannte Einkommenſteuer, 
wenigſtens bezüglich der Einkommen der erften und zweiten Stufe d. h. der 
Einfommen von 1000 bis 1400 Rth. jährlih vor. Ber Veranlagung der 
Steuerpflichtigen diefer Stufen „iſt es geſtattet“ — fo jagt das Geſetz vom 
25. Mat 1573 in $ 20 — „bejondere, die Leiftungsfähigfeit 
bedingende wirthſchaftliche VBerhältniffe der einzelnen Steuer: 
pflihtigen (eine große Zahl von Kindern, die Berpflidtung zur 
Unterhaltung armer Angehöriger, andauernde Krankheit, 
ferner, fofern die Leiſtungsfähigkeit weſentlich dadurch beeinträchtigt wird, 
Verſchuldung und außergewöhnliche Unglücksfälle) dergeſtalt 
zu berückſichtigen, daß eine Ermäßigung um eine Stufe ftattfinden fann u. |. w. 
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Und wenn Naffe gegenüber diefer Beſtimmung, wie oben jchon an- 
gedeutet ift, einmendet, ed hätte durch jie gewiſſen Mängeln der preußischen 
Perſonalbeſteuerung abgeholfen werden ſollen — nehmlich einerſeits der 
unverhältnißmäßigen Belaſtung des Einkommens aus Arbeitsleiſtungen gegen— 
über den Vermögensnutzungen und andererſeits der unausreichenden Definition 
des Einkommensbegriffs im Geſetze, welche es zweifelhaft erſcheinen laſſe, ob 
eine Berückſichtigung der Schuldzinſen bei der Berechnung der Einkommen 
immer angänglich ſei: ſo ſind dieſe Einwendungen m. D. keineswegs 
ſtichhaltig 

Denn was zunächſt die — an ſich jedenfalls zuzugebende relativ zu 
geringe Belaſtung des Einkommens aus Vermögensnugungen betrifft, auf bie 
unten zurüdzufommen ift: jo kann ja diefem Mangel gerade nad; dem 
preußiſchen Gefege felbft, trotz der Vorſchrift der Berüdfichtigung anderer 
Momente, als des Einkommens nicht abgeholfen werden. Nach 
oldenburgijchem- Gefege tft dies, wie ſchon bemerft ift, zuläffig. Und 
die Ausführungs= Inftruction zu diefem Gefege vom 14. April 1864 fieht 
diefen Fall ſogar bejonders vor. Nah preußiſchem Geſetze aber ift 
dafjelbe für die Claſſen- wie für die Einfommenfteuerpflichtigen unzweifelhaft 
unzuläfjig. Denn diefe8 Geſetz macht in den vorhin citirten Worten 
„eine große Zahl von Kindern‘ u. ſ. w., die ebenjo für die Elafjenfteuer- 
pflihtigen lauten ($ 7) und die auf Beranlaffung des Abgeordnetenhaufes 
gerade zu dem Zwecke aufgenommen wurden, um der Befugniß der Steuer⸗ 
behörden auf dieſem Gebiete feſte Grenzen zu ziehen — die einzelnen, die 
Leiſtungsfähigkeit der Cenſiten berührenden Fälle, deren Berückſichtigung 
überhaupt nur geſtattet ſein ſoll beſonders namhaft 284) und nennt darunter 
die Art des Einkommens nicht. Auch ſtehen die namhaft gemachten Fälle 
zu folder „Art“ des Einfommens jo wenig in Beziehung, daß der Nachweis 
dafür, daß fie — wie Naſſe weiter meint — die „Hinterthüre‘ hätten fein 
jollen, um indirect jenes Moment berüdfichtigen zn können — jchwer zu 
erbringen fein möchte. 

Was aber das Andere betrifft, die angeblich mangelhafte Definition 
von Einfommen im preußiſchen Gefege, jo vermag ich dem hierauf 
gegründeten Einwande noch weniger beizutreten. | 

Naſſe Hält es nämlih für höchſt zweifelhaft , ob die bezüglichen 
Beſtimmungen des Geſetzes z. B. den Abzug der Schuldzinfen von dem zu 
verftenrernden Einkommen durchweg geftatten Indeſſen ift in den noch heute 
gültigen 88 28—30 des Geſetzes vom 1. Mai 1851 für alle Einfommens- 
arten deutlich vorgejchrieben, daß vom zu veranlagenden Einkommen: 

„Zinſen für Hypothefarifch eingetragene undandere 
Schulden in Abzug gebraht werden jollen“. 

Und diefe Beftimmung hat nach meiner Erfahrung und wie e8 aud) 
ein Einblid in die befannten Commentare zu jenem Gefege von Schimmel— 
fennig und Gentrup??) beftätigt, faum je zu einem Zweifel Beranlafjung 
gegeben 

" Hier war alfo durch das Gefeg vom 25. Mai 1873 eine Lüde nicht 
Schriften VIII. — Progr. Einkommenſteuer. 7 
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auszufüllen. Daß daſſelbe dennody „Lie Verſchuldung“ als eines der bei der 
Steuerveranlagung unter Umftänden zu berüdjichtigenden Momente aufführte, 
batte offenbar darin feine Urfahe, daß auh um die Schuldzinſen 
gefürzte Einfommen gleiher Größe je nad der Art und Höhe der 
Berihuldung die Berreffenden ſehr verjchieden leiſtungsfähig 
machen. 

Dffenbar ift doch Jemand mit z.B. 600 Rth. Einfommen und 100 Rth. 
jährlihen Schuldzinfen oder. mit 500 Rth. Einfommen ohne Schulden ceteris 
paribus wirthſchaftlich in ganz und gar anderer, beſſerer Yage, als Jemand, der 
3. B. 2000 Rth. Einfommen hat, von diefen aber jährlih 1500 Rth. 
Schuldzinfen abgeben muß. Schon allein die Gefahr der Kündigung der 
Schulden, vie Schwierigkeit, bei hoher Verſchuldung neue Gapitalien an 
Stelle der gefündigten aufzutreiben, die hiebei erforderlich werdenden Speſen, 
die umvermeidlih mit ſolchen Vorgängen verbundenen, die Arbetisenergte 
lähmenden und die Drdnung des laufenden Haushalts ftörenden Aufregungen — 
Alles das macht die Schuldzinjen in der That nur zu einem Theile der 
durch Verſchuldung überhaupt aufgebürdeten Yaft. Neben der beiten Art der 
Berechnung des Einkommens mit Durchführung des Schuldzinfenabzugs bleibt 
Verſchuldung an fich ein ſehr weſentlicher wirthihaftliher Factor. Und das 
Gefeg vom 25. Mat 1873 hatte alfo guten Grund, demjelben Rechnung zu 
tragen, mochte die gejegliche Definition von Einfommen 'nod To vollfommen 
fein. Diefe Auffaffung- betätigt denn aud) die Miniftertal-Inftruction vom 
29. Mai 1873, indem fie darauf Hinweift, daß „Sculven, deren Zinfen 
bereits bei der Feftitellung des Jahreseinkommens in Abzug 
gebradt find“, nod) eine befondere Ermäßigung zwar nicht gewöhnlid, 
aber doch dann zur Folge haben dürfen, wenn fie „die Leiftungsfähigfeit 
weſentlich beeinträchtigen'‘ 39). — 


Bliden wir nun auf das Gefagte zurüd, fo ergtebt fi, daß die bei 
MWeitem metften Staaten in ihren Einkommens- und Vermögensſteuergeſetzen 
neben dem Vermögen und Einfommen felbjt auch andere die Leiftungsfähigkei 
betxeffende Umftände zu berücjichtigen vorgejchrieben oder doc geftattet haben. 
Und das ift m. D. aud) mit vollem Rechte gejchehen. 

Was will man denn, fomweit nad) den obigen Ausführungen nicht die 
vom Staate und der Gemeinde gewährten Bortheile den Maafftab der 
Laftenvertheilung bilden, an die Stelle der Leiftungsfähigteit jegen ? 

Man fagt: das Einfommen, weil die Leiſtungsfähigkeit nicht faßbar 
ſei. Und den Maafftab des Einfommens vertheidigt man wieder durch 
Befirwortung gleichmäßiger Belaftung. Aber an jich ift mit der noch 
immer zum Ueberdruß häufigen Berufung auf Gleihmäßigfeit in diefen Dingen 
m. D. gar nichts gethan. 

Denn verfahre ih z. B. nicht ganz gleihmäßig, wenn ich Alle durd 
die Banf nad) der Zahl ihrer Zähne, der Länge ihrer Augenbrauen, der 
Größe, dem Gewichte, oder dem Bolumen ihrer Körper zur Steuer heran: 
ziehe u. |. w.? 
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Die Gleihmäßigfeit an fih iſt offenbar mur geeignet, die Art und 
Weife zu bezeichnen, inder von dem an jid richtigen Wege Gebraud) 
zu maden ift. Ein Mittel zur Auffindung diefes Weges ift fie nicht. 
Sie leidet alfo, kurz gejagt, an dem ſehr wejentlichen Mangel, daß fie das 
gleihe Maaß, das fie vorjchreibt, niht nennt und mithin die Haupt- 
ſache überfieht. 

Nun fagt man freilic) and) wohl weiter: „Gleichmäßigkeit der Befteuerung 
fann nur bejtehen in einer gleihmäßigen Verkürzung der Mittel, 
die der Steuerpflichtige für feine perfünlichen Zwede verwenden kann, ohne in 
feiner wirthichaftlichen Lage zurüdzugehen, d. h. jeines Einfommens3“3N), 

Aber der Beweis für die hiemit behauptete Berechtigung der propor= 
tionalen Einfommenfteuer ift m. D. durchaus nicht zu erbringen, 
fofern man nicht eben in der früher beliebten Weife alle Steuern in Staat 
und Gemeinde nad) Verhältniß der gewährten Bortheile, insbefondere 
des dein Vermögen und Einkommen gewährten Schutzes umzulegen unternimmt, 
was im vorigen Capitel nicht nur als unausführbar, ſondern auch al3 prin= 
eipiell unrichtig und verwerflic darzulegen verfucht ift *814). 

Das Einzige, was etwa fonft nod mit einem Schein von Berechtigung 
zu Ounften der Proportionälttät der Einfommensfürzung beigebracht werden 
fönnte, fcheint mir darin zu beftehen, daß man jagt: Wenn die öffentliche 
Gewalt durch die Umstände genöthigt jei, in das Privateigenthbum der Einzelnen 
einzugreifen und Theile deſſelben ſich zwangsweife zuzueignen, jo müßte fie 
wenigitend alle Eigenthumsrechte nach derjelben Proportion fürzen, um das 
alte Berhätnig derjelben untereinander thunlidft aufredt 
zu erhalten, die bisherige Lage der Dinge fo wenig al3 möglich 
zu ändern und menigitens im Berhältniß zu feinen Mitbürgern 
Niemanden ärmer zu machen, al3 er war. 

Solde Ausführung würde auc allerdings jehr viel gerechtfertigter fein, 
als die entgegengefette, 3. B. von Held vertretene, welche e8 für „das 
wichtigfte Bedürfniß“ erklärt, „die Steuerlaft zwiſchen Arm und Reich fo 
zu vertheilen, daß dadurh der Gegenſatz zwijhen den ſocialen 
Ständen nicht noch mehr gefhärft, fondern gemildert wird‘ ?2), 

Denn fo richtig es nad) dem ſchon Gefagten immerhin ift, daß Steuer 
und Eigenthum mit einander im Gegenſatz ftehen und jene an ſich natur- 
gemäß dahin tendirt, dieſes zu nivelliven, jo ift daS doch durchaus nicht 
die Aufgabe und das leitende Brincip bei Umlegung der Steuern und 
ebenjo wenig das wichtigfte Bedürfniß, daS bei ihrer Veranlagung zu 
befriedigen wäre. Der Steuer ift die Aufgabe geftellt, der öffentlichen Ge: 
walt zur Durchführung ihrer Zwecke Mittel zuzuführen hr die 
Pflicht zuzuschreiben, foctale Uebelftände zu befeitigen, heißt jedenfall durchaus 
Fremdartiges in fie himeintragen, und zu welchen fehr bevenklihen Conſe— 
quenzen e3 führen müßte, wenn in der That das al3 Hauptaufgabe der 
Steuern bingeftellt würde, den Gegenfag von Arm und Reich geringer zu 
wachen, liegt auf der Hand. | 

Aber jene Vertheidigung proportionaler Kürzung alles Ein— 
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kommens, wie fie oben zu ffizziven verfucht wurde, ift m. D. ebenfo wenig 
haltbar, jo viel Beftechendes fie auch auf den erften Anblick haben mag. 

Zunächſt fragt fih doch: Conſervire ich denn wirklich die biöherige 
Lage, das bisherige Verhältniß der Steuerpflichtigen zu einander am beften, 
indem ich Jedem die gleihe Quote feines Einkommens nehme, von Jedem den 
gleihen Procentfag als Steuer verlange? oder ift dies nicht vielmehr nur 
jcheinbar, nur äußerlich der Fall? 

Ich glaube das Letztere. 

Zwölfhundert Thaler jährlichen Einfommens verhalten ſich zu zwölf 
taufend Thaler jährlihen Einfommens wie der von beiden Summen ver 
bleibende Reſt nad) Abzug je eines Zehntheild — das ift ganz richtig. Aber 
erwäge ich, daß zwölfhundert fnapp ausreichen, die Eriftenz z. B. einer Be 
amtenfamilie mittleren Ranges zu fichern und den Kindern derjelben die ın 
diefen Verhältniffen für nöthig erachtete Ausbildung zu geben, während 
12,000 Thlr. jährlich ein Jo großes Einkommen find, daß ein Mehr oder Minder 
von etwa taufend dabei feine fehr bedeutende Rolle fpielt; jo kann ich nicht 
fagen: die Lage der Betheiligten bleibt relativ ungefähr dieſelbe, wenn id 
dem Beamten mit 1200 Thlen. jährlich 120 und dem Gapitaliften mit 12,000 
Thlrn. jährlich 1200 nehme. Der Letstere begeht vielleicht einige Tollheiten 
weniger, ſchränkt feinen Hang zum Vergnügen oder Yurus ein wenig ein, 
oder er giebt, wenn er ſich bisher durd) Unterftüguug Bedürftiger oder in 
ähnlicher Weiſe gewiſſenhaft jelbjt befteuerte, zu diefen Zweden fortan etwas 
weniger aus, al3 zuvor; oder endlich — und das dürfte außerhalb folder 
Gropftädte, wie Berlin, Wien, Hamburg ꝛc. das häufigfte fein — er legt 
jährlich feinem Capitalftode weniger zu. Aber fo oder fo: feine äufere Lage 
wird im Grunde durchaus nicht eine Aenderung ähnlich derjenigen erleiden, in die 
ein Beamter mit einem Gehalte gedachter Höhe ſich plötlich verjett fieht, wenn 
e3 heißt: „Von morgen ab haft du nicht 1200 jährlich zu deiner Verfügung, 
fondern nur 1080. Nun prüfe, ob du deinen Kindern nod wirft die zu 
ihrem fpäteren Fortlommen erforderliche Ausbildung geben können oder nicht!“ 

Bis dahin fonnte die Yage de3 Beamten und jenes Rentiers infoferne 
wenigftens diefelbe fein, als fie Beide nicht mit herber Sorge um das 
Schickſal der Ihrigen erfüllt waren. Heute ift e8 anderd. Der Eine geht 
aufrecht, wie bisher. Am Andern nagt Kummer und Betrübnif. Ihre Yage 
ift grundverſchieden geworden. 

Alſo die Ziffer ift es nicht allein, die über die wirthſchaftliche 
Lage Mehrerer in ihrem Verhältniß zu einander entjcheidet. In 
der Iebendigen Wirklichkeit fann derfelbe Procentfag zu zahlender Ein: 
fommenfteuer dieſes Verhältniſſes jehr verichteden von dem bisherigen geftalten. 
Wenn man aber einwendet: Sobald ih die Ziffer aufgebe, falle id 
dem Chaos der Willfür anheim, fo tft diefer Einwand freilih an ſich 
nicht furz von der Hand zu weifen. Er wird fpäter insbefondere 3. B. bei 
der Frage nach der Berechtigung der Progreffiobeftenerung eingehend zu prüfen 
jein. Aber hier ift er nicht am Plage. Denn bier ift nicht von Aus— 
führung die Rede, fondern es fteht in Frage, ob fi) das Princip der Pro 
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portionalität an ſich durch den Hinweis darauf rechtfertigen lafje, daß die pro— 
portionale Steuer die beftehenden Eigenthumsverhältmiffe möglichft wenig 
verrüdt, die Page der Betheiligten zu einander möglichft diefelbe bleiben läßt. 
Und dad muß, wie auszuführen verſucht wurde, vorab verneint werden. 

Außerdem aber, felbft wenn e3 ſich anders verbielte, ift e8 denn, — 
fo muß man weiter fragen — überhaupt, wie vorhin ftillfchweigend zugegeben 
wurde, Aufgabe der Steuer, die Lage der Genfiten zu einander möglichft 
diefelbe bleiben zu Laffen ? 

Auch das ift m. D. zu verneinen. 

Wie die Steuer nad dem vorhin Bemerkten nicht die Aufgabe hat, 
beftehende VBermögensungleichheiten zu nivelliven, jo hat fie aud) feineswegs 
die Pflicht, fie zu conferviren, fie al3 ein noli me tangere anzufehen. Die 
Steuer ſoll jo eingerichtet fein, daß fie ihrem principalen Zwede, Mittel 
zu fhaffen, am beften und nadhhaltigften genügen kann und die hieraus 
heruorgehende Yaft in gerechter Weife vertheilt wird. Beides aber wırd — 
wie auszuführen verfucht ift — durch eine Befteuerung nad) der Leiftungs- 
fähigkeit erreicht. 

Der der Steuer zur Hauptaufgabe ftellt, die vorhandenen wirthichaft 
lichen Berhältniffe möglichft zu conferviren — der hat aud alle Conſe— 
quenzen feiner Forderung zu ziehen. Und dieſe führen, wie eine kurze 
Erwägung ergiebt, ganz offenbar auf den vorhin als verwerflich erfannten 
Weg, die Umlage aller Yeiftungen nach den bezüglihen Gegen— 
leiftungen zu verlangen. 

Denn in der That nur da, wo die öffentliche Gewalt in dem Maafe, 
in dem fie nimmt, auch das Genommene wöglichft wett zu machen fucht, die 
in das Eigenthnm geriffenen Rüden durch ihre Gegenleiftungen möglichft wieder 
auszufüllen trachtet und umgekehrt nach diefen Gegenleiftungen die aufzuer= 
legenden Yeiftungen bemißt: nur da fann von thunlichfter Erhaltung der 
wirthichaftlihen Lage der Genfiten -in ihrem bisherigen Verhältniß zu einander 
die Rede fein. 

Nimmt man vom Wohlhabenden Steuern nad) ganz demſelben Procent- 
fage, wie vom Armen und verwendet fie zur Unterhaltung von Schul- oder 
Krankenhäufern, die ihm und feinen Angehörigen nie etwas zu bieten vermögen, 
jo hat man — wie oben ihon auszuführen verfucht ift — trotz des gleichen 
Procentfatses das wirthichaftliche Verhältniß zwiſchen Arm und Reid) erheblich 
geändert, man hat Beiden genommen, aber nur Einem gegeben, man hat aljo 
nivellirt allein, weil man eine Steuer in dem vorhin angenommenen Sinne 
erhob und verwandte, 

Mit der Beitragerhebung ?*) ift das Princip möglichfter Erhaltung 
der bisherigen wirthſchaftlichen Lage der Einzelnen verträglih, mit der 
Steuer nidt. 

Und es ift nad) alledem aljo der Verſuch einer Vertheidigung propor- 
tionaler Einfommenstürzung durd den Hinweis darauf, daß fie die Page der 
Berheiligten thunlichft wenig verändere, aus zwei Gründen unhaltbar: der Weg 
zur Erreihung dieſes Ziels ift ein anderer, und das Biel ſelbſt ift verkehrt. — 


| — 


Alſo — um darauf zurückzukommen — das Einkommen kann und ſoll 
nur einen Anhalt gewähren, um die Leiſtungsfähigkeit recht zu erfaſſen. 
Es iſt hiezu ein brauchbares Hülfsmittel, aber es iſt eben nur ein Hülfs— 
mittel. Es giebt uns, fo zu jagen, den äußeren Halt und Rahmen, 
auf dem wir das uns vorjchwebende ideale Bild gerehter Befteuerung 
auszuführen haben, gleich wie die Mafchen des Gewebes der Halt find, auf 
dem funftfertige Hand das Bild des Malers zu übertragen beftrebt ift. Und 
ebenfo wie e3 und verkehrt erjchtene, wenn in ſolchem Falle nicht die Nadel 
dem Maler, jondern Diefer jener zu folgen hätte, gerade fo auffällig verkehrt 
ift e8, das Hülfsmittel des Einfommens bei der Beftenerung der Art 
maaßgebend fein zu laffen, daß das eigentlihe Ziel der Befteuerung, die 
Berhältnigmäßigfeit zur Leiftungsfraft, davor zurüdträte. Dem Princip der 
Befteuerung nach der Gleichheit der Opfer und der Leiftungsfähigfeit darf alſo 
nicht, wie das nad) dem oben Bemerkten oft gefchehen tft, ein Princip der 
Einfommenfteuer entgegen= oder gar diejes jenem in der Gefetsgebung 
borangeftellt werden. Eondern nur wo e3 gilt, dem ausführenden 
Beamten eine fichere Handhabe zu geben und feiner Willfür Schranken zur 
fegen, nur da kann e8 fih aus praftifhen Grüuden empfehlen, das 
Einfommen zur allgemeinen und, fo zu fagen, regelmäßigen Grundlage 
der Befteuerung zu machen und die Fälle, in denen hiervon abzuweichen und 
jenem wahren Maafftabe Rechnung zu tragen tft, im Einzelnen — gewiſſer— 
maaßen al3 Ausnahme daneben zu firtren. 

Bezeichnend iſt denn auch, wie felbft bei Denjenigen, die an fich jene 
Ziel nicht anerkennen wollen, daſſelbe ſich dennoch, vermöge feines natürlichen 
Gewichts, von felbft und unabweislich aufgedrängt hat. | | 

In diefer Beziehung fer hier nur Held’3 Werk über die Einkommen | 
ftenev berührt. Dafjelbe ift das ausführlihfte und wohl auch verbreitetite 
Merk, das wir über diefen Gegenftand — nicht bloß aus neuefter Zeit — 
haben 88), und feine von dem bier Grörterten abweichenden Ausführungen 
erfordern ſchon aus diefem Grunde eine Erwähnung. 

Auh Held verwirft die yproportionale Einfommenfteuer. Dieſelbe 
ji — meint er — eine Conſequenz de3 Princips der Vertheilung der 
Leiftungen nad) den Gegenleiftungen. Ber Aufgabe diefes Princips jet fie 
nicht zu halten 33%), 

Aber was jet Held nun an die Stelle? 

Auf feine Ausführungen darüber, daß durch die Steuern das „Natio— 
nalcapital“ nicht angetaftet werden dürfe, diefelben vielmehr nur dem 
Nationaleinfommen zu entnehmen feien, und dieſes Nattonaleinfommen 
etwas Anderes fei, al3 das Einkommen aller Einzelnen, gehe ich nicht näher 
ein. Wie man von dem Einfommen und Capital Mehrerer jpricht, mag 
man immerhin auch des Einkommens oder Gapital3 eines Volks, d. h. aller 
Bolfsangehörigen gedenken. Aber unter Volks- oder Nationaleinfommen 
nach hergebradhter Weiſe etwas Anderes zu verftehen, als eben dieje Ge: 
ſammtheit, mit Bolfscapital etwas Anderes zu bezeichnen, als das Capital 
aller Einzelnen, oder das Nattonaleinfommen gar in üblicher Weife zu zerlegen 
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in den nationalen Capitalzins, den nationalen Arbeitslohn, das nationale 
Unternehmeveinfommen u. ſ. w. — das find Dinge, die vor der Kritik 
m. D. nicht beftehen fünnen und die ſich nur fo lange über Waller halten 
werden, al3 man noch über Definitionen volf&wirthichaftlicher Begriffe mit 
jener Leichtigkeit hinweggeht, welche zum großen Schaden der Wiljenjchaft 
heute jehr verbreitet ift. So lange man es nod) für „zwedlos’ hält, über 
jene Begriffe zu ftreiten, jo lange man noch wähnt, „daß die eigentliche Frage 
nicht die Wahl der Terminologie, Jondern deren conjequente Anwen- 
dung und Durdführung“ ift?*), und deshalb glaubt, fih nad) Wohl- 
gefallen auf dieſem Gebiete in beliebig gewählten Ausdrüden a la Stein 
wd Schäffle ergehen zu können, wird der Gonfufion bier nie ein Ende 
werden, jchon deshalb, weil es fid) bei der richtigen Wahl und Definition 
der volfswirthichaftlichen Ausdrücke meiner feften Ueberzeugung nad) um fo 
ſchwierige Dinge handelt, daß es über des einzelnen Menſchen Kraft 
gebt, die Conſequenzen jeiner Handlung3weife vollftändig 
zu überbliden, e3 vielmehr einer ehr energiſchen, auf Grand umfaffenden 
Material3 planmäßig und ftetig durchgeführten kritiſchen Arbeit auf dieſem 
Felde bedarf, einer Arbeit, wie fie jchlehterdings unmöglich ift, wern Jeder 
nach feinem Belieben eigenen Bahnen dortjelbft folgen zu fünnen glaubt. Nur 
der Mangel jolchen ftetigen Arbeitens und die — ohne Bild geſprochen — 
geradezu abſchreckende Wirkung, die das eingerifjene planlofe Hin= und 
Herreden über bdergleihen im Grunde fehr wichtige Dinge auf flar 
denfende Köpfe ausüben mußte, erklärt es, daß jene alten Phantafiebilder von 
dem urfprünglichen Einkommen und abgeleiteten Einfommen, dem National- 
einfommen und Nationalcapital, al3 etwas Befonderem neben dem Einfommen 
und Capital aller Einzelnen u. ſ. w. noch heute fortipufen können. 

Sie find wejenlofer Schein jobald man ihnen zu Yeibe geht?44). 

Held felbft, der übrigens zu Denen gehört, die bereits einen Theil jenes alten 
Scheinwerks mit Erfolg angegriffen haben 35), legt jchlieklih auch auf die 
Beachtung des Nationaleinfommens bei der Bejteuerung fein fo 
hervorragendes Gewicht, al3 man nad) feinen längeren Ausführungen hierüber 
erwarten zu fünnen meint 35%), „Es giebt eine Menge von Fällen” — fagt 
er — „in denen Etwas al3 Einfommen erſcheint, was nicht Theil des 
Gejammteinfommens iſt“, aber in ſolchen Fällen empfiehlt er keineswegs, ſich 
bei der Beteuerung an das Geſammteinkommen zu halten. Man 
„muß“, meint er 36) vielmehr, — das „praktiſch berehenbare Einzel— 
einkommen“ ins Auge faſſen. „Praftifch genommen’ genüge es, „wenn 
der Staat fih an diefe Größe hält, denn wenn darin auch Theile des National- 
einkommens fteden (?), oder abgeleitetes Einkommen, das ſchon bejteuert ift, fo 
fann man ſich tröften, da das in Sondereinfommen umgeſetzte Nationalcapttal 
durch neue Capitalanfammlung reichlich erjett wird, und da die Doppel- 
befteuerung, die vorliegt/?), wenn e3 fich factiſch um abgeleitetes Einkommen 
handelt, feine großen Klagen wegen ungerechter und ungleiher Behandlung 
hervorrufen kann“ 37). 

Co ift auch Held ſchließlich alſo das fahbare Einzeleinfommen 
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das wirfliche Steuerobject. Und von feinen ſämmtlichen, längeren Ausführungen 
über da3 Verhältniß der Steuer zum Nationaleinfommen darf füglic hier 
abgejehen werden. 

Jenem Einzeleinfommen gegenüber aber wird von Held die 
Beachtung folgender Hauptgrundfäge der Befteuerung empfohlen: 3®) 

1) der Allgemeinheit, wonach Jeder, der überhaupt ein Einkommen hat, 
auh Steuer zahlen foll, 

2) der Gleichheit, wonach „das Einfommen, da3 in verjciedenen 
Productionszweigen erworben wird, ohne Rückſicht auf die Art 
feiner Quelle gleihmäßig befteuert werden ſoll“ und endlich 

3) der „möglidften Shonung des Nationalwohljtandes und 
feines Auffhwunges durch beftändige gleichzeitige Rückſicht auf 
die emporftrebenden ärmeren Clafjen und auf die capitalvermehrenden 
reicheren Stände”, 

Wird hiebei von der Forderung ad 2, der in ihrer Verneinung der 
Forderung verfchtedenen Belaftung fundirten und unfundirten Einkommens 
m. D. keine swegs beigetreten werden fann 3°), abgejehen, jo ift gegen das 
Uebrige an ſich freilich wenig zu erinnern. Es fragt ſich aber, ob diefe Regeln, 
auf die ſich Held im Wefentlichen bejchränfen zu können glaubt 49), wirklich 
für ausreihend zu erachten find. Und diefe Frage ift m. D. durchaus 
zu verneinen. 

Regel ad 1 fagt nur, wer befteuert werden foll. Ueber die Art um 
Weife, wie das gejchehen ſolle giebt, abgeſehen eben von der zuvor ſchon 
beurtheilten Regel ad 2 — nur der dritte jener Grundjäge Auskunft. 
Und wenn diefer Lediglich vorjchreibt, man folle durch beftändige gleid: 
zettigeRüdfihr auf Armund Reichden Nationalwohlftand 
möglihft [honen, fo tft damit im Grunde äußerſt wenig gejagt. 
E3 kommt das m. D. etwa auf dafjelbe hinaus, als wenn mir, wenn id 
im Walde verirrt bin, auf die Frage, wohin ich denn meine Schritte zu 
lenfen habe, gerathen wird, jo zu gehen, daß ich möglichft wenig mit den 
Bäumen des Waldes in Colliſion fomme. Sicherlich iſt ſolche Fußfpigen: 
Ihonung wichtig. Aber die Sorge um den Weg findet dadurch nicht ihre Er: 
ledigung. Und fo mag der Finanzmann immerhin ftreben und tradhten, den 
Wohlftand zufhonen und aufArm und Reid möglichſt Rück 
fiht zu nehmen. Die Frage nad) dem richtigen Weg der Befteuerung 
ift damit offenbar ganz und gar nicht gelöft. 

Setzen wir und dod einmal in die Lage, wir hätten ein Communalſteuer— 
Negulativ zu entwerfen oder ein entiworfened zu prüfen und erhielten bei 
Prüfung der in Frage kommenden allgemeinen GefihtSpunfte nichts weiter 
an die Hand, als jenen Rath möglichjter Wohlftandsihonung und Rückſicht— 
nahme — in welcher Yage wären wir da? Wir glihen dann in der That 
nah altem Bilde dem Schiffer auf hoher See, ohne Compaß und Steuer. 
Wir hätten eben gar feine Stütze. Denn jener Rath — würden wir 
jagen — der ift und nit von Nöthen Schonung und Rüdfihtnahme 
gehört am fich Schon zu unferen Gewohnheiten. Wir verlangen aber zu willen, 
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welhes die Grund ſätze find, denen wir in Ausübung derfelben zu folgen 
haben, welches das Ziel ift, auf das wir hinarbeiten follen. Und darauf 
geben uns Held's Grundfäge feine Antwort. In feinen fpäteren Ausführungen 
hat ſich auch ihm indeffen die Nothwendigkeit aufgedrängt, weitere Erwägungen 
zu Hülfe zu nehmen, und fo bat er thatjächlid namentlich aud) dem 
Grundfage der Opfergleichheit in feinen Vorſchlägen m. D. Rechnung 
etragen. 

: in ſich wahr“ — meint er — „fei derjelbe 1), Doch laſſe ſich für die 
Empfindung des Dpfer3 fein „allgememer rechneriſcher Maaßſt ab“, 
fine „zahlenmäßige Beziehung zwiſchen Einfommen und Steuerlaft‘ 
finden, und „gegenüber von Theorien , die eine ſolche Beziehung als 
allgemein gültig aufftellen wollen‘, habe immer nod) die Praris vet, „die 
fi damit begnügt, Diejenigen Steuern für gut umd gerecht zu erklären, über 
die am wenigſten geflagt wird”. Deshalb ſeien auch die Fragen, ob vom zu 
befteuernden Einfommen das fogen. Eriftenzminimum abgezogen, ob fundirtes 
und unfundirtes Einfommen verfchtedenartig beftenert und ob auf die Größe 
der Familie bei der Beftenerung Rüdficht genommen werden folle — „ins: 
gefammtzuverneinen‘ — „ſofern fie aus dem Gefidtspunfte 
ber Öleihheit der Opfer aufgenommen werden“?). Denn 
„Die Verſchiedenheit der perfönlichen Opfer“ werde man „durd) eine gefetzliche 
Caſuiſtik Schließlich eher vermehren, ald vermindern, da praktiſch dod 
feine Möglichkeit zur objectiven Bemeffung der indivi— 
en Dpfer gegeben und das einfachfte Geſetz in dubio das 
efte ſei. 

Troß diefer Ausführungen hat Held ſelbſt indefjen m. D. indirect den 
Grundfag rer Opfergleichheit bei der Befteuerung in gewiſſem Umfange 
zu dem feinigen gemacht, z. B. bei Darlegung der Gründe, die für die auch 
von ihm empfohlene progreffive Befteuerung ſprechen. Nach feinen — fehr in 
da8 Detail gehenden — Borjchlägen follen nämlich in Nothzeiten Einkommen 
von etwa unter 300 Rth. ca. 1 -2 Procent, dagegen Einkommen von etwa 
300 — 1000 Rth. ca. 3— 6 Procent, Einfommen von etwa 1000 - 3000 
Rth. ca. 8 Procent, und endlich Einfommen über 3000 Rth. ca. 10 Procent 
und darüber Steuer entrichten fünnen, und zur Begründung diefer Vorſchläge 
wird bemerft: 

Die Glaffen mit einem Einfommen von unter 300 Rth. ſeien nur 
deshalb zu befteuern, damit fie überhaupt eine divecte Steuer zahlen 2°), 

Bei der zweiten Clajje von ca. 300—1000 Rth. Einkommen fei „zu 
bedenken, daß man hier immerhin leichter, als beim Wohlftand auf den 
Punkt fommt, wo die directe Steuer wehe thut(!) und die wichtigften 
Lebens intereſſen beeinträdhtigt‘‘(!) 

Bei den Perſonen mit über 1000 Rth. Einkommen aber ſei, falls der 
Staat große Anſprüche an ſie ſtelle, z. B. 10 Procent ihres Einkommens 
fordere, ebenfalls eine Abſtufung in zwei Claſſen geboten, da 100 Rth. 
Steuer Manchem, der nur 1000 Rth. Einkommen habe, ſchwere Ent— 
behrungen(!) auferlegen“ können, während man, wenn z. B. nur die 
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Steuer von Einfommen über 3000 Rth. auf diefe Höhe gejtellt werde — 
„damit nur das Anwachſen des Reihthums, nicht die ftandes- 
gemäße, geihmweige menfhenwürdige Eriftenz der Perſonen 
Beeinträgtigt” u. jm. 

Ih mag mid irren. Aber m. D. wird in diefen Ausführungen mit 

den bier gebrauchten Worten „wehe thun“, „Entbehrungen auferlegen“, 
„Lebensintereſſen beeinträchtigt“ u. ſ. w. über jene Regel ad 3, die nur 
„möglichfte Schonung des Nationalwohlftandes und jeine3 Auffchrwunges durch 
beſtändige gleichzeitige Rückſicht auf die emporſtrebenden ärmeren Claſſen und 
auf die capitalvermehrenden reicheren Stände‘ gebietet, hinausgegangen 
und es wird ſtillſchweigend gerade jenem Principe der Anſtrebung möglichſter 
Gleichheit der entſtehendeu Opfer Rechnung getragen 43), welches in die Steuer: 
regeln aufzunehmen nad) dem zuvor Bemerkten Anftand genommen war. 

Das wirflid Richtige hat ſich vermöge feiner innern Schwerkraft von 
jelbft zum Durchbruche verholfen. Wäre dafjelbe aber klarer erfannt worden, 
jo wäre m. D. Manches vermieden, was mir wenigftens al3 Irrthum erjchennt, 
z. B. Das, daß „wenn man den Grumdjag der Gleichheit der Opfer zum 
Ausgangspunkt nimmt, die ewig offene (sie) Frage fteht, ob(!) umd 
welche Progreffion am gerechteſten ſei“ #9), daß eine Scheidung und verſchiedene 
Belaſtung fundirten und unfundirten Einkommens nicht erforderlich jet #3), daß 
auf die Größe der Familie nicht Rüdficht zu nehmen fer, daß im teuer 
wejen „die Gerechtigkeit voranzuftellen deshalb verfehlt“ fe, 
„weil e3, wenn man von ben Steuern de lege ferenda handelt, ein 
einfache, allgemein anerfanntes und allgemein anwendbares 
Primcip der Geredtigfeit nit giebt, wie ſchon der nie zu 
ihlihtende(!!) Streit beweife, ob dem Steuerfuftem im Ganzen die 
Proportion oder Progreſſion zu Grunde gelegt werden müfje +6), daR, 
wie eine genaue Einfommensberehnung bei den niederen Einkommen zwecklos 
jei, jo bei ihnen „auch eine ſonſtige Berückſichtigung derfpeciellen 
Yeiftungsfähigfeit mach geſetzlicher Gafuiftit unpraftifch jein 
würde, da eine ſolche doch nie alle Fälle des praftifchen Lebens richtig 
treffen würdet”) u. ſ. w. 

M. D. muß gerade in jo wichtigen, das Eigenthum tief berührenden 
Dingen, wie es die Steuern find, die Geredtigfeit in der That 
vorangeftellt werden. Und iſt der richtige Weg zu ihr noch nicht 
gefunden, jo tft er zu ſuchen!! Das iſt unſere ernſteſte Pflicht. 
Und gehen wir in Erfüllung dieſer Pflicht dem hier empfohlenen Ziele der 
Vertheilung der Laſt nach der Leiſtungsfähigkeit nach, ſo werden wir, wie zu 
zeigen verſucht werden ſoll, ſchon allein durch dieſes Streben dahin geführt 
werden, uns für Progreſſion, für höhere Belaſtung des fundirten Einkommens, 
für eine wenigſtens eingeſchränkte Berückſichtigung der Ausgaben für Familien, 
Schulden ꝛc. auszuſprechen. 

Was der Geſetzgeber von uns verlangen kann, iſt gerade, daß wir uns aus 
principiellen Gründen für beſtimmte principielfe Ziele ausfpreden. 
Die Ausführung bleibt natürlich Sache Derjenigen, die das Maaß der 
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Ausführungsmöglihkeit nad) den betreffenden Verhältniſſen beurtheilen fünnen. 
Aber in der Idee das Ziel fuchen, das Ideal conftruiren, das ift uns 
überlaljen, und daran haben wir fort und fort zu arbeiten. — — 

Nach alledem fragen wir nun endlich, weldes denn die Einwen— 
dungen find, die gegen die hier als richtig hingeftellten Grundjäge erhoben 
werden. 

Abgefehen von den Einwendungen Derjenigen, welche der ſchon erörterten 
und in gewiſſem Umfange auch al3 durchaus berechtigt erfannten Forderung 
der Bertheilung der Laften nad) den Gegenleiftungen eine große Bedeutung 
beimefjerr , wird insbeſondere geltend gemacht, daß es der Willkür Thür und 
Thor öffne, die Steuern nad) der Leiſtungsfähigkeit und unter Berückſichtigung 
der zu erwartenden Opfer umzulegen, da ſich die Größe der Opfer nicht 
ertennen, und ebenfo wenig die Yeiftungsfähigfeit „in eine rechnungsmäßige 
Geſtalt bringen‘ Lafie. 

Indeſſen, um zunächſt des Tetteren Ausdruds zu gedenfen, der ſich in 
Verbindung mit ähnlichen, wie Mangel an rehnerifher Beziehung, 
an rehnerifhem Verhältniß, rechneriſchem Zufammenhang, 
rechneriſchem Modus u. ſ. w. in Held’3 gedachten Werk jehr oft wieder: 
bolt findet — giebt es denn auferhalb der abjtracten Zahlenwiffenichaften 
überhaupt viel „rechneriſche Draafftäbe‘ und „vechnerifche Beziehungen‘? Iſt 
man nicht in der Praxis regelmäßig in der Page, ſolche entbehren zu 
müſſen? Hat der Arzt einen „rechneriſchen Maafftab“ zur Beurtheilung der 
Gejundheit dieſes oder jenes Organs, der Künftler zur Beurtheilung der Schön— 
heit eines Gegenſtandes, der Eriminalrichter zur Beurtheilung der Sittlichkeit 
einer Berfon u. j. w.? — Sicherlich nicht. Das Rechnen ift ein fehr be— 
quemes Hülfsmittel, aber im Strom des Lebens von ſehr untergeordneter 
Bedeutung, und dem Mangel vechneriichen Maafftabes muß ſich der Finanz> 
beamte gerade ebenfo fügen, wie viele Andere. Statt des Einmaleins muß 
eben Umficht, Befähigung und Kenntniß ihm zur Seite ftehen. Das ift nicht 
zu ändern, mögen nun die Laften nad den Bortheilen, nad) der Yeiftungs- 
fähigkeit oder nach Held's Empfehlung „mit möglichiter Schonung‘ und „Be— 
rüffihtigung von Arm und Reich“ vertheilt werden. — 

Aber die Gefahr der Willkür in der Bertheilung bei Beftimmung 
der Yeiftungsfähigkeit und Opfergröße — wie fteht es mit diefem insbeſondere 
von Naffe neuerdings jo ftarf betonten Uebelſtande? 

Mit Bezug auf ihn ift m. D. zu erwidern, erfteng, daß die Schwie— 
tigfeiten der Ausführung von Principien an fi noch durchaus fein 
Grund zur Verwerſung diefer bilden dürfen, zweitens aber, daß dieje 
Schwierigkeiten auch in dem bier vorliegenden Falle überſchätzt find, infoferne 
jene Gefahr der Willkür nicht größer ift, al3 in manden anderen Dingen des 
praftifchen Lebens und fie durch zweckmäßige Vorſchriften jedenfalls jehr er: 
heblich eingejchränft werden kann. 2 

Was das Erſtere betrifft, jo darf nicht vergeijen werden, dag alle 
Principien in praxi ſchwer oder — beffer gejagt — überhaupt nicht voll- 
ändig in das Leben überzuführen find. Sie find das Ideal, dem nachzu— 


—— — — 
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eifern ift, dem thunlichft fi) zu nähern unfer Streben fein muß. Aber 
volftändig zu verwirklichen find fie ebenfo wenig, wie irgend ein anderes Ge 
bilde unferer Vorftellungen, das fih ung zu Idealen geftaltet. Und fo wenig 
wir jemal3 von dieſen deshalb laſſ en werden, weil ſie uns in ſteter Ferne 
bleiben, ebeuſo wenig dürfen wir im vorliegenden Tal das einmal als richtig 
erfannte Princip aufgeben, weil wir es nicht vollftändig durchführen, 
ſondern uns ihm nur nähern fönnen. Und — beiläufig bemerkt — welder 
Richter oder Gefetgeber in Sachen des Privatredht3 würde ſich denn 3. 2. 
den Einwand gefallen laffen: daß mehrere Kinder nad) Verhältniß des Ber: 
mögens den Vater oder andere Anverwandte zu unterhalten verbunden ſeien, 
wäre principiell richtig, doch praktiſch zu verwerfen, weil ſich das nicht voll: 
ftändig zur Durdführung bringen laſſe? 

Sicherlich Niemand. Recht iſt Recht — würde die Antwort lauten — 
und ein nach Kräften verwirklichtes Recht beſſer, als Unrecht. So haben 
auch wir zu denken! 

Die Schwierigkeit der Ausführung und die damit verbundene Gefahr 
der Willlür iſt ſodann aber auch, wie bemerkt, keineswegs größer als in vielen 
anderen Zweigen der Verwaltung, z. B. bei der Strafrechtspflege, bei Be— 
förderung oder Verſetzung der Beamten, bei Gewährung von Auszeichnungen 
und Remunerationen, u. ſ. w. 

Faſſen wir nur einige Beiſpiele ins Auge! 

Die Strafe ſoll Sühne des Verbrechens ſein. Sie ſoll die Ver— 
geltung für die begangene That in ſich ſchließen, und fie muß ſich deshalb 
ihrer Größe nad) mit jener in Harmonie zu fegen fuchen. Sie foll alfo, wie 
e8 3.B. in Berner's Lehrbucd des Deutfchen Strafredht3 heißt“s) — „nicht 
rohe Zalton‘ fein, „micht Aug’ um Auge, Zahn um Zahn, fondern fie jol 
Vergeltung nah dem Werthe ſein, und nicht bloß Vergeltung nad) 
dem Werthe des äußerlich verlegten Rechts, fo daß e3 nicht darauf 
anfäme, ob die Verlegung caſuell, culpos oder dolos herbeigeführt worden, 
jondern gleichzeitig nad Maafigabe des in der Äußeren Berlegung 
erihienenen Willens“, jo daß dem Richter bei Beftimmung des Straf 
maaßes folgende Aufgabe zugewiefen ift: er mug — jo wird und am angeführten 
Drte gezeigt — einmal das Verbrechen „ausmeſſen“, und er muß danad) 
dann aud die Strafe „ausmeſſen“, und bet erfterem muß er eine „ ubjec: 
tive Scala des Maaßſtabes“ gebrauden, und eine „objective“, d.h. er 
muß einmal, ſofern Dolus in Frage fteht, auf die Klarheit des Bewußt⸗ 
ſeins und auf den Grad der Energie des böfen Willens, und ſofern Fahr: 
läſſigkeit im Spiel iſt, auf den Grad der Unvorfichtigfeit, die Vermeidlich⸗ 
feit des Jrrthums, das Maaß der durch die Verhältnifie an fich gebotenen Cory 
falt u. f. w. ſehen, andererfeits, was die objective Scala betrifft, die 
Bedeutung und den Umfang des verlegten Rechts meflen u. | w. Außerdem 
hat er auch der ſog „mobilen Scala des Maaßſtabs“ nicht zu vergefien, 
nad; welder die Strafbarkeit fteigt, „ja mehr verbrecheriſche Entjchloffenheit und 
Verhärtungen fi in der Natur der zur Ausführung gewählten Mittel und in 
der ganzen Art der Ausführung zeigen‘, je nachdem die Ausführung z. 2. 
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bei Nacht oder am Tage erfolgte, mit zur bezüglichen Handlung an fich beſtimm— 
ten Mitteln, oder „mit den exften beften anderweitigen Mitteln‘ x. Und zu 
alledem ſoll der Richter endlich auch noch der zu erftrebenden Beſſerung 
des Verbrechers eingedenk fein. 

Nun, wenn das Maaß der Strafe innerhalb des vom Geſetz vorgeſehenen 
Maximums und Minimums nach allen dieſen Geſichtspunkten zu beſtimmen 
it, jo darf man mit Berner in der That ſagen, daß „der Richter allemal 
eine bedeutende Gewifjensverantwortlichkeit übernimmt”. Aber ebenfo zweifel- 
los ift die Gefahr der Willkür auf diefem Gebiete eine ſehr große!! Nach 
der Individualität des Richter wird und muß, felbft bei dem beften Willen 
aller Betheiligten, ganz derfelbe Fall verſchiedener Beurtheilung und Strafzu— 
meflung verfallen. Und gegenüber dem „Meer von Willkürlichkeiten“, 
das fich hier aufthut, ift die Gefahr der Willtür in Steuerfachen ficherlich eine 
verihwindend fleine. Aber trog jener Gefahren dürfen wir offenbar nie 
aufhören, dem Ziele der „Vergeltung‘‘ nachzuftreben. Wir wiffen, dag wir auf 
Ihwantem Boden ftehen, aber deshalb dürfen wir diefen Boden nicht aufgeben. 

Aehnlich bei vielen, ja, man möchte beinahe fagen, bei den meiften 
Maaßnahmen der Behörden. 

Denkeu wir 5. B. ferner an den Fall einer Beamtenverfegung. Es 
liegt die Nothwendigkeit vor, einen Beamten an einen wenig erwünſchten Ort 
zu verfegen. Und es fragt ſich: welchen? Die vorgefette Behörde wird fich 
ceteris paribus denjenigen ausſuchen, der die Ueberfiedelung am Teichteften 
ertragen fünnte, dem das hiemit aufzuerlegende Dpfer das geringfte wäre. 
Denn fie fol gerecht verfahren. Dabei wird fie ganz ähnlich wie bei Ver: 
theilung der Steuerlaft, gewiffe, äuferlicd; erfennbare Unterſchiede berüd- 
fihtigen, wie 3. B. Größe der Familie, Krankheit, Alter u. f. w. Sehr 
viele andere Umftände aber wird fie, ebenfalls jo wie dort aus zwei Gründen 
nicht berüctjichtigen: theils weil fie fie nicht der Berückſichtigung werth erachtet, 
wie 3.8. gewiſſe Liebhabereien, Neigung zu diefer oder jener Bequemlichkeit, die 
fortan entbehrt werden müßte u. ſ. w.,theils weil e8 über die Kräfte des be- 
treffenden Vorgeſetzten geht, ſich alle einjchlagenden Umftände ganz zu vergegen- 
wärtigen und zu prüfen, oder doch der hiezu erforderliche Aufwand in einem 
ehr ſchlechten Berhältnig zu dem zu verfolgenden Zmede ftehen möchte. 

Auch da findet alfo im Grunde Willfür jedenfall3 ſtatt. In gewiſſem 
Umfange ift die Entjcheidung nicht Sache der Gerechtigkeit, ſondern de3 Zu: 
falls und individueller Auffaſſung. Man weiß, daß man nicht ganz gerecht 
handelt, aber man darf fi) in dem Gedanfen beruhigen, daß man nad) Lage 
der Umftände der Gerechtigkeit nachzukommen beftrebt ift u. |. w. 

Ganz dafjelbe findet auf die Steuerumlegung Anwendung. 

Man wird freilich einwenden: Jenes find feltene Fälle, während die 
Steuer eine ftetig drüdende und tiefer einfchneidende Laſt iſt. Indeſſen der 
vorhin erwähnten Strafrechtöpflege gegenüber wird das jedenfall3 nicht zus 
gegeben werben fünnen. Und felbft, ſoweit es der Fall wäre, wird daraus 
doch immerhin nur folgen, daß man noch emſiger nach Gautelen zu fuchen 
hätte, den Gefahren der Willkür Schranken zu ſetzen. 
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Wie auf dem Gebiete des Strafrechts ein fehr bedeutender Theil der 
„Gewiſſensverantwortlichkeit“ vom Gefetsgeber zu tragen ift, der bei Beftim: 
mung der Strafmarıma und =minima natürlich auch fehr wenig fihern 
Anhalt in Äuferen Momenten hat, der vielfach faft blindlingS den Knoten 
durchhauen muß, den er nicht zu löfen vermag: jo auch in Steuerſachen. 

Wenn das Geſetz es dabei bewenden ließe, einfach den Grundſatz der 
Leiſtung nad) der Yeiftungsfähigkeit zur Norm zu erheben und fich jeder 
weiteren Vorſchrift darüber enthielte, in welcher Weife diefer Grundfag ver 
wirflicht werden folle, dann müßte allerdings Willtür in gefährlichfter Weile 
um fid) greifen. Und eine Beſchränkung anf ſolche allgemeine Vorſchrift kann 
natürlich) immer nur Ausnahme fein, jie darf nur da ftattfinden, wo es ſich 
um felten eintretende Eventualitäten handelt, 3. B. alfo wenn, wie nad) dem 
oben citirten preußifchen, jetst deutichen Gefege vom 11. Mat 1851 bejondere 
Abgaben und Lieferungen für den Fall deu Krieges in Frage ftehen, oder es 
fi, wie nad) dem vorhin gebrauchten Beifpiele und den oben erwähnten 
Borichriften des preußischen Landrechts — um die doch nur felten zur Cog— 
nition der Behörden gelangende Verpflichtung mehrerer Defcendenten zur Cr: 
haltung des Vaters, Großvaters oder anderer Anverwandten handelt 43°). 

Sp weit dauernde, ftetige Laften in Betracht kommen, wie dies 
regelmäßig bei den jegigen Steuern der Fall ift, ift es natürlich Sache 
de3 Gejetgeberd, den für richtig erfannten Grundfag in feinen Confequenzen 
auszubauen und die Modalitäten feiner VBerwirklihung mit Rückſicht auf ale 
einschlagenden Berhältniffe fo beftimmt, al3 e3 nur thunlid) ift, vorzufchreiben. 
Und das ift auch trog aller dem Gejetsgeber entgegentretenden Schwierigfeiten, 
wie im Folgenden zu zeigen verfucht werden fol, in einer Weife durchzuführen 
möglich, die die Gefahr der Willkür bei der Ausführung kaum größer jein 
läßt, als bei der an ſich nicht zu rechtfertigenden ſog. reinen Einkommen: 
fteuer. — 

Ich glaube aber noch einmal — gerade auf Grund mancher im praf- 
tijchen amtlichen Leben gewonnenen Erfahrungen wiederholen zu dürfen: Der 
Grundfag an ſich muß feftitehen. Ueber ihn muß man fid) klar geworden 
fein. Sonft ift der Imconfequenzen, Unficherheiten und Mängel fein Ende. 
Und wenn die Theorie dem Praftifer irgend etwas zu leiften vermag: fo iſt 
bier der Stein zu heben. Hier muß fie Rath und Hülfe geben. Sie muß 
den Grundſatz ſuchen helfen und muß feine Gonjequenzen zu 
erfaffen fuden. 

Wie nothivendig das ift und wie wichtig es 5. DB. für den Gejetsgeber 
ift, daß ihm über das in Steuerfachen zu erftrebende Ziel ein klares Bild 
vorſchwebe — dafür fei zum Schluffe hier noch folgender Beleg beigebradit: 
In den Steuergefegentwürfen von 1871 und 1872 vertheidigte die ſächſiſche 
Regierung die die Verfchuldung der Grundbefiger und Gemwerbtreibenden um 
Allgemeinen nicht berücfichtigenden und infoferne jedenfall3 ungerechten*”) 
Grund und Gewerbefteuern furzweg mit der Bemerkung: diefe Steuern be: 
fümmerten fih „gar nit um die Privatwirthichaft des beitragspflichtigen 
Subject3“ und kämen dadurd über alle jenefch wierigen und gehäffigen Ein 
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mifhungen in die Privatverhältnifje der Einzelnen hinweg, die bei der Ein- 
fommenfteuer unvermeidlich feten. „Die Perſonen“ betrachteten. die Ertrags- 
fteuern — fo hieß e8 da — „nur als die legalen vom Staate an— 
erfannten Repräfentanten des fteuerbaren Objects“, und es 
wirde „daher auch die Höhe der von ihnen zu entrichtenden Steuer nur 
nah dem Ertrage diejes Objects“ bemejjen, „ohne (sic) darauf 
Rücjiht zu nehmen, od die zur Zahlung verpflichtete Perſon (se. je nach der 
Verihuldung des Grundſtücks) in der Yage ift, den ganzen Ertrag jenes Ob- 
jetts für fi) behalten zu können‘, 

Gewöhnlichem Menſchenverſtand erfcheint es offenbar ungerecht, im 
Steuerweſen (e handelt ſich nicht um nach den Vortheilen der bezüg— 
lichen Anſtalten aufzulegende „Beiträge“, ſondern um „Steuern“ in dem oben 
angenommenen Sinne dieſes Worts,) dem Beſitzer eines zu °/, oder /, feines 
Werthes verjchuldeten Grundſtückes dieſelbe Yaft aufzuerlegen, wie Jemand, 
der ein gleich ergiebiges Grundſtück ſchuldenfrei beſitzt. Und wer fich nur 
halbwegs des Grundgeſetzes der Befteuerung nad) dem Maafftabe der 
Leiitungsfähigkeit|, der Opfergleichheit bewußt ift, wird diefe Anficht zu 
vertreten wiſſen. 

Aber jenen Motiven gelingt es, ein Andere nachzuweiſen: 

„die Gerechtigkeit (!) jenes Princips — fo fahren fie fort — 
„uegt in der allgemeinen und gleihmäßigen Anwen= 
dung defjelbeu auf alle Elafjen der Steuerpflid: 
tigen“ 0), | 

Da haben wir’3. Ob im Einzelnen jenes Verfahren gerecht jet oder 
ungerecht, läßt man dahingeftellt. Aber die „gleihmärgige allgemeine‘ 
Anwendung deffelben verbürgt die Gerechtigkeit. 

Liegt es da nicht nahe, nad) den vorhin ſchon gebrauchten Beispielen 
and eine „ganz allgemein und gleichmäßig“ durchgeführte Befteue- 
tung 3. B. nad) der Zahl der Zähne oder der Größe des Naſenwinkels, 
der Länge der Augenbrauen u. |. w. ebenfall3 gerecht zu nennen? Jene ab: 
geihmadte Annahme, al3 ob mit dem Grundjage der „Gleichmäßigkeit“ 
der Befteuerung irgend etwas erreicht fei, hatte den Berfafjer der Motive 
offenbar irre geführt und ihn darüber das eigentliche Ziel der Beſteuerung 

verfennen laſſen. Und diefelbe Thorheit mußte ſich natürlid — wie an den 
Grundzügen jener Gefegentmürfe, jo aud an manden Einzelnheiten der: 
jelben rächen. 
Nun hatte ſich freilich die jächfiihe Regierung durd) ihre Gejegentwürfe 
früher in die Lage gebracht, daß, wie man von Italien einft fagte, es hätte 
die beften Schriften über das Geld und doch die fchlehteften Gelveinrichtungen, 
jo von Sachſen früher füglich behauptet werden fonnte: e3 hätte die beiten 
ſtändiſchen Commifjionsberichte über Steuerreform und doch zugleic) die wenigft 
jureichenden Gejegentwürfe auf diefem Gebiete. Indeſſen zu ähnlichen Be— 
denfen, wie die bier angeregten, geben auch die bezüglihen Entwürfe mancher 
anderer Länder hinveihenden Grund. Und e3 Liegt aljo im der That 
dringende DBeranlafjung genug vor, einerfeit3 die Nichtigkeit der Hauptprin- 
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cipien der Befteuerung außer Zweifel zu ftellen, fodann aber auch — fo weit 
fi Allgemeines hierüber beibringen läßt, — die Confequenzen zu ziehen, zu 
denen jene Principien führen. Mit Yegterem hat es das Folgende zu thun. 


— 


Viertes Kapitel, 


Folgerungen aus dem a — Beſteuerung nad) der Leiſtungs⸗ 
ähigkeit. 


Erſter Abſchnitt. 
Die fog. progreſſive oder degreſſive Beſteuerung. 
A. Allgemeines und Thatſächliches. 


In der Situng des preußischen Abgeordnetenhauſes vom 21. Februar 
1872 legte Gneiſt bet Gelegenheit der Verhandlung über die won der Com: 
mifjion des Hauſes vorgejchlagene Ermäßigung des von den untern Claſſen 
zu zahlenden Claſſenſteuerſatzes folgenbe Berwahrung gegen die Progrejjiv- 
fteuer ein: 

„Mit einem ganz harmlofen Geficht bringt ung die Commiſion“, To jagte 
er, „einen Vorjchlag ein, der von einer Stelle des Haufes bis zur andern 
ernftlich erwogen werden jollte, weil er das Schlimmſte ift, was je von 
dDiefem Haufe befhlofjen werden könnte Progreffive Eur 
fommenfteuer heißt die Demoralijation des ganzen dırecten 
Steuerſyſtems, dem fie den Grundfag der Gerechtigkeit von 
unten herauf unter den Füßen wegzieht. Wir würden mit einer 
ſolchen Annahme einer „Ermäßigung“ der unteren Claſſen ein Gift in das 
directe Steuerſyſtem bringen, das kaum wieder herauszuſchaffen iſt.“ 

Ganz ähnliche Anſichten haben heute noch ſehr weite Verbreitung. 

Wie einſt Herrmann bei der Verhandlung über das bayeriſche Ein: 
fommenfteuergefeg in der bayerischen zweiten Kammer mit Bezug auf die in 
jenem Geſetze vorgejehene Steuerprogrejjion jagte: Die fteigende Scala erfülle 
ihn mit tiefer Betrübniß, fie ‚gebe zwar nur „mit ganz Kleinen Procenten‘‘ in 
die Höhe, es jet alfo nur ein „wenig Communismus“ in ihr, aber em 
wenig oder viel ſei „einerlei“, er wolle Gerechtigkeit und Conjequenz!): ſo 
nannte noch kürzlich einer der erften Namen auf voltswirtbichaftlichem Gebiete 
in Frankreich, 2. Wolowski, in der Sitzung der franzöfiichen National-Ver— 
fammlung vom 21. December 1871 die Progreſſivſteuer — allerding3 unter 
gewiſſen Reſerven, auf die ich noch zu fprechen fomme — destructive et 
funeste!?), ebenjo haben ſich bei Gelegenheit ver neueften ſächſiſchen Steuer: 
reform noch kürzlich Rofher und Schnoller — zu Gutachten im diejer 
Sache aufgefordert — nah den hierüber vorliegenden Nachrichten gegen 
Steuerprogrefjion ausgefprohen (p. 3283 bes Berichts der Steuer = Depu: 
tation der jähfifchen 2. Kammer von 18722). Und bekannt ift, daß die ver- 
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breitetften Lehrbücher von Rau, Umpfenbad, Stein u, |. w.?*) im Grunde 
ebenfall3 gegen Steuerprogreſſion find. Rau nennt diefelbe „nicht empfehlens- 
werth”, Umpfenbach ift jie — abgejehen von einem fleinen „Körnlein 
Wahrheit“ — eine „himmelſchreiende Abjurdität” u. |. w. Ebenſo tritt Waffe 
für proportionale Befteuerung ein, jo weit e3 ſich nicht um Ausgleihung 
jener „umgefehrt progreſſiven“ Befteuerung handelt, die mit den großen Con— 
jumttongfteuern auf Salz, Kaffee, Spirituofen, Zucker, Tabaf ꝛc. verbunden 
jet. Held ift perjönlid), wie bemerft, der Einfommenfteuerprogrejjion nicht 
abgeneigt, aber er hält die Frage, ob an fich die Progrejfion „am gerechteften” 
jet, für eine noch „offene“, nennt den Streit hierüber einen „mie zu ſchlich— 
tenden“ u. |. w. Und im Publicum dürfte insbefondere unter den Befigern 
größerer Einkünfte die Zahl der Vertheidiger der Steuerprogreffion noch jehr 
gering fein. Die Furdt vor dem in ihr verborgenen „Gift“ übt nody in 
weten Kreifen ihre Wirkung. Und dieſe Furcht und die Bedenken, auf die 
fe ſich ftügt, find aud) feineswegs ganz und gar unbegründet, fondern in der 
That ernfter Erwägung werth. 

Prüfen wir indeſſen, ehe eine folche verſucht wird, zunächft, welche Ver— 
breitung denn jenes gefährliche Uebel thatfächlich zur Stunde gewonnen hat! 
Vielleiht daß fich hieraus ſchon die Gefährlichkeit defjelben etwa analog der: 
jenigen mancher anderer „langſam tödtender‘ Gifte ergiebt, die trog aller 
Gefahren, die fie in ſich jchließen, doc im Grunde das Leben mehr zu ver: 
lingern, al3 zur fürzen geeignet find. 

Denn Barteu?) fi feiner Zeit den fonderbaren Ausfprud, erlaubte, 
es jheine ihm die Neigung der Deutſchen zur Progrefjivftener in natürlichem 
Zufammenhange zu ftehen mit les tendances vagues et senti- 
mentales de l’esprit germanique, während die proportionale 
Steuer ihm rigoureuse et logique comme l'ésprit frangais 
eriheine, jo hat er damit offenbar einen Irthum zu erkennen gegeben, über 
den ihn ein Studium der Progreffivftenern bei unferen wenig jentimentalen 
jühweftlichen Nachbarn Leicht hätte aufklären fünnen. Aber richtig ift, daß 
eine progreffive Beftenerung auf deutfchem Boden ganz befonderd weite Ver— 
breitung gefunden hat, und nicht erft in neuefter Zeit. 

We — um von älteren Vorgängen hier abzujehen — 3. B. in Sadjen 
unter Churfürft Friedrich Auguft im Jahre 1742 eine allgemeine Ein- 
fommenfteuer erhoben wurde, welde alles Einfommen von 100—1000 Rth. 
mit 19%/,, von 1000 — 10000 Rth. mit 2%/,, von 10—12000 Rth. mit 3%,, 
von 12— 15000 Rth. mit 4°%/,, von 15— 20000 Rth. mit 5°%/,, von 20— 
25000 Rth. mit 6%, und endlich alles noch höhere Einfommen mit 8°), 
belaftete: jo wurden — was man nur zuhäufig überfehen hat, in Deutjchland 
auch am Ausgang des vorigen und Anfange diefes Jahrhundert3 aus Anlaß 
der Franzofenkriege in den verschtedenften Gegenden jehr zahlreiche progrejfiv 
veranlagte Steuern erhoben: 

Die Öfterrreihifche Elaffenfteuer von 1799 u. 1500 unterwarf 
ale Eintommen über 100 Gulden in 23 Claſſen einer progreffiv ſich fteigern= 
den Steuer von 24/, bis 20 (!) Procent, die ba di ſche Erwerbs- und Ver— 
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mögensfteuer von 1808 bis 1813 erhob von Einfommen über 300 Gulden 
einen Procentfag, der fi) mit der Größe der Einfommen von 4, auf 6 
Procent fteigerte, die Stände der Markgrafſchaft Oberlauſitz legten 1807 
eine Gapitalfteuer auf, die !/, Procent von allem Capitalbeſitz unter 
5000 Rth. betrug, bei größerem Befig aber von 1/, bis 2 Procent ftieg, in 
ganz Preußen wurde 1812 eine auferordentlihe Eintommenfteuer mit 1 
Procent vom Einkommen unter 300 Rth. und 5 Procent von allen größeren 
Einfommen erhoben. Aehnliches gefchah in den Niederlanden am Aus 
gange vorigen Jahrhunderts. Mean erhob 1798 eine fteigende Steuer von 
4, 5 und 10 Procent, 16800 eine folde von 2—7 Procent 3*) u. ſ. w. 

Später haben befanntlic) insbeſondere die Bewegungen der Jahre 1848 
und 1849 zur Einführung ſehr zahlreicher progreffiver Steuern in Oeſterreich 
und allen deutſchen jog. Meittelftaaten geführt. Aber aud) ganz abgejehen 
bievon hat fid) die Ueberzeugung von der Berechtigung folher Steuern bei 
Regierungen und Landesvertretungen in neuerer Zeit nad) und mad) immer 
mehr Terrain zu erobern gewußt. Und im Einzelnen ift die Sachlage heute 
in Deutjchland etwa folgende: 

In Preußen hat die progreffive Einfommenftener ihren Sit vorzugd 
weile in den Städten in Gemäßheit der von diefen erlajjenen Regulative über 
die Abgaben zur Befriedigung des communalen Bedarfs. 

Doch auch die allgemeine Staats-Claſſen- und Einfommenfteuer it 
in Preußen progrejjiv. 

Nach einer von der Regierung gelegentlich jelbft über die frühere Elafjen- 
fteuer aufgeftellten Rechnung wurden — fo meit diefe Steuer nach dem früher 
hier |hon Erörterten unter Zugrundelegung einer Claffeneintheilung der Ein- 
fommen zur Beranlagung kam, durchſchnittlich 

von Einfommen unter 100 Rth. 
0,67—1,33 Procent in Stufe I 

„ * von 100—150 Rth.e: 160 „ vn. U 
> 3000 TE: VVV V ——— 
200—250 „ 186—141 


" r 250— 300 n 1,82 1 n 7 V 
" „ 300—350 " 1,85 r 7) [2 VI 
m m " 350— 400 7) 2 13 » „ 7 VII 


J 400—500 2,22 „ „ vu 
erhoben u. ſ. w., bi3 fich dieſer Procentfatz bei Einkommen von 900 — 1000 
auf 2,52 und bei Einkommen von über 1000 Rth. auf durchſchnittlich 
etwa 2,75 Procent und darüber erhob. (Vgl. auch: Amtliche Denkſchrift über 
die vormaligen Steuern im Königreih Hannover von 1867) ?). 

Dieſe Progreffion ift heute, nachdem das Gefeg vom 1. Mat 1851 durd 
dasjenige vom 25. Mai 1873 ergänzt ift, eine für bie unteren Claſſen noch 
günftigere geworden. 

Einkommen von 140 Rth. - 220(!) Rth. zahlen danach jährlid 1 Rth., 
oder durchſchnittlich 0,56%/,. 
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Rth. durchſchnittl.: 0,77%, 


Einkommen von 220—300 Rth. mit 2 
7 [7 300—350 " „ 4 Z l, n 
2 n 350 400 [7 " 5 2 2 1,3 7 
"„ " 400—450 n „ 6 " Z 1,41 n 
1 " 450—500 ” " 8 " „ 1,68 7 
500 - 550 10 


" ‚ " Zi 44 rn ! " 
und erft bei Einfommen über 550 Rth. bis 600 Rth. erhebt ſich der zu 
entrichtende Procentfag gegenwärtig durchfchnittlih auf jene 2 Procent, die 
früher ſchon von etwa 350 Rth. ab zu entrichten waren, und fteigt dann 
allmählig bis zu 2,52°%/, durchfchnittlich bei Einfommen von 900— 1000 Rth. 
und durchſchnittlich 2,780), bei noch größeren, der fog. eigentliden Ein- 
fommenfteuer unterliegenden Einftommen.?) 

Das „Gift der Progrefjion hat alfo in Preußen bei den Staatäfteuern 
in der That ſchon in recht beträchtlichen Umfange Verbreitung gefunden. Und 
die preußische Negierung hat ihm übrigens, wenngleich nicht direct, jo doch 
indirect, auch ſchon in jenem Gefege vom 11. Juli 1822 Rechnung getragen, 
weldhes iiber „die Heranziehung der Staatödiener zu den Gemeindelajten‘‘ 
disponivt. Denn nad) diefem Gefeß follen Seitens der Gemeinden zu Bei— 
trägen zu Communalbedürfniffen, falls folche durch „directe““ Abgaben gededt 
werden, von den Beamtengehälten von über 500 Rth. jährlih im Ganzen 
2 Procent erhoben werden dürfen, dagegen von Gehälten von 250 bis 500 
Rth. nur höchſtens 1'/, Procent und von Gehälten unter 250 Rth. fogar 
nur höchſtens 1 Procent, damit — fo heift e8 im Gefege — ihr (der Be— 
amten) Unterhalt unter feinerlei Umftänden zu ſehr gejchmälert werde ®). 
Die Regierung hatte damit alfo anerkannt, daß es — um den Beamten— 
gehältern die etwa gleiche Schonung zu Theil werden zu laſſen, erforderlic ſei, 
die Steuern für die niederen Gehälter innerhalb geringerer Procentfäge zu 
halten, ala gegenüber den höheren. 

Und wie verhält es fich thatjächlich heute mit jenen Communalfteuern 
der preußifchen Städte felbft ? 

In einem erheblichen Theile der Letteren hat die Progreifion durd) An: 
{chluß der communalen Steuern an die progrefjiven Staatsfteuerfäge Eingang 
gefunden. In einer noch viel beträchtliheren Zahl aber hat man dies nicht für 
ausreichend gehalten, fondern, indem man fi) im Uebrigen an jene Steuerſätze 
hielt, doch zugleich eine ftärkere Progreffion, insbeſondere zwiſchen den mittleren 
und unterften Steuerftufen in der Art eintreten laffen, daß man die letteren 
erleichtert. Und am größten ift emblich insbefondere unter den größeren 
Städten die Zahl derjenigen, die in eigener Communaleinfommenfteuer be= 
jondere Progrefjivfteuerfäge feftgefetst haben, deren Progrefjion über die der 
Staatöftenerfäge im Allgemeinen weit und zum Theil fehr weit hinausgeht 7). 

Um mit den größeren Städten zu beginnen, jo fonnten vor Kurzem 
von allen Communen über 30,000 Einwohnern allenfall® zwei den zweifel- 
haften Vorzug für fi in Anfprucd nehmen, von der Progreffivftener frei zu 
fin: Magdeburg, wo indefjen eine neue progrejfive Einfommenfteuer vor= 
bereitet wurde, und Stettin, wofelbft eine Einfommenfteuer überhaupt nicht 

.68* 





116 Fr. 3. Neumanı. 
‘ 
eriftirt, alfo auch nicht eine progrefjive. Es bejteht in Stettin nämlich — 
zulegt geordnet durd) das Communalabgaben- Reglement vom 2. März 
1862 — die in dem preußifchen Großſtädten jonft mirgend mehr vorhandene 
Einrichtung, daß zwar „perſönliche“ Communalabgaben entrichtet werden, aber 
nicht joldhe nad) dem Einfommen oder nad) Elaffen, die unter Berücjichtigung 
de3 Einkommens generell aufgeftellt find, fondern nad) „Erwerböftänden” 
und innerhalb diefer nad) der vierfachen Abftufung des „geringen,‘ 
„mittelmäßigen,“ „guten,“ und „bedeutenden“ Einkommens. 
Ber „geringem Einkommen“ d. h. ſolchem, welches den Betreffenden 
— wie e8 in jenem Reglement heißt — „nad feinen Standesverhält: 
nifjen mit feiner Familie nur dürftig nährt,“ ern > B. Kaufleute 
1—3 „Portionen, andere Gewerbtreibende Y,—1 „Portion“, Rentiers gar 
nichts (sic) zc., bei „mittelm äßigem Einkommen“ d. h. ſolchem, welches ven 
Betreffenden nad) den Worten jenes Reglement? „im Nothwendigen aus— 
kömmlich ernährt‘: Kaufleute 4- 9, andere Gewerbetreibende 17/,— 21/5, 
Rentiers Y,—2 „Portionen u. ſ. wᷣ., und es richtet ſich dabei die Höhe 
der „Portion“ — „nach dem jedesmaligen Erforderniß.“ Site betrug 3. 2. 
1872 1 Rtb., im Allgemeinen über bisher 20 Sur. monatlid. An fid) ift 
nun bei diefer Befteuerung wie bemerkt, eine Progrefjion der Steuerfäge nicht 
vorgefchrieben, doch fünnte eine ſolche, bei dein innerhalb der einzelnen Claſſen 
den Einfhägenden gegebenen Spielraum in_der Wahl der bezüglichen „Por: 
tionenzahl“ thatfählih jehr wohl zur Uebung fommen. Und deshalb Schreibt 
aud) der Magiſtrat der Stadt auf die bezliglid der Steuerprogreſſion geſtellte 
Anfrage nur: „Da die Steuer hier nicht nad) fpeciell ermittelten Summen, 
jondern nad) Begriffen vertheilt wird, fo Laffen fih — die geftellten Fragen nicht 
genau beantworten.‘ Es Tief fid) alio aud) von den beiden Städten Magdeburg 
und Stettin feineswegs fagen, daß fie proportionale, nicht progrefiive Steuer 
haben, fondern von Stettin nur: non liquet und von Magdeburg: 
die progrefjive Einfommenfteuer fteht nahe bevor oder ift [don Geſetz. 
Und nad) einer während der Vorbereitungen zum Drude diefer Schrift 

mir zugehenden Notiz ift legteres in der That der Fall. Für Magdeburg 
it nämlid) am 18. December 1873, beftätigt durch Regierungs-Verfügung 
vom 26. Sanuar 1874 eine neue Gemeindefteuerordnung ergangen, nad) 
welcher dafelbft die communale Einfommenfteuer in denfelben Glaffen erhoben 
wird, wie jet die jogen. Staats = lafjen- und Einkommenſteuer. Die diefen 
Claſſen entfprechenden Steuerfäge haben indejjen durch Erleichterung der unteren 
Claſſen eine ftärfer fortichreitende Progreffion erhalten, als die bezüglichen 
Staatsfteuerfäge. Es entrichten nn. Einfommen. 

von 140—220 Rth. nit 1 Rth., fondern Rth. 

2 220 — 300 2 „2m 2 I, 2 
Demnädft aber Einkommen 

von 300—350 Rth. ftatt 4 Rth. vielmehr 31, Rth. 

n 3950400 „ "Im m” 4 a / 

„ 400—450 „ „ 6 " " 51 m. 

u 00: BO u a - — 
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Ber allen andern der hier zunächft in Frage fommenden 22 altpreußiſchen 
Städte mit über 30,000 Einwohnern ift die Progreffivfteuer ſchon feit längerer 
Zeit zweifellos, und es zeigt diefe Progreffion im Allgemeinen aud; ein Maaß. 
daS über die Progrefjion der Staatzfteuer hinaus- und zum Theil fehr 
weit — hinausgeht. 

Nur in fünf Städten Berlin, Aachen, Effen, Dortmund md 
Duisburg wird die Steuer in Form von Zufchlägen zur Claffen- und Ein- 
fommenfteuer erhoben, und überall, wo das der Fall ift, finden mit einer 
einzigen Ausnahme die unteren Claſſen, ähnlich wie jest in Magdeburg, 
noch bejondere Begünfttgung. 

Diefe einzige Ausnahme bildet die Stadt Nahen, die in der glüclichen 
Lage ift, ihren Bedarf, abgejehen von den coınmunalen Mahl- und Schladht- 
jtenererträgnifjen und den nicht jehr bedeutenden Ergebniſſen einer Brennmaterial- 
und Hundefteuer ausſchließlich dur einen Zufchlag von 331/, Procent zur Ge— 
werbefteuer und von 70 Procent zu den übrigen directen Staatsfteuern decken 
zu können, und unter diefen Umftänden — ein bei Städten diefer Größe 
jeltener Fall — ein beſonderes Communaleinfommenfteuer - Regulativ gar 
nicht befigt. 

Im Mebrigen werden in den 4 fchon genannten Städten: 

Berlin, Eſſen, Dortmund und Duisburg 

zwar auch im Wefentlihen nur Zufchläge zur Staats- Claſſen- und Ein- 
nmmenfteuer erhoben. Es gefchieht dies aber — ſchon um die Forenjen und 
jnriftiichen ‘Perfonen in ausreichender Weife zur Steuer heranziehen zu fünnen, 
mittelft bejonderer communaler Steuerregulative. Und nad) diefen waren 
die unteren Claſſen, insbeſondere vor der jet durchgeführten Elafjenfteuerreform 
in fofern günftiger fitwirt, al3 den Staatefteuern gegenüber, al3 in Berlin 
(nad) dem Regulativ vom 10. Mär; 1869) bis zur Befeitigung der Mahl: 
und Schlachtſteuer alle Einkommen unter 300 Rth. von Entrichtung der 
Gemeindeeinfommenftener ganz und gar befreit find, in Dortmund die 
Stufe 1a 8) fteuerfrei fchon vor dem Geſetze vom 25. Mat 1873 war und 
endlih in Duisburg (nad dem Negulativ vom 21. November 1861) und 
in Effen (nad) dem Regulativ vom 11. December 1861) die Stufen 1a 
und Ib ebenfall3 fchon vor jenem Gefege die Begünftigung genoffen, daß in 
Duisburg von beiden Stufen höchſtens zu 100 Proc. des Staatsſteuerbetrags 
Zufchläge erhoben werden durften, in Eſſen aber die Stufe 1b dieſelbe Be— 
günftigung und die Stufe 1a fogar Steuerfreiheit genoß. 

Der nad) Abzug der bisher betradhteten 7 Städte verbleibende Reft von 
15 altpreußiſchen Städten mit über 30,000 Einwohnern hat feine befondern 
progreffiven Einfommenfteuern mit im Allgemeinen recht ftarfer 
Progreffion, ſodaß, um nur einige Beifpiele aus Oft und Weit hier zu 
geben, 5. B. in Königsberg) und Poſen die Regulative vom 13. Sep— 
tember 1864 reſp. 25. Ianuar 1868 in den untern Claſſen 1 Brocent, da= 
gegen in den höheren einen auf 4, refp. 4,5 Procent ſich fteigernden Sat er— 
heben und in Danzig — fo weit meine allerdings nicht ganz zuveichenden 
Nachrichten hierüber gehen — nad; dem Regulativ vom 14. ‘December 1867 
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die Einkommenſteuer von Einkommen unter 100 Rth. in einem wechſelnden 
Procentſatz entrichtet wird, und an dieſen letztern ſich die von den höheren 
Einkommen zu entrichenden Täpe der Art anlehnen, daß fie anfangs mit je 
50 Rth. um 1/,, jpäter mit je 100 Rth. um 0 größer werden, bis „ein 
Marimum von 5 Procent über den unterften Procentſatz hinaus’ erreicht if. 

Im Weiten geht man noch weiter. So wurden in Düffeldorf nah 
dein Regulativ vom 18. Januar 1871 im Jahre 1873 

z. B. von 100 Rth. Einkommen: 1'/, Procent 
2 


m 125 " „ " 
7 150 7 m 21/, 2 
" 200 [7 r 3 a „ 


„ 250 » „ 4 „" 
und fchon von allem Einkommen von 500 Rth. (!) und darüber 5 Procent(!) gezahlt. 
In Cöln wurden 1872 etwa 5 Procent erft von 700 th. jährlichen Ein- 
fommen ab entrichtet. Dagegen haben in Erefeld nad dem Regulativ vom 
23. October 1856 die unteren Einkommen weniger al3 I Procent, die 
Einfommen über 1000 Rth. aber ſchon 6(!) Procent zu geben u. f. w. Auch 
läßt fich bei vielen diefer hier in Nede ftehenden Städte mit über 30,000 
Einwohnern zugleich deutlich verfolgen, daß ihre Steuern ſich gerade in neuefter 
Zeit noch mehr progreſſiv geſtaltet haben, als früher, indem man mit der 
Steigerung des Steuerbedarfs immer mehr zur Erleichterung der unteren Claſſen 
genöthigt wurde. So zahlte z. B. in Crefeld die Claſſe 1. mit 75 * 
100 Rth. Einkommen 
bis 1866: 1 Rth., von da ab ?/, Rth. 
die Claſſe 2 mit 100—125 Nth. Eintommen 
bis 1866: 1?/, Rth., von da ab 11/, Rth. 
die Claſſe 3 mit 125 - 150 Rth. Einfommen 
bis 1866: 21/, Rth., von da ab 1°/,Rth. 
u. |. w., 
während e3 für die über 350 Rth. hinausgehenden Einkommen bei den alten 
Säten von 1856 verblieben ift. — 

Gehen wir nun einen Schritt weiter zu den Communen zwiſchen 30,000 
und 15,000 Einwohnern herab, fo wurden deren in den alten Yandestheilen 
der preufifchen Monarchie 48 gezählt, von welchen 8, und zwar Remſcheid, 
Königshütte, Bierjen, Greifswald, Hamm, Graudenz und Eſch— 
weiler bier nicht Berüdfichtigung finden fünnen, weil — trog mancher 
dieferhalb gemachten Verfuhe — die bezügliche Auskunft über fie nicht zu 
erhalten war ?*). Bon dem Refte von 40 aber legen im Grunde nur 2 ihre 
Einfommenfteuern nicht progrejfiv um, nämlıd Bromberg, wo der $ 13 
des Requlativs vom 12. Auguft 1856 ausdrüdlid den Grundfag ſanctionirt: 

„Der Procentſatz In für alle Steuerpflichtigen ohne Unterſchied ihrer 
Einfommen ein und derjelbe. Die Einfommenfteuer ift 
mithin feine Progreſſivſteuer.“ 
und Glogau, wo daffelbe factifch bisher der Fall war. Bei 2 andern 
Städten ; Stolp und Stargard ift es ähnlich, d. h. die Steuer iſt dort 
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beinahe proportional, doc eben nicht ganz. Denn in Stolp ift nad) dem 
1863er Nachtrage zum Steuerregulativ von 1843 während der Dauer des 
communalen Mahl- und Schlachtſteuerzuſchlags von 25 Procent von den 
Einfommen unter 200 Rth. „Portion“ abzujegen, und in Stargard 
genießen Heine Einfommen aus Arbeitsverdienft — wie mir mitgetheilt wird — 
„let einer Reihe von Jahren auf Grund übereinftimmenden Beſchluſſes von 
Magiftrat und Stadtverordneten eine gewiſſe Erleichterung durd) die Nor— 
mirung ein für allemal fefter Säte‘. Und weiter durchgreifende Aenderungen 
hat nunmehr im allen diefen 4 Städten vorausfichtlic Schon die in naher Aus- 
fiht ftehende Befeitigung der Mahl: und Schlachtſteuereinnahmen gebracht, 
welche letzteren insbeſondere in Glogau und Bromberg jehr erheblich waren, fo: 
daß in legterer Stadt 3. B. ſchon tm December 1873 zwiſchen den ftädtifchen 
Behörden der Beſchluß vereinbart war, 

daß die Sommunaleintommenfteuer nicht mehr felbftftändig ver- 

anlagt, fondern in der Form eines Zufchlags zur Claſſen- und Ein- 

kommenſteuer“ — alſo progreſſiv — „erhoben werde. 

In ähnlicher Richtung dürfte die Reform in den 3 andern Städten an- 
gebahnt oder durchgeführt fein. 

Bon dem nach Abzug diefer 4 Städte Bromberg Glogau, Stolp und 
Stargard verbleibenden Reſte von 36 Städten zwifchen 15.000 und 30,00v 
Einwohnern aber hat gerade die Hälfte eigene progreffive Einfommenftenern, 
die im Allgemeinen beſonders ſtark progrefjiv find,. die andere Hälfte erhebt 
Zufchläge zur progrefjiven Staats- Claſſen- und Einfommenfteuer, darunter 
aber wieder 8 noch mit befonderer Erleichterung der unteren Claſſen. Und in 
ähnlicher Weiſe haben aud) in den noch kleineren Städten progrefjive communale 
Steuern in diefer oder jener Form fo weite Verbreitung in Preußen, daß die 
proportionale Steuer geradezu eine ſeltene Ausnahme genannt werden fann. 
‚Zu wie ftarfer Progrefjion der Steuerfäge man hiebet aber im Einzelnen, 
insbeſondere in den rheinischen Induftrieftädten gelangt ift — das fer zum 
Schluſſe diefer Ausführungen noch an ein paar Beifpielen gezeigt, welche ung 
zugleich die ſehr empfindliche Steuerlaft diefer Städte und die Dringlichkeit pro- 
greffiver Beftenerung darthun follen: Ich wähle eine größere Stadt: Glad— 
bad mit ca. 26— 27,000 Eimwohnern und zwei Heinere: Solingen im 
Reg.= Bz. Düffeldorf mit ca. 14,000 Einwohnern und Dorp bei Solingen 
mt 10—11,000 Eimwohnern. 

In Gladbach wurden, abgejehen von 10—11000 Rthl. für Schul— 
und Kirchenbedürfniſſe — als eigentlih € Gommunalfteu ern im Jahre 
1872: 62— 63000 Rthl. erhoben, davon der bei Weitem größte Theil, 
ca. 41,000 Rthl. durch Zufchläge zur Claſſen- und Einfommenfteuer, und 
ferner ca. 12,600 Rthl. ald Steuer von den Forenſern und juriftifchen 
Perfonen, welche auf diefe nad) etwa denſelben Grundfägen umgelegt wurden. 
E3 verblieb danach nur nod ein geringer Reſt von ca. 9,200 Rthl. zu 
deden, welder durch einen 6procentigen Zufchlag zur Gebäudefteuer (ca. 
6340 Rthl.) und einen 25procentigen Zufchlag zur Gewerbefteuer (ca. 2860 
Rthl.) aufgebracht wurde. 


—s 
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Nım betrug aber dad Provenü der Staats-Claſſen- und Einkommen 
fteuer, durch deren Zufchläge nad dem Bemerkten 53,600 Rthl. und — 
abgefehen von den Forenjen ꝛc — wenigſtens ca 41,000 Thlr aufzubringen 
waren, nur ca. 20,000 Rıhl. (3. B. 1869: 11,972 Rihl Claſſenſteuer und 
5125 Rthl. Einfommenfteuer). E3 wäre alfo, um den angegebenen Bedarf 
zu decken, ein Zuſchlag von über 200 PBrocent (!) erforderlich gewefen, der für 
die unteren Clafjen der Claſſenſteuer ſehr hart geweſen wäre. 

Sp war man faft genöthigt, zur Verſtärkung der Progrefjion der 
Glafienfteuer zu fchreiten und wählte folgendes Verhältniß: Stufe 1, welde 
nad den früheren nftructionen zur Staats-, Clajjen:, und Einfommenfteuer 
und der bezüglichen Literatur, wie oben ſchon erwähnt wurde, ſo weit das 
Einkommen überhaupt Berückſichtigung fand, — ein Einkommen von weniger 
als 100 Rthl. vepräfentiren follte vergl. auch z. 8. Schimmelfennig: 
Directe Steuer in Preußen 4 Aufl 1859, Band IT p. 30 und amtlice 
Denfihrift über die frühere hannöverjche Steuerverfaffung xc. von 1867 p. 
36) blieb von Zufchlägen fret. 

Stufe 2 (mit Einfommen von 100—150 Rthl. nach den gedadıten 
Duellen) follte 50°/,, 

Stufe 3 (mit Einfommen von 150—200 Rthl.) 70 9% 
: 2 Mr ‚» 200—250 „ 80 %, und endlich 
„ 2350-30 „ 90% 
——— Zufhlagfages zahlen, der von den Stufen 6 um 
folgenden (alfo von 300 Athl. Einkommen ab) und in gleicher Höhe auch von 
den einzelnen Stufen der Einfommenfteuer erhoben wurde. 

Nun wurde e3 aber in Folge jener Erleichterungen der unteren Glafjen 
nöthig , von diefen höheren Elafien, alfo für Einfommen von 300 Rthl. ab, 
im Jahre 1872 einen Zufhlagsfagvon261!/,/,(!!) zur Staat? 
fteuer zu erheben, und fo entfiel alſo: 
auf Stufe 2 von 100—150 Rthl. Einkommen ein Zufchlag von 130°/, 9%, 


„ 


rn " 3 [7 150—200 [7 rn sr 7 7 182° /o KL 
2 7 4 7) 200 — 250 7 „ 2 m n 208®), "Yo 
5. 250—300 „ „ 235 % 


des Staatsſteuerbetrags. Die Plogreſſion der Steuerſätze war alſo, 
wenn hinzugenommen wird, daß nad dem oben Bemerkten die Staatsclaſſen— 
fteuer für fi im großen Durchfchnitte damals beanſpruchten: 

von Stufe 2: etwa 1,60 8 

[27 [2 3: „ 1,71 % 


und von der ——— durchſchnittlich 2, 75 %, 
— die, daß gezahlt wurden 
in Stufe 2 = ca. 1,60 %, X ca. 1,31 = 2,08 °/, 
PER Ta © SRSHREn 9} 0. Pe 182 = 3,11 07, 
1,18%, x, 208 — 370%, u f.w., 
dagegen don einfommenfteuerpflichtigen Einfommen (von 1000 Rthl. ab) durd): 














Progreffive Einkommenſteuer. 121 


fhnittlih ca. 2,75%xX2,61=17,15 , und im Einzelnen natürlich noch 

höhere Sätze, z. B. von einem Einfommen von 1001 Rthl. 
3XxX261=783 9%. 

Und alles da8 — wohl bemerft — nur für die Zwede der Ortsgemeinde. 

Ganz abgefehen alfo von Kirchen-Kreis- und Bezirkälaften von denen 
die Kichenlaften allein 1872: 8900 - 9000 Rthl. betrugen — waren in 
diefem Jahr in Gladbach allein für Staat und Ortsgemeinde 
julammen; 
von Einfommen von 100—150 Rthl. (Stufe 2) 2,08+1,60—=3,68 9, 

= - „ 150—200 „ („ 3) 3,114+1,71=4,82 9%, 
se „ 200-250 „ ( „ 4) 3,70+1,78—5,43 %, 
dagegen von Einfommen von über 1000 Rthl. 
durhiänittih . . . 2... 7154+2,75— 9,90(!) 
und 3. B. von 1001 Rthl.. . 7,83 + 3,00 = 10,83 (!!) 
Procent zu zahlen. 

Und doc) erfcheint folhe Progrefjion der Steuerfäge noch gering gegen- 
über derjenigen in den oben genannten beiden Fleineren Städten. 

Fir Solingen enthält da8 2 Kommunalabgabenregulativ vom 
Mai 1863 die — gegenüber der oft gehörten Forderung der Sicherheit des 
Eigenthums vielleicht nicht ganz unbedenkliche Beſtimmung, daß zwar die 
Steuerpflichtigen der früheren Stufen 1a und 1b (alfo mit Einkommen von 
100 Rihl. jährlich und darunter nach den oft citirten Duellen) nur mit 50 
reſp. 150 9%, Zufchlägen zur Staat3-Glafjenftener belaftet werden dürfen, es 
im Uebrigen aber „dem jedesmaligen Beſchluß der Stadtverordneten- 
verfammlung vorbehalten“ jei, unter Genehmigung der Regierung zu be= 
fimmen, ob die höheren Stufen der Elaffenfteuer nach gleihem oder nad) 
Steigefägen zur Communaleinfommenfteuer herangezogen werden follen.” Im 
diefem Vorbehalt des Beſchluſſes, ob „Steigefäge‘ zu wählen find, ftedt 
natürlich auch der Vorbehalt des ,jevesmaligen Beſchluſſes“ darüber, wie fie 
zu wählen find. Und jo wird alljährlih das Maaß der Steuerprogreijion neu 
beftimmt. 

Da die Stadt Solingen aber über Verbrauhsabgaben irgend welcher 
Art, abgefehen von einer Kleinen Hundefteuereimahme von 280 Thlr. nicht 
gebietet, auch fo gut wie gar fein Vermögen befitt, dagegen 
3; 8. zur Verzinfung und Tilgung ihrer Schulden im Jahre 1872: 

10,743 Rthl., ferner 

für Schulen damals: 18,511 „ und 

für Armenpflege: 16,103 „ (N), überhaupt aber den — gegenüber 
einer Bevölkerung von ca. 14,000 Seelen — relativ hohen Betrag von 

etwa 63,000 Rthl. zu communalen Zweden. 

aufzubringen hatte und htervon durch einen 50procentigen Zufchlag zur Grund- und 
Gebäudefteuer nur 2857 Rthl. und durch andere Kleinere Einnahmen (incl. 
Schulgeld von 4500 Rthl.) nur 7—8000 Rthl. gedeckt wurden, mithin aljo noch 
an großer Reft von ca. 53,000 Rthl. durh jene Zuſchläge zur 
Staats-Elafjen und Einfommenfteuer aufzubringen war, jo ſchien 


" 
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e3 in Solingen ebenfo wie in Gladbach, ja in noch höherem Maafe ala 
dort geboten, bei diefen Zuſchlägen zu einer Progreſſion der Steuerfäge 
überzugehen, die die Progreffion der Claſſenſteuer felbft weit hinter ſich 
zurückließ. 

Die Claſſenſteuer hatte nämlich in Solingen im Jahre 1871 nur 
9718 und die Einkommenſteuer nur 3346 Rth., alſo beide zuſammen nur 
13,064 Rth. ergeben. Und es hätte demnach bei proportionaler Beſteuerung, 
gegenüber jenem zu dedfenden Reftbetrage von ca. 53,000 Rth. ein Zuſchlag 
von über 400 °/,C!!) auf alle Einfommen über 100 Thlr. jährlich in 
Frage geftanden, d. h. es wäre im großen Durchſchnitt den Einkommen von: 
100—150 Rth. eine Steuer an Staat und Gemeinde von etwa 

5% 1,60=8,00 9, 

den Einkommen von 150— 200 Rth. eine Steuer von 5%X1,71==8,55 ', 

und „ „ „» 200—250 „ „ Z „ 5><1,78=8,90 % 
aufzuerlegen gewejen u. |. w. 

Da war e8 denn, um den hieraus zu erwartenden Härten vorzubeugen, 
in der That geboten, eine bejondere Progrefjion zu wählen: Und diee 
richtete man in folgender Weiſe ein: Die Stufen la und 1b zahlten nad 
den Beſtimmungen de3 erwähnten Regulativs: refp. 50 und 150 ©, des 
Staatöftenerfages, demnächſt aber zahlten im Jahre 1872: 

Einfommen v. 100-150 Rt. in Stufe2): 200%), des REN 
d. h.2 Rth. — Sar.) Auf 
" „ 150—200 " n 3): 2662/50 ‚om un 2 " Tim, 


" " , 200-250 v E iM 4): 377 Yon nn 3 " 221, Staatk- 
250300 „ An,n 3:50 "on 44 15 „ } Steamer. 


und endlich alle Einkommen "in Stufe 6 und folgende aljo mit Einfommen 
von 300 Rth. und darüber, (jo weit Einkommen maaßgebend ift): ebenjo 
wie die Einfommenfteuerftufen: 

4931, (1) 9%, des Staat3fteuerfages, mit andern Worten: 
4 Rth. 28 Sgr. auf jeden Thaler Staatsjteuer. Hält man diefe Scala 
zufammen mit jener oft citirten der erwähnten Quellen, fo gelangt man zu 
folgenden Refultaten: 

So weit die Elafjenfteuer früher überhaupt nad dem Einkommen ent: 
richtet wurde, hatte im großen Durhichnit zu zahlen das Einkommen 


unter 100 th. in Stufe 1a: etwa 0,67 X 0,50 — 0,34 05 

„ „ „nn Ib „m 1,33 >< 1,50 — 1,99 0 

bon 100—150 „ „ 2: „ 1,60 X 2,00 = 3,20 % 
„ 150—20 „ vn 3: „ 171X 2366 = 455 % 
„ 200—250 „ un nn 4 „ 178 X 377 = 671 % 
„ 2350-300 „ vn 5: „ 182 X 450 = 8,19 '/, 
„300-350 5 un 6m 185 X 408 — 9,12 9% 
„350-400 „ vu m 1: „ 213 X 4,93 = 10,50 % 
„100-500 5 u m 3: u 322 X 493 — 10,94 % 


u. j. w. 
Einfommen von über 1000 Rth. aber im großen Durchſchnitt 
etwa 2,75 X 4,93 — 13,56 (!!) 9%, 
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und im Einzelnen, in den niedrigften Einfommensbeträgen der betreffenden 
Glafje, 3. B. alfo im Betrage von 1001 Rth. etwa 
3,00 X 4,93 — 14,791!) 9, 

Das ift jedenfall3 eine überauß ftarfe Brogreffion. Die über— 
haupt zu entrichtenden Beiträge aber find in diefen Procentfägen noch gar nicht 
einmal vollftändig ausgedrückt. Denn jene Zahlen zeigen ja nur, was an die 
örtliche Commune zu entrichten war, nicht was außerdem Kirche, Kreis, Bezirk 
und Staat beanspruchten. Wird nur des letteren noch neben der Orts— 
gemeinde gedacht, jo erhöhen ſich die ugs 


für Einfommen von 100— 150 Kih a etwa 1,60 + 3,20 = 4,80 9), 
u r „ 150—200 „ ,„ „ 1,71 + 4,55 = 6,26 * 
PR „ 200—250 „ , „178 + 6,71 = 8,49 % 
" FF „ 250—300 „ ,„ „ 1,82 + 8,19 =10,01 07 
s Ä pr „ 300—350 „ — „ 1,85 + 9,12 =10,97 %, 
u. ſ. w 


endlich für Einkommen von: 
über 1000 Rth. durchſchnittlich auf 2,75 + 13,56 = 16,31 %, 
und von 1001 auf >... 300 + 14, ‚9 == 17 79) % 

Die Staats-, Communal- und fogen. Landichaftlichen Beamten find vor 
ſolchen Stenerſaben wie bekannt, durch die zum Theil oben ſchon erwähnten 
Veſtimmungen des Geſetzes vom 11. Juli 1822 und der Cabinets-Ordre 
vom 14. Mat 1832, nad welchen fie höchſtens 1—2 °/, ihres Dienſt— 
einfommens an directen Communalſteuern der Gemeinde zu entrichten haben, 
geſchützt. Und die Gewerbtreibenden, Kaufleute ꝛc., deren Einkommen ſchwer 
zu erfaſſen iſt, werden in dieſem lebteren Umſtande einen recht erheblichen 
thatſächlichen Schutz heben. Aber dieſer thatſächliche Schutz, wenn man 
ihn jo nennen darf, kommt — worauf noch zurückzukommen iſt — vorzüglich 
den höheren Einkommen, weniger oder faſt gar nicht den niedrigeren und 
niedrigſten zu Gute. ünd ungemein hart iſt das Sachverhältniß natürlich 
endlich für alle Privatbeamten (z. B. der Eiſenbahnen, Bergwerke ꝛc.) und 
alle ſonſt mit feſtem Gehalt Angeſtellten — ein Umſtand, dem, beiläufig be— 
merkt, in ſehr vielen ſächſiſchen Communaleinkommenſteuerſtatuten durch die 
venunmung Rechnung getragen wird, daß den mit feſtem Gehalt Angeſtellten 
ein „KRemiß“ von 15—30 Procent des Gehalts gewährt wird (fo in Chemnitz, 
Plauen u. ſ. w.). — 

Um aber noch der ftarken Progreffion der Steuerzufhläge in Dorp 
zu gedenken, jo erhob man bier — ebenfall3 nach periodiſchem Beſchluſſe der 
Stadtverordneten, unter Genehmigung der Regierung — im Jahre 1872: 
von Stufe la: 100 /, des Staatäftenerfages von ca. 0,67 %/,, aljo 0,67 DR 


„ n ib: 150 rn Mm rn" 1, 7, " ’ 9 „ 
„ 7 2 : 3162/, rn „ mn 1,60 „ " 5,06 m 
" "n 3: 333%, , n " rn 1,71 n " 9,69 n 
" " 4: 350 nn 7 nn 1,78 7, 1 6,23 [2 
7 m 5: 3662; m" n nn 1,82 + " 6,66 n 
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Bon Stufe : 3831/,0/, des Staat3fteuerfages von ca. h ‚35 %,, alſo 7,09 9, 
[7 [2 . 00 rn mM [73 124 [4 2, 2 " 
Pr 5 As ne: ae 


und endlich von allen Einfommen über 

500 Rth.: 4331/;, (!) Procent des Staat3fteuerjages, 3. 2. aljo 
von 500—650 Rth.: 433%, > 2,09 — 9,06, von Einkommen über 
1000 Rth. im großen Durchſchnitt 4331], x 275 = 11,91 md. 9. 
von Einfommen von 1001 Rth.: 4331, X 3 — 13,00 9%, dieſes 
Einfommens felbft, welche Säge fi) durd Zunahme der Staatöftener dahın 
fteigerten, dag — natürlich immer, foweit wirflih das Einkommen früher 
entjchied, was thatſächlich nicht ganz und gar, aber doc) in ſehr weit gehender 
Weiſe der Fall war, im Jahre 1872 etwa folgende Procentjäge entrichtet werben 
follten : 


von Einkommen unter 100 Rth. fin Stufe la: 0,67 + 0,67 — 1,34) 
— „ ib: 1,33 + 1,99 — 3,32 „ 
"0 bon 100—150 , uw 2: 1,60 + 5,06 — 6,66 „ 
" „ n 150—200 „ nn 3: 1,71 + 5,69 = 7,40 " 
"nn W250, „nm 4: 178 + 623 — 801 „ 
„nn 250-300, » n 5:182 + 6,66 = 8,48 „ 
„nn 300-350, vn 6:15 +70 89 „ 
„rn 350-400, 4 m 7:23,13 + 852 = 10,65 „ 
» n 40050, u m 8:23,22 + 9,24 = 11,46, 
und ;. B. 
von Einkommen von 500-—650 Rth.: 2,09 + 9,06 = 11,15 9, 
j a {001 „:3 4 13,00 — 16,00 
und, — über 1000 Rth. im Durchſchniti 276 + u sı= 
14,66 %/, 


Diefe Progrejjion führt, wie man fieht, in den höheren Claſſen zu 
geringeren Sägen, als in Solingen. Dabei find aber die niederen Claffen 
weniger gefchont. Und doc find diefe in Dorp immerhin nod erheblid 
günftiger fituirt, al3 da, wo man — troß großer Steuerlaft — es einfach 
bei der Progrefjion der Staatsfteuerfäge bemenden läßt. 

i Ein Beifpiel hierfür mag an diefer Stelle noch zum Schluffe genannt 
werden. 

In der Stadt Iſerlohn zahlten im Jahre 1872 alle Claſſen der 
Claſſen- und Einfommenfteuerpflichtigen gleichmäßig 310 %, des Staatäfteuer: 
fates zu communalen Zweden, alfo 410 °/, dieſes Sated an Staatd- und 
Gemeindelaften zuſammen, mithin wurden überhaupt entrichtet: 


von Einfommen unter 100 Rth. etwa 4,10 X 0,67 = 2,75 9, 

reſp. „ 410x133 — 545 „ 
a „ vom 100-150, „ 410 x 1,00 — 656 „ 
" " 1 150 - 200 n 4,10 x 1,01 = 7,01 v 
— „ n.200—2350 ,„, „ 410 X 18 = 7239 „ 
7 vn 250—300 „ „ 410 X 182 = 7,46 „ 
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und z. 2. 

von Einfommen von 300— 650 Ath. etwa: 4,10 x 2,09 = 8,57%, 

— „900- 1000 „ „:4,10 X 2,52 = 10,33 „, 

ji 5 „ 1000—1200 „ „:410 x 2373 — 11,19 „ 
„ 1001 Rth. aber ,„: 4,10 X 3,00 — 12,3 „ 


endlich im großen Durchfchnitt von Einkommen über 1000 Rth. jährlich: 
etwa 4,10 X 2,755 —= 11,275 9). 

Ber folder Einrichtung ftehen fich die höheren Einfommen natürlich) 
verhältuigmäßtg gut, die unterften Claſſen aber defto fchlechter. Und es drängt 
fi) hiebet unwillkürlich die Trage auf, ob man die Höhe der Beſteuerung 
diefer Tegteren immer von dem jeweiligen Wohlmollen der Behörden und der vor: 
zugsweife oder ausſchließlich aus den befigenden Claſſen gewählten Stadtver- 
ordneien abhängig fein laffen wird oder ob es nicht vielmehr auch auf diefem 
Gebiete ſchützender gefetliher Normen zu Gunften den ärmeren Glafjen 
bedürfen wird. Die Schon mehrfach betonte Nothwendigfeit, dem Wirken der 
norddeutihen Städte auf dem Gebiete des Steuerweſens Schranken zu fegen, 
tritt aud hier vecht deutlich zu Tage. 


Kehren wir aber nad) alledem zunächft wieder zu den deutſchen Staat3- 
ſteuern zurüd, fo ftoßen wir auf das „Gift“ der Progreffion der Steuerſätze 
außer in Preußen — und zugleich regelmäßig in größerer Intenfität al3 dort, 
in allen deutſchen Mittel- und faft allen deutfchen Kleinftaaten, alfo in 
Vayern, Sahfen, Württemberg, Baden, Heflen, ebenfo früher in Hannover 
und dem Kurfürftentfum Heffen, ferner in Oldenburg. Medlenburg, Braun- 
ſchweig, Hamburg, Bremen, Lübeck, in den thüringifhen Staaten Sachſen— 
Gotha, Sachſen-Altenburg u. ſ. w. 

Um hierauf näher einzugehen, fo läßt fih in Bayern!?) eine „Spur 
progreffiver Befteuerung‘ — worauf ſchon Helferich gelegentlih auf: 
merkſam gemacht hat, auch bet ver Gewerbefteuer in den von diefer dem 
kleineren Gewerbebetriebe gewährten Erleichterungen erkennen. Als entfchteden 
progreffivd — oder — was, wie unten zu zeigen werfucht werden fol, 
dafielbe iſt „degreſſiv“ — muß aber die bayerifche fogen. Einfommen- 
und die bayeriſche Gapitalrentenfteuer nad dem Gefege vom 31. Mat 
1856 bezeichnet werden. Die Einfommenfteuer, die allerdingg nur 
gewiffe Einfommen, nämlich diejenigen 1) aus den Lohnarbeiten, 2) aus den 
jegen. freien Erwerbsarten, den wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Beſchäfti— 
gungen, der Advocatur, der ärztlichen Praxis u. f. w., und 3) aus deu 
Beamtenbefoldungen und Penfionen Witthumen, Austrägen, Leibrenten u. ſ. 
w. belaftet, erhebt.von den Einfommen ad 2, 

bis zu 200 Gulden — 30 Kreuzer, alfo bis herab zu Y, or 
dann von Einkommen 

von 201—300 Gulden: 1 Gulden, alſo Y—!; %, 
„ 301—40 „ :1e„ „ M—s m 
u. ſ. w., 
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dagegen z. B. von Einfommen 
von 801—1000 Gulden: 5 Gulden, alfo von Ss —Ya 006, 

von Einkommen 

von 3501—4000 Gulden: 35 Gulden, d. h. von 1—7/, , 
und erſt von allen Einkommen iiber 6000 Gulden ein volles Procent. Anderer: 
feit8 werben die Einfommen ad 3, d. h. Befoldungen, Penfionen und ihnen 
gleich geftellte Einnahmen in den erften 600 Gulden mit 1/; Procent, in den 
nächften 300 Gulden mit °/, Procent und endlich in allen über dieje 900 
Gulden hinausliegenden Beträgen mit einem Procent belaftet. 

UndinnohhöheremMaafeprogreffiviftdiebayeriihe&apitalventenftener. 

Sie erhebt in einer großen Weihe von Elafjen 3. B. von 25 —50 
Gulden Jahresrente eine jährlihe Steuer von , Gulden, alfo bis herab 
zu 1 Procent, von 76— 100 Gulden Rente: 1/, Gulden, aljo bis 
herab zu 14/, Procent, von 151 — 200 Gulden: 3 Gulden, aljo ebenfalls 
bis herab zu 14/, Procent, von 351 — 400 Gulden: 9 Gulden, aljo bis 
2'/, Brocent, von 701— 800 Gulden: 23 Gulden, alfo bis zwiſchen 2,8 
und 2,9 Procent und von 901—1000 Gulden ſchon bis herab zu 3 Procent, 
welches Verhältnig dann auch für die höchſten Einkommensclafjen feftgehalten 
wird. (Vgl. über das bayerifche Steuerweien außer Gerftner: Da 
bayeriſche Einfommen und Kapitalventenfteuergefeg, Erlangen 1858, und ben 
neueren Auffägen von Bode in der Zeitjchrift des kgl. bayr. ftatiftifchen Büreau, 
Jahrgang 1872, inSbefondere die Auffäge von Helferich: Die Reform der 
directen Steuern in Bayern in der Tübinger Zeitfchrift für Die geſammte 
Staatswiſſenſchaft. Jahrgang 1873). 

In Württemberg ift ebenfall3 progreffiv die Gewerbefteuer um 
die nad) dem Gefege vom 19. September 1852 erhobene Steuer vom 
„Dienft= und Beruf3:Einfommen,” zu welchem Iegteren zählt a. dus 
Einfommen aller im Staats-, Hof, Kirchen, Schul-, Körperſchafts-, Ge— 
meinde- und Stiftungs-Dienft activ angeftellten oder verwendeten Perfonen, 
der Militärperfonen, ausübenden Aerzte, Rechtsanwälte, immatriculirten Notare, 
Gommiffionäre, Makler, Architekten, Feldneffer, Künftler, Literaten u. ſ. w., und 

b. da3 Einfommen aus „Dutescenzgehalten,” Penſionen, Ruhegehalten 
u. ſ. w., überhaupt endlic) alles Eintommen aus perfünlichen Leiftungen, das 
nicht der Gewerbefteuer unterworfen: ift. 

Alles diefes Einkommen ad a und b kommt nämlid) bei der Beſteue— 
rung, nad) Artikel 5 des gedachten Geſetzes, mit einem Betrage bis zu 500 
Gulden nur mit 0, dagegen mit den Mehrbeträgen 

von 500 bi3 1000 fl. zu io 

„ 1000 „ 1500 „ „ *ho 

2 1500 " 2000 rn 10 
und nur mit dem bdiefe 2000 fl. überfteigenden Betrage ganz zum Anjat. 
(vgl. Kränzle: Die Beſteuerung de3 Einkommens aus Gapitalien, Renten, 
Dienft und Beruf für Staats: und Körperichaftszwede 1866.) 

Und in ähnlicher Weife foll als „ſteuerbarer“ d. h. der Gewerbefteuer 
unterworfener Betrag de8 Gewer be einkommens, nad dem umfafjenden Steuer: 
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gefege vom 28. April 1873, angefehen werden, „bei dem Betriebscapital” zwar 
„ver eingeſchätzte wolle Zahresertrag” „bei dem perfönlichen Arbeitsverdienſt“ 
aber nur Yo bis zum Betrage von von 500 fl., dagegen: 

2/0 vom Mehrbetvage von 500—1000, 

“io m „ „ 1000—1500, 

„  1500—2000, 

und nur von dem über die letztere Summe hinausiegende Betrage das Ganze. 
(Val. das recht beachtenswerthe Wert des Revifor im Kgl. Steuercollegtum zu 
Stuttgart, 3. Mater: Das neue Grund:, Gebäude und Gewerbefteuergejeg 
für Das Königreich Württemberg. 1873, p. 120.) 

Ebenjo ift in Baden !!) progreffiv einmal die Claſſenſteuer und zweitens 
die Gewerbeſteuer. 

Zur Claſſenſteuer wird in Baden ungefähr daſſelbe Einfommen 
herangezogen, das das eben gedachte württembergifche Geſetz als „Dienſt- und 
Berufseinfommen” charakterifirt, d. h. die Gehälter und Penfionen der Be— 
omten, Hofdiener, Geiftlichen und Lehrer, ſowie auch das Einkommen der 
Aerzte, Rechtsanmoälte, Künftler, Architekten u. ſ. w. Und alle diefe Ein— 
fommen unterlagen ſchon nad) der „Verordnung“ vom 31. October 1520 einer 
fehr ſtark progrefjiven Steuer, nämlidy einer Steuer von 1 Kreuzer vom 
Gulden, aljo von 1,666 .. . . 9, bis zum Betrage von 1000 fl., von 2 


Kreuzer vom Gulden, d. h. von 3,333... . 9, mit dem Mehrbetrage 
von 1001—2000 fl., von 3 Kreuzer vom Gulden, alfo von 4,999... . % 
mit dem Mehrbetrage von 2001—3000 fl. von 4 Kreuzer vom Gulden, aljo 
von 6,666 . . 9%, mit dem Mehrbetrage von 3001—-5000 fl. u. ſ. w., 
io daß ſchließlich von einem Were von 80,000 fl. ab: 
10 Kreuzer vom Gulden d. h. 16,666 . N % entrichtet wer= 
den mußten. 


Das ift erft durch daS gegenwärtig geltende Gefeg vom 10. Juli 1837 
dahin geändert, daß von allen ſog. Elafjenfteuercapitalien, d. h. von den 
(nad der in Baden üblichen Weife) capitalifirten Claſſeneinkommens— 
beträgen der gleiche, regelmäßig mit der Landesvertretung zu vereinbarende 
Steuerfa erhoben wird, welcher z. B. 1872 und 1873: 26 Kreuzer bon 
100 fl. betrug, daß aber jene Capitalifirung nicht nad) einem allgemeinen 
gleichen Maafftabe ftattfindet, vielmehr jenes „Claſſenſteuercapital“ aus dem 
bezüglichen Einfommen je nach feiner Größe unter Anwendung folgender 
wechjelnder Maafftäbe berechnet wird. Es wird nämlid) alles Einfommen 
bi3 2000 fl. zu diefem Behufe nur mit 3 vervielfacht, dagegen werden die 
überfchießenden Einfommensbeträge: 
von resp. 2001—3000 fl. mit 6 
„3001-4000, 
4001-5000 
„m 5001—6000 „ „ 9 
„ „6001-7000 „ „ 10, 
A 7001—8000 „ 11, 

und endlich die noch höheren Eintommensbeträge von 8001 und darüber 


Een eh 
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mit der Ziffer 12 multiplicirt, jo daß alfo 3. B. Einkommen von 
2000 fl., zu 6000 Steuercapital gerechnet, im Jahre 1873 bei einer Er: 
bebung von 26 Kreuzer auf 100 fl. Elafjenftenercapital: 28000 >< 6000 
— 26 fl. oder 1,3 9, zu zahlen hatte, dagegen in demfelben Jahre Ein: 
fommen von 3000 fl., zu 6000 + 6 X 1000 = 12,000 Eapital gerechnet: 
26/000 >” 12,000 = 52 fl. oder 1,73 9), ferner Einfommen von 4000 fl. 
zu 12,000+ 7% 1000 # 19,000 fl. Capital gerechnet: 2%/ggo0o >< 19,000 
— 82 1, fl. oder 2,06 %, zu zahlen hatten u. ſ. w., bis ſich diefer Be: 
trag 3. 8. bet 8000 und 9000 fl. jährlichen Einkommen der Art fteigerte, 
daß Einfommen von S000 fl. zu 46,000 + 11,000 — 57,000 fl. Ca: 
pital gerechnet, 2&/g000 >< 57,000 —= 247 fi. oder 3,09 0), und Ein: 
fommen von 9000 fl., zu 57,000 + 12,000 = 69,000 fl. Capital ge: 
rechnet, 9/5000 >< 69,000 fl. — 299 fl. oder 3,32 %/, zu entrichten hatte ıc. 

Die Progreſſion iſt alſo zwar gegen früher ſehr weſentlich abgeſchwächt, 
indeſſen ſie iſt durchaus nicht unerheblich. 

Bei der Gewerbeſteuer aber wird in Baden einſtweilen noch ähn⸗ 
lich wie in Württemberg, die Steuer vom „perſönlichen Verdienſt'“ und von 
dem „Betriebscapital“ unterfchieden. Nur ift im geraden Gegenfat gegen 
dort, hier die legtere Steuer, die Steuer vom Betriebscapital, nad) dem 
zur Zeit geltenden Gerwerbefteuergejege vom 23. März 1854 eine progreljive, 
indem in $. 34 dieſes Gefeges angeordnet ift, daß Betriebscapitalien unter 
400 fl. unbeſteuert bleiben, dagegen höhere Capitalien in folgender Weiſe zum 
Anſatz fommen jollen: 

Betriebscapitalien 

von 400— 600 fl. nur zu 300 fl. 

" 600— 800 , „ „ 00 „ 

„800-1000 „ 

‚„ 1000—1500 „ „ „ 1000 „ 

„ 1500-2000 ,„ „ „ 1500 „ 

„ 2000-3000 „, „ 2000 „u. f. w. 
endlid; Betriebscapitalien von 40, 000—45, 000 fl. mit 40,000 fl. und von 
nöd größeren Capitalien der Betrag von 45,000 fl. mit 40,000 fl., „der 
Ueberreſt“ aber „im vollen Betrage.” 

Danach kommt aljo z. B. ın der erſten Stufe ein Steuercapital von 
durchſchnittlich 500 fl. zu 300 fl., dagegen in der 6. Stufe ein jolches von 
durchſchnittlich 2500 fl, alſo dem fünffachen, nicht mit 1500 fl., fondern mit 
2000 fl. in der 10. Stufe ein joldhes von 10,000 fl., alfo dem 20fachen 
nicht mit 6000, ſondern mit 9000 fl in Anſatz u. ſ. w. 

Ebenso ift progreffiv befanntlid) die in Baden jett vorbereitete Einfommen- 
fteuer, die allerdings in der von der II. Kammer adoptirten Faſſung zu: 
nächft von der I. Kammer im Juni 1874 verworfen ift. Nach dem Wort: 
laut des Entwurfes 1?) follten urfprünglid Einfommen unter 1500 Mark 
jährlich fteuerfret bleiben, und Beträge von 1500— 3000 Mar (abgejehen 
von der Glaffeneintheilung) nur mit ca. 50 Procent!?), Beträge von 
3000—4800 Mark Einfommen aber mit ca. 75, und nur Beträge über 
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legtere Summe voll in Anfag gebracht werden. Unter Zuftimmung ber 
Staatsregierung hatte dagegen die zweite Kammer am 27. Dat 1874 eine 
noch weitere Ausbildung der Progreſſion beſchloſſen, nach welcher Beträge von 
1500—2100 Mark mit ca. 25 Procent, Beträge von 2100—3600 Mark 
mit ca. 50 Procent, Beträge von 3600—6000 Marf mit ca. 75 Procent 
und nur Beträge über 6000 Mark voll in Anfag gebracht werden follten. 

So weit nun in Baden, Württemberg und Bayern nach dem im erften 
Gapitel Bemerkten die communalen Bedürfniffe durch Zujchläge zu den pro= 
greſſiven Staatsſteuern gededt werden, find natürlich auch die communalen 
Abgaben progrejfiv. Und abgefehen von ſolchen Zuſchlägen war z. B. 
in Württemberg nad) dem Gefege vom 25. Juli 1849 die Erhebung von 
Communalſteuern injfofern eine progreffive, al3 danad) von Befoldungen und 
Berufseinfommen überhaupt zu „Körperjchafts-" und Gemeindezweden RR 
werden ſollten 


höchſtens 3 Kr. bei 100 fl. Einkommen 
m 6 ” ‚ 200 " „ 
18 2; 24 300 [24 pr 


2 1 fl. — 400, / 
/ 1,15, Z 500 „ " 
„ 1,830» „ 600 „ n 
2 700 „ u. f. w. 13a) 
Unter den Staatsfteuern aber ift in Heffen die durch das Gefeß vom 
21. Juni 1869 14) eingeführte allgemeine Einfommenfteuer für die Fleineren 
Einfommen progreffiv. Alle, die über 1500 fl. jährlich einnehmen, werden 
danach nehmlich in Claſſen mit etwa derſelben Quote ihres Einkommens 
jur Steuer gezogen, indem immer etwa "/,, des Einkommens als ſog. Steuer- 
capital angejegt wird z. B. der Art, daß 
Einfommen von 1500—1700 fl. immer 150 fl. Steuercapital 
Be „ 1700—2000 ,„ „ 170, 
„ 2000-2300 „  ,„. 200 „ n 
gleich geftellt werden u. ſ. w. Bon Einfommen geringerer Größe — iſt 
ein deſto kleinerer Procentſatz zu zahlen, je winziger dieſelben ſind, indem das 
Geſetz vorſchreibt, daß Einkommen 
von weniger als 200 fl. nur zu 10 fl. Steuercapital, 
" 200— 300 " " " 15 " 2 


nm 


" 300— 400 " " " 20 " " 
" 400— 500 nn " 30 " [7 
" 500— 600 " " " 40 n " 
" 600— 700 " „ " 50 " " 
" 700— 800 " " " 60 7 7 
" 800— 950 nn " 75 " "„ 


" 9350—1100 7) " 7) 90 " " 
" 1100—1300 7 7 " 110 " " 


" 1300—1500 " " 7) 130 " [7 
angeſetzt werden follen. 
Schriften VI. — Progr. Gintommenfteuer. 9 
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Wende ih mich aber vom Süden zum größten mitteldeutiden 
Staate, zum Königreich Sahfen!?), fo giebt es bier zur Zeit eine 
allgemeine Einkommenſteuer befanntlih noch nicht, fondern außer der Grund: 
fteuer beſtehen als directe Abgaben im Wefentlihen nur noch eine Gewerbe 
und eine Perjonalfteuer, welche Iegtere in einer Abtheilung die Rentenbefiger 
und in 5 andern Abtheilungen 1) die Beamten und Penfionärs, 2) die Ge- 
lehrten und Künftler, 3) die ſog. Präbdicatiften, 4) die Gemwerbsgehülfen und 
Privatdiener und endlich 5) alle Perſonen bejteuert, die weder zur Grund: 
noch zur Gewerbe: noch in einer der eben gedachten Abcheilungen zur Per: 
Jonalfteuer herangezogen find. Und von diefen Steuern find die den Renten: 
bejigern und die den Beamten und Benfionärs auferlegten entſchie— 
den progrejjiv, die anderen werden, nad) gewiſſen äußern Steuermerfmalen, in 
einer die Progreffion weniger geftattenden Weiſe erhoben. Doch — wie ſchon 
Engel 1858 bemerkte 1°, — die Tendenz zur Progrefjion tritt auch bei 
ihnen, insbefondere bet der Befteuerung vieler Gewerbe, bei denen die Höhe 
der Steuer nad) den Arbeitämitteln oder dem Perſonal bemefjen wird, deut 
[ih hervor. Und z. B. für die Gewerbefteuer der Kaufleute ift der progre: 
five Rentenfteuertarif durch neuere Gejege geradezu zum Anhalt für die 
Einſchätzung erklärt. 

Diefer letztere Steuertarif aber erhebt in 36 Claſſen Steuern von her- 
ab zu 0,4 Procent bis zu 2,6 Procent, und von allen Einfommen über 
5000 7%. fogar 2 32. 20 gr. von jedem Hundert, d. h. 2,6666 Procent, 
3. B. aljo von Einkommen 


1. von 20— 50 M. 6 gr. (bi3 herab zu 0,4 Procent) 
2... 50-80 „ 12 _ 

3. „.80—100 „ 20 „ 

4. „ 10150, 1 — . 

5. „ 150—200 „ 1,10 „um; 


dagegen 3. B. von Einfommen | 
12. von 500— 600 .: 6.7. (bi8 herab zu 1 Procent) 


17. „ 1000-1200 „ 1.» 2 nn 133 „ 
23. „ 2200—2400 „ 46 5» u un 192 , 
31. „ 3800-1000 „Bu nn 24 — 


36. „ 4800-5000 „ 130 u nn 26 „uf. 

Diefer Rentenftenertarif ift alfo nicht wenig progreffiv. 

Bezüglich der Beamten aber ſchreibt das Gefeg vom 24. December 
1845 vor, daß fie „die Perfonalfteuer nad) einem Procentfag ihrer Bezüge 
und ihres Dienfteinfommens dergeftalt“ zu entrichten haben, „daß diejer ‘Pro: 
centfat bei einem Einfommen von 100.7. — 18 gr: beträgt, bis zu einem 
Einfommen von 1300 .M mit jedem folgenden 100 2 um 1 NM 5 9 
und dann mit jedem weiter folgenden 100 um 2 46 fteigt, bis er” — 
nämlich bei einem Einfommen von 2200 IZ., wie eine einfache Rechnung 
ergiebt — „2 72 20 Agr vom Hundert erreicht hat“, wobei übrigens der 
„erhöhte Sat jedesmal von jedem Hundert des ganzen Einfom: 
mens“ erhoben werden foll. 





Progreffive Eintommenfteuer. 131 


Derjelde Maaßſtab der Progrejfion findet zum Theil auch auf die Ge- 
lehrten und Künftler, überhaupt diejenigen SPerfonen Anwendung, welche „durch 
Anwendung wiſſenſchaftlicher Kenntnifje oder fünftlerifcher Fertigkeiten ihren 
Erwerb finden“ ($. 46). Denn in erfter Yinte iſt für die Steuer diejer Perſonen 
zwar ei bejonderer Tarif aufgeftellt, diefer läßt aber ſehr weite Spielräume 
der Einfhägung zu, und bei legterer ift nach ausdrücklicher gefetlicher Be— 
ftimmung zwifchen jenen Sägen des Tarifs und den gedachten Steuerbeträgen 
der Deamten „jo viel al3 möglich und mit Rückſicht auf die mehrere oder 
mindere Sicherheit des Erwerbs ein angemefjenes Verhältniß herzuftellen.“ 
($. 47 des Gejeße3 vom 24. December 1845). 

Ebenſo iſt progreſſiv befanntlich die foeben (Frühjahr 1874) zwiſchen 
der fächfifchen Regierung und der zweiten Kammer nad) langem Streite end» 
(id) vereinbarte allgemeine Einkommenfteuer, zu welcher, wenn der bezügliche 
Entwurf auch von der I. Kammer, der er jegt (Sommer 1874) vorliegt, 
angenommen wird — Einfommen bis 500 Mark mit einem Einheits— 
jage von 10 Pfennigen, dagegen höhere Einfommen : 

von 500— 650 mit dem Einheitsſatz von 15 & 


„..650— 800 „ „ „ . 
„ 800— 950 „ „ a e a 
„ .950—1100 „ „ — „ 60 
„.  1100—1250 s 85 


u. |. w. herangezogen werden. Erſt von 12,000 Mark (4000 M) jähr- 
lichem Einfommen ab wird der fefte Einheitsfag von 2'/, pro mille 
(de niedrigften Einkommens der betreffenden Claffe) feinen Anfang nehmen. 

Schr entwidelt ift in Sachſen fodanı aber auch die communale 
Progreffipfteuer. 

Bon den 15 größten Städten diefes Landes erheben nur Dresden, Leip: 
319, Zwickau und Meißen feine beſonders veranlagte Communaleintommenfteuer, 
Dresden, indem e3 von der — in den fähfifhen Städten im Uebrigen 
jehr wenig zur Verwendung kommenden Befteuerung des Miethzinfes umd 
außerdem von einer „rundwerthabgabe” reihe Einnahmen bezieht, und 
Leipzig, Zwidau und Meißen, indem fie — wie oben fchon erwähnt 
ft — ausnahmsweife Zufhläge zu den directen Staatäfteuern d. h. der 
Grund-, Gewerbes und Perfonalfteuer erheben, wobei für Yeipzig indefjen 
zu merken ift, daß dort eine communale Einfommenfteuer zur Zeit ſchon vorbereitet 
wird, die vorausſichtlich progreffiver Natur werden dürfte, und daß zur Zeit 
Ihon in Leipzig eine „Steuerdegreifion” — abgejehen von dem bezüglich 
der Staatöftenern bereit3 Bemerkten — auch in fofern ftattfindet, als nad) 
den jetzt beftehenden Einrichtungen 17) Staatsfteuerbeträge unter 1 IZ. zu 
communalen Zweden nur die Hälfte des Zufchlags erfahren, der den Be: 
trägen über 1.2. zu Theil wird, während in Meißen nad) $. 8 des Re— 
gulativg vom 13. October 1862 den Behörden die — die Situation recht 
gut Fennzeichnende, die ſächſiſchen Staatäfteuern als ein ſehr wenig geeignetes 
Fundament zu communalen Zuſchlägen charakterifirende Befugniß zufteht: „die 
Abgabenſätze des (StaatE-) Gewerbe: und Perfonalfteuer Catafter mit Rück— 

g* 
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ficht auf das ftädtifhe Intereſſe nochmals zu prüfen und namentlich) bezüglich 
folher Perfonen, welde einen — zu hoch oder zu niedrig ſcheinenden Steuer- 
betrag zahlen, die Steuerfäge entweder zu erhöhen oder zu ermäßigen.“ 

Alle andern der gedachten 15 Städte haben bei fihh befondere Com— 
munaleinfommenfteuern eingeführt, und diefe find mit einer einzigen 
Ausnahme, der Annaberger Steuer, ſämmtlich progreffiv. 

So erhebt Chemnit nah dem Regulativ vom 18. Februar 1857 
und dem Nachtrage dazu vom 20. October 1859 in 87 in der Beilage B. 
aufgeführten Claſſen, ald einfahen Sat von 150—350 ‚I. jährlichem 
Eintommen: etwa ?%,, Procent (je von dem niedrigften Einkommen der 
betreffenden Claſſe berechnet), ſodann 

von 375—400 2. jährl. Einkommen: ?7/;, Procent 


" 400—450 " " 1 2850 " 

„ 450— 500 n " " 2950 " 

" 500—550 " " 7 1 " 
550600 I. ꝛc., 


bis diefer Sat bei 3000 ZZ Einkommen die Ziffer 3 (immer für das 
geringjte Einkommen der betreffenden Claſſe berechnet) erreicht, bei welcher Ziffer 
es dann in den noc folgenden 39 Claſſen und darüber hinaus fein Be— 
wenden behält. 

In ähnlicher Weiſe progreffiv, d. h. in Claſſen mit progreſſiv ſich ftei- 
gernden Sägen veranlagt find die Einfommen in Plauen, Glauchau und 
Zittau (mit mancher Befonderheit), ferner in Baugen, Keihenbad 
und Werdau, wogegen die Progreffion in Freiberg durch die Borjchrift 
der Erhöhung des zu befteuernden höheren Einkommens um gewifje 
Duoten und umgekehrt in Meerane und Crimmitzſchau durd) die Vor— 
ſchrift des Abzugs gewilfer Quoten von geringeren Einfommen durch— 
geführt iſt. 

In Freiberg z. B. find Einkommen unter 100 M. ſteuerfrei und 
Einkommen von 100 - 200 . werden nur einfach zum Anſatz gebracht, 
dagegen werden erhöht: 

Einfommen von 200— 400 7. um 1go 
" „ 400— 600 „ " 2/20 
” ” 600— 800 " "” go 
[2 " 800— 1009 " " [20 
u. f. w., endlid alle Einkommen von 4000 M. und darüber um 16,,. 
Und umgekehrt ift 3. B. in Meerane die Einrichtung getroffen, daß vom 
fteuerpflichtigen Einfommen folgende Abzüge gemacht werben: 
von Einfommen von 50—199 50 Procent 
m. „ n 200 — 299 " 48 " 
" [Z " 300—399 " 46 ” 
„ " " 400—459 2 44 ” 
u. f. w., endlich von Einfommen von 4000 M und darüber fein Procent. 

E3 haben nehmlih Einrichtungen der letzteren Art, wie fie aud) in der 

Schweiz jehr beliebt find, den Vorzug größerer Beweglichkeit. Soll in einem 
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Jahre ein höherer oder niedrigerer Steuerfag erhoben werden, al3 fonft, fo 
bedarf ed dort nur der Aenderung einer Ziffer, um die Mafchine mehr oder 
minder ergiebig arbeiten zu laſſen, während bei unmittelbar progreffiver Steuer: 
fcala die jchwierigften Fragen über die Abänderung jedes einzelnen Steuer- 
fates zu entftehen pflegen und ım Grunde auch entftehen müljen. 

Gedenken wir nun, ehe von Sachſen zu den fleineren nord= und mittel- 
deutſchen Staaten übergegangen wird, zunächſt noch der früheren Einrichtungen 
Hannover3 und Kurheſſens, jo war dort die Bejoldungs- und Er— 
werbäfteuer, hier aber die Elaffenfteuer, welche Iettere von allen weder durch 
Grund noch durch Gewerbefteuer getroffenen Einfommen gezahlt wurde, 
progreffiv. 

— von 50—75 .. zahlten in Heſſen in der unterſten (24.) 
Claſſe 1”/, Ar, dagegen z. B. Einfommen 


von 100— 150 in Claſſe 22, 3%, Ir Steuerfimplum 
" 200— 300 " "" 20, 10 " „ 

" 400— 500 " ” 18, 20 " " 

„ .800— 900 „ „ 14, 1.9. 20 r e 


„.1000—1100 „ „ 12 

" 2000—2500 " 7 5, 6 " 71g " " 

„ 4000—5000 „ 2,33, 32: 

Endlich zahlten Einfommen von 5000-5500 Kl. jährlich ein Steuer- 
fimplum von 15 Z. 12, gr Und erft wenn dieſes Marimum von 
5500 34. überfchritten iar, wurde „für jede überfteigenden 500 4.” der 
fefte Sat von 1 .% als Simplum berechnet. (Bal. B. Hildebranp: 
Statift. Mittheilungen über die volkswirthſchaftlichen Zuftände Kurheſſens. 
1853. Beilage VIII. p. 193 ff.) 

In Hannover aber beftanden bis 1866 jowohl für die Bejoldung3- 
fteuer, die „die dem Geiftlihen- und Lehrer-, Civil- und Milttärftande an— 
gehörigen Landesunterthanen” zu entrichten hatten, al für die Erwerbs: 
fteuer, welcher legteren einerfeit3 die Einnahmen aus Penfionen und Warte: 
geldern, Stiftd- und Klofter-Beneficien x. und ambererfeit3 die Einnahmen 
aus der Ausübung einer Kunft oder Wifjenihaft, einem Privatdienfte oder 
irgend einer anderen nicht durd die Beſoldungs- oder die Gewerbe— 


fteuer betroffenen Beſchäftigung unterlagen, — folgende Steuerſätze: von einer 
Jahreseinnahme 
bis 140 M. wurde Procent 
von 140— 240 „ „ —— — 
240—1000 „ " 12], " 
„71000—20 „ „2 : 
und endlich von mehr als 2000 „ „23 


al3 Steuer entrichtet. Und in ähnlicher Weife progreffiv war auch die han= 
növerſche Gewer beſteuer, foweit fie nad) der Größe des Einkommens entrichtet 
wurde. (Bgl. außer Lehzen aud: Amtliche Denkfchrift über die Steuern 
im vormaligen Königreich; Hannover, al3 Manufcript gedrudt, 1866 p. 23.) 18). 

Progreſſiv ift ferner die jett zur Hebung kommende oldenburgifce 
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Eintommenfteuer. Nach dem über diefelbe geltenden Gefege vom 6. April 
1864 ‚zahlen nehmlid in 30 Claſſen 


Geſammteinkommen bi8 75 Kb, 10 Sgr. 
z von 75—100 „ 415 „ oder bis ?/, pC 
" " 100—125 " 20 " nn "lg " 
" „1 25— 150 „ Rp. —— | " 2 “, " 
” "n 1 50 — l 7 5 " " 1 5 " ” 123 1 "„ 
K „ 175—200 — 4. IR 
u. ſ. w. bis die 16. Claſſe mit 1 000 4 u. . den Brocentfats von 2 


Proeent (für das niedrigfte Einfommen der —— Claſſe) erreicht 
bei dem es dann ſein Bewenden behält. Die Claſſen ſteigen von der 30. ab 
um je 500 M, bis dahin um geringere Beträge. 

Desgleihen find progreffiv die Einfommenftenen in Hamburg, 
Bremen und Fübed. 

Betreffs Hamburgs genügt es, auf die mehrfachen neueren Darftellungen 
diefer Verhältniffe (3. B. in Hirth's Annalen, Jahrgang 1874) Bezug zu nehmen 
und es fei hier nur bemerkt, daß nach dem jet geltenden Gefege v. 26. März 
1866 (Novelle vom 9. Januar 1871) Einfommen unter 500 Hamburger 
Mark (a 12 preuf. Zr, alfo unter 200 9%) — je —— 
von 501—700 Mark aber 4 Schilling (a 9 Pf. alſo 3 ME: ı 
bis Procent zahlen, und diefer Brocentfet ſich bet — — 
immer mehr ſteigert, bis er bei Einkommen von 8300 Mark (d. h 3320 M) 
und darüber 3 Procent beträgt. 

In Bremen ſind nach dem jetzt geltenden Geſetz vom 29. April 1873 
alle Einfommen unter 750 Markt deutfher Reichsvwährung (250 .I2.) 
jteuerfrei, dagegen haben 

1) Einfommen von 750—1000 AR, : R% 50 % 


2) " " 1000— 1500 " " 
s. - „ 1500-2000 „ 
von 1500 „  ?), Vrocent und 
„ dem Weft 1 * 
) „ „ 4000—6000 , | 
von 4000 FRE: So — 
' dem Reſt 1%, — 


5) endlich Einkoinmen über 6000 RR: 
von 6000 19, Procent und 
„ dem Reft 2 
zu entrichten, während für die Yübeder Einfommenfteuer in dem Gefete vom 
31. Mat 1872 wieder eine jehr ausgebildete Claffenfcala feftgefegt ift. nach— 
welcher Einfommen unter 300 Mark Lübiſch (à 12 Gr , aljounter 120 3%) 
fteuerfrei find, dagegen Einkommen von 


301—500 MR, 5 IR alfo 3,—1 Procent 
501—600 " 6 " " 1 —1,19 " 


601—700 „ 7 „ 8Sdil. „ 1,07—125 „ 
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zu entrichten haben, und dieſe Procentfäge fi in überhaupt 26 Claſſen der 
Art fteigern, daß von Einkommen von 3000 Mark (1200 I.) jährlich ab, 
wie in Preußen fchon von 1000 I. ab, 3 Procent zu entrichten find. 

Selbft das Lübeck benachbarte Medlenburg hat fi, jo weit ich die 
bezüglichen Verhältniſſe überbliden fann, der Progreſſivſteuer nicht entzogen. 

Zur mecklenburgiſchen jog. auferordentlichen Landescontribution, die eine 
regelmäßige jährliche Abgabe zu fein jcheint, wird von „Einfommen“ fowohl, 
wie von „BZinfen und Renten” ein ſich fteigernder Procentfag als Steuer 
erhoben, von „Zinſen und Renten” 3. B. al3 Simplum | 

ga Procent bet Einfommen von 10— 50.5. 


ie " "„ " " 50— 500 r 
ia 7 7 7) on 500—1000 " 
17); \ „1000-3000 „ u.j.w. 


Wenigſtens waren dies die — anſcheinend als Staatsſteuer, — in den 
60er Jahren in der Stadt” Roſtock zur Erhebung kommenden Beträge nad) 
Wigger's Darftellung im 17. Bande der Berliner Bierteljahrichrift für 
Voltswirthichaft uud Culturgeſchichte. 

Endlich find progreifiv au die braunſchweiger Berjonalfteuer 
und die Einkommenfteuern einer Reihe thüringiſcher Staaten. 

Zu jener Steuer entrichten nad dem durch das braunſchweigiſche 
Geſetz vom 29. Juni 1864 feſtgeſetzten Steuertarif z. B. „Hof, Staats-, 
Kirhen:, Schul- und Communalbeamte, Dfficiere, ‘Benfionärs, deren Wittwen“ 
u. ſ. mw. (Glafje a) 


von Einfommen von 500-- 600 M. monatlich 41), or, 
" " Z 600 — 900 „ " 9 n 
. ö „ 1200— 1800 „ — 1 FE. 


" " " 2300— 3300 " " 3 " 10 " 
ferner „Hauslehrer, Hauslehrerinnen, Privatfecretäre, Vorſteher größerer 
gewerblicher Etablifjements, Defonomieverwalter“ Claſſe e) 

von Einfommen von 600— 800 I. monatlidh 41/, Igr: 
" " " 800—1400 " 2 9 " 
„1400-2000 „ , 0,“ 

Ebenſo ſind progreſſib nach dem gedachten braunſchweigiſchen Geſetze 
die Steuern der Aerzte, Advocaten, Notare, Künſtler ꝛc. (Claſſe f) und der 
von Renten lebenden Berfonen (Slafie 8). Und nur bei den in den Glafjen 
b, ec, d des gedachten Geſetzes befteuerten Grundſtücksbeſitzern, Pächtern und 
Gewerbtreibenden ſcheint von einer Progreffion der Steuerfäge kaum die 
Rede zu fein, da fich diejelben nad) der Größe der zu entrichtenden Grund: 
und Gemwerbefteuer abftufen. 

Entjchieden progrefjiv iſt hingegen die 35. B. in der Stadt Braun: 
jhmeig nad) dem Reglement vom 31. December 1870 erhobene communale 
Einfommenfteuer. Ste erhebt (in vollem Sat) 1%, Procent von Einfommen 
über 1600 .7Z., dagegen von *,— 1°], fteigende "Procente von Einfonmen 
von 100—1599 M. in 24 Clafjen !?). 

In Thüringen?) endlich, um hiemit für Deutjchland zu ſchließen — 


u 
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find progrejjiv 3. ®. die Gothaer und die Altenburger Einfommen- 
jteuern. 

Im Herzogtum Gotha zahlten nad) dem, wie ih vermuthe, noch 
jest geltenden Gefege vom 10. Januar 1854: Einkommen unter 800 . 
Glafjenftener, dagegen folhe von über 800 Einkommenſteuer und zwar 
Eintommen 
von. 800—1190 M. 3 %, liberhaupt, 

„ 1200-1590 „ 3 „ für die erften 1200 9%. u. 31/; 9, für den Reft 
„1600-190 „3 4. 

„ 2000-2390 „ 3 

„ 2400—2790 „3 

" 2800 u. mehr " 3 " " " ” " nn 4 " " nn 

Und im Herzogtum Altenburg endlich werden die Einfommen über 
500 M. nad) dem Gejege vom 17. März 1868 ?1) zur allgemeinen Eins 
fommenfteuer in 33 Gteuerftufen derart herandezogen, daß Einkommen von 
501— 700 7%. jährlid 9 M, alſo durchſchnittlich etwa 11/, Procent zahlen, 
und diefer Procentfag fich bei höheren Einfommen bis auf 22, und — bei 
allen Einfommen über 1600 4. — auf 3 Procent (von dem niedrigiten 
Einkommen der betreffenden Stufe berechnet) fteigert. — — 

Daß in Defterreih die, Progreffion der Steuerfäge bet der Ein- 
fommenfteuerclaffe II eine jehr ftarke ift, iſt bekannt. Sie ift nicht ftärker, 
al3 die Progreſſion mander anderen in Folge der Wirren von 1848 und 
1849 eingeführten hier nicht erwähnten Steuern ??), aber, nachdem jene in 
ruhigeren Zeiten raſch wieder bejeitigt find, heute in der That auffällig durd 
ihre Höhe. | 

Es werden danad) nehmlich, auf Grund des Geſetzes vom 29. October 
1849 23) in den nicht zur Ungarifchen Krone gehörigen Yandeötheilen von 
allen Einkommen aus Gehalten, Benfionen, Pfründen u. dgl. und ebenfo von 
den Einfommen der Schriftfteller, Künftler, Aerzte, Wundärzte, Hebeammen, 
Lehrer, Unternehmer von Erziehungsanftalten u. |. w. Procentjäge al3 Steuern 
erhoben, die von 1—10 (!!) fteigen. 

Einkommen: von 630—1050 fl. zahlen 1 ‘Procent, von 1050—2100 fl. 
2 Procent u. ſ. w., dagegen ſchon Einkommen 

von 6300 7350 fl., 7 Procent, 
„ ..1350—8400 „ 8 ” 
- „. 8400—9450 „ 9 Re 
und alle noch größere Einkommen endlid 10 Procent (!). 

Nicht in demſelben Maafe, aber immerhin fehr ftarf progreffiv ift jo: 
dann auch diejenige allgemeine Einfommenfteuer, welde unter dem Namen 
Perjonal-Einfommenfteuer, nach dem jest dem üfterreichiichen Reichsrath vor: 
Viegenden Steuergejegentwurf, von allen Einfommen über 600 fl. in den 
Ländern diefeit3 der Leitha erhoben werden joll. 

Nah 8. 5 diefes Entwurfs fol jedes hier in Betracht fommende Ein: 
- fommen zum Zwed der Steuerumlage in Steuereinheiten derart aus 
gedrückt werden, daß 
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je 100 fl. des eingefhätten jährlihen Einkommens 


ausmachen : 
bei Einfommen von 600—1000 fl., 1 Einheit 
> — „1000- 1500, 1,2 u 
r „ 1500—2000 „ 1,4 — 
„2000 - 2500, 16 „ 
— „ 2500—3000 „ 1,8 ü 
" 5 „. 3000—3500 „ 2 A 


u. ſ. w. 

bis die letzte der aufgeführten 20 Claſſen mit 

Einkommen von 60,000 -70,000 fl. jährlich — 4,8 Steuereinheiten 
und mit der Feſtſetzung ſchließt, daß von Einkommen von 70,000 fl. und 
darüber je 100 fl. zu 5,0 Steuereinheiten zu rechnen ſind. Das „Steuer— 
contingent“ foll nad) $. 6 durch bejonderes Geſetz fetgeftellt und auf die 
gedachten Steuereinheiten jährlich vepartirt werden Genügt es danach aljo 
z. B. die unteren Claſſen mit 1 Procent in Anſpruch zu nehmen, jo zahlen 
die Einfommen von 6000 fl. ſchon 3 Procent, die Einfommen über 70,000 fl. 
aber 5 Procent, ıft das doppelte nothwendig, legtere 10 Procent u. ſ. w. 

Auch ift progreffio feit Alters, worauf die Motive diefes Entwurfs 
verweifen — die Haußclafjenfteuer in Defterreih. Die Steuerfäte 
derjelben find — übrigens ähnlich wie bet der franzöfiichen Thür- und Fenfter- 
fteuer (Perraux-Joppen: Die franzöfifchen directen Steuern. Straßburg, 
1874, p. 77) — nicht nur nad) der Zahl der Objecte, an die fie ſich halten, 
(in Oeſterreich die Wohnbeftandtheile, in Franfreih die „Oeffnungen“), ſon— 
dern „auch nad einem progreffiv ſich fteigernden Werthe“ derſelben 
bemeſſen. — 

In den Ländern der Stephanskrone aber, wo das vorhin gedachte 
Gejeg von 1849 mit wenigen Abänderungen durch die Patente vom 25. April 
1850 und 30. December 1852 ebenfall3 eingeführt worden war, ift dajjelbe 
in neuerer Zeit gleich manchem andern Werke cisleithaniſchen Urſprungs wieder 
bejeitigt und wird jetzt durch die jog. Gejegartifel XXVI. vom Jahre 1868 
über die Einfommenfteuer (vgl. die Ausgabe von Rath in Peſth 1869 
p. 60 ff.) erjegt. Indeſſen die ftarfe Progreifion der Steuerſätze bis gegen 
10 Procent des jährlichen Einkommens für die Bezüge aus Beamtenftellungen, 
Ruhegehalten, Yahresbezügen von Lebensverfiherungen u. ſ. w. ift beibehalten. 
Nah 8. 7 a. a. D. zahlen nehmlich dieje Einfommen von 100—500 fl in 
5 Claſſen 1 Procent, berechnet nad) dem niedrigften Einfommen der bezüglichen 
Claſſe und dann in fteigender Scala 

Einftommen von 600— 700 fl, 7 fl. 
: 700-800. 0, 
— 800— 900 11 
„..900—1000 „ 13 „ 
— „1000—-1100, 15, 
| ä „ 1100-1200 „ 17.1. w. 
Dei 2000 - 2100 fl. Einkommen hat ſich der Satz jchon auf 40 fl., alſo 


— Bo 


bis 2 Procent, bei 4000 - 4100 fl. auf 130 fl., alſo 3—4 Procent und 
bet 6000 fl. auf 300 fl., alfo 5 Procent gefteigert. „Ueber 6000 fl." — 
jagt ſodann das Gejeg in dem mir vorliegenden deutſchen Texte weiter — 
„it von je 100 fl. 10 fl. CI!) zu entrichten.” Die Progreffion iſt aljo in 
Ungarn nod) viel ftärfer, al3 im cisleithaniſchen Defterreich, wo fie doc ſchon 
jehr erheblich ift. | 

Unter den andern Nachbarländern des Deutichen Reichs ift die Schweiz 
befanntlich wie fein anderes Yand die eigentlihe Heimath progrejiiver Ein: 
fommens- wie Bermögensfteuern in den manntgfaltigften und verjchtedenften 
Öeftaltungen. Ein auch nur einigermaßen erihöpfendes Bild hievon zu geben, 
mürde mid) bier viel zu weit führen. Ich enthalte mic deshalb jeden Ein: 
gehens hierauf, indem ich Lediglic Bezug nehme auf den im Jahrgange 1871 
dev Zeitfchrift für Shweizerifhe Statiftif diefen Gegenftand in 
trefflicher Weiſe erläuternden Aufſatz: „Ueberficht über die Gejege der Can— 
tone betreffend die Bermögens-Einfommens- und Kopffteuer”, welcher Aufjat 
rückſichtlich der neueften Geftaltung der Dinge in einigen Beziehungen noch 
duch Böhmert's allerdings nur bruchſtückweiſe gegebenen Geſetzesmitthei— 
lungen in dem I. Band feines Berichts über die Arbeiterverhältmiije zc. der 
Schweiz (Zürid) 1873) willfommene Ergänzung erhalten hat. 

Ermwägt man nun aber zu alle dem ſchon Bemerkten noch, daß aud in 
Dänemart die in dem oben erwähnten Gejeg vom 2. Juli 1870 geregelte 
allgemeine Einfommenfteuer progrejfiv ift, indem fie für die fteuerprlichtgen 
Einfommen bis 1200 Rigsdahler (à 2 Mark 26 Pf. deuticher Währung) 
je nad) dem Wohnſitze des Genfiten Abzüge von 400 resp. 350 und 300 M. 
und” für die Einfommen von 1200— 2000 Rd. Abzüge im Betrage der Hälfte 
diefer Summen vorjchreibt, während Einfommen über 2000 Rd. ganz der 
Steuer unterworfen werden jollen, duß ferner die Progreffion ebenjo bei den 
dänifhen Gommunalfteuern Eingang gefunden hat, indem z.B. m 
Kopenhagen nad dem ebenfalls fchon erwähnten Gejeg vom 19. Februar 
1861 für die zu befteuernden Eintommen von 400—1200 Rd. ein mit dr 
Höhe des Einkommens ſich ſtufenweiſe verringernder Abzug vorgefchrieben ift **), ” 
daß ebenfjo in Schweden eine Staat3einfommenfteuer allmaen bewillning) © 
erhoben wird, zu welcher — jo weit die von Parieu 1866 mitgetheilten Nach— 
richten noch heute zutreffen — die Einfommen der Händler, Fabricanten, Hand: 
werfer ꝛc. 5 Procent, dagegen die Einkommen z. B. der Beamten 2, 3 oder 
4 Procent zu entrihten haben, je nachdem jie unter 300, zwijchen 300 und | 
600 Reichsthaler (jeder etwa gleich 1 Mark deutjcher Währung) oder mehr 
betragen 25), daß ferner auh in England die feit 1842 beftehende Einfom: 
menfteuer jeit den befannten Umgejtaltungen des Jahres 1863 für Einkommen | 
unter 200 Pfund Sterling ?*, ſtark progreffiv ift u. ſ. w.: fo kann wohl | 
nicht in Abrede geftellt werden, daß die Progreffion der Steuerſätze bei den 
allgemeinen Cinfommenfteuern eine jehr weite DVerbreitung gefunden 
hat. Sie ift — darf man wohl fagen — fat foweit verbreitet, wie dielt 
Steuern ſelbſt. Und auch bei den „partiellen” Einfommenfteuern, den Capital: 
rentenftenern , Clafjenftenern im badischen Sinne) ꝛc., weldhe man — mit 


138 Fr. 3. Neumann. 


Progreifive Einfommenfteuer. 139 


geringem Recht — den „Ertragsfteuern“ zuzuzählen pflegt, hat fie fich wie 
die vorausgeſchickte Darftellung ergiebt, ſchon ein ſehr weite® Terrain 
erobert. 

Daß fie aber bei den mit größerem Rechte als Ertragsſteuern zu 
bezeichnenden Abgaben, den Grund» und Gebäudefteuern gar nicht oder faft 
gar nicht Eingang gefunden hat ?”), und deshalb in den romanifchen Ländern, 
die fich vorzugsweife diefer Art von Steuern bedienen, wenig anerkannt ift, 
erflärt fi Teiht aus dem Weſen diefer Steuern, weldye unmittelbar das 
einzelne Dbject belaften, ohne nad) den Berhältnifien feines Beſitzers zu 
fragen, und aljo ihrer Natur nad) den einen Befiger von 40 Parcellen 
gerade ebenſo befteuern müſſen, wie 40 Beſitzer von je einer zufammen. 

Im Allgemeinen darf ferner behauptet werden, daß die progrefjive Ein- 
fommenfteuer, wie fich dies insbeſondere in der Schweiz und in Deutichland 
für Staaten wie Städte fehr gut nachweiſen läßt, in neuefter Zeit ganz 
entichieden im Vorſchreiten begriffen ift — Dank einerfeit3 der bejjeren Er- 
fenntnig der Dinge, fowie dem Vorfchreiten jenes gefunden demokratischen 
Geistes, der den Menfchen im Menfchen achtet und nicht den Einen für den 
Anden Opfer bringen läßt, Danf andrerfeitS und insbefondere aber der 
zwingenden Gewalt der Umftände, welche die Steuerlaft im Laufe der legten 
Zeit derartig erhöht haben, daß für die weniger günftig fituirten Claffen der 
„proportionale” Steuerfag vielfach) ganz unerträglich geworden wäre und fo: 
mit nicht3 anderes übrig blieb, als die Alternative, entweder einen 
großen Theil der Bevölkerung ganz fteuerfret zu machen oder aber — was 
finanziell natürlich vortheilhafter erfcheinen mußte — eine Progreffion der 
Steuerſätze eintreten zu laffen. Und jo werden 3.8. Diejenigen, deren Weisheit 
ji in der Annahme erihöpft, daß die progrejfiven directen Steuern gerecht: 
fertigt feien in Anbetracht der „umgefehrten Progreffion“ der indirecten Steuern 
von nothwendigen Yebensmitteln — fi), wenn nicht alle Zeichen trügen, in 
nächſter Zeit daS bemerfenswerthe Schaufpiel vollziehen fehen, daß gerade nad) 
Bejeitigung der Mahl: und Schladhtfteuer, der einzigen erheblichen indirecten 
Steuer, die fid) die preußiſchen Etädte nutbar machen konnten, die GSteuer- 
progreffion in diefen Städten ihre eigentlihen Triumphe feiern wird. Der 
beträchtliche Einnahmeausfall, der für die ftädtifchen Finanzen aus jener 
Bejeitigung hervorgehen wird, wird die Städte zwingen, von der Einfommen- 
ftener mehr Gebraud zu machen, als bisher; für die erhöhten Sätze der 
letzteren aber wird eine Abminderung resp. Steigerung der fchon beftehenden Ab- 
minderung zu Gunften der ärmeren Glafjen fehr bald oder ſogleich Bedürf— 
niß werden. — 

Nun haben fid) manche neuerding3 veranlaft gefehen, die „Degrefjion“ 
oder „Regreſſion“ der Steuerfäge zuzugeben und nur die Progreffion anzu= 
fechten, indeffen, wie mir Scheint — hauptſächlich um fich und den Andern das 
Verlaffen ihres früheren Standtpunct3 zu verdeden. „Degreſſion“ oder „Regrej- 
ſion“ — jo fagen fie — fet die Abminderung eines für die höheren Ein- 
kommen proportionalen Eteuerfages, Progrefjion die Steigerung der Steuer: 
fäge in definitum. In diefem Sinne fagte übrigens auch Wolowsky bei der 
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gedachten Veranlaſſung, als er eine der englifchen ähnliche und gleich ihr 
‚ in den unteren Stufen progrejfive Einfommenftener für Frankreich empfahl: 

Ainsi je limiterais a 1200 francs la quotité exempte de l’impöt; 
et pour &viter cette transition brusque qui ferait payer l’impöt à celui 
qui aurait un revenu de 1201 francs’ jappliquerais le principe qui a 
été introduit par M. Gladstone en Angleterre. 

Je voudrais exempter les revenus de 1200 francs; mais pour les 
revenus entre 1200 et 2000 francs, tout en les appelant à payer 
lincome-tax, on ferait la deduction d’une somme de 600 francs. 

L’impöt progressif de cette nature ne m’effraye pas, et je crois 
qu’ il est le meilleur moyen pour empöcher l’impöt progres- 
sif veritable, que je considere comme destructif et 
funeste etc. (Sigung der Nationalverfammlung vom 22. Dec. 1871.). 

Indeſſen wie fo behauptet man denn, daß die Anhänger der „wahren Pro— 
greffion“ eine Steigerung derfelben ohne Schranken empfehlen! Es fommt ihnen 
da3 nicht in den Sinne). Ganz mit Recht fagt Helferich: Mit einer Erleich— 
terung der unteren Claſſen durch Abminderung der von ihnen zu zahlenden Steuer- 
ſätze „wird das Princip der Progrefjion überhaupt al3 gerecht anerkannt, weil gar 
nicht einzufehen ift, warum ein Berfahren, das bis zu einer gewiſſen Ein— 
fommensgröße al3 gerecht angejehen wird, über diefe hinaus feine Forderung 
der Gerechtigkeit fein fol.” Die „Degreffion“ oder „Regreſſion“ ift nicht 
etwas der Progrefjion Gegenfägliches, fondern fie tft fie felbft und zwar — 
wie das unten gezeigt werden ſoll — fie ift die allein berechtigte Progreffion, 
und die — foweit meine Kenntnif reiht — allein bisher überhaupt 
in Anwendung gebradte. 

Die Theorie ift eben der Praxis in bedauerlicher Weife nachgehinkt und 
der Ausdrud Degreffion vielfah nur die BVerzuderung der Pille, Die 
das Eingeftändnig jener Kurzfichtigkeit enthält, über welche die Regierungen 
bereit3 die Nafe rümpfen: „Bon den hbervorragendften Vertretern 
der Wiffenfhaft perhorrescirt — fagt z. B. die öſterreichiſche Re— 
gterung von den Motiven der Steuervorlage von 1874 — hat fie (die 
Progreffion)dennodh und nicht erft inneuefter Zeit Aufnahme 
in den meiften Geſetzgebungen gefunden”, — und an diefe Worte 
schließt jene Regierung fehr beherzigenswerthe, eigene Ausführungen über die 
theoretifhe Begründung der Steuerprogreffion, auf die id) unten noch 
zurückkomme. 

In der That etwas an ſich Neues, nur der modernen Zeit Angehöriges 
iſt die Progreſſion, um deſſen noch zum Schluſſe hier zu gedenken, durchaus 
nicht. Wie im Alterthum die atheniſche Republik bekanntlich ihre ſtark 
progreſſive Vermögensſteuer hatte, mit deren übel wirkendem Beiſpiele der 
böſe Montesquieu die Welt zuerſt wieder bekannt gemacht haben ſollte: fo 
hat im Mittelalter 3.8. die Florentinifhe Republik die mannigfaltig— 
ften Arten progrefjiver Befteuerung bei ſich heimisch geſehen, über die und 
Sismondi und nah ihm Parieu fehr ausführlihe Nachrichten gegeben 
haben. Ebenfo erhob man in England z. B. 1435 eine progreffive Ein- 
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fommenfteuer, zu der Einfommen unter 5 Pfund nicht herangezogen wurden, 
dagegen Einkommen 
von 5—100 Pfo., 6 d. auf das Pfd. d. h. 21, Procent 
" 100 400 " 8 " " " " nn 3, " 
" 400 u. mehr " 2 sh "„ " " nn 10 " 
zahlten, desg. 1449 eine Steuer, zu welder Einkommen 
von 1— 20 Pd, 6d. auf das pfd. d. h. 2%, Procent 
n„ 20 u 200 " 1 sh. " „ „ ” 5 4 
" 200 u. mehr " 2 ” 7 n nn 1 " 
zu entrichten hatten?sa) u. ſ. w. Im ganz Deutichland wurde ferner der 
„gemeine Pfennig“ 3. B. nad) dem Reichstagsabſchiede von 1512 mit 
progreffiven Anjägen erhoben, mit der Begründung: „Damit der Arıne 
nicht jo hoch beſchwert und dem Reihenaud aufgelegt werde, 
da3 er tragen möge?) u. f. w. Und aus der Neuzeit wäre e3 nicht 
ihwer, ähnlid wie es ſchon oben für das 18. Jahrhundert geſchehen ift, 
aud Für jedes folgende Jahrhundert eine große Reihe von Beifpielen 
folder Beftenerung nambaft zu machen. Daß diejelbe fich einerjeitS vor— 
zugsweiſe in demokratischen Staaten und andererjeitS namentlich in Fällen des 
Herantretens außergewöhnlich ftarfer Anfprüche an die Staatskaſſe Bahn brad), 
darf uns nicht Wunder nehmen. Das Eine hängt auf das Innigſte mit dem 
Weſen der Progrefjiofteuern zufammen, nad) welchen, wie ſchon bemerkt wurde, 
der gemeine Mann eben nicht der beliebig zu belaftende Packeſel fein foll, 
während der Reiche die Steuer faum fühlt, und der andere Umftand erklärt 
ſich Leicht daraus, daß bis in die neuefte Zeit, ja bis in die Mitte des 18. 
Jahrhunderts directe Steuern überhaupt jehr vielfach nur als ein „ertraordinäres 
Mittel”, d. h. eine nur in Fällen auferordentlihen Staatsbedarfs in An— 
ſpruch zu nehmende Hülfe angejfehen wurden, mithin auch befondere Ber: 
mögen und Einfommengfteuern nur in Fällen ſehr ftarfer Anſprüche an 
die Staatscaffen vorzufommen pflegten und daß andeverfeit3 gerade in jolchen 
Fällen großer Dringlichkeit und fehr bedeutenden Umfangs des öffentlichen Be— 
darf3 die Nothwendigfeit, die Wohlhabenden ftärker al3 mit dem für Die 
Aermeren erjchwingbaren Sate zu belaften, beſonders deutlich hervortreten 
mußte. — 


B. Kritik der Progreſſiv- oder Degreffipfteuer. 


Giebt man den Grundfag zu, daß darauf Hinzuarbeiten ift, die Steuern 
thunlichft nad) Mafgabe der Leiftungsfähigfeit und der Opfergleichheit umzu— 
legen und daß zugleich auf ein Steuerſyſtem Bedacht zu nehmen ift, vermöge 
dejien man in fritifchen Zeiten — wie man dann die ganze waffenfähige 
Mannihaft aufbietet — aud) die ganze wirthſchaftliche Kraft der 
Nation thunlihft in Anſpruch nehmen kann: fo fcheint ja hiemit die Ange: 
meſſenheit und Nothwendigfeit einer Progreifion der Steuerfäge ſchon aner— 
fannıt zu fein 29%). Denn durch eine proportionale Steuer fann — wie ſchon 
oben berührt wurde — die Leiftungsfähigfett der Geſammtheit durchaus 
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nicht vollftändig in Anfpruch genommen werden. Diefe iſt überhaupt nicht 
anders aufzubieten, al3 daß man auch jeden Einzelnen möglihft nad) 
jeiner Leiſtungsfähigkeit erfaßt. Und das letztere geſchieht offenbar nicht, 
wenn ich den 10= oder 20mal Neicheren eben nur 10 oder 20mal ftärfer zur 
Steuer heranziehe. Denn es bleibt ja jenem nad) Befriedigung feiner noth— 
wendigen Bedürfniffe ein nicht 10 resp. 20 mal größeres, ſondern jehr viel 
höheres Maaß von Mitteln zur Erfüllung feiner Pflicht dem Etaate gegen- 
über übrig. Und ähnlich fteht e8 mit dem Maßſtab dev Opfer. 

Was die Gleichheit diefer in jenem Sinne betrifft, in dem näd dem 
oben Bemerkten eine innige Beziehung zwiſchen ihnew und der Yeiftungsfähig- 
feit obwaltet, jo ift e3 doc) umbeftreitbar, daß 3. B. 15 AZ. Steuer für ein 
Einkommen von 300 I. regelmäßig eine [ehr viel [hwerer zu tragende 
Laſt find, als 3. B. 1500 I. Steuer von jährlichen 30,000 I. Und 
hiebei ift nur an eine Eteuer mäßiger Höhe gedacht. Handelt e3 fi, mie 
in der obigen Gegenüberftellung von 1200 und 12,000 M. Einkommen um 
eine Steuer von 10 Procent, jo tritt der eben angedeutete Gegenjag nod) viel 
Tchärfer hervor. Man wende auch nicht etwa ein: Solches Beiſpiel ſei 
Uebertreibung, ſolche Procentfäge fümen gar nit zur Erhebung! — Sie 
fommen zur Erhebung. | 

Die preußische Einfommenfteuer erhebt dem Gejegeswortlaute nad) und 
den ehrlichen Yeuten gegenüber auch in der That bis 3 Procent zur Staat3= 
cafje?). Und die Gommunaliteuern betragen in Preußen nicht jelten 200 
bis 300 Procent der Staatöfteuer, alſo Staat3- und Gemeindefteuer zujam- 
men 3 + 6—9 = 9—12 Procent (!!) de3 Einfommend. Ich erinnere 
nur an das Schon oben gebrauchte Beispiel der Stadt Duisburg, in der 
im Jahre 1872 die Claſſen Ta und 1b der Glafjenfteuer: 100 Procent, da— 
gegen die höheren Claſſen (alfo von 100 I. Einkommen ab, nad) den früher 
in Geltung befindlichen Inſtructionen 31) 240 Procent Zufchlag an die Com: 
munalcaffe entrichten mußten, jo daß 3. B. Einkommen von 100—150 H. 
jährlid 1,6 X 2,4 — 3,84 Procent, Einfommen von 1001 9%. aber 

3 x 2,40 — 7,20 Procent 
allein an die Kommune zu entrichten hatten, und Staats- und Communal- 
fteuer zufammen fich mithin für jene Einkommen auf 
1,6 + 3,84 — 5,44 Procent 
für das Einkommen von 1001 . aber auf 
3 + 7,26 — 10,26 Procent 
herausſtellte. 

Ebenſo iſt oben gezeigt, daß Einkommen von 1001.74. in Gladbach im 
Jahre 1872 nur an Staat und an die Ortsgemeinde: 10,83, in 
Solingen desgleichen: 14,79 (!!) und in Dorp: fogar 16,00 (!! 
Procent zu entrichten hatten. Und ähnlih ift es in manden andern Indu— 
ftrieftädten des Weſtens, wo nicht die Mahl: und Sclachtiteuer ihre Hülfe 
bietet. In Dortmund 3. B. zohlten im Jahre 1872 alle Einkommen: 
claffenfteuerpflichtige (mit gewilfen fehr geringen Ausnahmen) und ein 
£ommenfteuerpflihtige: 160 Procent communalen Zufchlag, in Eſſen 180 
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Procent (außer Claſſe Ta und 1b), in Mühlheim a. Rh.: 195 Procent 
(außer Dienftboten :c.), in Iſerlohn aber fogar 310 Procent oder 3.2. 
3 Ir. von jedem Thaler Staats: Claſſen- und Einfommenfteuer, jo dag — 
wie oben ebenfall3 ſchon gezeigt **) wurde, 3.8. Einfommen von 100—150 7%. 
jährlih 6,56 Procent, Einfommen von 500—650 . jährlich 8,57 Procent, 
Einkommen von 900—1000 M. jährli 10,332 und Einkommen 3. B. 
von 1001 . jährlih 12,3 (!!) Procent nur an Staats und örtlicher 
Communallaft zu entrichten hatte, während im großen Durchſchnitt 
alles Einkommen über 1000 M., ohne Rüdfiht darauf, ob es zwiſchen 
1000 und 1100 oder zwiſchen 100,000 oder 110,000 Tag, zur Staats: 
und Communalcaſſe: 11,275 Procent zahlen follte. 

Bet fo hohen Procentfägen tritt in der That die Ungerechtigkeit der pro— 
portionalen Steuer.befonders fchreiend zu Tage. Indeſſen auch bei niedrigeren 
Sätzen ift fie vorhanden. 

Je höher das Einfommen tft, um jo mehr dient e3 eben in feinen höhe- 
ren Beträgen regelmäßig entbehrliheren, leichter einzufhrän- 
fenden Ausgaben, und ift alfo, wenn man dem Grundſatz der Opfergleich— 
beit nicht den Rüden kehren will, regelmäßig?) mit höherer Quote in 
Anfprud zu nehmen. 

Das iſt neuerdings felbft von ſolchen Seiten anerfannt, die man am 
mwenigften communtftifcher oder focial-demofratifcher Grundfäge zeihen wird, 
3. B. von der fächfifchen und — wie ſchon oben bemerft wurde, von der 
Öfterreichifchen Regierung. Jene führt in den Motiven zu den Steuervorlagen 
von 1871 und 1872 zur Begründung der in der „progrejjiven Scala” liegen— 
den „Billigfeit“ Folgende aus: „So viel ift jedenfalls Kar” — ſagt fie 
da — „daß wenn unter gleihen ſocialen Berhältniffen, in welchen die Er: 
haltung einer diejen Berhältnifjen entfprehenden Exiftenz z. B. einen Aufwand 
von 1000 . jährlich erfordert, der Eine ein Eintommen von 1500 SZ, 
der Andere ein doppelt jo hohes, aljo 3000 I. hat, dem Erfteren, um ſich 
über das Nothiwendige hinaus noch gewiffe Annehmlichkeiten des Lebens zu 
verichaffen, 500 .IZ., dem Andern 2000 M, alſo nicht das doppelte, fon- 
dern das vierfache übrig bleiben, und daß hienach eine höhere Beiziehung 
des Lesgteren zur Steuer bi3 zu einem gewiffen Grade wohl 
gerechtfertigt erſcheint“ 34). 

Und ähnlich jagt die öfterreihifche Regierung in den Motiven der 
Vorlagen von 187435): „Wenn es umbeftritten ift, daß der Umfang der 
Leiftungsfähigkett oder Steuerfraft im Allgemeinen dur die Größe des 
Einkommens repräfentirt wird, jo wird auch zugegeben werden müſſen, daß 
diefe Steuerfraft in Fällen der Einkommenserhöhung nicht in arith= 
metiſchen, ſondern nad einem progreffiven Verhältniß wächſt, 
indem die Fähigkeit, die Steuer zu zahlen, in dem Maße ſich er höht, 
als die Möglichkeit zunimmt, die nach Beſtreitung der Lebens— 
bedürfniſſe verbleibenden Ueberſchüſſe des Einkommens zur 
Deckung minder nothwendiger Erforderniſſe oder zur The— 
jaurirung zu verwenden?“ u. ſ. w. 


—— — — 
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Und diejelben Anfichten haben fi, trog allen Widerſpruchs furzfichtiger 
Theorie auch in den Landesvertretungen immer mehr Bahn gebrochen. Als 
3. B. die ſächſiſche Regierung im Jahre 1869 zur Vorbereitung zu machen 
der Steuervorfchläge eine Commiffion von Yandesvertretern, Bürgermeiftern, 
Steuerbeamten, hervorragenden Gewerbetreibenden u. ſ. w. berief, ſprach ſich 
diefe einftimmig für Progrefjivbeftenerung aus, die Einführung 
der Progreffion der Steuer werde zur Nothwendigkeit, wenn man nidt 
den weniger Bemittelten, insbefondere den Arbeiter, der nothdürftig um feine 
Eriftenz kämpft, in einer Weiſe belaften wolle, „welche ihm die Zahlung der 
Abgabe namentlid dann, wenn größere Staat3bedürfniffe zu decken find, 
völlig unerſchwinglich macht 86).“ Und ebenfo einftimmig adoptirte im 
Jahre 1872 auf Grund eines ſehr eingehenden, auf mannigfaches Material 
geſtützten Referats von Dr. Genſel die in der Steuerreformfache gewählte 
außerordentlihe Deputation der ſächſiſchen I. Kammer die Anficht von der 
Nothwendigkeit der Progrefjion, indem fie bemerkte, daß fie „darin das 
einzige (!) Mittel erkenne, um die Wohlhabenderen ihrer 
höheren Steuerfähigfeit gemäß, die feineswegs im arithme: 
tifhen VBerhältniß zur Höhe des Einfommens wächſt — zur 
Erfüllung ihrer ſtaatlichen und ſocialen Pflichten heranzu: 
ziehen.“ Der 1874er Bericht der badijchen II. Kammer über die damalige 
Einfommenfteuervorlage betont , jogar die Nothmwendigfeit das bisherige joy. 
Ertragsfteuerfyftem zu verlaffen, insbefondere auch aus dem Grund, 
weil bet ihm die Steuerprogreffion ausgefchloffen fe. Man hat — heit 
es da — bet der bisherigen Steuerverfaffung (d. h. eben dem „Ertrage 
ſteuerſyſtem“) „feine andere Wahl al3 den gleihen Steuerfuß ohne Rüd- 
fiht auf die Größe des Steuercapital3 anzuwenden, und die Folge davon 
ift, daß die größeren Einfommen — verhältnigmäßig geringer 
belaftet ericheinen, al3 die mittleren und fleineren Einfommen. Ein Steuer: 
fat 3. B. von 5 Procent auf das Einkommen wird das Einkommen von 
1000 fl. ſchon zur Beſchränkung in der Befriedigung nothwendiger Lebensbe- 
dürfniſſe veranlaffen, dem Einfommen von 2000 fl. die Möglichkeit einer Er: 
ſparniß rauben, während fie bet einem Einfommen von 10,000 fl. ſich faum 
bei Befriedigung von Yurusbedürfnifien fühlbar machen wird” u. ſ. mw. 

Indeſſen kommen zu dem Gewichte aller diefer Gründe, welche auf dem 
Streben bafiren, die öffentlichen Laften nad) Maßgabe der Steuerfraft um 
unter Auferlegung thunlichſt gleicher Dpfer zu vertheilen, num noch zwei 
Momente, die der Entfcheidung die gleiche Richtung geben, erftens nehmlih 
dag — morauf ſchon gelegentlich, z.B. von der Reihenbadher Handel 
fammer in ihrem Botum über die fächfische Steuerreform vom Jahre 1869, 
verwieſen ift 3°), größere Vermögen und Einkommen an fid, eine nicht nur 
proportional, fondern mehr als proportional größere wirthſchaftliche 
Macht geben, und unter diefem Gefichtspunfte alfo auch eine mehr al 
proportional höhere Befteuerung derfelben gerechtfertigt wäre, und zweiten, 
daß fid) größere Einkommen erfahrungsmäßig vielmehr der Controlle und Er: 
faffung durch die Steuer entziehen, als Kleinere. Bei Einfommen von 400 
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bis 500 Z. ift ein Einfhägungsfehler von 10 20 Procent ſchon ein 
großer, bei 4—5000 gder 40—50,000 I. hat man regelmäßig mit erheb- 
lid; größeren Fehlern zu rechnen. Das durchſchnittlich Erfaßte hätte man 
aljo auch hienach bei höheren Eintommen höher zu belaften. -— 

Gehe ich nun zu den Anführungen der Gegner über, jo hat man frei: 
lich gegenüber demjenigen, was bezüglih der Opfergleichheit bemerkt wurde 
und unter allen Argumenten mir al3 das wichtigfte erjcheint, hie und da wohl 
den Einwand gehört, daß diejenigen Bebürfnifje, die der wohlhabende oder 
reihe Mann mit den höheren Eintommensbeträgen befriedige, für ihn gerade 
ebenſo dringliche feien, wie die nothiwendigeren Bedürfniſſe des Lebens für den 
nicht wohlhabenden, wonach alfo 3. B. Oper oder Champagner entbehren zu 
müfjen, für Jenen fo hart fet, als es diefem ſchwer anfomme, den Unterricht 
feiner Kinder einschränken oder feiner kranken Frau die erforderlihe Nahrung 
und Pflege verfagen zu müſſen. Indeſſen die Zeit, da man e3 für angebracht 
- hält, foldhe Einwände zu erheben, dürfte in Bälde vorüber fein. Mir jcheinen 
fie nicht mehr der Widerlegung werth. 

Wer fodann mit Thiers etwa einmwendet: “Derjenige, welcher vom 
Reicheren al3 Steuer einen höheren Sat verlange, al3 vom Armen, gleiche 
dem habjüchtigen Krämer, der feine Preife nad dem Rock der eintretenden 
Käufer bemeſſe, der hat fich offenbar ſelbſt noch nicht über jenen Krämerftand- 
punft erhoben. nach dem lediglich den Yeiftungen entjprechende Gegenleiftungen 
im Staat3abgabenwejen in Betracht fommen, und nicht aus öffentlichen Rück— 
fihten bervorgehende Pflichten und ihnen entfprechende „Steuern“ 87). 

Beachtenswerth ift an jenem Einwande meines Dafürhaltend nur, daR. 
fo weit Leiftungen für Gegenleiftungen in Frage ftehen — und unter diefen 
Geſichtspunkt fallen ja, wie wir gefehen haben, eine Reihe von Staats- und 
Gemeindelaften — die Progreffion in der That niht am Plage ift?7e). 
Co wenig dem Berfaffer in feinem amtlichen Leben, in dem er viel mit 
Deihverbänden und Meltorationsgenofjenfchaften zu thun gehabt, je die For: 
derung der Schuldenberücjichtigung hei der Veranlagung zu den Verbandsbei— 
trägen vorgefommen ift, — ebenfowenig die Forderung der Progreljion oder Des 
grejfion der Genofjenichaftsabgaben. Der Abgabe entipricht bei jenen Vers 
bänden der gewährte Vortheil. Und diefer iſt der großen Fläche gegenüber 
relativ fein anderer als gegenüber der fleineren (von ganz kleinen Parcellen 
natürlich abgeſehen). Ganz ebenfo verhält es fi mit den in Staat und 
Gemeinde nach Mafgabe der Vortheile umgelegten Yaften, z. B. der Laſt 
des Baue3 und der Unterhaltung der oben erwähnten Intereſſenten- und der 
eigentlichen Kreis-Chaufjeen. Und es ift diefem Umftande zuzufchreiben, daß 
3. B. in Preußen — fo fehr nach dem Bemerkten der Grundjag der Steuer: 
progreffion fi) bei den dortigen DOrtsgemeinden Bahn gebrochen hat, der= 
jelbe gar feinen oder doc) faft gar feinen Boden gefunden hat bei den Kreis— 
abgaben, die derartigen öffentlichen Intereſſen, wie der Schulpflege, Armen— 
pflege, Polizeiverwaltung zc. die in den Ortögemeinden gepflegt werden im 
Allgemeinen ganz fern ftehen oder mit folden dod nur in verhältnigmäßtg 
geringem Grade zu thun haben, während andererfeitS aus ihnen, insbeſondere 
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zu den Freis:Chauffeen jehr bedeutende Leiftungen zu deden jind, die der 
Gegenleiftung zu folgen haben. Bei Gelegenheit der Verhandlung über die 
Kreisordnung im preußischen Abgeordnetenhaufe wurde nur eines Kreifes 
(de3 Kreiſes Inowrazlam in Pofen) gedacht, deſſen Kreisabgaben progrefjiv 
umgelegt find ®®). 

Gedenfe ich dann der weiteren Einwendungen gegen Steuerprogreffion, 
jo ift ganz unbegründet ferner der Einwand, die Progreffion müſſe ſchließ— 
lid) Eonfiscation des ganzen Einkommens und — wie Mancher wohl gar 
gefagt hat — in vollftändiger Conſequenz ihres Grundgedanfens dazu führen, 
vom Reichen mehr nehmen zu wollen, als er hat, dadod jede Progrej- 
ſion der Zahlen, welche die zu erhebenden Procente beftimmen, bei confequen 
tem Fortſchreiten ſchließlich über die Zahl 100 hinausgehen müßte. 

Mer ſolches behauptet, überfieht einerfeits, daß der Progreffion nach den 
diefelben gebietenden Gründen, wie fie hier verfochten find, nicht die höheren 
Einfommen al3 ſolche, jondern nur fo zu fagen die resp. M eh reimfommen 
zu unterwerfen find, da ja regelmäßig nur diefe Mehreinfommensbeträge den 
weniger nothwendigen, leichter einzufchränfenden Bedürfniffen dienen, umd 
andererfeits, daß es jchlieglih eine Gränze giebt, von der ab auch letzteres 
nicht mehr zutrifft, d. h. von der ab höhere Einfommensbeträge aufhören, 
eine Unterfheidung diefer Art überhaupt zuzulafien, da in den höchſten Be 
trägen ein ſehr großes Einfommen, wie ſchon früher erörtert wurde, regel: 
mäßig etwa gleid) entbehrlichen ‚Genüffen oder aber der Gapitalifirung dient, 
und daß alfo der etwa gleich hohe Procentfag ſolcher höchſten Einkommens: 
beträge — m. a. W. die „Degreſſions- oder „Regreſſionsform“ der Steuer: 
progrejfion die aller berechtigte ıft??). 

Mer aber hierauf wieder, wie es einft die Reihenbaher Handel: 
fammer in dem ſchon erwähnten Gutachten von 1869 gethan hat, einmendet: 
Aus Gründen der zulett gedachten Art ergebe ſich, daß ſolche hohen Beträge 
der Einfünfte den Staate ganz verfallen müßten, der überjieht — von 
Anderem abgejehen, daß jelbft die höchſten Einfommensbeträge bisher von 
Niemand auf die Strafe geworfen wurden 4%) — und das offenbar nicht allein 
um der Pflichten willen, die großer Beſitz allerdings auferlegt und deren Löblice 
Beachtung wohl Jeder zu conftatiren Gelegenheit gehabt hat, jondern ine 
befondere aud), weil Vermögensverlufte auch vom reichen Befiger immerhin 
al8 Kaft empfunden werden, ſei e8 um feiner felbft, ſei e8 um feiner An— 
gehörigen willen. — | 

Allein erheblich find meines Dafürhaltens zwei Einwendungen, ein: 
mal, da e3 an einem feiten, unzweifelhaften Maßſtabe für die Durchführung 
der Progreffion gebriht, und daß fie deshalb der Willkür ein weites Feld 
öffnet und fodann zweitens, daß in unruhigen Zeiten die progrejfive Steuer 
eine gefährliche Waffe zur in Frageſtellung aud) der berechtigten Ausflüffe de 
Eigenthums werden fann. 

Beide Einwendungen wiegen ſchwer, und insbeſondere die erftere der 
felben ift meines Dafürhaltens wohl dazu angethan, die Aufredt: 
erhaltung der proportionalen Steuer da zu empfehlen, wo 
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— wie 3. B. in den Schoß erhebenden Städten alter Zeit, in einigen fehr 
wohlhabenden Städten des jeßigen deutjchen Reichs, in vielen Staaten der 
großen Union des Weſtens u. |. w. — die Steuerlaft nit jehr groß 
oder doch die Bermögendunterfhiede der Bewohner nidt jehr 
bedeutend jind‘) 

Andererjeit3 hat man jene Einwendungen aber auch nicht zu überichägen. 
Wer meint: e3 fehle für die Progrejjion an jedemMaaße, mit demfelben 
Rechte, wie man die Einfommensclaffen z. B. von 100 zu 100 72. fteigen 
lafje, fünne man jie ja aud) von 150 zu 150, 200 zu 200, 500 zu 500 oder 
5000 3u 5000 feftjegen, und aus denjelben Gründen, aus denen man eine Progref- 
fion des Steuerprocentfages im Verhältniß von 1 zu 2 zu 3 zu 4 Procent beltebe, 
könne man ja aud) Procentjüge wählen, die fid) verhalten wie 2 zu 4 zu 8 
u. f. w. oder wie 3 zu 6 zu 12 oder wie 1 zu 12 zu 24 u. ſ, w. — 
der überfieht zunächft, daß Einkommens- oder Erwerböclafjen nidt 
der Progreſſivſteuer allein eigenthümlich, ſondern ein durch die Bedürfniſſe der 
Praris als unentbehrlich aufgedrängtes Hülfsmittel auch für eine Reihe anderer 
Abgaben ſind, z. B. für die proportionalen Einkommenſteuern, für die Grund— 
und Gebäudeſteuern, für die Deich- und Genoſſenſchaftslaſten u. ſ. w. Die 
Schwierigkeiten und die in gewiſſen Gränzen zuzugebende Willkür bei der 
Clafſeneintheilung — fie find hier ebenjo vorhanden wie da, wo es 
in Frage fteht, ob ich die Progreſſion der Steuerjäge mit Unterjchieden von 
je 100 I. Einfommen eintreten laſſe, oder mit je 200, 300, 600 %. 
Unterichted ꝛc. 

Die jpecifiihe Schwierigkeit der Progrefjivftener Liegt offenbar in der 
Auffindung des richtigen Maaßes der Progreſſion der Steuerfäge 
ſelbſt. Und bezüglich dieſes Maaßes wird bei jenem Einwande andererfeit3 
vergejjen oder doc nicht hinlänglich gewürdigt, daß dafjelbe ja in Der Idee 
wenigſtens dadurd gegeben ift, daß es Ziel jein joll, durch die Steigerung 
der Steuerfäge den Inhabern größerer und geringerer Einfommen em im 
großen Durchſchnitt annähernd etwa gleich) großes, gleich ftarf empfundenes 
Dpfer aufzuerlegen, daß alfo feineswegs ganz freie Wahl zwifchen 
allen möglichen Zahlenreihen ſtattfindet, ſondern daß man beſtrebt ſein muß, 
die für die concreten Umſtände, insbeſondere die Vermögens- und Bedurfmße 
verſchiedenheiten der jeweilig in Betracht kommenden Bevölkerung paſſende 
Progreſſion zu finden. 

Daß dies insbeſondere in großen Gemeinweſen eine ſehr ſtarke, überaus 
ſchwer zu bewältigende Zumuthung an die menſchliche Geiſteskraft in ſich 
ſchließt, iſt gewiß. Wer aber hieraus Waffen gegen die Progreſſion an ſich 
ſchmiedet, der vergeſſe nicht, daß — ſofern die oben gegebenen Ausführungen 
richtig waren — die Nichtprogreſſion bei hoher Steuerlaſt und großer Ver— 
mögensverſchiedenheit der Bevölkerung die ſchreiendſte, gewaltthätigſte 
Ungerechtigkeit in ſich ſchließt, indem ſie trotz des Gebots thunlichſter 
Opfergleichheit den Aermeren zu Boden drückt und den Reicheren kaum beläſtigt, 
daß auch ſchon eine kleinere Milderung dieſer Ungerechtigkeit erwünſcht 
ſein muß, daß es ſich überhaupt hier nur um die Wahl zwiſchen mehreren 
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Uebeln handelt, die ganz und gar doch nie bewältigt werden fünnen, und 
daß auch außerhalb des hier in Frage ftehenden Gebiet3 die allgemeine menſch— 
Ihe Schwäche und nur zu oft in die Lage bringt, Ungerechtes feftfegen zu 
müſſen, um nit durd) Nic) tfeftfegung noch ungerechter zu fein. Im prak— 
tifchen Leben, in Geſetz und Berordnung muß man fehr häufig diefe oder 
jene Zahl faft willkürlich wählen, weil ohne folde Wahl noch viel 
jchreiendere8 Unrecht entftände. Oder glaubt Jemand in der That nachweifen 
zu fünnen, daß — wie e3 3. B. im deutſchen Strafgefegbudy beftimmt tft 

eine achtmonatliche Öefängnißftrafe (mab $. 21 a. a. D.) gerade einer 
einjährigen Feſtungshaft und eine achtmonatlihe Zuchthausftrafe gerade einer 
einjährigen Gefängnißftrafe gleih zu ftellen ift, daß eine eintägige Freiheit3- 
ftrafe (nad) $. 29) gerade fo ſchwer wiegt, wie eine Geldftrafe von 1 bis 
5 7. oder — wenn e3 fi) nur um Uebertretungen handelt — gerade nur 
wie ein Betrag von 1; bis 5 Z., daß fich die Nothiwendigfeit nachweiſen 
lafje, Uebertretungen gerade in 3 Monaten, Bergehen aber gerade 
in 5 oder aber in 3 Jahren verjähren zu lafjen, je nad) dem die zu verhän- 
gende Strafe im Höchitbetrage länger ald 3 Monate gedauert hätte, oder 
nicht, daß unter allen Umftänden der Vollbringer eines einfahen Raub 
wenigſtens 2 Jahre, der Räuber auf öffentlider Straße gerade 
wenigſtens 5, und der eine ſchwere Körperverlekung zufügende 
Räuber gerade menigftens 10 Jahre im Zuchthaufe eingejchloffen werden 
müfje, wie e3 das heutige Strafgefeß beftimmt?! u. ſ. w. 

In allen diefen Fällen madıt man Claffen und Stufen und wählt für 
jie verjchtedene Zahlen, niht weil man ihre Ridhtigfeit zu erweiſen 
vermag, fondern weil eine gleiche Beltimmung für die verjchiedenen Fälle 
noch ungeredhter fein würde. Man tappt im Dunfeln mit dem vollen 
Gefühl, nad) diefer oder jener Seite Unrecht thun zu müffen, aber 
getröftet in dem Gedanken, dap man ohne foldhes Tappen noch größeres 
Unrecht beginge, und daß man fic) auf jene Weife dem Ziele, das man nicht 
erreichen fann, wenigftens in etwas nähert. 

Ganz ähnlih auf vielen anderen Gebieten des practifchen Lebens. 
Ich erinnere nur nod 3. B. an die den Pflichttheil feftfegenden Ziffern, an 
die Beitimmungen über die Rechte der Nachgeborenen bei Familtenfideicommiffen, 
an die Friften der Acquifitiv- und Erftinctivverjährung von Rechtsanſprüchen, 
an die Ziffern für die Benfionsanfprüce der Beamten und ihrer Hinterblie- 
benen u. |. w. Läßt ſich denn — um nur auf diejfes eine Beiſpiel noch 
näher einzugehen, wirklich, irgendwie überzeugend darthun, warum die Militär- 
penfionen gerade mit dem 10. Dienftjahre beginnen und dann gerade 20%/,, 
des Gehalt3 betragen müffen, warum fie dann mit jedem zurücgelegten wei— 
teren Dienftjahr genau um !/;, zu fteigen und über 60, nicht hinauszugehen 
haben? läßt ſich darthun, daß der Berluft eines Auges dem Officier mit 
200 M, dem Unterofficier und Gemeinen aber gerade mit 6 I. jährlicher 
Penfionszulage zu vergüten ift, daß nad; 25jähriger Dienftzeit dem invaliden 
Feldwebel 14 .IZ., dem invalidven Sergeanten 12, dem Unterofficier 11 und 
dem Gemeinen 10 I. Penfion zuzumeifen find u. ſ. w. 
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Hier überall handelt es fi um Zahlen, die willkürlich gewählt 
werden mußten, deren Nichtigkeit durchaus nicht zu erweifen ift. Aber 
den Geſetzgeber leitete der Gedanke, daß Zahlen gewählt werden mußten, 
weil Die Nihtwahl nod ungerehter gewejen wäre. Bon den 
mehreren Uebeln, um die es fich handelte, fchien eine Abftufung in will: 
fürlichen Zahlen geringer zu fein, als das Unterlafjen jeder Abftufung. 

Bei der Progrefjion der Steuerfäge ift eg nicht anders. Sie wird nad) dem Um— 
fange menſchlicher Kraft jtetS willfürlich bleiben — das iſt zuzugeben. Aber troß 
dieſer Willkür wird fie unter den gedachten Borausjegungen erheblicher 
Steuerlaft und bedeutender Vermögensunterſchiede i immer noch den Vorzug vor 
dernicht willkürlichen, ſchreienden Ungerechtigkeit proportionaler Steuer haben. 

Ebenſo, wie wir Gefängnißſtrafe und Zuchthaus nicht deshalb einander 
gleich ſetzen, weil wir keine ſichere Regel über das Verhältniß ihrer Wir— 
tungen haben, wie wir ein Vergehen nicht deshalb ewig dem Richter verfals 
ten erklären, weil e8 ung ungerecht ſcheint, nad) 3 oder 5 Jahren eine Ber» 
jährung Platz greifen zu laſſen, von der Tag vorher nicht die Rede war, 
wie es und unbillig erfcheint, überhaupt feine Pflichttheilsfeſtſetzungen eintreten 
zu laſſen, weil es an feſter Regel über die zu wählende Höhe derſelben 
gebricht, wie wir weit entfernt ſind, alle Uebelthäter durch die Bank gleich 
hart zu beſtrafen, weil wir keine feſte Regel für das Verhältniß ihrer 
Strafen haben: gerade ſo müſſſen wir uns auch für die an ſich gebotene 
Trogreffion der Steuerſätze entſcheiden, obwohl und eine feſte Regel über 
die Wahl der hiebei anzumenbenden Ziffern in der That nicht zu Seite fteht. 

Das Ziel, auf das wir hinarbeiten follen, dem wir uns zu nähern beflif- 
jen fein müſſen, muß ung befannt fein. Ein gutes Gewiſſen und die Ueber: 
zeugung nad Kräften gutem Werke zu dienen, muß daß Uebrige thun. 

Es ift ficherlih ein gutes Stück Wahrheit in jenem Ausſpruche von 
Thierst?: 

La regle pour tous ni plus ni moins que la regle: autrement il 
n’y a plus que confusion ..... vous allez voir, en effet, naitre un 
arbitraire immense, incalculable, uniquement parcequ’on est sorti de 
la regle, und weiter: nous aimons mieux une regle quelque dure 
qu’elle puisse ötre, mais une regle qui soit stabile, fixe et qui 
ne nous rends dependants des vertus de personne etc. Ich jage: Ein 
guter Kern Wahrheit ift in folhen Worten ficherlich enthalten — wer wollte 
e3 läugnen? Uber er enthält eben nicht alle, nicht die volle Wahrheit. Das 
quelque dure qu ’elle puisse ötre — gehtzu weit. Einer Regel 
fteter, brennender Ungerechtigkeit gegenüber Tann wohlmwollende Nichtregel 
den Vorzug verdienen. 

Natürlich kann auch nicht davon die Rede fein, es — jo zu Jagen, Jeden 
Recht machen zu wollen, auf die individuellen Empfindungen, Neigungen u. ſ. w. 
jedes Genfiten Rücjicht zu nehmen. Sondern gerade jo, wie z. B. der Ge— 
ſetzgeber in Strafſachen, wird auch der Geſetzgeber in Steuerſachen ſich, wie 
ſchon früher im Allgemeinen bemerkt iſt, bei der Frage nach der beſten Ein— 
richtung der Steuerprogreſſion Durchſchnitt smenſchen, Durchſchnitts— 
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bebürfniffe und Durchſchnitt sempfindungen :c. zu conftruiven haben, und 
je weiter fich jene Bedürfniffe nach menjchlihem Eradten von Demjentigen 
entfernen, was man im Großen und Ganzen nothwendig und dringlich nennt, 
defto höhere Belaftung des zu ihrer Befriedigung disponiblen Einfommen= 
theil8 für angezeigt halten. Wer nun alledem gegenüber die Heiligkeit des 
Eigentums ins Feld führt und feinen Haupttrumpf glaubt auszufpielen, wenn 
er mit Thier3 ausruft*®): en un mot vous avez mis la main 
sur la propriete..... on doit sentir que la propriete est aussi 
sacrde que la liberte, oder mit Baudrillart meint**): „Die Progrejfiv- 
ftener ift die Gleichheit im Sinne der Communiſten, fie iftnihtdie Gleid= 
heit, fondern die Nivellirung oder Gleichmachung“: Der fchieft 
weit über das Ziel hinaus. Denn — wie wir ſchon früher fahen — mit 
der Beitragserhebung (der allerdingg Thierd und Baudrillart vorzüglidh das 
Wort reden) ift die Confervirung des Eigenthums verträglich, mit der „Steuer“ 
nicht. Dieſe befindet fih ſchon an ſich immer in einem Gegenfat zum 
Eigenthum und wirft nivellivend auf diefes, mag fie num progreffiv fein oder 
proportional. 

Natürlich kommt es aber auf das Maaß der Nivellirung an. Und dieſes 
führt ung endlih auf den anderen vorhin ſchon als erheblich charafterijirten 
Einwand, nad) welchem in umruhigen, aufgeregten Zeiten den Eigenthum aus 
übermäßiger Progreifion große Gefahren erwachſen können. 

Ich halte diefen Einwand in der That für erheblich. Er ift nicht fchlecht- 
weg abzumeifen. Und Niemand wird wohl die oft citirten Worte von 
Thiers gelefen haben: Prenez garde, jentends des cris, Le peuple 
souffre, il s’agite, il se presse aux portes de l’Assembl&e nationale etc.*5) 
ohne ſich im Innern geftanden zu haben: es ift viel Wahrheit darin ent— 
halten, hüten wir uns vor folder Gefahr, jo weit e8 thunlich ift. 

Indefien wolle man andererſeits doch auch nicht vergefien, daß e8 im 
Grunde jehr wenig Errungenfchaften der neuen Zeit giebt, aus denen nicht 
recht große Gefahren in unruhigen Zeiten hervorgehen fünnen. Ich denke 
nur an Preffreiheit, Vereinsfreiheit, Verfammlungsfreiheit ꝛc. Trotzdem find 
wir diefen Dingen nicht abhold, weil wir fie an fich für berechtigt halten, und 
weil wir uns zugleid, jagen, daß ihre Borenthaltung nod viel größere 
Gefahren im fid) bergen würde. Ebenſo ift e8 mit der Steuerprogreffion. 
Die Uebertreibung derſelben ift eine nicht zu läugnende Gefahr, die in un— 
ruhigen Zeiten von recht großer Erheblichkeit werden fann. Aber im Gefühl, 
das Rechte zu erftreben, dürfen wir aud die Gefahr nicht jcheuen. Und eine 
ftete harte Bedrückung des Heinen und eine ftete unvechtmäßige Privilegirung 
des großen Eigentums — wie fie unter jenen mehrfach erwähnten Voraus: 
jegungen die proportionale Steuer in ſich ſchließt — fie dürfte im Grunde 
doch aud wahrhaftig wenig geeignet fein, die dem Eigenthum drohenden Ge— 
fahren zu mindern, viel eher würde fie dienen, dieſe Gefahren zu weden und 
zu vergrößern. 

Nah alledem halte ich alſo eine progreſſive oder de= oder regrejfiwe 
Steuer bei den jegigen Zeitverhältniffen im Allgemeinen für berechtigt, auch 
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ohne das gleichzeitige Vorhandenſein ſolcher indirecten Abgaben, die an ſich 
die ärmeren Clafjen umgekehrt progreifiv belaften. Sind aber ſolche Abgaben 
vorhanden — und diefer Fall trifft nicht nur heute noch in vecht weitem 
Umfange zu, jondern er wird auch m. D. wegen der eigenthümlichen fehr er- 
beblichen Vorzüge indirecter Steuern gerade bei dem Borhandenfein pro= 
grejjiver Steuern noch geraume Zeit feine Berechtigung haben — dann ift die 
Progrejfion nicht nur an ſich natürlich noch mehr gerechtfertigt als fonft, 
jondern dann muß aud das Maaß der Progrefjion unter diefem Geſichts— 
punkte fich noch fleigern. 

Wie hod und in welcher Weiſe fich dafjelbe Freilich im Einzelnen zu ge- 
ftalten Habe, darüber entſcheiden nach dem Angeführten zu ſehr die in Betracht 
fommenden bejonderen Umftände, als daß fich irgend etwas Allgemeines 
hierüber beibringen ließe. 

Nur das Eine wird ſich heute ſchon in größererer Allgemeinheit confta- 
tiven lafjen, daß nehmlih jo niedrige Grenzen für den Fortgang der 
Stenerprogreffion, wie fie heute z.B. das lübiſche, oldenburgiſche und 
insbejondere das preußiſche Einkommenfteuergefeg enthalten, indem fie die 
Steigerung der Steuerfäge mit 1000 IZ. jährlihem Einkommen ein Ende 
nehmen laſſen, jedenfall3 nicht lange mehr haltbar fein werden. Nur wenige 
der oben erwähnten Gejege anderer deutichen Staaten jegen der Progreſſion 
jo enge Schranfen, jo etwa noch das württembergijche Gefet bezüglich 
der dort jog. Einfommen= und der Gewerbefteuer mit 2000 fl., das heſ— 
ſiſche Einfommenftenergefeg mit 1500 fl. Einkommen u. ſ. w. Sehr viele 
Geſetze gehen ſchon weiter. Die bayerifche Einfommenfteuer erhebt pro: 
portionale Sätze erft von Einfommen über 6000 fl., die ſächſiſche Perfonal- 
fteuer der Beamten desgleihen von Einkommen über 2200 M, die go— 
tha i ſche Einfommenfteuer desgleichen von Einfommen über 2800 M, die 
Einfommenftener in Bremen und Hamburg desgleihen von Einfommen 
über 2000 rejp. 3320 M. (3300 Mark), ähnlid) die frühere Hannover- 
ſche Beſoldungs- und Ermerböfteuer von Einkommen über 2000 I%., dahın 
ging auch der jest abgelehnte badische Einfommenfteuergefegentwurf u. |. w. 
Und noch weiter ift Sachſen gegangen; es läßt in dem jeßt ſchwebenden 
Einkoınmenfteuergelegentwurf die Progreffion der Steuerfäge erft bei 4000 2. 
jährlichen Einfommens ein Ende nehmen, vdeögleichen in den jett geltenden 
Beftunmungen über Nentenbefteuerung bei 5000 M, und Defterreih und 
Ungarn in den dort geltenden jog. Einfommenfteuergejegen bei resp. 9450 
und 6000 fl. u. ſ. w. 

Auch ift bemerkenswerth, daß in ihren Communalfteuerregulativen eine 
Reihe preußiſcher Städte jene Gränze von 1000 FZ. Yängft verlafien hat. 
Sp endet die Progreffion der Steuerfäte 3.8. in Königsberg mit 1500... 
in Sranffurt a. d. O. mit etwa 1600 I, in Memel mit 2000 %, 
in Bojen mit etwa 3600 2. u. |.w. Und auf dem diesjährigen Stäbte- 
tag der Provinz Pojen wurde (im Juni 1874) auch bezüglicd) der Staats- 
jteuer nad) längerer Debatte die Refolution angenommen: 

„Es iſt dahin zu wirken, daß der Staat die Progreifion auch bei der 
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clafjificeirten Einfommenfteuer und zwar bis zu einem Einkommen von 5000 ZZ. 
fortjegt‘‘ 46). 

Aehnliche Wünſche werden jet vielfach laut. Und das Ziel derfelben 
ift m. D. ein durchaus berechtigtes, 

Daß eine Familie mit etwas über 1000 I. Einfommen den gleichen 
Procentfaß zahle, wie eine joldye mit 5000, 6000 .M :xc., wideripricht nad) 
den heutigen Berhältniffen den Srundfägen, die nah dem Bemertlen bei der 
Wahl der Progreifion leitend fein follen, durchaus ine Steuer von 
3 PBrocent, wie fie in Preußen erhoben wird, iſt an fih jhon für Einkommen 
von ca. 1000 M. eine hohe und wird geradezu drüdend und hart durch Die 
leider oft ſehr erheblihen Communalzufchläge der Städte, deren oben gedacht 
it. Dem gegenüber fordert 8 — falls an Herabjegung der Staatöfteuern, 
wie wohl zugegeben werden muß, auf dieſem Gebiete nicht zu denken ift — 
die Gerechtigkeit, daß auch die höheren Einkommen in einer der Steigerung 
ihrer Geiftungefäbigfeit entſprechenden Weiſe, höher zur Steuer herangezogen 
werden, als mit jenen 3 Procent, und dadırd) für Die fleineren und mitt- 
[eren Einkommen wenigſtens die aus den Staatöftenerzufchlägen der Gemeinden 
beroorgehende Laſt gemindert werde. Und bei nur geringer Progreffion der 
Steuerfäge, die 3. B. von Einfommen über 2000 4 erhoben werben, ließe 
ſich — wie wir fehen werden — in der That eine ſchon vecht erhebliche Ein— 
nahme (von 2 bis 21/, Millionen Thalern jährlich) für den preußiichen Staat 
ohne erhebliche Schwierigkeiten befchaffen. 

Heute zahlen 1°) 

3. B. Einfommen von 300 — 350 I. jährlich 1,93 Po, 


" 7 350 — 400 n 7 l,a3 7) 

Einfommen von 500 —550 „ a, das 

Pr „» 590 —600 „ „ Be u 

Einfommen von 800 — 900 „, a Baur 
„ 900 —1000 


" [2 2 + 
dagegen zahlen Einfommen von über 1000 TG. ın den einzelnen Claſſen 
böhftens 3 Procent und durchſchnitthich 2,,; Procent. Ließe man 
8 nun bei diefem Sage nur bi zu Einfommen von 2000 FZ., und fteigerte 
bei Einfommen von mehr als 2000. bi8 3200 IZ. (Claffe 5—7) jene 
Steuer im Marimalbetrage auf 31/,, ferner in Claſſe 8S—10, bei Ein- 
fommen von 3201 bi8 4800 M auf 4, in Elaffe 11 - 12, bei Einkommen 
von 4801 bi8 7200 7% auf 41/, Procent, und ließe erft bei noch größerem 
Einfommen (über 7200 M) den proportionalen Eag von 5 Procent ein- 
treten, fo würden gegenüber der auf Einkommen über 1000 . ruhenden 
Steuerlaft von 3 Procent 8) die höheren Einfommen fid) faum über zu harte 
Belaftung zu befchweren haben, und es dürfte fi aud die Gränze der Degreſ— 
jion bei ca 7200 7%. aus den oben erörterten Gefichtspunkten im großen 
Durdhjchnitt. vielleicht rechtfertigen laſſen, wenn auch natürlich nicht für 
die Ausgabenverhältniffe in Städten wie Berlin, Hamburg, Frankfurt x. Dem 
Staat aber würden aus folcher Progrelfion folgende Einnahmen erwachſen: 
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Die Claſſen 5—7 der Einfommenftenerpflichtigen waren für das Jahr 
1873 nad) den Meittheilungen des Minifters Camphaufen vom 18. November 
dieſes Jahres (Anlagen der Berichte des Abgeordnetenhauſes Nr. 26, p. 202 ff.) 
zuſammen zu resp. 


605,040 3. 
456,912 „ 
368,172 „ 


in Summa 1,430,124 4. Eintommenfteuer 
veranlagt, die Claſſen 8—10 dagegen zu 
312,096 . resp. 
227,232 „, und 
346,800 „ 
in Summa zu 886,128 9%, 
die Claſſen 11 und 12 zu 
316,512 . resp. 
324,180 


r 
in Sunma zu 640,692 I. 
und für die Claſſen 13 und folgende endlich ergiebt ſich ein Veranlagungsfoll 
von zufammen 
2,252,856 2. 
Wird nun gefteigert 
1) die erftere Summe von 1,430,124 um \/,, 
2) „ folgende „ „ 886,128 „ % 
3) „ „ 2 * 640,692 [7 1; 
mn 2,252,856 „ 2%, 
fo würde Died etwa der gedachten Steigerung der Procentfäte (in ihrem 
Marimalbetrage) 


— 


1 
3 


endlich 


bo 
— 


von 3 auf resp. 39, 4, 41, und 5 
entſprechen. Fir die Etaatscafje aber würde daraus folgender Gewinn ber- 
vorgehen, nehmlich: 
ad 1) bei Einfommen von 2000—3200 M. ein Mehr von 238,354 2. 


ad 2) „ — „ 3201—4800 „ vn 0 295,376 „ 
ad 3) „ 2 „ 4801—720 u » mn 320,346 „ 
ad 4) „ fi „ Aber 7200 „ » nn 1,501,902 „ 


Summa 2,355,978 2. 

Bon diefem Betrage würden von 1875 ab nicht die bezüglihen Mahl- 

und Schjlachtfteuer-Bergütungen, wohl aber 2—3 Procent Ermäßigungen in 
in Folge von Reclamationen ꝛc. abzurechnen fein, ſodaß immerhin auf eine 
Mehreinnahme von ca. 2,300,000 I%. zu rechnen wäre, welche 3. B. bei 
Ueberweifung eines Theild der Gebäudefteuer an die Communen oder zur Be— 
friedigung anderer dringliher Bedürfniſſe nutzbar gemacht werden könnte. 
Auch wird man den vorgeichlagenen Steuerfag von 31/, bi8 5 Procent bei 
Einfommen von der angegebenen Größe kaum zu body finden fünnen, wenn 
man fih — ganz abgejehen von dem Bergleihe mit der dreiprocentigen 
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Steuer von Eintommen von 1000—2000 M. — die jehr viel höheren 
Procentfäge vergegenwärtigt, melde nach den oben gegebenen Ausführungen 
außerhalb Preußens 3.8. in Defterreich und Ungarn, und innerhalb Preußens 
insbejondere in den größeren Städten ſchon zur Erhebung gelangen. 

Uebrigens fünnte natürlich, jener Betrag von 2—3 Millionen noch ſehr 
erheblich gefteigert werden, wenn einem andern Gebote der Gerechtigkeit 
Rechnung getragen und eime größere Gleichmäßigkeit der Beranlagung auch 
dadurch herbeigeführt würde, daß Selbiteinfhägung von Jedem und nicht 
nur von Demjenigen verlangt würde, den man einzeln unter der großen Maſſe 
herausgreift, um ihn durch nachhaltige Steigerung feiner Steuer mittelbar 
zum Declariven zu zwingen, und daß andererjeitS Die gegenwärtige Organi— 
fation der Steuerbehörden in Preußen, nach welcher Diejenigen, die in ber 
Pflege der ihnen anmvertrauten Bezirke metteifern und metteifern jollen, 
neben andern fie zum Theil fchon übermäßig in Anſpruch nehmenden Ge— 
ſchäften zugleich Die Steuerweranlagung durchzuführen haben, endlid in einer 
den Bebürfniffen der Zeit entiprehenden Weiſe geändert würde 8). Ich komme 
hierauf noch zurüd, 


Zweiter Abjchnitt. 
Die Befreiung der unteren Claſſen von directen Steuern. 


Was bisher über die allgemeine Berechtigung der Steuerprogreifion bei— 
gebradht ift, Ipriht m. D. auch dafür, die unteren kleineren Einkommen 
mit directer Steuer ganz zu verſchonen. 

Man ift freilich in neuerer Zeit vielfach anderer Anficht hierüber ge- 
wejen und ift ſogar jo weit gegangen, grade im Intereſſe der unteren Claſſen 
die Belaftung Aller mit einer wenigftens kleinen Ddirecten ‘Perjonalfteuer des— 
halb für wünjchenswerth zu erklären, weil dadurd Alle „ihrer Pflichten gegen 
den Staat bewußt werden”. Held will, wie jchon oben gelegentlich bemerft 
wurde, eine Beiteuerung der Einfommensclaffen unter 300 a „bauptjächlich 
nur deshalb, damit dieſe Claſſen überhaupt eine directe Steuer zahlen“, Alle 
die nicht der Armenpflege verfallen find, ſollen „wenigftens® durch 
Zahlung weniger Groſchen ihre Bürgerpflidht bethätigen“, 
fie „gewinnen eben durdy das Bewußtſein der Leiſtung“ zc. 

In ähnlicher Weife äußert fih Graf Wingingerode in feinem Gut— 
achten über Perſonalbe ſteuerung von 1873 dahın, „daß man die unteren Claffen 
in höherem Maafe ehrt, ihnen eine größere Wohlthat (!) erweift, 
wenn man fie zu mäßigen Perjonalfteuern heranzieht, als wenn man fie 
einer allgemeinen licht dem Staate gegenüber enthebt und fie mit Dem 
Scheine eines geringeren Werths behaftet‘. 

Und Anfichten derfelben Art brachen ſich namentlich auch im preußiſchen 
Abgeoronetenhaufe und feinen Steuer-Commilfionen Bahn, als in den Jahren 
1871 und 1872 die Regierung die Initiative zur Befreiung der unteren 
Claſſen von der Elafjenfteuer ergriff. Das bisherige Brincip der Glafienfteuer, 
jeden Erwerbsfähigen „wenn aud mit einem Minimalſatze“ an der perjün- 
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lichen Staatöfteuer theilnehmen zu laſſen, jet — jo äußerte man in ber 
1871er Commiffion jenes Haufes nad) dem Berichte derjelben „mehrſeitig“ — 
ein richtiges. „Es erhöhe das Bemwußtfein der Zugehörigkeit 
zum Staate und zwar im viel ftärferem Maaße, als wie indirecte Steuern, 
Milttär- und Schulpflicht dDie8 zu thun vermögen. E8 erhöhe das ſitt— 
lihe Bewußtfein, während es deprimirend wirfe, für fteuerunfähig (2?) 
erflärt zu werden, was biöher nur von den öffentlichen Armen galt“. „Es 
fei ein befonderer Segen für Preußen, daß ein ſolcher Claſſengegenſatz 
in der directen Beftenerung — bisher nicht anerfannt fei, die Grenze (für die 
Steuer) fei in der Erwerbsfähigfett gegeben, jonft prämitre man die 
Saulbeit” u. f. w. Im Abgeoronetenhaufe jelbft ſprach man fich ähnlich 
aus. „Ich meine” — ſagte der Abgeordnete Heife zur Berhandlung des 
Haufes vom 21. Februar 1872 — „durch die divecte Eteuerzahlung, die 
den Peuten zugemuthet wird, wird ihr Intereffe für das Rechtsweſen 
— wird ihr patriotifhes Gefühl für das Wohlergehen des 
Staates, dem fie angehören, erheblich gefteigert, und ih möchte Derartige 
patriotifhe Gefühle in ihnen nicht abgeftumpft, ich möchte fie 
vielmehr beſtärkt ſehen.“ Andere wieſen wieder auf die Ehre des Steuerzahlens 
bin u. ſ. w. u. ſ. w. 

Allen dieſen Argumenten vermag ich mich nicht anzujchließen. 

Vorweg bemerfe ich, daß, wie jchon von Lasker zur Berbandlung des 
gedachten Haufes vom 22. Februar 1872 treffend hernorgehoben wurde — 
von einer „ Ehre‘ der Steuerlaft gegenüber doch immerhin nur dann die 
Rede fein Tann, wenn wirklich eine ftaatsbürgerlihe Pflicht hiebei in Frage 
feht, und Daß es feineswegs ftaatsbürgerliche Pflicht ift, über Verhältniß 
zu den Staatslaften herangezogen zu werden. Auch kann natürlich, wenn 
eine ſolche Heranziehung über Verhältniß vorliegt, weder eine Stärfung des 
patriotifchen Gefühle, noch des fittlihen Bewußtſeins der Belafteten von der 
Steuer erwartet werben. Und jene Argumente verfinfen alfo in nichts, 
wenn dargethan merden fann, daß eine auch jehr mäßige Belaftung der un- 
teren Claſſen mit allgemein und regelmäßig zu zahlenden directen Steuern 
eine ſolche Belaftung ift, welche dieſen Claſſen im Berhältnig zu den von 
den andern zu tragenden Steuern ein zu empfinvliches Opfer auferlegt, fie 
zu hart trifft. 

Diefes Tettere aber ift m. D. in der That zu ermeilen. 

Zunädft ift der Drud, den eine zu beftimmten Terminen fällige Divecte 
Steuer von jelbft jo geringer Höhe, wie die preußiiche Claſſenſteuer in ihren 
niedrigeren Stufen — ausübt, in Wirklichkeit ein viel größerer, als man 
gemeinhin annimmt. Was diefen Drud fo groß macht, ift eben keineswegs 
die Höhe des Steuerbetrags, es iſt vielmehr die Nothwendigfeit, ſolchen Betrag 
zu beftimmten Terminen parat halten und zahlen zu müffen. 

Die indirecte Steuer Tennt fo zu jagen feinen Unterjchied zwiſchen wirth- 
Ihaftlichen und unwirthichaftlichen Leuten. Auch dem Unordentlichften fett fie 
niemals die Piftole auf die Bruft und verlangt von ihm augenblidliche 
Zahlung, fondern fie ſchließt ſich — ihrer Natur nad fügfam — überall 
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den Fluctuationen der Caſſe der Einzelnen an. Sie nimmt — wie das wohl 
ſchon oft gejagt iſt — viel, wenn die Caſſe groß ift, und wenig oder gar 
nichts, wenn fie flein iſt. Und das ift natürlich jchon für den mittleren und 
für den orbentlihen Mann eine Erleichterung, nicht etwa blo8 — wie man 
wohl gemeint hat — der Borftellung nad, fondern eine Erleichterung durch— 
aus realer Naturt?). Aber viel größer, unvergleichlic wichtiger ift dieſe Er- 
Yeichterung für denjenigen, der feinen ordentlihen Haushalt zu führen vermag, 
jondern, wie ein ſehr großer Theil der unteren Claſſen, insbejondere unferer 
öftlihen Bevölkerung aus der Hand in den Mund zu leben gewohnt ift, viel 
ausgiebt, wenn er das Geld in der Tajche fühlt, und darbt und hungert, 
wenn die Taſche leer ift. Solchen Leuten fann der Zwang, die Elafjenfteuer 
prompt zu beftiinmter Zeit zahlen zu müffen, unter Umftänden eine Schulung 
zur Ordnung und Zucht fein. Aber im Grund ift er ſolches jehr felten. 
Und ift er e8 nicht, jo find die Folgen — mie id zum Theil aus amtlichen 
Erfahrungen berichten kann — hart, entſetzlich hart. 

Mer fic) davon aus Schriften überzeugen will, dem kann vor Allem das 
Studium jener Dentihrift empfohlen werden, auf welche geftütt Die preußiſche 
Regierung im Jahre 1872 die fchon erwähnte Reform der Clafjenfteuer 
eınpfahl. \ 

— dieſer Denkſchrift ergiebt ſich, daß im Jahr 1871 für den Durch— 
ſchnitt der Bevölkerung der claſſenſteuerpflichtigen preußiſchen Städte (für 
welche allein die bezüglichen Nachrichten einigermaßen verläßlich ſind) zur 
Aufbringung von je 100 2. Claſſenſteuer folgende Erecutions: 
maßregeln erforderlich waren: 
1) Koftenpflidtige Mahnungen des Erecutorß: 
in den Claffen 1b und folgende 35, dagegen 
in der Glafje 1a, d. h. in der unterften Clafje, deren Einfommen 
nad den oft erwähnten. Quellen früher auf unter 100 . 
etwa angenommen wurde und die nad) den Angaben ver er- 
wähnten Denkſchrift felbft zu etwa 75 Procent aus gewöhnlichen 
Zagelöhnern und gewöhnlichem Gefinde befteht: 228 (!); 
2) verfügte Erecutionen: 
in den Claſſen 1b und folgende 11, 
in der Glafje 1a aber 95; 
3) vollftredte Erecutionen: 
in den Clafjen 1b und folgende 4, 
in der Clafje 1a aber 49; und endlich 
4) fruchtlos vollftredte Erecutionen: * 
in den Glaffen 1b und folgende 1, 
in der Claſſe 1a 37. 

Schon diefe Zahlen find m. D. ein recht fprechender Beleg für den 
großen Drud, den die Clafjenfteuer gerade auf die unterften Claſſen 
ausübt, wiewohl natürlich die größere Zahl der Contribuenten in Claſſe La 
und die größere Beweglichkeit diefer Yeute ebenfall® beigetragen hat, ben 
Gegenſatz zwifchen den für die unteren und resp. für die höheren Claſſen an= 
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geführten Zahlen zu ſteigern. Aber alle dieſe Zahlen beziehen ſich, wie be— 
merkt, nur auf den Durchſchnitt der ganzen preußiſchen elaſſenſteuerpflich— 
tigen Bevölkerung in den Städten. Für die provinzielle Geftaltung ber: 
jelben Berhältniffe, die viel zu wenig Berüdfihtigung gefunden hat, ergeben 
die jener Denkichrift beigefügten Tabellen noch jehr viel auffälligere Belege 
zum Erweiſe jener übergroßen Belaftung, insbefondere im weniger wirthichaft- 
lihen Oſten. 


In den Städten des Negierungsbezirtd Königsberg z. B. waren — 
wie eine einfache Rechnung mit jenem Zahlenmaterial erweift — zur Auf: 
bringung von 100 I%. Claffenfteuer 1871 erforderlich 5%): 


1) Mahnungen des Erecutor®: | 
in den Clafjen 1b und folgende 72, alfo nur etwa 2mal jo viel 
al8 im Durchſchnitt der Monarchie, Dagegen 
in der Claſſe 1a 797 (!), d. hd. 3—4mal foviel als im Durch— 
Ihnitt der Monarchie und 11 (1) Mal fo viel alg in Elafje 1b 
und folgende deſſelben Regierungsbezirk; 
2) verfügte Erecutionen: 
in den Clafien 1b und folgende 27. 
in der Claſſe 1a aber 354, d.h. 13 (!) Mal fo viel al8 in jenen 
andern Claſſen, und 
3) fruchtlos vollftredte Erecutionen: 
in den Glaffen 1b und folgende 3, 
aber in der Claſſe 1a 167 (!!), (d. h. 56 (!) Mal fo viel als in 
jenen anderen Claſſen). 


Aehnlich im Regierungsbezut Marienwerder: Im den Städten 
dieſes Bezirks waren in demjelben Jahre erforderlih, um durchſchnittlich 
100 . Slaffenfteuer aufzubringen: 


1) Mahnungen: 
ın den oberen Clafien 74, 
in der Claſſe 1a 689 (!); 
2) verfügte Erecutionen: 
in den oberen Claſſen 38, 
in der Clajie 1a 436, 
3) fruchtlos vollftredte Erecutionen: 
in den oberen Clafjen 4, 
in der Glaffe 1a 151 x. 


Und ftellen wir zum Schluffe die Refultate für die einzelnen Bezirke un- 
mittelbar einander gegenüber, jo waren, um 100 7. Clafienfteuer in der 
Claſſe 1a aufzubringen, im Durchſchnitt der Städte der preußiſchen Monar- 
hie erforberlich, wie bemerft, 228 koſtenpflichtige Mahnungen, da— 
gegen im Regierungsbezirk Königsberg 797, im Regierungsbezirt Marien- 
werder 689, im Regierungsbezirt Pojen 430, im Regierungsbezirt Brom— 
berg 412 u. ſ. w. 
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Und Erecutionsverfügungen waren in jener Claſſe zur Er— 
Yangung derſelben Summe erforderlih im Durchſchnitt der Monardie 95, 
Dagegen 

im Regierungsbezirk Marienwerder 436 


es m Königsberg 354 
— * Bromberg 287 
Poſen 248 x. 


Desgleihen fruchtlos vollftredte Erecutionen im Durchſchnitt 
der Monarchie 37, dagegen 
im Negierungsbezirt Königebrg 167 
* * Marienwerder 151 
* F Bromberg 146 x. 


Der harte Drud, den die Steuer in Clafje 1a im deutſch-ſlaviſchen 
Dften der preußischen Monarchie unter der weniger wohlhabenden, weniger 
wirtbichaftlichen 0%) und last not least — mit Communalftenern aller Art 
nad dem jchon Bemerkten verhältnigmäßig ſtark belajteten Bevölkerung aus- 
übte, ift in Diefen Zahlen in der That deutlich erkennbar. 

Noch Ichlagender aber ſpiegeln fich dieſelben Berhältniffe endlich direct in 
dem Gejammtbetrag der Koften der Beitreibung der bezüglichen Steuern 
ſelbſt wieder. 

Man bat ed mit Necht jehr hart gefunden, daß nad) den Ausführungen 
der gedachten Denfichrift die Beitreibung von 100 2. Claſſenſteuer im 
Durchſchnitt der preußiichen Städte in Claſſe 1a 8%, (1) M. Koften ver: 
urjachte, Dagegen 

in den anderen Claffen durdichnittlih nur 12/, 2. 

Aber in den einzelnen Provinzen und ihren Theilen gejtalten fich Diele 
Berhältniffe, nad) einer Rechnung auf Grund des jener Denkichrift beigefügten 
Zahlenmaterial8 noch viel auffälliger, nehmlih jo, daß, um der Staatscaſſe 
von der Claſſe 1a der ftädtiichen Bevölkerung in den Städten 100 I. Claſſen— 
fteuer zuzuführen, erforderlich waren in den Städten 

des Regierungsbezirks Cöslin 11., 


& u Bromberg 11,9 , 
10 " Oppeln 1 2,1 [4 
m „ Danzig l 3,9 


Poſen 14 

" [7 rl [7 

und in drei weiteren Negierungsbezirten ſogar über 15 (!) IZ., nehmlich in 
den Städten 


des Negierungsbezirt8 Gumbinnen 16,9, 
m „ Königsberg 24,, und 
„ „ Marienwerder jogar 29, (N), 


d. h. es foftete, wenn wir z. B. die Ergebnijfe der Steuerverwaltung für die 
Städte der Negierungsbezire Königsberg und Marienwerder un- 
mittelbar ſprechen laſſen in jenem Bezirke die Beitreibung von 15,472 5 
Slafjenfteuer der Claſſe 1a — 3713 (11) %, und im Regierungsbezirk 
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Marienwerder fogar die Beitreibung von nur 10,653 IZ. (!) einen Koften= 
betrag von 3139 2. (N). 

Und doc) geben auch diefe Zahlen im Grunde natürlich noch keineswegs 
ein ausreichendes Bild von der wirklichen Sadjlage, von dem wirfliden 
Drud der Slaffenfteuer. Denn in jenen „Koften” der Beitreibungsmaafregeln 
find natürlich nicht enthalten alle diejenigen Koften und Nachtheile, die für 
die Betheiligten mittelbar aus der durch die Erecutionsmaßregeln verurjachten 
Störung ihrer Wirthſchaft, und insbejondere auch daraus entftehen, Daß bei 
der executiviſchen Berfteigerung der abgepfändeten Sachen ſelbſtverſtändlich 
durchaus nicht Preife erzielt werden, die dem wirklichen Werth diefer Sachen 
entiprechen, ſondern diefelben eben zwangsweiſe & tout prix mit dem empfind> 
lichſten Verluſte verfauft zu werden pflegen. Alle diefe often und zugefüg- 
ten Nachtheile dürften ihrem Geſammtbetrage nad) hinter den eigentlich jog. 
Sreeutionskoften im Allgemeinen nicht zurüd=, ſondern noch jehr erheblid) 
voranſtehen. Und danach kämen wir denn in fehr weiten Gebieten 
des Oſtens für Claſſe 1a auf 50 und mehr Procent Koften der 
durchſchnittlichen Erhebung und Beitveibung der Glafjenfteuer, von der 
Geftaltung im Einzelnen gar nicht zu veden. 

Wil man nun — ſo frage ich alle Welt — noch deutlichere Belege 
für die Ungerechtigkeit und — die Worte des Negierungscommifjard zu 
gebrauchen — für die „Summe wirthſchaftlicher Unzweckmäßig— 
feit” (die — „‚gelinde ausgedrüdt“ — in jener Steuer der Clafje 1a enthal- 
ten jet) — haben, als jene angeführten?! Kann man e8 der dargeftellten 
Sachlage gegenüber in der That noch für „bedenklich“ erflären, jene Claſſe 
mit folder Steuer zu verichonen? kann man e8 rechtfertigen, dieſe Claſſe 
etwa blos deshalb Steuer zahlen laſſen zu wollen, damit fie fih ihrer Zus 
gehörigfeit zum Staate bewußt werde, damit fie an Patriotismus ges 
winne und ein , ethiſch-politiſches““ Yiebesband fie mit dem Staate feter ver: 
fnüpfe?! Ich fürchte, ſolche Vorſtellung fünnte Manchem, der mit jenen Ver— 
hältniſſen unmittelbar zu thun hat, etwa jo vorfommen, als wenn Jemand, 
der auf Freiersfüßen geht, empfohlen würde, daß er fich zu feinen Eroberungen 
mit glühenden Zangen waffne! — 

Die preußiſche Regierung war von ſolchen Illuſionen frei. Die Cenfiten 
der Stufe 1a für ſteuerunfähig zu halten, fam ihr, wie fie gegen- 
über den unüberlegten Einwendungen diejer Art wiederholt bemerkte, durchaus 
nicht in den Einn, und fonnte ihr auch nicht in den Stun fommen, gegen- 
über det Thatſache, daß jeit dem Jahre 1820, in Zeiten aljo, in denen Das 
Geld ganz entſchieden jehr viel weniger werth gemejen war, als heutzutage, Der 
1872 in Frage ftehende Steuerbetrag von !/, 2. jährlih oder 1 Sar. 3 Pf. 
monatlich von den Genfiten jener Stufe thatſächlich geleiftet worden war! 
Aber der große fehr empfindliche Drud, der mit diefer Erhebung verbunden 
gemefen war und die große Unwirthſchaftlichkeit folder Maßregel 
wurde in der Steuercommiljion, wie im Haufe der Abgeordneten felbjt, von 
den Bertretern der Regierung damals mit einer Deutlichfeit betont, gegen 
welhe — troß aller hiebei gewählten Vorſicht des Ausdrucks — die Con— 
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ceffion, die fpäter die Regierung dem Wunſche des Abgeordneten: 
hauſes gemadt bat, nur einen kleinen Theil jener Stufe 1a von der Elafien- 
fteuer zu entbinden, recht bemerflich abfticht 51), 

Außerhalb Preußens hat man freilid — abgefehen von der vollftändigen 
Verläßlichkeit des jener Denkſchrift beigefügten ftatiftiichen Materials, die aud) 
angefochten ift — eingewandt, daß ja nicht alle Clafjen= oder Einfommen- 
fteuern, zu denen auch die unterften Claſſen der Bevölkernug beizutragen haben, 
mit ſolchen Härten verbunden: zu fein brauchen, wie die frühere preußiſche 
Glafjenfteuer, welche in beſonders hartem und ſchleunigem Verfahren beigetrie- 
ben worden jei, welche monatlich hätte entrichtet werden müfjen, ſodaß im Jahr 
12 Gänge zur Hebeftelle nothwendig geweſen wären, bei welcher ferner die 
Eteuerpfliht jchon mit dem 16. Lebensjahr begonnen hätte und zu welcher 
3. B. aud die vollftändig ermerbsunfähigen und einfommenlofen Perjonen 
herangezogen worden wären, wenn fie nicht der öffentlihen Armenpflege 
verfallen wären, jondern 3. B. von Verwandten oder Freunden unterhalten 
würden u. ſ. w., und hat gemeint, daß eine diefer Härten entfleivete Steuer 
nicht zu jo üblen Ergebnifjen führen würde, wie fie oben erwähnt find. 


Ein folder Einwand wurde z. B. im Frühjahr 1874 von der Steuer: 
Deputatton der jächfiichen zweiten Kammer bet Berathung des ihr vorgelegten 
Eintommenfteuergejegentwurfs gemacht 52), und er vornehmlid war die Ver: 
anlaffung, daß dieje Deputation damals, jenen preußiſchen Ergebniffen, aß 
fie von Einigen in Bezug genommen wurden, um die in dem gedachten 
Geſetzentwurf vorgeſehene Steuerbefreiung der Einfommen unter 450 Marl 
zu vertheidigen — feinen erheblichen Werth für die ſächſiſchen Verhältnifſe 
beilegte und demnach diefen Entwurf dahin änderte, daß — wie dies fpäter 
aud von der zweiten Kammer felbft adoptirt ift — jede untere Gränze 
der Steuerpflicht bejeitigt und nur Denjenigen Steuerfreiheit be 
willigt wurde, „von welchen wegen gänzlichen Unvermögens ein Beitrag voraus: 
fichtlih nicht zu erlangen‘ wäre, oder weldhe in einem Alter unter 18 Jahren 
in der unterften Steuerclafje zu veranlagen geweſen jein würden. 


Indefjen ſcheinen mir, nad dem bezüglichen Deputationsbericht, hiebei 
jene Härten des früheren Glafjenfteuergejetes vom 1. Mai 1851 übertrieben und 
namentlich überjehen zu fein, erftend: daß in der hier nur in Betracht kommen: 
den Stufe 1a nad $. 9 jenes Gefetes überhaupt niemals mehr ald 2 Per: 
fonen derfelben Haushaltung zur Steuer herangezogen werden konnten, jo daß 
aljo in Familien diefer Elaffe ſowohl mittellofe Anverwandte, als über 
16jährige Kinder, die nicht „mit Gehalt oder Lohn zu Dienftleiftungen‘ im 
elterlichen Haufe angenommen waren, von der Steuer Ichon am fich verjchont 
blieben, ebenfo zweitens: daß in den Etädten, auf die fich ja jene Zahlen 
nur beziehen, der allmonatliche Gang zur Hebeftelle an fich fein jehr große 
Opfer ift, daß auch Steuervorausbezahlungen vegelmäßtg angenommen werben, 
eine vorgejhriebene Steuerentritung für mehr als einen Monat aber 
vorausſichtlich die jemeilige Verlegenheit der Steuerpflichtigen im Allgemeinen 
nicht vermindert u. |. w. 


on Eu 
ei * er 
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Einzelne befondere Härten hat das frühere Geſetz ſicherlich gehabt. 
Das ift zweifellos. Doch die oben gejchilderten überaus traurigen Ergebniffe 
der Steuerbeitreibung find durch fie m. D. nur zu einem jehr geringen Theile 
verihuldet. Die Ha uptſchuld Tag — abgejehen von den vielen, noch dazu 
in jehr verjchiedenen Zeiten fälligen Ort3-, Kreis: und Provinzial-Communal- 
laften, mit denen man im Oſten geplagt ift — darin, daß eine Erhebung 
regelmäßiger directer Steuern jhon an fi, wenn fie nicht zu fteten Ver— 
legenheiten und Schädigungen der Betreffenden führen fol, einen Grad der 
Wirthichaftlichkeit, Ordnung und Vorſicht im Haushalt vorausfegt, wie er 
eben bei den unteren Claſſen, insbejondere im deutſch-ſlaviſchen und deutſch 
litthauiſchen Oſten im Allgemeinen nicht vorhanden ift. 

Dieſe Claſſen leiden unter folhen Steuern nad; alledem in der That 
ſehr empfindlich, und insbefondere unvergleihlidh empfindlider 
als die Höheren Claſſen durch eine aud) relativ höhere Steuer, jo daf von 
einer angemejjenen Berückſichtigung des Grundſatzes der Opfergleichheit hier 
in der That nicht die Nede if. — 

Zu diefem mir hauptſächlich maafgebend erfcheinenden Grunde für die 
Befreiung jener Claſſen von directer Steuer treten num aber noch mehrere 
andere, die auf dafjelbe Ziel hinauslaufen, nehmlich zunächſt der, daß durch 
die Natur der Dinge den unteren Claſſen die Möglichkeit der Reclamation 
thatſächlich ſehr beſchränkt, faſt abgejchnitten ift, und fie ſomit fast jchuß- 
los dem Ermefjen der örtlihen Veranlagungsbehörde überliefert find. Recht— 
lich natürlich haben fie den Weg der Reclamation in mehreren Inſtanzen. 
Aber eimerjeit3 gebricht e8 ihnen, hievon Gebrauch zu machen, insbeſondere 
auf dem Lande im nichtdeutichen Oſten in großer Allgemeinheit an der er— 
forderlihen Bildung und Geſetzeskenntniß, weshalb es aud m. D. von jehr 
großer Kurzfichtigkeit zeugte, dem Regierungsentwurfe — wie es mehrfach) 
geſchah — den Einwand entgegenzuftellen, daß man ja wenig von Be— 
ſchwerden der unteren Clafje über die Elaffenfteuer höre. Andrerjeit3 kann 
nad) meinen Erfahrungen bei der ungemein großen Zahl der Veran— 
Tagungen in diefer Claſſe von einer individuellen Behandlung der eingehenden 
Reclamationen und von einer wirklich umfichtigen, der Eadjlage ent|prechen- 
den Prüfung der Stihhaltigkeit der gemachten Einwendungen, angeführten 
Befreiungsgründe u. f. w. im Grunde nur wenig die Rede fein. Die obere 
Behörde muß ſich im Allgemeinen auf das Gutachten und die ganz furzen, 
Ihematifhen Anführungen der unteren Organe verlafjen. 

Man ermwäge, dag von 13,396,550 Rth. durchichnittlichen Claſſenſteuer— 
ergebnifjes (der Jahre 1869— 71) in Preußen nur 2,530,585!/, Rth. auf 
die Stufe 1a fielen, welde etwa fünf Millionen (!) Eenfiten in ſich 
ſchloß, während alle iibrigen Klafjenfteuerftufen, die 10,865,964!/, Rth. ein— 
bradıten, nur etwa 21/, Millionen Cenſiten zählten). Natürlich gefchieht 
bei jolhem Zahlenverhältnig die Veranlagung jener 5 Millionen „ſummariſch“. 
Die wirflih und anfheinend Steuerpflichtigen werden da — wenn ein 
jolcher Vergleich geftattet ift — wie eine große Heerde in den allgemeinen 
Steuerjtall getrieben, au8 dem wieder zu entrinnen nur unter bejonders gün— 
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ftigen Bedingungen möglich ift. Und wer diefe Verhältniſſe kennt und für 
die unteren Clafjen, denen ja die Zahlung ihrer wenigen Grojchen nad) dem 
Benterkten gerade befonders jchwer füllt, wirkliche Theilnahme hat, wird 
dem Abgeordneten Kardorff nicht Unrecht geben, der in feinen Ausführungen 
zur Gunften der von der Regierung empfohlenen" Befeitigung der unterften 
Stafjenftenerftufe in der fchon erwähnten Situng des Abgeordnetenhaufes vom 
21. Februar 1872 u. U. bemerkte: eine Steuer, welde auf folder Ein- 
ihätung beruhe, und „gegen welde nur ein jo unvollfommenes 
Reclamationsiyftem eriftire, wie wir es bei der Claſſen— 
fteuer bejigen“, könne em „Eulturvolf” auf die Dauer nicht aufrecht 
erhalten (p. 882 der Berichte). Auch fei zum Schluffe hier bemerkt, daß 
diefe Verhältniffe fi durch die neuefte Reform des Geſetzes nicht gebefjert, 
fondern erheblich verfchledhtert haben. Denn ob Jemand Häusler, Tage 


Silber auf 140 Rth. oder 42/; Pfund fein Silber anzunehmen fei, das Tann 
wohl im Einzelnen Gegenftand einer Doftorpromotionsarbeit jein ??). Daſſelbe 
“aber bei Hunderten und Taufenden von Genfiten jahrjährlich feſtſtellen zu 
wollen, dürfte denn doch über die Fähigkeit unjerer Ort3vorjtände und Yand: 
räthe jehr weit hinausgehen. Daher denn aud der Klagen über die Wil: 
für und die Widerfprüche der bezüglichen Entiheidungen fein Ende ift. 

Zu alledem kommt nun aber endlicdy noch al3 ſehr wefentlich die fen 
jo oft geltend gemachte, über Verhältniß ftarfe Belaftung der unteren Glafjen 
durch die indirecten Steuern. Gedenfe ich nın der Salzſteuer und des 
Salzzoll3, für deren Befeitigung ich — beiläufig gejagt — zur Zeit durdaus 
nicht plädire, jo läßt fi) leicht darthun, daß ſchon in diefen Abgaben die un— 
teren Claſſen viel mehr entrichten, al3 die Erleichterung beträgt, die ihnen 
durch Megfall der divecten Steuer zu Theil werden würde. An jenen Ab: 
gaben werden nehmlich in Deutichland jährlih pro Kopf 9—-10 Sgr.°), bei 
einer Eleinen Familie von 4 Köpfen alio 36—40 und bei einer Familie von 
5 Köpfen (Vater, Mutter und 3 Kinder) 45—50 Sgr. entrichtet. Und diefe 
Abgaben zahlt der weniger Wohlhabende bekanntlich in größeren, zum Mir: 
deften aber etwa im durchſchnittlich gleihen Beträgen wie der Wohl: 
habende und Neiche, da die Speifen der unteren Claſſen: Kartoffeln, Erbſen, 
älteres Fleifch u. |. w. — wie das oft gejagt tft, bejonders ſtark des Salzes 
bedürfen °9). Würde nun das Provenit der Salzſteuer und des Galzzolle 
in Preußen von ca. 8 Millionen Rth. jährlid) nad) Maaßgabe der früheren 
Claſſen- und Einfommenfteuer, d. h. alſo in eimer für die niederen Clafjen 
noch feineswegs befonder3 günftigen Weife — veriheilt, jo würde auf die 
Pflihtigen der Stufe 1a nur etwa ein Betrag von 10 Sgr. pro Familie 
fallen. Denn Glaffenftener, Einkommenfteuer und die natürlid) hier mit in 
Anſchlag zu dringende Mahl: und Schlachtſteuer brachten dem Staate nad) 
dem Etat pro 1872: 24— 25 Millionen Rth, aljo das Dreifache jenes 
Ergebnifjes der Steuer und des Zoll vom Salz, und es wiirde alle 
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an Salzabgabe auf alle Clafjen, mithin auc auf die Stufe 1a, !/, des 
früheren Glafjen- resp. Einfommenftenerbetrags entfallen fein. Statt 10 Sgr. 
zahlt aber, wie bemerkt ift, ihatfächlich die Arbeiterfamilie von nicht mehr al3 
3 Kindern durchſchnittlich heute ſchon — wenn wir aud) von der ftärkeren 
Salzconjumtion der niederen Claſſen (mad) Anmerkung 54) ganz und gar 
abfehen — den Betrag von 1 Rth. 15 gr. bi3 1 Rth. 20 Sgr. Salz: 
abgabe. Und die Aufhebung ihres Clafjenfteuerbetrags von 1 Rth. pro 
Familie würde fie aljo, allein bezüglich der Salzabgabe, nocd immer über- 
bürdet bleiben laſſen. 

Neben der Salzabgabe kommen nun aber, wie befannt, noch andere Ab— 
gaben in Betracht, die die unteren Glaffen ebenfall3 mit mindeſtens etwa 
abjolut gleichen Beträgen wie die Wohlhabenderen und jedenfall nicht mit 
der geringeren Wohlhabenheit Jener entfpredhend klei— 
neren Beträgen belajten, jo die Branntweinfteuer in Preußen mit 12 bis 
13 Sgr. (!) pro Kopf, die Bierſteuer mit 3—4 Sgr. pro Kopf, dazu ferner 
die Zucker- und Kaffeefteuer, welche letsteren Abgaben ebenfalls ungünftig für 
die ärmeren Claſſen erfcheinen, jobald man den Maaßſtab der Zahlung nad) 
der Yeijtungsfähigfeit an fie legt u. |. w 

E3 würde alſo durd) Beſeitigung jenes 1Rth. Claſſenſteuer der Stufe 1a 
dieſen Claſſen noch durcha us kein Steuerprivilegium zu Theil 
werden. Nein! Sie würden dadurch vielmehr nur eines Theils jener 
Ueberbürdung enthoben werden, mit der ſie es heute zu thun haben. 
Und wenn man alſo nicht etwa annimmt, daß derartige Ungerechtig— 
keiten, wie dauernde Aufbürdung einer über Berhältnig hohen Steuerlaft 
da3 fitiliche Bewuftfein oder das patriotiſche Gefühl und die Anhänglichkeit 
an das Gemeinmwejen bejonder3 zu ftärfen gecigne jind, jo möge man alle 
ethiſch-politiſchen Gründe für Aufrechterhaltung einer directen Steuer für Die 
unterfte Bevölferungsclafje ruhig über Bord werfen. 

Recapitulire ich, jo ſprechen für Befeitigung folder Steuer 

A. der befonders empfindlihe Drud und die großen mit 
dem Steuerprovenü in feinem richtigen Verhältniß ftehenden wirth— 
ſchaftlichen Störungen, die auch eine durch die Umſtände gerecht— 
fertigte, directe Steuer im Haushalte der unterſten Claſſen, ins— 
beſondere im öſtlichen Deutſchland, hervorbringen muß, 

B. die ſehr mangelhafte Durchführung des Veranlagungs- und Recla— 
mationsverfahrens bei der Veranlagung directer Steuern in ſolchen 
Steuerſtufen, und endlich 

C. der Umſtand, daß die unterſte Claſſe zu den indirecten Steuern 
unverhältnißmäig viel aufzubringen hat und deshalb, wenn fie 
niht über Gebühr mit Steuern überhaupt belaftet fein ſoll, 
dev Befreiung von der directen Steuer bedarf. 

Es fragt ſich num aber, bis zu welcher Gränze des Einkommens ſolche 
Steuerfreiheit zu gewähren iſt. Und dieſe Frage iſt allerdings nicht leicht zu 
beantworten. 

11* 
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Zunächſt muß dabei m. D. zwifchen Staats= und Gemeindefteuern unter: 
Ichieden werden. 

Bei den Gemeindeſteuern ift jene Gränze aus mehreren Gründen 
niedriger anzufegen, als bei den Staatäfteuern. Denn erftens erheben 
die Gemeinden in Preußen feine oder doch relativ geringe indirecte Steuern 5). 
Es fält alfo der aus letzteren hergeleitete Befreiungsgrund hier hinweg oder 
er wird doch in Bälde mit der Befeitigung der Mahl: und Schlachtſteuer 
faft vollftändig hinmwegfallen. Zweitens muß die Gemeinde mehr al3 der 
größere Staatöverband, dem andere Hülfsmittel zu Gebote ftehen, in der 
Tage fein, von ihren Angehörigen eventuell aud) bedeutende Beträge unter 
jehr empfindlichen Opfern erheben zu können, zumal — wie wir gejehen 
haben — bei den Gemeindeleiftungen mehr al3 bei den Staatälaften direct 
refultivende Vortheile in Frage ftehen und bei den dieſen entfprechenden „Bei— 
trägen‘ von der Eremption der unteren Clafjen etwa das Gleiche gilt, wie — 
nad) dem oben Bemerkten — von der Steuerprogrefjion. 

Insbeſondere aber ift Drittens Die Gemeinde wegen der größeren 
Ueberſichtlichkeit der Berhältniffe an fich weit eher al3 der Staat 
im Stande, eine dem Princip der Opfergleichheit entiprechende Steuer: 
progrefjion eintreten zu laſſen und durch diefe die vorhin erwähnten Härten 
der Belaftung der niederen Bevölferungsclaffe mit directen Steuern aus: 
gleichend zu mildern. 

Und endlih vierten ift eine niedrig gegriffene Untergränze der Be: 
fteuerung in Gemeinden — wie wir ſogleich jehen werden — aud) Yeichter 
durchzuführen und giebt bier weniger zu Ungerechtigkeiten Beranlaffung, 
als um größeren Staat. 

Wenn daher, wie es Thatfache ift, eine fehr große Reihe preußiſcher 
Städte in ihren Communaleintommenfteuer-Requlativen jene Untergränze 
höher angejett haben, als das preußiſche Staatsjteuergejeß, das diefe Gränze 
befanntlich auf 140 Rth. jährliche Einkommen normirt hat, jo möchte ic 
die3 für eine Beſtätigung der Anficht halten, nad) welcher jenes Geſetz 
diefe Gränze noch erheblid) zu niedrig angeſetzt hat. 

Letzteres aber ergiebt ſich mir direct aus folgenden Erwägungen: 

In wie weit die vorhin unter A.—C. recapitulirten Gründe auch für 
die über die frühere Stufe 1a hinausliegenden Stufen zutreffen, mag 
bier zunächſt dahin geftellt bleiben. Jedenfalls treffen fie und zwar in fehr 
intenfiver Weiſe eben bezüglich aller Cenſiten diefer Stufe zu, insbefondere 
die Gründe A. und C. Denn daß in der Meberbürdung durch die in: 
directen Steuern‘), wovon zu C. oben die Rede gewefen ift, feine 
Aenderung etwa durd) den Umſtand herbeigeführt wird, daß das Einkommen 
in jener Stufe im Einzelnen über oder unter 140 th. jährlich beträgt, 
liegt auf der Hand. Und die zu A. berührten großen Härten, den be 
ſonders empfindlihen Drud und die „wirtbihaftlide Unzmwed: 
mäßigfeit” der Steuer in Stufe 1a hat die preufifche Regierung — wie 
bemerft — jelbft früher ohne Beihränfung anerkannt. Ich gedenfe nur des 
in Anmerkung 51 bier mitgetheilten Ausſpruchs des Regierungscommiflärs, 
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Geh. Oberfinanzrath Burghart, zur Verhandlung des Abgeordnetenhaufes vom 
21. Februar 1872 und jenes Theil der Motive des Gefeßentwurfs vom 
4. November 1872, in dem es heißt: „Werden die Nachtheile, weldhe den 
Pflhichtigen der Unterftufe 1a dur die executive Pfändung und 
Berfteigerung ihres Eigenthnums erwachſen und der Umftand berücfichtigt, 
daß allen diefen Beläftigungen eine entſprechende Einnahme für die Staat3- 
caffe nicht gegenüberfteht, jo wird anerkannt werden müſſen, daß dieſe Steuer 
eine in hohem Maafe unwirthſchaftliche (!) und ihre unveränderte 
Forterhebung unter den gegenwärtigen günftigen Finanzverhältniffen des Staats 
nicht wohl zu Fehtrertigen iſt.“ (p. 11.) 

Deshalb hatte die Regierung ursprünglich — wie bemerft — die ganze 
Stufe 1a von der Steuer befreien wollen. Indeſſen war diefer Abficht das Ab- 
geordnietenhaus mit dem Einwand entgegengetreten, daß dieſe Stufe durch Geſetz 
bisher Feine greifbare Geftalt erhalten habe und deshalb eine einfache Be— 
feittgung derfelben der Regierung viel zu ehr freie Hand darüber geben 
werde, wer künftig zur Steuer herangezogen werden folle und wer nicht. Und 
diefer Einwand war ſicherlich erheblih. Denn in der That war zwar der 
Charakter der Hauptelafje I, deren Theil die Stufe 1a war, im Geje vom 
1. Mai 1851 gegeben durch die Beftimmung, daß zu diefer Claſſe „im All: 
gemeinen‘ gehören follten: „Diejenigen Grundbefiger und Gewerbetreibenden, 
welche nad) dem Umfange und der Beſchaffenheit ihres Beſitzthums oder Ge— 
werbes durch da3 hierdurch gewährte Einfommen nicht felbftftändig beftehen 
können und fid) daher noch Nebenverdienft, namentlic) durd) Tagelohn oder 
diefem ähnliche Lohnarbeit, fihern müfjen, außerdem die gewöhnlichen Lohn— 
arbeiter, die Handwerfsgejellen, da3 gewöhnliche Gefinde und die Tagelöhner.“ 
— &3 war aber nicht beftimmt, mer nun innerhalb diefer erften Haupt= 
clafje zır veranlagen fei: innerhalb der erjten Stufe, in Unterftufe 1a mit 
1 Sgr. 3 Pf. monatlid) und in der Unterftufe 1b mit 2 Sgr. 6 Pf., und 
ferner in der zweiten und dritten Stufe mit resp. 5 und 7'/, Sgr. monat= 
lich. Wenigftens war das nicht im Geſetze beftimmt. Nur die minifterielle 
Beranlagungs-Jnftruction enthielt hierüber einen Anhalt, und die Auskömm— 
lichkeit dieſes letzteren wurde nod dazu beftritten. Es hätte daher in der 
That der von der Staatsregierung in der Vorlage vom 8. December 1871 
porgefchlagenen Beftimmung: 

„Ale nad) den beftehenden Vorſchriften in der Unterftufe a der 

erften Stufe in der erſten Hauptclaſſe zu befteuernden Perſonen 

werden vom 1. Yuli 1872 an von der Klaffenftener befreit” — 
die erforderliche gefegliche Beſtimmtheit gefehlt. Und es war nothwendig, 
demfelben Gedanken eine mehr bindende Faſſung zu geben. Statt deſſen 
aber hat die Regierung — anfcheinend zugleih anderen Einwendungen des 
Abgeordnetenhaufes Gehör gebend? — den bis dahin von ihr mit großem 
Ernft verfohtenen Plan der gänzlichen Befeitigung der Claſſenſteuer in 
Stufe 1a in der Seffion 1872 bis 1873 überhaupt aufgegeben und fid), 
wie bemerkt, für eine Theilung der Cenſiten diefer Stufe entſchieden. Wer 
in ihr unter 140 Rth. Einkommen hatte, follte fortan fteuerfrei fein, wer 
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mehr, nicht. Und die Wahl der Zahl 140 wurde in den Motiven der Ge- 
fegesvorlage vom 4. November 1872 damit motivirt, daß die Eenfiten jener 
Stufe zu etwa drei Biertheilen aus Tagelöhnern und Gejinde beftehen, deren 
Lohn nad) ftattgehabten Erhebungen in den verfchiedenen Theilen der Mo— 
narchie etwa 120, 150, 180 Rth., aud wohl 200 Rth. und darüber be- 
trage, im Durchſchnitt aber auf etwa 140 Rth. angenommen werden könne, 
und daß bei der Fixirung des einheitlichen Minimaleintommensjages auf dieſen 
Betrag einerjeit3 „Die Abficht Leitend fei, hiedurh für den größten 
Theil der gegenwärtig zur Unterftufe 1a gehörigen Haushaltungsvorftände 
und Einzelfteuernden die gänzliche Befreiung von der Glafjenfteuer herbeizu- 
führen, andererfeit3 hiebei indeſſen auch „der erfahrungsmäßigen Milde der 
Beranlagungsorgane bei der Schägung Rechnung getragen und berüdjichtigt 
werden müßte, daß bei der erheblichen Anzahl der hier in Betradht kommen: 
den Steuerpflichtigen und der verhältnifimäßig geringen Differenz zwiſchen 
dem thatfächlichen Minimaleinkommen derfelben und dem zur Bedingung der 
Steuerpflicht aufzuftellenden Einfommensfage eine auch nur in engen Gränzen 
bleibende Erhöhung des letzteren die Zahl der fteuerfrei zu ftellenden Per: 
fonen ſehr erheblid; vermehren würde. Man wollte in diefer Vorlage aljo 
nicht, wie das fpäter vielfach behauptet ift, und auch noch heute oft gejagt wird 9), 
die früher empfohlene gänzliche Befeitigung der Elafjenftener in Unterftufe 1a 
nunmehr in anderer Form durhführen, fondern man wollte jetzt dieſe Be— 
freiung nur einem Theile der Genfiten jener Stufe zu Gute kommen 
laſſen. Und diefer Theil follte zwar angeblid; der „größte Theil” fein, au 
dererjeit3 wollte man aber doch auch möglichft vorfichtig die Ziffer jo wählen, 
daß er nicht zu groß und der Ausfall nicht zu bedeutend werde, oder — wie 
dies die Regierung fpäter ausdrüdte — man wollte von jenem Kohn, der zwifchen 
100 (!) und 200 Rth. jchwankte, „einen vorzugsmweife pafjenden 
Durchſchnittsſatz wählen”, hätte fich aber durch „die, aus den (einge- 
holten) Gutachten gewonnene Ueberzeugung, daß das Einkommen der in Rede 
ftehenden Perfonen für den größeren Theil der Monarchie mehr in die uns 
tere, al3in die obere Hälfte jenes Intervalles falle,” für Wahl 
der Ziffer 140 beftimmt gejehen (Commiffionsbericht p. 918, Actenſtück 197). 

Thatſächlich hat fi die Sache indefjen anders geftaltet, als nad) alle 
dem von der Regierung erivartet wurde. 

Es ift das eingetroffen, mas ſchon bei den Berhandlungen über diefen 
Gegenftand mehrfach vorausgefagt wurde, daß nehmlich velativ nur jehr 
wenige Familien zu finden find, deren Gefammteinfommen jährlid auf we: 
niger al3 140 Rth. anzunehmen ift. Im Weften ift das namentlich der Fall. 
Wurde doch ſchon vom Abgeordneten von Benda zur Verhandlung des Ab: 
geordnetenhaufes vom 9. December 187259) darauf verwiefen, daß z.B. in 
Barmen einem Familienvater bei 200 Nth.(!) Einfommen Armenunter: 
ftügung gewährt wirde, wenn er 5 Kinder zu ernähren habe. Aber aud) 
im Oſten jind e3, nad) dem, was hierüber befannt geworden ift, nur relativ 
wenige, von den großen Strafen abgelegene oder jonft in der Entwidelung 
zurücgebliebene Gegenden mit bejonders billigen Lebensmittel: 
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und Wohnungspreifen, in denen jener Betrag von 140 .. von der 
Geſammtheit der Ausgaben der Arbeiterfamilien nad) der Annahme der Steuer: 
behörden nicht erreicht wird. So find in Oftpreufen zwar die Arbeiter, ja 
felbft auch Kleine Handwerker in fleinen, von den großen Straßen fern 
gelegenen Städten frei gelaffen, in verkehrsreicheren Gegenden aber, 3. B. 
in der Nähe der Inſterburg-Thorner Bahn find die Arbeiter und Tage— 
löhner durchweg zur Steuer herangezogen. In anderen Gegenden find wieder 
die in Dörfern wohnenden ſog. „loſen Leute‘ freigelafien und Die auf den 
Gütern wohnenden zur Steuer herangezogen u. ſ. w. 69). 

Durd) alles das aber haben ſich die mit der Klafjenfteuer verbundenen 
Unzuträglichfeiten gegen früher noch in mandjen Beziehungen erheblich ge= 
fteigert. Einzelne Härten des früheren Geſetzes, das ja z. B. auch mittel= 
lofe und von Anderer Unterftigung lebende Perſonen zur Steuer heranzog, 
falls fie nur nit aus Öffentlihen Mitteln erhalten wurden, find be= 
feitigt. Aber der eigentliche Kern des Uebels ift nicht getroffen. Ob der 
Arbeiter je nad) den Breifen der Gegend mehr oder weniger al3. 140 Rth. 
erhält und erhalten muß, um beftehen zu können — macht ihn nicht wirth: 
Ihaftliher, und fomit den Drnd der Steuer nicht geringer. Die Zahl der 
Genfiten in den unterften Stufen ift etwas kleiner geworden, doch dafür die 
Mühe der Behörden und die Gefahr der Einſchätzungswillkür, gegen die e3 
auch in der Neclamationsinftanz eben wegen der Maſſe der Eenfiten thatſäch— 
[ih nur unzureichende Mittel der Abwehr giebt, defto größer. Und endlich, 
hat e3 natürlich aud) bei der oben berührten MUeberlaftung der Arbeiter: 
familien durch) Steuern überhaupt — indirecte und directe zuſammen — 
fein Bewenden behalten. Zu alledem ift num aber nad) den vorhin geichil- 
derten Verhältniſſen noch eine Berwirrung getreten, die man früher nicht 
fannte und die das Anfehen der Steuer und den Glauben an ihre Gerech— 
tigkeit befonders ftarf erfchüüttert hat. Nicht felten wird von zwei Familien, 
die nach allgemeiner Meinung wirthichaftlic, etwa gleich gut fituirt find, die 
eine zur Steuer herangezogen, die andere nicht. Wer zwei Befigungen hat, 
die eine in ftädtifcher, Die andere in Ländlicher Feldmark, und feine Arbeiter 
auf beiden Befigungen ganz gleich ftellt, fieht auf der einen die Arbeiter zur 
Clafjenftener veranlagt, auf der andern nicht; die Thatfache, daß in manchen 
Gegenden Gutsleute befteuert werden, während die anſcheinend nicht Ichlechter 
ſituirten „loſen Yeute‘‘ in den Dörfern fteuerfrei geblieben find, erſchwert nod) 
dazu die Gewinnung von Arbeitern für die Gut3verwaltungen u. |. w. u. ſ. w. ®'). 

Natürlich werden mande diefer Mifftände, „Ungleihheiten und Un 
zuträglichkeiten,‘ wie fie ein Reſcript des fünigl. Oberpräfidiums, zu Königs: 
berg vom 20. März 1874 nennt?) — Später ſchwinden, wenn die in der 
Neuheit dev Sache liegenden Schwierigkeiten überwunden, die Beamten einges 
hult find x. Wer aber davon Kenntniß hat, wie ungemein ſchwer e3 dem 
verftändigften Beſitzer füllt, nur das Einkommen der von ihm felbjt mit 
Wohnung, Kartoffelland, Kuhweide, Drefcantheil, einem Kleinen baaren 
Lohne x. ausgeftatteten Arbeiterfamilien einigermaaßen ſicher in Gelde zu 
Ihäten, und wie groß, faum überwindlic 3. B. die Schwierigkeit der Schägung 
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des Wohnungswerthe8 auf dem Lande ıft — der wird ſich darüber feinen 
Illuſionen hingeben, daß über Hunderte und Tauſende in diefer Weiſe zu 
befinden, um die Frage zu enticheiden, ob ihr jährliches Einfommen über ober 
unter 42/, Pfund fein Silber anzunehmen ift — das den Veranlagungs- 
behörden zuftehende Maaß von Kräften aud in Zukunft weit überjchreiten 
wird und aucd die in den höheren Inſtanzen wirkenden Behörden — eben 
wegen der Mafienhaftigkeit der in Frage ftehenden Einſchätzungen — nicht 
entfernt in dev Page fein werden, den aus jener Unthunlichfeit richtiger 
Schätzung hervorgehenden Willfürlichkeiten ein Ziel zu fegen. 

Es fragt fi: mie zu helfen? Der am nächſten Liegende Schritt wäre 
der, den älteren Borjchlag der Regierung wieder aufzunehmen oder doch an 
ihn anzufnüpfen. 

„Gewöhnlich gelohntes Gefinde” und „gewöhnliche Tagelöhner“ — dieſe 
Morte, mit denen bisher die Angehörigen der Stufe 1a in den bezüglichen 
Ausführungdveroronungen zur Elafjenfteuer charakteriſirt waren, mögen keinen 
ansreichenden Halt geben. Auch wird die früher angewandte Untericheidung 
von „‚gelernten” und „nicht gelernten‘ Arbeitern in der Folge nicht zu halten 
fein, da das Maaß des „Lernens“ in induftriellen Gegenden befanntlih in 
neuefter Zeit ein ſehr wechſelndes geworden iſt. ine Reform alſo, welche 
in Anlehnung an die alten Glaffenunterfchieve nur die frühere Unterftufe 1a 
bejeitigen wollte, dürfte nicht zu empfehlen fein. Aber was man aud) ba 
gegen Tagen mag: die Lohnarbeiter an fich, die eben allein oder doch ganz 
vorzugsmweife vom periodiſch ausgezahlten Yohne Ieben — fie bilden zur 
Zeit noch im Großen und Ganzen eine gleichartige Maſſe, an die man fid 
bei Abgrenzung der Steuerfreiheit eher halten könnte, als an die Gränze 
eines Einkommens von jo und fo viel Pfund Silber. Daß hin und wieder 
aud Unternehmer, Kleine Grundbefiger, Handwerker x. nicht beſſer, ſondern 
ſchlechter geftellt find, als jene Arbeiter im großen Durchſchnitt — das aus— 
nahmsweiſe zu berücfichtigen, künnte den Behörden überlafjen fein. Für den 
Fall aber, daß der Lohn jener Arbeiter ganz bejonders hoch ift, daß 
er ein dieſerhalb feſtzuſetzendes Maaß überfchreitet, würde feine Befteuerung 
im Geſetze in Ausficht zu nehmen fein. Nur müßte dieſes Maag — um 
auf die provinziellen Verſchiedenheiten der Preife zc. die erforderliche Rüchſicht 
zu nehmen — nicht in Gelde, fondern 5. B. in Getreide beftimmt fein 6), 
der Art nehmlich, daß nach dieſem Getreidequantum periodiich auf Grund von 
Durchſchnittspreiſen die bezüglichen äquwalenten Geldfummen, etwa kreis— 
weile, beſtimmt würden, und danach nur derjenige Arbeiter der Beſteuerung 
verfiele, von welchem dargethan würde, daß fein Einfommen entweder jened 
Getreidequantum, oder aber das bezügliche Gelväquivalent überjchritte. 

Die einzuführende erfte Steuerftufe würde bet ſolcher Abgränzung ber 
Steuerfreiheit nad) oben und unten ſehr verfchtedenartige Gränzen zeigen — 
fie würde, abgejehen von der Scheidung von Arbeitern und Unternehmern — 
eine fo zu jagen flüffige und eine fefte Gränze haben: letztere ein für 
allemal in Gelve beftimmt, erftere nach den Getreidepreifen ſchwankend, und 
e8 müßte daher der diefer Stufe gegebene Spielraum ein relativ weiter fein. 
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Dadurch aber und durch Befreiung aller Tohnarbeiter im gedachten Umfange 
würde allerding8 der zu erwartende Steuerausfall ein viel bedeutenderer 
werden, ald er zur oben gedachten Zeit von der Negierung vorgefehen wurde. 
Nicht nur die Stufe 1a („gewöhnliche Tagelöhner ꝛc.“ nad) 8. 5 und 6 der 
Beranlagungs-Inftruction vom 8. Mai 1857) mit ca. 21), Millionen Rth. 
jährlicher Steuer (nach dem Durchfchnitt der Jahre 1869—1871), fondern 
auch die Stufe 1b, 2 und 3 mit zujammen nody ca. 3%/, Millionen (nad) 
der Damaligen Beranlagung) würden zum bei meitem größten Theile in Weg- 
fall kommen. Und es wirde ſich alfo zur Zeit, da durch Herabſetzung der 
Slaffenfterer von 13,396,000 Rth. (nad) dem Durchſchnitt der gedachten 
Jahre) auf 11 Millionen ſchon etwa 27, Millionen erlaffen find, nod) 
im Ganzen um 3— 31, Millionen handeln, die in Folge einer Re— 
form, wie der vorhin gedachten, in Wegfall kämen. Indeſſen würde dieſer 
Ausfall nach dem oben Gefagten durch MWeberführung der jetigen Pro— 
greſſion der Steuerfäte in der Elafjen- und Einfommenfteuer 6%) in eine den 
Berhältniffen entiprehende gerechte Progreifion und insbeſondere durch Be— 
jeitigung des den Wohlhabenderen zur Seite ftehenden thatfächlihen Steuer: 
privilegiums zu niedriger Einfhätung — nad) Demjenigen, was oben hierüber 
ſchon gefagt iſt, zu decken jein 69). 

Will man aber bei Wahl der Beitimmungen über die zu gewährende 
Steuerbefreiung nicht zu alten Claſſenunterſchieden zurüdfehren, fo dürfte zur 
Hebung ver oben gejchilverten Uebelftände kaum etwas Anderes übrig bleiben, 


ald die Zahlengränze von 140 Rth. — etwa unter Verwandlung derjelben 
in ein Getreidemaaß gedacdhter Art — erheblich hinauf zu fegen, wobei dann 
vielleicht — nach dem Vorgange der nordamerifanifhen Staaten und einer 


Reihe Schweizer Cantone — von allen claffenfteuerfreien männlichen Berfonen, 
die ein gewiſſes Alter überfchritten haben, einftweilen nod ein geringes, ein- 
oder zweimal im Jahre fülliges Kopfgeld erhoben werden fünnte, welche Ab: 
gabe wor der jett beftehenden Steuer wenigftens den Vorzug gejeglicher Be: 
ſtimmtheit haben würde 66), 

Der no hin und wieder gehörte Einwand gegen ſolche Maafregeln wie 
die vorgejchlagenen, daß fie den Gemeindehaushalt ruiniren würden, ift nicht be— 
gründet. Im Gegentheil, für die Gemeinde würde durch Maaßregeln jener Art 
die Steuerfraft der unteren Glaffen gerade gefhont werden, und eine 
Reihe von Gründen würde, wie ſchon bemerkt ift, der Gemeinde immerhin 
zu thun geftatten, was für den Staat nicht rathſam iſt. Auch ift dieſer Fall 
ja ſchon dur 8. 9a des Geſetzes vom 25. Mai 1873 vworgejehen, welcher 
bejtimmt, daß „zu den nad) dem Claſſenſteuerfuß aufzubringenden Laſten der 
communalen und anderer öffentlicher Verbände — in Ermangelung jonftiger 
Befreiungsgründe — auch Diejenigen Perfonen herangezogen werden‘ fünnen, 
die von der Glaffenftener jetst befreit find. — 

Uebrigens hat auch die preußifche Negierung jelöft jene Gränze von 
140 Rth. als eine nur einftweilen gültige bezeichnet, über welche fie jpäter 
bet Steigerung der Erträge der Steuer hinaus zu gehen beabfichtige, und hat 
auch gewiffermaafen die Verantwortung für die jegige Wahl jener niedrigen 
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Ziffer dem Abgeordnetenhauje und resp. der Commiſſion des legteren zuge: 
Ichoben. „Es ift bekannt“ — fagte der Finanzminifter Camphaufen zur Ber- 
handlung des Abgeorpnetenhaufes vom 3. März 1873 — „baß Die Re: 
gierung ihrerjeits von dem Wunfche geleitet wurde, die Gränze für die 
Heranziehung des fteuerpflichtigen Einfommens nit zu niedrig zu 
greifen. Ich habe bei der erften Berathung bereits ausgeſprochen, daß, 
wenn wir die Meberzeugung gewinnen fünnten, die Grenzlinie lajje ſich füglid 
höher ziehen, dann in der That ein lebhafter Wunjd der Regierung zur Er: 
füllung gelangen werde. Wir haben aber dann in der Commiſſion 
die Wahrnehmung gemadt, daß von allen Seiten Der ent: 
Ihiedendfte Werth darauf gelegt würde, über Die einmal 
vorgefhlagene Gränze nicht hinaus zu gehen x. — und fpüter: 
„Ich will daraus aud Fein Hehl machen, daß die Staatöregterung ſchon 
heute wünjcht, jie hätte Erleihterungen in dieſer Hinſicht 
in noch ausgedehnterem Umfange eintreten lajjen können, 
als geichehen ift. — Bei der Clafjenfteuer ift der Drud auf die unterjten 
Schichten der Bevölferung ein größerer gewejen, als bei einer verän— 
änderten günftigeren Finanzlage meiner Anficht zu billigen, und wenn bie 
Zukunft zeigen follte, daß bei einer Steuer nach diefer Scala unerwartet 
große Erträge eingehen, jo würde ich won vornherein der Anficht jein, daß 
wir damit Beranlafjung nehmen, in den unteren Stufen nod höhere 
Erleihterungen eintreten zu laijen, als heute der Fall iſt“ 69), 

Faſt gewinnt e8 nach alledem den Anſchein, als ob die Negierung ur: 
ſprünglich von der Ziffer 140 Rth. eine jehr weitgehende Befreiung ber 
Cenſiten der Unterftufe 1a erwartet hätte 67), daß fie dann von diejer Anficht 
ſchon auf Grund der Mittheilungen aus der Mitte der Steuercommilfion 
zurüdgefommen ſei 6), aber trogdem bei jener Ziffer verblieben jet um des 
„entjchiedenften Werthes“ willen, der innerhalb der Commiſſion des Abgeord: 
netenhaufes „von allen Seiten” darauf gelegt wurde, daß man trogdem nicht 
unter jene Ziffer heruntergehe, ſo daß alſo jchlieglic in denſelben Worten 
ein anderes Geſetz als das urſprünglich beabfichtigte, zu Stande gebracht ift. 

‚Jedenfalls ift die ſpätere Erhöhung des Sates von 140 Rth. bereits in 
Ausfiht genommen. Und fie fcheint nad allem Bemerkten in der That ein 
dringendes Bedürfniß zu fein, viel dringender m. D. als die Beſeitigung dieſer 
oder jener indirecten Steuer! ! 

In anderen Ländern ift man auch viel weiter gegangen. In ganz 
England find Einfommen unter 100 Pfund von jeder directen Steuer frei, 
in den Bereinigten Staaten wird aufer der Vermögensſteuer, die in 
weitem Umfange wirflid nur eine vom Vermögen und im Allgemeinen 
nur eine von Vermögen über gemwiffen Betrag zu zahlende Steuer ift, regel 
mäßig nur ein Kopfgeld von , bi8 1, ausnahmsweiſe bi8 2 Dollar 6°) ge: 
zahlt, in der Schweiz find von der bezüglichen Einfommenfteuer ausgenommen 
im Canton Waadt und in St. Gallen Einkommen unter 800 Fres., in 
Bern (in Claſſe I) unter 600 Fres. u. ſ. w.?%. Und bei den neueren 
Geſetzesreformen in Deutfchland hat der Vorſchlag der badiſchen Regierung, 





Progreffive Einlommenfteuer. 171 


die Eintommenfteuerpflicht erft mit Einfommen von 1500 Mark beginnen zu 
laffen (Art. 7 und Art. 8 des Entwurfs), da jene Steuer doch nur eine 
Zufasfteuer zu andern Abgaben fe, von denen insbefondere die Verbrauchs— 
abgaben die niederen Einfommen verhältnißmäßig zu ftark belafteten (p. 19 
Motive), weder in einer der Commifjionen beider Kammern‘, noch in einer 
der letzteren ſelbſt Schiffbruch gelitten. Beide Commiſſionsberichte, ſowohl der 
der zweiten als der der erſten Kammer (p. 26 resp. p. 13) erkannten das 
Zutreffende jenes Grundes an, und der Bericht der zweiten Kammer fügte nod) 
treffend Hinzu, daß „ein tieferes Herabgehen in der Steuergränze” (unter 
500 Rt.) nicht nur die Veranlagung erjchweren, jondern auch „die durd die 
Art, wie die Gränzlinie der Beſteuerung gezogen fer, gehoffte Sicherheit der 
Veranlagung, gefährden würde. Ein aus der Mitte der Commiſſion geftellter 
Antrag, die Steuergränze auf 200 Rth. herabzufegen, „um durch die Heran— 
ziehung der Volksmaſſen zur Steuer diefelben zur treuen Pflichterfüllung für 
den Staat zu erziehen‘‘, wurde abgelehnt. 

Wenn dem entgegen die fächfifche Regierung uriprünglic zwar im Ein- 
fommenftenergefegentwurfe vom 1. November 1873 die Gränze der Be— 
fteuerung bei 400 Thalern feftiegen wollte, Dagegen im Entwurfe vom 8. Februar 
1874 diefe Gränze auf 450 Mark zu verlegen vorjchlug, und die zweite Kammer 
im Sommer 1874 nad dem ſchon Bemerften überhaupt jede derartige untere 
Gränze der Steuerpflicht verwarf, indem fie, abgejehen von Perſonen unter 
18 Jahren, im Allgemeinen nur denjenigen Perfonen Steuerfreiheit gewährt 
wiffen mollte, „von welchen wegen gänzlicyen Unvermögens der Beitrag voraus- 
ſichtlihh nicht zu erlangen iſt“ — jo drängt fid) unwillfürlich die Anz 
nahme auf, daß diefer Gegenfag der Auffaffung in Nord und Süd nicht 
außer Zuſammenhang mit jener allgemeinen Erſcheinung fteht, der man ja 
auch die weitere Ausbreitung der Eocialdemofratie im Norden, insbejondere 
in Sachſen, zufchreiben will, der nehmlih, daß das Gefühl für das all- 
gemeine Befte im Norden an dem maafgebenden Orten im Allgemeinen 
noch weniger entwidelt ift, al8 im mehr demokratiſchen Süden. 


Dritter Abſchnitt. 


Weitere Folgerungen aus dem Grundjage der Befteuerung 
nad der Feiftungsfähigfeit. 


Als ſolche meitere Folgerungen muß ich mich hier begnügen, folgende 
drei Punkte nody kurz zu berühren: 


1 


Zu den kleinen Vorzügen der jog. Ertragsftenern gehörte aud) der, daß 
fie neben dem wirklichen Einkommen und Ertrag aud) die Fähigkeit, 
Ertrag zu geben, berüdfichtigten und dadurch dem Princip der Leiftung nad) der 
Leiftungsfähigfeit in der That in gewiſſem Sinne mehr Rechnung trugen, als 
die Einfommenftenern. Bon meinem Gebiude und Ader habe id Grund: 
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und Gebäubefteuer zu zahlen, auch wenn es mir, als veichem Manne, belieben 
follte, Gebäude und Ader ertragslos Tiegen zu laſſen, letzteren etwa Lediglich 
zu Yagdgründen zu verwenden x. Denn ich bleibe ja immerhin in der Lage, 
aus jenen Dbjecten Ertrag ziehen zu können. Und die Kealfteuern fragen 
nur nach dem Reinertrage, den die Realitäten — wie e8 3. B. in den Ab— 
ſchätzungsgrundſätzen des preußiſchen Grundfteuergefege8 vom 21. Mai 1861 
hieß — „unter Borausfegung einer gemeingemwöhnliden Be: 
wirthſchaftungsweiſe — jedem Befiger gewähren können”. 
Bon der Einfommenfteuer aber bin ich befreit resp. werde in derfelben um 
entiprechende Beträge ermäßigt, wenn id) aus einem Object Fein Einkommen 
zu ziehen beliebe, obwohl ich es könnte. Das ift jedenfalls ein Mangel 
und zwar ein nicht unerheblicher Mangel der Eintommenfteuer, dem — wie 
wir fpäter fehen werden — zum Theil durd) die auch aus anderen Gründen 
zu empfehlende Combination diefer Steuer mit einer Vermögensſteuer abgeholfen 
werden fanı. 

Aber eben nur zum Theil. Die Befähigung, feine perſönlichen 
Kräfte auszunugen, trifft auch die Vermögensfteuer nicht. Und fo fehen mir 
3. B. täglich das Schaufpiel, daß Gewerbtvreibende, die e8 vorziehen, ihre 
Kräfte zur ſchonen, irgendwo in Bädern oder andern Orts bequem von ihren 
Nenten zu leben, mit dem Augenblide, daß fie dies thun — troß ded 
SGleihbleibens ihrer Leiftungsfähigkeit — der Staatscafje einen 
erheblichen Ausfall an Einnahme verurfachen. Verſteuerte z. B. ein Guts— 
befiger bei der Selbtbewirthichaftung feines Gutes bisher 3000— 3500 Rth. 
jährliches Einkommen, jo finkt fein fteuerpflichtiges Einkommen, ſobald ex die 
Selbſtbewirthſchaftung aufgiebt und das Gut verpachtet, leicht auf 2000 Rth. 
oder weniger, und dem entſprechend wird aud die won ihm zu zahlende 
Steuer geringer. 

Das jcheint zunächft nicht zu ändern zu fein. Denn Ermittelungen 
darüber, wie viel Jemand nach ſeinen Fürperlichen oder geiftigen Fähigkeiten 
noch erwerben könnte, dürften ſchwer zum Ziele führen und entjeglichiter 
Willfür Thür und Thor öffnen. Das einzige, was ınan vielleicht thun Könnte, 
beftände darin, etwa Allen, die blos von Rente leben und fic) innerhalb eines 
gewiſſen Alters Minimumsd und -Maximums befinden, einen allgemein 
gleichen oder — je nach der Höhe der von ihnen bezogenen Rente und daraus 
zu entnehmender Lebensftellung — höchſtens etwa zweis oder dreifach abgeftuf- 
ten Steuerjag von geringer Höhe aufzuerlegen. Indeſſen würde diefe Steuer 
eben wegen des nothwendig 7%) einzuhaltenden niedrigen Steuerfages äußerſt 
geringe Erträge geben. " Und es bleibe deshalb hier ganz und gar dahin 
geftellt, ob ſich ſolche Maafregel überhaupt empfehle oder nicht. 

Was man hingegen thun muß — um in der bier in Nede ftehenden 
Beziehung nicht ungerecht zu fein, ift das, daß man die Leiſtungsfähig— 
feit der niederen Claſſen bet der Einfchägung von Haushaltungen und 
Familien nicht in anderer Weife beurtheilt, als die entiprechende Fähigkeit 
der Angehörigen höherer Claſſen. Und einem ſolchen Vorwurfe fett man ſich 
aus, wenn, wie es aud im neueren preußifchen Claſſen- und Einkommen: 
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fteuergefeg vom 25. Mai 1873 aufrecht erhalten und durch die Claffenfteuer- 
Sr —— vom 29. Mat 1873 (8. 4 ad 2) noch beſonders 
tont ift: 
„ter Arbeitsverdienft der Mitglieder des Haushalts (der 
Ehefrau, der Kinder ꝛc.) dem eigenen Erwerbe des Haushaltungs- 
vorftandes hinzuzurechnen iſt.“ 

Wie oben gelegentlich bemerkt iſt, wurde ſchon in der Commiſſion des 
Abgeordnetenhauſes bei der Verhandlung über jenes Geſetz der Gedanke an— 
geregt, demſelben den nachſtehenden Zuſatz anzufügen: 

„das Arbeitsverdienſt der verheiratheten Frauen und anderer 
Familienmitglieder bleibt außer Anſatz bei Bemeſſung des Ein— 
kommens der Haushaltung“ (p. 927 des Commiſſionsberichts). 

Indeſſen ſtellte der Regierungscommiſſär und mehrere Mitglieder der 
Commiſſion — wie der Bericht vermerkt — jenem Vorſchlag den Einwand 
entgegen: er verletze das Einkommenſteuerprineip. Und darauf fand Ab— 
lehnung ſtatt. 

M. D. aber hatte der — nicht genannte — Antragſteller Recht. Ihn 
mit dem „Princip der Einkommmenſteuer“ ſchlagen zu wollen, war 
verfehrtt. Denn ein ſolches Princip, das dem richtigen Grundſatz der Be— 
fteuerung nach der Yeiftungsfähigfeit entgegen geftellt werden könnte, ift, 
wie oben zu zeigen verſucht wurde, nicht anzuerkennen. Und dieſer letztere 
Grundſatz gebietet gerade jenen Vorſchlag. Denn, wenn es heute in den Arbeiter- 
familien nicht felten, an vielen Orten faft Regel ift, daß der Familienvater 
nur ca. %,, Dagegen die Frau und resp. die Kinder 1, des Haushalts: 
bedarfs verdienen müſſen, damit die Familie beftehe: wer giebt und denn das 
Recht, die hierin zu Tage tretende Leiftungsfähigfeit von Frau und Kind zu 
befteuern, während wir die auf Grund befjerer Ausbildung unzweifelhaft 
größere Leiftungsfähigfeit der Frauen und Kinder anderer Stände 
von der Steuer frei laſſen?! Daß fi die Fähigkeit in diefen Claſſen ins— 
bejondere bei den Frauen, ftatt in werdienender in erhaltender Arbeit, ftatt im 
Erwerb in der Pflege, ftatt in der Sorge für die Yebtzeit in einer — ber 
Sorgenden Fünftige Frucht verheißenden Fürforge für das heranwachſende 
Geſchlecht äußern kann, Liegt in dem Gegenfag der Verhältniſſe, welcher für die 
arbeitenden Claſſen ungünftig ift. Aber diefe Ungunft der Umftände, diefen ' 
auf den arbeitenden Claſſen ruhenden Zwang für die Betreffenden dadurch 
noch erhöhen zu wollen, daß man die für die Jetztzeit Ichaffende Kraft mit 
einer Steuer belegt, von der man die unter viel günftigeren Bedingungen wirk— 
jame Fähigkeit Anderer frei läßt — heit aller Gerechtigkeit Hohn ſprechen, 
und es dürfte, daß ſolches geichieht, eben nur daraus zu erklären fein, daß 
man fidy über die oberften Principien der Befteuerung und ihre Confequenzen 
nicht hinreichend klar geworben ift. 

In Baden, wo nad dem Steuergefegentwurfe von 1873 und 1874, 
wie bemerkt, doc immerhin nur Einfommen von 1500 Mark und darüber 
der Einfommenfteuer unterworfen werden follte, drang die Commiffion der 
zweiten Kammer darauf, daß dem $. 2 des Entwurfs, welcher beftimmte: 
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„ven eigenen Einfommen des Steuerpflichtigen wird das etwaige 
befondere Einkommen der zu feinem Haushalt gehörigen Familien— 
glieder hinzugerechnet, ſofern und ſoweit Erfterem dejjen Genuß 
zuſteht“ — 
nody ein Amendement folgenden Inhalts beigefügt werde: 

„Bezüglich des aus eigener Erwerbsthätigkeit eines Familiengliedes 
fließenden Einkommens iſt die Hinzurechnung auf den Fall beſchränkt, 
daß dieſes beſondere Einkommen den Betrag von 1500 Mark er: 
reiht‘ (p. 31 des Commiſſionsberichts). 

Man wollte durch folche Beſtimmung — wie der bez. Bericht jagt — 
verhüten, daß nicht durch Zurechnung des Verdienſtes von Frau und Kindern 
zu dem Verdienſte des Hausheren die Beftenerung ſolcher Familien erfolge, 
„deren Beizug nad) der andermeit dargelegten Abficht des Geſetzes nicht beab— 
fihtigt Sei‘. Und diefem Amendement trat die Regierung und die Commiſſion 
der I. Kammer ohne Widerſpruch bei. 

Noch weiter gehend beftimmt ſodann das heſſiſche Einfommenfteuer- 
gefeg vom 25. Juni 1869, daß „das Einkommen der in einer Haushaltung 
mit den Eltern lebenden unverheiratheten Kinder dann überhaupt nidt 
dem elterlichen Einkommen hinzugerechnet werden folle, wenn die Kinder „in 
anderer Weife, als durch Beihülfe in dem Geſchäfte der Eltern jelbitftändigen 
Erwerb haben“, 

Selbft in Sahfen hat man dem hier in Rede jtehenden Umſtande 
in den neueren Steuergejegentwürfen in gewiſſer Ausdehnung Rechnung ge 
tragen. Die Negierung empfahl 3. B. in den Motiven des Entwurfs eines 
Gewerbes und Perfonalftenergefege8 vom 1. November 1873 (p. 594) die 
getrennte Beftenerung der noch im väterlicher Gewalt befindlichen, aber 
jelbitftändig arbeitenden Kinder einestheil® zwar, um die Declarationen der 
Arbeitgeber über die von ihnen gezahlten Arbeitslöhne zu erleichtern resp. 
jene Declarationen für die Steuerbehörden erjprießlicher zu machen, ſodann 
aber auch aus dem Grunde, damit die nod nicht im Beſitze ihrer vollen 
Arbeitskraft befindlichen Kinder für den Fall von der Steuer frei 
blieben, daß ihr Einkommen für fich den Betrag von 140 Nth nicht er. 
reihe. So fullte 3. B. 8. 3 des Gewerbe: und ‘Perjonalfteuergejeges nad) 
jenem Entwurfe lauten: 

„Der Ertrag des Vermögens von Ehefrauen und in vwäterliher Gemalt 
ftehenden Kindern, welden der Ehemann oder Vater als Nießbraucher bezieht, 
ift dem Erwerbe des letzteren zuzufchlagen und mit dieſem zu verfteuern. 
Ebenſo wird bezüglich des in ehemännlicher Nutznießung befindlichen Ertrages 
von Gewerben verfahren, welche Ehefrauen felbftftändig (als Handelöfrauen, 
Hebammen, Lehrerinnen u. ſ. w.) betreiben. 

Dagegen wird der Ertrag des den Ehefrauen zur freien Verfügung vor: 
behaltenen Vermögens und des dem väterlichen Nießbrauche nicht unterliegen: 
den Vermögens in väterlicher Gewalt ftehender Kinder, ferner der Ber: 
Dienft, welchen folde Kinder durch felbftftändige Arbeiten, 
Dienfte oder Kunftfertigfeiten erwerben, von dem des Ehe: 
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mannes und beziehentlich Vaters getrennt zur Verfteuerung 
herangezogen.” 

Desgleihen ſollte $ 3 des Einfommenfteuergejeged nad) dem vorhin 
(p. 171) in Bezug genommenen Entwurfe vom 1. November 1873 dahin 
lauten: 

„Das Einfommen von Ehefrauen und in väterliher Gewalt ftehenden 
Kindern, welches der Ehemann oder Vater als Nießbraucher bezieht, ift dem 
Einkommen des letzteren zuzujchlagen und mit diefem zu verfteuern. 

Dagegen wird das Einkommen aus dem den Ehefrauen zur freien Ver— 
fügung vorbehaltenen Vermögen, [owie das Einfommen aus dem dem 
väterlihen Nießbrauche nicht unterliegenden Vermögen in 
väterliher Gewalt ſtehender Kinder, ferner der Berdienft, 
welchen ſolche Kinder durch jelbftftändige Arbeiten, Dienfte 
oder Kunftfertigfeiten erwerben, von dem des Ehemanns 
und beziehbentlih Vaters getrennt zur Berftenerung heran— 
gezogen.“ 

Eine jener badifhen Beſtimmung noch ähnlichere Vorſchrift aber 
enthält 3. B. Artikel 7 des Steuergejeted vom 21. Auguft 1862 für ben 
Canton Waadt. Diefes Geſetz, auf das ich ſpäter noch zurüdtomme, nennt 
fi loi d’impöt sur la fortune mobiliere, ift aber im Grund eine 
Steuer nicht nur vom Mobiliarwermögen in unferer Auffaffung dieſes Wortes, 
ſondern zugleich eine Steuer von Renten, Nugniegungen, Gehältern, Honoraren, 
gewerblichen Einfommen und Arbeitslöhnen jeder Art. Bezüglich der letzteren 
Einkommen beſtimmt nun Art. 7 Folgendes: 

„Le produit du travail et de lindustrie des enfants majeurs ou 
mineurs est compte dans la fortune du pere, ou, & son defaut, dans 
celle de la mere, lorsqu’il a lieu a son profit et qu’il est 
superieur & 800 francs par année.“ 

Derartige Beftimmungen, auf deren Einzelheiten ih hier freilich nicht 
mehr näher einzugehen verınag, empfehlen ſich übrigens, außer aus den oben 
gedachten Gründen, auch noch durch folgende Erwägung: 

Ift nämlich, Einfommen 3. B. unter 140 M fteuerfrei, jo werden arme 
Familien fehr niedrigen Einkommens der Steuer unter Umftänden entgehen, 
wenn fie die Kinder außerhalb des elterlichen Haufes ihr Brod ſuchen laſſen 
und dann das Einfommen dev legteren nicht demjenigen der Eltern Hinzu: 
gerechnet wird, während, wenn die erwerbenden Kinder um Hauſe bleiben, die 
Familie Steuer zu zahlen hätte. So muß alſo aus folder Beſtimmung, wie 
der gedachten des preußifchen Geſetzes, fchließlich eine Yoderung des Familien: 
lebens hervorgehen. Und diefe Folgen find in der That jehr bald nad dem 
Inkrafttreten Des neuen Gefeges vom 25. Mat 1873 3. B. in Oftpreufen 
zu Tage getreten. In der Situng des Verwaltungsrathes des oftpreußiichen - 
landwirthſchaftlichen Gentralvereins vom Februar 1874, als über den Antrag 
berathen wurde: 

Gentralftelle wolle eine außerordentliche Berfammlung aller Vereins: 
glieder berufen behufs Berathung der nothwendigen Schritte gegen 


en 
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die gänzlich willfürliche, ungleihmäßige und ungerechte Heranziehung 

der Gutöleute zur Glafjenfteuer :c., 
wies der Gutsbeſitze Niebenfahm-Sophienberg u. U. auch auf fol- 
genden Uebelftand: Die Anwendung des zu befteuernden „Haushaltes” — 
führte er aus — fer ein Unding bei den unterften Stufen der Glafjenfteuer 
und eine ungerechte Belaftung der in der Ehe lebenden Arbeiter gegenüber 
ven ehelofen. Die Inftruction beſtimme, daß der Arbeitöverdienft der Mit- 
glieder des Haushalts dem eigenen Erwerbe des Haushaltungsvorftandes hin: 
zugerechnet werde. Danach werde aljo beifpieldweife der ArbeitSverdienft der 
älteften Tochter, welcher fteuerfrei bliebe, wenn fie in fremden Dienft ginge, 
nur darum befteuert, weil fie im elterlihen Haufe fih auf: 
halte, obwohler hier vielleicht geringer veranihlagt werden 
müſſe, als wenn die betreffende Arbeiterin fih im fremden 
Haufe ihr Brod erwürbe. Hierin liege ein umerklärlicher Widerſpruch 
u. f. w. (Land: u. forftwirtbichaftlihe Zeitung für das norböftliche Deutic- 
land. Jahrg. 1874 Nr. 7.) 

Und Gründe derjelben Art waren e8 au, Die zu etwa gleicher Zeit, 
aber — mie e8 ſcheint — durchaus unabhängig von den in Preußen ge 
machten Erfahrungen, in der Steuercommiljion der IL. badiſchen Kammer 
dafür geltend gemacht wurden, die oben erwähnte Zufatbejtimmung dem 
badischen Einkommenſteuergeſetze einzuverleiben. 

„Da der Steuerpflichtige — jo heit e8 im Commiſſionsbericht p. 43 — 
den Unterhalt feiner Familie bei Feltftellung feines Einfommens nicht in Ab: 
zug bringen darf, jo wurde bejorgt, e8 möchte Die ohne alle Schranten ftatt- 
findende Einrechnung des eigenen Erwerbseinkommens der Kinder diejelben 
zum frühzeitigen Berlaffen des elterlichen Haufe bewegen und damit eine 
ſolche Beſtimmung zur 2oderung der Samilienbande beitragen“ 
u. ſ. w. — — 


2 


Sodann ift dem Grundfage der Beſteuerung nad) der Yeiftungsfähigfeit 
m. D. auch dadurd Rechnung zu tragen, daß man in der oben im zweiten 
Capitel durd viele Beifpiele näher dargelegten Art und Weife und aus ben 
daſelbſt angeführten Gründen bei Bemefjung der Höhe der Steuer neben dem 
Einkommen zugleich berüdjichtigt: 
Die etwa vorhandene, bedeutende Verſchuldung des Genfiten, feine 
geringere Leiftungsfähigkeit in Folge von Geſchlecht und Alter 
(Wittwen und Waifen), ferner in Folge von Krankheit, in Folge 
einer großen Zahl zu unterhaltender Kinder oder anderer Anz 
verwandter, in Folge außerordentlicher Unglüdsfälle u. |. w. 
Und foweit nicht der Forderung höherer Befteuerung von fundirten Ein: 
fommen direct oder indirect im Geſetze jelbft Rechnung getragen wird, müßte, 
wie es 3. B. nach dem Bemerkten in Oldenburg der Fall ift, auch biefer 
Umftand wenigftens Seitens der Veranlagungsbehörden bei Zumefjung Der 
bezüglichen Steuer, Berüdfihtigung finden fünnen. 


Progreffive Einlommenſteuer. 177 


Bei alledem fragt fich freilich, innerhalb welcher Gränzen uud für melche 
Claſſen von Einkommen eine Berücdfichtigung der gedachter Umftände geftattet 
fein ſolle. Um die Gefahr der Willfür zu verringern, find — wie Died nad) 
dem früher Dargelegten ja auch regelmäßig geichehen iſt — gewiſſe Marima 
der Steuerermäßigung vorzufehen. Auch wird ſehr großes Einkommen natürlich 
folcher Berüdfihtigung überhaupt nicht bedürfen. 

Set man aber die bezügliche Gränze ſchon bei Einfommen über 1400 
Rthlr., wie ed das oft erwähnte preußiſche Geſetz thut, fo dürfte der For- 
derung ausreichender Berüdfichtigung der Yeiftungsfähigfeit neben dem Ein- 
fommen unter den heutigen Berhältniffen, bei den geftiegenen Beträgen 3. B. 
der Koften der Erziehung und Uuterhaltung der Kinder, — nicht genügt fein. 
Einpfinden es Leute mit Einkommen von 1500 und 1600 Rthlrn. etwa nicht, 
ob fie mehrere Söhne auf der Schule und gar auf der Univerfität haben? — 
Was in jenem Gefege in Preußen — fo zu jagen — erfte ſchüchterne Auf- 
nahme gefunden hat und was dort durchzufegen überhaupt fchon, wie be= 
lannt, ſehr ſchwer fiel — in Folge der üblichen VBorftellung, daß im Ein- 
tommenfteuergejege nicht die Yeiftungsfähigfeit, fondern immer nur das 
Einfommen des Einzelnen für die Veranlagung entjcheidend fein müſſe — 
das iſt m. D. nur als der entwidelungsfähige Keim umfafjenderer Reformen 
auf dem bier in Rede ftehenden Gebiete anzuſehen. 


3. 

Zum Schlufje ift endlich der zur Zeit viel erörterten Forderung nad 
gefetlicher Scheidung von fundirtem und unfundirtem Einfommen und 
böherer Befteuerung des erfteren rejp. beſonderer Belaftung der Duelle fundir- 
ten Einfommend: des Bermögend zu gedenken. 

Daß diefe Forderung an fich berechtigt ift, wird wohl heute nur ausnahms⸗ 
meife noch in Abrede geftellt werben 72). Selbft Naſſe, der den Grundfag der 
Leiftung nach der Leiftungsfähigfeit nicht für richig hält, verlangt — abs 
gejehen von dem Fall der mit Rückſicht auf die zu erlangenden Vortheile 
umgelegten „Beiträge‘‘ 73) — eine bejondere rejp. höhere Belaftung des Ber- 
mögens unter dem doppelten Gefihtspunfte: erftens, daß von zu verfteuerndem 
Eintommen aus Arbeit gewiffe auf die Erziehung und Bildung der 
beramvachienden Generation zu verwendende Koften abgezogen werden müßten, 
und zweitens, daß in der menfchlichen Gejellichaft das Bermögen an fich be 
jondere Aufgaben „für Verſchönerung des menjchlichen Lebens, für einen ebleren 
Lurus, für Kunft und Wiſſenſchaft“ ꝛc. zu erfüllen habe, und daß, „wenn die 
Befriedigung diefer Bedürfniffe heute zum großen Theil durch die Gemein- 
wirthſchaft geſchehe“ — dann der Staat ſich diefer „„vem Vermögen obliegenden 
Pflichten” (p. 9.) zu erinnern und demgemäß „das aus Bermögendnugungen 
bezogene Einkommen“ höher zu befteuern habe, als anderes. | 

Dieſe Gründe find indefjen meines Dafürhaltens nicht ausreichend. Und 
die Stihhaltigfeit des zulegt angeführten dürfte auch jchwer zu erweiſen fein. 
Denn die Pflichten, die Naffe dem Vermögen nachfagt, pafien doch im Grunde 
nur für größeres, nicht für Meinered Vermögen, und fie find dem großen 
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Eintommen an ſich und ohne Rückſicht auf feine Quelle, meines Dafür- 
haltens cher nachzuſagen, als Eleinem Vermögen und feinen Renten. 

Auc würde e8 fich unter den angegebenen Gefihtöpunften z. B. nicht 
rechtfertigen laſſen, das Vermögen in jolchen Fällen zur Steuerheranzuziehen, in 
denen man dies von jeher ſür bejonders nöthig und angemefjen gefunden bat: 
nämlich bei großen nicht dem Yurus u. f. w. dienenden, fondern noth= 
wendigen Staatdausgaben in Kriegsgefahr ꝛc. Denn daß im folden 
Fällen eine Berüdfichtigung der Heranbildungsfoften der Arbeiter zur Bes 
gründung vermehrter Vermögensbeſteuerung nicht ausreichen würde, liegt auf 
der Hand. Und fih im folden Füllen auf den Standpunkt zu leiftender 
„Beiträge“ 74) zu ftellen, dürfte noch weniger angänglich fein. Endlid er: 
ſcheint e8 mir aud nicht ganz zutreffend, daß die in jener Weiſe von Na fie 
begründete Forderung einer bejonderen VBermögensbefteuerung ſich — wie er 
meint — zu ihren Gunften vor anderen Modificationen „der reinen Ein— 
fommenbeiteuerung‘, 3. B. vor der Forderung der progreljiven Einkommen: 
fteuer, „vor Allem durch Das Borhandenfein eine Maaßes“ unter: 
icheive. Denn — me die Gränze von „Beiträgen und „Steuern” in dem 
oben angenommenen Sinne dieſer Ausdrüde iſt — fteht, wie wir ſahen, nicht 
feft, und noch meniger: wie weit Denn jene bejonderen angebliden 
Pflihten des Bermögens zur Förderung der Kunft und Wiffenichaft, 
Verſchönerung des Yebens ꝛc. gehen. Ya ich glaube, daß wir auf Diefem Gebiete 
der allerverfchtedenften Auffaſſung begegnen und bei dem Mangel jeden Anhaltes 
zur ficheren Enticheidung dieſer Frage der bedenklichſten Willfür aus 
gejett fein würden. Endlich fann man natürlid aud) unter Heranbildung der 
Arbeiter jehr Verſchiedenes verftehen und würde auch ficherlich ſehr Ver— 
ſchiedenes darunter begreifen u. ſ. w. 

Zu einer ausreichenderen Erfafjung des in Rede ftehenden Verhältniſſes 
fommt man meines Dafürhaltens, wenn man von dem PBrincip Der Leiftungs- 
fähigfett und der Opfergleichheit ausgeht. 

Daß ih mit 1000 Rth. jährlichen Arbeitseinfommens weniger leiſtungs— 
fähig bin, als mit einem Bermögen, das mir 1000 Rth. laufende Zinjen 
giebt, Das mir hiebei aber meine perfünlichen Kräfte ganz zur Dispojition läßt, 
das auch nicht aufhört, mir jenen Ertrag zu geben, wenn ich frank bin, das 
meiner Familie bleibt, wenn ich fterbe, das mich dem enthebt, theure Leben: 
verficherungsprämien zu zahlen, das mich endlich, wern Rückſichten auf Familie x. 
nicht zu nehmen find, in den Stand fegt, nicht die Iandesüblichen Zinfen, 
fondern einen [ehr viel höheren Betrag an Yeibrenten zu ziehen u. |. w. — 
das liegt ja auf der Hand. Und au für das Maaf der größeren Leiftungs- 
fühigfeit des Vermögens muß ſich meines Tafürhaltens, jo jchwierig Died 
immerhin ift, auf Grund jenes Princips etwas Sicheres, in dev Idee wentgftend, 
finden laſſen. 

Gedenke ich zunächft der verſchiedenen Art der Verwirklichung jener For 
derung, fo ift hiefür, ebenfo wie für die Progreffion der Steuer, die fleine 
Schweiz ein recht geeignetes Beobachtungsfeld. Kaum ein Canton derſelben 
hat jener Forderung nicht Rechnung getragen. In manchem ift dieſelbe ſogar 
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durch Verfaſſung fancttonirt, Jo 3. B im Canton Aargau, für den der vet 
der neuern Steuergejegrevifion dDiejes Kantons oft in Bezug genommene $. 28 
der Staatöverfaffung vom 22. Hornung 1852 einmal die Degreffion der 
Steuer in den niedern Stufen, ſodann aber auch beftimmt, daß 
„im Steuerfuße das Gapitalvermögen, die Liegenichaften und das 
gewerblihe und beruflihe Einfommen in billigem Maaße 
unterijhieden werden ſollen“, — 
wonach man dort bisher, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1865, 5. 2. 
1 Fr. vom Hundert des „Erwerbs“ erhob, während von ausgeliehenen Capitalien 
1 Sr. 20 Gent. pro mille gefteuert wurden, alſo bei einem Zinsfuße 5 Pro- 
cent 1 Fr. 20 Gent. jchon von 50 Fr. Zinfen, bei einem Zinsfuße von 
4 Procent ſogar 1 Fr. 20 Cent. von 40 Fr., aljo in legterem Falle gerade 
dia) vom Hundert u. ſ. w. 

Außerhalb der Schweiz wird eine ftärfere Belaftung des fundirten Ein- 
fommend heute insbejondere durch die Art der Anlage von Ertragsiteuern be- 
wirkt, umd fie ift in dieſer Geſtalt — wie auch Naſſe bemertt — fehr 
verbreitet, wiel häufiger, ald man gemeinhin annimmt. 

In Preußen 3. 3. wird das Beftehen der vom Orundbefiger und 
Gewerbetreibenden neben der allgemeinen Eintommenfteuer noch zu zahlenden 
Örund: reſp. Gewerbefteuer jehr oft und auch mit gewiſſer Berechtigung unter 
dem Geſichtspunkte vertheidigt, daß man das durch Grundbeſitz und Gemwerbe- 
capital fundirte Einkommen ftärker zur Steuer heranzuziehen hätte, als das 
nur der perlönlichen Thätigfeit zu dankende Arbeitseinfommen z. B. des Be- 
amten, wobei freilich der Einwand unerledigt bleiben muß, daß man das 
fundirte Einfommen des Gapitaliften nicht höher befteuert, als das gleich 
hohe Einfommen des Beamten. In Staaten mit auögebildeterem „Extrags- 
ſteuerſyſtem“ und reſp. dieſes ergänzenden Partialeinfommenfteuern, wie 3. B. 
Bayern, Baden, Defterreich ꝛc., wird auch diefem Cinwande begegnet. 
In Bayern zahlte — wie Helferich nachweiſt — der Beamte, Lehrer, 
Arzt, Künftler ꝛc. an partialer Einfommenfteuer nur etwa !/; bis !/; der 
Steuer de3 Empfängers gleichen Einkommens aus Capitalrenten. Und ähnlich 
it es in Baden und auch in denjenigen Theilen der Schweiz, in denen 
Ertrags- und partiale Eintommenfteuern noch beftehen. In Baden wird 
das ſog. „Capi t al ſteuercapital“ durch Multiplication des bez. Einkommens 
mit 20, das „Claſſenſteuercapital“ dagegen nur durch Multiplication mit 
3—12 berechnet, und follte nach einem neuerlichen Vorſchlage der Regierung 
tünftig noch viel niedriger angefeßt werben, jo daß in Baden der Beamte, 
Lehrer, Künftler ꝛe. immerhin erheblid) bevorzugt bleibt, wenn auch — nad) 
dem oben im Gapitel I Bemerkten — von 100 fl. Claſſen-, Gewerbe, Grund- 
und Gebäude-Steuercapital regelmäßig eine erheblich höhere Zahl von 
Kreuzern erhoben wird, als vom 100 fl. capitalifirten Rentenbetrag u. |. w. 
Und in ven deutjch-franzöfifchen Theilen der Schweiz wird 3. B. im Canton 
Freiburg?9) zwiſchen dem fteuerpflichtigen Einfommen des Beamten umd 
des Gewerbtreibenden der Unterichied gemacht, daß vom Beamtengehalt nad) 
dem Gefeg vom 20. September 1848 /,, unbefteuert bleiben, wenn der 
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Gehalt unter 500 Fr. beträgt, ©, wenn er unter 1000 Fr. beträgt, °/y0 
wenn er unter 2000 Fr. beträgt u. ſ. w., während jeder Gemwerbtreibende 
(nad) dem Geſetze vom 22. Mai 1869) bei Einkommen bi8 1500 Fr. immer 
nur 5/40, bei Einkommen von 1500 bis 5000 Fr. */ıo abziehen darf u. ſ. w. 
Und in Wallis, wo die directen Steuern, abgejehen von der Dort zu den 
indirecten Abgaben gerechneten Gewerbefteuern, nad dem Gejeg vom 26. No- 
vember 1862 in eine Steuer a) von Liegenichaften und Gebäuden, b) von 
Forderungen und c) von Reuten, Penfionen, Gehalten und Honoraren zer: 
fallen, werden die Gehalte und Honorare nur zum zehnfachen Betrage, Dagegen 
die Penfionen und Renten zum zwanzigfachen und die ad a. und b. genannten 
Dbjecte nach ihrem Regifterwerth rejp. Nennwerth in Anſatz gebracht u. |. w. 

Indeſſen hier handelt es ſich nicht um Ertrags- und partiale Einkommen: 
fteuern, jondern darum, wie jener Forderung höherer Belaftung fundirten Ein- 
fommend ohne Unterftägung diefer — wie wir gejehen haben — auf die 
Dauer doch nicht haltbaren Steuern Rechnung zu tragen ift. Und zu dieſem 
Ziele jehen wir, indbefondere in der Schweiz, folgende Wege führen: 

Erftens den der bloßen Vermögendfteuer oder der Ber: 
bindung folder Steuer mit einer einfadhen Kopf= oder Ber: 
fonal=-Abgabe, wofür einige Staaten der großen Union und einige Fleine 
ſchweizeriſche Gantonen: die beiden Appenzell, Glarus, Unterwalden nid dem 
— und mit gewiſſer Beſchränkung auch Schwyz und Genf Beiſpiele 
teten 76), 

Der zweite Weg erinnert an das über das Steuerweien des Canton 
Wallis vorhin bemerkte. Er befteht nämlich darin, daß — wie in Waadt 
und ebenfall8 in einigen Staaten der amerikanischen Union z. B. in Maſſa— 
chuſetts, Birginien u. |. w. 7”) — dem Namen nad nur Vermögens: 
fteuern erhoben werben, in der That aber auch nicht aus Vermögen fließendes 
Einkommen zu einem gemwiffen Sate zu Vermögen berechnet und demgemäß, 
wenn auch niedriger als wirkliches Vermögen, zur Steuer herangezogen wird. 
So giebt es 3. B. im Canton Waadt, abgejehen von indirecten Steuern, 
Gebühren, Stempeln ꝛc., nur ein impöt fongier, von Grundftüden und 
Gebäuden zu entrichten — und ein impöt sur la fortune mobiliere, von 
welhen Abgaben 3.3. im Yahr 1874, nad dem Ausjchreiben vom 21. No- 
vember 1873, die erftere mit 24/, per mille von liegenden Gründen und 
mit 1 per mille des Gatafterwerthe8 von Gebäuden erhoben wurde, während 
die Steuer sur la fortune mobiliere allgemein nur 1 per mille des An- 
ſchlagswerthes betrug. Diefer Anſchlagswerth wurde aber, nad) dem Gejeg vom 
21. Auguft 1862 in folgender Weiſe berechnet: 

Artikel 3 jagt: 

La fortune mobiliere soumise à l’impöt comprend tous les 
biens meubles par leur nature ou par la determina- 
ne la loi. Und bezüglich der Legteren Werthe beftimmt ſodann der 

rtıtel 4: 

Les rentes et usufruits sont comptes dans la fortune mo- 

biliere pour un capital egal à vingt fois leur produit net. 
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Les traitements, honoraires, emoluments, ressour- 
ces ou produits du travailet de l’industrie sont comptes 
dans la fortune mobiliere pour un capital egal A dix fois leur 
produit net. | 

Durch ſolche Beftimmung wird alfo das perſönlicher Thätigkeit ent— 
Ipringende Einkommen nur halb fo Hoch befteuert als das fundirte aus 
Renten x. 

Der dritte Weg, dafjelbe Ziel, zu erreichen befteht endlich darin, un— 
mitttelbar vom Einkommen verſchiedene Säte zu erheben, je nachdem daffelbe 
aus diefer oder jener Duelle fließt. Diefen Weg bat z. B. das Königreich 
Sachſen in der Verordnung vom 12. Auguft 184878), das Großherzog 
tum Luxemburg im Geſetz vom 26. November 1849 über Einführung 
aner Einfommenfteuer (mitgetheilt bei A. Heufchling: Pimpöt sur le revemu, 
Paris et Bruxelles 1873, p. 195 ff.), das Königreich Italien im Gefeg- 
entwurf von 1864 79%), fodann der Canton Bern im Bermögensfteuergejeg 
vom 15. März 1856 und dem von Scheel a. a. O. mitgetheilten und be= 
handelten Eintommenfteuergefeg vom 1. März 1865 und der Canton Solo- 
thurn in dem vom Bundesrath angefochtenen, bisher nicht zur Durchführung 
gebrachten Gejeg vom 28. November 1868 befchritten. Auch haben manche 
Städte, 3.2. des Königreichs Sachſen, in ıhren Communaleinkommen— 
fteuer-Regulativen ähnlich gehandelt. 

In Sachſen jollten nad) dem erwähnten Geſetz von 1848: 

A. Einkünfte aus Handel, Gewerben, Pachten, fünftlerifchen und wiſſen— 
Ihaftlichen Leiftungen, ſowie Privatdienftleiftungen, ferner 

B. Einkünfte aus Dienftbezügen vom Staat und öffentlichen Anftalten, 
ſowie aus Leibrentenerträgen, 

C. Einkünfte aus Grundeigenthbum und Landwirthſchaft und endlich 

D. Einkünfte aus Gelbcapitalien und Zinsberechtigungen der Art ges 
trennt von einander zur allgemeinen Einfommenfteuer herangezogen werben, 
daß fie im Verhältniß von 0.7 (A), zu 0,8 (B), zu 0,9 (C), zu 1 (D) be= 
fteuert würden. 

Sn Luremburg werden nad) dem gedachten Gefeg von 1849, von 
dem ich menigftend nad) der Mitheilung von Heufhling a. a. O. an 
nehme, daß es noch gegenwärtig in Geltung ift — unabhängig von dem 
beionders befteuerten Einfommen aus Grund und Boden — alle anderen Ein= 
fünfte der Art zur fog. contribution mobiliere herangezogen, daß 1 Procent 
von „traitements, pensions ou autres dmoluments payes par l’Etat, les 
communes, les etablissements publics et les particuliers“, Dagegen 
2 Procent von Vermögenseinfünften, revenus, benefices et gains presumes 
zu zahlen find. 

In Italien ferner follten bei der Befteuerung nach dem Gejeg von 
1864 8°) fortwährende Einkünfte, z. B. Zins aus Darlehen für voll be= 
rechnet, Dagegen vorübergehende Einfünfte, wie bloßer ArbeitSoerdienft, Xeib- 
renten und Penfionen nur zu °/, und vorübergehende, jog. gemiſchte Ein- 
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fünfte aus Capital und Arbeit zugleich, insbefondere aljo Gewerbsverdienſt, zu 
6/, angefegt werben. 

In Bern werden nad) den genannten Gejegen Grundeigenthum (Grund- 
ftüde und Gebäude), ſowie auch „grundpfändlich verficherte Capitalien“ zu 
einer Bermögensfteuer herangezogen, welche eins per mille beträgt, wenn 
Einfommen aus anderen verzinslichen Gapitalien, Obligationen, Actien x. 
(Claſſe III der Einfommenfteuer) 2'/; Procent, Einkommen aus Leibrenten, 
Penfionen u. dgl. (Claſſe II verjelben Steuer) 2 Procent und endlich Ein- 
fommen aus „jeder Art von Induftrie, Handel und Gewerben”, ſowie aus 
amtlichen Stellungen und „vwiſſenſchaftlichen oder fünftleriihen Berufen und 
Handwerken“ (Claſſe D nur 1Y, Procent zahlen. Legen wir der Anwendung 
diefer Beftimmungen den Zinsfuß von 4 Procent zu Grunde, fo hat nad 
dem Angegebenen alle Zinseinkommen — „grundpfändlich werfichertes umd 
nicht verſichertes — 2%/, Procent zu entrichten, wenn Die zu I und II ge 
dachten Einfommen, wie bemerkt, nur 14, reſp. 2 Procent zahlen, je nachdem 
fie aus perjönlicer Thätigfeit, Gewerben x. ober aus zugeficherten Leibrenten, 
Penfionen u. dgl. fließen. 

Endlid in Solothurn beftimmt das erwähnte Gefeß von 1868, daß 
„bet Einfommen aus Gapitalanlagen, Mieth- und Pachtzinfen, Erträgen aus 
Waldungen, Penfionen und Leibrenten der Steuerquote noch U, zugefchlagen 
werde.“ 

Und ähnliche Beftimmungen enthalten, wie bemerkt, mande Communal: 
fteuerregulative, 3. B. der ſächſiſchen Stäbdte. 

So ift die Durd) die Gemeindeeinfommen-Steuerordnung vom 30. Novenkr. 
1866 in Crimmitſchau eingeführte Einkommenſteuer 81) eine ſehr ſtark 
progreſſive. Bei Einkommen unter 200 Rth. find 60 Procent, bei Ein— 
fommen von 2—300 Rth. 58 Procent, bei Einfommen von 3—400 Rth. 
56 Procent, bei Einfommen von 4—500 Rth. 53 Procent von ber Be 
ftenerung in Abzug zu bringen u. ſ. w. Und jelbft noch von Einfommen 
über 3000 Rth. — mit welder Gränze die Progreffion aufhört — ſollen 
regelmäßig 9 Procent des Einfommend vorweg in Abzug gebradjt werden. 
Ausgeſchloſſen von allen dieſen Procentabzügen bleibt aber, nad $. 9 
der Ordnung: „Das Einfommen von dem Srundbefige und dem 
Gapitalvermögen“. Und daneben wird noch „den mit feften Gebalten 
angeftellten öffentlichen Beamten bezüglich ihres feiten Gehalts ein Abzug von 
20 Procent“ geftattet. 

In Meerane ferner beginnt das Regulativ für die Einführung eine 
Anlagefußes in der Stadt vom 31. Mat 1858 mit den Worten: 

„Der Fuß, nach welchem Gemeindeanlagen auszufchreiben find, ift ber 
der Abſchätzung nad) dem reinen Einkommen jedes Beitragspflichtigen in Ber: 
bindung mit einem Zuſchlage von dem in Grundftüden und 
werbenden Gapitalien fi darftellenden Vermögen.“ 


Und danach beftimmt 8 3: 


„Das Einkommen von Grundbeſitz und Capital-Ver— 
mögen wird voll in Anſatz gebracht, das Einkommen von Ge— 


Ber — 
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werben dagegen unterliegt einem Abzuge von 15 PBrocent, 
und das aus Dienftbeftallungen, wohin aud Penfionen zu 
rechnen find, einem Abzuge von 25 Procent“ u. f. w. 

Beftimmungen letterer Art über Einfommensabzüge bei Beamten find, 
wie ſchon früher gelegentlich bemerkt wurde, in den ſächſiſchen Städten jehr 
häufig. Aehnliche Beftimmungen aber, wie die erwähnten von Meerane, find 
noch fürzlih von Dr. Stolp in der deutfchen Gemeindezeitung (Nr. 12 bis 
14 des Jahrgangs 1874) für die preußiſchen Städte empfohlen. 

Endlidy ift befannt und oft beſprochen, daß bereits ähnliche Unter: 
ſcheidungen, wie die hier gedachten, in Ausficht genommen waren, z. B. in 
Preußen im Einfommenfteuerentwurf der Regierung von 1847, ſowie aud 
in demjenigen Gefetentwurfe, den im Jahre 1861 insbefondere Mitglieder 
der conjervativen Partei in Preußen im Herrenbaufe zur Abwendung der 
damals in Vorbereitung begriffenen Grund- und Gebäude- Steuerreform ein— 
bradıten, deögleihen in Sad ſen in den neueren Borichlägen durchgreifender 
Steuerreform von 1871—1872 x. Bon lesteren Vorſchlägen ift aud in 
der hier in Rede ftehenden Beziehung oben im erften Gapitel ſchon die Rede 
geweſen und id; nehme hierauf Bezug, indem ich nur noch bemerfe, daß gerade 
die auf dieje Entwürfe bezüglichen ftändiichen Commiljionsberichte und ein— 
geholten Gutachten der Jächfiichen Handelöfammern, Gewerbefammern ꝛc. ein 
ſehr reiches Material über die befte Einrichtyng der hier in Rede ftehenden 
Scheidung von fundirtem und unfundirtem Cinfommen und die überaus 
großen, jich hiebei ergebenden Schwierigkeiten enthalten #2). 

Schließlich befteht der vierte und, wie wir jehen werden — allen 
andern vorzuziehende Weg zur Erreihung des Zieles einer amgemefjenen 
höheren Belaftung desjenigen Einfommens, welches nicht oder nicht allein der 
perfönlihen Thätigkeit feinen Urjprung verdanft, in der Combination von 
Einfommens- und PVermögenzfteuern — welde Combination indejjen jehr 
verjchiedene Geftalt haben fann. 

: Die beiden verbreitetften Arten derfelben find folgende: 

Einmal nämlich wird hiebet die Einfommenfteuer etwa in derfelben Weife, 
wie eine nicht mit einer Vermögensſteuer in- Beziehung ftehende Einfommenfteuer 
erhoben: jo in Bremen, in Flensburg — zur Befriedigung communalen 
Bedarfs 83), ferner in Bafel und — mit gewiffer Beihränfung — aud im 
Canton Teſſin; und zwar in Bremen und Baſel auf Grund der oben 
fhon erwähnten Geſetze, in Flensburg — nad) einer gefälligen Mit: 
theilung des dortigen Magiſtrats — auf Grund älterer an verjchtedenen 
Orten zerftreut befindlicyen Beſtimmungen 8°), und endlich im Canton Teffin 
nach dem titolo X (tasse sull’industria e commercio — sulle professioni) 
der legge sul assertamento finanziario vom 10. Mat 1873. Dieſe tasse 
sull’industria ete. find übrigens im Grunde mehr eine Combination von Ge— 
werbe- und Bartial-Einfommenfteuern der in Deutjchland hergebrachten Art 8°), 
al3 eine generelle Einfommenfteuer. Und alle diefe Combinationen von Ber- 
-mögensfteuern mit andern Steuern haben noch — abgejehen von der mir 
nicht hinlänglich bekannten Flensburger — die Eigenthümlichkeit, daß bei 
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ihnen die Vermögenzfteuer mehr den Charakter einer außgerordentlidhen 
Abgabe hat. Sie wird in Bafel, Bremen und auch im Canton Teffin 8°) 
nicht ftetig jondern nur ſubſidiär bei bejonder8 hohem Bedarf der Staatd- 
caſſe erhoben. 

Handelt e3 fi) um eine dauernd dem Vermögen aufzuerlegende Laft, 
fo wird in den meiften Staaten, wo eine derartige Combination von Steuern, 
wie die hier in Rede ftehende ftattfindet, der andere der beiden oben ange 
deuteten Wege gewählt und ftatt der Einkommenftener — fo zu jagen — 
eine Erwerbſteuer 87) d. h. eine Steuer erhoben, der nicht der Genuß von Zinſen 
und Renten aus eigenem Vermögen, fondern vorzugsweife dasjenige Einkommen 
unterliegt, das mit irgend einer wirtbichaftlichen oder nicht wirthichaftlihen (3. B. 
amtlichen, geiftlichen ꝛc.) Thätigfeit der Steuerpflichtigen in Beziehung fteht. 
Jene Zinfen, Renten x. werden in ſolchem Falle eben nur der Ver— 
mögensfteuer unterworfen. Und dadurch ift wieder, damit nicht gewerb— 
lich angelegte Capital höher zur Steuer herangezogen werde, al3 ausge— 
liehenes, auf Leibrenten gegebene ꝛc. — weiter bedingt, daß auch den Ges 
werbetreibenden geftattet wird, von ihren der Einfommenfteuer zu unter 
werfenden Einfommen einen gewifjen Procentſatz desjenigen Betriebscapital3 
in Abzug zu bringen, weldes jchon der allgemeinen Vermögensſteuer unter- 
worfen wird. 

So ift 3. B. im Canton Zürid) die Vermögenzfteuer eine ganz all- 
gemeine. Es beftimmt darüber das Gefeß, betreffend die Vermögens— und 
Einfommenfteuer im Canton Züri) vom 2. März 1870, daß der Ber: 
mögenzfteuer ganz allgemein das „in und außer dem Canton befindliche 
Gut eines im Kanton wohnenden Bürger? oder Niedergelaffenen“ und 
außerdem auch das im Canton befindliche Grundeigenthum, fowie das im Canton 
verwaltete Bernögen Ausmwärtiger unterworfen ſei, und läßt hievon nur 
einige Ausnahmen zu Gunften von Staats- und Gemeindegütern zc., von 
Wittwen und Waiſen, fowie zur Vermeidung von abermaliger Beſteue— 
rung ſchon außerhalb des Cantons befteuerter Objecte zu. Bon der Ein- 
kommenſteuer ſoll Dagegen nad) $. 5 jenes Gefeges ganz allgemein aus= 
genommen fein: 

„Der jährlihe Ertrag an Zinfen, Renten, Leibgedingen, welcher 
auf ein al3 Bermögen zu verfteuerndes Capital ſich gründet.“ 

Und nah 8. 7 a. a. D. find ferner: 

„Bet Beredhnung von Einfommen, weldes von der Betreibung 
eines Gewerbes herrührt, höchſtens 5 vom Hundert des Betriebs— 
capital8, fowie die mit Gewinnung des Einkommens verbundenen 
Unkoſten — in Abzug zu bringen“. 

Aehnlich, nur etwas ſummariſcher. jo zu fagen beftimmt das St. Galler 
Steuer-Gefeg vom 26. April 1832 bezüglich der neben der Vermögensſteuer 
zu zahlenden Einfommenfteuer Folgendes: ’ 

„Steuerpflichtig ift: Dasjenige Einkommen, das nidt in 
der erften Abtheilung der Bermögensfteuer 9) als 
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Grund= oder Gelobeſitz betroffen wurde und Ergebniß 
einer Berufsthätigfeit ift ze. 

Diefer oder den ausführlicheren Züricher Beftimmungen ähnlich lauten 
auch die bezüglichen Borfchriften in Aargau, Thurgau, Zug, Luzern, 
Graubünden, Bajelland u. f. w. Und fo tft dieſe Art der Ver— 
bindung von Einkommens: und Vermögensſteuer jedenfall3 die am meiften 
verbreitete. Sie hat auch vor einer jolchen Verbindung, bei der fich die 
Einkommensſteuer nicht zur Erwerbfteuer in dem gedachten Sinne ge— 
ftaltet, den doppelten Vorzug: einmal, daß bei ihr die Eenfiten nicht bezüglich 
deſſelben Einfommens und deſſelben Ertragsobject3 zwiefacher Steuer unter- 
liegen, und zweiten und insbejondere, daß dort das Verhältnif der 
Steuer vom Arbeitöverdienft und der Steuer vom Bermögensobject der For— 
derung angemejjener Befteuerung entfprechender gejtaltet werden kann. 

Stellen wir aber, abgejehen von einer Scheidung letterer Art die vier 
hier behandelten Wege höherer Belaftung fundirten Einkommens einander im 
Allgemeinen gegenüber, fo wird vom erjten derjelben, der Beſchränkung auf 
eine VBermögenöfteuer, resp. auf eine mit einer Kopfabgabe zu verbindenden 
Vermögensſteuer in Deutjchland natürlic nicht die Rede fein fünnen. Der- 
artiges paßt im Allgemeinen nur für urfprünglichere Zuftände, bei denen ſich 
erhebliche Einkommen im Allgemeinen nur an Beſitz diefer oder jener Art 
anſchließt. Der zweite und dritte Weg haben manches Unterjcheidende, 
3. ®. daß auf dem zweiten der relativ niedrigeres Einfommen von feinem Ber- 
mögen ziehende landwirthſchaftliche Befiger — morauf hier noch zurückge— 
fommen werden wird? — höher befteuert wird, al3 der Inhaber eines in— 
duftriellen oder commerciellen Geſchäfts gleichen Ertrags, während bei dem 
dritten Modus der Befteuerung umgekehrt der Grundbefig günftiger fituirt 
ift, als ein induftrielles "Betriebscapital gleichen Werths u. |. w. Indeſſen 
im Allgemeinen haben jener zweite und dritte Weg höherer Belaftung fun= 
dirten Eintommens fo viel Gemeinfames, daß e3 hier genügen wird, fie 
zuſammen der zulett behandelten vierten Art der Steuergeftaltung entgegen- 
zuftellen. 

Thun wir dies, jo ergeben fi) für die lettere eine Reihe ganz ent= 
ſchiedener Vorzüge. 

Obwohl fie complicirter erfcheint: durch den Gebrauch von zwei Steuern, 
ftatt einer, durch die bei der Erwerbs- und Bermögensfteuercombinarion 
zu machenden Abzüge von fteuerpflichtigen Einkommen 3°) u. ſ. w.: fo läßt 
ſich doc) noch viel Wichtigeres zu ihren Gunften jagen: 

Am meiften in die Augen fpringt unter ihren Vorzügen die Möglichkeit, 
das Maaf der Vermögensbetheiligung bei dem Einfommen zur Berüd- 
fihtigung zu ziehen. Wenn 3. B. die ſächſiſche Regierung im Steuer: 
gelegentwurfe von 1871 vorfchlug, daß „Handel und Gewerbe” einerjeit3 
und „Lohnarbeit jeder Art” andererfeitS im Verhältniß von 12 zu 10 zur 
Steuer herangezogen werden follte, oder die italienische Regierung in dem 
erwähnten Entwurfe von 1864 Menteneinfommen im ganzen Betrage, dar 
gegen Gewerbseinfommen nur zu %,, und den Arbeitälohn nur zur d/, zu 
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befteuern empfahl: jo Liegt daS Bedenken jehr nahe, daß auch mancher Ge- 
werbtreibende faft nur feine Arbeitskraft einzufegen hat, gleich dem Lohn: 
arbeiter, während wieder andere Gewerbtreibende gleich dem Rentier ihr Ein- 
fommen vorzugsweife aus ihrem Capital ziehen, und daß es daher unbillig 
ift, 3. B. den fleinen Handwerker und den Danquier in der gedachten Weile 
in gleiche Linie zu ftellen. Befteuert man dagegen alles Einkommen ohne 
Rückſicht auf feine Quellen zu gleichen Sägen und daneben da3 Bermögen 
je nad feiner Größe noch befonders, fo findet jenes Bedenken, wie das 
auch Dr. Genjel wiederholt (z. B. im Gutachten p. 42 und in den ſäch— 
fiihen Commiffiongberichten) ausgeführt hat?®), feine Erledigung. Auch kann 
in diefer Weiſe natürlich der Verſchuldung de3 Steuerpflichtigen am Beten 
Rechnung getragen werben. 

Sodann wird ausſchließlich durch die Vermögensſteuer und nicht durd 
die Einkommenſteuern dasjenige Capital getroffen, das keinen Ertrag giebt, 
wohl aber ſolchen geben könnte. Wer als wohlhabender Mann bedeutende 
Theile feines Vermögens ungenutzt läßt oder zu Luxusanlagen (Parks, Wil- 
gärten, koſtbaren Sammlungen u. }. w.) verwendet, von denen er Genuf, 
aber nicht Einkommen hat — der ift an ſich nicht minder leiftungsfähig, 
al3 wenn er fein bezügliche8 Capital „arbeiten“ Tiefe. Und es iſt deshalb 
nur gerecht, daß er von diefem Gapitale auch Steuern entrichtet — welder 
Forderung, wie oben ſchon bemerkt wurde, die Einfommenfteuer an ſich (m 
Gegenſatz gegen mande Ertragsfteuer) nicht Rechnung trägt 9%). 

Auch wird — was mit Jenem in Zufammenhang fteht — durch die 
Berbindung von Einkommen: und VBermögensfteuer eine zu niedrige Be 
ftenerung mander Berufszweige 5. B. der Landwirthſchaft verhütet. 
Aus oft erörterten Gründen: wegen de3 zu eriwartenten Steigens der Grund» 
rente, ter Annehmlichfeit eigenen Befites, der mit diefem verbundenen Selbit- 
ftändigfeit, der daran fich knüpfenden Vorrechte u. ſ. w. ift die Rente eine 
in Grundbeſitz angelegten Capital3 im Allgemeinen eine viel geringere, al 
diejenige des gleih großen Capital3 in commerciellen oder induftriellen Ges 
werben. Und da der Landwirth im Allgemeinen feinen Beſitz veräußern 
und ſich dadurd eine höhere Rente des im Beſitze ſteckenden Capitals ver: 
Ihaffen fann?t): fo iſt e8 nur geredt, daß diefem Umftande auch durd 
eine Beſteuerung Rechnung getragen wird, welche nicht bloß das Ein 
fommen, ſondern eben aud) den Capitalwerth feines Befiges zur Berückſich— 
tigung zieht. 

So jagt, — allerdings in Verfolgung anderer Ziele, als der hier be 
fürworteten — der in diefen Dingen wohl erfahrne Geh. Rath Dr. Reuning 
(in Dresden) in feinem ſchon oben erwähnten Gutachten zur jächfifchen Steuer: 
reform: „Bei dem Grundbejige ift e8 eine allbefannte Sache, daß die Rente 
aus ſolchem mit der Entwidelung des Eulturftandes eines Volkes fällt, und 
daß diejelbe überall niedriger ift, al3 der landesübliche Zinsfuß. Man denkt 
in England, in Belgien ſchon lange nicht mehr daran, einen nur 3procentigen 
Ertrag aus dem Grundbefig zu verlangen, — — der Erwerb von Grund: 
befig muß zulegt eine minder rentirende Gapitalanlage werden, weldye man 
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für fiher eradtet und von weldem man fidh gewiſſe An— 
nehmlidhfeiten oder aud eine Nepräfentation des Ver— 
mögens verſpricht“ u.j.w.®?). Daraus entnimmt nun Reuning auf 
Grund de3 „Principe der Einfommenfteuer“ , daß eben der geringe Ertrag 
und nicht der größere Capitalwerth des Grundeigenthums bei der Beſteue— 
rung Berüdfihtigung finden müfje: „Sobald man das Princip der Ein- 
fommenfteuer gelten läßt — fagt er — handelt es ſich darum, feitzuftellen, 
was jeder Einzelne aus dem Grundbefig zieht, denn er foll fteuern 
nah dem, was er an wirflihem reinen Einfommen befigt, 
niht wa3 er an ſolchem beſitzen könnte“ ꝛc. Indeſſen ift das eben von 
dem bier feftgehaltenen Standpunkte der Beſteuerung nad) der Leiſtungs— 
fähigfeit nicht zuzugeben. Im Gegentheil auf Das, was Jemand an 
Einkommen ziehen fünnte, fommt e3 nad) den hier befürworteten Grund- 
fügen vorzugsmweife an. Und wenn e3 auch unbillig wäre, allein den Werth 
des Ertragsobject3 in Betracht zu ziehen infofern diefer zugleich abhängig ift 
vom Wechjel der Conjuncturen und von der Ausficht auf fünftige Erträge, 
die jeweilig die Steuerkraft des Eenfiten nicht erhöhen 9°); fo behält doch 

ade die Verbindung von Einkommen- und Berinögenäfteuer aud in 
der hier in Rede ftehenden Beziehung ihre großen Vorzüge. 

Weiter haben ſelbſt Gegner der Vermögensſteuer, wie z. B. Rau, 
zugegeben, daß das Vermögen ſich im Allgemeinen leichter feſtſtellen 
laſſe, als das Einfommen. Und das iſt in der That ein ſehr weſentlicher 
Punkt. Das Vermögen ift nehmlich in viel höherem Grade ein feftjtehendes 
Object, und fein Betrag wird auch aufer zu Steuerzweden viel allgemeiner 
ermittelt, insbefondere geben erfahrungsmäßig die Brandverficherungs-Catafter 
einen ſehr geeigneten Anhalt zur Vermögensfeftftellung, welcher bei den Ein— 
fommensermittelungen fehlt. Ferner werden auch die Vermögens— 
ſchätzungen einerſeits und die zur Erhebung von Beiträgen erforderlichen 
Ertragsfteuer-Schägungen insbejondere innerhalb der Ländlichen Gemeinden 
andrerjeit3 fich viel mehr gegenfeitig zu unterftügen vermögen, als Ertrags— 
und Einkommen fteuer-Einfhätungen. Die Grundfteuer von Liegenfchaften 
und Gebäuden jteht eben der VBermögensfteuer, wie ſchon oben bemerkt ift, 
jehr viel näher al3 der Einfommenfteuer. 

Insbeſondere aber find der Verbindung von Vermögens- und Ein⸗ 
tommenſteuer ſchließlich noch folgende drei ſehr erhebliche Vorzüge nach— 
zurühmen: erſtens der, daß ſie eine Ungerechtigkeit auszugleichen ver— 
mag, die mit der für ſich allein daſtehenden Einkommenſteuer deshalb 
verbunden iſt, weil in einigen Gewerbszweigen das Einkommen ſehr großen 
Schwankungen und resp. Verluſten unterworfen iſt. Zwei Kaufleute, von 
denen der eine ſich in ſehr gewagte Geſchäfte einläßt, in manchen Jahren 
großartige Gewinne, in andern große Verluſte hat, während der andere, bor= 
ſichtig zu Werke gehend, jährlich ſeinen ſtetig wiederkehrenden mäßigen Gewinn 
einheunft, fünnen ım Durchſchnitt längerer Perioden mit demfelben 
Erfolge gewirtbichaftet, gleich große Vermögen erworben, gleich große Ein- 
fünfte überhaupt gehabt haben. Und diefer Fall wird z. B. in großen 
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Handelsftädten nicht felten eintreten. Aber wie fteht e8 mit ihrer Steuer? 
ft diefe auch im Durchfchnitt der Jahre gleich groß geweſen? Mit nichten, 
d. h. mit nichten dann, wenn ſich die bezüglihe Steuer — mochte fie nun 
Gewerbefteuer oder Einfommenfteuer heigen — lediglih an die Größe des 
erzielten Einfommens anſchloß. Denn in guten Jahren zahlte der Speculant 
enorme Steuerbeträge, in Ichlechten Jahren zahlte er zwar weniger, als jein 
vorfichtiger Gewerbögenoffe. Aber da es ihm nicht oder doch nur innerhalb 
jehr enger, vom Geſetz geftellter Gränzen verftattet war, feine Verluſte bei 
den Einnahmen guter Jahre in Abrechnung zu bringen 94), fo unterftehen von 
jeinem Gefammteinfommen der Steuer doc jchlieglich jehr viel bedeutendere 
Beträge, als dies bei dem Einfommen jene anderen der Fall if. Das aber 
wird wieder — zum Theile wenigſtens — ausgeglichen und gut gemadit 
durch eine Steuereinrichtung, welche nicht allein das periodifch wechjelnde, bald 
hohe, bald miedrige Einkommen, fondern eben auch das Refultat defjelben: 
das weniger wechjelnde Vermögen jelbft zur Berüdfichtigung zieht. 

Ferner ift nur bei folder Verbindung das Moment der Fundirung des 
Einkommens aud bei der Stenerprogreffion in entfprechender Weile in 
Anfhlag zu bringen. Aus den für die Steuerprogreffion überhaupt 
angeführten Gründen folgt: daß bei fundirtem Einfommen dieſe Pro: 
greffion ftärfer fein müßte, al3 3. B. bei Einkommen aus Arbeit. Die 
Durchführung diefer Forderung aber ift am leichteften bei jener Combinatton, 
da eben nur in ihr — mie fchon bemerkt wurde — das Maaf ter Fun 
dirung zum Ausdrude kommt 9). 

Und aus dem gleichen Grunde erfcheint e8 mir ſchließlich auch nur bei 
jener Gombination möglid), dem Einwande zu begegnen, der al3 der erheb- 
lichſte der ganzen Untericheidung von fundirtem und unfundirtem Einfommen — 
mag ſolche nun in diefer oder jener Weife durchgeführt werden, entgegenges 
fett werden kann, dem Einwande nämlid, daß es an jedem Maaße für das 
Berhältnig gebrehe, in dem man fundirte® Einkommen höher belafte, als 
anderes. Indeſſen kann diefem wichtigen Gegenftande bier nicht mehr 
näher getreten werden. Dazu gebricht e3 dem Verfaſſer, wenn diefe Arbeit 
dem ihr gefetten Zwede nur eintgermaaßen genügen und nicht vollftändig ver- 
jpäten ſoll, an Zeit und an Kraft. Mit kurz hingeworfenen Behauptungen, 
die nicht zugleich gegen zu erwartende Einwendungen vertheidiat werden, ift 
diefen ſchwierigen Dingen gegenüber nichts gethan. Und ich begnüge mich 
alſo hier mit dem Hinweiſe darauf, daß offenbar, wenn die Forderung höherer 
Belaſtung fundirten Einkommens, überhaupt richtig iſt, ſich unter allen Um—⸗ 
ſtänden in der Idee wenigſtens auch das Maaß finden laſſen muß, in 
dem ſie richtig iſt, und daß bei dem Suchen nach dieſem Maaße entſprechend 
den oben vertheidigten Grundſätzen der Gedanke wird entſcheidend ſein müſſen: 
nicht: was gewinnen die Cenſiten thatfächlich aus ihrem Capital und Ver— 
mögen resp. was könnten fie daraus ziehen an landesüblichen Zinfen, 
fondern: was fünnten fie überhaupt daraus ziehen, jo weit nicht von 
unferer Rechtsanſchaung gebilligte und demgemäß im Geſetze vorzuſehende 
Rückſichten auf die Familie oder andere Angehörige eine ri in 
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der vollftändigen Ausnugung ihres Vermögens für fich jelber erheifchen. 
Auf diefem Wege fortgehend würde man mit rationeller Ausbildung der Ver— 
mögenäfteuer zugleich, wenn nicht zu vollftändiger Befeitigung der Erbſchaftsſteuer, 
fo doch zu einer Beſchränkung des Gebietes der letzteren gelangen, welche fie 
von dem ihr jett anhaftenden Mangel der Principlofigfeit befreite. Das 
praktiſche Bedenken aber, daß jenes Maaß der möglichen Vermögensnutzung 
fi) nicht anders -Feftftellen Tiefe, als mit Hinzunahme des Alters des Steuer- 
pflichtigen und daß dieſes lettere zu finden, und in entjprechender Weiſe zu 
nugen, der Steuerbehörde neue, ſchwer zu bewältigende Aufgaben ftellen 
bieße — dieſes Bedenken würde fi) m. D. durch geeignete Clafjeneintheilung 
und Claſſentafeln überwinden laſſen. — 

Uebrigend wäre natürlich auch nicht jedes Einfommen, das nicht mit 
Bermögen in Beziehung fteht, im gleicher Weife zu befteuern. Vielmehr 
müßte — wie ſchon bemerkt wurde, bei demjenigen Einfommen, mit welchem 
zugleih ein Betrag für Erhaltung de3 Arbeitenden im Alter verbunden ift 
resp. verbunden fein follte — diefer Betrag in entfprechender Höhe von der 
Befteuerung ausgefchteden werden, oder e8 müßten umgekehrt Einfommen mit 
Auzfiht auf Penfion, wie 3. B. Beamtengehälter, unter Berückſichtigung 
diefes Umftandes zu Ungunften des Einzufhägenden, entiprechend höher ein- 
gejchätst werben, wofür übrigens auch Beifpiele bereit3 vorliegen. — 

Zum Schluſſe fei, zugleich zur Charakterifirung der Gründlichfeit, mit 
der man den hier in Rede ftehenden Gegenftand früher zu behandeln beliebte, 
no) einiger Einwendungen gedacht, die man gegen die gefürdhtete Ver— 
mögensſteuer vorgebradht hat: 

Murhard in feiner „Theorie und Politit der Beſteuerung,“ (Göt- 
fingen 1834. ©. 209) fagt: „Wer würde noch ein Vermögen befigen, wenn 
dafjelbe jährlich durch eine Vermögensſteuer zur Dedung des Staat3bedarfs 
betroffen würde?“, und jelbft ein jo verftänviger und auf andern Gebieten 
des Wiſſens hoch verdienter Mann, wie Kot bemerkte nody in der zweiten 
Auflage ſeines Handbuchs der Staatswirthichaftslehre (Erlangen 1838. 
Band III. p. 349): 

„Eine Vermögensſteuer jcheint feinen andern Zwed zu haben, al den, 
durch principlojes Nehmen die Reihen ärmer und am Ende 
Alle arm zu madhen Auch kann fie wirtlid am Ende zu 
niht3 weiter hin führen, als zu einer allgemeinen Ber: 
armung aller Abgabenpflichtigen.“ 

Noch neuerdings fteht Mar Wirth in den „Grundzügen der National- 
Bconomie,” (Eöln 1859, Bd. I. ©. 365) nicht an zu behaupten: „ES 
bedarf faum der Erwähnung, daß eine folche Steuer in einem mohlgeordneten 
Staate nicht erhoben werden darf; denn fie tft, um die Sade beim 
tehten Namen zu nennen, nichts als Raub.“ (!!) und weiter: 
„Indem diefe Steuer das Capital, den Erwerbsſtamm des Volkes angreift, 
ſchmälert fie die Hilfsmittel der Production; fie raubt den Unterthanen einen 
Theil der Werkzeuge, mit denen fie ihr Brod verdienen und die Mittel 
berbeifchaffen follen, um die Staat3laften zu tragen.“ 96) 
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Wenn auf alles Das einfah erwidert wird, daß eine nad) dem Ber: 
mögen bemejjene Steuer noch feineswegs dem Vermögenzftode entnommen zu 
werden braucht, jo ift diefen Einwendungen wohl Genüge gethan, 

Andere, erheblicher ericheinende Einwände, wie 3. B. der, daf die Ver: 
mögensſteuer die perjönliche Arbeitskraft unbefteuert laffe, daß fie nicht den 
Ertrag, fondern den Werth der VBermögensobjecte zu ihrer Grimdlage nehme, 
daß fie ſogar ertraglofe Vermögensobjecte belafte u. j. w. — fie mwiederlegen 
fih m. D., wenn eimerjeit3 der Grundfag der Beſteuerung nad) der Yeiftungs- 
fähigkeit feſt in's Auge gefaßt und andrerjeit3 auch erwogen wird, daß es ein 
Anderes ift, die Vermögensftener al3 einzige Abgabe zu empfehlen, ein An- 
dere, fie als geeignet zur Ergänzung anderer Steuern hinzuftellen. 





Schluß. 


Im Vorhergehenden glaube ich meine Stellung gegenüber den Fragen 
1 und 2 desjenigen Frageſchemas, das in Sachen der Perſonalbeſteuerung im 
Jahre 1873 vom Ausichuffe der Eifenaher Berfammlung aufgeftellt war, 
hinreichend gefennzeichnet zu haben. 97) 


Gedenke ih nun zum Scluffe nody der Fragen 3 und 4 jener Auf: 
ftellung und berühre furz, wie ich ihnen gegenüber ftehe 8), fo lautet die 
Frage 3 fo: 

„In welcher Weije ift die Durdhführung einer dem 
Geſetze entjprehenden geredten Einfhägung zu be= 
wirken? iſt hiebei namentlich die Selbfteinfhäßung 
zu Grunde zu legen? durch welche Organe ift fie zu 
controlliren? und wie tft eine ın allen Theilen des 
Staats gleihmäßige Veranlagung jidher zu ftellen?* 


Hierauf habe ich zu erwidern, daß — eine gleihmäßige Beran- 
lagung der perfonalen Steuern vom Einkommen und Vermögen ficher zu 
ftellen jchon in ganz Fleinen Staaten, auch bei relativ großem Gemeingeifte 
und guter Organifation des Einfhätungsverfahrens ein Ding der Unmöglich— 
feit ift. Man giebt fi) darüber auch 3. B. in der Schweiz, wo man ja 
bezüglich der Einfommen- und Bermögensfteuern reihe Erfahrungen bat, 
feinen Illuſionen hin. Auch dort ift, wie man zuverläfjig weiß, die Steuer: 
veranlagung eine jehr ungleihmäßige. Und ich fünnte insbefondere z. B. aus 
dem Ganton Zürich fchlagende Belege hierüber und über den ſehr großen 
Umfang nahgemwiefener Steuerentziehungen beibringen. In größeren 
Staaten find die Schwierigkeiten natürlich noch größer, und fie nehmen zu, 
je geringer die Theilnahme der Bevölkerung an der Verwaltung ift, je 
weniger fi) der Gemeingeift entwidelt hat und je weniger die Ein- 
nahmen Ausgaben dienen, von deren Nützlichkeit die Allgemeinheit über 
zeugt if. Es ift aljo eine jehr gefährlihe Täufhung, anzunehmen, daß 
in jenen perfonalen Steuern das Ideal aller Abgaben enthalten und fo viel 
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als möglich darauf hinzuarbeiten fei, durch Beſeitigung anderer, insbefondere 
der indirecten Abgaben daS Gebiet jener Steuern zu erweitern, bis fie 
ſchließlich die alleinigen Steuern in Staat und Gemeinde geworden find. 
Insbeſondere in großen Staaten ift m. D. vor ſolchen Täuſchungen auf das 
ernftlichfte zu warnen. So weit aber Einfommen- und Vermögensſteuern 
zur Ergänzung anderer Abgaben beftehen, muß der jehr großen, ſchwer zu 
betämpfenden Gefahr der Steuerdefraudation auch mit energijchen Mitteln zu 
Leibe gegangen werden. Mit Glaceehandichuhen ift auf diefem Felde nichts 
gethan. E3 bedarf — abgejehen von der Behandlung ganz Kleiner Ein- 
fommen, die fich, wie ſchon berührt ift, am fich ſehr viel ſchwerer der Con— 
trolle entzieher, als größere — der obligatoriichen Celbfteinihägung, der 
Derhängung ſehr ftrenger Strafen in Geld und resp. am Leibe bei unrich— 
tiger Declaration, der Verfolgung verwirkter Geldſtrafen auch gegen die 
Erben, der Controlle der Declarationen durch die Ergebniffe der Erbesthei— 
lungen, der BVeröffentlihung der Namen Aller, die falſch declarirt haben 
u. |. w., zugleich aber auch einer Drganifation der Einſchätzungsbehörden, 
wie fie für die preufifchen DVerhältniffe 3. B. von Kries a. a. O. ſchon 
vor Jahrzehnten empfohlen wurde, insbejondere alſo der Befeitigung der z. B. 
nod heute in Preußen beftehenden Einrichtung, wonad) die Leitung der Steuer: 
einihägung in den Händen derjenigen Beamten ift, ‚die wetteifern follen, ihren 
Bezirk zu ſchützen und zu pflegen. 

Diefe Anfichten zu begründen, näher auf fie einzugehen und die große 
Maffe der für und wider fie geltend zu machenden zum Theil jehr erheb- 
lichen Momente abzumägen, muß ih mir vorbehalten. Xc habe hier 
nur meine Anficht über,diefe Dinge ganz kurz hinftellen wollen. Ein folgen- 
der zweiter ‘Theil, in dem ich zugleich das über die preußischen und ſächſiſchen 
ne mir vorliegende Material zu verarbeiten gedenfe, wird das Weitere 
ringen. 


Die Frage 4 am gedachten Orte endlich lautet: 

„Welche indirecten Steuern müjfen und fünnen 
einer ſolchen jhärferen Heranziehung der perfön= 
lichen Leiftungsfähigfeit der Bürger gegenüber und 
in Anbetradt ihrer wirthſchaftlichen Schädlidkeit 
gleichzeitig bejeitigt werden? 

Darauf eriwiedere ich, daß in Deutſchland — und von Deutfchland ift 
doh hier nur die Rede — m. D. viel mehr das Bedürfniß einer Steige- 
rung, al3 einer Minderung der |. g. indirecten Steuern vorliegt. Ob ein- 
jene Eleinere diefer Steuern bejeitigt werden fünnten, darüber traue ic) 
mir überhaupt fein Urtheil zu. Was aber die beftehenden größeren in— 
divecten Abgaben betrifft, jo wiirde ich mir die Aufhebung feiner einzigen 
derfelben zu empfehlen geftatten 9%). Der jetzt beftehende Zuftand, daß das 
deutfche Neich einen ſehr bedeutenden Theil feiner Ausgaben durch Berthei- 
lung derfelben auf die einzelnen Staaten nad) der Größe ihrer Bevölkerung 
derfen muß, ift, wie wohl allgemein zugegeben wird, ein jehr unvollfommener, 
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auf die Dauer nicht haltbarer. An die Einführung von Reichs-Ertrags— 
Steuern, wie etwa einer Reichsgrund- oder Reichsgebäudeſteuer denkt heute wohl 
Niemand. Und auch das noch Hin umd wieder befürwortete Project einer 
Reihsgemwerbefteuer erjcheint mir nad) Demjenigen, was oben über die ſ. g. 
Ertragsfteuern überhaupt und insbejondere audy über die Gemerbefteuer aus— 
zuführen verfucht ift, wenig empfehlenswert. Es bleibt aljo nur zweierlei: 
entweder die Ausbildung der indirecten Steuern, oder die Einführung einer 
Reihseinfommenfteuer. Und von diefen beiden Wegen wäre der 
legtere zur Beit m. D. fehr bedenklich. 

Bei der Größe des Reichsgebiets, der verjchtedenen Geftaltung feiner 
Berfaffung und Verwaltung, der verjchiedenen Gewöhnung der Bevölkerung 
an ein Mitwirken in öffentlihen Dingen und der geringen Verbreitung end- 
lich, die insbefondere im Süden des Neih8 Staat3= und Gemeinde-Ein 
foınmenfteuern bisher gehabt haben — würde für die Reichgeinfommenfteuer 
die Gefahr ungleihmäßiger Veranlagung eine bejonder8 große fein. Ihre 
Beranlagung den Landesbehörden zu überlafjen, würde dieje Gefahr nod) er: 
heblich fteigern heißen. Und Reichsbehörden zu diefem Behufe einzuführen 
und fie mit der zu ihrem Amt erforderlichen Machtbefugniß innerhalb der 
einzelnen Staaten auszuftatten — das würde einerjeit3 ein fo erheblicher 
Schritt in der Beeinträchtigung der Souveränetät der Einzelſtaaten und der 
Hinüberführung des Reichs zum Einheitsſtaat fein, daß auf den energiſchſten 
Miderftand der Gegner folder Entwidelung zu vechnen wäre. Andrerſeits um 
in3befondere aber würde gerade eine von Reichsbeamten ftrenge und unnad- 
fichtig durchgeführte Einfommenfteuer dem Neiche Feinde und Gegner aller 
Drten erweden. Und gerade Diejenigen, die eine Befeftigung des Reichs im 
Innern und ein immer engered einträchtiges Bufammentciließen aller jeiner 
Theile in Nord und Süd, Oft und Weſt erjehnen und erftreben — gerade 
fie follten m. D. doppelt vorfidhtig fein, daß fie nicht eine Maafregel em⸗ 
pfählen, die zu den anderen Reichsfeinden täglich und ftündlich neue ermwede, 
durch jene Taufende und aber Taufende mißliebiger Steuerzettel, Mahnungen, 
Erecutionen, abweifender Beſcheide u. f. w., deren ftete Wiederkehr bei Durd- 
führung einer Reich3einfommenfteuer unvermeidlich wäre. | 

Es werden alfo in Deutſchland zu Gunften des Reichs m. D. insbe: 
fondere Diejenigen Steuern weiter auszubilden fein, die hier im Verhältniß 
zu den Einrichtungen der großen Nachbarftaaten in der That nur eine ſehr 
untergeordnete Rolle bisher gejpielt haben: die indirecten Steuern. Diele 
werben nicht nur — wie oben fchon ausgeführt wurde — von der Bevölfe 
rung, namentlid; von den unteren Claſſen ſehr viel leichter getragen, als zu 
beftimmter Zeit fällige directe Abgaben, fondern fie haben zugleich auf 
den großen Borzug gejegliher Beftimmtheit und eignen fich unter dieſem 
Gefihtspunfte vorzugsweile für große Staaten, deren günftiges Verhältniß 
zwifchen Fläche und Gränzlänge zugleich die Koften und Beſchwerden ber 
Zollerhebung und Zollcontrolfe verringert. Neben den Zöllen dürften in 
Deutſchland insbefondere die Getränfeftenern weiter auszubilden fein. Aber 
jelbft derartige an den Verkehr ſich anlehnende resp. dieſem Yäftig fallende 
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Abgaben, wie die Einführung von Eijenbahnbilletabgaben, die Erhöhung ber 
Bojtportofäge 2c. würden eben wegen ‚ihrer gejeglichen Beſtimmtheit der Ein— 
führung einer Reichseinkommenſteuer in Deutjchland m. D. ebenjo vorzuziehen 
fein, wie man das Gleiche in Frankreich gethan hat, von welchem Lande überhaupt — 
was die Ausbildung ber indirecten Steuern betrifft — bei uns Mandes zu 
lernen wäre. Es ift geradezu erftaunlid) und nicht allein durch die größere 
Vohlhabenheit der Bevölkerung zu erklären, wie große Summen man dort durd) 
geichiefte Auferlegung indirecter Steuern — allem Anſcheine nad ohne jehr 
enpfindlihen Drud — aufzubringen vermag. Und unwillturlich wird man 
durch dieſe Verhältniſſe an das beachtenswerthe Wort erinnert, das im 
preußiſchen Abgeordneten hauſe bei Gelegenheit der Verhandlung über die Auf— 
hebung der Mahl: und Schlachtſteuer der Abgeordnete —— 
einſt ausſprach: Die indirecten Steuern find eine Laſt, aber fie find — 
ſchidt auferlegt? — eine Laft ähnlich derjenigen der Luftfäule, die von * 
Wiege bis zur Bahre jeden Menſchen begleitet, die er trägt, aber nicht 
empfindet. 

Wenn man bei Aufhebung aller Steuern nach alter Regel ſehr be— 
hutſam ſein ſoll, ſo gilt dies bei unſeren gegenwärtigen Verhaltnifſen m. D. 
von den indirecten Abgaben ganz beſonders. 


Schriften VIII, — Progr, Eintommeniteuer, 13 
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Zufäße und @nellennadweile. 


aagare 


I. Zuſütze und Quellennachweiſe zum erften Capitel. 


1) Bergl. Baczko: Preußiſche Geſchichte, Bd. VI p. 264. 

2) von Meiern: Regenfp. ———— Theil I p. 429. 
Vergl. Earl Heinrich Yang: hiſtoriſche Entwidelung der teutjchen Steuer: 
verfaffungen 1793, p. 206. 

3) Theil III. 3. 8. 8 p. 339 und 348 der Frankfurter Ausgabe 
von 1660. 

4) Bezüglicd) der an diefes Citat fich knüpfenden Frage, wie weit denn 
die hier erwähnten Schofe den Steuern im neueren Sinne dieſes Wort3 
zusuzählen find, möchte ich auf zwei m. D. zu wenig gewürdigte, 
felten citirte Schriften verweifen, die diefe Frage jehr gründlicd behandeln: 
Öräfer, die Steuernatur des Geſchoßes, Eisleben 1853, und Ortloff, 
SJahrrente und Geſchoß nebft Mittheilungen über den Schoß in Lübel und 
Dremen u. |. w. (Archiv ſtaatswiſſenſchaftl. Abhandlungen Theil I Heft 2). 
Lübeck 1863. 

4a) p. 233. Lang klagt die „immer wiederkehrenden Parorysmen 
de3 Krieges‘ der Schuld an, daß es auf diefem Gebiete „noch nie zu einer 
völligen Geneſung (!) hat gelangen mögen‘. 

5) Hiebei ift natürlich) von den ftädlifchen Gemeinwefen immer abzu= 
ſehen. Wie in diefen der Begriff der öffentlichen Thätigfeit umd 
der öffentlihen Gewalt zuerft zum Durchbruch fam, fo auch der Ge— 
danfe der öffentlihen Abgaben, der Steuern. 

6) An jene früheren Berhältniffe erinnern noch heute folche Beftim- 
mungen, wie die des Luzerner Geſetzes vom 18. Herbitmonat 1867, 
wonah „für die ordentliche Staat3verwaltung Feine Staat3fteuer bezogen 
werden‘ darf ($. 7). (Vergl. auch Anmerkung 76 zu Gapitel IV bier.) In 
ähnlicher Weife ftehen in Schweden faft fämmtlihe Steuern (nämlich alle 
außer der hergebraditen „Grundſteuer“ und dem Kopfgeld) im Etat noch 
regelmäßig unter den „außerordentlihen Einnahmen‘, n Würtemberg 
beißt der von den Gemeinden durh Steuern zu dedende Betrag: „Commun— 
ſchaden“ x. Die hier und im Folgenden in Bezug genommenen jhweizerifchen 
Geſetze verdanfe ich der großen Gefälligfeit der ſchweizeriſchen Regierungen, 
für die ich hier meinen fehr verbindlichen Dank fage. Vergl. aud) p. 234 
Ann. 76. 

6a) Bergl. die fehr beachtenswerthen Commiffionsberihte aus der 
Feder dieſes Referenten (Pandtagsmittheilungen ꝛc. vom 30. November 1872 
p- 3268 ff. und Bericht der auferordentlichen Deputation der 2. Kammer 


198 Zum erften Capitel. 


für die Steuerreformfrage über das Kgl. Decret vom 8. Februar 1874 ıc., 
eingegangen den 2. Mat 1874, p. 457 ff. der Berichte der II. Kammer 
Bd. 1). Beachtensmwerthe Mittheilungen über. den Stand der Dinge und ihre 
frühere Entwidelung giebt audh) Konrad (Jahrbücher für Nationalöfonomie 
und Statifti. 1871. Bd. D) und Held (Einfommenfteuer, 1872, p. 266 
ff). Ausführlichere8 wird der Jahrg. 1874 von Hirth’3 Annalen aus 
der Feder von Genjel felbft bringen. Für die ältere Zeit find befonders 
beachtenswerth Engel's Darftellungen des Steuerwejend in Sachſen im 
Sahrg. 1858 der Zeitichrift des k. jächf. ftatift. Büreaus. 

7) Die auf Grund der neuen Catafter zuerft für die Jahre 1844 und 
1845 ausgefchriebene Grundfteuerfumme von 1,459,370 Thlen. war zwar im 
Ganzen ca. 165,000 Thlr. höher, als z. B. die 1839 erhobene Steuer geweſen 
war. Aber jener Betrag enthielt zugleich die von den früher fteuerfreien 
Grundſtücken erhobenen Abgaben. Werden diefe ausgeſchloſſen, jo war jene 
Summe fogar etwas niedriger, als der Betrag von 1839. Dazu gab die 
damal3 eingeführte Gewerbe= und Perfonalfteuer eine neu hinzutretende Ein— 
nahme von ca. 400,000 Thlen. Das fchten zu genügen. An weitere Aus- 
gleihung der Abgaben von Stadt und Yand wurde kaum gedadht. 

7a) d.h. No Groſchen nad ſächſiſchem Gelde. Zu dem Folgenden 
vergl. außer den genannten Berichten und den Motiven dev Gejegentwürfe 
vom Juli 1871 (im Buchhandel: Dresden 1872) und 1872 (Mittheilungen 
über die Verhandlungen des Yandtags. II. Kammer. Nr. 91 vom 30. 
November 1872 p. 3246 ff.) auch die fehr reiches Material bietenden Gut— 
achten der von dem k. ſächſ. Finanz-Miniſterium einberufenen Commiſſion 
zur Reviſion der Geſetzgebung über die directen Steuern (Dresden 1869) 
und die beiden Schriften von J. Kretzſchmar (die dir. Steuern in Sachſen. 
Dresden 1869) und Schulze-Hausdorf (das Buch von der ſächſ. Grund— 
ſteuer, 3 Hefte. Dresden 1870). 

8) Die in Bezug genommenen Handelskammerberichte verdanke ich der 
Gefälligkeit der betreffenden Handelskammern, für die ich meinen beſten Dank 
bier ſage. Ebenfalls danke ih Herrn Dr. Genſel für mancherlei mit 
zuborfommendfter Bereitwilligkeit in dieſer Sache mir verſchafftes Material. 

8a) Knapp: Ertragsftener oder Einfommenftener. Vortrag über die 
Steuerform in Sachſen. 1872. 

9) Vergl. darüber aucd die recht beachtenswerthe Echrift von Reu— 
ning: die Geſchäftsanweiſung zur Ausführung von Probeihägungen u. |. w. 
1871. 


9a) Tübinger Zeitichrift, Jahrg. 1873. 

10) Bon Pfeiffer vergl. namentlich den trefflichen, materialreihen 
Commiffionsbericht über Titel IV (Gewerbecatafter) Art. 85 — 100, dazu 
aud das Schriften: „Ueber den Entwurf eines neuen Steuergeſetzes“, 
Stuttgart 1870. 

10a) Bergl. Schü: Handbuch der Steuergefeßgebung Würtembergs. 
1835. p. 145. Den Namen des Verfaſſers entnehme ih Hoffmann: 
das würtembergiſche Finanzrecht, Bd. I (1857) p. 19. 
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11) Vergl. darüber auch Judeich: die Rentenſteuer im Königreich 
Sachſen, Dresden 1857, und über die im Folgenden dargelegten würtem— 
bergiſchen Verhältniſſe außer den genannten aud die Darftellung von Riede 
im Sahrgange 1861 der wiürtemb. Jahrbücher („Statift. Mittheilungen 
über die wiürtemb. Finanzen‘) p. 230 ff. im Abſchnitt: Directe Steuern, 
desgl. a. a. D. auch Jahrgang 1868 den Aufjag von Gamerer: 
„Directe Staatsfteuern und Amts- und Gemeindeanlagen in Wirtemberg‘ 
p. 313 fi. 

12) Bergl. darüber auch die Motive de3 Entwurf3 vom 7. Dec. 1868, 
die ſechs Berichte der Steuergefegcommiffion der Kammer der Abgeordneten 
von 1872 und Schütz a. a. DO. p. 131 ff. 

12a) Abgejehen von der Botentfleuer, die bekanntlich nicht Repartitions- 
fteuer ift. 

13) Bericht der Steuergefetcommifjion vom Februar 1872, Allgem. 
Til p. 2. 

14) von Reden, Finanzftatiftif, Bd. I p. 201. 

15) Riede a. a. O. p. 235. 

16) Bericht ꝛc. p. 3. 

17) Nach den — für das Grundcataſter genannten Quellen (Anm. 
13 — 15). 

18) Riede a. a. ©. p. 236, vergl. u Schütz a. a. O. p. 


19) Der erwähnte Bericht bezieht fi) auf das Jahr 1823, in welchem 
angeblich im &ewerbecatafter nur 289,750 fl. verzeichnet waren. Dazu trat 
damal3 aber nod) der Betrag der jpäter befeitigten Patentacctfe von 118,000 fl., 
jo daß Diefes Jahr mit der fpäteren Zeit nicht zu vergleichen tft. Die im 
Zert angegebenen Zahlen find für die Jahre 1826 und 1846 von 
Reden a. a. O., für 1871 dem Berichte der Steuergejet = Commiljion 
entnommen. 

20) Der Bericht weift nad), daß „vollends feit dem Jahre 1835 eine 
Einfhägung der Gewerbe für das ganze Yand gar nicht mehr ſtattge⸗ 
funden“, und „die ſeither eingetretenen geradenwegs enormen Aenderungen“ 
nur durch locale Commiſſionen in den Gemeinden nachgetragen ſeien — eine 
Behandlungsweiſe, welche, wie es weiter heißt — jede auch nur annähernde 
relative Gleichheit in Bezug auf die übrigen Steuerquellen und die örtlichen 
Gewerbecataſter ſchlechthin unmöglich mache, ſo daß es z. B. vorkomme, daß 
eine Gaſtwirthſchaft mit jährlich zu entrichtendem Umgeld (von Wein und 
Obſtmoſt) von 80 fl. einmal mit 1%/, fl, an anderem Orte mit 15 ft. 
Steueranfag im Gewerbecataſter ftehe, einem Steueranfag von 10 fl. ein= 
3 ein Umgeld von 79 fl., dann wieder ein ſolcher von 566 fl. entſpreche 
u. ſ. w. 
21) Und auch das nur bis herab zu den auf die Gemeinden repartir- 
ten Summen. 

21a) Bergl. die ausführliche Darftellung in den Motiven des Gejets- 
entwurfe® vom 7. December 1868 und bei Schüß a. a. D., auferdem 
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auh Maier: das neue Grund=, Gebäude und Gewerbefteuergefeg f. d. 
Königreich Wiürtemberg, Stuttgart 1873, ım Vorwort. 

22) Bericht der Seuergejegcommifjion p. 2 (Allgem. Theil). 

23) Die Reform fchwebte dort freilich ſchon ſeit 1868, alfo etwa eben 
jo lange, wie in Sachſen. In Folge der Auflöfung der Ständeverfammlung 
und aus anderen Gründen war fie aber mehrfady und zum Theil auf längere 
Zeit ausgeſetzt geweſen. Weber das Geſetz von 1873 vergl. außer Mater 
a. a. D. aud Müller: die Lehre von den directen Steuern mit bejonderer 
Rückſicht auf die deutfche, namentlich die preußiſche und würtembergiiche Geſetz— 
gebung, Stuttgart 1873. Müller unternimmt es, das Gefet zu rechtfertigen, 
doc) erfreut er ſich m. D. hierin nicht fehr großer Erfolge. 

24) Bergl. p. 28 ff. der Motive von 1868. 

25) Mater a. a. O. p. 74. 

26) In derſelben Weiſe hat ſich auch Helferih a. a. O. neuer: 
dings ausgeſprochen, desgl. Maier (Reviſor des k. Steuercollegiums zu 
Stuttgart), in dem ſchon oben genannten Werke: das neue Grund-, Gebäude— 
und Gewerbeſteuergeſetz vom 28. April 1873. Stuttgart 1873. 

26a) Für das neue Geſetz resp. den urjprünglichen Entwurf defjelben 
bat fi) außer Müller a. a. D. aud die beachtenswerthere Schrift von 
C. 9. 2. Hoffmann: Beitrag zur Würdigung des von dem k. würtb. 
Finanz = Weinifterium eingebrachten Gefegentwurf3 zc. (Tübingen 1869) aus: 
geſprochen. 

27) Vergl. Kleinwächter: Oeſterreichs Grundſteuergeſetzgebung. 
(in Hildebrand's Jahrb. für Nationalökonomie und Statiſtik. 1869. 
Bd. XIII) 

28) Vergl. die 6 Hefte: die Reform der directen Steuern (mit Aus— 
nahme der Grundſteuer) nad) den Anträgen der Regierung. Theil J Geſetz— 
entwirfe (4 Hefte), Theil II Motivenbericht, Theil III Statiftiiche Tafeln, 
ſämmtlich Wien 1874. 

29) p. 43 des erwähnten Motivenberidts. 

29a) Insbeſondere auch die Heranziehung des ganzen landwirthſchaft— 
lichen Gewerbes (der Beſitzer wie der Pächter ꝛc.) zur Gewerbefteuer tft faft 
eine Singularität. 

30) Bergl. Regenauer's befanntes Werk: „Staatshaushalt“ ꝛc., 
1863, und die neueren Gefetesvorlagen und Commiſſionsberichte von 1873 
und 1874, dazu aud Hecht: das bad. Steuerſyſtem 1874, Noch weniger 
bedeutend iſt M. Müller: die Steuerfrage mit Beziehung auf die von 
der grofherzoglid) bad. Regierung vorgelegten Geſetzesentwürfe, Pforz- 
beim 1874. 

31) Zum großen Theil erklärt jich diefer niedrige Sat aus der ver: 
ichtedenen Veranlagung der Steuern in Baden. Bet der Capitalz, jetzt Capital: 
rentenſteuer findet jährlich erneute Einfhägung ftatt, während die Grund:, 
Sebäude- und Gewerbeftenern auf veralteten Cataftern (resp. Beſtimmungen) 
beruhen und für die Claffenftener wenigftens eine viel günftigere Art der 
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Berehnung des Steuercapital3 befteht, als für die Capital= resp. Capital: 
ventenfteuer. 

31a) Eine Publication in diefem Sinne fteht wenigſtens zur Zeit, da 
ih dies fchreibe, zu erwarten. 

32) Die Stellung der Yandescommifjäre in Baden ift, ſoweit Derarti- 
ges überhaupt zu vergleichen ift, etwa der Stellung der Oberpräfidenten in 
Preußen analog, natürlich auf viel- fleinerem Gebiete. 

32a) Auf diefen Zufammenhang der Dinge hat aud; Held bereits 
verwiefen, ebenſo übrigens — bezüglich Defterreih8 — fhon A. Wagner 
(Ordnung des öfterr. Staatshaushalts. 1863). 

33) p. 571a.a. Od. 

34) p. 550. 

34a) Insbeſondere darf wohl eingewandt werden, daß e3 weniger die 
Claſſen- und Einfommenfteuer, als die reformirte resp. neu geſchaffene 
Grund- und Gebäudefteuer geweſen ift, die Preußen die Mittel zur Heeres- 
organtfation gaben. 

35) Bergl. die jehr bemerkenswerte Monographie hierüber von Dr. 
Genſel in Beilage Nr. II. des CommifjionsberihtS vom Februar 1872 
Randtagsmittheilungen der II. Kammer. 1872. Nr. 91). 

Jenes Beifpiel trifft infofern nicht ganz zu, als man in Altenburg 
die gefegliche Firirung der ermäßigten Grundfteuer einftweilen abge- 
lehnt hat. Früher wurden in Altenburg jährlih (3. B. nad dem Etat 
1868/69): | 

142,500 Thlr. Grundfteuern und 

35,000 = Gewerbe- und Perſonalſteuern | 
entrichtet, nach der Reform aber 3. B. für das Etatsjahr 1869/71: 

86,400 Thlr. Grundfteuern und 

120,000 = Claſſen- und Einfommenjteuern, 
welche letztere die Grundbejiger ebenfo wie Diejenigen, die früher gewerbe— 
ſteuer- und perfonalfteuerpflichtig waren, überhaupt Alle nad ihrem Ein- 
fommen, zu zahlen haben. Die Grundftener war — wie jene Zahlen er— 
geben — in Folge der Reform fehr erheblic; ermäßigt worden. Aber — wie 
die Regierung bemerfte — an Grund= und Claſſen-Einkommenſteuer zu— 
jammen zahlen die Grundbeſitzer jegt etwa ebenfoviel, al3 bisher an 
Grundſteuer allein. Nur im Einzelnen ift die Steuerlajt der Grundbefiger, 
natürlich gegen früher, eine andere geworden. Weniger al3 vorher zahlen 
in Folge der bei der perfonalen Steuer herrihenden Progreffion die 
fleinen Grundbeſitzer und in Folge des bei diefer Steuer natürlich ges 
ftatteten, bet der früheren Grundſteuer ausgejchlojjenen Schuldzinfen- 
abzugs diejenigen größeren Beliger, namentlich Rittergutsbejiger, deren 
Grundftücde ftarf mit Hypotheken belaftet find. Dagegen zahlt „ein mittlerer 
und größerer Beſitzer, deſſen Beſitzthum ſchuldenfrei ift, nicht unerheb- 
lich mehr, als vorher“. Trotzdem herrſcht nad dem angeführten Gewährs— 
man in Altenburg „allgemeine Zufriedenheit“ über die Reform. Schließ— 
Th fei noch bemerft, daß auch im Königreich Sachſen Aehnliches ſchon 
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geplant ift. So ging ein Beſchluß der fächfiichen II. Kammer vom 5. März 
1873 dahin, neben der einzuführenden allgemeinen Einkommenfteuer 
noch die bisherige Grundfteuer, ermäßigt auf ein Drittbheil, 
beftehen zu laſſen. (Vgl. aud) den Commifjionsbericht der ſächſ. II. Kam: 
mer [Referent Dr. Genjel] vom 2. Mai 1874 p. 461.) 

35a) Zum Theil etwas widerwillig, wie dies namentlich auch bei 
Helferich felbft zutrifft: „Giebt e3 feinen andern Weg‘ — ruft er aus 
(p. 596) — „den erforderlichen Staatsbedarf aufzubringen; muß e3 gerade 
eine directe Steuer fein, und vollends eine nad preußischen Muſter?“ 

36) resp. in den neu erworbenen Provinzen noch in der Regulirung 
begriffen. | 
37) In diefer Beziehung urtheile ich bezüglich der preufifchen Grund: 
fteuer, deren großer Kern ja, troß der erwähnten Steuerregulirung der 
ſechsziger Jahre, uralt ift, ähnlich wie Helferih a. a. D. bezüglich der 
bayerischen Grundfteuern. Ein Mufterwerk zum Berftändnif der bezüglichen 
preußifchen Verhältniffe ift noch immer: Kries, Vorſchläge zur Regelung 
der Grundſteuer in Preußen, 1855, zugleich jedenfall eine der tüchtigften 
Leiftungen auf finanzwifjenfchaftlihem Gebiete iiberhaupt und wohl geradezu 
das tüchtigfte in Sachen der Grundfteuerreformfrage. 

37a) Pfeiffer inäbefondere in dem ſchon erwähnten trefflichen Com: 
miffionsberichte iiber die würtembergiſche Steuerreform. Wer nod) die alte 
Gewerbefteuerreform in Deutfchland vertheidigt oder gar an ihre Ermeite 
rung zur Neichögewerbefteuer denft — dem kann E. Richter's Krit 
(Jahrg. 1863, Bd. III der volkswirthſchaftl. Vierteljahrſchrift) und mehr 
noch Weinhagen’3 „Fort mit der Gewerbefteuer‘ (Köln 1872) beftens 
empfohlen werden. Gerühmt wird, 3. B. von den deutfchen Beamten in 
Eljaß-Lothringen, die franzöfiiche Patentfteuer, die in der That eine Gewerbe 
einfommenfteuer nicht ift. Doch ift Einführen und Beibehalten zweierlei. 
An eine Einführung folder Steuer dürfte in Deutjchland nicht zu denken 
fein. Sie hat eben die Mängel aller Ertragsfteuern. Aehnlich wie oben 
äußert fi) Hirth in der mir bei dem Drude diejer Zeilen zugefomme: 
nen Nr. 7 von Hirth's Annalen: Materialien zur Reichseintommenfteuer, 
p. 999. 

38) Vergl. die jehr beachtenswerthen Zufammenftellungen: „Beſchaffung 
der Mittel für Gemeindezwede”, die in Folge einer Anregung des volls— 
wirthichaftlichen Congrefies in den Bänden X, XIII, und insbefondere im 
Bande XVII (1867 Bd. I) p. 134 ff. der PVierteljahrfchrift für Volks— 
wirthichaft und Eulturgefchichte, herausgegeben von Faucder, ihre Stelle ge 
funden haben. Ich komme auf diefen Gegenftand ſpäter zurüd. Die are 
Bernadläffigung des Gemeindefinanzweiens in der Wifjenichaft hat ſich m. 
D. ſchwer gerät. Es muß diefem Gegenftande künftig viel größere Auf: 
merffamfeit zugewandt werden al3 bisher, ſowohl im Intereſſe der Gemeinden, 
als der Wiffenfchaft jelbft, die durchaus feinen Ueberfluß an Beobachtungs⸗ 
gebieten hat und m. D. auf ganz anderem Standpunkte ftände, wenn jie 
jenes Feld nicht faft vollftändig ungenutt gelafjen hätte. 
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38 a) Vergl. den in Anm. 40 genannten Auffag der wiürtemb. Jahr 
bücher und von Reden: Finanzftatiftit, Bd. I (1851) p. 180. 

39) Bergl. Artikel 45. Ausnahmen, auf die unten noch zurückgekom— 
men werden wird, enthalten die Artikel 55 ff. Vergl. die angezogenen 
Gemeindeverfaflungsgefege in der ſehr ſchätzenswerthen Cammlung: Stolp, 
die Gemeindeverfaffungen Deutjchlands und des Ausl⸗-HMWes, Bd. I 1870, 
30. II 1871, Bd. III 1872 ꝛc. ” 

40) Bergl. Hack a. a. O., insbefondere aber in den würt. Jahrbüchern 
Nahrg. 1868 (1870) Camerer: directe StaatZfteuern und Amt3= und 
Gemeindeanlagen in Würtemberg im Etatsjahre 1868/69, p. 313 u.p. 344. 

41) Der $. 31 des gedachten Geſetzes beftimmt nämlich: 

„Reichen die Gemeindeeinkünfte einfchließlic, der Auflagen auf die Bürger: 
nugungen zur Bejtreitung der Gemeindeausgaben nicht hin, ſo werden dieſe 
Einkünfte zunächft auf den Armenaufwand und auf den übrigen Gemeinde: 
aufwand nad) Verhältnig ihrer Beträge vertheilt. Der hierdurch nicht ge= 
deckte Theil des Armenaufmwandes wird mittelft befonderer Umlage von den 
in das Gemeindecatafter aufgenommenen Steuercapitalien unter Beizug 
der Claſſen- und Gapitalftenercapitalien, mit Ausnahme jener 
der Stiftungen, erhoben. 

Dabet wird nur clafjenfteuerpflidtiges Einfommen über 500 fl., 
diefes aber nur im zweifadhen Betrag (!) der Umlage zu Grunde ge: 
legt. Die Ortsgeiftlihen und Echullehrer werden nicht mit dem gemeinde- 
umlagepflichtigen Steuercapital ihrer Pfründe, fondern mit ihrem clafjen- 
fteuerpflichtigen Einkommen beigezogen. 

Das Capitalfterercapital ift im nämlichen Verhältnig umlage— 
pflihtig, wie e3, verglichen mit der Grundjteuer, zur Staatsſteuer beizu= 
tragen hat“ ze. 

42) Bergl. die Motive der bezüglichen Vorlagen vom 20. November 
1873 und vom 7. und 23. Juni 1874, desgl. die Commiſſionsberichte der 
II. Kammer (von Bluntjchli), Beilage zum Protocol! der Sigung vom 
20. Januar 1874 und (von Stöfer) Beilage ꝛc. der Sitzung vom 
15. Sunt 1874. 

43) In dem unten zu erörternden Sinne. 

44) Ebenfall3 in dem unten zu erörternden Sinne, wonach „Bei— 
träge” die nad; Maafgabe der gewährten Gegenleiftungen umzulegenden Ab— 
gaben jind. 

45) Wenigftend ift das im Allgemeinen der Fall. Daß bei ſolchen 
‚Beiträgen‘ nicht auf den Reichthum des Beſitzers an ſich Rückſicht genom- 
men werden kann — darauf komme ich unten zurüd. 

45a) Insbeſondere alfo z. B. bei Neuregulirungen der Grundſteuern, 
die in der That in diefer Beziehung zu fchreienden Härten führen fünnen, 
insbejondere wenn die von diefen Regulirungen betroffene Steuer — wie 
Died z. B. von den meiften früheren preußiſchen Grundfteuern vor 1861 — 


— galt — Jahrhunderte lang unangetaſtet ihre alte Höhe und Geſtalt ge— 
abt hat. 
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46) Bergl oben Anm. 26. 

47) Vergl. hierüber auch Bode in feinem Auflage über Gapitalventen- 
befteuerung (Tübinger Zeitihrift für Staatswiffenfchaft, 1868) p. 308 ff. und 
bezüglich feines Vorſchlags ‚‚indirecter Beſteuerung der Zinsrenten‘ insbe— 
fondere die Ausführungen von Helferid a. a. 5. (Zeitihrift für Staats 
wiſſenſchaft, Jahrg. 1873) p. 574 ff. 


48) Yandwirthe fteuern in Baden nur nad) dem perfönlichen Arbeitser: | 


dienfte ($. 35 des Gefeges vom 23. März 1854). Ihr „Betriebscapital‘ 
ift gewiljermaaßen von der Grundfteuer belafte. Ahr perfünlicher Arbeits: 
verdienft aber wird angefegt zu dem fehr niedrigen Betrag von 500, 
875 oder 1750 fl. Steuercapital, je nachdem das bezigliche Grund— 
fteuercapital unter 10,000 fl., zwifchen 10,000 und 20,000 oder über 
20,000 fl. beträgt. 


49) Auf dıe DVertheidigung der Ertragsftenern unter dem Gefidti: 


punfte, daß fie das dem Staate Unentbehrliche vorweg aus dem „vVolksein— 
fommen‘ nehmen, komme ic) fpäter zurück. Solche Bertheidigung ift m. T. 
nicht ftichhaltig. 

50) 3. B. infofern fie auch nicht Ertrag gebende Gebäude und Grin: 
ſtücke belaften, fofern ſolche nur an fic) einen Ertrag geben fönnten, gleichwie 
die allgemeine Vermögensſteuer ja aud) nicht nad) dem thatſächlichen Einkommen 
resp. dem thatfächlichen Ertrag des Vermögens fragt, fondern nad) feiner Fähig: 
feit, Einfommen resp. Ertrag zu geben. Gewerbefteuer zahle ich z.B. u 
Preufen nicht von einer ftillftehenden Mühle oder Fabrik, die Gebörde— 
und Grundftener aber wird aud von nicht benugten Realitäten gezahlt. 

50a) Bergl. oben Anm. 35. 

51) Bergl. oben Anm. 49. 

52) Wobei vorausgefett ift, da nad dem Bemerkten die veformitt 
Gewerbefteuer eine Gewerbeeinfommenfteuer fein werde, etwa ähnlich der jet! 
projectivten öfterreichtifchen, dort Erwerbefteuer genannten Abgabe, oder der 
jählischen Gewerbefteuer nah) dem Entwurfe (D) des fächfifchen Gewerte: 


und Perjonalftenergejeges vom 1. November 1873 (Dekret an die Stände 


Nr. 24, Bd. II p. 489\. 

53) Ich komme darauf unten zurüd. 

54) Bei diefer jährlichen Veranlagung würden die fir die Gemeinden 
natürlih fortzuführenden Grund» und Gebäudefteuercatafter gute Dienft 
leiften. Im Uebrigen Scheint in der That zuzutreffen, was man neuer 
dings vielfach anführen hört (vergl. außer den citirten ſächſ. Vorgängen }. 
B. auch Reuning: die Gefchäftsanweifung zur Ausführung von Probe 
Ihätungen zc., Dresden 1871, insbefondere aber Kries: Borjchläge zit 
Regelung der Grundſteuer in Preußen, 1855, p. 60 ff. und 70 fj.), NE 
nämlich die jährliche Abfhägung des Vermögens und Einkommens cms 
Landwirths jedenfall nicht ſchwerer ift, als dieſelbe Abſchätzung gegenüber 
einem Fabrikanten, Kaufmann ꝛc. 
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I. Zuſätze und Quellennachweiſe zum zweiten Capitel. 


1) Vergl. darüber audy die bei Held: Eintommenfteuern, p. 121 ff. 
gegebenen Litteraturnachweiſe. 

2) Verhandlungen des ſächſiſchen Yandtags IT. Kammer (91. Situng 
vom 19. November 1872. G. nahm dabei zugleih auf folgende Worte 
eines früheren ſächſiſchen Finanzminifters in derjelben Kammer 
Bezug: 
„Barum zahlen wir Steuern? Weil wir Alle an dem Schutze des 
Staats und an allen Anftalten theilnehmen, die er getroffen hat, um das 
Wohlſein feiner Bürger zu erhöhen und ihre geiftigen und jittlihen Anlagen 
zu vervollflommenen. Daraus folgt: wir müjjfen Steuern in dem 
Berhältniffe zu dem Gebraude entrichten, den wir von dem 
Shute des Staates und den von ihm getroffenen Einrich— 
tungen machen.“ (p. 3372.) Ganz ähnlid) wie ©. ſprach ſich auf dem 
9. volkswirthſchaftlichen Congreß im Jahre 1867 Dr. Al. Meyer aus, 
die Gerechtigkeit der Einfommenfteuer habe ihm niemals ganz eingeleudhtet, 
denn fie nehme das Geld einfach von Denen, die e8 heben, exfläre alfo 
den Bejig an und für ſich für einen PVerpflihtungsgrund (p. 167 Bd. 19 
der Vierteljahrfchrift für Volkswirthſchaft). 

3) Motive des am 15. Dechr. 1871 den Kammern vorgelegten Ent- 
wurfs, abgedruckt in den Mittheilungen über die Verhandlungen des Land- 
tag8. II. Kammer. 1872. Nr. 91 p. 3260. 

4) Aehnlich wie die Regierung hatte ſich auch Echmoller geäußert, vergl. 
p. 3285 de3 Berichts der auferordentl. Deputation f. d. Steuerreformfrage. 
das Schmoller’fhe Gutachten ift dort übrigens nur im Auszuge mit- 
getheilt. Vollſtändig ift es mir überhaupt nicht zugänglich gewefen. 

5) Bergl. auch den Ausfprud; von Otto Michaelis auf dem 7. 
Congreſſe deutfcher Vollswirthe zu Hannover 1864 (Bericht in der Viertel- 
Beth für Volkswirthſchaft und ulturgefchichte. 1865. Bd. TIL 
p. 179). 

6) Verhandlungen des preußiſchen Abgeordnetenhaufes vom 22. Februar 
1872 (p. 924 der ftenograph. Berichte). 

6a) Die neuefte hefjiihe Gemeindegefetsgebung vergl. in Band V von 
Stolp, die Gemeindeverfafjungen ıc. (1874). 

7) Eine erheblihe Zahl der hier citirten Gemeindeordnungen ift 
— in Stolp: die Gemeindeverfaſſungen Deutſchlands, Bd. I 
1870) u. f. 

8) Vergl. aud) SS. 68, 98 und 99 der Gemeindeordnung von 1831 
ud Minifterialverordnung vom 29. November. 1844 (Reg. Bl. 1844 
P- 278). 

9) Vergl. über diefen Gegenftand auh Landgraff, eine bad. 
Gemeindeſteuer, Bierteljahrihrift f. Volksw. und Culturgefh. 1869 Bd. 
IV und über heſſiſche Socialausgaben 'ibid. Jahrg. 1867 Bd. I p. 152 fi. 
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10) Insbefondere von dem Herausgeber diejer Zeitſchrift ſelbſt, dem 
großherzogl. bad. Verwaltungsgerichtsrath und Verfaſſer des beften Com- 
mentars zur bad. Gemeindegejeggebung, Wielandt mit den Worten: „Eben 
darin liegt da3 vom Standpunkt des Rechtsſtaats aus Unbhaltbare der 
Sorialausgaben, daß Gemeindeverwaltung und Staatsaufſichtsbehörde Lediglich 
nad) ihrem Ermeſſen — es ift ja nur Bernehmung, nicht Zuftimmung 
der Betheiligten erforderlihd — beftimmen, daß eine Ausgabe gemacht un 
umgelegt werden joll, die gar nicht dem Intereſſe der Gemeinde, fondern 
demjenigen Dritter, die fie auch allein beftreiten, dient“ (Zeitſchrift: Jahrg, 
1873 p. 142). Sofern die bezügliden Ausgaben nothwendige find, oder 
an ihre Leiftung fi) auch nur ein gewiſſes öffentliches Intereſſe knüpft, dürfte 
Wielandt übrigen3 zu weit gehen. Man denke an die Befugnifje von öffent: 
lichen Behörden in Deich- und Meliorationsverbandsſachen! 

11) Rottef felbft war natürlich für möglichſt weite Auffaffung jener 
Begriffe gewefen. Er wollte jelbft Theater, Monumente, Feierlichkeiten „zun 
Empfang von auch mit Recht gefeierten Perfonen und Häuptern“, ja ſelbſt 
„die Koften für die Erhaltung und Ausftaffirung eines glänzenden Bürger: 
militärcorps“, das vorzugsweife „zur Berherrlihung von Feierlichkeiten“ 
diene, zu Sociallaſten machen, da die auswärts wohnenden Mitglieder der 
Gemeinde den Anbli folder Monumente, Feierlichkeiten und ausftafficter 
Bürgercorp3 entbehren müßten und es deshalb unbillig fei, die Gemeinde 
glieder al3 ſolche hiezu beitragen zu laſſen. Andere dachten an ganz um at 
Anderes. Sie erinnerten bei den bezüglichen Pandtagsverhandlungen ;. 2. 
daran, daß Raupenvertilgung ein fehr wichtiges Object für genoffenihaft: 
liche Yeiftungen find, ebenfo der Kampf gegen die Erdflühe, Heuſchre— 
den, Maıfäfer und Staare, die „in wolfenähnlichen Schaaren in di 
Weinberge fielen‘. Wieder Andere konnten unter der gewaltig großen Meng 
von Aufgaben, die auf diefe Weife den genoſſenſchaftlichen Leiftungen zugezählt 
wurden, „nur den Maulwurfsfang“ als „Socialausgabe“ anerkennen, ale 
anderen Aufgaben feien der Gemeinde al3 folder anheimzuftellen u. |. m. 
Ein Verſuch, den. die Regierung 1835 machte, die Hauptgegenftände der 
Socialausgaben im Geſetze namhaft zu maden, mißlang. Sie hatte 
al3 ſolche bezeichnen wollen: „die Ausgaben für Ortsbeleuchtung, für Feb: 
und Waldhut, für Wiefenbewäfferung, für Maulwurffang, für Anjchaffung un 
Unterhaltung des Zuchtviehes, Hirtenlöhne” u. ſ. w. Aber die große Zahl 
der von allen Seiten zu diefen Beſtimmungen der II. Kammer geftelten 
Amendement3 führten zu dem Beſchluſſe, e3 bei der früher beliebten alle 
meinen Beftimmung im Wejentlichen bewenden zu laſſen. Und fo erftanden 
denn die nod) heute geltenden Süße, die oben mitgetheilt find. 

12) Weber die früheren bezüglihen Rechte und Pflichten der preußiſten 
Kreisverbände vergl. außer Rönne: Staatsrecht der preuf. Monardjie, I. 
Aufl. 1872 (Bd. I 2. p. 545 ff.) insbefondere von Möller: das Reit 
der preuß. Kreis- und Provinzialverbände. 1866. 

Ueber daS ſehr bemerfenswerthe, feiner Zeit viel Refcripte erweckende 


Inftitut der Interefjentenchauffeen fehlt es meines Wiffens an Litteratur. 
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Um jo mehr habe ich geglaubt, bei diefem mir zum Theil aus der Praxis 
befannten, für die Theorie interefjanten Gegenftande verweilen zu, follen. 

13) Jeder Amtsbezirk einer Diftrict3-Berwaltungsbehörde — in der Pfalz 
jeder Canton — bildet eine Diftrict3gemeinde, und in einem jeden derfelben 
beſteht als Vertreter der Corporation ein Dijtrictrath (Art. 1 des gedachten 
Geſetzes). 

14) 8. 12 der Kreisordnung vom 13. December 1872. Es iſt dies 
eine Ausnahme von der Vorſchrift des 8. 10 und $. 12 (Eingang) der 
Kreisordnung, welche beftimmen: 


$. 10. „Die Vertheilung der Kreiabgaben darf nad) feinem anderen 
Maafftabe, al3 nad) dem BVerhältniffe der von den Kreisangehörigen 
zu entridhtenden directen Staat3fteuern, beziehungsweife der Mahl- und 
Schlachtſteuer, und zwar nur durch Zufchläge zu denfelben, beziehungs- 
weile zu den nad 8. 14 und $. 15 zu ermittelnden fingirten Steuer- 
fügen der Forenfen, juriftiihen Perjonen :c. erfolgen. 

Die Grund-, Gebäude- und die von dem Gewerbebetriebe auf dem 
platten Lande auffommende Gewerbeiteuer der Claſſe A. I. ift hiebei 
mindeftens mit der Hälfte und höchſtens mit dem vollen Betrage des— 
jenigen Procentſatzes heranzuziehen, mit welchem die Clajjen= und 
clafjificirte Einfommenfteuer belaftet wird. Im Uebrigen kann die 
Gewerbefteuer von der Heranziehung ganz frei gelaffen, darf aber feinen- 
fall3 dazu mit einem höheren Procentfate, al3 die Grund= und Ges 
bäudefteuer, herangezogen werden. Ausgefchloffen von der Heranziehung 
bleibt die Gewerbefteuer vom Haufirgewerbe‘ :c. 

und $. 12: 

„Der Maafiftab, nad) welchem die Kreisabgaben zu vertheilen 
find, ift für jeden Kreis bi3 zum 30. Juni 1874 ein= für allemal 
feftzuftellen und demnächſt unverändert zur Anwendung zu bringen’ :c. 


15) Zür Oldenburg ftellt z. B. Straderjahn Kirchengemeinden, 
Schulgemeinden, Deihverbände und Sielachte al3 „Communen” einander zur 
Seite — gegenüber den Orts gemeinden (Bierteljahrihrift 1867. I. p. 
169 ff.). 

16) Die befte Zufammenftellung und Erläuterung diefer Gefege in 
Greiff: die preuß. Geſetze über Landescultur und Landwirthichaftliche 
Polizei, Breslau 1866, Theil B. und Rönne: Landesculturgejeggebung 
de3 preuß. Staats, 8. II Abth. 2. Berlin 1854. 

17) II. 2. 8. 63, vergl. aud Anmerkung 48a. zum dritten Capi- 
tel bier. 

18) II. 3. $. 20, vergl. aud; Anmerkung 48a. zum dritten Capi- 
tel bier. 

19) V.17. de raptoribus, ce. 56, vergl. Savigny: Syſtem, BD. V, 
8. 211. 

20) Vergl. das in vielen Beziehungen interefjante Referat von Dove 
über die Kirchliche Beſteuerung, erftattet auf der Eiſenacher Conferenz der 


ER 
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deutjch = evangelifchen Kirchenregierungen von 1868. (Allgem. Kirchenblatt für 
das evangeliiche Deutſchland, 1870, p. 539 ff.) 

21) Zeitfhrift für Kirchenredht. Bd. V p. 490 ff. 

22) Dove in Richter-Dove: Lehrbudy des Kirchenrehts, 1874, 
p. 741 Anmerk. 16 und Sammlung der wichtigeren Kirchenordnungen im 
Ergänzungsbande der Zeitfchrift für Kicchenreht (1863) p. 254. 

23) Daß ich nicht die Anficht vertreten will, daß das, was hier als 
Grundjag Hingeftellt ift, nad) Mark und Pfennig auszuführen wäre, braude 
ih wohl nicht nod) zu bemerken. Es handelt jid) hier um Principien und 
diefe find im dergleichen Dingen gerade jo ausführbar, wie das Ideal der 
Tugend oder irgend ein anderes derartiges Product unferer Vorftellungen. 

24) Die Perfonalbefteuerung, Gutachten auf Veranlaffung der Eifenacher 
Berjammlung (Bd. III der Schriften des Vereins fir Soctalpolitif, Leip— 
zig 1873, p. 2). 

25) Freilich bliebe der Einwand, daß in kritiſchen Zeiten, in Krie— 
gen ꝛc. andere Grundfäge der Befteuerung gelten müßten, als gewöhnlid. 
Und ebenfall3 fünnte man geltend machen, daß auch Anftalten, die wir für 
durch die Pflicht gebotene halten, den Bewohnern Bortheile gewähren 
und e3 billig erjcheint, daß, jofern dadurd nur nicht die Aufrechterhaltung der 
bezüglichen Anftalten felbft in Frage geftellt wird — insbejondere alfo in 
friedlichen Zeiten auf diefe Vortheile bei Vertheilung der bezüglichen Laften 
Rüdfiht genommen werde. Durch folden Einwand wird dem unten 
betonten Gegenfage von „Beiträgen und „Steuern“ allerdingd die Schärfe 
genommen. Indeſſen — abgejehen davon, daß e3 fehr thöricht wäre, in 
jolhen Zeiten wie bei Kriegsgefahren befondere Steuereinrichtungen fchaffen 
zu wollen — fo giebt e8 auch in friedlichen Zeiten in Sachen des allge 
meinen Unterriht3, der Armenpflege, der Fürſorge für Strafjuftiz und 
Strafvollftrefung u. ſ. w. Aufgaben, die und gar nicht oder dod nicht viel 
weniger dringlich erjcheinen dürfen, al3 die der Erhaltung des Staats, und 
bei deren Erfüllung von Berüdfihtigung der gewährten Vortheile nicht die 
Rede fein kann. Es ift alfo nur zuzugeben, daß aud bei Vertheilung 
„Öffentlicher Laften dem Grundfage der Umlage nad) der Leiſtungs— 
fähigfeit allein nicht überall in allen feinen Confetuenzen nachzugehen 
ift, vielmehr je nach dem Gegenftande jener Laften Vermittelungen zwiſchen 
den beiden hier in Rede ftehenden Grundfägen angezeigt fein können. 

26) Motivenberiht Bd. II (Wien 1874) p. 5. 

27) p. 12 der Motive. 

28) Vergl. 3. B. p. 12 der Motive zum Entwurfe vom 4. November 
1872 (Anlagen der ftenograph. Berichte des Abgeordnetenhaufes, Bd. 1, 
Berlin 1873), wo wieder und wieder geprüft wird, in wie ferne das Ein- 
kemmen und in wie ferne die früher im Gejege angenommenen Claffenunter: 
ihiede „zutreffenden Anhalt für die Bemeffung der perfön: 
lihen Leiſtungsfähigkeit gewähren”, „eine Beurtheilung der 
Leiftungsfähigkeit möglich machen“, „zur gleichmäßigen Erfaſſung der 
perſönlichen Leiftungsfähigfeit geeignet find“ u. |. w. In den Mo: 
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tiven des Entwurf vom 8. October 1869 (p. 133 der bezüglichen Anlagen 
Bandes = Actenftüd 13) heißt es: „Während die Claſſenſteuer den über— 
wiegend größten Theil der ſteuerpflichtigen Bevölkerung nach einem völlig 
zutreffenden Verhältniſſe zur Leiſtungsfähigkeit der Steuer— 
pflichtigen zu den allgemeinen Staatslaſten heranzieht, hat dieſes Ziel 
bei der claſſificirten Einkommenſteuer ungeachtet aller auf eine dem wahren 
Sinne des Geſetzes entſprechende Veranlagung gerichteten Beſtrebungen nicht 
erreicht werden können. Die Einkommenſteuer iſt vielmehr in hohem 
Maaße ungleichmäßig und ungerecht veranlagt“ x. 

284) Anlagen Band XIV, Landtag (1863). Anlage 34 p. 125 ff. 
(vergl. auch unten Anmerf. 23 zu Capitel III). 

29) Vergl. übrigens Anmerkung 26 hier. Das Project jener Schei— 
dung iſt auch nicht ganz neu. Man ſolle ſich hüten — wurde z. B. von 
Dr. Wolf auf dem volkswirthſchaftlichen Congreß von 1872 in Danzig 
ausgeführt — (Verhandlungen p. 20) das, was man für gewifje öffentliche 
Leiftungen an die Gemeinde oder den Staat bezahle, als „Steuer“ aufzu— 
fafjen. Die Bezahlung für die Befriedigung wirthichaftliher Bedürfniſſe 
fünne nie als Steuer aufgefaßt werden u. |. w. Dabet verwahrte ſich Wolf 
allerdings hauptfächlich dagegen, dag man das „Schulgeld‘ als Steuer an— 
fehe, während es doc in der That weder Steuer, noch Beitrag in dem 
unten im Texte erörterten Sinne, jondern ohne Zweifel Gebühr ift, da 
ihm ja ganz beſtimmte Gegenleiftungen entjprechen. Daß dieje Gebühr ent- 
richtet werden muß (vn alle des Schulzwangs), ändert an ſich nichts. Es 
müffen viele Gebühren entrichtet werden, in Vormundſchaftsſachen, Erb- 
ſchaftsſachen, Strafproceßſachen ꝛc. 

29a) Denn auch die Gebühr bemißt ſich nach den dem Einzelnen ge— 
währten Vortheilen resp. dem Maaße feiner „Koſtenprovocation“ (mie weit 
nad) dem einen oder dem andern Maafftabe — jet hier dahin geitellt). 
Bon dem „Beitrag“ untericheidet fid) die Gebühr durch noch fpecielleres, 
individuellere3 Anpaſſen an die bezüglichen Verhältniſſe. 

30) Eingehenderes über jene Doppelnatur der Ausgaben giebt der jetige 
Dperbürgermeifter von Stuttgart, Had (a. a. D. im Yahrg. 1872 der 
Tübinger Zeitſchrift p. 474 ff.). Insbeſondere aber ift in diefer Beziehung 

3. B. die von dem Abgeoröneten von Ernfthaufjen (jegigem Präjidenten 
an Nieder-Eljaß, früherem Regierungspräfidenten zu Königsberg in Pr. 
und einftigem commifjariichen Oberbürgermeifter diefer Stadt) am 12. No- 
vember 1869 — bei Gelegenheit der Verhandlungen über die Kreisordnung 
im preuß. Abgeordnetenhaus gehaltene Rede (p. 475 fi. der Landtags: 
berichte) von Bedeutung: „Ich finde“, fagte derjelbe mit Beziehung auf 
die von der Regierung vorgeſchlagene Beſtimmung, daß zu den Sreislaften 
fortan die Grund= und perfonale Claſſen- und Einfommenfteuer in einem ge= 
wiffen Verhältniffe zu einander durch Zufchläge herangezogen werden jollten. — 
„Ic finde, daß die Regierungsvorlage den beiden Forderungen — der mög- 
lichften Fixirung eines Steuerfußes und der Freilaffung eine angemefjenen 
Spielraum3 — in der beten Weife gerecht wird. Sie fett die Beftändigfeit 

Schriften VII. — Progr. Einfommenjteuer, 14 
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in die Claſſen- und Einfommenfteuer und das mit Recht, denn 
die Leiftungsfähigfeit muß immer das oberſte Beſteuerungs— 
princip bleiben; die Beweglichkeit dagegen legt fie in die Grund= 
und Gewerbefteuer. Wir fommen nun bierbei allerdingd auf die 
Principien und darin gebe ich dem Herrn Abgeordneten Grumbrecht Recht: 
von Principien muß man ausgehen. Es giebt nun, wie edermann weiß, 
zwei Stewerprincipien: das eine beruht auf der Yeijtungsfähigfeit, 
das andere beruht auf Yeiftung und Gegenleiftung. Beide Principien 
fommen gleihmäßig in unjerem StaatSsleben zur Anwen— 
dung. Wollte man das eine oder das andere ausjchlieflich zur Anwendung 
bringen, jo würden dadurd die größten Mipftände hervorgebracht werden. 
Der Herr Abgeordnete Grumbredht hat und nun eine Theorie vorgeführt, von 
der ich hoffe, daß fie in diefem Haufe wenig Freunde finden wird. Der 
Herr Abgeordnete hat den Staat und die Gemeinde gegen= 
übergejtellt; der Staat ſoll nad feiner Meinung vorzugs— 
weile die idealen Zwede, der Kreis ausſchließlich wirth- 
ihaftlihe Zwede verfolgen. Hieraus folgert der Herr Abgeordnete, 
daß die Befteuerung im Staate ausſchließlich auf der Yeiftungsfähigkeit und 
im reife und in der Gemeinde ausſchließlich auf Yeiftung. und Gegen— 
leiftung beruhen joll. Es tft mir nun nicht unbefannt, daß dieje Theorie jo- 
wohl in der Preſſe, als auch in volfswirthichaftlichen Congreſſen eine gewiſſe 
Rolle gejpielt hat, allein fie ift bisher nicht in die Praxis gedrungen und 
darüber freue ih mich. Meine Herren, ih werde jtetS die Meinung 
vertreten — und die Praris giebt mir darin Recht — daß Staat 
und Gemeinde Gejhöpfe von demselben Fleiſch und Blut 
jtnd, Die beide wejentlich diefelben Zwede, wenn aud nad) 
ihren Kräften verjdieden, verfolgen. Der Staat verfolgt weder 
ausichlieglic; ideale, noch die Gemeinde ausschlieglich wirthfchaftliche Zwecke. 
Dder find es nicht ideale Zwecke, um derentwillen auc die kleinſte Land— 
gemeinde ihr Schulſyſtem unterhält, und um derentwillen die größten Ge— 
meinden, wie 3. B. Berlin, Gymnaſien und Realfchulen gründen? Und 
find e3 nicht andererfeitS reale, wirthſchaftliche Zwede, um derenwillen 
der Staat Häfen, Eifenbahnen und Chaufjeen baut? Unfere großen Städte 
find denn auch feineswegd der Meinung, daß fie lediglih wirthichaftliche 
Berbände jeien und fußen die Bejteuerung ihrer Mitbürger Feineswegs auf 
den Grundfag der Yeiftung und Gegenleiftung. Die Stadt Berlin 5. B. 
hat nicht, als jüngft eine Vermehrung ihres Einfommens nöthig wurde, die 
Haus- oder Miethitener erhöht, jondern fie hat eine communale Einkommen— 
fteuer eingeführt; ebenjo hat die Stadt Königsberg nie daran ge= 
dacht, den Grundbejig zu befteuern, fie erhebt ihre Ein— 
nahme faft lediglich Dur die Mahl: und Shladtfteuer und 
durd eine communale Einfommenfteuer, und fo fünnte id 
Ihnen nod viel kleinere Städte nennen, die niemal3 daran 
denken, ihre Einnahme durd eine Befteuerung des Grund— 
beſitzes zu erheben, die vielmehr Tediglicd eine communale Einfommen- 
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fteuer eingeführt haben. Auch find mir die Worte des Oberbirgermeifters 
von Danzig nod erinnerlich, der, als ihm ein Stadtverordneter die Theorie 
von den wirthicaftlihen Verbänden und von Yeiftung und Gegenleiftung 
vortrug, erwiderte, er wirde ſich dafür bedanken, Vorfteher einer Stadt zu 
jein, die fich auf den Standpunkt einer Actiengefellfhaft erniedrigen wolle, und 
die man ihrer idealen Zwecke entfleide. Ich zweifle nicht, daß er hierin die 
Zuftimmung aller ftädtifchen Vorſtände finden wird, deren Selbftftändigfeit an 
der Hand der Steinjchen Geſetzgebung gereift ift, Nach den Vorträgen der 
Herrn Abgeordneten für Osnabrück und Harburg follte man allerdings 
glauben, daß dort eine andere Anficht herriht. Es Scheint als wenn 
man die Städte dort auffaßt wie Fabrifen, die etwa 
Straßenpflafter, Brunnenwajfer, Gas und dergleichen 
fabriciren. Sollte dem fo fein, fo hoffe. ih, daß wir und von einer 
jolhen Anficht nicht anfteden Tafjen werden. — Meine Herren, hiernach 
fomme ich zu dem Schluß, daß in der Befteuerung des Kreifes, wie des 
Staat beide Principien, fowohl die Yeiftungsfähigfeit, 
als Peiftung und Gegenleiftung, gleichzeitig zur Anwen— 
dung fommen müjjen, und ich fomme hierzu nicht, wie der Abge- 
ordnete Miquel, aus Connivenz gegen die Schwadheit der 
Menſchen, fondern aus Princip; aber ich ftelle die Belaftung der 
Claſſen⸗ und Einfommenfteuer an die Spige, weil die Yeiftungsfähigkett das 
oberfte Princip der Beiteuerung ift, und ich bin feineswegs der Meinung, daß 
die Heranziehung der Grund= und Gebäudefteuer ftet3 nad) denfelben Procent- 
fägen erfolgen muß, u. j. w. (vergl. aud) oben Anmerkung 14). — — 
Wie jih im Einzelnen das Verhältniß von wirthichaftlihen und öffent 
lichen Ausgaben einerſeits im Staat und andererfeitS in der Gemeinde ge- 
ftaltet — das iſt natürlich bei der Flüſſigkeit jener Begriffe ſchwer feſtzu— 
ftellen. Doc) giebt es für. einzelne Yänder in der That Verſuche derartiger 
Feitjtellungen oder doc, ftatiftiiche Erhebungen, die zu folchen Verſuchen be— 
nugt werden fünnen. Sp betrug in Wiürtemberg nah) dem oben fchon 
erwähnten Auffag: Die Gemeinde-, Stiftungs- und Amtskörperſchaftsver— 
waltung (Jahrgang 1870 der Württemberg. Jahrbücher) p. 219 in den erften 
jechziger Jahren diefes Jahrhunderts: 
der Gefammtbetrag der jährl. Gemeindeausgaben 7,064,721 fl. 
der Staatsaufwand (netto) . . 2 2.2... 15,727,547 fi. 
in Summa 22,792,268 fl. 
Davon fielen — was zunächft die „wirthſchaftlhichen“ Ausgaben 
betrifft — 
1) an Ausgaben für Landwirthichaft (Fafelviehhaltung, Feldwegregulirung, 
Feldpolizet :c.): 512,483 fl., und davon 
79% (403,393 fl.) auf die Gemeinden umd 
21 = (109,090 fl.) auf den Staat; 
2) auf Straßen, Wege, Brüden, Stege ꝛc.: 2,241,412 fl, und davon 
71% (1,598,539 fl.) auf die Gemeinden und 
29 = ( 642,873 fl.) auf den Staat; : 
14 
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3) auf Fluß- und Uferbau: 125,663 fl., und davon 
57% auf die Gemeinden und 
43 = auf den Staat. 
Dagegen endlich 
4) auf Beförderung von Gewerbe und Handel und davon nur 
44 % auf die Gemeinden und 
56 = auf den Staat. 


Andererſeits — was die Öffentlihen Zwecke betrifft, jo trugen 
3. B. zu den Koften der Medicinalpolizei in Württemberg die Ge— 
meinden 56% (!), der Staat nur 44% bei, zu Armenzweden die Ge— 
meinden 87%, der Staat 13% u. f. w. — — 


Einen Vorſchlag, Ausgaben der beiden gedachten Arten fo von einander 
zu trennen, daß für jede derjelben bejondere Einnahmen erhoben würden, 
enthielt der Antrag von Grumbredt, in die preußiſche Kreisordnung, bes 
züglich der Aufbringung der Kreislaften, folgende Beſtimmung aufzunehmen: 


„Durch Zuſchläge zu der Claſſen- und claſſificirten Einkommenſteuer, 
beziehungsweiſe der Mahl- und Schlachtſteuer, ſind die durch die Ver— 
waltung, die Sorge für Perſonen und die Kriegsleiſtungen 
veranlaßten Kreisausgaben, alle übrigen durch Zuſchläge zu der Grunde 
und Gebäudefteuer zu beftreiten. 


Neben diefen Steuern kann zu den leßteren Ausgaben die Gewerbe 
fteuer bis zur Hälfte des Procentfages, mit welchem die Grund- md 
Gebäudefteuer belaftet wird, herangezogen werden. Ausgeſchloſſen von der 
Heranziehung bleibt die Gewerbefteuer vom Haufirgewerbe.” (Berhandlung 
des preußiſchen Abgeordnetenhaujes vom 11. November 1869 p. 444 der 
Berichte.) 

Diefer Vorſchlag wurde nicht angenommen, und überhaupt hat eine 
Trennung der beiden hier in Rede ftehenden Kategorieen von Ausgaben in 
der gedachten Art bisher faft nirgends Verwirklichung gefunden. Abgeſehen 
von den Ausnahmefällen der im Eingange dieſes Gapitel3 näher charakterifir- 
ten Art: der Genofjenihaftsausgaben (in Baden), der Intereſſentenchauſſ een 
u. ſ. w. werden die Staats- und Gemeindeausgaben im Allgemeinen ohne 
Rückſicht, ob ſie in dieſe oder jene Kategorie von Ausgaben gehören, aus 
den gemeinſamen Einfünften der öffentlichen Caſſen gedeckt, und nur im 
Großen und Ganzen wird bei der Wahl der Einnahmequellen darauf Rück— 
fiht genommen, ob mehr Ausgaben „wirthichaftliher‘ oder mehr Ausgaben 
„Öffentlicher Natur” in Frage ftehen. 

30a) Beſonders gedruft. Dresden 1871. 

31) p. 179. Bd. VII der Bierteljahrsichrift. 

32) Diefelben lauteten nad) p. 159 a. a. DO. zu 2 um 38: 

2) Den an eine Steuer für die Beftreitung der allgemeinen Communal- 
bedürfnifje zu ftellenden wirthichaftlichen Anforderungen entipricht weder das 
Octroi, noch die Einfommenfteuer, weil beide die Steuerfraft der 
einzelnen Communalangehörigen ohne Rüdfiht auf das 
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Verhältnig, in welchem ihnen die Leiftungen der Sommune 
zum Bortheil gereihen, in Anfprud nehmen; 

3) Nach dem Grundjag, daß die Yeiftung der Gegenleiftung jo 
weit al3 möglih anzupaſſen it, empfiehlt fich für Communen eine Be- 
fteuerung des Grundbejige3 resp. der Miethen. — 

Die Beihlufifaffung wurde ausgeſetzt, da diefe Thejen, wie bemerkt 
werden muß, auf manchen Widerſtand ſtießen. 

33) p. 239. Bd. XI. a. a. ©. 

34) 3. B. auf dem 13. volfswirthichaftlichen Congreß (1872) in Dans 
zig vergl. Verhandlungen p. 17 ff. — ähnlih wie Böhmert in der 
unten wiederzugebenden Auslaſſung ſprach ſich Wolff aus: Wenn man 
das Schulgeld eine Steuer nenne, ſei es auch Beſteuerung, zu verlangen, daß 
die Kinder von ihren Eltern ernährt würden u. ſ. w. Böhmert jelbft 
aber jagte: Wäre der Sag richtig, daß der Unterricht unentgeldlich fein müſſe, 
dann müßte der Staat aud für Bekleidung, Ernährung und 
andere Bedürfniſſe jorgen, denn der Staat habe an gut genährten 
Bürgern fat eine noc größeres Intereſſe, al3 an wohlerzogenen. Es würde 
dies zum vollftändigen Communismus führen ꝛc. (p. 31). 

35) So weit jih von folder Schule überhaupt Iprechen läßt. Die 
Gerechtigkeit gebietet es, zu bemerken, daß gerade von Yeuten, die man als 
Führer jener Partei anzujehen pflegt, 3. B. ſolchen Anfichten wie den ge= 
daten Böhmerts über Schulgeld und Communismus auf dem Dan- 
ziger volfswirthichaftlichen Congreß (vergl. Verhandlungen deſſelben p. 34) 
recht ſcharf entgegengetreten iſt. So ſprach ſich Oppenheim dahin aus: 
Wenn er in ſeiner Reſolution ſage, die Unentgeltlichkeit des Schulunterrichts 
widerſpreche nicht den Grundſätzen der Volkswirthſchaftslehre, ſo wolle er 
damit noch nicht den Satz aufſtellen, daß die Wiſſenſchaft der Volkswirth— 
ſchaft unter allen Umſtänden die Unentgeltlichkeit fordere, ſondern er 
wolle damit nur betonen, daß die Principien der Nationalökonomie die 
Unentgeltlichfeit des Volksſchulunterrichts jedenfalls geftatten. Er ftatuire 
überhaupt nirgends einen Widerſpruch zwilchen dem, was öffentliches Recht 
und fittliches Gefühl, und dem, was die voiffenfchaftliche Yeationalöfonomie 
fordere, und er denfe, daß et ſolcher Widerſpruch auch hier nicht ermittelt 
werden könne. Der Widerſpruch würde nur dann vorhanden ſein, wenn 
der Grundſatz vom Entſprechen der Leiſtung und Gegen— 
leiſtung auf die Beziehungen des öffentlichen Lebens ebenſo 
unbedingt anwendbar wäre, wie auf Handel und Wandel im Privat- 
verkehr. Wenn für jede einzelne Yeiftung des Staats aud) gleich das volle 
Aequivalent in baarem Gelde zu entrichten wäre, dann wäre allerdings die 
Unentgeltlichfeit des Volksſchulunterrichts eine Abweihung vom herrſchenden 
Syſtem des öffentlichen Rechts und eine fchreiende Ungerechtigkeit. Dem jei 
aber nicht jo; eine Durdführung jenes Örundfages in öffent- 
lien Dingen wäre die Auflöjfung des Staates; alle Grund- 
lagen des Heerweſens, der Rechtspflege, des Armenweſens, des Schutes im 
Auslande, der öffentlichen Gefundheitspflege, des höheren Unterrichtsweſens, 
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Das ganze Steuerſyſtem beruhte nicht auf einer, gleihjam 
Zug um Zug gejhehenden Ausgleihung einzelner Leiſtungen 
und Gegenleiftungen, ſondern auf der allgemeinen Vorausſetzung, daß 
der Staat ein organifches Ganzes fei, dem Alle ihre Kräfte nad einem 
idealen Berhältniffe zu widmen haben. Was der Staat dem 
Einzelnen leiſte, jei eine incommenfurable Größe und unmöglich in beſtimm— 
ten Quantitäten zu berechnen. Es handle ſich alfo nicht darum, ob der 
Wohlhabendere mehr Bortheile aus der ulturgemeinichaft des Staates 
ziehe al3 der Aermere, fondern darum, daß er zur Erfüllung 
der Staat3aufgaben und Zwede mehr leiften könne (!), ohne 
daß der Einzelne oder das Ganze durch die Leiftung felbft geichädigt würde. 
Gelbft in der Communalbeſteuerung laſſe ſich das Princip von Yeiftung 
und Gegenleiftung nirgends einheitlich durchführen. Die Frage im jpeciellen 
Falle müſſe alſo lauten, ob die Volksſchule zu diefenallgemeinen 
Aufgaben gehöre und wenn das unbeftritten der Fall jet, auf welde 
Weiſe die Mittel zur Erhaltung derjelben am bejten, das heift, am minde: 
ften drücdend und am meiften zwedentiprehend aufgebracht werden können 
c. — Die jittlihe Pflicht des Staats dem Schulwefen gegenüber und 
die hieraus fich ergebenden Confequenzen betonte treffend insbeſondere Ober: 
bürgermeifter Winter aus Danzig. 

36) In der Schweiz gejchteht das bereit3 hier und da. 

36a) vergl. Anmerkung 35. 

37) Ebenfo anfcheinend aud 3. B. in den rheinifchen Induſtrie— 
jtädten, auf deren große Steuerlaft unten zurücgefommen werden wird. 

38) Die folgenden Zahlen find der Zeitjchrift des köngl. preuf. ſtatiſti— 
Ihen Bureau entnommen. Bergl. Jahrgang 1863 p. 1 ff. und 1871 p. 
145 fi. (Blend: Beiträge zur preuß. Staats- und Communal= Finanz: 
Statiftif). 

39) Eine Ausnahme macht das Gejet für größere Städte, indem 8. 
69 beſtimmt: „die Vorfchriften des vorhergehenden Parapraphen finden auf 
die Städte mit mehr al3 6000 Einwohnern feine Anwendung, hinfichtlid 
der übrigen Städte, in welchen ſich collegialifche Staatsbehörden befinden, aber 
nur in der Art, daß die Umlage, bis zu deren Betrag die Gemeinde beige 
zogen werden fann, in jedem der im vorhergehenden Paragraphen erwähnten 
jieben Fäle um 1 Fr. von 100 fl. Steuercapital höher berechnet wird. 

Eine gleiche Erhöhung um 1 :c. von 100 fl. Steuercapital fann audı 
bei andern Gemeinden verfügt werden, wenn diejelben nach ihren gewerb: 
lichen oder ſonſtigen Verhältniffen als dazu vermögend erfannt werden, wo— 
gegen im umgekehrten Falle aud) eine verhältnigmäßige Erniedrigung verfügt 
wecden kann.“ Vergl. diefes Geſetz, defjen Abänderung übrigens auf Grund 
des Regierungsentwurfes vom 14. November 1873 vorbereitet wird, in 
der Sammlung: Badifhes Bürgerbud von Wieland. 2. Aufl. 1871. 

40) Beigl. über die bezüglichen franzöfisch= rechtlichen Beſtimmungen 
insbefondere Fournier: Trait& des contributions directes (Paris 1863) 
p. 397. Chap. VIII. Des centimes additionels etc. 
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41) Der andern Gründe, welche eben Dafjelbe gebieten, ift oben 
fhon bei Berührung der Reform des badiihen Commumaljteuerwejens ge= 
dacht (im erſten Capitel). 


HI. Zuſütze und OQuellennachweiſe zum dritten Capitel. 


1) Book V. Chap. II. Aehnlich identificiren heute ſehr Viele die Ein— 
fommenfteuer mit der Steuer nad) der Leiſtungsfähigkeit; vergl. auch z. B. 
Knapp a. a. D. (Ertragd= und Einfommenfteuer. Yeipzig 1872 p. 
8 oben.) 

2) p. 504 des Bericht3 der Deputation (Neferent Dr. Genjel): die 
Majorität war anderer Anſicht. Man kann — fo lautete die Ausführung — 
mit oder ohne Vorbehalt zu Gunften der VBermögensfteuer das Einfommen 
als emen brauchbaren Maaßſtab der Yeiftungsfähigkeit annehmen und dabeı 
doch zugeben, daß gewiſſe Einſchränkungen — unerläßlih find. Das iſt 


„feine Berleugnung des Principes, ſondern eine Correctur der 


Fehler, welde die Unvollfommenheit des Maafftabs mit 
ſich bringt.“ Diefe Worte, die dem Verfaſſer zu Geficht famen, nachdem er 
feine bezüglichen Ausführungen ſchon vollendet, iſt er Wort für Wort zu 
unterjchreiben bereit. Vergl. übrigens ſchon oben die Mittheilungen aus den 
Referaten über das Project einer badiſchen Einfommenfteuer von 1874. 

2a) vergl. Perrour: Die franz. dir. Steuern (deutſch von Joppen). 
Straßburg 1874 p. 1. 

3) Bergl. die bekannten Sammlungen von Berfaffungsurfunden von Pölitz 
(1832 ff.) und Schubert (2 Bde. 1848). 

4) Vergl. die allerdings zum Theil ſchon antiquirte Sammlung: Bundes: 
verfafjung der ſchweiz. Eidgenofjenfchaft nebft ſämmtlichen, in Kraft ftehenden 
Eantonsverfafjungen nad) office. Tert. Freiburg in d. Schweiz. 1866. 
nebft 2 Nachträgen. Die bezüglichen neueren VBerfafjungsurkunden verdanke 
ich der Güte der ſchweiz. Regierungen 

5) Ueber die befanntlich jehr ſchwierige Auslegung diefer Geſetzesſtelle 
(43. Elisabeth. Cap. II. $. 1): „to raise weekly or otherwise (by 
taxation of every inhabitant, parson, vicar and other, and of every 
occupier of lands, houses, tithes, coalmines or saleable underwoods 
in the said parish in such competent sum and sums of money, as 
they shall think fit) a convenient stock of flax ete..., and also com- 
petent sums of money..., to be gathered out of the same parish, 
according to the ability of the same parish;“ d. i. wörtlich: „zu bes 
ſchaffen wöchentlich oder fonftwie (dur Abſchätzung von jedem Einwohner, 
Pfarrer, Bicar und anderen und von jedem Inhaber von Ländereien, Häu— 
fern, Zehnten, Kohlengruben, oder verkäuflichen Niederwaldungen in dem 
genannten Kirchſpiele in ſolchem hinreichenden Betrage oder Beträgen von 
Geld, als fie für gut befinden) einen angemefjenen Vorrath von Flachs u. . w., 


u 
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und desgleichen hinreichende . Summen von Geld . ., melde erhoben werden 
aus demjelben Kirchipiel (nad) der Yeiftungsfähigkeit defjelben Kirchſpieles)“, — 
und die Gefchichte diefer Auslegung vergl. außer Gneift insbefondere auch 
Kries: Zeitſchrift für Staatswiſſenſchaft. Bd. IX. (1855) Heft 1 u. 2, 
und Kries: die engl. Armenpflege. Berlin 1863. p. 113 ff. u. 132 ff. 
Dieſe Geſchichte intereffirt hier inSbefondere auch infofern, als fie den Unter- 
ſchied zwifchen Steuer according to the ability und Einfommenfteuer recht 
deutlich zu Tage treten läßt. 

5a) Eine gute Sammlung der Einfommenfteuergefege der Jahre 1848 ff. 
enthält das Werf: das engl. Einfommenfteuergejeg x. München 1853 (von 
F. A. v. L.). 

6) Traité des impöts. T. IV. 1867. p. 486. 

6a) Die in Folgendem citirten dänifchen Gejete verdanfe ich der Ge— 
fäligfett des deutſchen Generalconfulats3 zu Kopenhagen, für die ich hier— 
mit meinen beiten Dank jage. 

7) Aus Amerika haben nur einige Gefege und Gefegentwürfe mir un— 
mittelbar vorgelegen (New=Morf und Rhode-Island). Die meiften bezüg- 
lichen Angaben find dem empfehlenswerthen Sammelwerfe: State of New- 
York: Report of the state assessment laws by the joint seleet com- 
mittee. Albany 1863, entnommen. Einzelne der hieraus gegebenen Be— 
lege mögen inzwijchen ſchon antiquirt fein. Bergl. übrigens aud) report 
(1871) und second report (1872. Albany) of the commissioners to 
revise the laws for the assessment and collection of taxes. 

8) Die jchweizeriichen Gejege über Einkommens-, Vermögens-, Kopf: 
und Militärpflichterfatitener find mir mit der größten Bereitwilligfeit von 
den jchmweiz. Regierungen ohne Ausnahme übermittelt. Hierfür fage ich mei— 
nen verbindlichen Danf. 

Sa) Nur müſſen nad) Art. 9 des Geſetzes wenigſtens 1!/, Fr. ge= 
zahlt werden. 

9) Das jett geltende Gejeg von 1865, über welches die fehr ein= 
gehende Darftellung und Beurtheilung von Scheel (Jahrg. 1874 der Jenenjer 
Jahrbücher) zu vergleichen tft, iſt von ſolchen Mängeln frei. Uebrigen3 ent— 
hielt jenen, im Tert bezeichneten Zuſatz, wie ich mich nachträglich überzeuge, 
ihon das Project von 1847. 

10) Bode: Gejhichte der Steuern des brit. Reiches. p. 505 ff. 

11) Parieu: histoire des impöts generaux sur la propriete. 
1856 p. 61. 

12) Parieu: a. a. O. p. 56 md 57: 

„Les deductions sur la fortune, suivant le nombre des personnes 
reunies dans la vie commune de la famille, se seraient aussi operees 
d’apres une progression calculde en sens inverse de celle qui regis- 
sait de l’impöt et comme pour l’adoucir. On aurait ajouté en effet 
au nombre reel des têtes deduites une tete de plus au deuxieme de- 
gre de fortune, deux tötes de plus au troisieme degre, et ainsi de 
suite jusqu’au douzieme degre. La deduction ne se serait plus operee 
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du reste à raison de 200 florins par töte, comme d’apres le catasto 
de 1427, mais sur le pied de 150 florins. Il parait aussi que l'on 
proposait de compter au nombre des tötes les enfants qui avaient de- 
passe l’äge de deux ans, au lieu de l’ancienne limite de dix-huit ans.“ 

13) a. a. ©. p. 98. 

14) Abgedrudt in Hirth's Annalen, Jahrg. 1874, auch in der Tübinger 
Zeitſchrift, Jahrg. 1872, p. 462 ff., in dem Auflage von Had: für Ne 
form des Gemeindefteuerwejens in Württemberg. 

15) Bergl. die für die Steuergefchichte bemerfenswerthe Abhandlung : 
die directen Steuern in Hamburg, im Heft IIL der Statiftil des Ham— 
burger Staats. Hamburg 1871. p. 139 ff. Ob in den genannten Ge— 
fegen der Begriff „zahlreiche Familie‘ näher beftimmt war, tft dort nicht 
erjichtlih. ES Scheint nicht der Fall geweſen zu fein. 

16) Die bezüglichen Gejete von Lübeck, Bremen, Braunfchweig, Heffen, 
Oldenburg, Altenburg, Weimar zc. haben mir unmittelbar vorgelegen, zum 
größten Theil auf Erſuchen von den betreffenden Regierungen mit großer 
Bereitwilligfeit mir übermittelt. Für diefe Gefälligfeit fage ich an dieſer 
Stelle meinen verbindlichen Dank. 

17) Bergl. Kollmann, Einfommenfteuer in Lübe in Bd. XIV der 
Jenenſer Jahrbücher (1870. I. p. 96 ff.). 

18) Das neuefte dieſes Geſetz ändernde Gejeg vom Sommer 1874 Tag 
mir leider nit vor. Anfcheinend fchließt es fih im Wefentlihen an die 
Beitimmungen der alten Schofordnung an. 

19) Im Sommer 1874 gejchrieben. Der bezüglihe Entwurf, von 
der II. Kammer amendirt, Tiegt noch der Commifiion der I. Kammer vor. 
Inzwiſchen iſt der Landtag vertagt. 

19 4) Vergl. über dieſe Vermögensverhältniſſe den Aufſatz: Gemeinde— 
vermögen und -Haushalt in Sachſen, p. 97 ff. der Zeitſchrift des k. ſächſiſchen 
ftatift. Büreau. 1868. 

20) Ich komme hierauf unten zurüd. Der bezügliche $. 7 des Geſetzes 
lautete: „Die Steuer wird in 3 Hauptclaſſen und in jeder Hauptclafje nad) Ab— 
ftufungen erhoben, in welche die einzelnen Steuerpflichtigen unter Berückſichtigung 
der für die Hauptelaffen gegebenen allgemeinen Unterſcheidungsmerk male einer- 
feit3, andererfeit3 aber unter Berücfichtigung ihrer gefammten Verhältniffe und 
der durch diefe bedingten beſonderen Leiftungsfähigkeit einzufchägen find. 

Die niedrigfte (erfte) Hauptclaſſe umfaßt im Allgemeinen diejenigen 
Grumdbejiter und Gewerbtreibenden, welche nad) dem Umfange und der Bes 
ſchaffenheit ihres Beſitzthums oder Gewerbes durch das hiedurch gewährte 
Einkommen nicht ſelbſtſtändig beſtehen können und ſich daher noch Nebenver— 
dienſt, namentlich durch Tagelohn oder dieſem ähnliche Lohnarbeit ſuchen 
müſſen; außerdem die gewöhnlichen Lohnarbeiter, die Handwerksgeſellen, das 
gewöhnliche Geſinde und die Tagelöhner. 

Zur zweiten Hauptclaſſe gehören diejenigen kleineren Grundeigenthümer und 
Gewerbetreibenden, welche von dem aus ihrem Beſitzthume oder Gewerbe 
ihnen zufließenden Ertrag ſchon ſelbſtſtändig zu beſtehen im Stande ſind“ ꝛc. 
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21) Ih entnehme die folgenden Notizen dem Material, das mir von 
den preußischen und ſächſiſchen Städten (über 10,000 Einwohner) auf mein 
Erſuchen in freundlicher Bereitwilligkeit zur Herftellung deutſcher communaler 
Finanzſtatiſtik, insbeſ. einer Statiſtik des Communaleinkommenſteuerweſens, 
übermittelt iſt. Das ſpäter eingehender zu verarbeitende Material enthält 
theils Antworten auf geſtellte Fragen, theils die bezüglichen Steuer-Regulative 
und Verwaltungsberichte. Lücken in dieſem Material habe ich, ſoweit thunlich 
durch Privatcorreſpondenz zu ergänzen geſucht. Doch hat es deſſen bei der 
großen Bereitwilligkeit der erſuchten Stadträthe und Magiſtrate — für die 
ich denſelben hiemit meinen ſehr verbindlichen Dank ſage, nur in ſeltenen 
Fällen bedurft. 

22) So z. B. in Luckenwalde (nach dem Regulativ vom 15. December 
1865) und nach dem unten noch zu Bemerkenden in Stettin. 

22a) Warum die großen Städte, wie Dresden, Leipzig, Zwäckau 
zc. bier nicht in Betrahtung kommen, ift con oben bemerkt. % eipzig 
bereitet übrigens nad) von dort mir zu Theil gemordener gefälliger Nach— 
richt, bereit3 ein Communaleinfommenfteuer= Regulativ vor. 

23) Ihre Mittheilung und die der im Folgenden citirten Geſetzes— 
motive verdanfe ic) ebenfallS der äußerſt dankenswerthen Gefälligkeit der 
oldenburgischen Regierung (Bergl. Anmerf. 16). 

23 a) Vergl. dieſes und die folgenden Gefege in dem fchon  citirten 
Werke das englishe Einkommenſteuergeſetz ce. Münden 1853. 

24) Vergl. Deputationsbericht der ſächſ. I. Kammer von 1872 p. 
3288 der Mittheilungen über die Verhandlungen ꝛc. Jene Steuer wird dort 
Clafjenftener genannt. Natürlich dachte man dabei aber nicht an eine jih 
— gleich der früheren oldenburgiſchen und preußiſchen Steuer dieſes Namens 
an die Claſſenunterſchiede der Bevölkerung anlehnende Steuer, ſondern an 
eine beſondere Art Einkommenſteuer in dem im Text näher dargelegten Sinne 
ähnlich der heutigen Klafjenfteuer. 

24a) Vergl. oben Anmerkung 19 über den jegigen Stand dieſer Sache 
(au Gapitel I. hier). 

25) Bergl. Chlupp von Chlonau, fyftemat. Handbucd der dir. Steuern 
xc. 4. Aufl. Wien. 1873. 

25a) Die fonft fo ausführlichen Motive (Bd. II. Wien 1874) er: 
wähnen auffallender Weife dieſes Punktes überhaupt wicht Bergl. auch oben 
Anmerfg. 26. zu Capitel II. 

26) Vergl. diefe z. B. in Einen directe Steuern in 
Preußen. Bd. II. (Berlin, .4. Ausgabe 1859). 

26a) Obwohl, wie oben ſchon erwähnt ift, Die gejeggebenden Factoren 
bei den Verhandlungen über dieſes Geſetz nicht nur die Natur jener Steuer 
al3 Einfommenftener anerkannt, fondern auch einzelne vorgeſchlagene Abände: 
rungen derjelben gerade mit Nücficht auf diefe Natur abgelehnt haben. Das 
neue Geſetz befindet fi auch in Hirth's Annalen: Jahrg. 1874 Wr. 7. 
Materialien zu einer Reichseinkommenſteuer Nr. III p. 927 ff. 
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27) Vergl. oben Anmerfg. 20. 

28) Bergl. 3. B. Schimmelpfennig a. a. D. p. 29. (Sch. gehört 
zu den verbreitetiten Handbüchern in Sachen der preußiſchen Steuerpraris) 
und Sentrup (Geh. Oberfinanzrath und vortragender Rath im f. Finanz- 
miniftertum): das Gefeß betreffend die Einführung einer Claſſen- und 
claffifictrten Einfommenfteuer vom 1. Mai 1851 15. Aufl. 1867. p. 107 f.) 
E. giebt ebenſo wie Sch. eine Abftufung von Einfommensclafjen bis zu dem 
Betrage von 100 Ath. und darunter, und nimmt hiebei auf ein (übrigens 
nicht mitgetheiltes) Reſcript des Finanzminiftertums und des Miniſteriums 
des Innern vom 31. Mat 1864 Bezug. Indeſſen ift von Ceiten des 
Finanzminiſteriums neuerdings in Abrede geftellt, daß durch Refcript ſolche 
Einfommensabtheilung vorgejehen fei. 

28a) Die Aufnahme jener Worte in das Geſetz Seitens der Gommif- 
jion des Abgeordnetenhaufes ging aus der Abficht hervor „den Beranlagungs- 
behörden einen feften Anhalt zu gewähren und die Angelegenheit der 
Regelung durch Minifterial-Inftruction zu entziehen.” (Comiſſionsbericht 
vom 15. Februar 1873 8. 7). 

29) Der einzige ftrittige Fall, der in beiden Werfen angezogen ift, 
betrifft die Gehalt3abzüge wegen Schulden durch das Gericht. Auch in dieſem 
Fall ift indeſſen durch das Refcript vom 13. Juli 1853 lediglid) auf die 
Haren Worte des Geſetzes Bezug genommen, mwonad „nur die Zinjen 
der nachgewiefenen Schulden in Abzug gebracht werden dürfen, die Abzah- 
lungen an dem Schuldcapital jelbft daher nicht zu berücfichtigen find.” (Sen: 
trup: a a. O. p. 82 und Schimmelpfennig: Die preuf. directen 
Steuern Thl. II 1859. 4. Aufl. p. 175. Neuere Auflagen diefer Werke 
liegen mir freilich nicht vor). 

30) Bergl. in Bon den Brinken: das Geſetz betr. die Einführung 
einer Claſſen- und clafjificirten Einfommenfteuer 1873 p. 74 ff., desgl. in 
Hirths Annalen Jahrgang 1874 a. a. D. 

31) Naſſe aa. O. p. 4. 

31a) Und was zu thun Naffe übrigens auc weit entfernt ift. 

32) Gutachten p. 25. Der gefperrte Druck von „gemildert“ ift hier, 
wie auch fonft dieſſeits veranlaft. 

32a) In dem oben angenommenen Sinne dieſes Worts. 

33) Die Einfommenftener, finanzwifjenichaftliche Studien zur Reform der 
directen Steuern in Deutfchland. Bonn 1872. 

33a) Den hiefür angeführten Gründen vermag id) mid) nicht ganz 
anzufchliegen. Wenn Held z. B. fagt: „Wer könnte es als ungeredht und 
naturwidrig bezeichnen, wenn etwa der Staat verfucht, durch feine Steuer: 
vertheilung an der al3 unerträglid empfundenen Einfommensvertheilung durd) 
den freien Verkehr eine mäßige Remedur anzubringen ?”’ — jo heißt das m. 
D. wie ſchon bemerkt — ein nicht unbevenkliches u. jedenfalls der Steuer 
als folcher fremdes Clement in diefelbe hineintragen. Auch daß die Pro: 
porttionalität eine Conſequenz des freien laissez faire fei, kann ich nicht zu= 
geben. Diefes Princip führt in feinen Conſequenzen vielmehr zur Leiftung 


Be — — 
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nad) den zu empfangenden Gegenleiftungen, zum „Beitrag“ im ‚obigen 
Sinne, niht zur „Steuer. 

34) Bergl. insbefondere p. 3, 58, 66 md 72 a. a. O. 

34a) Ich habe mich über diefen Gegenftand an anderem Orte jchon 
ausführlicher verbreitet. (Jahrgang 1872 und 1869 der Tübinger Zeitihrift.) 

35) 3. B. bezüglich des ſ. g. Unternehmereinfommens, vgl. p. 78 ff. 
a.a.dD. 
35a) Unter den von Held aufgeftellten 5 Örundjägen der Beſteuerung 
lautet nehmlich der an die Spige gejtellte, dem auch zuvor eine längere 
Ausführung gewidmet iſt, jo: 

1) „Ale Steuern jollen wo möglich nur aus dem Nattonaleinfommen 
gezahlt werden“ (p. 100). — Was jene Ausführung ſelbſt betrifft, jo jcheint 
es mir 3. B. ganz und gar hinfällig, daß Das Einzeleinfommen nur als 
Antheil am Gejammteinfommen richtig verjtanden werden kann (p. 39), oder 
daß wir und die Ericheinungen der Gütervertheilung richtiger erklären, wenn 
wir .auf diefem Gebiete von der Gejammthett zu dem Einzelnen übergehen 
(p. 70), daß es „nothwendig“ ift, das Einzeleinfommen al3 Theil des Geſammt⸗ 
einfommens aufzufalien, (p. 77) u. ſ. w. 

Durd) ſolche Annahmen wird Held denn auch zu jener allerdings zum 
Theil nur hypothetiſch ausgejprochenen Rechtfertigung der Ertragsfteuern 
geführt, — deren Begründung m. D. ebenfo wenig ftihhaltig ift. Er jagt 
(p. 186): „Beide Steuerarten — sc. Einfommen= und Ertragsfteuern — 
„haben ihre eigenthümlichen Vorzüge in Bezug auf unfere allgemeinen Prin: 
cipien. Die Ertragsiteuer iſt durchaus gerecht ich, wenn man davon 
ausgeht, daß die Steuern ein Theil des Nationalein— 
kommens ſind, der dem Staate kraft eigenen Rechts ge— 
bührt.“ Von dieſer letzteren Annahme ſcheint Held aber in der That aus: 
zugehen, denn er fährt fort: „Niemand fann es dem Staat als eine 
Ungeredhtigfeit vorwerfen, wenn er demgemäß den einfachen Weg 
wählt, ſich durch Belegung der fachlichen Erwerböquellen einen Theil des 
muthmaßlichen Nationaleinfommens von vornherein zu rejerviren. Die Frage 
nah der Bertheilung der Steuerlaft unter die Reicheren 
und Aermeren wird bier, wenn nicht ganz gegenftandslos, 
wie bet dem privatrechtlichen Einfommen, jo Doch weniger dringend. 
Denn eine lange Zeit hindurch beftehende Ertragsfteuer wird, wie eine alte 
Acciſe, ein vorher bekanntes lucrum cessans, eine unvermeidlihe Erhöhung 
der Selbitfoften, welhe man bei der Wahl der Erwerbsart in Anſchlag 
bringt. Dies find die principiellen Lichtjeiten der Ertrags: 
ftenern“. (!) (Der,geiperrte Drud ift diesjeit3 veranlaft.) Weiter werden 
dann, nachdem auf die Nachtheile der Ertragsftenern verwiefen ift, die in 
ihrer Neigung zur unveränderlihen Geftaltung und darin bejtänden, daß jie 
den „Gedanken der öffentlichen Pflicht Aller“ nicht „rein verwirklichten” — 
auch die Nachtheile der „Perſonal- und Cinfommenfteuer‘‘, gegenüber ben 
Ertragsſteuern behandelt und mit folgenden Worten dargelegt: 

„Dem gegenüber haben Perfonal- und Einfommenftenern den Nahtheil(!), 
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daß die unendlich ſchwierige Frage nach einem rechnerifchen Verhältniß zwiſchen 
Steuer und Einfommen, oder allgemeiner gejagt, ökonomiſch gemefjener 
Leiftungsfähigkett des Einzelnen gelöft werden muß, und daß dieje Yöjung, 
mag fie ausfallen, wie fie will, niemal3 Alle befriedigen und niemals jo aus— 
fallen wird, daß im unbeftreitbaver Weife die beiden Rüdfichten gegen die 
Aermeren und NReicheren im denfbar vollfommenften Maaße beobachtet find‘ ꝛc. 

Alles das wird m. D. hinfällig, wenn wir ung vergegenmwärtigen, daß 
das Einfommen des Staats nicht dem Sceinbilde des Nationaleintommens, 
fondern den Einfommen der Einzelnen zu entnehmen ift, und ed nur in 
Frage fommen kann: Wie hat dieje Entnahme in gerechter Weiſe zu ges 
ſchehen. Dann erjcheint es ung nicht als eine „Lichtſeite“, ſondern als bar— 
barifche Ungerechtigkeit, daß bei den Ertragsfteuern „die Frage nah der Ver: 
theilung der Eteuerlaft unter die Reicheren und Aermeren“ — gegenftandslos 
oder Doch weniger dringend ift, und e3 erjcheint nicht als Nachtheil, ſondern 
als Vorzug, daß bet den perjonalen Steuern die Frage nad) den Verhältniß 
zwiichen Steuer und Yeiftungsfähigfeit gelöft vefp. zu löſen verfucht werden 
muß u. ſ. w. Eine Ausnahme hievon findet nur ftatt, wenn uralte Grund- 
fteuern thatſächlich und vechtlih zu Neallaften jo zu jagen — kryſtalliſirt 
find. In ſolchem — an fi ſehr feltenen Falle ftehen dieſe Abgaben 
etwa dem Domänenbejit gleich, und es fommt dann nicht mehr auf ihr Ver: 
hältniß zur Yeiftungsfähigkeit der Einzelnen an. Im foldem Falle aber find 
jene Abgaben auch nicht mehr Steuern, fondern Reallaften und dürſen 
alſo auch nicht al3 „Ertragsſteuern“ den Einfommenfteuern in der gedachten 
Weife gegenübergeftellt werden. Was man endlid) jonft furzweg Ertrags— 
fteuern nennt, darf in jener Weife durchaus nicht mit den Grund= und Ge- 
bäudefteuern in eine Yinte geftellt werden. Selbft die Gemwerbefteuer, die noch 
die meifte Aehnlichkeit mit ihnen zeigt, iſt durch ihre größere Flüffigkeit (jähr— 
liche Steuerveranlagung ꝛc.), durch den Umftand, daß fie vegelmäftg in Weg- 
fall kommt, wenn die betreffende Fabrik, Mühle, Anftalt xc. in einem Jahre 
nicht in Betrieb gejett ift zc. — himmelweit von jenen Steuern verfchieden, 
die in einem Jahrhundert höchftens 2—3 mal veranlagt werden, die unab= 
hängig von dem Betriebe gezahlt werden müffen ꝛc. 

36) p. 86 ff. a. a. O. 

37) p. 89 a. a. D. Wegen der „ethiſch politiſchen Bedeutung des 
Steuerzahlens“ wird es ſogar auf p. 107 geradezu empfohlen „alle die— 
jenigen zu beſteuern, die ein Einkommen von ihrem Standpunkte aus haben, 
ohne daß dies ein Antheil am Geſammteinkommen wäre“. 

38) p. 95 ff., insbeſondere p. 100 und p. 121. 

39) Daß dieſe Regel übrigens nur mit Ausnahmen gilt, deutet Held 
ſelbſt an (vergl. auch p. 137). Allerdings hat er dabei andere Ausnahmen 
im Sinne als Verfaſſer. — Weiteres hierüber folgt unten im 4. Capitel. 

40) Vergl. p. 120 unten und p. 136 unten. 

41) 8. 112 ff. Der Conner zwiſchen dieſem Gedanken und dem der 
Beſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit wird ni fallor, nirgends berührt. 

42) p. 212. 
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43) Im gewiffen Sinne kann man freilid jagen: dieſer und jener 
Grundſatz ftehen in naher Veziehung, der eine ergiebt ſich aus dem andern. 
Indeſſen weift Held felbft nicht auf dieſen Zuſammenhang jener Grundfäge 
hin. Er behandelt fie getrennt, den einen zurückweiſend, den andern aner- 
fennend. 

44, Gutachten p. 23. 

45) Im Öutachten wird nur die Unerheblichkeit diefer Forderung betont. 
In dem größeren Werke wird fie — bei mäßiger Beſteuerung der unteren 
Claſſen — eine „ſtörende Subtilität“ genannt und bei ihrer Bekämpfung 
geltend gemacht, daß „es doch in den meiſten Fällen beſſer gelingen wird, das 
fundirte Einkommen richtig einzuſchätzen“'. Letztere Behauptung halte ich für 
ganz unrichtig. Nichts entzieht ſich leichter der Beſteuerung als Capitalbeſitz, 
nichts ſchwerer als Beamtenbeſoldungen, Arbeitslöhne ꝛc. 

46) p. 24 a. a. O. (tim Gutachten). 

47) p. 29 a. a. O. 

48) p. 29 f._der ſiebenten Auflage von 1874, vergl. auch p. 269 ff. 
48a. Würden Ddergleihen Fälle ebenſo oft zur Cognition der Behörden 
fommen al3 Steuerſachen, jo würden letztere jich bei den auf jene bezüg- 
lihen Borichriften in manchen Beziehungen Raths erholen fünnen, im denen 
fie heute jolche Stüte entbehren müfjen. Die F Frage nad) der Berechtigung progreſſi 
ver Belaſtung, höherer Belaſtung fundirten Einkommens, der Rückſichtnahme auf 
die Zahl der Familienangehörigen mehrerer zur Gewährung von Unter: 
ftügungen Berpflichteter ꝛc. — alle8 Das würde im Familienrechte eine nicht 
minder wichtige Rolle ſpielen, als heute im Finanzwejen, 

49) Freilich niht in dem Maaße ungerecht, wie oft behauptet wird, 
da ein Theil folder Steuern im Allgemeinen in der That die Natur einer 
vom Beliger bei dem Grundſtückskaufe in Anſchlag gebrachten Reallaft hat, 
was weiter auszuführen bier niht am Orte üft. 

50) Ein Mäntelhen wurde diefer trefflihen Ausführung freilich noch 
mit dem Zufage umgehängt: „und in der hierin (?!) begründeten Ueberzeugung, 
daß es der freien Entwidelung der Verkehrsverhältniſſe im Großen umd 
Ganzen (mie vorfichtig!) gelingen werde, die daraus entftehenden Ungleich— 
heiten möglichſt (sie!) auszugleichen‘. Warum jollte aber ſolche Hoffnung bei 
einer allgemeinen, gleihmäßtgen Befteuerung nad) der Zahl der Zähne nicht 
auch ausgejprocden werden fünnen ?! 


IV. Zuiäte und Anmerkungen zum vierten Capitel. 

1) Die -englifche Einfommenfteuer x. (Münden 1853). Einleitung 
LIE, 

1a) Wolowski: L’impöt sur le revenu. Paris 1872. p. 17. 


2) Ob dies vielleicht unter rn Reſerven gejchehen, erhellt nicht. 
2a) Eine Ausnahme maht z. B. Schäffle, der in feinem Lehrbuche 
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der Progreffion geneigt ift und über diefen Gegenftand Beachtenswerthes giebt. 
(Das Geſellſchaftliche Syftem der menſchl. Wirthſch. TH. II. [1873] p. 404 ff.) 
Vergl. unten Anmerkung 40. 
3) histoire de l’impöt sur le revenu. p. 149. 
3a) Die bezüglichen Quellen find die ſchon oft genannten, für Holland 
beziehe ich mich übrigens auf Parieu a. a. D. und für die Oberlaufig auf 
Ju deich, Rentenfteuer. Dresden 1857, p. 6. Derfelbe meint: „Das Prin- 
cip progreffiver Beſteuerung durchweht bereit feit mehr ald 2 Jahrhunderten 
alle diefen Gegenftand betreffenden (deutjchen) Reichs- und Particulargefege. 
4) Im Einzelnen viel höher, 3. B. bei Einfommen von 1400—1600 
Rthlr. auf durchſchnittlich 2,80, bei Einfommen von 3200—3600 refp. 
3600—4000 auf durchſchnittlich 2,82 refp. 2,84 Procent, dagegen 
3 3. bei Einkommen von 4800—6000 Rthlr. auf durchſchnittlich 2,67 
Procent (vergl. p. 36 a. a. D. auch Anmerkung 28 zu Capitel III oben). 
5) Vergl. außer dem bez. amtlichen Material z.B. auh von den 
Brinten a. a. O. p. 15. 
6) Gefegfammlung 1822. p. 184 ff. 
7) Die bezüglihen Nachrichten und Regulative verdanke ich, wie bemerkt, 
der Gefälligkeit der Magiftrate, für welche ich legteren vielen Dank ſchulde. 
3) Wenigſtens geihah dies 1872 thatſächlich. 
9) Nach dem Königsberger Tarif find zu zahlen bet einem Ein— 
fommen von 100— 200 Rthlre: 1 Procent 
n 150 - 200 " 1'; 2 
200— 250  ,„ 12; | 
„ 2350— 30 „2 
350—- 400 „ 2 3 
„ 400— 450 „ 2 „ 
450— 50 „ 3 „ 
500—150  „ 3%  „ 
über 1500 u — 
9a) Nachträglich find mir die erbetenen Nachrichten aus Vierſen zu— 
gegangen. Danach wurden im Jahr 1872 dort folgende Zuſchlagsſätze zur 
Staats-, Claſſen- und Einkommenſteuer erhoben: 
Stufe 1a, bleibt frei, 
„ tb und 2 zahlen je 100 Procent 
„ 3 (83 Rble) „ 250 „ 
Z 4 (4 " 2 276 „ 
und den gleichen Zuſchlagsſatz entrichteten auch die folgenden Stufen der 
Glaffen und der fämmtlihen Stufen der Einfommenfteuer (Negulativ vom 8. 
Jan. 1870). Die Etadt erhob daneben befonders veranlagte Einkommen— 
ſteuer von den Forenfen ꝛc. (5754 Rthlr.), und Zufchläge zu der Gewerbes 
ftener (2625 Rthlr.) und zur Grund= und Gebäudefteuer (6839 Athlr.). 
10) Bergl. die Steuergeſetze für das Königreich Bayern. Würz— 
burg 1863. 
11) Vergl. aufer Regenaner, Staat3haushalt zc. auch die Steuer= 
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gejeggebung des Grofherzogthums Baden. Mannheim 1858 und bez. ver 
neueren Geſetze: Abjchnitt VI. des badischen Bürgerbuh. 2 Auflage. 
Heidelberg, 1872. 

12) Diefer Entwurf ift allgemein zugänglich gemadjt durch den Abdruck 
in Het, Das bad. Steuerſyſtem. Mannheim 1874. 

13) Das Wörtchen circa ift deshalb geboten, weil die in Rede ftehende 
Steuer eine clafjfificirte Einfommenfteuer werden und hiebei gerechnet 
werden jollte: 

Einfommen von 1500—1800 M. = 1500 M. 
1800—2100 „ = 1800 
2100—2400 „ — 2100 „ 
2400—2700 „ — 2400 „ 
2700-3000 „ = 2700 
u. ſ. w., demnach der Brocentfat der Steuer nicht von dem thatjächlichen 
Einfommen , jondern von dem niedrigften Eintommen der betr. Claſſe be 
rechnet werden jollte. 

13 a) Weitere vergl. bei Had a. a. D. (Tübinger Zeitichrift, 1872). 

14) Ich verdanfe diefes und die meiften folgenden Geſetze, wie ſchon 
bemerkt, der Gefälligkeit der betr. Regierungen. 

15) Bergl. hierüber auch die befondere Ausgabe des Gewerbe- umd 
Perjonalfteuergefees des Künigreih Sachſen. Dresden, 1863 (mit Nad- 
trägen von 1868 ff.). 

16) Bergl. die nicht bloß für Sachſen beachtenswerthen Aufſätze: die 
directen Steuern im Königreich Sachſen im Jahrg. 1858 der Zeitſchrift d. k. 
ſächſ. ſtatiſchen Bureau. 

17) Ich verdanke dieſe und manche im Folgenden benutzte Notizen der 
gef. Auskunft der bezüglichen Behörden. 

18) Lehzen: Hannovers Staatshaushalt. 1853. Bd. J. p. 349 
ff, dazu auch Hanßen: die hannöv. Geſetzgebung über die perſönl. directen 
Steuern im Bd. X. des Archivs der polit. Oekonomie. Neue Folge p. 
122 ff. 

19) Die Braunfchweiger, Oldenburger, Bremer und Lübecker Gejete 
verdanfe ich der Gefälligfeit der dortigen Behörden. Das neuefte Bremer 
Dermögenfteuergefeg (vom Sommer 1874) hat mir leider nicht vorgelegen. 

20) Bergl. die Aufjäge über die thüringiſchen Einkommenſteuern um 
Bd. X. und XII. der Jenenſer Jahrbücher für Nationalöfonomie und 
Statiſtik. 

21) Meines Wiſſens nur zugänglich in der Geſetzſammlung des Herzog— 
thums Sachſen⸗Altenburg (p. 97 ff., Jahrg 1868, Stück VII). 

22) Mitgetheilt in dem ſchon mehrfach cirtirten Werke: die engliſche 
Einkommenſteuer. München, 1853. 

23) Vergl. Chlupp Ritter von Chlonau: Handbuch der directen 
Steuern in den vom Reichsrath vertretenen Königreichen ꝛc. Wien, 1873, 
p. 177, auch den Gejegestert in dem Werk: Die engliſche Einkommenſteuer. 
Münden, 1853. 
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24) Die Kenntniß diefer Gefege verdanfe ih — mie ſchon bemerkt ift 
— der Gefälligfeit des Kaiferl. deutſchen Generalconfulates in Kopenhagen. 

25) a. a O. P. I. p. 46 f. 

26) Bode a. a. O. GGeſchichte der Steuern des brit. Reichs 1866) 
berechnet bei einem Eteuerfuß von 6 Pence vom Pfund den Steuerjatz 

auf 1 Procent bei 100 Pfund Einfommen, 
" 1!/ „ „ 150 „ nm 
12, „ 2 199 2 „ 
„ 2a „ über 200 „ — 
(p. 583). Bezüglich der Schweiz vergl. noch unten Anm. 95 hier. 

27) Die Gewerbefteuern ftehen in diefen, wie in manchen anderen Be 
‚ziehungen, in der Mitte zwifchen diefen und jenen Kategorien der Steuern. 
Sie find — mie wir gejehen haben — zum Theil progrejfiv angelegt. Ueber 
das Schwanken mander Steuer zwiſchen Einfommen- und Ertragsfteuern vergl. 
namentlich auch Helferich a. a. O. 

27a) Daß es einzelne fonderbare Ausnahmen giebt (vergl. 3. B. die in 
Hirth3 Annalen p. 993 a. a D,, Jahrg. 1874, gegebenen Citate), wird 
Niemand Wunder nehmen. Was ift auf volfswirthfchaftlichem Gebiete noch 
nicht behauptet worden ?! Die Abfertigung Braun’s a. a. D., der geradezu 
gejagt hatte: — unter progreffiver Einfommenftener — „pflegt man jenes 
Syſtem zu verftehen, wonach der Procentjag mit dem Einfommen wächſt, ſo 
lange bis er daffelbe verſchlingt“ — ift ficherlic eine wohl 
verdiente. 

28) a. a. O. p. 579. 

28a) Bode a. a. O. p. 565 ff. 

29) Judeich a. a. d.p. 6. 

5 29 a) Vergl. indefjen auch das oben in Anmerkung 26 zu Gapitel II. 
ſagte. 

30) Wie oben ausgeführt wurde, vor dem Minimalbetrage der be= 
treffenden Stufe. 

31) Vergl. oben Anmerkung 4 zu Capitel IV. und Anmerkung 28 zu 
Gapitel II. | 

32) Immer — foweit Einfommen früher entſcheidend war (vergl. An- 
merfung 28 zu Capitel III). 

33) Der Ausnahme gedente ich Tpäter. 

34) Die Vorlage ift auch beſonders im Buchhandel erfchienen. Dresden 
1871. (Entwurf eines Geſetzes über die directe Befteuerung). 

35) p. 142 im Motiwenbericht. Bd. II. 

36) Gutachten der Commiſſion zc. Dresden, 1869, p. 100 (dürfte aud) 
im Buchhandel fein). 

362) p. 22 dieſes Berichtes, 

37) In dem oben angenommenen Sinne. 

37a) Auch wird unter diefem Geficht3punfte das oben zu Anmerkung 
26 zu Gapitel II. Bemerfte auf das Maaß der Progreffion von Einfluß 
jein müſſen. 

Säriften VIII. — Progr. Gintommenfteuer. 15 


"„ 
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38) Verhandlung vom 11. November 1869, p. 446. Der Kreistag 
dieſes Kreifes petitionirte damal3 um Aufrechthaltung der Steuerprogreffion. 
39) Diefer Gefichtspunft wird jetzt jehr vielfach geltend gemacht. Einer 
der erften, der ihm ausgeführt, dürfte Emminghaus fein. Vergl. feine 
beiden beachtenswerthen Artikel: 
Eintommenfteuer 
und | 
Steuerprogrefjion 
im Handwörterbud) der Volkswirthſchaftslehre. 2. Ausg. 1870. 

40) Mit’ Recht jagt Schäffle a. a. O. p. 404 f.: 

Mau hat freilich gejagt, confequenter Weife müffe die Progreifivfcala des 
Steuerfhend endlich jo weit gehen, um das ganze Einfommen zu verjchlingen ; 
bet 1 Procent mehr Steuerfuß auf jedes folgende 1000 Eintommen wäre 
das Hundertfte Taufend ganz dem Steuerjädel auszuliefern. Diefe Behauptung 
it ein Windmühlengefeht, denn Niemand behauptet, daß das legte 
Hundertftel eines größeren Einfommensd garfeinen individuellen Werth 
mehr habe. Im Gegentheil, e8 werden frühe Gränzen eintreten, von wo 
an die Steuerprogreifion den relativ niedrigeren Individualwerth der höheren 
Einkünfte völlig eingeholt hat. Das Gejammteinfommen wird fid) in unent- 
behrlihe, ſchwer entbehrliche, Leicht entbehrliche, faſt überflüffige Theile 
gruppiren laſſen, jo daß ein wenig abgeftufter, mäßig anfteigender Steuer: 
fuß Niemand ein Unrecht thut“ u. ſ. w. 

41) Zumal aud immer in Anſchlag gebradht werden muß: das oben 
bezüglich der „Beiträge“ Bemerkte fowohl, wie das, was in Anmerkung 26 
des Capitels IT. berührt ift. 

42) De la propriete. Bruxelles 1849, p. 204 und p. 207. 

43) p. 205. 

44) Bergl. bei Engel a. a. D. (Jahrgang 1858 der Zeitjchrift des 
k. ſächſ. ftatift. Bureau). 

45) p. 207 a.a. D. 

46) Bergl. Gemeindezeitung, 1874, Nr. 29. 

47) Nah den oft genannten Quellen mit der oft erwähnten Reſerve 
ausgeſprochen: jo weit das Einkommen entjceidet ꝛc. 

48) Marimalbetrag, wie oben. 

48a) Auf die Nothwendigkeit ſolcher Aenderungen verwies Derjenige, 
der ımter allen deutſchen Theoretifern m. D. das Meiſte vom Steuerweſen 
verftand, der leider fo früh dahingefchiedene C. ©. Krieg im Jahre 1855 
in dem ſehr beachtenswerthen Aufſatze: Die Ergebnifje der preuß. Einkommen— 
fteuer und Vorſchläge zu ihrer Verbefferung. (Tübinger Zeitſchrift für Staat? 
wiſſenſchaft, Bd. XI., p. 361 fi. 

49) Ganz abgejehen von Anderem — Iegt nicht Jeder feinem Gel 
einen geringeren Werth im Augenblide bei, da er größere Caſſe hat, um 
größeren Werth, wenn feine Caſſe ſchlecht beftellt iſt? Iſt alfo nicht im der 
That Schon hienach derſelbe Betrag — durd) indirecte Steuer entnommen 
— feinem Werthe nad) ein geringerer, kleinerer — für den Zahlenden, 
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al3 wenn er durch die despotiich, zu beſtimmter Zeit fordernde directe Abgabe 


entnommen wird?! 


nimmt geringeren im erfteren Falle. 

50) Die bezüglihen Zahlen für die ſtädtiſche Bevölkerung der im 
Folgenden hauptſächlich in Betracht kommenden Regierungs-Bezirke Königs: 
berg, Pofen, Danzig, Oppeln, Bromberg und Cöslin in Stufe 1a find 


nehmlich folgende. 


Di «öffentliche Caſſe erhält den gleichen Werth, aber fie 


Eingezahlt wurden 1871 folgende Glafjenfteuerbeträge: 


im Reg.-Bezirt Königsberg 


Mahnun q en hierauf fanden ftatt: 


im Reg.Bezirk Königsberg 


15.472 Rthlr., 

Gumbinnen 8.060  „ 
Marienwerder 10.653 „ 
Pojen 17.505 „ 
Danzig 3491 „ 
Oppeln 16.405 „ 
Bromberg 9.423 „ 
Cöslin 71.340 „ 
123.519, 

Gumbinnen 25.838 
Marienwerder 73.437 
Pojen 75.388 
Danzig 10.406 
Dppeln 49,908 
Bromberg 38.773 

Cöslin 25.098. 


Ferner verfügte, veip. fruchtlos vollftredte Executionen: 


im Reg.-Bezirt Königsberg 


Sumbinnen 11.408 


Marienwerder 


Poſen 
Danzig 
Oppeln 


Bromberg 


Cöslin 


46.451 
43.366 

7.296 
27.544 
27.019 
15.983 


und endlich betrugen in jener Stufe die durch die 


verurſachten Laſten: 


im Reg⸗Bezirk Königsberg 


"„ " 


(Actenſtück Nr. 


Gumbinnen 1334 
Marienwerder 3139 
Pojen 2475 
Danzig 486 
Dppeln 1988 
Bromberg 1119 
Cöslin 851 


9 der Beilagen, p. 24 f.). 


54.860, reſp. 25.967, 
2.302 


16.121 
„ 11.065 
„2.457 
„9.382 
13.702 
10.169 
Beitreibungsmaafregeln 


" 


3713 Rihlr. 


"„ 
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50 a) Wie der gejchlechtliche Leichtfinn der Slawen fi in der großen 
Bahl der Geburten und der großen Kinderfterblichkeit ſpiegelt (Unfere Kennt: 
niß von den focialen Zuftänden ꝛc. in den Jenenſer Jahrbücern. Jahrg. 
1872, p. 295 ff. und 331 ff), fo die wirthſchaftliche Leichtlebigfeit in 
jenen Ziffern. 

51) So hieß es in den Motiven des eingebrachten Entwurfs, p. 160: 

— „Anmahnungen und Executtonen find nothwendig, um die Steuer 
erecution durchzufegen, und tragen ihrerjeitS wieder dazu bei, die Belaftung 
durch die Steuer zu verftärfen, das Gefühl einer im Vergleich mit der Be— 
fteuerung der leiftungsfähigeren Bevölkerung ftrengen Behandlung der 
auf das Nothwendige bejchränften Unbemittelten zu verbreiten” — (die 
Steuer) „berührt unzweifelhaft die unterfte Gränze aller Leiftung3: 
fähigfeit; in niht wenigen Fällen greift fie nody unter dieje 
Leiftungsfähigkeit hinab“, — e3 „wird fid) immer eine beträchtliche 
Zahl folder Perfonen nachweifen laſſen, bei denen die Steuern nicht mehr 
durd) Berfagung des Entbehrlichen erübrigt werden kann, jondern die Ent- 
behrung des Nothwendigen fordert” ꝛc. Und zur Verhandlung vom 21. 
Februar 1872 fagte der Bertreter des Finanz-Minifterd nad) Unterbreitung 
von ftatiftiichem Meaterial über die Beitreibungskoften der Claffenfteuer (p. 
901 der Verhandlungs-Berichte) : 


„Meine Herren, wenn Ste erwägen, welde Summe von wirthſchaft— 
liher Unzweckmäßigkeit, um es gelinde auszudrüden, imeinen 
jolhen Verfahren liegt, dann, glaube ic), werden Ste doch das Streben der 
Staatö-Regterung, dieje Stufe (Stufe 1a) aus der Elaffenfteuer 
zu entfernen, vollfommen vereinbar finden mit der pietät3pollften Hingabe 
an den Schöpfer unſeres Steuerfyftens.“ 

51a) Genauer nicht voll 2°/,, Millionen. 

52) Man denfe an die Schwierigkeit richtiger Wohnungseinfhägung auf 
dem Lande, die Schwierigkeit, den Werth der Nutzung eines Stücks Kartoffel: 
land, einer eingeräumten Weideberechtigung zc. richtig einzufchäten. Ich komme 
darauf zurüd. 

52a) Nr. 484 des Commiſſionsberichts, den ich der Gefälligfeit des 
nr Dr. Genſel verdanfe (Beriht der H. Kammer. Bd. I. Bogen 
72 ff.) 

53) Die Bruttoeinnahme aus der Salzfteuer betrug (nad) Wagner's 
Mittheilungen im Holgendorff’ihen Jahrbuch, Jahrg. 1872, p. 610) 1868, 
1869 und 1870 refp. 10,2, 9,9 und 10,35 Millionen und die Einnahme 
aus dem Salzzoll in denfelben Jahren 1,96, 1,67 und 1,63 Millionen, zu— 
fammen — abzüglich kleiner Ausgabepoften — 12,11, 11,52 und 11,92 
Millionen. 

54) Eine beachtenswerthe Aufftellung hierüber theilt Alfred Schmidt 
in feiner kürzlich erfchienenen Schrift: Das Salz, eine volfsw. und financielle 
Studie (Leipzig, 1874) aus EC chäfer, Ueber die Nutzung des Kochſalzes 
(1863) mit. Es ergiebt fi) daraus namentlih, daß es daS große 
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Bolumen von weniger nahrhaften Yebensmitteln (Kartoffeln) ift, welches den 
ſehr großen Salzconfum der unteren Clafjen verurſacht. 

Nah Schäfer a. a. DO. wurden nämlih im Durchſchnitt in einem wohl— 
babenden Haushalte von 11 WPerjonen verbraudt: 
4800 Pfd. Mehl &1,5 Proc. Salzzufat giebt 2 Pd. Salzverbraud) im J., 


1200 „ Fleiſch al 5 " " " n ” " 
1200 „ Mid 208 „ " 36 „ " " 
250 r‚ Butter a 2 " " 5 „ " " 
60 " Eier a2 " " " 1 ’ 2 " " " 
900 * K artoffel a1 ’ 5 " " " 13 ,„5 " " " 


113,3 Pfd. in Summa, dagegen 
pro Kopf einer unbemittelten Familie wegen des ftarfen Kartoffelfonfums 
19,6 Pfr. „Das Verhältniß würde ſich“, bemerft Schmidt, „noch ungün= 
ftiger geftalten, wenn wir eine Tagelöhner-Familie in Betracht zögen.” „Es jet 
hierbei auch bemerkt, daß die Ländliche Bevölkerung durch die Salziteuer viel 
ftärfer befteuert wird al3 die ftädtifche; auch dies rührt von der verjchtedenen 
Ernährungsweife her. In Frankreich ſoll der Unterjchied jo ſtark jein, daß 
man im Durchſchnitt annehmen kann, daß der Bewohner des flachen Landes 
dreimal jo viel Salz confumirt al3 der Stadtbewohner. Aber aud) indivect 
wird der Unbemittelte gezwungen, an Salzſteuer mehr beizutragen, als der 
Wohlhabende. Denn während diefer friſches Fleiſch vom beiten Maftvieh 
(das ja noch dazu mit ſteuerfreiem Salze groß gezogen ift) gemteßt, muß 
jener ſich mit dem an und für fi ſchon ſchlechten, oft ſelbſt verborbenen und 
deshalb gefalzenen Zleifche begnügen, bei dem er aber wiederum eine Salz 
fteuer entrichten muß, die der Wohlhabende, der frifches Fleiſch genießt, nicht 
zu zahlen braudt. Ferner wird oft Fleiſch von krankem und gefallenem Vieh, 
ſo beſonders in großen Städten, unter ſehr ſtarker Salzbeimengung in Wurſt 
verwandelt, die natürlich nur von der ärmeren Bevölkerung genoſſen wird, 
deren Genuß doch entſchieden der Geſundheit nicht zuträglich iſt“ ac. 

Bon alledem iſt oben im Texte abgeſehen und, um jedem Einwand ein— 
feitiger Rechnung vorzubeugen, von der Vorausfegung ausgegangen, daß die 
unteren Clafjen nur abjolut etwa ebenfo viel Salz verzehren, als die Wohl⸗ 
habenden mit ihren Domeſtiken u. ſ. w. 

55) Verhältnißmäßig ſchon jetzt, insbeſondere aber, ſobald auf Grund 
des Geſetzes vom 25. Mai 1873 mit dem 1. Januar 1875 die Mahlſteuer 
ganz beſeitigt und die communale Fleiſchſteuer nur ausnahmsweiſe unter be— 
ſonderen Umſtänden noch geftattet fein wird ($. 2 des Geſetzes vom 25. Mai 
1873). 

56) Ueberbürdung natürlich hier und fonft in dem Sinne der im Ber- 
hältniß zu anderen Elaffen zu ftarken Belaftung. 

57) In dem Entwurfe vom 4. November 1872 (Nr. 9 der Anlagen 
der Berichte de3 Abgeordnetenhauſes). 

58) Bergl. 3. B. da3 unten in Anmerkung 65 gegebene Citat, aber 
auch das in Anmerkung 67 bier Erwähnte. 

59) p. 289 der ftenographifchen Berichte. 
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60) Bergl. 3. B. in der Land- und forftwirthfchaftlichen Zeitung für das 
nordöſtl. Deutihland Nr. 7 die Berhandlungen des Berwaltungsrath3 der 
oftpreuß. landwirthſchaftlichen Gentralftelle vom Februar 1874. 

61) Bergl. die in der vorhergehenden Anmerkung erwähnte Verhandlung. 

62) Diefe Verfügung war die Antwort auf das eingereichte Protokoll 
der erwähnten Verhandlung. Sie ift abgedruft in Nr. 13 ber gedachten 
Zeitung. 

63) Es ift nämlich — beiläufig bemerft — durchaus irrig, nad) altem 
Worte anzunehmen, daß für Verhältniffe, die derfelben Zeit angehören, das 
Geld dei beften Maafiftab der „Preis: und Werthmeffung” gebe. Wie bei 
Bemefjung der Beamtenbefoldungen, ftatiftiicher Feftftellung der Höhe der 
Arbeitslöhne an verfchiedenen Orten u. ſ. w., ift aud) bei Beftimmungen in 
Steuerfahen das Getreide in mander Beziehung ein befferer Mafftab, ſoweit 
von Mefjen in allen diefen Dingen überhaupt die Rede fein kann. 

63a) Abgeſehen von den Beränderungen in Folge der Befeitigung der 
Mahl: und Schlachtſteuer. 

64) Diefe Steuer al3 eine einzige aufgefaßt. 

65) Man vergeffe doch nicht, was die Regierung bez. der Reformbe— 
dürftigfeit der Einfommenftener felbft zugegeben hat: Diefe Steuer — „it 
im hohem Maafe ungleihmäßig und ungereht veranlagt — 
die Einkommenſteuerpflichtigen (werden) in durchaus verjchtedener und damit 
ungleihmäßiger Weife eingejhägt” —, „es muß als ein allgemeiner, der Ab: 
hülfe dringend bedürftiger Mebelftand anerkannt werden, daß nicht 
allein die Einkommenfteuer im Verhältniß zur Claffenfteuer zu 
niedrig veranlagt ift, fondern daß aud ein nicht unbeträchtlicher 
Theil des fteuerpflichtigen Einkommens der Befteuerung gänzlich ent: 
zogen iſt“ (Motive des Negierungs-Entwurfs über Abänderung de3 Ein: 
fommenfteuergefege8 vom 1. Mai 1851, eingebracht auf Grund der Gabt- 
net3-Ordre vom 5. October 1869). — Daß Gewerbtreibende heute kaum mit 
der Hälfte ihres Einfommens eingefhägt zu werden pflegen, weiß Jedermann. 
Rentiers pflegen noch beffer fortzufommen u. ſ. w. So jprady ſich aud) 
Prof. von der Goltz zur vorhin gedachten Verhandlung des Bermwaltungs- 
rathes der Oftpreuß. Gentralftelle, nad) dem in Nr. 7 der qu. Zeitung ab- 
gedrudten Protocolle über das gegenwärtige Claffen- und Einfommenfteuer- 
gefet wie folgt aus: „Er könne nicht umhin, fein Bedauern über das mit 
großer Unkenntniß gefertigte Geſetz auszuſprechen. Augenſcheinlich habe der 
Geſetzgeber die Idee gehabt (?), den gewöhnlichen Handarbeiter von der Steuer 
zu befreien; dafür fer aber das Marimaleinfommen von 140 Thlr. zu niedrig 
gegriffen, da die aufgenommene Enquôte das Einkommen des Gutsarbeiters 
im Negierungsbezirfe Königsberg, abzüglich de8 Scharwerfers, auf durch— 
Ichnittlih 175 Thlr. ergebe. Da eine Abänderung des Gejeges ſchwer mög: 
lich, jo werde man fid) auf die Reclamationen beſchränken müffen. Die Un- 
rihtigkeit und Ungleichheit der Einfhägung müfje zugegeben werden, ebenfo 
daß die Regierung nicht genügend informirt fei, um in jedem alle eine ge— 
rechte Kritik üben zu können, darum fei es an der Zeit, ihr mit den, den 
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Sntentionen des Geſetzes entiprechenden Geſichtspunkten an die Hand zu gehen. 
Die oberen Steuerclafjen würden erfahrungSmäßig etwa 
mit der Hälfte des Einfommens zur Steuer veranlagt, um 
fo ungerechter fei es, die ländlichen Arbeiter, zumal die Jnftleute mit ihrem 
fehr varitrenden Einfommen, aber auch die freien Arbeiter, deren Verdienft 
durch Krankheiten und andere Kalamitäten jo unendlich ſchwankend gemacht 
werde, mit dem ganzen normalen Einkommen heranzuziehen. Unter diejen 
Sefichtäpunften werde die Regierung zu der Ueberzeugung gelangen müſſen, 
daß das jetzige Einihätungsverfahren unhaltbar fei, und es fei die Aufgabe, 


ihr oder beſſer dem Herren Oberpräfidenten diefe Gefichtspunfte zu unter: 


breiten“ u. ſ. w. 
66) In den Vereinigten Staaten wird neben der dortigen Vermögens- 
teuer nod) eine poll-tax oder capitations-tax (Kopfiteuer) erhoben, jo 3. B. 
in Ylabama von Jedem zwiſchen 21 und 45 Jahren. 


* Arkanſas 21 „ 60 " 
„GEalifornien „ „ „ 21.5890 „ 
„Coloredo () 

„ Eonnecticut „ 2 ie ee 


„Delaware „ „Aber 21 
„Blorida " „  zwilhen 21 „.50 „ 
nv Georgia ” 2 n 21 " 60 " 
u. |. w. u. ſ. w. 
Der Betrag wechſelt. Er beträgt — um in der alphabetifchen Reihen— 
folge der einzelnen Staaten und Territorien fortzufahren — 


in Illinois 50 bi8 100 Gent3 

„ Soma 50 — 

— Kanſas 100 n 

„Maſſachuſetts bis 200 
u. ſ. w. 


(State of New-York : report on the state asserment laws etc. Albany, 
1863). In der Schweiz wird — nad) den mir dieferhalb amtlich zugegan- 
genen Nachrichten — von der Milttärftener abgejehen, eine Kopfabgabe (Biril- 
teuer, Aftivbürgerfteuer, Perfonalfteuer ꝛc) gezahlt: 

a. neben der Einfommens= und Vermögensſteuer in den Gantonen Zür ich 
ud Graubünden, 

b. neben Vermögeng- und Gewerbefteuern in Genf und endlich) 

e. neben der Vermögensſteuer allein in Glarus und Schwyz. (Bergl. 
auch unten Anmerkung 76.) 

66a) Vergl. p. 1363 und p. 1368 der ftenographifchen Berichte des 
Abgeordnetenhaujes. 

67) Darauf deuten manche Stellen der Motive 3. B. diejenige, in der 
eine Bejeitigung der früheren Beftimmung, betr. die Steuerfreiheit aller Per: 
jomen über 60 Jahre in Unterftufe 1a., deshalb befürwortet wird, weil dieſe 
Beſtimmung ſchon „durch die Befeitigung der Unterftufe la. — 
aufgehoben anzufehen ſei“ (p. 13) u. f. m. 
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68) Man war jedoch — fo heit e3 im Commiſſionsberichte p. 919 
— der Meinung, daß der Zwed, den die Staatsregierung nad) der Erklärung 
des Herrn Regierungs-Commiſſärs erreihen wolle — eine Befreiung des 
überwiegend größten Theiles der bisher in der Stufe 1a. eingeſchätzten Per- 
jonen — durch den vorliegenden Vorſchlag der Regierung nicht erreicht werde. 
Es müfje beftritten werden, daß im der größeren Hälfte der Monarchie das 
Jahreseinkommen der Tagelöhnerfamilien unter 140 Thlr. betrage. Faſt in der 
ganzen Aheinprovinz ſei eine Tagelöhnerfamilie, dieniht 200 Thlr. Einkommen 
babe, al3 arın und unterjtügungsbedürftig zu betrachten, die gewöhnliche 
Magd habe mit Beköſtigung 150 Thlr. Eintommen; ähnlich lägen die Ber: 
hältnifje in Sachſen und in den inbuftriellen Bezirken des Landes über- 
haupt u. ſ. w. 

69) Vergl. oben Anm. 66. 

70) In der Mehrzahl der ſchweizeriſchen Gantone ift die Gränze freilid 
tiefer gefett: in Bafel, Luzern, Zug auf 500 Fr., in Bafelland auf 
200 Fr. (vergl. auch Zeitſchrift für ſchweiz Statiftit. Jahrg. 1871 p. 213). 
Sn Luremburg beträgt fie nad) dem unten zu ermwähnenden Gefeg von 
1849 ebenfall3 200 Fr. (Heufchling: L’impöt sur le revenue, 1873, p. 
203), m Würtemberg vermied man es, bet der Neuregulirung der Steuer: 
verhältniffe in den erften Jahrzehnten diefes Jahrhunderts die Feldarbeiter, 
Zagelöhner ꝛc. der Gewerbefteuer zu unterwerfen, da diefe fonft „den Schein 
der verhaften Kopffteuer an ſich tragen würde” (vergl. Krahl: Die Grund 
jäge der neuen Gebäude- und Gewerbefataftrirung in Würtemberg, Stutt: 
gart 1819, p. 33). Jetzt wird dortfelbft Dienft: und Berufseinkommen nad) 
dem Geſetz von 1852 bis zu 200 Fr. herab befteuert. Ueber das ſchweizeriſche 
Kopfgeld vergl. Anmerkung 66. 

71) Diefe Nothwendigkeit ergiebt ſich natürlich daraus, daß man eben 
die Steuer mit der Yeiftungsfähigfeit Derjenigen im Einflange zu halten hat, 
bet denen diefelbe am geringften ift, da fonft Ueberbürdung eintreten 
würde. 

72) Freilich gefchieht e8 no, jo neuerdings von Scheel bei Gelegen- 
heit feiner ausführlicheren Behandlung des Berner Einkommenſteuergeſetzes 
von 1865 a. a. D., aber — mie es mir jcheint — ohne ausreichende Be 
gründung. Um nur Einiges hervorzuheben, fo fagt v. Scheel mit Bezug 
auf die unten im Texte mitgetheilte Glaffeneintheilung des Einkommens in 
jenem Gejege: 

„Im Fermnern aber dürften fich gegen die ganze Claſſeneintheilung überhaupt 
nicht unmefentliche Bedenken erheben laſſen. Man bringt hier nämlich einen 
Grundfag in die Befteuerung hinein, deſſen Borausfegungen nur theilweis 
zutreffen, der darum ungleih und fomit ungeredht wirft, um 
der, wenn man ihn ganz durchführen wollte, dazu nöthigen würde, 
jeden einzelnen Steuerpflihtigen nicht nur mit Rüdficht auf fein 
Eintommen, fondern aud auf feine individuellen Eriftenzverhält- 
niffe befonders für die Steuer zu veranlagen; was an fi wohl 
ganz richtig wäre, aber augenſcheinlich undurdyführbar ift. Das Geſetz kann 
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fi) eben immer nur an beftimmte äußere Merkmale halten, die jo einfach) 
wie möglich fein follen.“ 

„Mit deefer Claſſifiecirung nimmt man nämlich für die Beftimmung der 
Steuerkraft und Yaft zu dem Merkmale der Einfommenhöhe nod 
ein zweite3 hinzu: die Bedingungen, unter denen das Einfommen er— 
worben und bezogen wird. Dan jetzt insbeſondere voraus, daß das Befites- 
einfommen dem Empfänger die Möglichkeit anderweiten Erwerbes ungeſchmä— 
(ert laſſe. Das heißt den Beſitzer als erwerbsfähig voraus ſetzen. Wo dies nicht 
der Fall ift müßte folgerichtig eine mildere Belaftung eintreten.“ — Und meiter : 

„Wenn nämlich die vorhergehende Erörterung richtig 1ft und man nun 
von der Größe des Einkommens abfieht resp. von gleichen Einfommensgrößen 
auögeht, jo fann man unmöglich zugeben — denn e3 liegt fein denk— 
barer Grund vor — daß die Steuerfraft eines Einfommend 
größer fei, al3 die eines anderen, weil daffelbe aus Capital 
tattaus Arbeit herrührt, weil deſſen Grundlage wahrjcheinlid auf 

lingere Zeit garantirt ıft, al3 die de anderen. Für die Steuer fann 
diefer Umftand offenbar völlig gleihgültig jein, denn bie 
Steuer dauert ja nur fo lange, als das Einfommen felbjt dauert und hört 
mit diefem auf. Wollte man aber da8 Moment der Dauer vollftändig be= 
rüdfihtigen, ſo müßte man alles muthmaaßlich für längere Zeit 
garantirte Einfommen, 3. B. die Gehalte der öffentliden 
Beamten, höher befteuern, ja überhaupt die muthmaaßlide 
Dauer bei jedem Einfommen veranfhlagen und in der Steuer: 
anlage ausdrücden und dabei auch bedenken, daß ein Befigesein- 
fommen ebenfo wenig ungerftörbar ift, wie das Arbeit3ein- 
tommen, und daß jenes, wenn e3 nad) dem Tode des Beſitzers auf die 
Erben übertragen wird, bei diefen weiter zur Befteuerung fommt 
(si). Müßte man andernfall3 nicht auch folgerichtig andere bei Todesfall zu 
erwartende Summen, wie die auf Todesfall verficherten Capitalien (die Poli: 
= antecipando befteuern ? u. ſ. w. (Der gefperrte Drud ift dieſſeits ver- 
anlaft.) 

Darauf ift m. D. insbefondere zu erwidern, daß, das Einkommen allein 
zum Maafftabe der Einfhägung für die ſog. Einfommensfteuer zu nehmen, in 
hohem Maaße ungerecht fein würde und auch, wie oben nachzuweiſen verſucht 
it, faft alle Einfommenfteuergefege die Berüdfichtigung anderer Momente als 
eben des Einkommens vorſchreiben. Vergl. oben das dritte Kapitel.) Wenn 
der Grundfag der Beſteuerung nad der Leiftungsfähigfeit aucd nicht ganz und 
gar durchführbar ift, jo muß man doc) beftrebt fein, ihn thunlichft zu verwirf- 
lichen. Und wenn daraus allerdings Ungleihmäßigfeiten und Ungerechtigfeiten 
im Einzelnen hervorgehen müfjen, fo find folde immerhin vorzuziehen der 
gleihmäßigen Durdführung eines Grundfages, der an ſich 
durhaus ungerecht ift. Ferner: Für die Steuer mag der Umftand 
gleichgültig fein, ob ein Einfommen aus Arbeit oder aus Beſitz fließt, für 
die Genfiten ift er es aus vielen Gründen nicht, und die Gerechtigkeit dieſen 
gegenüber fteht allein in Frage. Daß ein auf die Erben übergehendes 


” i an 
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Capital von Diefen abermal3 verfteuert werden muß, ändert doch nicht3 an 
dem Umjtande, daß zuvor jenes Capital den Erblaſſer bejonderz leiftungs- 
fähig gemacht hat. Der Beitrag (in dem oben angegebene Sinne dieſes 
Worts) mag fih an das Vermögen halten, dem er Vortheil bringt, die 
„Steuer“ geht aus der Steuerpflicht, als Bürgerpflicht der Individuen, 
hervor. Und jo lange ein Vermögen Individuen mit bejonderer Leiſtungs— 
fähigfett ausftattet, macht e8 eben hiedurch dieſe Individuen auch in höherem 
Maafe der Steuer unterthan, al3 ein Arbeit3einfommen, das dem landesüblichen 
* jenes Vermögens an Größe gleich ſteht. — Daß man Beamte anders be— 
teuern ſollte, als Arbeiter, denen im Alter nicht Penſion in Ausſicht ſteht, iſt 
ganz richtig und iſt übrigens auch ſchon durchzuführen verſucht. Auch daß ein 
Beſitzeseinkommen gleich allen menſchlichen Dingen an ſich zerſtört werden oder 
verloren gehen kann, iſt zuzugeben. Aber minima non curat praetor. 
Im Geſetze und in der Verordnung muß man ſich an die Erſcheinungen im 
Großen und Ganzen halten. Und daß im Allgemeinen Beſitzes— und 
Arbeitseintommen bezüglich ihrer Zerftörbarfeit ſich durchaus nicht gleich ftehen, 
unterliegt doch feinem Zweifel. 

73) In dem hier oben erörterten Sinn (vgl. das zweite Capitel). 

74) Immer in dem oben gedachten Sinne. 

75) Die Gränze zwiſchen a. allgemeiner Einfommenfteuer und b. einem 
Spftem von ſog. Ertrags- und partiglen Einfommenfteuern ift ebenjo, wie 
das von der engliſchen Einkommenſteuer oft geſagt iſt, auch in der Schwei 
nicht immer leicht zu finden. Und es bleibt hierbei Manches der perſön— 
lichen Auffaſſung überlaſſen. Die Steuern von Freiburg und Wallis 
ſcheinen in die zweite Kategorie (b) zu gehören. 

76) Vergl. oben Anmerkung 66. Unterwalden ob dem. Wald iſt 
wie Luzern und Uri und fürzlih auh noch Bafelland in der glüd 
lichen Lage, regelmäßig überhaupt feine directen Steuern zu erheben. Und 
ähnlich ſcheint e&8 in Solothurn zu fein. Wenigftens ift mir amtlid 
mitgetheilt, daß man dort von den oben ſchon erwähnten Steuergefeten von 
1863 und 1868 bisher feinen Gebraud) gemacht hat. Und andere Eteuergefeke, 
directe Steuern betreffend, ſcheinen (!) dort nicht zu beftehen. Im Canton 
Schwyz wird aufer der Bermögens- und der Kopffteuer noch eine Steuer 
von Yeibrenten und ‚Penfionen erhoben, in Genf aber außer der Vermögens 
und Perfonaljteuer (a 5 Franc per Kopf) noch ein jog. droit de timbre, 
3. B. timbre proportionel sur les effets de commerce, timbre propor- 
tionel sur les actions et obligations des societes par actions etc. (Lo! 
generale sur les contributions publiques du 18. juin 1870.) 

Aud werden in Genf Penfionen, Lebensrenten ꝛc. ähnlich wie im 
Waadt zur Vermögensſteuer herangezogen. . Ganz unberücjichtigt find über: 
all hier die Militärfteuern geblieben, die faft in jedem Canton be: 
ſtehen. 

Alle hier erwähnten ſchweizeriſchen Geſetze verdanke ich — wie ſchon 
bemerkt — der Gefälligkeit der betreffenden Regierungen. Auszüge und 
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Ueberfegungen giebt Böhmert a. a. D. und ſyſtematiſch geordnet Dr. Gifi 
im Jahrg. 1871 der Zeitjchrift für ſchweizeriſche Statiſtik. 

77) Bergl. den oft erwähnten Report (Albany, 1863) z. B. p. 243, 
269 u.j. w. und über die New-Yorker VBermögenzfteuern Krieg in der 
Zeitſchrift f. Staatswiſſenſchaft 1855 p. 127 ff. 

78) Bergl. das engl. Einfommenfteuergefet, Münden 1853, p. 162. 

79) Bergl. Rau: Finanzwiſſenſchaft. 5. Aufl. Bd. IL 

80) Inwieweit dieſes Gefe heute gilt, reſp. in welder Geftalt es 
früher Geltung gehabt hat, vermag ich nicht zu fagen. 

81) Diefe Ordnung vergl. bei Stolp a. a. DO. Bd. I. Das Gteuer- 
Requlativ von Meerane verdanfe ich der Gefälligfeit de3 dortigen Raths. 

82) Bergl. hierüber auch die während des Drudes diefer Arbeit er- 
ſcheinende ausführliche Darftellung der fächfifhen Vorgänge von Dr. Genſel 
mNr. 10 von Hirth's Annalen, Jahrg. 1874, wie denn diefe Annalen 
überhaupt gerade in Eteuerfahen uns in legter Zeit ein treffliches Material 
geboten haben. 

83) Unter dem Namen Gewerbefteuer. 

84) Ueber die mir nur einige Notizen vorgelegen haben, weshalb ich 
mich über das Weſen derfelben aud in einzelnen Beziehungen geirrt haben 
fönnte. = 

85) Vergl. oben Anmerkung. 

86) Vergl. Giſi a. a. O. p. 201. 

87) Der gefetzliche und amtliche Ausdrud überhaupt hiefür, insbejondere 
in der Schweiz, ift ein ſchwankender. Der größeren Kürze halber werde 
ih indefien im Folgenden ebenfo, wie hier bemerkt ift, unterfcheiden. In der 
Schweiz ift der Ausdruck Erwerb= oder Erwerbsſteuer vorzugsweiſe in 
den Cantonen Quzern, Zug, Graubünden und Neuenburg be- 
liebt. Doch thatfächlid haben audy die Cantone Zürich, Bafelland, 
St. Gallen, Aargau x. Erwerbsſteuern in dem hier gebrauchten Sinne 
dieſes Worts. 

88) Es ſind nämlich 2 Abtheilungen der Vermögensſteuer im St. 
Galler Geſetz unterſchieden. Zur zweiten gehört das im Canton liegende 
Grundeigenthum Auswärtiger. 

89) Bei der Combination von Einkommen ſteuern (in dem oben ge— 
dachten engeren Sinne dieſes Worts) und Vermögensſteuern fallen die Ab— 
züge fort. Dafür entſtehen die anderen oben berührten Schwierigkeiten. 

90) Vergl. auch die deutſche Gemeindezeitung von Dr. Stolp, Jahrg. 
1874, Nr. 22, woſelbſt neben den bezüglichen Theilen des letzten p. p. Genſel— 
ſchen Berichts auch die beachtenswerthe, mit Bezug auf dieſen Bericht in der 
ſächſiſchen II. Kammer gehaltene Rede des Bürgermeiſter Streit mitge— 
theilt und behandelt iſt. Ueberhaupt gebührt dieſem Blatte das Verdienſt, 
ſeit Jahren wieder und wieder auf die Nothwendigkeit verwieſen zu haben, 
daß innerhalb der deutſchen Städte, wie Staaten, neben der Größe des Ge— 
ſammteinkommens die Quellen deſſelben bei der Beſteuerung Berückſichtigung 
finden müſſen (z. B. auch im Jahrg. 1873 p. 65 ff.) 
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91) Ergänzend mußte bisher ſchon „der Miethswerth der Wohnungen 
im eigenen Haufe“ dem Einkommen hinzugerechnet werden, wie 3.8. im ſaͤch— 
jiihen Staats - Einfommenfteuer= Entwurfe vom Februar 18:4, oder man 
mußte den Wohnungswertd allgemein vom Einfommen ausſchließen, wie 
3. B. im Basler Einkommenfteuergefege vom 1. October 1866 (: „Bei Aus- 
mittelung des Gejammteinfommens können jedoch die Handlungs-, Gewerbs— 
oder Berufsfoften, von den Haushaltungskoften der Hauszins 
— — — in Abzug gebradht werden.“). Durch jolde Beftimmungen ift das 
„Eintommenfteuerprincip“ im Grunde ſchon zu Gunften der Vermögensbe— 
fteuerung durchbrochen. Und doch wird damit nur dem dringendften Bedürf— 
niß genügt. Warum fol z. B. der Beſitz eines geräumigen Gartens, von 
Stallungen :c. nicht ebenfo bet der Befteuerung in Anfchlag gebradjt werden, 
wie „der Mieihömwerth der Wohnungen im eigenen Haufe“ ?! Auch in vieler 
Beziehung ift daS geeignete Aushülfsmittel die VBermögensfteuer, ald Ergän- 
zung der Einfommenfteuer. Webrigens ift der Begriff des Einkommens be 
kanntlich noch heute ein flüffiger, d. h. in der Wiſſenſchaft ebenfo wenig, wie 
für den gewöhnlichen Sprachgebrauch hinreichend feftgeftellter. Und da, wie 
früher auszuführen verſucht ift Jahrg. 1869 der Tübinger Zeitfchr. f. Staat: 
wiſſenſchaft), jede Wiffenfhaft das Recht hat, den von ihr mit einem Aus 
drud zu verbindenden Begriff ihrem eigenen Intereſſe gemäß beſonders feſt 
zuftellen, jo wird es fich empfehlen, in der Finanz-Wiſſenſchaft bei Feftftellung 
de3 Einfommensbegriff3 darauf Rücficht zu nehmen, daß das Einkommen hier 
der Anhalt zur Erfaſſung der individuellen Leiftungsfähigkeit fein fol. Die 
jem Gegenftand war es Abficht, hier ein bejonderes Eapitel zu widmen. In— 
defien hat Das vorbehalten bleiben müffen. — Die einzelnen Geſetze gehen dar: 
über, ob 3. B. Legate, Geſchenke, Erbichaften, Lotteriegewinn, Prämienlooſe x. 
zum „Einkommen“ zu zählen feien, weit aus einander. 

91a) Vergl. freilih Anmerkung 93 hier. 

92) p. 13 a. a. O. 

93) Da ein Verkauf des Objects zum erhöhten Werth in der Wirt: 
lichkeit bekanntlich nicht fo Leicht ift, als Theoretifer wähnen, und er auch nicht 
ihlehtweg Jedermann zugemuthet werden Tann. 

94) Eine Berücdfichtigung der Berlufte innerhalb fehr enger Gränzen ift 
e8 3. B., wenn — wie das preußische Einfommenfteuergefeg e3 vorſchreibt — 
bei Beftenerung de3 Einkommens aus Gewerbe und Handel der Durcdhſchnitt 
de3 Einkommens der drei legten Jahre entjcheidend fein fol. Wie Leicht kann 
e3 ſich ereignen, daß die im Betracht kommenden drei Jahre ſämmtlich gerade 
gute oder ſehr gute Jahre waren, während die Jahre vorher und nachher 
die empfindlichften Verluſte brachten! Ganz ausgeſchloſſen aber ift ee 
Berüdfichtigung der Verlufte, wenn, wie 3. B. nad) dem Basler Einkommen 
und Erwerbsfteuergefeg von 1866, nur das Einfommen des der Steuerzah: 
lung vorangegangenen Jahres Berücfichtigung findet, wie es denn z. B. in 
dem gedachten Geſetze wörtlich heißt: 

„Sollten fi die im Jahre gemachten Berlufte höher al3 der Gejammt- 
betrag des Einfommens belaufen, jo hat der Steuerpflichtige zwar für das 
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beireffende Jahr feine Einkommensſteuer zu entrichten, allein es darf der 
Ueberſchuß des Berluftes niht aufein folgendes Jahr über: 
tragen und dann abgezogen werden.“ 

95) In der Schweiz find die Verimögensftenern nur ausnahmsweiſe 
progreffive, fo in Zürih, Graubünden, Glaru3 und in fehr be= 
Ihränkter Werje au) in Bafel und in Yargau, während die Einkommens-, 
Erwerb3- und ähnliche Steuern progreffiv find in Zürih, Graubünden, 
Bafel, Aargau, Thurgau, St. Gallen, Zug, Solothurn, 
greiburg, Teſſin, Genf u. f.w. Und um zum Schluſſe ein Beiſpiel 
von der Progreſſion beider Arten von Steuern und ihrem Berhältniß zu 
einander zu geben, jo beſtimmt das Geſetz, betreffend die Vermögens-, Ein— 
kommens⸗ und Activbürgerfteuer für den Kanton Züri vom 2. März 1870 
einmal bezüglich des Verhältniſſes der Vermögens- und Einfommensfteuer zu 
einander Das, daß „jedes Hundert des Einkommenskataſters 2 Franken Steuer 
bezahlt, jo oft vom Tauſend des Vermögensfatafters 1 Franken erhoben wird”. 
* die Progreſſion beider. Steuern aber lauten die Beſtimmungen da— 

in, daß 

a. „von dem DBermögen der einzelnen Steuerpflichtigen folgende Theile 
in den Vermögenskataſter geſetzt werden“ follen: 

„> BZehntheile von den erften 20 Tauſend Franfen, 


6 — „„weiteren 30 F 

7 ” " " " 5 0 " n 

8 ” " ” " 1 0 0 77 n 

9 „ "„ ” 2 0 0 „ ” 
10 — dem Mehrbetrage 


und 
b. „von dem ſteuerpflichtigen Einkommen der Einzelnen folgende Theile 
in den Ein’ommensfatafter gejegt” werden follen : 

„2 Behntheile von den erften 15 Hundert Franfeı, 

4 | 


J „„ weiteren 15 
6 " " „ „n 30 " " 
8 " 40 " " 


10 a dem WDiehrbetrage”. 
Danad) haben alfo z. B., wenn der Steueranfag, wie im Jahre 1870, 
3 Franken auf das Taufend des Vermögenskataſters und 6 Franken auf das 
Hundert des Einkommenskataſters beträgt, 3. B. 


a. 20.000 Fr. Vermögen bei 10.000 Fr. Katafterfumme 30 Fr., 
b. 30.000 „ z „16.000 , h 48 „ 
ce. 40.000 „  „ „ 22.000 „ R 66 „ 
d. 80.000 " 1) " 49.000 " " 147 " 
e. 160.000 „ 2 „111.000 , * 333 „ 
f., 600.000 ,„,  „ „523.000 „ : 1.569 „ 


g. 1.000.000 , z „923.000 „ A 2.769 „ 
Vermögensfteuer zu entrichten, während z. B. „Arbeitseinfommen“ im 
Betrag von 5 Procent der gedachten Bermögensfummen zahlen: 


En Ze 
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a. 1.000 Fr. von einer Katafterfumme von 100 Fr. nur 6 Fr. 
b. 1.500 " „ 123 " " 200 ” „ 1 " 
c. 2.000 " " [23 " [23 300 " " 18 ” 
d. 4.000 "„ ” " " ” 1.200 " ” 72 [2 
e. 8.000 ,„, „ u . „ 3900 „ „ 234 „ 
f. 30.000 „ „ > ” „ 25400 „ „ 1.524 „ 
g. 50.000 ,„ „ „ 45.400 „ ae 


Je größer das „Arbeitseinfommen” wird, um jo mehr weicht die Bevor: 
zugung defjelben vor dem Capital mit einem Zingeinfommen gleichen Be 
trages. 

96) Vergl. zu alledem Pfeiffer, Staats-Einnahmen, Bd. II, 1866, 
p. 296 ff. Ob Mar Wirth in der neueren Auflage ſeines lehrreichen Werts 
andere Anfichten vertritt, ift mir nicht befannt und dürfte auch nicht erheb: 
lich fein. 

97) Diefe Fragen lauten nämlich) 

1) Sit insbefondere das Einfommenfteuerprincip ftrenge auf alle Claſſen 
der Gejellichaft ammendbar, oder find ganze Geſellſchaftsſchichten von dieler, 
wieder directen Bejteuerung überhaupt, freizulaffen? und bis zu welder 
Gränze ift bei der Einfhätung noch die bejondere wirthichaftliche Leiftungs: 
fähigkeit neben dem Einfommen zu berüdjichtigen ? 

2) Soll die Steuer eine progreffive fein, in welchen Abftufungen und 
bi3 zu welder Gränze hat dann die Steigerung ftattzufinden? und tft bie: 
bei ein Unterfchied zwiſchen fundirtem und nicht fundirtem Einkommen zu 
machen ? | 

98) Es kommt mir alfo — id) betone dies ausdrücklich — nicht in 
ven Sinn, diefe Fragen hier auch nur einigermaaßen erſchöpfend behandeln 
zu wollen. Ich halte es nur, da die Fragen gejtellt find, für angebracht, zu er: 
wähnen, welches meine Stellung ihnen gegenüber tft. 

99) Insbeſondere alfo aud) nicht der Salzfteuer. In diefer Beziehung 
erſcheint es mir übrigens beachtenswerth, daß in dev Schweiz noch alle Can: 
tone (oder faft alle?) am Salzregal, d.h. an der Salzfteuer in der durch 
die Kleinheit der einzelnen Staatsgebiete gebotenen bejonderen Form fefthalten, 
ohne daß dort eine nennenswerthe Agitation dagegen jtattfände. 

100) Bergl. die ähnlich lautenden Worte von R. zur Berhandlung des 
Abgeordnetenhaufes vom 21. Februar 1872 (p. 904 der Berichte). 


Pa; — 
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Pierer'ſche Hofbuchbruderei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 


Berlag von Dunder & Humblot in Keipzig. 
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1. 
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G. Cohn, 
Zur Beurtheilung der Engliſchen Eiſenbahnpolitik. gr. 8. 1874. 
Preis 12 Mark so Br. 
Iofeph Henwirth, 


Banfacte und Bankftreit in Oeſtreich-Ungarn 1862 —1873. gu. 8. 
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Die Luxusſteuer als Correctiv der Einkommenſteuer. gr. 8. 1874. 
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A. Bulmerincq, 
Praris, Theorie uud 6 Codification des Völkerrechts. gr. 8. Preis 4 Dart. 
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Das deutſche Handwerk und die jociale Frage. ar. 8. 
Preis 2 Mark 40 Pf. 


Arminins, 
Die Großftädte in ihrer Wohnungsnoth und die Grundlagen sun durch⸗ 
— Abhülfe. Mit einem Vorworte von Th. Freih. v Goltz. 
gr. 8. 1874. Preis 5 Er 60 # 
I. 3. Neumann. 

Zur — deutſcher Sabritgefenehug Vortrag gehalten zu Eiſenach 
am October 1873. gu. 8. Preis 80 Ri 
A. Seld, 

Die Arbeiterpreſſe der Gegenwart. gr. 8, Vreis 3 Dart 60 pf. 

£. Brentano, 


— Arbeitergilden der Gegenwart. 2 Bände. gr. 8. Preis 12 Mar. 
. Band. Zur Gejchichte der englifchen Gewerkvereine. Preis 5 Mark. 
. Band. Zur Kritik der engliſchen Gewerkvereine. Preis 7 Marl. 


A. Wagner, 
Die Abſchaffung des privateır Grundeigenthums. gr. 8. 
Preis: ı Mark 20 pf. 


| E. Engel, 
Die moderne Wohnungsnoth. Signatur. Urſachen. Abhilfe gr. 
# — "ni 2 Mar ar, 
A. Samter, 
Social⸗Lehre. Die Befriedigung der Beditrfniffe in der menschlichen Gejellicaft. 
gr. 8. Preis 8 Marl. 
E. Steffenhagen, 


Deutſche Rechtsquellen in Prenßen vom XIII. bis XVI. Jahrhundert. gr. 8. 
Preis 5 Mark 20 Pf. 
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Borbemerkung. 


Der ftenographiiche Bericht über die Berhandlungen von 1874 ericheint 
leider fpäter als in den Vorjahren. Da mır ein Stenograph thätig war, fü 
war das Stenogramm fehr unvolltommen, und da von den Rednern einzelne 
in der Zeit nach dem Gongrefje jehr beichäftigt waren, jo war das richtig ge- 
ſtelte Manufeript erſt im Januar dieſes Jahres vollftändig. Die legten von 
den Rednern beforgten Gorrecturen aber famen erft im Februar im die 
Druderei. 

Sp ergab ſich eine unwilllommene Verzögerung, obwohl die Verlagshand— 
lung alles Manufeript jo ſchnell druckte als möglich und obwohl der unterzeich- 
nete Secretär ji alle Mühe gab, das Manufeript fo ſchnell wie möglich zu= 
ſammenzuſtellen. Beide aber waren dabei von den einzelnen Rednern abhängig, 
da fie die Lücken des Stenogramms nicht Durch eigene Erfindung ausfüllen 
durften. Die geehrten Vereinsmitglieder werden wohl das ſpäte Erſcheinen des 
Berichts entichuldigen, wenn fie bevenfen, daß eim einziger der vielen Redner 
im Stande war, den Drud des Ganzen aufzuhalten — gerade wie ſolche Ber- 
jögerungen bei Sammelwerten eintreten können. ALS befondere Schwierigkeit ift 
noch zu erwähnen, daR zur Zeit des Drudd in Yeipzig fein Ausſchußmitglied 
des Vereins anmejend war, welches die Verſammlung mitgemacht und Eleine 
Correcturen brevi manu hätte beforgen können. 

Die Gutachten zur Vorbereitung des nächſten Congreſſes, von denen eines 
ſchon eingelaufen ift, werden im Laufe des Sommers erfcheinen. Es wird die 
angelegentlichfte Sorge der Berlagshandlung und des Präſidiums I, daß die⸗ 
jelben dem Publicum vedhtzeitig zugänglich werben. 


Bonn, im Februar 1875. 


A. Held, 


Schriftführer des Pereins für Sorialpelitit, 
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Erſte Sitzung. 


Sonntag, den 11. October. 


Prof. Dr. Naſſe (Bonn) eröffnet um 9 Uhr die zahlreiche Verſamm— 
lung mit folgenden einleitenden Worten: 


Meine Herren! Der Ausihuß unfres Vereins hat mich beauftragt, die 
heutige General=-Berfammlung unſres Vereins zu eröffnen. Ich heiße Ste in 
feinem Namen hier willlommen, und erlaube mir, Ihnen zunächft einige geſchäft— 
liche Mittheilungen zu machen. 


Bor Allen bedauere ich jehr, daß unſer Schagmeifter, Herr Geibel 
in Leipzig, durch eine ernfte Erkrankung verhindert ift, unter uns zu erfcheinen. 
Es hat dies für uns leider die Folge, daß wir nicht in der Lage find, einen 
Verwaltungs und bejonderd finanziellen Bericht iiber das Vereinsvermögen er- 
ftatten zu können. Herr Geibel tft plöglich erkrankt, und hat in dieſer 
Beziehung uns feine Mittheilungen nicht mehr erftatten und feine Rechnungen 
nicht mehr aufftellen fünnen. Der Ausſchuß wird zu erwägen haben, auf 
welche andere Weile er den Vereinsmitgliedern über die finanzielle Yage Mit 
theilung machen fann. 


Ferner haben fih außer Herrn Geibel eine Anzahl von Herren ent= 
Ihuldigt, die zum Theil auch durch Krankheit, zum Theil dringender Ge— 
ſchäfte halber verhindert find, der Generalverfammlung beizumohnen. Site fnüpfen 
daran faft alle den Ausdruck Tebhaften Bedauerns. Es find dies die Herren 
Prof. Dr. Gneiſt und Schmoller, Stadtger.-R. Eberty, Senats-Seer. 
Eckardt, Prof. Dr. Schönberg, Fabrikant Bordert, Prof. Dr. Knies; 
auch Herr Dr. Schulze: Deligjcd bedauert in einem Privatbriefe, nicht theil= 
nehmen zu können. 

Der Ausihuß bat fi, wie in früheren Jahren, bemüht, die Verhand- 
lungen der heutigen Generalverfammlung vorzubereiten und zu fördern durch 
Öutadten, die er über die wichtigſten * zur Verhandlung ſtehenden 
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2 Zur Eröffnung. 


Gegenftände von ſachkundigen Männern eingezogen hat. Wir können den Ver— 
faffern ſolcher Gutachten nicht dankbar genug fein für die große Mühe und den 
großen Fleiß, den fie auf dieſe Arbeit gewendet haben. Ich glaube e8 aus- 
Iprechen zu dürfen, daß in der That die in Rede ftehenden Fragen durch die 
vorliegenden Drudhefte der Gutachten eine wejentliche Förderung und Klärung 
erfahren haben. 

Diefe Gutachten werden denjenigen Herren, die ſchon längere Zeit Mitglieder 
des Vereins find, von Herrn Geibel zugefandt worden fein. Diejenigen, die 
dem Bereine erft jett beitreten, erhalten ſolche worn beim Gaffirer, ſoweit 
der Borratb reicht. Wir bedauern, daß der Vorrath vielleicht nicht aus- 
reichen wird. 

Der Vorfigende des Local-Comitees hat mich gebeten, die Herren, die 
etwa ſolche Gutachten bereits vom Tiſche genommen, ohne ihre Namen angegeben 
zu haben, zu erjuchen, Died nod nachträglich thun zu wollen, da derjelbe über die 
abgegebenen. Exemplare und die berechtigte Inempfangnahme Rechenſchaft ab— 
legen muß. 

Sehr bedauerlich ft, daß die Gutachten in dieſem Jahre fo fpät in die 
Hände der Mitglieder gekommen find. Ich muß geftehen, daß ich über die 
Urfache diefer bedeutenden Verſpätung einen Aufichluß nicht geben fan. Ich 
babe die Verhandlungen darüber nicht geführt; fie find ausichlieglic von Herrn 
Seibel und Herrn Prof. Gneiſt mit den Herren Gutachtern geführt worden, 
und aus den mir darüber zugefommenen Acten fann ich nicht erjehen, wie es 
gefommen ift, daß diefe Gutachten erft vor wenigen Tagen an die Mitglieder 
gekommen find. ) Das aber fann ich verfichern, daß der Ausſchuß fich in Zukunft 
bemühen wird, die qu. Gutachten früher zur Vertheilung gelangen zu laſſen. 

An diejenigen Herren, die, ohne Mitglieder zu fein, auf Grund einer 
Zuhörerkarte Hier zugelafien find, habe ich die Bitte zu richten, in dieſer 
Berfammlung als Nichtmitglieder weder an den Debatten, noch an den Abſtim— 
mungen theilzunehmen, ſich vielmehr, falls eine Abftimmung ftattfindet, in den 
Hintergrund zu begeben, damit die Abftimmung ſich unter den Mitgliedern leichter 
regeln läßt. 

Der Ausſchuß hat ferner in der heutigen Tagesoronung fich eine Aenderung 
erlaubt, die hoffentlich Ihre Billigung finden wird. Ste willen, daß heute von 
anderer Seite um 3"/, Uhr zur Belprehung der Reich8- Einfommenfteuerfrage 
eine Sitzung anberaumt ift. Nun find viele Mitglieder unſres Vereins auch 
dort Mitglieder und wir halten eine recht ausgedehnte Theilnahme unver Mit- 
glieder an den dortigen Verhandlungen für höchſt wünſchenswerth. Wir haben 
deshalb für nöthig gehalten, das heutige Mittagefjen von 3 Uhr auf 7 Uhr 
zu verlegen. Wir dachten, daß wir bis etwa 3%/, Uhr mit einer furzen Pauſe, 
einen erheblichen Theil unſres Programms erledigen fünnen. Auf eine Abend- 
figung wird aber dann freilicy zu verzichten jein. 

un bitte id Sie, ſich zu conftituiven, und vor Allem einen Präfiventen 
zur Leitung der diesjährigen Verhandlungen wählen zu wollen. 

Prof. Dr. Hildebrand: Das Präfivium ift in jo guten Händen, daß 


M Note der Nebaction: Der Grund war einfach die fehr verjpätete Einſendung 
einzelner Manuferipte. 


Zur Eröffnung. @) 


ih vorichlage, durch Afflamation den Herrn Prof. Dr. Naffe zum Präfiventen 
wählen zu wollen. (Beifall.) 

Prof. Dr. Naffe: Ich bin mir wohl bewußt, wie weit ih in parlamen« 
tarifcher Gewandtheit und Erfahrung dem ausgezeichneten Manne nachſtehe, der 
in den beiden Testen Jahren die Verhandlungen bier geführt hat. Wenn ich 
das Amt doch annehme, jo thue ich es in der Hoffnung, daß Sie mich durch 
Ihre Mitwirkung recht rege unterftügen. 

Ich Hätte aufrichtig gewünfcht, daß Ihre Wahl nicht wieder auf einen V 
Profejfor gefallen wäre, denn Sie wifjen ja, welche Vorwürfe dem Character 
unferer Berhandlungen gemacht werden. Dennod aber glaube ich, daß wir und 
darum nicht gerade allzufehr zu befümmern haben, denn der Tadel des „Pro: 
fefforenmägigen“, des „Kathedermäßigen“, ift im Laufe dieſes Menfchenalters 
ſchon einmal einer politiichen Bewegung gemacht worden, die ebenſowenig allein von 
Profefforen ausging oder getragen wurde; ich meine Die deutjche Profefjoren- 
Politik zu Frankfurt a. M., Gotha, Erfurt, welche vor zwanzig Jahren der 
Spott aller erfahrenen und weiſen Staatsmänner nicht nur Deutichlands, jondern 
auch faft aller andern Staaten Europas war. Nun, dieſe deutiche Profeſſoren— 
Politik ift zu Ehren gebracht worden durch unfren größten, bedeutendſten Staats- 
mann. Er hat fie in ihren Zielen adoptirt und in feiner Genialität die 
Mittel zu ihrer Durchführung gefunden, und id babe die Hoffnung und 
das Bertrauen, daß auch unferen Beftrebungen die Zukunft gerecht werden wird. 
Wohl weiß ih, daß auf foctalem Gebiete auch der beveutendfte Gefetsgeber und 
der genialfte Staatsmann nicht durchgreifende Mafregeln ergreifen kann; daß 
großartige, überrajchende Erfolge nicht entfernt zu hoffen find, ſondern daß auch 
die Staatsgemalt fi begnügen muß, zur Erreichung des fernen Zieled nur 
Sandkorn an Sandkorn zu reihen. Dieſes Vertrauen begründet ſich auf den 
gemeinfamen Character jener Bewegung vor 25 Jahren und unferer heutigen 
Feftrebungen. Ich erfenne in beiden den idealen Sinn unjeres Volkes, der nicht 
blos die augenblidlihen Zuftände ind Auge faßt, jondern auch hinausſchaut auf Die 
Ziele, nach denen er ftreben will und die volltommenere Geftalt, welche die menſch— 
lichen Dinge zu erlangen bejtimmt find; der ſich im Streben danach nicht behin- 
dern läßt, fei e8 durch die Ungunft der öffentlichen Meinung, ſei e8 durch 


anpere Schwierigkeiten. V 
Ic hoffe, mir werben bei unfern Verhandlungen zeigen, daß wir nicht 
Gönner der Socialdemofratie find; daß wir uns aber auch nicht darauf be- 


Ihränfen, dieſe Partei in ihrer großen wirtbichaftlihen Schwäche und noch 
größern ſittlichen Verkehrtheit zu kennzeichnen, ſondern daß wir von den 
Symptomen zurüdgreifen auf die Urfachen der zu Tage getretenen Krankheit, 
und daß wir in angeftrengter Arbeit zujehen, wie man diefen Urſachen abhelfen 
und diefe Schäden heilen kann! 

Meine Herren! Der Ausihuß hat Ihnen eine Tagesordnung vorgefchlagen, 
vorzüglich in Bezug auf die Neihenfolge der zu beiprechenden Gegenftände. Wenn 
nicht Widerſpruch dagegen erfolgt, nehme ich an, daß die Generalverfammlung 
dieſe Neihenfolge billigt und daß wir zunächſt zur Beſprechung der Frage über 
die „Beftrafung des Arbeitövertragsbruches‘ übergehen. 

Herr Dannenberg: Ich möchte bitten, ‚jet mur über den erften Gegen- 
fand der heutigen Tagesordnung einen Beihluß zu faſſen. 


1* 





' er 7% 





4 Zur Eröffnung. 
Borfisender Dr. Naffe: Ich glaube auch, daß das ganz zweckmäßig ift. 


Nah unferem Statute liegt und nun zunächſt ob, die Vicepräfidenten zu 
ernennen. Nach vorheriger Beiprehung mit dem Ausihuß erlaube ich mir 
als Bicepräfidenten vorzufchlagen die Herren Prof. Hildebrand, 
Staatöminifter v. Roggenbach, Prof. v. Sybel. 


(Wird angenommen.) 


Die Arbeiten des Secretariats bitte ich übernehmen zu wollen die Herren 
Prof. Held und Prof. Knapp, Reichstagsabgeordneter v. Bojanowsti, 
Buchhändler Mühlbrecht und erfuche, daß einer diefer Herren hier die Rebner- 
liſte führe. 


In Bezug auf die Tagesordnung gebe ih nun das Wort dem Herrn 
Prof. Held. 


a 8 2 . 


Referat 
des Brof. Dr. U. Held (Bonn) über die 
Beftrafung des Arbeitscontracbrudß '). 


(Die Noten unter dem Texte find für bie gebrudten Verhandlungen eingefügt worben 
und wurben im Bortrage nicht geiprochen.) 


Als vor 2 Yahren die Frage der Beftrafung des Arbeitscontractbruchs 
an diefer Stelle nur ganz gelegentlich und nebenbei zur Sprache fam, ging ber 
Vorſchlag des Neferenten und die allerdings zugleich ſtark beftrittene Anficht 
vieler Diitglieder der Berfammlung dahın, daß neue Strafen auf den Contract- 
bruch zur Zeit nicht eingeführt werben follen, d. h. man wollte, daß e8 einft- 
weilen bei der beftehenden Gejeggebung verbleiben Tolle. 

Obwohl es fib dabei um eine offenbar höchſt confervative und durchaus 
nicht einmüthige Anficht handelte, To diente diefelbe Doch als Grundlage vielfacher 
und heftiger Angriffe gegen unferen Verein überhaupt. 

Da nun meine perjönlice Anficht in der Frage von derjenigen, welche im 


1) Literatur: 


1) Berbanblungen des erften Eifenacher Congrefies”1872. an 

2) Dannenberg, Das deutihe Handwerk und bie -fociale Frage. Yeipzig 1872. 

3) Landgraf, Sicherung des Arbeitsvertrags (Holtenborff und Onden). Berlin 1873, 

4) Socialpolitiihe Flugblätter von Rudolf Meyer. I. Lieferung 1874. 

5) Der Entwurf der Novelle zur Gewerbeordnung von A. Held in Hilbebrand’s 
Jahrbüchern XXI. 2. Heft. 

6) Berhandlungen des Reichstags über den Entwurf einer Novelle zur Gewerbe— 
ordnung im Februar 1874 und Bericht der 6. Commiffion über dieſen Entwurf 
j. in Hirth’8 Annalen 1874, Nr. 9. 

7) 9. B. Oppenheim, Gemwerbegericht und Contractbrud. Berlin 1874. 

8) Ueber — des Contractbruchs. Gutachten des Vereins für Socialpolitik 
von Knauer, Roſcher, Shmoller, Brandes, Brentano, Hirfd. 

9) Holdpheim, Der Arbeitövertrag in feiner ſyſtematiſchen Stellung. Tübinger 
Zeitfchrift f. d. gef. Staatsw. XXX. Heft 2. 

10) Berfchiebene Artikel jin der Concordia, den Mittheilungen bes mittelrheinijchen 
Tabrifantenverein® ze. ꝛc. 
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Jahre 1872 hier zur Geltung fam, im Rejultate wenig abweicht, jo ſei e8 mir 
zunächft geftattet, über die Beurtheilung, welche unjere damalige Debatte erfuhr, 
einige Worte zu jagen. 

Die Fragen der jocialen Reform find im allerhöchften Maße junge 
Tragen. Es ıft daher durchaus unvermetdlih daß Männer, die fich in prin- 
cipieller Hinficht jehr nahe ftehen, in einzelnen Punkten doch ſtark differiren. In 
unferem Verein jelbft find jogar Meinungsverjchievenheiten vorhanden, welche 
geradezu principielle genannt werden müfjen, da ihre Träger nur in einzelnen 
principiellen Punkten übereinftimmen. Und dies liegt durdaus in der Abficht 
der Gründer unferes, eine vieljeitige Beſprechung foctaler Fragen wünſchenden 
Bereind. Nichts kann daher verfehrter fein, als für eine Anficht eines einzelnen 
Mitgliedes ſofort den ganzen Berein, die ganze Richtung verantwortlic) zu machen. 
Für meine hier auszufprechende Anficht bin ich allein verantwortlid und ich pro= 
tejtire von vornherein dagegen, daß man Etwas von dem, was ich Jagen werde, jofort 
als die maßgebende Anficht in unferem Vereine behandelt; ich muß vielen 
Proteft ausfprechen, da e8 leider geradezu Mode geworden ift, unfere Beſtre— 
ungen im Ganzen auf Grund von Aeuferungen einzelner Bereinsmitglieder 
zu beurtheilen, und nody einmal Yeider, nicht nur bei ſolchen Schriftitellern, welche 
gründliches Leſen überhaupt fir unnöthige Mühe halten. Ä 

Die Fragen der foctalen Reform find ferner ſolche, welde die Intereffen 
einzelner Stände berühren und daher Leicht Leidenſchaften aufregen. Die Anficht, 
die Jemand über eine jociale Reform hat, wird faft immer einzelnen Ständen 
unbequem fein, wenigftend wenn diefe nur ihren nächftliegenden Vortheil im 
Auge haben. Aus diefem ebenjo beflagenswerthen als natürlichen Verhältniß 
ent|pringt eine Doppelte Folge: 

In der Debatte entfteht Leicht theils in den Anfichten jelbft, theils nur 
in dem Ton, in weldem fie geäußert werben, eine gewiſſe Gereiztheit und 
Neigung zu einfeitiger Uebertreibung. Ich will hier nicht unterfuchen, wer in allen 
diefen Fällen die erfte Schuld hat, ja ich will auch nicht leugnen, daß aus unſerem 
Kreife manches gereizte und manches unzeitgemäße Wort erflungen ift. Aber ich möchte 
e8 als einen von nun ab, bei unjeren Verhandlungen wenigftens, unverbrüchlic 
feftzuhaltenden Grundſatz binftellen, daß wir ohne Leidenſchaft über einzelne 
Fragen ſachlich discutiven, daß alle Sprechenden nicht von ihren Privat- 
interefjen, fondern Lediglich von der Rückſicht auf das allgemeine Wohl ausgehen 
— und die gleiche Tendenz auch bei jevem Gegner in der Debatte annehmen. 


Zu der Gereiztheit des Tons gejellt fi) dann eine Neigung zu Mißver— 
ftändnifjen über die Anficht des Gegners, die man natürlich, wenn mißverftanden, 
leicht heftig angreifen fann. Hier handelt e8 fich insbefondere um ein Miß— 
verftändniß, das den Gegner einer Contractbruchöftrafe vor Allen leicht trifft 
und das ich zur Einleitung meines Neferatd ein für allemal aufflären, reip. 
energiſch zurückweiſen möchte. 

Nicht allen Mitgliedern dieſer Verſammlung, aber mir und meinen aka— 
demiſchen Freunden — unter denen denn oft noch Unterfchtede gemacht werden — 
wird als innerfte8 Motiv ihrer Anfhauungen ſehr häufig eine hyperfentimentale 
und zugleich jehr unpraktifche, jedenfalls einfeitige und gefährliche Arbeiterfreund- 
Vicpfeit vorgeworfen. Hier ift nun ein Punkt, wo ich ausnahmöweife im Namen 
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aller Mitgliever diefer Berfammlung und aller meiner näheren Freunde 
ſprechen fann. 

Wir find vor Allem ganz unbedingte Gegner der Socialdemokratie — id) 
ſage ausdrücklich „Socialdemokratie“, weil nur dieſe eine concrete Partei mit 
einigermaßen formulirtem Programm ift, während das Wort Socialismus feinen 
Iharfen Begriff bezeichnet. Wir halten die materialiftiiche, reichsfeindliche, alle 
Ideale zerftörende Socialdemofratie für eine durchaus zu befünpfende Partei, 
ja ih behaupte, wir find ihre energijchiten Gegner, nur wollen wir gelegentlic) 
mit anderen, mehr die Wurzel des Uebeld angreifenden Waffen fümpfen, ftatt 
derjenigen, welche die fluctuirende Anficht des großen Publitums vorjchlägt. Auch 
wollen wir die Socialdemokratie, ehe wir fie bekämpfen, erft grümdlich ſtudiren, 
wobei wir ihr, ähnlich wie ven Schußzöllnern und Romantifern in der erften 
Hälfte dieſes Jahrhunderts, gewiſſe Eritifche Verdienſte zugeftehen müfjen, aber 
auch nur ſolche Eritifche Verdienſte. Ich fann über diefen Punkt nad) den 
Aeußerungen unfere8 verehrten Präſidenten kurz binweggehn. Was aber die 
Arbeiterfreundlichfeit und den Mangel praftiiher Erfahrung im Allgemeinen 
betrifft, jo jage ich rund heraus: wir. find Abkömmlinge der gebildeten und 
befigenden Klafjen und fühlen ung als Angehörige derſelben. Ich kann jagen: 
„gebildete und bejigende Klafjen,“ denn, Gott ſei Dank, find Befig und Bildung 
feine Gegenſätze in Deutfchland und die Sinnesart, die man als Bourgevisgeift 
bezeichnet, beherrſcht nicht die Klafjen, die in ihrer Gefammtheit dem Proletariat 
gegenüberftehn ). Wir wollen und müſſen dem berechtigten und zeitgemäßen 
Einfluß dieſes unſeres Standes auf focialem und politiihem Gebiete dienen, 
demjenigen Einfluß, der nur eine natürliche Folge größerer Bildung tft, der 
nie zur Unterdrüdung, jondern nur zur Hebung der unteren Klaſſen benust 
werden Fann und dem .zu Ehren wir eben vor Allem Vermehrung der allge 
meinen, nicht allein techniſchen Bildung in unferem Stande wollen. Nicht Direct 
in die gewerblichen Intereſſen der bejigenden Stände verwidelt, gemohnt und 
dazu erzogen, momentane Erjcheinungen als Glieder großer Entwidelungen zu 
betrachten, find wir dem Irrthum in einzelnen Fällen gewiß in hohem Mafe 
ausgeſetzt. Aber wenn e8 ung nicht beifällt, eine Unfehlbarkeit des Katheders 
zu beanspruchen, jo müfjen wir doch den Anſpruch auf eine abfolute Ueberlegenheit 


1) Ich gebraude im Tert das Wort „Proletariat”, nicht „Arbeiter”, um nicht 
den alten Einwurf heraufzubefjhwören, daß „wir Alle Arbeiter feien”. Freilich find 
wir Alle Arbeiter in gewiſſem Sinne, aber wenn man von Arbeiterftand fpricht, fo 
meint man beute die „Nicht als Arbeiter“ oder mit anderen Worten bie Lohnarbeiter ohne 
Befit und höhere Bildung, welche von dem täglichen Ertrag ihrer vorwiegend mechaniſchen 
Arbeit Ieben müfjen. Diefe Arbeiter im technifchen Sinne des Worts, oder die Pro— 
letarier bilden eine in der That durch gemeinfame Interefjen verbundene, wenn auch 
nicht ſcharf abgegrenzte Klaffe, der alle anderen Mitglieder der Gefellihaft gegenüber- 
ſtehn, welche entweder durch Befit eine mehr felbftftändige, gefiherte und mwirthichaftlich 
herrſchende Lage haben, oder durch befondere Bildung eine erceptionelle, höher angeſehene 
und mit gefiherter Stellung gelobnte Arbeit verrichten fünnen. Deshalb kann man 
von befitenden und gebildeten Ständen gegenüber Arbeitern oder Proletariat reden, 
zumal größere Bildung gewöhnlich nur auf Grundlage einige® Beſitzes erworben wird 
und größere Bildung ſich leicht Beſitz verſchafft. Dieſen aeseatas präcifiren, ftatt ihn 
durh das Wort Arbeiter in weiterem Sinne zu verwifchen, beißt nicht Klaſſenhaß 
prebigen, fondern es heißt: eine fociale Thatfache offen geftehen, um dann die ver— 
ſchiedenen und gegenfeitigen Pflichten beider fich ergänzenden Stände feftzuftellen. 
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der fogenannten Praxis über die Wiſſenſchaft al8 eine Begriffsverwirrung, nicht 
als eine falſche Anficht zurückweiſen, da wir überhaupt feinen ſolchen Gegenſatz 
erkennen fünnen. Denn unfere Wiffenfchaft ift nichts Anderes als ein ſyſtema— 
tiſches Durchdenfen vieler vergangener und gegenmwärtiger einzelner praftiicher 
Fälle, gerade unfere Richtung hat die emfige Beobadhtung der realen Berhält- 
niffe auf ihre Fahne gefchrieben. Jede praftiiche Erfahrung die fich geltend 
macht, wird von und als werthooller Theil der gefammten Baſis unferer Wiffen- 
haft willtommen geheißen, zu jeder Correctur unjerer Anfichten find wir, wenn 
überzeugt, bereit — nur fönnen wir jeder einzelnen praftifchen Erfahrung 
und jedem einzelnen praftiichen Intereſſe (Die ſich ja untereinander beftändig 
befümpfen und wiberjprechen) nicht im jedem Augenblik unbedingt Recht geben. 
Ich glaube, e8 haben auf die unpraktiiche Wiſſenſchaft Tächelnd herabzufehen, 
diejenigen am wenigften Recht, welche als unjere Gefinnungsgenofjen auf dem 
Gebiete der von den Mittelftänden getragenen nationalen Politik fi) gerne rühmen 
deutſchen Idealismus zu dienen; und e8 haben diejenigen Männer ber 
Praris fein Recht, neue Entwidelungen der ökonomiſchen Wiſſenſchaft ohne Unter— 
ſuchung zurüdzumeifen, welche ſich der älteren, rein abftracten Freihandelslehre 
in die Arme geworfen haben. Die relative Berechtigung der erwähnten Lehre 
erfennen wir nebenbei bemerkt in hohem Mafe an (zumal wir alle Freihändler 
im engeren Sinne des Wortes gegenüber jchutzöllmeriiher Praris find), nur 
können wir fie nicht al8 die für alle Zeiten abjolut abſchließende, won jeder 
neuen Unterfuhung dispenfirende Weisheit betrachten. 

Soviel Davon, daß wir umpraftifch genannt werden. Ich komme wieder - 
zu dem eigentlichen Thema der Arbeiterfreundlichkeit: Männer der Wifjenichaft, 
die verlangen müfjen, in geficherter Ruhe durch ihre ftille Arbeit dem orte 
Ihritt der Cultur zu dienen, fünnen am wenigften wünfchen, daß die ungebilve- 
teren Klaſſen zu einem die Cultur bedrohenden einfeitigen Uebergewicht gelangen. 
Wenn wir aus der Gelehrtenftube, wie dies zu allen Zeiten vorgekommen ift, 
und gelegentlich herausbegeben auf das Gebiet der Agitation, jo kann Dies nur 
geihehen, um dem focialen Frieden zu dienen. Wer dem Frieden dienen will, 
muß beide Parteien hören und verftehen. un fann doch Niemand leugnen, 
daß die Intereſſen der befigenden Klaffe, zu der wir ung rechnen, in Wort und 
Schrift reihlichft vertreten werden. Wenn nun ein einzelner Gelehrter das, was ber 
Arbeiter empfindet und will, auszufprechen und im Zuſammenhalt mit ähnlichen 
Erſcheinungen vergangener Zeiten zu erflären fucht, wenn er dabei ausnahmsweiſe 
einmal einfeitig wird — tft er deshalb ein Feind der befigenden Klaſſen? 
Bıele von uns haben fidy ängſtlich von folder infeitigfeit ferne gehalten, 
Andere haben ſich ihrer namentlich) nad) ausgebrodenem Kampfe der Schulen, 
wie behauptet wird, ſchuldig gemacht. Aber ich frage: Wenn Jemand, der zu 
den befigenden und gebilveten Klaffen gehört, die gemühnlichen Geldinterefjen 
diefer Klaffen aber zufällig nicht hat, wenn diefer von den Bedürfniſſen und 
Rechten der Arbeiter ſpricht, mit denen die Beſitzenden doch trotz alle8 momen- 
tanen Streits in Bund und Frieden Ieben müſſen, — was thut er anders, als 
daß er feinen eigenen, den höher ftehenden und beffer fituirten Stand aufmerkſam 
macht auf diejenigen Pflichten, durch deren Erfüllung allein die höhere Stellung 
aufrecht erhalten werben kann? Weil wir unfere Pflichten betonen, ähnlich 
wie e8 früher V. A. Huber that, find wir deshalb Freunde oder Gegner unſeres 
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Standes? Sind wir nicht eben deshalb feine beften Freunde, beffere als die 
Wenigen, die nur auf die Rechte des Beſitzes pochen, oder diejenigen, die das 
abjolut ungeftörte Verfolgen der egoiftiihen Sonderinterefien für das einzige 
Urreht der Menſchheit erklären? Mit den unberufenen, wenn gleich oft 
naiven und glüdlicherweifein Deutichland nie ſehr heimiſch geweſenen Wohldienern 
des Beſitzes, die ih mit den Freihändlern als ſolchen keineswegs identificire, 
fünnen wir freilich weder debattiren, noch tranfigiren, aber wenn wir und mit 
dieſen nicht verftändigen können, jo follten fie doch nicht fähig fein zu bewirken, 
daß wir mißverftanden werden. Die Anfiht, daß höhere Stellung höhere 
Pflichten auferlege und daß diejenigen, welche fie inne haben, eine größere Un— 
parteilichfeit gegen die unteren Klafjen, eine gewiſſe Souverainität gegenüber ihren 
momentanen Sonderinterefjen haben müfjen — diefe Anfiht hat uns zufammen- 
geführt und vereinigt. Wir wollen Befriedigung der gerechtfertigten Bedürfniſſe 
der unteren Klaffen, wir wollen Organifation und Ordnung in den Gewerben 
durch vorfichtige Reform der beftehenden Berhältniffe, damit nicht aufregende 
Kämpfe alle Ordnung und damit die Stellung der Befisenden felbft untergraben. 
Wir wollen fittlihe Zucht — erlauben Sie diefen Ausdrud als Anklang an 
das jo vielfach mißwerftandene „fittlihe Pathos" — in beiden Ständen 
und namentlich in unferem eigenen, denn nur die Tugenden, die wir jelbft in 
höherem Maße üben, können wir von den Arbeitern verlangen. Wir wollen 
feine Ueberftürzungen und halten die Weltbeglüdungsträume der Soctaldemofraten 
für gefährlichen Unfinn. Aber ‚wir wollen ung über Mafregeln die zur Er- 
reihung gewiſſer im letzten Grunde allerdings idealen Ziele zu nächſt möglich 
find, ruhig und vworurtheilsfrei beiprechen und dabei nicht nur fragen, was wir 
von Anderen, jondern was wir von uns felbft zu fordern haben. 

Diefe und feine anderen Grundabfichten bitte ih uns unterzufchteben, mag 
im Augenblid dies oder jenes Wort auch Hart ericheinen. Dieſe Grundabfichten 
muß ic) zunächſt bitten, bei mir anzunehmen, wenn td) zur Zeit gegen ein 
ilolirtes Gejeg zur Beftrafung des Contractbruds bin. Dieſe 
letstere Anficht ift in der That eine höchſt discutable, aber mein Motiv, daß 
Ale was auf jocialem Gebiet geichteht oder nicht geſchieht, dem dauernden 
ſocialen Frieden dienen jolle, dies Motiv darf unter und nicht discutabel fein. 

Auf die vollftändige Gewährung meiner Bitte fann ich wohl um foficherer 
hoffen als die Frage nah Beftrafung des Contractbruchs nicht einmal zu den 
eigentlihen Parteifragen zwilchen den fogenannten Soctalpolitifern und Fr ihändlern 
gehört. Bekanntlich find fogenannte Freihändler, die es mit der Abneigung 
gegen Staatöintervention ſehr ernft nehmen, durchaus gegen eine Beſtrafung des 
Contractbruch®, während ein Mitglied unſeres Vereins, mein geehrter Gorreferent, 
fozufagen der publiciſtiſche Erfinder der Contractbruchöftrafe ift. Und wenn 
Sie die Gutachten über unfere Frage nehmen, die unfer Verein veranlaßt hat, 
und die wohl unbedingt in ihrer Vereinigung die gründlichite und intereffantefte 
Deröffentlihung über unfer Thema ausmachen, die biöher erichienen ift, jo finden 
Ste alle denkbaren Anfichten — und Intereffen vertreten. Arbeitgeber und 
Arbeiter ſprechen, nicht immer ohne Einfeitigfeit, durdy den Mund des Herrn 
Knauer und Dr. Mar Hirſch. Dazwiſchen ſpricht aud der Profeſſor — 
und Sie finden, daß mein Freund Brentano nicht gegen eine Beftrafung des 
Eontractbruchs iſt! 
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Iſt unfere Frage feine Parteifrage, fo ift zugleich die jegige Zeit, d. h. 
die Zeit des Rückſchlages gegen eine übertriebene Speculationsperiode, zur ruhigen 
Beiprehung unferes Themas jehr geeignet. 

Daß man von einer Beitrafung des Contractbruch8 ſeit 2 — 3 Yahren, 
d. h. alfo unmittelbar nad) Erlaß der neuen Gewerbeordnung, fo viel geſprochen 
bat, beruht meines Erachtens auf jehr verfchiedenen Motiven: 


Das häufige Vorkommen mehr oder minder turbulenter Arbeitseinftellungen 
jeit Gewährung der Coalittonsfreiheit hat in Arbeitgeberkreifen, inclufive der 
Großinduftriellen, eine natürliche Entrüftung und das unklare Bedürfniß, Etwas 
dagegen zu thun, hervorgerufen, — in welchen Gefühlen das ganze faufende 
Publitum wegen der Bertheuerung der Waaren mit den Arbeitgebern ſympa— 
thiſirt. Nun glaube ih, daß die Tendenz, Strifed zu erjchweren, bei der 
Mehrzahl der Anhänger einer Gontractbruchöftrafe nicht das leitende Motiv if, 
aber e8 wirft immerhin bei einem Theil der Anhänger diefer Anficht, und bei 
vielen Anderen berricht wenigftend das Dunfle und unflare Gefühl, man jolle die 
ftrifeluftigen und übermüthigen Arbeiter überhaupt irgendwie die Macht des 
Geſetzes, d. h. eine ftärfere Macht fühlen laſſen. Ä 

Diefes vielfach nur empfundene, nicht bewußte Gefühl des Aergers kann 
jevenfall8 nicht al8 Motiv des Geſetzgebers in Betradht kommen. Es ver 
urtheilt ſich ſelbſt als ein Zeichen von Schwäche Ich erwähne es nur, weil 
es ganz gewiß die Zahl der Anhänger einer Kontractbruhäftrafe im großen 
Publikum vermehrt hat. Diefe haben aber du noch ganz andere und ſehr 
zu berüdjichtigende Motive. 

In der eigentlihen Fabrikinduſtrie erfcheint der Contractbruch als folder 
nicht als ein erhebliches Uebel, wie dies Stumm und Andere anerkannt haben. 
In Fabriken ift eintägige Kündigungsfrift, welche den Contractbrud geradezu 
unmöglich) macht, vielfach eingeführt. Wo dies nicht der Fall ift, weiß fich der 
Fabrifant durch verſchiedene Beftimmungen der Fabrikordnung (Conventional- 
ftrafen, Cautionen, Termine der Lohnzahlung zc. x.) vor Contractbrudy der 
Arbeiter zu ſchützen. Für den einzelnen entlaufenen Arbeiter befommt der 
Großfabrikant leicht einen anderen, weil ja zur Großinduftrie die Arbeiter ſich 
gegenwärtig drängen. Es kann wohl vorkommen, daß ein Yabrifant, der 
beftimmte Lieferungen übernommen hat, durd einen Meaffencontractbruch feiner 
Arbeiter einmal ſehr geihädigt wird. Aber meines Erachtens wird dann das 
zumeift Störende doch immer der Strife ſein und nicht die Außerachtſetzung der 
14= oder Stägigen Kündigung. Freilich können. bei Strikes, denen Kündigung 
vorangeht, Vermittlungsverſuche gemacht werden, — kurz, id) geftehe zu, daß 
der Gontractbrud auch in der Großinduftrie ein Uebel ift, aber er ift bier für 
fih allein fein ſo erhebliches Uebel, daß er allgemeine Aufregung in Arbeitgeber: 
freien herworgerufen und die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen hätte, 
Die Intereffen großer Arbeitgeber werben relativ wenig davon berührt, wie 
ih denn aus dem Munde vieler und zwar hervorragend humaner Arbeitgeber 
gehört habe, wenn ein Arbeiter nicht bei ihnen bleiben wollte, jo jei e8 ihnen 
um fo lieber, je eher er die Fabrik verlafje '). 


1) ©. aud das Roſcher'ſche Gutadten ©. 21 u. 30. 
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Anders fteht die Sache bei dem kleinen Handwerk und der Landwirthichaft. 
Dies find Erwerbszweige, die zur Zeit überhaupt an relativem Arbeitermangel 
leiden und fich vielfach in wirthichaftlih bedrängter Lage befinden. Yängere 
Gontracte, wenn auch nur auf Wochen, Liegen bier mehr in der Natur Des 
Verhältniffes, da der Meifter feinen Kunden die übernommenen Beftellungen 
nicht ausführen, der Yandwirth die angefangenen Arbeiten nicht vollenden kann, 
wenn ihm der in Zeit» oder Stück-Lohn engagirte Arbeiter verläßt und wie 
gewöhnlich, Erſatz nicht jofort oder gar nicht zu finden iſt. In der Yand- 
wirthichaft wirkt auch der Contractbruch des Gefindes empfindlich, während bei 
dem zu rein perfönlichen, nicht gewerblichen Dienften engagirten Gefinde ber 
wall doc mehr wie bei den Arbeitern der Großinduftrie jo liegen möchte, daß 
Niemand einen widerwilligen Dienftboten halten mag. Beſonders ſchlimm wirft 
dann no im Handwerf der Gontractbrudy der Lehrlinge, weil derjelbe jede 
gründliche Ausbildung gelernter Arbeiter verhindert. 

Ich brauche diefen Gegenftand in Anbetracht unferer eingehenden Gutachten 
nicht weiter auszuführen. Es fann als feftjtehend betrachtet werden, daß ber 
Gontractbruch der Arbeiter, Gejellen, Lehrlinge und des Gefindes im Klein— 
gemerbe und in der Landwirthſchaft ſchwere wirthſchaftliche Nachtheile mit fich 
bringt, indem er die Eriftenz der betreffenden Arbeitgeber in einzelnen Fällen 
bedroht und in allen die regelmäßige Yortführung der Wirthſchaft ftört. 

Diefe Drangfale des Handwerk und der Landwirthſchaft fünnen geradezu 
gemeingefährlich genannt werden, nicht nur wegen der dadurch bewirkten Ver— 
theuerung der Waaren, fondern weil diefe Gewerbe im Intereſſe der Erhaltung 
eines gefunden Mitteljtandes aufs Aeußerſte geſchont werden müſſen. 

Die gerechtfertigten Intereffen der Yandwirtbichaft und des Kleingewerbes 
iind das erfte wichtigere Motiv für die Beftrafung des Contractbruchs. Dazu 
fommt aber noch ein zweites, welches ſich zugleich auf die Großinduſtrie bezieht. 

Wenn Contractbrucd iiberhaupt häufig wird, wenn derjelbe, ähnlıd wie 
das Wildern und Schmuggeln in gemiffen Gegenden, tm Arbeiterftande nicht 
mehr als ehrenrührig betrachtet wird, jo muß daraus eine fittliche Verwilderung 
des Arbeiterftandes entftehen, welche die meiteftgehenden Folgen hat. Es giebt 
feine Freiheit ohme die Schranke des Rechts. Freiheit des Arbeitöcontracts 
und der Coalition fünnen nur dann al8 ein Fortichritt betrachtet werben, wenn 
die frei übernommenen Verpflichtungen mit der höchſten Gewifienbaftigfeit, ja 
mit einem gewiſſen Stolze erfüllt werden. Wenn nun diejenige fittlihe Zucht, 
welche das Correlat der Freiheit fein muß, zu verfchwinden droht, jo macht 
ſich nothwendig bei Allen, melde Gefühl für Recht und Ehre haben, eine ſitt— 
liche Entrüftung geltend welde himmelweit von dem oben erwähnten Aerger 
über Strikes entfernt ift. 

Nun ift der Staat nicht die Duelle aller Sittlichfeit; aber er ift ber 
Wächter der GSittlichkeit, ſoweit fie fi) in Rechtsfägen verförpert, und er hat 
durch feine Inftitutionen nad; unferer Anficht auch fonft, jo weit er fann, für 
Aufrechterhaltung und Stärkung der fittlihen Kraft des Volkes zu ſorgen. Es 
ft daher jehr naheliegend, wenn der Rechtsſinn des Volkes bedenklich ind Schwanten 
fommt, eine Reaction und Hilfe dur die öffentliche Rechtsordnung zu vers 
langen. Und ich ftehe nicht an, dies als den ſchwerwiegendſten Grund für 
Beftrafung des Contractbruch8 zu erklären, daß man das Volk durch eine Strafe, 
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welche nur den ehrlos Handelnden bedroht, vom Rechtsbruch und der Gemöhnung 
an den Rechtsbruch abhalten wil. Dabei ift e8 gar nicht nöthig, an die Ab: 
Ichredfungstheorie zu denken. Man kann einfach beabfichtigen, durch Definition 
des Delict8 und Decvetirung der Strafe die Begriffe von Recht und Ehre zu 
rectificiren. 

Ich gehe unbebenflich noch weiter und geftehe zu, daß der Contractbrud) 
niht nur von moraliſchem Geſichtspunkt aus Strafe verdient, jondern daß aud) 
juriſtiſch ſich ſolche Strafe durchaus rechtfertigen läßt. Die Grenzen zwiſchen 
civiliſtiſchem und eriminaliſtiſchem Unrecht haben ſich niemals und werben ſich 
niemals durch eine aprioriſtiſche Definition und logiſche Diſtinction allgemeingültig 
beſtimmen laſſen. Der Bruch eines civilrechtlichen Contracts wird als ſtrafbar 
anerkannt werden müſſen, ſo oft darin eine Gefahr für die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Rechtsordnung liegt. Und dies iſt offenbar der Fall, wenn der 
Contractbruch das wirthſchaftliche Leben zerrüttet und ſeiner rechtlichen Baſis 
beraubt. 

Das gemeingefährliche Unrecht, das im Contractbruch liegt, wird natürlich 
nicht uur vom Contractbrüchigen ſelbſt, ſondern wo möglich in höherem 
Maße von dem Arbeiter und Arbeitgeber geübt, der einen Anderen zum Con— 
traetbruch anreizt, denſelben erleichtert und unterſtützt. Daher, um von vorn— 
herein jeden Verdacht einer ſentimentalen Beſchönigung des Unrechts auszu— 
ſchließen, erlaube ich mir, folgende erſte Theſe vorzuſchlagen, welche im Gegenſatz 
zu den anderen wohl ſicher eine von allen Anweſenden getheilte Anſicht ausſpricht: 


I. Der Bruch des Arbeitsvertrags ſo wie die Directe oder 
indirecte Verleitung zu demſelben erſcheint nicht nur 
als ein namentlich die Landwirthſchaft und das Klein— 
gewerbe ſchwer ſchädigendes wirthſchaftliches Uebel, 
ſondern vor Allem als ein ſchweres Unrecht, das vom 
moraliſchen Standpunkt durchaus verdammt werden 
muß und deſſen Beſtrafung juriſtiſch durchaus zu— 
läſſig iſt. 


So ſehr ich aber den Contractbruch als unrecht und ſogar ſtrafwürdig 
betrachte, ſo kann ich daraus doch nicht den Schluß ziehen, daß die ſofortige 
geſetzliche Einführung der Contractbruchsſtrafe eine unabweisbare Nothwendigkeit 
ſei. Es würde ſich daraus nur die vorläufige Beibehaltung beſtehender Strafen 
— bis zum Erlaß einer neuen, allſeitig durchgreifenden Geſetzgebung rechtfertigen 
laſſen. Bei uns handelt es ſich aber um eine neue That der Geſetzgebung, 
und wenn man ein Uebel und Unrecht als ſolches erkannt hat, ſo iſt, ehe man 
Mittel dagegen vorſchlägt, immer die ſchwierigere Frage nach den eigentlichen 
Gründen des Uebels zuerſt zu unterſuchen. 

Wenn nun auch durchaus zuzugeſtehen iſt, daß der Contractbruch ſittliche 
Verwilderung befördert, alſo eine Urſache ſocialer Mißſtände iſt, ſo iſt er 
doch nur eine ſecundäre Urſache gewerblicher Verwirrung und ſein häufiges 
Vorkommen iſt ſeinerſeits zunächſt Folge gewiſſer allgemeiner Verhältniſſe. Es 
iſt in den Gutachten des Weiteren ausgeführt, daß der Contractbruch die Folge 
der plötzlich eingeführten Gewerbe- und Coalitionsfreiheit und Freizügigkeit iſt, 
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deren richtiger Gebrauch erft von beiden Seiten gelernt werden muß und zu— 
nächſt durch die nach 1870 eingetretene Periode der Ueberſpeculation fehr er= 
{hwert wurde. Daraus folgt, daß ein Abnehmen oder Verſchwinden des Uebels 
möglich ift, wenn nur die beftehende neue Geſetzgebung ſich mehr eingelebt bat. 
Ein jolches Abnehmen ift aber geradezu zu erwarten, wenn bie beſtehende Geſetz— 
gebung zugleich durch neue organiſche Gelege und freiwillige Inftitutionen 
ergänzt wird. Ich denfe dabei an Geſetze, die eine gewiſſe Ordnung im Lehr: 
lingsweſen, Hilfscaſſenweſen, Vereinsweſen, die Fabrikordnungen x. einführen, 
und dadurch den wüſten Gebrauch der Freiheit vorbeugend verhindern. 

Ich gehöre nicht zu Denjenigen, welche in der Ausdehnung der Schule und 
des Bildungsweſens das einzige Heilmittel gegen ſociale Schäden erblicken. Um 
Contractbruch und dergleichen zu verhüten, brauchen wir nicht intellectuelle, ſon— 
dern moraliſche Bildung, welch letztere nur in verſchwindendem Maße durch Be— 
lehrung gefördert werden kann, in hohem Maße aber durch Stärkung eines 
wahrhaften innerlichen religiöſen Lebens — und durch rechtliche und ſociale 
Inftitutionen. Aber wenn ich nicht auf Bildung und Fortſchritt der Zeiten 
im Allgemeinen zu vertröften geneigt bin, Jo bin ich Doch durchaus der Anficht, 
daß ſociale Uebel am Grunde und nicht an ihren Symptomen angepadt werben 
müffen, und Daß Derjenige, der ſich mit einer äußerlichen Reaction gegen jolche 
Symptome begnügt, leicht bittere Enttäufhungen erleben kann. Und ein er— 
folglofes Geſetz könnte dem Rechtsſinne des Volkes nicht minder ſchädlich werden 
als eine Sitte des Contractbruchs ſelbſt. Ich erlaube mir daher, der erften 
Thefis gleich eine zweite anzureiben: 


I. Das häufige Vorkommen des Contractbruchs erzeugt 
und befördert fittlihe VBerwilderung des Arbeiter- 
ftandes. Indeſſen ift daſſelbe doch vor Allem als 
Folge tiefer liegender Verwirrung in den gewerbliden 
Berbältnifjen zu betrachten. Daher erjdheinen bie 
practiihen Folgen einer Contractbrudsftrafe als 
fehr zweifelhaft, was um fo mehr zu beadten ift, 
als eine ſolche juriftifh zuläffig, aber nidt ge— 
boten tft. 


Zur Unterftügung der vorangehenden Anfichten fer befonder8 betont, daß die 
Beltrafung des Contractbruchs juriſtiſch als zuläffig, aber nicht als nothwendig 
in Folge unferer allgemeinen Rechtsprinctpien ericheint. Wir ftrafen den Bruch 
von Lieferungscontracten nicht, wir kennen fein allgemeines Delict auch indirecter 
Vermögensbeihädigung. Auch auf anderem Gebiet als dem der Delicte gegen 
da8 Eigenthum, 3. B. auf dem der Sittlichfeitövelicte, laffen wir unter Um— 
Händen durchaus ftrafbare und eriminaliſtiſch unrechte Handlungen ungeftraft, 
wenn wir von der Strafe mehr jchädliche Aufregung als Correctur der Sitt- 
Iichfeitöbegriffe erwarten. Der Bruch ciwilrechtliher Verträge muß jedenfalls 
nur dann geftraft werben, wenn wir vor einem weitverbreiteten, die öffentliche 
Sicherheit gefährdenden Nothftand ftehn, der fi nicht“ ander und nicht 
beſſer Heben läßt. Ich bin nicht der Anficht, daß der Contractbruch nur ges 





14 Beftrafung bes. Arbeitscontractbruche. 


ftraft werden könne, wenn er, wie bei Seeleuten, Gasarbeitern ꝛc., Gefahr 
für Leib und Leben Anderer bringt, aber die Nothwendigkeit feiner Be— 
ftrafung kann id nur anerkennen, wenn fie al8 das einzige wirffamfte Mittel 
zur Wiederherftellung geſchwächten Rechtsſinnes erjcheint. 


Als ein folches wirkſamſtes Mittel kann ich die Beitrafung des Contract 
bruchs aber fo wenig anerkennen, daß ich fogar umgekehrt ihr eine Anzahl ſchäd— 
licher Folgen zufchreiben muß. 


Vielfach wurde behauptet, die Beftrafung des Contractbruchs würde von 
den Arbeitern als ein Claſſengeſetz betrachtet werden und daher die Leidenichaft- 
lichkeit des Claſſenkampfs nur vermehren. Died wurde niht nur von ſocial— 
demofratifcher Eeite, jondern audy von anderen Arbeitern und ſogar von jocial- 
confervativer Seite vorgebracht. Der Vorwurf bezieht fich zunächſt auf den in 
der vorigen Reichstagsſeſſion eingebrachten Gefegentwurf, welcher Geloftrafe oder 
Haft einzuführen vorſchlug. Nimmt ınan nun, wie berechtigt ift, an, ber con— 
tractbrüchige Arbeitgeber würde gewöhnlich mit Geld bi8 150 Mark, der Ar: 
beiter aber mit Haft beftraft, jo ergiebt dies allerdings eine factiiche Ungleich— 
heit, welche eine aufveizende Wirkung haben muß. Dies ift aber, weil es ſich 
durch Abſchaffung der Geloftrafe leicht ändern läßt, fein Grund gegen Gon- 
tractbruchftrafe überhaupt. Wenn Iettere factiſch öfter die Arbeiter treffen 
wird, Jo fann fid) dem der Arbeiter durch Halten des Contracts entziehen. 
Eine leidenſchaftliche Erregung über ein Geſetz, das gleiches Unrecht wirklich gleich 
beftraft, würde nicht zu achten jein, und namentlicd was die Soctaldemofraten 
betrifft, jo halte ich muthige Aufrechterhaltung des Rechts ihnen gegenüber für 
eben jo nöthig und nütlih, als gegenüber anderen reich8= und ftaatsfeindlichen 
Parteien. Aber es giebt andere ſchädliche Folgen einer Beftrafung des Con 
traetbruchs. 

Der Contractbruch könnte unmöglich etwas Anderes als ein Antragsdelict 
ſein. Denn abgeſehen davon, daß die Staatsbehörde unmöglich jeden contract— 
brüchigen Arbeiter entdeden und verfolgen könnte, iſt die Natur der meift nur 
mündlichen Arbeitscontracte oft jo zweifelhaft, daß nur der Strafantrag des 
Beſchädigten flar ftellen kann, ob wirklich ein Contractbruch vorliegt, oder die 
Auflöfung des Arbeitsverhältnifjes nicht aus gegenfeitiger Uebereinſtimmung er: 
folgt ift. Selbft wenn das Gefe den Contractbrud nicht als Antragsdelict 
formulirt, jo wird derfelbe do immer nur auf eine mit Wiffen und Willen 
des Beichädigten gejchehene Anzeige hin verfolgt werden fünnen. Der Antrag 
auf Strafe wird num ficher in einer Mehrzahl von Fällen unterbleiben, zu: 
nächſt in allen denjenigen, im welchen der anderen Parter nichts daran Liegt. 
Contractbrüche werben alfo ficher nach mie vor gewagt werden, und e8 bleibt 
gewiſſermaßen Zufall, ob die Strafe eintritt oder nicht. Den Arbeitgeber, der 
auf Strafe anträgt, wird natürlich Die Bosheit der Arbeiter verfolgen und es 
wird ihm ſchwer werben, neue Arbeiter zu befommen, auch wenn eine öffentlich 
erfennbare und daher ftrafbare Profeription des betreffenden Arbeitgebers nicht 
eintritt. ine gewiſſe Feigheit der Beihädigten wird aljo den Strafantrag nod) 
jeltener maden, wenn nicht umfafjende Arbeitgeberverbände die Sache ur 
Hand nehmen — weld letztere fid) aber auch ohne Contractbruchftrafe | 
fönnen. Wir würden mit anderen Worten ein zu felten amngemwendetes | 





Referat von A. Held, | 15 


haben, gegen das fich überdies leicht ein heimlicher, fittlich beſonders werwerf- 
licher Krieg organifiren könnte. Ä nn 

Wenn ferner die gewerblichen Verhältniſſe leider einmal derartig find, daß 
Arbeiter durch Contractbruh ihre Tage "zu verbeffern häufig hoffen können, jo 
werden die Arbeiter ganz naturgemäß der Contractbruchftrafe dadurch zu ent= 
gehen juchen, daß fie gegen lange Contracte und lange Kündigungsfriften agitiren.- 
In Zeiten ftarter Nachfrage. nach Arbeitern in der Großinduftrie — und das 
find die Zeiten, in denen Contractbruch von Arbeitern häufig ift — find Arbeiter- 
conlitionen befanntlich Leicht im Stande, höheren Lohn und andere Bortheile den Ar- 
beitgebern abzudrängen, und die allgemeine Durchfegung eintägiger Kündigungsfrift 
würde ihnen gewiß um jo leichter gelingen, als viele Arbeitgeber in der Groß— 
induſtrie nach bisheriger Erfahrung ihnen darin entgegenfommen würden. In 
der Großinduftrie würde dann Die gejetlich erlaubte Freiheit der Bewegung der 
Arbeiter nur zunehmen, und dies würde den Arbeiterftand nody mehr nad) der 
Großinduſtrie hindrängen. Die durch Contractbruch worzugsweife bebrängten 
Kleinmeifter und Landwirthe würden dann fchlieglih eine Steigerung des Grund— 
übeld, an dem fie Iaboriren, erleben — nämlich des Arbeitermangels, wenigſtens 
des Mangeld an tüchtigen Arbeitern. Selbſt die gewiß nicht ausbleibende ge— 
ringere Häufigkeit der langen Contracte überhaupt muß ich als ein Uebel be- 
zeichnen. Der lange Contract ift zwar in vielen Geichäften wirthichaftlich un— 
nöthig oder kann Durch factifch wirkende Mittel den Arbeiter an das Geſchäft 
zu binden erſetzt werden, in vielen Gefchäften ift ex aber doch erwünfcht und 
fein ſeltenes Vorkommen muß die bewußte Neigung zum Vagabundiren beim 
Arbeiter fteigern. 


Weitere bedenkliche Folgen der Beftrafung des Contractbruch8 ergeben fich, 
wenn man erwägt, Daß es zwei Arten von Contractbrudy giebt, nämlich den 
Mafiencontractbruch bei Strife8 und den Einzelcontractbruch, um in ein beſſeres 
Lohnverhältnig einzutreten. Wenn num beim Maſſencontractbruch der Straf- 
antrag geftellt wird, jo entjteht die Schwierigkeit, wie und wo man plötzlich 
Tauſende in Haft ſetzen joll — eine Schwierigkeit, welche das Anfehen des Ge- 
ſetzes bedenklich ſchädigen fann und melde man nicht gering anjchlagen darf, 
indem man meint, die Angft vor der Strafe würde den Fall verhüten. Dies 
it wegen des Umftandes nicht anzunehmen, daß die Leidenſchaft gar oft über: 
Iegende Angft überwindet und weil man im Falle des Antragsbelict3 auf die 
Feigheit des Arbeitgebers rechnen wird. Im Falle des Einzelcontractbruchs ift 
aber in einer großen Anzahl, wenn nicht unbedingt, in der Mehrzahl der Fälle 
auf gleichzeitige Drtsveränderung des contractbrüchigen Arbeiterd zu rechnen. 
Was foll nun das Recht auf Strafantrag helfen, wenn nicht zugleich Arbeits- 
bücher die Verfolgung des Contractbrüchigen ermöglichen ? 


Es ift nun auch von practifcher Seite vielfady anerfannt worden, daß die 
Strafe des Contractbruchs, um wirkſam zu fein, mit der Inftitution der Arbeitd- 
bücher und mit der der Lohnbeſchlagnahme verbunden werben folle. Wenn man 
fih aber dazu entſchließt, fo entfteht die Frage, ob e8 nicht gegenüber dem Einzel- 
contraetbruch vollftändig genügt, Arbeitsbücher mit ſolidariſcher Haftbarkeit des 
eontractbrüchigen Arbeiter und des neuen Arbeitgebers, und gegenüber dem Mafjen- 
contraetbruch ftrenge Haftung der Conlitionscafje, reſp. ſolidariſche Haftung der 
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Strifenden einzuführen, mas die Strafe nicht nur entbehrlich machen, ſondern 
ſehr viel beſſer als diefe fein würde? 

Ich geftehe, daß ich dem leider kurz motivirten Gutachten von Brandes, 
welches die oben erwähnten Arbeitsbücher vorſchlägt, die größte practifche Ber 
deutung beimefje. Ich unterlafje ein näheres Eingehen in dieſe Frage und 
einen motivirten, dem Brandes’shen Gutachten ähnlichen Antrag nur deshalb 
weil ich heute eben nur über die Contractbruchsſtrafe zu veferiren habe und feine 
neue Frage auf die Tagesordnung bringen will und kann, welche ihrerſeits eine 
einfache Löſung nicht finden fann. Doch möchte ich 8, gegenüber dem etivaigen 
Vorwurf gar keine pofitive Anficht zu haben, kurz als meine perjönliche Ueber— 
zeugung ausfprechen, Daß die Sicherung des Arbeitivertrags durch andere Mittel 
als Strafe durchgeführt werden fann. Dabei kann ich mic außer auf Brandes 
auch auf. das Gutachten der Cölner Handelsfammer im Yahresbericht pro 1873 
berufen — ein Gutachten, das ohne jede theoretiiche VBoreingenommenheit Lediglich 
aus practiicher Erfahrung Schlüffe zieht und gewiß den Beweis Tiefert, daß aus 
ber Prarid noch andere Stimmen als einfache Klagen und Hilferufe ertönen. 
Ich glaube fogar, daß die Sicherung des Arbeitsvertragd gar nicht der einzige 
Grund ift, der zu den Arbeitsbüchern führt, ſondern daß zu einer ſolchen In— 
ftitution noch andere Bedürfniffe drängen. Denken wir an das Hilfscaſſenweſen 
und denfen wir und, wie ja Viele wollen, den Caffenzwang (nicht die Zwangs— 
caffe) durchgeführt, b. h. die Einrichtung getroffen, daß jeder Arbeiter irgend 
einer der ſtaatlichen Normatiobedingungen ji) unterwerfenden Alterspenfionscaffen 
angehören muß. Es ijt Mar, daß dann der Arbeiter und namentlich der wan— 
dernde Arbeiter Urkunden über jeine jederzeit richtig eingezahlten Beträge bei ſich 
führen muß. Diefe Urkunden müfjen zugleich) Auskunft über den Wohnort und 
die Beihäftigung des Arbeiter. zu verſchiedenen Zeiten geben. Iſt die Cafe, 
welcher der Arbeiter angehört, eine Fabrikscaſſe oder Gewerkseaſſe, fo geht fein 
Cafjenbud in ein Arbeitsbuch über, d. h. beide Imftitutionen ließen ſich min— 
deſtens auf's leichtefte vereinigen. Wenn wir überhaupt Ordnung und Organi— 
jation in den Gewerben wollen, jo werden wir zu einer Controlle des Arbeiters 
betreffs Erfüllung feiner VBertragspflicht faſt von ſelbſt gelangen — die Contraet⸗ 
bruchsſtrafe entbehren können. Doch ich habe ja heute nur über die Idee der 
iſolirten Einführung einer folhen Strafe zu reden. 

Die angeführten möglichen practifchen Folgen der Contractheuchoſtrafe, welche 
nicht theoretiſche Erfindungen, ſondern von Männern der Praris ſelbſt vielfach 
anerkannt worden ſind, mögen genügen, um meine Bedenken gegen ein dem Ent— 
wurfe vom vorigen Februar ähnliches Geſetz zu erklären. Man müßte fi) doch, 
ehe man ein foldes Geſetz macht, durch genaue Erfundigung bei allen prac= 
tiſch Betheiligten erft vergewiffern, wie dieſe über die, Folgen eines Contract= 
bruchsgeſetzes denken. 

Dazu kommt noch Eines: Wir wiſſen, daß in den legten Jahren Contract= 
brud häufig vorfam. Aber wir wiffen durchaus nicht, wie oft er in ganz 
Deutihland vorkam und unter welchen Bedingungen er gewöhnlich vorkam. 
Darüber hat und aud die Enquete des Handelstags nicht aufgeklärt, Da ihre 
Reſultate höchſt lückenhaft waren, und da es ſich hiebei um eine einſ eit' 
Enquete handelt. Darin Tiegt "gar fein Vorwurf, nur die Behauptung, - 
Ausjagen einer Partei dem Gefegeber nicht genügen können. Died ift im r 
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liegenden Falle ganz beſonders zu beachten, da 3. B. Arbeitgeber eine Kün— 
digung durch Delegirte nicht als Kündigung betrachten Tünnen, während die Ar= _ 
beiter dies thun, und da bei Conflicten zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern, 
wie ein in der Concordia hervorgehobener Fall bemeift, dem berichterftattenden 
Arbeitgeber ſogar die Unterfcheidungsgabe für Arbeitseinftellung und Ausfperrung 
verloren gehen fann. 

Wir hören zahllofe einzelne Klagen über Contractbrudy, aber wir haben 
feine genaue objective Kenntniß über den Umfang und die gewöhnlichen Urſachen 
des Contractbruchs und feine allfeitige, ruhig überlegte Zufammenftellung ſach— 
verftändiger Anfichten über die möglichen Folgen der Beftrafung defjelben. Wir 
haben auch die vielen Einzelnen, die Magen und nad) Strafe verlangen, damit 
überhaupt Etwas gejchehe, nicht gefragt, ob ihmen nicht felbft andere Mittel 
beſſer ſcheinen. 

Kurz, wir ſind für ein Geſetz zur Sicherung des Arbeitsvertrags und für 
ein Strafgeſetz in dieſer Richtung noch nicht genügend vorbereitet. Unſere Geſetz— 
gebung darf aber das Riſico nicht laufen, ein Geſetz zu machen, das unwirkſam 
bleiben kann oder bald wieder gründlich modificirt werden muf Ä 

Unfer Verein vertritt das Princip, daß eine pofitive jociale Geſetzgebung 
nöthig ift. Aber wenn uns fo oft „fathederfoctaliftiiche Geſchwindigkeit“ vorge 
worfen worden ift, jo möchte ich diefen Vorwurf entkräften, indem ich jest vor 
Uebereilung warne. Den focialen Gefegen in England find faft immer umfang- 
reiche Enguöten vorangegangen, und leider fteht e8 jo, daß wir von den Arbeiter- 
verhältniffen in England und in der Schweiz meit mehr und’ weit Genaueres 
wiſſen als von denen in Deutſchland. Ein Contractbruchsgeſetz wäre der erfte 
Anfang pofitiver ſocialer Gefeggebung. Dürfen wir diefen Schritt, der noth— 
wendig bald weitere nach fich zieht, ſofort thun, nur auf Grund verjchiedener 
Klagen, ſowie auf Grund eines gewiffen Screens über fociale Verwilderung 
und gerechtfertigter fittlicher Entrüftung über mangelnden Rechtsſinn? Es ijt 
dringend nothwendig, daß zuerft forgfältige Unterfuhung der Thatjachen Lehre 
an welchen Punkten die Geſetzgebung gegen fociale Schäden mit der Ausficht auf 
den größten Erfolg einfegen fünne, Die feine, aber danfenswerthe Enquete, 
die das bayerifhe Minifterium des Innern jüngft über die bayerifchen Fabriken 
veranftaltet hat (©. 48), beweift 3. B., daß in allen Fabriken, welche ind Ge— 
wicht fallende Wohlfahrtseinrichtungen für ihre Arbeiter haben, nur ein einziger 
Strife vorgefommen ift, der obendrein fehr unbedeutend war. Iſt nicht ein 
einziges folches Nefultat für die Anzeigung der Nichtung, in der wir arbeiten 
müſſen, weit erheblicher als taufend Klagen Einzelner? Ich falle meine Anficht 
in folgender dritter Theſis zuſammen: 


II. Ein gejeglihes Einfhreiten zur Sicherung des Ar— 
beitsvertrags als der Anfang pofitiver jocialer Gejet- 
gebung fann nicht empfohlen werden, ehe durd gründ- 
ihe und unparteiifhe Unterfuhung der Umfang und 
die gewöhnliden Urfaden des Gontractbrudß und 
durh Befragung von Sadverftändigen aller Par— 
teien die wahrſcheinlichen Vorzüge und Nadtheile der 
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Beftrafung gegenüber anderen ſehr zu ermwägenden 
Mitteln zur Bekämpfung des Uebels feftgeftellt find. 


Enquöten erfreuen fi bet ung allerdings nicht des beften Rufs. Unſere 
bisherigen Engqueten, die darin beftehen, daß die Behörden nad) Befragung oder 
Nichtbefragung von ihnen ausgewählter Ausfunftsperjonen verwidelte Fragebogen 
mit wahren oder erfundenen Zahlen ausfüllen, find allerdings nur eine Laft für 





die Behörden, dem Publikum und der Geſetzgebung weniger werth, als ein Band | 


Eiſenacher Gutachten. Die englifchen Enquöten mit ihren SKreuzverhören find 


unendlich merthvoller, bei und aber ſchwer nahahmbar. Man müßte mit der | 


Leitung und Durdführung focialer Enqueten einzelne unparteiiſche Sachverſtän— 
dige betrauen, die fich jelbft ihre Unterorgane wählen und ſchließlich auf Grund: 
lage von individuell geftellten Fragen bei allen Parteien und von Autopfie nad) 
jelbft entworfenem Schema ein lebensvolles Bild der Verhältnifje geben können, 
Ein folches Berfahren würde mehr Geld und Zeit often, aber auch wirkliche 
Reſultate Tiefen). Solche Enquöten zu wünſchen, heißt nicht eine drängende 
Frage auf die lenge Bank ſchieben oder einer Drängenden Entſcheidung zur Zeit 
aus dem Wege gehen — ſondern es heißt die Gejeßgebung bei einem hochwich— 
tigen Schritt auf fefte Füße ftellen wollen. 

Und ein hochwichtiger Schritt wäre ein Geſetz über Contractbruch ſicherlich. 
Der Berwilderung tm gewerblichen Leben durch ein Contractbruchsgeſetz zu 
jteuern, iſt noch ſchwieriger als den Gründungsichwindel durch eine Actiengeſetz- 
novelle bekämpfen. Die Frage iſt weit verwickelter und greift direct in weit mehr 


Materien ein, als es auf den erſten Blick erſcheint. Da dieſe Schwierigkeiten 


der Frage und die mit ihr verbundenen Verwicklungen ein weſentlicher Grund 
dafür ſind, daß ich die vorſichtigſte Vorbereitung fordere, ſo ſei es erlaubt, die— 
ſelben etwas näher auszuführen. 


Zunächſt bereitet es juriſtiſche Schwierigkeiten, das Delict des Arbeits— 


contraetbruchs richtig zu definiren. Von 'eifrigen Freunden der Beſtrafung wird 
verlangt, daß zum Thatbeſtand des Deliets gehören ſolle: 1) dolus; 2) ein der 
Gegenpartei zugefügter Schaden oder eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. 


Ich will nun nicht einmal behaupten, daß dies Beides juriftifch nöthig fe, | 


da man die einfache Thatfache des Contractbruchs als eines ſchädlichen Rechts— 
bruch8 trafen könnte. Aber es fcheint mir Beides practifch nöthig, wenn 
nicht ganz unbillige Härten entftehen follen. Solche Härten entftehen, ſowie 
3. B. ein Streit über die Auslegung des (mündlich) geſchloſſenen Vertrags ent: 
fteht und naturgemäß jede Partei, aud) die vertragbredyende, ſich im Rechte fühlt, 





alio jever dolus fehlt, oder in dem Falle, daß ein Arbeitgeber über das Fort: | 


laufen eines unbrauchbaren Arbeiters ſelbſt froh ift, ſich aber nicht mit ihm ver 
ftändigt hat, um den mißliebigen Mann noch durch Etrafe chikaniren zu können 
— gewiß fein häufiger, bei vorhandener perfönlicher Erbitterung aber immerhin 


möglicher Fall, der und veranlaßt, das Kequifit eines zugefügten Schadens nicht 


einfach zu ftreihen. Nun denken wir und aber den dolus und den Schaden als 
nothwendige Bedingungen des ftrafbaren Contractbruchs, fo ergiebt ſich von felbft, 








| 
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daß vor dem Gericht ein Beweis über die am jchwerften zu bemeifenden That— 
fadhen nöthig werden wird, welcher natürlich von dem Strafantrag abermals be- 
deutend abjchreden muß. Wenn von juriftifcher Seite dolus und erlittener 
Schaden als nothwendige Nequifiten eines ftrafbaren Contractbruch8 bezeichnet 
werben, jo wird von anderer Seite (3. B. von dem Berein für die bergbaulichen 
Interefjen der rechtsrheiniſchen Reviere des Dberbergamtsbezirtd Bonn) verlangt, 
daß ein Unterfchted zwifchen dem einfachen und dem auf Verabredung beruhenden 
Maffencontractbruch gemacht werde. Erjterer joll wie fonftiger Bruch ciwilrecht- 
licher Verträge ftraflo8 bleiben, Tetterer beftraft werden, weil er unter den Ge— 
ſichtspunkt ftrafbarer Conſpiration fällt. ch glaube, es läßt fich jedenfall nicht 
leugnen, daß die beiden Fälle juriftifch verſchiedener Beurtheilung unterliegen 
müffen. 

Eine weitere juriftiiche Schwierigkeit Tiegt in der Behandlung des Arbeit- 
geberd. Derjelbe kann durch Entlaffung der Arbeiter ohne Kündigung ganz ent- 
ſchieden ebenfogut wie der Arbeiter den Contract brechen. Ihm gegenüber ift 
es aber jelbftverftändlich, daß man zunächſt an einen Zwang zur Lohnzahlung, 
niht an Strafe denkt, da der Arbeitgeber in der Negel nicht infolvent und bie 
von ihm übernommene Verpflihtung lediglich auf Yohnzahlung gerichtet if. Es 
ft ein ausnahmslos gültiger Rechtsſatz, daß der Brucd eines civilrechtlichen Ver— 
tags, d. h. die Nichterfüllung einer Obligation gefühnt wird durd) Zahlung 
des Interefje8 an die Gegenpartei. Dem Arbeitgeber mehr aufzuerlegen, das 
eriheint in der That als ein Ausnahmsgeſetz, das in feiner anderen Rechts— 
beftimmung ein Analogen hat. Indeſſen fträubt fich ein gewiſſes Gefühl, 
welhes im Einklang mit den Grundlagen unfere8 geſammten modernen Gejell- 
ſchaftsrechts formal und rechtlich gleiche Behandlung von Arbeitern umd 
Arbeitgebern verlangt, dagegen daß ein Contractbruchsſtrafgeſetz vom Arbeitgeber 
gänzlich ſchweige, und es giebt auch allerler Fälle, wo der Arbeitgeber ebenjo 
fittlih verwerflih Handelt und daher moralifch ebenſo ftrafwürdig erjcheint, 
wie der contractbrüdige Arbeiter: 3. B. der Fall, daß ein Arbeitgeber durch 
frivol rechtswidrige Auslegung des Contract Arbeiter um den verdienten Lohn 
dringen will, oder der Fall, daß ein Unternehmer, um betrügliche Vorftellungen 
über feine Creditwürdigfeit zu erweden, Arbeiter annimmt, die er Dann wegen 
Zahlungsunfähigfeit entlaffen muß. Aber in Iegterem Falle genügen fchon. die 
Banferottgefege, im erfteren und ähnlichen Fällen aber muß ich immer behaupten: 
eine Strafe des contractbrücdigen Arbeitgebers iſt ein fociale8 und moralifches 
Bedürfniß, aber eine juriftifche Ueberflüſſigkeit — um nicht zu Tagen Widerfinn, 
da durch energifchen Zwang zur Zahlung des jchuldigen Lohns die Sache er— 
ledigt if. — Sp kommen wir mit der Gontractbruchitrafe de8 Arbeitgebers in 
einen Conflict zwifchen dem Sittlichfeitögefühl, das uns dieſelbe empfiehlt, und 
der Yurisprudenz, welche fie formuliren und ausführen ſoll. 

Das dem Contractbrucd der Arbeiter eigentlich entfprechende Delict auf 
Seiten der Arbeitgeber ift das Verleiten der Arbeiter zum Contractbruch, das 
Abdingen derfelben durch höhere Löhne, Vorſchüſſe u. dergl. und das Annehmen 
derfelben trog Kenntniß von en Contractbruch oder mit gefliffentlich 
berbeigeführter Untenntnig von Contractbrug. Daß foldes Verhalten bei 
Arbeitgebern vorkommt, ift fiher — wie oft, ift ebenfomenig genau befannt wie bie 
Häufigkeit des Arbeitercontractbruchs. Wir wiffen nur im Allgemeinen, daß bie 
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Rückſicht auf Die eigenen Standesgenoffen und das Zufammenhalten unter fid) 
bei Arbeitgebern leiver weniger entmidelt ıft, al8 bei Arbeitern, da es, wie es 
Icheint, jchwerer ift, auf Gewinn zu verzichten, als pofitive Opfer zu bringen, 
wenn man nicht® zu verlieren hat. | 

Die Ermöglihung des Arbeitercontractbruch8 durch Arbeitgeber ift nun mora= 
liſch gewiß höchft verwerflic, ebenjo wie ung Hehlerei moraliſch widerwärtiger ift 
als Diebftahl. Ste muß, wenn Contractbrud ftrafbar iſt, als Hilfeleiftung zu 
einem ftrafbaren Delict ebenfalls geftraft werden. Aber wie jchwer ift dieje Hilfe- 
Yeiftung zum Contractbrudy zu beweifen, und wenn wir fie beftrafen, liegt e8 dann 
nicht gleich wieder am nächſten, den neuen, Contractbruch fürdernden Arbeitgeber 
dem alten beichädigten gegenüber zu Schabenserfag zu verpflichten, womit wir 
wieder auf den Brandes’schen Vorſchlag ftatt auf Contractbruchſtrafe hinausfämen ? 

Uebrigens möchte ich dieſe Schwierigkeiten und Streitfragen der juriftifchen 
Definition des Delictd nicht jo hoch anſchlagen als die Verwidlungen, in die 
man durch ein Contractbruchögejeg, mag e8 jo oder jo gefaßt fein, ganz noth= 
wendig Hineingeräth. Ich will einige ſolche Verwidlungen punttweife aufzählen, 
wenn auch der Kürze der Zeit halber nur andeuten: 

1) Practiſch bildet eine criminelle Contractbruchsftrafe unleugbar eine Con— 
currenz mit der civilrechtlichen Execution behufs Erzwingung von Leiftungen, 
welch Tetstere bekanntlich bald neu gefeglich geregelt werden wird, ein Contract 
bruchsſtrafgeſetz greift aljo factiich der freien Entwidlung des Civilprocefjes vor. 
Ein Zufammenhang mit allgemeiner Reform unferes in vieler Hinfiht zu milden 
Strafrechts (Bermögensbeihädigung!) ift auch Leicht zu erfennnen. 

2) Wenn eine Betrafung des Contractbruchs practiſch irgendwie wirffam 
fein fol, fo ift raſche Juftiz unbedingt nöthig. 

Solche rafche Juſtiz kann aud) das einfachfte Verfahren gewöhnlicher Ge— 
richte nicht bieten, weil diejelben immer erſt Sachverftändige heranziehen müfjen. 
Sie kann nur durch eigentliche Gewerbegerichte, vefp. durch mit Erecutionsbefug- 
niß auögeftattete Schiedögerichte geboten werden. Nun combinirte ja auch ver 
Gejegentwurf vom vorigen Jahr die Kontractbrucftrafe mit der Einführung 
neuer Gewerbegerichte, merfwürdiger Weile ohne irgendwo zu Tagen, daß Diele 
Gewerbegerichte auch über Contractbrudy urtheilen follen. Es ift aber ganz 
unabweislih die Frage der Gewerbegerichte erft zu regeln, ehe man eine Con— 
traetbruchſtrafe durchführen kann: Und diefe Frage der Gewerbegerichte läßt fich 
feineswegs übers Knie brechen. Abgefehen von ihrem unverkennbaren Zufammen= 
hang mit dem gejammten Civil und Strafproceh fteht fie in nothwendigem Zu- 
jammenhang mit der Frage der Schiedsgerichte und Einigungsämter. Daß id) 
perjönlich ein großer Freund von Schtedögerichten bin, die fich zu Einigungs— 
ämtern entwideln und deren vorbeugende Functionen üben, kann hier unberührt 
bleiben. Es fteht aber feft, daß überhaupt eine, wenngleich noch ſchwache, weil 
junge Tendenz zur Schaffung freiwilliger Vermittlungsinftanzen zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern beftebt. Zu diefen Vermittlungsinftanzen muß nun jede Ge— 
ſetzgebung über Gewerbegerihte irgendwie Stellung nehmen. Die Gewerbegerichte 
müffen entweder an die freien Vermittelungsorgane anknüpfen, db. h. letztere 
müſſen unter Umftänden und unter Normativbedingungen obligatorifch gemacht 
und mit ftaatlicher Autorität ausgerüftet werden, oder fie müffen ignorirt werben 
womit man fie ohne Weitered für unnöthig und werthlos erflärt oder fih un— 
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bedingt vermißt, fie durch Beſſeres zu erfegen. Jedenfalls muß eine zeitgemäße 
Gejeggebung über Gemwerbegerichte ſich über Die Frage der Schiedsgerichte nnd 
Einigungsämter klar fein; d. h. in weiterer Folge, der Gefetgeber, der ein Contract= 
bruchsgeſetz geben will, muß willen, welde Stelle er zu den intereffanteften Ver— 
ſuchen, aus dem focialen Kriege den foctalen Frieden hervorgehen zu laſſen, ein= 
nehmen will. Diefe Klarheit dürfte durch fittlihe Entrüftung über häufiges 
Vorkommen ded Contractbruchs nicht ohne Weiteres gewonnen fein, 

3) Schtedsgerichte und Einigungsämter, namentlich lettere, hängen ihrer- 
jeit8 wieder mit den Arbeiter- und Arbeitgeberverbänden zufammen, in denen fie 
befanntlih ihre Bafis finden, und die fie zu umfaffenden Organifationen aller 
Angehörigen deijelben Gewerbes umzugeftalten die Tendenz haben. Jedes Geſetz, 
das ein aus Wahlen herporgehendes Gemwerbegericht einführt, ſchafft aucd wohl 
oder übel Wahlcorporationen von Standesgenofjen, die nicht ohne Beziehung zu 
Interefjenvereinen vderjelben bleiben fünnen. So läßt ſich die Contractbruchs- 
gefeggebung nicht behandeln, ohne indirect wenigftend das der gejeglichen Re— 
gelung harrende Vereinsweſen zu berühren. Zwiſchen beiden Materien findet 
aber auch noch eim mehr directer Zufammenhang ftatt. Es muß z. B. die 
Frage klar geftellt werden, ob eine durch Delegirte einer Coalition erklärte recht— 
zeitige Kündigung den Contractbruch ausfchließt oder nicht. Werner ift eine civil— 
rechtliche Haftung der Vereine für Contractbruch ihrer Angehörigen als Erſatz 
der Contractbruchftrafe vorgefchlagen worden. Nun will ich diefen Vorſchlag, 
obwohl id) im Gegenfag zu Anderen von der weiteren Entwidlung der beider: 
jeitigen Vereine große Erwartungen hege, deshalb bier nicht weiter verfolgen, 
weil in der That zur Zeit diefe Vereine bei und numeriſch unerheblid, find. 
Aber es iſt Doch Flar, daß man 1) diefe Vereine im Contractbruchögejeg berüd- 
jichtigen muß, wenn man die Straf® nur im Falle der Unmöglichkeit ciwilrecht- 
licher Entſchädigung eintreten laffen oder überhaupt die Frage ciwilrechtlichen 
Erecutionszwangs nicht unberührt laffen will, und daß 2) die Norinativbedingungen 
eined Vereinsgeſetzes und ein Contractbruchsgeſetz fich nothmwendig berühren reſp. 
ergänzen müfjen, ſowie man Arbeitsbücher mit oder ftatt Contractbruchsitrafe 
einführen will. 

4) Wenn man den Contractbruch der Arbeiter beftrafen will, ohne in reac= 
tionäre Tendenzen zu verfallen und ein perjönliche8 Unterwerfungsverhältnig her— 
zuftellen, jo muß man davon ausgehen, daß das Arbeitöverhältnig durch freien 
Vertrag begründet werde — ein Grundfaß, der befanntlic die ganze moderne 
Geſetzgebung beherrſcht. Darin eben Liegt ja allein das moraliſch jo Berwerfliche 
des Contractbruchs, daß ein Manneswort gebrochen und die in jedem Verkehrs— 
geihäft unentbehrliche Sicherheit untergraben wird. Das Geſetz, das den Con— 
tractbruch ftrafen will, muß daher auch dafür Sorge tragen, daß die Borausjegung 
ded freien Vertrags wirflih vorhanden ſei. 

Diefe wird nun im Handwerk, wo Arbeitgeber und Arbeiter ſich überhaupt 
mehr als Gleiche gegenüberftehn, gewöhnlich vorhanden fein, aber das Gele 
müßte ſich doch nothwendig aud auf die Fabrifarbeiter beziehen, und hier wird 
der freie Vertrag zwar geſetzlich fingirt, in vielen Fällen aber Tiegt die Sache 
factiich fo, daß der Arbeiter fid) der ihm faum genau befannten Fabrik— 
ordnung und der ihr durch den Principal gegebenen Auslegung unterwirft — 
freilich nicht ohne feinen Willen, aber durch einen Willen, dem die Noth oft 
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feine Wahl läßt. Ich vermweife wegen dieſes Gegenftandes auf die treffliche 
Schrift: „Der freie Arbeitsvertrag“, von Bier, und bemerfe hier nur kurz, daß 
jevenfall8 Fabriforbnungen vorkommen, welde den Bruch des Arbeitsvertrags 
zwar niemals rechtfertigen, aber in einem minder ſtrafwürdigen Lichte erfcheinen 
lafien. Wenn dem Arbeiter eine Kündigungsfrift auferlegt wird, während ber 
Arbeitgeber beliebig entlafien fann, oder wenn der Arbeitgeber ſich wenigſtens 
in allerlei Fällen, deren Vorhandenſein feine Willfür entjcheivet, die jofortige 
Entlafjung vorbehält, fo ift eine Ungleichheit vorhanden, welche das Berhalten 
des contractbrücdigen Arbeiter, namentlich aber desjenigen Arbeiterd, der etwa 
aus Rache gegen die böswillige Entlafjung eine® Collegen contractwidrig ftrikt, 
als moralifch weniger verwerflih, aljo auch weniger ftrafwürdig ericheinen läßt. 
Will das Geſetz mit gleichem Maße meſſen und nicht Beftrafungen veranlafjen, 
die dann in der That den ganzen Arbeiterftand in verwirrender Weile aufregen 
müfjen, jo müßte mit dem Geſetz über Contractbruchöftrafe ein anderes über 
Fabrikordnungen erlafien werben. Letztere müßten entweder unter Norinativs 
beſtimmungen geftellt oder ihre Gültigteit von der Genehmigung der Staatö- 
behörde oder aber einer jelfgovernmentalen aus beiden Parteien gewählten Be- 
hörde abhängig gemacht werden: dies wäre nicht aus Arbeiterfreundlichkeit, auch 
nicht wegen häufig vorfommender Ungerechtigkeit der Arbeitgeber zu forbern, 
iondern einfach deshalb, damit nicht im einzelnen Fällen das Geſetz moraliſch 
verwirrend wire. 


5) Endlich fer noch ein Punkt erwähnt, den ich bisher abfichtlih nur ein- 
mal vorübergehend erwähnt habe. Schlimmer als der Contractbrucdh der Ges 
jellen, Fabrifarbeiter ꝛc. ıft der Contractbrudy der Lehrlinge, von denen der 
Entwurf vom vorigen Februar gänzlich ſchwieg. Er ift deshalb ſchlimmer, 
weil er den Geift der Zuchtlofigfeit in jungen Jahren großzieht und weil er 
jede gründliche gewerbliche Erziehung der Arbeiter verhindert, alfo ein Ausfterben 
gewerblicher Gejchtelichkeit und damit ein Niedergehen des ganzen Gewerbes ver- 
anlaßt. Ich brauche die vielen Klagen über Lehrlinge, die, wenn fie zu einigen 
Functionen abgerichtet find, ihren Lehrherven entlaufen und anderswo jugendliche 
Arbeiter werden, nicht zu wiederholen. 


Eine Beftrafung des entlaufenden Lehrlings halte ich nun für weit un— 
bedenflicher al8 die erwachjener Arbeiter, zumal fie mehr eine pädagogiiche als 
eriminaliftiiche Mafregel und ein wichtiges Correlat der gejeglichen Beſchränkungen 
in der Benugung jugendlicher Arbeiter wäre. Ich glaube jogar, daß hiezu eine 
fünftige Gemerbegejeßgebung in irgend einer Weile ſich nothwendig wird ent= 
ſchließen müffen. Nun aber läßt fich diefe Frage nur regeln, indem die Ver— 
hältniffe der jugendlichen Arbeiter und Lehrlinge im Zuſammenhang, d. h. die 
Pflichten derjelben (incl. der Prüfungen) und die Pflichten der Lehrherren über- 
haupt gefetlich geregelt werden. Es handelt fih um einen Theil der Lehrlings— 
gefetgebung. Nun frage ic, muß ein Geſetz über den Contractbruch ſelbſtſtän— 
dDiger Arbeiter nicht den Eindruck einer unendlich unvollftändigen, halben und 
unficheren Geſetzgebung machen, wenn der practifch weit wichtigere Contractbruch 
der Lehrlinge unbeftraft bleibt? Diejen aber kann man nur innerhalb einer 
jehr gründlicy vorbereiteten größeren Gejeßgebung ftrafen. 
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Die angeführten 5 Punkte mögen beweifen, daß die Einführung einer 
Contraetbruchsſtrafe fein einfacher Schritt wäre und vor Allem fein Schritt, bei 
den man fich zunächft beruhigen fünnte, Es wäre ein Schritt, der zur gejeß- 
lichen Löſung anderer und wichtigerer Theile der foctalen Frage in kurzer Zeit 
drängen, theilweiſe jofort zwingen würde. Es entjpricht meine® Erachtens der 
Würde der Gefegebung, daß fie an die ſociale Frage nur mit fouverainem Weber: 
blick über die factifchen Berhältniffe und mit voller Klarheit über ihre legten 
Ziele herantritt. Die fociale Gefeßgebung hat neben der directen Wirkung jedes 
einzelnen Geſetzes zugleich eine wichtige allgemeine, wenngleich indirecte Wirkung. 
Sie fol und muß bet dem ganzen Volfe, insbefondere aber bei ven jett jo 
vielfach in ſtaatsfeindlichem Sinne aufgeregten arbeitenden Claſſen den Eindrud 
beroorbringen, daß der Staat vollftändig erhaben über die momentanen 
Intereffen einzelner Stände, jederzeit diejenige zeitgemäße Ordnung herftellt und 
aufrecht erhält, welche Alle bindet und zugleich ſchützt, der ſich mit Begeifterung, 
nicht nur mit Zwang zu unterwerfen, ſowohl die heilige Pflicht als auch das 
wahre dauernde Interefje Aller gebietet. Nur fo fünnen wir jenen vielgepriefenen 
geleglichen und practiich vorwärts jchreitenden Sinne der Mehrzahl des eng— 
liſchen Arbeiterftande8 auch bet unjeren Arbeitern allmälig einzubürgern hoffen. 
Nicht aber werden mir dieſes höhere und wichtigfte Ziel erreichen, wenn wir ein 
Gelegenheitsgeſetz machen, deſſen Wirkung ſich nicht überſchauen läßt, das einen 
relativ kleinen, weil nur ſeit Kurzem beobachteten Mißſtand ungenügend bekämpft, 
das an ſich lückenhaft ſein muß, und indem es allen wichtigeren zu Grunde 
liegenden Fragen aus dem Wege geht, dem Volke zeigt, daß die geſetzgebenden 
Factoren ſich über die Principien, nach denen die wichtigſten Theile der ſocialen 
Frage: Vereinsweien, Lehrlingsweien ꝛc. zc. zu regeln feien, noch völlig un— 
tar find. 

Ein kurzes ifolirtes Contractbruchsftrafgefeg wäre ein Schuß ins Blaue, 
fünftige Neformen mehr erjchwerend als fürdernd und dem Anfehen der Gejet: 
gebung nicht fürverlich. Sch erlaube mir daher das Gejagte zu einer vierten 
und letzten Theſis folgenderinaßen zu rejumiren: 


IV. Ein ſolches geſetzliches Einfhreiten in Form eines 
ifolirten Contractbruchsgeſetzes ift auch als in= 
opportun zu bezeihnen, jolange die Gefeggebung 
nicht entfchloffen ift, andere wichtigere fociale Fragen 
gleichzeitig zu regeln, und Jolange diefelbe ſich über 
die dabei zu befolgenden PBrincipien nidt völlig klar 
if. Denn der unverfennbare Zuſammenhang der 
Sontractbrudsfrage mit anderen ſocialen Tragen 
bewirkt, daß ein ifolirtes Contractbrudsgefeg noth= 
wendig ein ſehr lüdenhaftes Gefeg bleiben muf. Ein 
lückenhaftes Geſetz aber fann feine beabjidhtigten 
Wirkungen nicht erreihen und wird leiht geradezu 
falſch wirken. 


Wer Contractbruchsſtrafe will, muß ſich meines Erachtens zu mweitergehender 
ſocialer Gefegebung entſchließen. Man könnte jagen: Gut! machen wir eben 
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bier einen Anfang, weil es Viele wollen, das Weitere wird dann von jelbft 
fommen. Aber wenn man Größere will, ift e8 dann nicht nöthig, zuerft ſehr 
genau zu umterfuchen, wo man am beften anfängt? Und da glaube id, die 
Regelung des Hilfskaſſenweſens ift weit dringliher, die Regelung des Vereins— 
und Lehrlingsweſens, die weitere Ausbildung der Fabrifgejeggebung muß wenig- 
ſtens gleichzeitig mit der Contractbruhöfrage in die Hand genommen werben. 
Es kommt wahrlid) in der Contractbruhsfrage nicht darauf an, daß überhaupt 
Etwas, jondern daß das Rechte gefchehe. 

Und nun frage id, fünnen wir unferer Gefeggebung zumuthen, all’ Die ge- 
nannten Fragen mit derfelben Schnelligkeit zu erledigen, Die von mander Seite 
für die Einführung der Contractbruchsitrafe verlangt wird? Ich will nicht von 
der unleugbaren Thatjache Sprechen, daß eine große Anzahl politiſch hervorragen— 
der Männer zur Zeit abjolut. feine Luft hat, fich mit foctalen Fragen zu comes 
promittiren und dadurch die Parteibildungen zu alteriren. Ich will nur davon 
reden, daß unjere Geſetzgebung zur Zeit andere für das nationale Leben hoch: 
wichtige Fragen, vor Allem die Kirchenfrage zu enticheiden bat, in Folge deſſen 
viele politiiche Größen einfach feine Zeit haben, fich der ſocialen Fragen gründ- 
lic) anzunehmen, denen fie nad) ihrer ganzen Vergangenheit fern ftehen. 

Damit ift nicht gefagt, daß die focialen Fragen bei der Gejeggebung vor: 
läufig ganz ruhen ſollen. Es ift nur Vorſicht und Meberlegung im Anfang, 
und richtige Wahl des Anfangspunktes, die ich empfehlen möchte. 

Die gejeglihe Negelung der ſocialen Frage und der Kampf gegen Die 
Socialdemokratie wird in einer nicht näher zu bezeichnenden Zukunft die wid 
tigfte und drängendſte Aufgabe ver Geſetzgebung werden. Es handelt fih darum, 
daß wir, ehe dieſer Moment kommt, durch übereilte Geſetze Nichts wer: 
derben und daß wir uns rüften und vorbereiten, indem wir vor Allem uns 
genaue Kenntniß und leidenichaftelojes Urtheil über die joetalen Verhältniſſe 
im ganzen Reiche aneignen, jo daß wir bei Anfängen focialer Gejeggebung, 
mögen dieſe das Hilfscaffen= oder Vereinsweſen ꝛc. betreffen, und wenigftens 
iiber die zu befolgenden PBrincipien ganz flar find. Wenn wir Nichts thun, 
als den Contractbruch beftrafen, jo fügen wir der beftehenden Gefeßgebung, 
welche Freiheit im negativen Sinne des Worts, d. h. im Sinne der Bes 
freiung von alten Schranken einführt, Etwas zu, das zu dem ganzen Princip 
dev bejtehenden Gefeggebung nicht recht paßt und doch nicht der Anfang einer 
neuen organiſchen Ordnung if. Wenn man fieht, wie fich die Dinge in den 
bon den modernen Zuftänden am meiften betroffenen und am meiften vorgeſchrit— 
tenen Gewerben jest entwideln, wenn man 3. B. fieht, wie im Buchdruder: 
gewerbe und in den Baugewerfen bei allem Interefjengegenfag zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern doch von Seiten der Legteren ganz Aehnliches angeftrebt und 
verlangt wird wie von den befjeren Gewerkvereinen, wenn man bier überall Die 
Keime einer pofitiven gewerblichen Ordnung entdeft, fo fommt man zu ber 
Ueberzeugung, daß mit der Contractbruchsſtrafe nicht mehr erreicht wäre als ein 
Aufihub in der Erfüllung derjenigen größeren Aufgaben, zu deren Löſung wir 
demnächſt berufen fein werben. !) 


*) Als ein Zeichen, worauf e8 eigentlih ankommt, Yafje ih den Schluß eines Vor— 
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So fomme ih, wenn die Beftrafung des Contractbruchs für 
ih allein zur Frage geftellt wird, zu dem Reſultate: 

Möge der Entwurf einer Gewerbegefegnovelle, der der vorigen Reichötags- 
felfion vorgelegt wurde, vorläufig in der Commiffion begraben bleiben. Möge 
aber der ganze Vorgang Ichleunige Beranlafjung werden, daß wir zu gründlichen, 
wirklich aufflärenden Erhebungen über unjere jocialen Berhäktniffe gelangen und 
möge fich bei ſolchen Beftrebungen zunächſt zeigen, daß unſere beſitzenden Claſſen 
die Zmede des Staats verjtehen und ihm freudig dienen! So viel Mittel wie 
für die Durchforſchung von Afrika oder für die Beobachtung des Venus-Durch— 
gangs werben ſich doch auch für den Dienft der foctalen Wiſſenſchaft und Geſetz⸗ 
gebung flüſſig machen laſſen — eine Anſicht, in der man, wie L. Bamberger 
beweiſt, der aller Parteien ſicher ſein kann! 


trags folgen, den jüngſt der Vorſitzende bes Thüringer Baugewerlenvereins (Arbeit- 
geber) in Hannover Plelt:. 

Zweck und Ziel des Bereins find jegt namentlid: 

1) Herftellung einer feften Vereinigung der Fachgenoſſen, Statuten, Disciplim, 

Schiedsgericht, Kaution. 

Einführung der Meifterprüfung, einheitliher Tehrceontract, Lehrbrief, Le— 

gitimationsfarten der Gefellen. 

3) Wahrung und Förderung gemeinfamer Gejchäftsinterefien. 

4) Den Baugewerfen entjprehende Stellung und Einfluß im Staatsorganismus 
zu verſchaffen. 

5) Kranten-, Unfall- und Unterſtützungs-Caſſen 

6) Schaffen eines ausreichenden tüchtigen Sefellenftandes buch zmwedentiprechende 
Lehrlingsverhältniſſe. 

7) Organiſation gegen die Strifes und das Verlaſſen ber Arbeit ohne Kün— 
digung, und vereinte® Entgegentreten gegenüber den Ausjhreitungen des 
Socialismuß, 

8) Allgemeine Einführung der Stundenlöhnung nad Markpfennigen und Marf- 
berehnung vom 1. Januar 1875 an. 

9) Allgemeine Löhnung 2—3 Tage nad Ablauf der Lohnwoche. 

3 Allgemeine Einführung der gewerbliden Schiedsgerichte. 

) Allgemeine Einführung der Gejellen-Controlfiften ꝛc. 


2 


me 





Correferat 
des Redacteurs J. F. H. Dannenberg (Hamburg) über die 


Beſtrafung des Arbeitscontractbruchs. 
Meine Herren! 


Meine Aufgabe als Correferent iſt mir durch die erſte Theſe des Herrn 
Referenten weſentlich erleichtert worden. Wenn derſelbe den Contractbruch nicht 
nur als ein wirthſchaftliches Uebel, ſondern auch als ein ſchweres Un— 
recht bezeichnet, das vom moraliſchen Standpunkte aus durchaus verdammt 
werben müſſe, jo hat er damit vollſtändig meiner Anſchauung Ausdruck ges 
geben, und wenn er in derſelben Theje die Beltrafung des Contractbruches als 
jolden vom rechtlihen Standpunkte aus ausprüdlih für zuläffig erflärt, jo hat 
er damit und durch die foeben gegebene Motivirung feines Ausſpruches mich 
der Mühe überhoben, Sie mit einer Wiederholung des befanntlih zum Theil 
ziemlich ſpitzfindigen juriftiichen Streites über die formelle Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Beitrafung nad dem beftehenden juriftiichen Syſteme zu bebelligen. Ich bin 
ihm dafür um fo dankbarer, als e8 mir als juriftiichen Laien gar nicht einmal 
bejonder8 angeftanden hätte, in dieſen bejonderen Streit mid zu milchen, und 
al8 ich über die Aufnahme keineswegs ficher bin, welche meine vielleicht recht 
laienhafte Anficht, daß die Jurisprudenz und die juriftiiche Syſtematik ſich nad 
den lebendigen Anforderungen des Verkehrs und des Bedürfniſſes zu richten, 
und nicht zu beanfpruchen haben, daß das Leben fi nad) ven hergebrachten 
Formen richten folle, gefunden haben würde. Ich habe deshalb aud die erfte 
Thele de8 Herrn Referenten pure acceptirt, und bitte Sie, meine Herren, ihr 
gleichfall8 zuzuftimmen. 

Wenn bei diefer Uebereinftimmung in Bezug auf den Ausgangspunkt wir 
dennoch zu ganz verjchtedenen Schlußfolgerungen kommen, jo wird das Haupt 
gewicht unſerer beiderfeitigen Ausführungen darin Liegen, daß der Herr Referent 
auseinander zu ſetzen hatte, aus welchen Gründen er auf die von ihm aus— 
drücklich als zuläfſig erklärte Beftrafung des Contractbruches, dieſes wirth= 





Correferat von I. F. H. Dannenberg. 97 


Ihaftlihen Uebel8 und ſchweren Unrechts, verzichten will, während 
meine Aufgabe in der Widerlequng diefer von dem Herrn Referenten wie von 
anderer Seite vorgebrachten Gründe zu beftehen haben wird. Gelingt mir diefe 
Widerlegung, jo werde ich Sie bitten dürfen, durch Annahıne meiner Thefen 
2—4 mit mir die, meiner Anficht nach allein richtige Conjequenz der beider- 
feitigen Thefe 1 dahin zu ziehen, daß die für zuläffig erflärte Beftrafung eines 
Berfahrend, welches zugleid) ein das Gemeinwohl ſchwer ſchädigendes wirth- 
ſchaftliches Uebel und ein grobes Unrecht enthält, auch wirflic, ausgefprochen werde. 

Durch meine Theſe 2 wende ich mid) gegen denjenigen Einwand, der nad) 
dem beftehenden Rechte eigentlich) am erften erwartet werden follte, daß nämlich 
das beftehende Recht ausreihe, dem Contvactbruche die gebührende Beftrafung 
zu fihern. Wenn diefer jo nahe liegende, und eigentlich für Diejenigen, welche 
vom juriftiichen Standpunkte aus einer anderweitigen Beftrafung des Contract- 
bruches opponiren, allein angebrachte Einwand faft gar nicht mehr erhoben 
wird, jo erkläre ich dies aus dem Umftande,. daß die Wahrheit des im 
meiner Theſe 2 Ausgefprochenen von allen Seiten factifch anerkannt wird. Es 
ft eine Thatjache, die fich nicht beftreiten läßt, daß die civilrechtliche Schadens= 
erſatzllage faſt gänzlich unwirkſam zur Verhütung und Beftrafung des Contract- 
bruches ſich gezeigt hat. Dies ift für mich gerade der Ausgangspunkt, von dem 
aus ih die Nothwendigkeit einer ftrafrechtlichen Verfolgung des Contract- 
bruches motivire, und Sie fehen aus meiner dritten Thefe, daß ich Die beſondere 
Beftrafung des Contractbruches lediglich auf diejenigen Fälle beſchränkt wiſſen 
will, wo auf civilvechtlichen Wege fein Erſatz des durch den Contractbruch ange 
richteten Schadens zu erlangen ift. Damit verliert auch der in dem Gutachten 
des Herrn Dr. Mar Hirſch (S. 189) und in den vemfelben zu Grunde 
liegenden Aeußerungen verjchiedener Gemwerkvereine mehrfach vorkommende Ein— 
wand fein Gewicht, daß e8 jehr viele ſeßhafte Arbeiter gebe, die wenigſtens im 
Defig einer befcheidenen Einrihtung, und alfo auf dem Civilmege zu belangen 
ſeien. Solchen Arbeitern gegenüber wird man allerdings auf eine befondere 
ftrafrechtliche Berfolgung des Gontractbruches verzichten fünnen, wie das denn 
auch in meiner Theje 3 geſchieht. Dagegen ift es notorifch, daß im Handwerk 
die bei Weitem größte Zahl der Arbeiter ein förmlich nomadiſirendes Leben 
führt, während auch in der Fabrifinduftrie einem fehr großen Theile der Arbeiter 
gegenüber ein Verſuch zur Erlangung von Schadenserfag gänzlich nutzlos ift, 
nicht nur wegen Mangeld an Können, fondern meiftens aud wegen Mangels 
an Wollen. Es iſt eine der jchlimmften Erfcheinungen in den gegenwärtigen 
gewerblichen Zuftänden, daß fehr viele Arbeiter die jetige lahme Rechtspflege 
dazu benugen, ſich der Erfüllung von Verpflichtungen zu entziehen, die voll- 
fändig in ihren Kräften Täge. Auch Diejenigen, welche mehr als genügende 
Mittel befigen, etwa verurſachten Schaden zu erjegen, werden durch die zahl: 
reihen Beiſpiele factifcher Straflofigfeit dazu verleitet, felbft die rechtmäßigſten 
Forderungen unerfüllt zu laffen. Wer aber einmal auf diefe Weife die Bahn 
der Unreellität und Unehrenhaftigfeit betreten hat, wer einmal die Erfahrung 
gemacht hat, daß er ohne Nachtheil einen Arbeitgeber betrügen kann, bei dem 
bat das Ehrgefühl einen unbeilbaren Schaden erlitten; er wird in Zufunft nur 
zu leicht ſuchen, auf ähnliche unveelle Weife fich einen Vortheil zu verichaffen 
auf Koften Anderer, und er wird ſehr bald nicht nur im Verhältniß zwiſchen 
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Arbeiter und Arbeitgeber, fondern auch anderen Verpflichtungen gegenüber bie 
Gebote der ftrengen Nechtlichkeit außer Acht Laffen, fobald fie mit feinem Vortheil 
in Widerſpruch kommen. 

Angefihts der Bedeutung übrigens, welche ich dem im meiner Theſe 2 
ausgeiprochenen Sachbeſtande beilege, habe ich mic nicht darauf befchränft, die 
Thatjache als allgemein befannt hinzuftellen, jondern mic) auch nach ander: 
weitigem Zeugniß umgefehen. Ich habe Hier eine Aufmachung über die Thätig- 
feit der Hamburgifchen Vergleichsbehörde, einer Behörde, die in Ausführung des 
8. 108 der Gewerbeordnung im Jahre 1869 zur Schlichtung gemerblicher 
Streitigkeiten errichtet ift, zur Hand, und erlaube mir Ihnen Einiges daraus 
anzuführen. Die Bedeutung diefer Behörde werden Ste daraus erfennen, daß 
viejelbe in den 4 Jahren 1870—73 incl, über welde die Aufmachung fid 
erftvedt, 7483 Streitſachen zu erledigen hatte. Bon diefen Streitfachen tft bei 
Weitem die größere Hälfte von Arbeitern gegen Arbeitgeber anhängig gemadt. 
Die vorerwähnte Aufmahung — die, wie id) ſofort erwähnen will, von einem 
Yuriften herrührt, jo daß in Nachfolgendem nicht etwa die Stimme eined uns 
zufriedenen Gewerbsmeiſters zu hören ift, — bemerkt hierzu: „Dieſer auffallende 
„Umſtand wird jedenfall größtentheild dadurch erflärt, Daß in Den meiſten 
„Ballen eine Klage gegen ven Gehülfen dem Arbeitgeber wohl formell, aber 
„nicht materiell zu feinem echte verhelfen fann, denn wenn die Entſcheidung 
„gegen den Gehülfen ausfällt, fo wird derſelbe jehr Leicht durch Fortgehen von 
„bier die Vollſtreckung des Erfenntnifjes unmöglich machen. Wenn er aber auch 
„bier bleibt, fo wird eine auf eine Gelpleiftung, z. B. Entſchädigung, lautende 
„Entſcheidung in faft allen Fällen dur die Unpfandbarfeit des Gehülfen 
„illuſoriſch. Yautet dagegen das Erfenntnig auf Rückkehr in die Arbeit, fo 
„wird demſelben einfah nicht Folge geleiftet, und e8 giebt bei dem 
„gegenwärtigen Stande der Gefetgebung Feine Tegalen Mittel, um die Folge: 
„leiftung zu erzwingen, oder die Nichtfolge zu beftrafen. Daß unter jolcen 
„Umftänden die Arbeitgeber wenig Luft haben, gegen widerjpenjtige und contract 
„brüdige Gehülfen vorzugehen, ift wohl erklärlich“ Meine Herren! das ift 
das Ergebniß einer fünfjährigen Erfahrung der Hamburgiſchen Vergleichsbehörde. 
Ich darf demnach wohl annehmen, daß ſich gegen die Behauptung meiner 
Theje 2 von der Nutzlofigkeit der ciwilrechtlichen Schadenserjagflage kein ernftlicher 
Widerſpruch zeigen wird. 

Es bleibt deshalb, wenn man nit die völlige Straflofigkeit des Contract: 
bruches ftatuiren will, nichts Anderes übrig, als die ftrafrehtliche Verfolgung 
eintreten zu laffen, und ich wende mich deshalb jett gegen diejenigen Argumente, 
welche die Anwendbarfeit derjelben von verſchiedenen Standpunkten her in Frage 
geftellt haben. Wenn ic) dabei hauptjächlich diejenigen Einwendungen ind Auge 
faffe, welche von Seiten der Gewerkvereine fommen, jo wird das bei ber 
beachtenswerthen Stellung derjelben motiwirt erjcheinen. 

Diefe Argumente beftehen nun zunächſt in einer Beihönigung des Contract- 
bruches ſelbſt. Es ift das auch nicht weiter verwunderli, wenn 3. B. Die 
Mitglieder der Gemwerkvereine in dem Gutachten ihres Anwalts (S. 175) die 
Worte Iefen: „Die jederzeit freie Lösbarkeit auch der Arbeitöverträge ift eine 
„nothmentige Conſequenz der ganzen modernen Wirthſchafts- und Rechts— 
„geftaltung, deren leitendes Princip die gleiche individuelle Freiheit Aller ift“, 
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und etwas weiterhin bezeichnet derjelbe Herr Gutachter es als einen inneren 
Widerſpruch, „allen den Vertrag zwilchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
„dem „„Dauernden im Wechſel der Ereignifje” ” machen zu wollen.“ Es ift 
anzunehmen, daß der Herr Verfaſſer dieſe Säte lediglich gegen Verträge auf 
längere Zeit hat richten wollen, man wird aber nicht verfennen fönnen, daß fie 
ihrem Wortlaut nah gegen die Innehaltung al’ und jeder Arbeitöverträge an— 
gewandt werben fünnen, und e8 würde durchaus nichts Meberraichendes haben, 
wenn Die den Worten des Herrn Gutachters folgenden Arbeiter darauf Hin 
handeln würden. Es wird denn auch an mehreren Stellen (S. 169 ff.) zur 
Entſchuldigung des Contractbruches der Arbeiter darauf Hingewiefen, daß viele 
Contracte mit Verſchiedenheit der Kündigungsfrift für Arbeitgeber und Arbeit— 
nehmer exiftiren, jo wie auf einfeitig aufgeftellte drückende Fabrik- und Arbeits- 
Ordnungen. Es braucht aber wohl faum betont zu werden, daß derartige 
Uebelftände mit der Frage, ob der Contractbruch im Allgemeinen beftraft werden 
folle, gar nichts zu thun haben. Es ift Sache der Gewerkoereine, und dazu 
find fie gejchaffen, ven Arbeitern die Macht zu geben, bei Abſchluß des Arbeits- 
contracte8 ungebührlihe Zumuthungen in Betreff der Kündigungsfriften oder der 
Arbeitsordnungen zurückweiſen zu fünnen. Die Gültigkeit eines einmal abge- 
Ihloffenen Contractes kann aber nicht davon abhängen, ob diefer Inhalt ſpäter 
dem einen Theile nicht gefällt. Der Staatsangehörige hat mancherlei Verord— 
nungen fich zu fügen, bei deren Erlaß er nicht gefragt ift, und deren Inhalt ihım 
häufig jehr wenig zufagt. 

Uebrigens will id) die Gelegenheit benugen, bier einige Bemerkungen in 
Dezug auf die dritte, der Enquôte, betreffend die Contractbruchfrage, zu Grunde 
gelegte Frage hier einfliegen zu laffen, die Frage nämlich, ob Verträge, welche 
Arbeiter und Arbeitgeber auf längere Zeit verpflichten, im Allgemeinen wünſchens— 
werth jeien. 

Ich meine, die Frage läßt fi, jo allgemein geftellt, überhaupt nicht be= 
antworten. Die Dauer des Arbeitscontracte® muß fich je nad) den Umftänden 
des einzelnen Falles richten, und es ift ebenfowohl möglich, daß die Abwefen- 
heit jeglichen Contractes den Verhältnifien am Belten entfpricht, wie umgekehrt 
eine längere Dauer defjelben im Intereſſe ſowohl der Arbeit, wie der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer Liegt. Am nächſten Tiegt ja dabei der Hinweis auf 
ländliche Verhältniſſe, auf die Erntearbeiten u. dgl. Aber aud die Induftrie 
kennt derartige Verhältnifje, 3. B. den Ziegeleibetrieb, die Zucerraffinerien und 
andere Arbeiten, welche ſaiſonweiſe betrieben werden müfjen. Hierbei kann e8 
ganz direct im Intereſſe des Arbeiters Liegen, für die ganze Dauer der Arbeit 
Beſchäftigung gefichert zu haben, und nidyt etwa der Möglichkeit ausgeſetzt zu 
fein, einen Theil ver nicht wieder einzuholenden Arbeitszeit auf der Suche nad) 
neuer Arbeit verbringen zu müſſen. Daneben giebt e8 mande andere Fälle, ın 
welchen längere Abſchlüſſe zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer fehr wünjchens- 
Für ja vielleicht nothwendig werden fünnen, der Bau von Schiffen und 
Häufern, größere Erdarbeiten u. dgl. Auch braucht e8 fich dabei nicht immer 
um das gewöhnliche Verhältniß zwilchen Wrbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
dandeln, ſondern auch die Uebernahme größerer Gruppenaccorde und die 
genofienihaftliche Arbeit kann Yängere Contracte nothwendig maden. Die An- 
theilhaber an einem Gruppenaccorde oder am genoffenschaftlicher Arbeit müſſen 
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Sicherheit unter einander haben und können deshalb in die Lage kommen, ſowohl 
mit Arbeitgebern wie unter ſich längere Contracte zu ſchließen. In Hamburg 
haben z. B. bei Gelegenheit des letzten großen Bauhandwerkerſtrikes die Geſellen 
verſucht, mit genoſſenſchaftlicher Uebernahme von Bauten vorzugehen, und den 
Zimmergefellen ift aud im dieſer Weife ein Bau übertragen, die Sache hat 
aber feinen Fortgang gehabt und wieder aufgegeben werden müffen. Die Ge 
fellen jagen natürlich wegen des Widerſtandes der Bourgeoifie, in Wirklichkeit 
aber, weil nad) vielen Vorgängen das Publikum fein Vertrauen in die Zuver- 
läffigkett der Gejellen hatte. Niemand wollte risfiren, mit Leuten, die in ihrem 
Berhältnig zu den Meiftern ſich jehr wenig an contractliche Verpflichtungen 
tehrten, einen Baucontract abzufchließen, auf die Gefahr Hin, die Bedingungen 
vejjelben nicht erfüllt und den Bau in der Mitte Liegen gelaffen zu fehen, Tobald 
der Contract etwa den Leuten oder einem Theil derjelben leid würde. Kurz, 
längere Contracte müſſen ebenfo gut gehalten werden, wie kürzere, und e8 kann 
auf die Straffälligfeit des Contractbruches durchaus nicht einwirken, daß der 
gebrochene Contract auf längere Zeitdauer abgejchloffen war. Dafür, daß bie 
Sontracte zu den gehörigen Bedingungen und auf gehörige Dauer abgeichloffen 
werben, hat der Arbeiter, reſp. der Arbeiterverein zu jorgen, die einmal über- 
nommenen Berpflihtungen aber müjjen gehalten werben. 

Die ganze auf die Dauer der Contracte und die Verjchiedenartigfeit der 
Contractbedingungen gebaute Argumentation zu Gunſten der Straflofigfeit des 
Contractbruches wird übrigend in Bezug auf die Verhältniffe im Handwerk 
hinfällig gemacht durd das Zugeſtändniß des Verfaſſers (S. 172), daß im 
Handwerk von einfeitiger Abhängigkeit wenig mehr die Rede ſei. Gerade im 
Handwerk aber grafjirt der Contractbrud am ftärkften, viel mehr als in ber 
Großinduftrie. 

Auf Seite der Arbeiter, und wie die dem Gutachten des Herrn Dr. Hirſch 
angehängten Aeußerungen der Gemwerfvereine zeigen, vielfach auch von letteren, 
wird der Arbeitscontract als ein Ding angejehen, das eigentlich den Arbeiter 
gar nicht binden dürfe, und ein Verſuch, aus dem Contracte eine Verpflichtung 
des Arbeiters geltend zu machen, ald etwas mit Tyrannei ziemlich Gleichftehendes 
bezeichnet. Im naiver Weile tritt dieſe Anſchauung in dem Gutachten der 
Maurer und Steinhauer zu Thorn (©. 203) zu Tage, in welchem es dem 
Arbeitgeber al8 ſchweres Unrecht ausgelegt wird, wenn er einen bei ihm con= 
tractlich in Arbeit Stehenden nicht ohne Weiteres entlaffen will, falls ein anderer 
Arbeitgeber dem Arbeiter 2!/, Sgr. pro Tag mehr Lohn zahlen will, und 
diefelbe Auffaffung fehrt auf ©. 206 am Fuße nochmals wieder: Ja, der 
Drteverein der Mafchinenbau= und Metallarbeiter in Landsberg a W. erklärt 
jogar (S. 223) den Contractbrudy für ein Mittel, das ſittliche Gefühl 
des Arbeiter zu heben, wenn er nämlich durch den Contractbruch ſich 
ſolche Vortheile Hat verichaffen Fünnen, daß er feinen Berpflichtungen gegen 
Tamilie, Staat und Commune befjfer nachkommen fonnte! Nach dieſer Auf: 
faſſung iſt alſo jeder Contractbruch eine fittliche That, da ſchwerlich jemals 
ein Arbeiter ſeinen Contract gebrochen hat, um ſeine Stellung zu verſchlechtern. 
Mir ſcheint, daß es ſolchen Anſichten gegenüber an der Zeit iſt, eingegangenen 
Verpflichtungen wieder Beachtung zu ſchaffen, und daß man nicht, wie derſelbe 
Verein (S. 223) will, die Beſtrafung des Contractbruches auf ſolche Fälle 
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befchränfe, mo ein „ſachlich ungerechtfertigter Contractbruch“ vorliegt, oder wie 
a. 0. D. dies näher erläutert wird, wo derſelbe nur geichieht, um überhaupt 
einen Bruch herbeizuführen. Alle Contractbrüche aber, die für den Arbeiter 
Bortheil bringen, find nach Anficht des gedachten Vereins „Tachlich gerechtfertigt” 
und ſomit ftraffrei zu laſſen. 

Meberhaupt zieht ſich durch alle Gutachten der Gewerkvereine wie ein vother 
Faden der Gedanke hin, daß ein Contract einen Arbeiter nur fo lange binden dürfe, 
als er nicht mit feinem Bortheil in Conflict fomme, und das find die Arbeiter, 
die fich jelbft für die Beſonnenſten und Rechtſchaffenſten, für die Elite des 
deutſchen Wrbeiterftandes halten. Danach mag man abnehmen, wie es in den 
. anderen Arbeiterfreifen ausfieht, und ob es nicht Zeit ift, dem Rechte und Geſetze 
wieder Achtung zu verihaffen. Ich ſchließe natürlich hierbei nit auf Bös— 
willigkeit, ſondern auf Begrifföverwirrung, die aber niemals jo weit hätte 
gebiehen fein können, wenn nicht die factifche Straflofigfeit, welche durch die 
gegenwärtige Gejeggebung dem Contractbruche gefichert ift, ſelbſt die Leute auf 
den Glauben gebracht hätte, daß doch aud in den Augen den Staates der 
Bruch des Arbeitscontracte8 eigentlich eine vecht gleichgültige Sache Jei. 

Außer denen aber, welche jolchergeftalt den Contractbruch bejchönigen, giebt 
es noch eine ganze Anzahl, welche die Verwerflichkeit defjelben anerfennen, aber 
trogdem von einer Beftrafung nichts wiſſen wollen. Theils beftreiten fie, daß 
die Sache jo ſchlimm fer, theil8 möchten fie den Contractbruch ſelbſt Lediglich 
als Folge unferer ganzen inbuftriellen Zuftände darftellen, ſodaß alfo nur von 
einer Aenderung dieſer Zuſtände jelbft ein Verſchwinden oder eine Verminderung 
des Contractbruches zu erwarten fei, theils fegen fie ihre Hoffnung auf ein noch 
erft zu findendes ganz neues vollftändige8 Syſtem focialer Geſetzgebung, bis zu 
deſſen Einführung die Frage vertagt werden müſſe, theils endlich ſchlagen fie 
zur Bekämpfung des Contractbruches andere Mittel vor, welche eine ftrafrecht- 
Ihe Berfolgung deſſelben überflüffig machen ſollen. Ich wende mich zunächft 
zu Yebteren. 

Da kommen zuerft Diejenigen, welche den Contractbruch befeitigen wollen 
durch Abſchaffung des Arbeitscontractes jelbft, indem fie an Stelle jeder Kün— 
digungsfriſt die jederzeitige fofortige Entlaffung der Arbeiter, reſp. Das jeder- 
zeitige fofortige Verlaffen der Arbeit, jegen wollen. Ich fürchte, das Heilmittel 
wäre ſchlimmer als die Krankheit. Unfer ganzes Verkehrsleben ift auf den 
gegenfeitigen Contract und die Sicherheit deffelben gegenüber dem böfen Willen 
einer Partei zugeichnitten,; unfere Induſtrie kann den Contract nicht entbehren. 
Es ift unmöglich, das beiberfeitige Verhältniß dauernd lediglich auf den 
guten Willen zu bafiren, der natürlich fofort aufhört, wenn die Arbeitöbe- 
Dingungen dem einen oder anderen Theile nicht mehr vortheilhaft erjcheinen. 
Es wäre ein ganz enormer Schaden für unfer Wirthichaftsleben, wenn es auf 
die Möglichkeit, im Voraus über fpäter erforderlich werdende Leiftungen zu 
contrahiren und für die Deckung zukünftiger Bebürfniffe im Voraus zu forgen, 
verzichten ſollte. Und das würde die nothgedrungene Folge fein, falls das jet 
hin und wieder ergriffene Auskunftsmittel, jegliche gegenfeitige über den Tag 
hinausgehende Verpflichtung aufzuheben, — ein Mittel, das ich immer nur als 
ein. verzweifeltes habe anfehen können — allgemein werben follte. Daß e8 bie 
jetzt in wereinzelten Etablifjements ohne Nachtheil, oder jelbft mit Erfolg 
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fungirt hat, bejagt nichts. Es kann das in der Perfon der Leiter begründet 
fein, oder in befonderen Berhältniffen; vorzugsweife hat das Experiment aber 
deshalb gelingen können, weil e8 bi8 dahin ein vereinzelte® war. Ebenſo wenig 
bejagt e8, wenn in neuerer Zeit in einzelnen Gewerbszweigen gleichfalls das gegen- 
jeitige Berhältnig ohne Kündigung allgemein geworden if. Zum guten Theile 
ift es gefchehen, weil die Arbeitgeber dadurd dem für fie unleidlichen Zuftande 
entgehen wollten, daß 8. 110 der Gewerbe-Ordnung mit feiner Vorſchrift über 
die 14tägige Kündigungsfrift einfeitig gegen fie geltend gemacht wurde. Die 
Arbeiter aber find in ihrer großen Mafje mit diefer Wendung keineswegs ein= 
verftanden. Ste wollen wohl jelbft die Freiheit haben, jederzeit aus einem 
contractlichen Arbeitöverhältniffe zurücdzutreten, wenn ihnen dies vortheilhaft ift, 
oder wenn fie gerade Luft dazu verfpüren: aber fie find im Höchften Grade 
aufgebracht, wenn umgefehrt auch die Arbeitgeber das gleiche Recht in Anſpruch 
nehmen, um die Arbeiter jeven Tag zu entlaffen, oder, wie die Arbeiter e8 aus- 
drüden: auf die Straße werfen zu können. Belege hierfür finden Sie in den 
Gutachten der Gewerkvereine in Hülle und Fülle; namentlich ift dabei wiederum 
auf das bereit8 oben angeführte Gutachten aus Thorn zu verweilen. Ein 
Beiſpiel ähnlicher Inconfequenz erleben wir augenblidlih in Hamburg bet 
Gelegenheit eine Strife8 der Küper (Böttcher). Dieſe fordern gleichzeitig Ab- 
Ihaffung und Einführung der Accordarbeit. Bei den fleinen Meiftern, die 
jelbft mit in der Werfftatt arbeiten, und darauf achten, daß die Gejellen wirklich 
thätig find, fol die Wocdenlöhnung abgeihafft und dafür das Syſtem der 
Accordarbeit eingeführt werden; in den größeren Geſchäften und Fabriken joll 
umgefehrt die Accordarbeit befeitigt und an deren Stelle die gleichmäßige 
Löhnung nad) dem Durchichnittöverdienfte des guten Arbeiters bet Accordarbeit 
eingeführt werben. Beides alfo, je nachdem e8 den Gefellen am vwortheilhafteften 
und den Arbeitgebern am nachtheiligften ift. So geht es durch das ganze 
Arbeitöverhältnig hindurch; die Gehülfen verlangen nicht Recht, ſondern Vorredit; 
fie wollen, nachdem früher auf ihre Rechte zu wenig Aücdficht genommen , jett 
ausichlieglich ihren Bortheil zur Geltung bringen. 

Einen ferneren Beweis davon Tiefert die Praxis der Hamburgiichen Ber: 
gleich8behörde; die Arbeiter nehmen in jedem Falle die Gunft des 8. 110 ber 
G.-D. (14tägige Kündigungsfrift) für fib in Anſpruch, und weigern ſich, auf 
Berabredung, tägliche Kündigung zu acceptiren. Gelbft menn der Meifter von 
vorneherein erflärt hat, daß er auf feine Kündigungsfriſt ſich einlafjen wolle, 
wird jedesmal geklagt, falls er ohne 14tägige Kündigung entläßt, und dadurch 
erklärt fih die ftarfe Zunahme der Klagen auf Entihädigung wegen Ent— 
laſſung ohne Kündigung, die im Jahre 1871 520, 1872 588, tim vorigen 
Jahre aber 810 betragen haben. Die Arbeiter wollen nicht von einer 
täglichen Kündigung wiflen, und wer da meint durch Beleitigung der Arbeits- 
contracte, alfo Einführung täglicher Annahme und täglicher Entlaſſung der 
Arbeiter, womit die Möglichkeit des Contractbruches, alfo aud Die Frage 
wegen Beftrafung deffelben wegfiele, den Frieden in den Beziehungen zwijchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer wiederherzuftellen, der irrt. Sch berufe mich | 
diesbezüglich auf das Zeugniß der hier ammefenden Arbeiter. | | 

Sodann wende id mid zu Denen, welche vorjchlagen, die Frage wegen | 
Beitrafung des Contractbruches auf andere Weiſe aus der Welt zu fchaffen, 
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z. B. durch genofjenjchaftliches Eintreten der Arbeiter für einander, wodurd) 
alfo die Möglichkeit der ciwilrechtlichen Geltentmahung von Schadenserſatz- 
forderungen gegeben werden und die Nothwendigkeit anderweitiger Verfolgung 
wegfallen ſoll; ferner durch allgemeine Einführung von Einigungsämtern und 
Ne endlih durch Erhöhung des Bildungsftandes der Arbeiter 
überhaupt. 

Ich will einmal, des Argumentes wegen, annehmen, daß 3. B. die Ge— 
werfvereine, wenn es damit Ernſt würde, wirklich bereit wären, die ciwilrechtliche 
Haftbarfeit für ihre einzelnen Mitglieder zu übernehmen. Ich halte es für 
zweifelhaft, daß fie wirklich dauernd bereit fein würden, derartige Verpflichtungen, 
deren Umfang fi) im Boraus gar nicht überjehen läßt, auf fi) zu nehmen, 
aber ich will, wie gejagt, des Arguments wegen, einmal die Möglichkeit eines 
ſolchen Vorſchlages annehmen: Was fol dann geichehen in Bezug auf Die 
jenigen, welche jolchen Vereinen nicht angehören, — und das ift bis jett Doch 
no die große Mehrheit, — ſowie auf Diejenigen, welche, vielleicht gerade im 
Hinblit auf die aus Uebernahme einer ſolchen Solidarhaft möglicherweiſe er- 
wachſenden Yaften, gar nicht beitreten wollen, oder wieder austreten, oder endlich) 
in Bezug auf Diejenigen, welde die Gewerkvereine auszuftogen ſich gedrungen fühlen, 
nachdem und weil jie ihnen durch Contractbruch u. dgl. bereits zu große Yaften 
auferlegt haben. Ale dieſe Kategorien: Nichtmitglieder, auögetretene oder aus— 
geſtoßene Meitgliever, wird es ftel® in großer Zahl geben; was foll in Bezug 
auf diefe geſchehen? Sollen diefe — möglicherweiſe die große Mehrzahl — 
ſtraffrei contractbrüchig werden fünnen, weil die Gewerkvereine für eine Minorität 
die Haftpflicht übernehmen? Und Tiegt nicht die größte Wahrjcheinlichkeit vor, 
daß Die Meitglieder der Gewerkvereine es jehr bald fatt haben würden, Schadend= 
erfag zu Teijten, wenn fie jehen, daß die übrigen Arbeiter bei Allem, was fie 
tbun, frei ausgehen ? 

Ich ſehe deshalb in der Uebernahme der Erſatzpflicht durch genoſſenſchaft— 
liche Vertretung nicht das Heilmittel, und bleibe dabei, daß, felbft ven Fall des 
denkbar größten Erfolges der Gewerfwereine angenommen, die Nothwendigfeit 
wirfjame Mittel zur Beftrafung des Contractbruches bereit zu halten, immer 
beftehen bleiben wird. Denn niemald wird man dod den Gemwerfvereinen bie 
Verpflichtung auferlegen fünnen, für jeden Arbeiter einzutreten, aljo jeden 
Dummler ohne Weiteres in ihre Reihen aufzunehmen und für ihn, falls er ſich 
vergeht, Die Haftpflicht zu übernehmen. 

Nicht viel befjer fteht e8 mit dem Hinweiſe auf die Schtedsgerichte und 
Einigungsämter. Zunächſt ift doch für die Zeit und für diejenigen Fälle Bor: 
jorge zu treffen, bis und infoweit folche Gerichte noch nicht exiftiren. Dann 
aber, wenn Schiedsgerichte exiftiren, fragt es fih, was foll für diefe Nechtens 
jein, was follen fie 3. B. in Gontractbruchfällen erkennen? Wenn jie feine 
Strafe vwerhängen dürfen, fo bleibt auch ihnen nichts Anderes, als der jeßige 
Zuftand, wo die gewöhnlichen Gerichte, reſp. Gemwerbegerichte Schadenserſatz oder 
Wiederaufnahme der Arbeit u. dgl. decretiven, aber fein VBerurtheilter fid) darum 
fümmert. Ob dann ein ſolcher wirfungslofer Urtheilsfpruch von einem gewöhn- 
lichen Gerichte oder einem Schiedsgerichte geiprochen wird, ift für den Geſchädig— 
ten wohl ziemlich gleichgültig. Etwas Andere8 wäre es vielleicht, wenn bie 
Fürſprecher der Echiedsgerichte dDiefen etwa eine folde Strafgewalt, Die fie den 
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ordentlichen Gerichten verfagen, zutbeilen wollen; davon habe ich aber bis jegt 
noch feine Spur entdedt. So lange einem Gerichte, welcher Art e8 aud ſein 
und welchen Namen es auch tragen mag, die Möglichkeit fehlt, feinen Ausſprüchen 
Beachtung nöthigenfalls zu erzwingen, bleibt ihm die rer En Rolle „uns 
maßgebliche Rathſchläge“ zu ertheilen, und damit jelbft die Achtung vor dem 
Rechte und den Gerichten untergraben zu helfen. 


Was endlih den Hinweis auf Hebung der Bildung im Arbeiterftande an: 
betrifft, To bin ich gewiß der Yeßte, der irgend einem dahın zielenden Verſuche 
widerjprechen würde. Ich bin vielmehr der Anficht, daß in dieſer Hinficht aud) 
in neuefter Zeit noch viel zu wenig geſchieht. Aber ich theile die Hoffnungen, 
welche an die zukünftige befjere Bildung des Arbeiterftandes gefnüpft werden, 
nit. Zubörderft muß ich die Frage wiederholen: Was joll werden in ber 
Zeit, bis die erftrebte höhere Bildung den Arbeiterftand durchdrungen hat? Wir 
fönnen mit Abftellung gegenwärtiger Uebelftände dody unmöglich warten bis in 
eine ganz unbeftimmte und unbeftimmbare Zufunft. Außerdem aber glaube id 
gar nicht, daß derjenige Zuwachs an Bildung, auf welchen wir in abjehbarer 
Zeit bei der Maſſe des Arbeiterftandes rechnen Fünnen, und der wohl faum 
weiter al3 bis zu der ſog. Halbbildung führen wird, wirklich eine jo große 
Stärfung der fittlihen Bildung mit ficy führen wird, daß damit dem Eigennuß 
und der Frivofität, Denen der jegige Zuftand entjpringt, und die durch Straf: 
lofigfeit jo wefentlich gefördert werden, ein kräftiger Damm entgegengefetst werde. 
Und wiederum die Frage: Was foll mit denen geichehen, weldye nicht gebilveter 
geworben find, oder die durch höhere Bildung feine Stärkung der Sittlichkeit, 
jondern vielleicht umgekehrt der Neigung und der Mittel zur Befriedigung un: 
jittliher Gelüfte erfahren haben? Und dabei muß ich noch einen der bebenf- 
lichſten Punkte berühren. Die unfittlihe Neigung zur Mißachtung eingegangener 
Berpflihtungen wird jet gerade in dem jüngften Nachwuchſe, dem gegenüber die 
Zügel der Autorität faft ganz verloren gegangen find, am bäufigften gefunden. 
sch verweife in Bezug darauf auf einen jehr beachtenswerthen Ausſpruch des 
Drtövereind der Buchbinder x. in Berlin (S. 214 der Gutachten). Es heißt 
dort mit dürren Worten, daß „kein Meifter dieſes Gewerbes überhaupt nod) 
hoffen darf, einen Lehrling die contractlich bedungene Zeit zu behalten“, und 
wenige Zeilen meiter wird dann daraus die Scluffolgerung gezogen: „Daß 
„Menſchen, die fich jchon in der Jugend an Wortbrud gemöhnten, aud) ald 
„Arbeiter Gontractbrüche begehen werben, ift unzweifelhaft.“ 


Meine Herren! Da liegt die Hauptgefahr der jegigen Zuftände. Die jegige 
Straflofigkeit muß nothgedrungen zur ftetigen Verſchlimmerung führen, und wie 
wollen Ste der Art vorbereiteteds Material überhaupt zur höheren fittlichen 
Bildung führen? Gerade diefe Erwägung hat ja denn aud) einen der ent: 
Ihiedenjten Gegner der, Beltrafung des Contractbruches unter den gehörten 
Gutachtern, Prof. Dr. Schmoller, dazu geführt, für die minderjährigen Arbeiter 
der Beftrafung des Contractbruches zuzuftinmen. Ich werde auf Die Darin 
liegende Inconſequenz noch zurüdtommen. 

Der Hinweis auf das Dazwilchentreten der Gemwerkvereine, auf Einführung 
von Schiedsgerichten und Einigungsämtern und auf eine zukünftige höhere Bildung 
des Arbeiterftandes kann mic deshalb auch durchaus nicht in der Anficht 
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ſchwankend machen, daß die Einführung eines wirkſamen Strafmittel8 gegen den 
Contractbruch abjolut nothwendig geworben ift. 

Ebenjo wenig aber aud der vom Herrn Referenten gemachte Vorſchlag, 
durch Einführung von Arbeitsbühern dem Kontractbrude ein Ende zu 
machen. Ich bin der Meinung, daß ein folcher Verſuch bei den Arbeitern auf 
noch viel heftigeren Widerftand ftoßen würde, als die von mir befürmortete 
Beftrafung des Contracibruches, denn die Arbeitsbücher find, wenn fie allgemein 
und obligatorifh durchgeführt werben follen, nichts Anderes als die früheren 
Wanderbücher. Ohne eine fortwährende genaue Controle find folche Arbeit- 
bücher werthlo8, die Controle aber führt zu der, von dem einen der Herren 
©utachter, der namentlid für die Kontrolebücher plädirt (Brandes, ©. 129 der 
Gutachten) jo Iebhaft perhorrescirten Einmiſchung der Polizei, und damit haben 
wir die polizeilich zu wifirenden Wanderbücer aufs Neue. Diefen werben aber 
Die Arbeiter mit einer Heftigfeit ſich widerfegen, gegen welde die jegige Be— 
fämpfung eines Gontractbruchgelege® nur Spaß if. Ich kann den Hinweis 
auf Einführung von Controledüchern aljo unmöglich als einen genügenden 
Einwand gegen meine Forberung, daß der Contractbruch beftraft werden müffe, 
anfeben. 

Es bleibt mir jest noch übrig, denjenigen Einwendungen zu begegnen, 
melde darauf hinausgehen, daß die Sache gar nicht jo ſchlimm fei, wie fie 
gemacht werde, Einwendungen, welche ſich hauptſächlich darauf ftügen, daß nicht 
genügende Statiftifen vorliegen, und melde deshalb eine Hinausſchiebung jeder 
Entſcheidung verlangen, bis gründliche Unterfuchungen den Umfang und die ge— 
wöhnliche Urfache des Contractbruches feftgeftellt haben; kurz die Thefe 3 des 
Herrn Referenten. Meine Herren! IH follte meinen, wenn irgend etwas durch 
taufendfältiges Zeugniß feftgeftellt ift, jo ift e8 das Umfichgreifen und bie 
ſchlimmen Wirkungen des Contractbruches, namentlich im Kleingewerbe, feit Ein— 
führung der Gejeggebung, welche dieſes Delict ftraflo8 gemacht hat. Ein- 
ftimmige Beichlüffe in wiederholten Berfammlungen, auf welchen viele Taufende 
von Handwerksmeiſtern vertreten waren, haben in diefer Beziehung doch wohl 
deutlich genug geiprochen. Aber auch aus den vorliegenden Gutachten ift Beweis— 
material hinreichend zu entnehmen. Herr Dr. Hirſch fagt uns (S. 177), daß 
die Hälfte der von ihm eingezogenen Gutachten der Gewerkvereine eine Zunahme 
des Contractbruches auf Seite der Arbeiter zugiebt, ein Zugeftändnig, das um 
jo beachtendwerther ift, als die Organe der Gemwerfvereine ganz gewiß 
nicht zu Ungunften der Arbeiter votiren, und außerdem nach eigener Ausfage, 
den befonneneren Theil der Arbeiter vertreten. Man kann fih alſo ein Bild 
davon machen, wie e8 in den Kreifen derjenigen Arbeiter ausſieht, die nicht To 
befonnen find, den Gewerkvereinen beizutreten, bekanntlich die große Mehrzahl. — 
Herr Brandes führt (S. 126 der Gutachten) an, daß im Jahre 1873 bei 
634 Tifchler-Arbeitsgebern, welche 3500 Gefellen beichäftigten, 2700 Fälle von 
Contractbrudy vorfamen. Der Ortsverein der Berliner Tapezierer ꝛc. giebt zu, 
wie bereit8 erwähnt, daß in Berlin die Lehrlinge dieſes Gewerbes jo ziemlich) 
alle contractbrüdhig werden. Nach der mir vorliegenden Zujammenftellung ver 
Hamburgifhen Bergleihsbehörde haben bei derſelben Arbeitgeber Klagen an— 
geftellt auf Wiederaufnahme der Arbeit, Vollendung angefangener Accordarbeiten 

und Entfhädigung wegen Verlaſſens der Arbeit 1870 in 228 Fällen, 1871 
3* 
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in 171, 1872 in 469, 1873 in 406 Fällen, Dabei ift bezeichnend, wie 
geringfügig die Zahl der Entfchädigungsklagen iſt. Bon folden befanden ſich 
unter vorgenannten Zahlen 1870 2, 1871 4 Fälle, 1873 wurde ein Verſuch 
gemacht, dieſes Mittel energiicher in Anwendung zu bringen, und die Zahl 
der Klagen ftieg auf 55; man fand aber jehr bald die Nutzloſigkeit dieſer Ver— 
ſuche heraus, und die Zahl derartiger Klagen fiel 1873 auf 23, während fie 
in neuefter Zeit fo gut wie ganz aufgehört haben, und nur noch ausnahms— 
weife Jemand, der noch feine Erfahrungen gemadyt hatte, mit derartigen Klagen 
die Zeit des Gerichtes überflüffiger Weife in Anſpruch nimmt. 

Sie jehen aber aud), meine Herren, wie verleitlid eine Statiſtik ohne 
Commentar in diefem Falle fein würde. Wer die Zahlen der Hamburgiſchen 
Vergleichsbehörde anfieht, der müßte annehmen, daß der Gontractbrudy abge= 
nommen habe. In Wirklichkeit wird er aber fo erfolgreich und fo mafjenhaft be= 
trieben, daß man die nuglofe Mühe der Verfolgung ganz aufgegeben hat. In 
Etwas können die oben angeführten Zahlen ergänzt werden durch die Auf: 
machung über die von Hülfsarbeitern angeftellten Klagen. Es find ſolche 
Klagen auf Arbeitslohn und Auslieferung von Effecten und Papieren angeftellt 
1870 902, 1871 724, 1872 797, 1873 878. Alle dieſe Klagen betreffen 
faft ausnahmslos Contraetbruchsfälle, in welchen jedody der Meifter verfucht hat, 
durch Zurüdhalten von Lohn x. fih für feinen Schaden ganz oder theilmeile 
zu deden, und e8 dem Gehülfen überlafen hat, zu flagen. Ich muß aber aud) 
hierbei wiederum darauf hinweiſen, wie wenig die nadten Zahlen hinveichen, 
ein richtiges Bild der wirklichen Berhältniffe zu geben. Die Klagen der Arbeiter 
gegen die Arbeitgeber betreffen je eine Sache, in der jeder Gehülfe einzeln 
gegen feinen Arbeitgeber klagt. Dagegen ift eine Klage eines Meifterd und 
Fabrikanten häufig gegen eine ganze Neihe von Beklagten gerichtet, und die 
bloße Bergleihung der Zahl der Klagfälle giebt fomit ein irriges Bild. Eine 
zuverläffige Statiftif über diefe Dinge zu geben, ift font eine recht ſchwierige 
Sache, wenn nicht gar unmöglich. Ich glaube aber, daß ſchon aus dem eben 
hier Angeführten ficy zur Genüge ergeben wird, won welcher Bedeutung die Sache 
für den gewerblichen Betrieb tft. 

Endlid habe ich mich noch gegen Diejenigen zu wenden, weldye eine Ver— 
tagung geſetzgeberiſchen Einſchreitens bis dahin verlangen, daß eine vollftindige 
gejegliche Negelung der wichtigeren Theile der foctalen Frage gleichzeitig erfolgen 
fann. Ich Darf wohl fragen, wann diefer Zeitpunkt zu erwarten ift. Der 
Herr Neferent deutet in feiner Theſe 4 ſelbſt an, daß man fi noch nicht ein- 
mal über die dabei zu befolgenpen Principien far iſt. Auch ift eine Einigung 
darüber notoriſch fürs Erfte noch nicht zu erwarten, und nad erfolgter Ber: 
ftändigung über die Principien würde die praktiſche Durchführung derjelben 
wohl nod) geraume Zeit in Anſpruch nehmen. Die Verweiſung einer Regelung 
der Contractbruchsfrage bis auf den Zeitpunkt, an weldem die gejegliche 
Regelung der wichtigften Theile der foctalen Frage gleichzeitig erfolgen fan, 
fommt aljo einer Bertagung ad calendas graecas vollftändig gleich. 

Wenn aber die Sache jo liegt, wenn man zugeben muß, daß der Gontract= 
bruch, wie er jett betrieben wird, eine wejentlihe Schädigung der wirthichaft- 
lichen Volkswohlfahrt und ein ſchweres Unvecht mit ſich führt, wern man ferner 
zugefteht, daß einer Beftrafung des Contractbruches rechtlich nichts entgegenfteht, 
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wenn man, wie ich glaube nachgewieſen zu haben, fich eingeftehen muß, daß die 
anderweitig vorgefchlagenen Meittel zur Abhülfe wirtungslos fein und bleiben 
werden, wenn eine Zuſammenkoppelung der Gefeßgebung über den Contraetbruch 
mit einer ſocialen Zufunftsgefeggebung, von der man weder Inhalt noch Zeit 
gegenwärtig erfennen kann, nur zu einer ganz unbeftunmten Hinausſchiebung 
führt: jo glaube ich, kann man aus allen diefen Prämiffen nur den einen 
Schluß ziehen: dag man fagt, der Contractbruch muß beftraft werben, um dem 
wirtbichaftlichen Mebel vorzubeugen und das fchwere Unrecht zu fühnen. 

Namentlih glaube ich darauf rechnen zu dürfen, daß diefe Confequenz auch 
von Denjenigen gezogen werden wird, welche eine Beſtrafung tes Contractbruches 
der Minderjährigen zulaffen, dafjelbe Vergehen aber bei erwachlenen Arbeitern 
ftraflo8 laſſen wollen. Die Inconfequenz Liegt auf der flachen Hand. Die 
Argumentation, mit welder fie unterftügt wird, Liegt in dem Gutachten des 
Herrn Prof. Dr. Schmoller vor. Er unterfcheidet zwilchen dem Charakter des 
Sontractbruches, je nachdem er von Minderjährigen oder von Erwachſenen voll- 
führt wird, und alfo auch in dem Charakter der Strafe. Contractbruch eines 
Veinderjährigen ift ihm eine Auflehnung gegen berechtigte Autorität, und Be— 
ftrafung deshalb ein erziehliches Zuchtmittel, angewandt an einer Perfon, Die 
noch unter erziehlicher Zucht fteht, oder doch wenigſtens ftehen follte. Contract- 
bruch, begangen von einem Erwachſenen, ift ihm dagegen lediglich Bruch einer 
eingegangenen civilrechtlichen Verabredung und als ſolche aud nur civilrechtlich 
zu verfolgen. Praktiſch würde dieſe feine Untericheidung aber nur dazu führen, 
daß der Minderjährige, der in den Augen des Gefetes für feine Handlungen 
noch nicht zum Vollen verantwortlich ift, beftraft werden fol für Vollführung 
einer Handlung, die dem VBoljährigen, von den nicht nur das Geſetz, Jondern 
auch die Volksſtimme annimmt, daß er im Stande ift, zu beurtheilen und zu 
begreifen, was er zu thun und zu verantworten hat, ungeahndet hingehen ſoll. 
Ih kann unmöglich glauben, daß dieſe Anſchauung bier Anhänger gewinnen 
fönnte, nehme vielmehr an, daß, wenn der Contractbruch bet dem geſetzlich 
minder verantwortlichen Minderjährigen beftraft werden foll, er auch bei ven 
vollverantwortlichen Ermwachlenen bejtraft werden muß. 

Zum Schluß geftatten Ste mir noch einige perfönliche Bemerkungen, Ich 
ftehe hier durchaus nicht als Yanatifer, als Feind der arbeitenden Claſſen oder 
als Jemand, dem ed befondered Vergnügen machen würde, eine Anzahl Arbeiter 
ind Gefängniß zu fenden. Ebenſowenig möchte ich aus Anlaß einiger vorhin 
gemachten Bemerkungen als Gegner der Gewerfoereine angejehen werden Im 
Gegentheil erkennt Niemand williger die Beftrebungen der letteren um Wieder: 
berftellung des focialen Friedens durch Befriedigung der berechtigten Forderungen 
der Arbeiter und Aufklärung derjelben über ihre Rechte und Pflichten an. Es 
würde mir nichts Lieber fein, al8 wenn ein Geſetz, wie ich es wünſche, niemals 
zur Anwendung gebracht zu werben brauchte; ich lege das Hauptgewicht nicht 
auf die Beitrafung, fondern auf die Verhinderung des Unrechts. Können die 
Gewerkvereine in dieſer Hinficht wirken, fo wird Niemand ihnen bereitwilliger 
Beifall zollen als ih. Auch wird ja, wenn Die Gewerkvereine conjequent an 
der von ihnen ausgeſprochenen Wbficht, dem Contractbruche bei ihren Mitgliedern 
borzubeugen, fefthalten, das Strafrecht niemals ihre Mitglieder treffen, und 
ein ſolches Verfahren ihnen direct vortheilhaft fein, indem es ihren Einfluß 
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gegenüber den Arbeitgebern und deren Bereitwilligfeit, ihnen entgegen zu kommen, 
fteigern muß. Ich muß aber mit vollfter Ruhe und nad) eingehendfter Erwägung 
dabet bleiben, daß ein gefetliches Einjchreiten gegen den Bruch des Arbeits- 
contracted abjolut nothwendig geworben tft. 

Für das Kleingewerbe iſt die Sicherung des Arbeitöverhältnifjes geradezu 
eine Lebensfrage. Die Großinduftrie fann zum Theil, wie das auch ſchon im 
Neihötage ausgeiprochen ift, eines Contractbruchgejetes entbehren; fie hat noch 
mancherlei andere Machtmittel gegenüber ihren Arbeitern, deren Anwendung für 
die Arbeiter aber jchwerlich vortheilhafter jein wird, als ein vom Richter zu 
handhabendes Geſetz. Solcher Machtmittel aber entbehrt das Kleingewerbe ganz, 
und diefer Zuftand wird, je mehr das junge Geſchlecht, das von vorneherein an 
Mißachtung eingegangener Berpflihtungen gewöhnt ift, heranwächſt, immer 
Ihlimmer. Die Berliner Tapezierer haben das jehr richtig bezeichnet. 
Während das Kleingewerbe vollauf beichäftigt fein follte, durch gemeinſchaftlichen 
Erwerb von Arbeitsmafchinen, gemeinſchaftliche Beſchaffung ver Rohſtoffe, ges 
meinſchaftliches Aufjuchen von Abfagquellen, kurz duxch genoſſenſchaftliches Zu— 
fammenwirken, das won der Großinduftrie bedrohte Gebiet zu behaupten, und 
verlorened wieder zu erobern, ruht dieſe nothwendige Thätigkeit faft ganz, weil 
alle Kraft durch den ewigen Kampf mit den Hülfsarbeitern in Anſpruch ges 
nommen und lahm gelegt wird. Dauert diefer Zuftand fort, und wird dem 
Gewerbe nicht menigftend der unentbehrlice Nechtsichug wieder verihafft, jo 
geht Das Kleingewerbe feinem Untergange in furzer Frift entgegen. Was das 
aber für die Zukunft des Staates bedeuten wird, darüber brauche ih in dieſer 
Berfammlung, in der ein Jeder die Entwidlung des focialen Kampfes mit 
Aufmerkfamkeit verfolgt hat, wohl fein Wort zu verlieren. Die Social 
demofratie hat recht wohl erkannt, um was es fi handelt, und darum wird 
von ihrer Seite der "Contractbrudy mit Bemußtfein als jchärffte Waffe im 
Claſſenkampfe angewendet. Sie weiß, wie fehr der Contractbrudy zur gegen- 
feitiger Verbitterung beiträgt, und will bei dieſer Verbitterung im Trüben fiſchen. 
Sie weiß auch jehr wohl, wie groß die Kraft und Bedeutung des Widerftandes 
ift, den fie bis jet noch im Kleinen ſelbſtändigen Gewerbebetriebe findet; ein 
- Fürzliches freches Wort in einem ihrer Hauptorgane: Der Kleingewerbeftand 
dürfe jetzt nicht länger gejchont, ſondern er müſſe jo raſch wie möglich ing 
Proletariat hinuntergebracht werben, zeigt deutlih, worauf es abgejehen ift. 
Arbeiten Sie diefen Beftrebungen entgegen, geben Sie dem Gewerbeftande eine 
Stüge, indem Sie fid) für die von mir aufgeftellten Theſen erklären: 

1. Der Bruch des Arbeittcontracts und die birecte oder indirecte Verleitung zu 
demfelben erfcheint nicht nur als ein namentlich das Kleingewerbe und die Landwirth— 
Schaft ſchwer ſchädigendes mwirthichaftliches Uebel, fondern vor Allem als ein ſchweres 
Unredt, das von moralifhem Standpunkt aus durchaus verbammt werben muß 
und befien Beflrafung von rechtlichem Standpunkt aus zuläffig ift. 

2. Die ciwilrehtlihe Schabenserfatflage hat fih in den meiften Fällen als gänz— 

lich unwirkfam zur Verhütung und Beftrafung des Arbeitscontraetbruchs gezeigt. 
3 3. Eine ftrafrechtliche Verfolgung des Arbeitscontractbruchs, fowie der Berleitung 
zu demfelben, ift deshalb nothwendig, jedoch hat diefelbe nur dann einzutreten, falls 
durch den Contractbruch ein Schaden verurfacht worden ift, und der Contractbrücdige 
den Erſatz defjelben verweigert oder dazu außer Stande befunden wird. 


4. Die ftrafrechtlihe Berfolgung des Arbeitscontractbruchs und der Berleitung 
findet nur auf Antrag bes Geſchädigten ftatt. 
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Borj. Dr. Naffe madt die Mittheilung, daß Dr. Mar Hirſch die Ant» 
worten der Ortöverbände auf die an ihm gerichteten Fragen auf den Büreautiſch 
niedergelegt hat. 

Es find drei Anträge eingegangen. Der Schriftführer Prof. Knapp ver: 
lieſt dieſelben: 


Dr. Hecht (Mannheim) beantragt: 1) daß in Held's erſter Theſe mit dem 
Worte „Unrecht“ geſchloſſen werde; 2) daß die Theſe 2 mit dem Worte „zweifel- 
haft‘ ſchließe. 


Prof. Neumann beantragt folgende Thefen: 


1) Der Brud) des-Arbeitövertragd ſowie die directe und indirecte Verlei— 
tung zu demfelben geftaltet ſich nicht nur zu einem großen Uebel für 
das Kleingewerbe und die Landwirthichaft, jondern ift auch ein Unvecht, 
deſſen häufige Vorkommen auf die fittlihen Vorſtellungen der betheilig- 
ten Claſſen ſehr nadıtheilig wirken muß; 

2) indeß Liegt hinreichende Veranlaffung zu einer einfeitigen Ausnahme- 
beftimmung, welche den Arbeitscontractbrud in den gedachten Erwerbs- 

. Zweigen mit Criminalftrafe bedroht, während Contractbrüche im Uebrigen 
regelmäßig ftraflos bleiben, nicht vor; 

3) in der von dem Sleingewerbe ſchwer abzugrenzenden Großinduftrie wird 
die Beftrafung des Arbeitscontractbruchs die Intereffen der Arbeitnehmer 
in unverantwortlicher Weiſe ſchädigen. 


Landrath Tiedemann beantragt zu den Theſen der Correferenten: 

ad 2. [Eivilrechtliche Schadenerjatflage hat fi in den meiften Fällen als 
gänzlich unwirkſam erwiefen). Ste würde nur dann von wirklich durchſchlagender 
Wirkung fein, wenn fie aud) gegen den Arbeitgeber gerichtet werben könnte, von 
welchem der contractbrüchige Arbeiter neu engagirt worden ift. 
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ad 5. Um den Inhalt eines Arbeitercontracts außer allen Zweifel zu 
jtellen, find die Contrahenten zur chriftlichen Abfaffung deſſelben zu verpflichten. 
Es find zu dieſem Zwecke Contractsbücher einzuführen, welche hinſichtlich ver 
Dauer des Vertrags, der etwa vorbehalten n Kündigungsfriſt, der Höhe des 
Lohnes und der Art der Dienſtleiſtung in überſichtlichen Rubriken die verein— 
barten Beſtimmungen enthalten. Bon der Eintragung in ein ſolches Contract— 
buch ift die Klagbarkeit des Vertrags abhängig zu machen. 


(!/, Stunde Baufe.) 


Nach der Paufe macht der Präfident Mittheilung über verſchiedene, in— 
zwiſchen eingegangene und zur Bertheilung reſp. zum Verkauf beftimmte Schrift- 
jtüde, die auf dem Büreau am ingange des Saales ausliegen, und erjucht 
zugleih die anweſenden Mitglieder, einem ftatutenmäßigen Beſchluſſe zufolge, 
einen Beitgag zu den Koften der gegenwärtigen Generalverfammlung von 
2 Thalern zu entrichten. Hierauf tritt die Verfammlung in die 


Seneraldiscuffion. 


Bor. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Die Frage, ob wir auf die 
Seneraldiscuffion, in die wir jet eintreten, eine Specialdiscuffion folgen Lafjen, 
fönnen wir wohl jpäterer Beichlußfaffung vorbehalten. Bis jett weiß ich mir 
in feiner Weife eine genaue Cintheilung des vorliegenden Stoffes zu denen, 
welche einen geeigneten Anhaltspunkt für eine Spezialdiscuffion liefern würde. 
Sch glaube, dag wir wahrſcheinlich mit einer Generaldiscuffion, die ich bier: 
mit eröffne, auskommen werden. 

Was die Neihenfolge der Redner angeht, To tft -e8 in diefer Frage wohl 
wünjchenswerth, daß wir darüber immer einen Nebner fir umd einen Redner 
gegen die Strafe hören Andernfalls kämen wir in die Page, drei oder vier 
Redner hinter einander für oder gegen predhen zu hören. Sie erlauben mir 
daher wohl, für dieſe Frage diefe allgemeine parlamentarische Praxis eintreten 
zu laſſen. — 

In den früheren Verſammlungen ift beftimmt worden, daß fein Redner 
das Recht hat, m der Generaldiscuffion länger als 10 Minuten und. in der 
Specialdiscuffion langer ald 5 Minuten zu fpredien. Nach dieſer Zeit ift es 
Pflicht des Präfidenten, den Redner zu unterbrechen und die Berfammlung zu 
fragen, ob der Redner weiter gehört werden fol. Wenn fein Widerfprucd er: 
folgt, jo nehme ich an, daß dieſe Zeitbeihränfung aud für unfere ganze heutige 
Tagesordnung wieder gelten fol. (Es erfolgt fein Widerſpruch.) 

Wir treten alfo in die Discufjion ein. Der erfte Redner ıft Herr Jan— 
fon aus Berlin 


Janſon (Vertreter des Berbandes der deutichen Gewerkvereine): Geehrte 
Berfammlung! Ich befenne mic als Gegner der criminellen Beftrafung des 
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GContractbruch8 und werde mid am die Ausführungen des Präfidenten halten, 
welcher gefagt hat, es ſei vor allen Dingen nothwendig, das Uebel zu unter: 
juchen, jeinen Urſprung zu ergründen und alle einschlägigen Berhältnifje zu 
prüfen, ehe man ein Urtheil fällt, das jonft vielleicht jehr einfeitig ausfallen 
fonnte. Nun bat aber der Correferent ſich meines Dafürhaltens auf einen 
etwas eimfeitigen Standpunkt geftellt und die Frage nicht To gründlich be- 
handelt, wie es nothwendig gewejen wäre. — Die Frage des Contract: 
bruchs wird von beiden Referenten dahin erläutert, als jet fie aus der Zu: 
nahme der Rohheit entjtanden. Dieſem muß ich widerfprechen; denn auf der 
anderen Seite wird von der Wiſſenſchaft nachgewieſen, daß Rohheiten und Ver— 
brechen in den letzten Jahrhunderten abgenommen haben, indem man ja an der 
ſteigenden und ſinkenden Macht des Clerus nachweiſt, daß in früheren Jahr— 
hunderten Unſittlichkeit und Rohheit in einem höheren Grade geherricht haben, 
ald jet, mo die Menjchheit zu höherer Bildung ‚gelangt tft. Damit widerlegt 
ji) meine Erachtens die Behauptung, daß das zunehmende Auftreten des Con: 
tractbruch8 eine Folge der zunehmenden Rohheit der niederen Volksſchichten fer. 
Meine Herren! Daß erft jet das große Geſchrei über den Bruch der Arbeits- 
contracte feitens der Arbeitgeber erhoben wird, hat darin feinen Grund, daß in 
der vormärzlichen Zeit von einem Gontractbruce der Arbeiter infofern nichts be— 
fannt war und befannt werden Eonnte ald die Arbeitgeber es waren, die 
ihn geübt haben, und Niemand da war, der einen folhen Rechtsbruch rügte. 
Ich behaupte, daß der Contractbruch Schon zehn Jahre früher, ehe wir Arbeiter 
die Goalitionsfreiheit erhielten, von den Arbeitgebern in der frwoljten Weiſe 
geübt worden ift, ohne geahndet zu werden. Das Öntachten de8 Herrn Knauer 
geſteht zu, daß die ländlichen Arbeiter ſich von einem inhumanen Arbeitgeber 
höchſtens zu einem etwas humaneren begeben konnten, während es dem gewerb— 
lichen Arbeiter möglich war, ſich auf dem Wege der Wanderſchaft nach anderen 
Orten zu begeben. Am Schluſſe ſeines Gutachtens aber verwirft Herr Knauer 
alle diejenigen Beſtrebungen von anderer Seite, die ihrer Zeit dazu beigetragen 
haben, dem Arbeiter ſein Recht zukommen zu laſſen. Herr Knauer beſchuldigt 
die Großinduſtrie, den ungeheuren Mangel an Arbeitern auf dem Lande herbei— 
geführt zu haben; ſie habe den Anlaß gegeben, daß die Arbeiter grob und 
„niederträchtig“ gegen die Gutsherren wurden. Ich bin aber der Anſicht, daß 
die Verhältniſſe, beſonders auch die von Herrn Knauer zugeſtandene Inhumanität 
der ländlichen Arbeitgeber, die Arbeiter derſelben vom Lande weggetrieben haben, 
und daß die Großinduſtrie ſich der ländlichen Arbeiter erſt bedient hat, nachdem 
dieſe einmal zur Verfügung ſtanden. (Sehr wahr!) Auch der im vorigen Jahre 
verſammelt geweſene „Verein ländlicher Arbeitgeber“ hat ja ausgeſprochen, „man 
müſſe den Arbeitern die Verhältniſſe auf dem Lande angenehm machen“. 
Darin liegt doch das Zugeſtändniß, daß es ihnen jetzt nicht angenehm iſt! (Sehr 
richtig.) Ich perſönlich kenne die Verhältniſſe auf dem Lande ganz genau, denn 
ich bin auf einem Dorfe geboren und erzogen, bin aber natürlich auch bereit, Aus— 
nahmen zuzugeſtehen. Der Handwerksburſche vom Lande, der das Leben in 
größeren Städten kennen gelernt hat, bringt nach und nad) feine ganze Familie 
oder Verwandtſchaft nach der Stadt. Das ärmlichſte Leben in der Stadt iſt 
immer noch ein köſtliches zu nennen gegen dasjenige, was in manchen ländlichen 
Bezirken beſteht. Dadurch iſt ein Ueberfließen von Arbeitskräften nach den 
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Städten hin entftanden. Aber Herr Knauer macht fid) in jeinem Gutachten 
eined großen Widerfpruches ſchuldig. Mit Recht jagt Herr Dr. Rocher in feinem 
Gutachten, man folle eine vom Fabrikherrn einfeitig eingeführte Fabrikordnung 
nicht einen Contract nennen, e8 ift in der That fiir den Arbeiter, der gezwungen, 
Arbeit zu juchen, mehr Befehl. Und hierbei fomme ic auf Herrn Dannen- 
berg, der da jagte, aud die Einigungsämter fünnten gegen den Contractbrud 
nichts nützen. Ich möchte ihm erwidern, daß er nicht zu willen jcheint, was 
Einigungsämter fein follen. Die Einigungsämter follen erſt die Bafis berftellen, 
auf welcher wahrhafte contractliche Berhältniffe geidhaffen werben können. Wenn 
man von mander Seite glaubt, daß ſolche Feſtſtellung nicht nützlich und zweck— 
mäßig fer, jo fann ich dem nicht zuftimmen, denn ich halte dafür, daß jeder 
abgejchloffene Contract gehalten werden muß. Was den von Herrn Dannen: 
berg fo ſchwer gerügten Ausſpruch des Yandsberger Gutachtens betrifft, jo finde 
aud ich in dem Aufgeben eines drüdenden Arbeitsverhältnifjes feitens des Ar: 
beiterd unter Umftänden eime fittlihe Hebung deſſelben, weil er dadurch die 
Möglichkeit findet, feinen ſtaatsbürgerlichen Pflichten befjer nacdhzufommen. Es 
ift Doch nichts natürlicher, al8 wenn Jemand fucht, feine Pflichten gegen den 
Staat beijer erfüllen zu können. Aber daß die Leute ald Regel den Contract 
brechen wollen, das finde ih aus jenem Ausſpruche nicht heraus. Und follte 
es wirflic ausgeſprochen fein, jo ift e8 entſchieden nicht die herrichende Anfict 
der Gewerkvereine. 


Bor). Prof. Dr. Naſſe: Ich muß, meiner Pflicht gemäß, den Redner 
unterbrechen, da 10 Minuten bereits verjtrihen find. Ich frage die Verſamm— 
lung, ob fie den Redner noch weiter zu hören wünſcht? (Zahlreiche Ja! aus 
der Berfammlung.) 


Herr Yanfon (fortfahrend): Herr Dannenberg führt meiter aus: auf 
dem Wege der Bildung und dem der Gewerkvereine und Schieds- und Einigungs: 
ämter würde e8 zu lange dauern, ehe man andere Arbeiterverhältniffe erlangen 
fönne. Ich bin der Meinung, daß jedenfall8 ein Anfang damit gemacht 
werden müſſe, ein Berfuh! Wenn aber diefer Berfuh von Erfolg begleitet 
jein fol, jo ift nötbig, daß man ihm eine gejegliche Erecutive giebt, denn was 
nügen z. B. die Schiedsämter, wenn fie ihren Beichlüffen feine geſetzliche Geltung 
verihaffen fünnen! Ohne gejeglihe Sanction Liegt allerdings diefe Sache ſehr 
zweifelhaft, denn wir können den Leuten nicht nachlaufen, wenn uns nicht das 
Geſetz zur Seite fteht. — Daß Arbeitnehmer wie Arbeitgeber eine Menge 
Ungeredtigkeiten begehen, ift ja nicht zu leugnen; aber da ftellt Herr Dannen- 
berg wieder Hamburg voran. Für mid) find gerade die Hamburger Berhältnifie 
gar nicht maßgebend, denn es ift ja befannt, daß Hamburg jo recht ein Herd 
jocialiftiicher Umtriebe ift Auch Herr Brandes findet eine Menge von Fällen 
heraus, die wir nicht bezweifeln, da er vermöge feiner Stellung in der Arbeiter: 
agıtation die reichfte Kenntnig davon erhalten bat. Aber e8 ift eben nicht 
richtig, aus diefen einzelnen vorgefommenen Fällen Schlüffe zu ziehen für die 
Zufunft und für die Allgemeinheit. Ich ftelle in ven Vordergrund, daß es 
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nöthig ift, eim wirkliches contractliche® Verhältniß zwijchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern berzuftellen. Wenn das Verhältniß aber ein richtiges werben 
jol, jo muß man die Herftellung deſſelben den Betheiligten überlaffen. Und 
8 wird auch trotz aller Schwierigkeiten durdführbar fein; denn wenn ein Theil 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch ein Einigungsamt Contracte vereinbaren, 
und die nicht Betheiligten jehen, daß fie dadurd im Nachtheile find, jo werden 
fie fih dem wohl anjchliegen. Die außerhalb eines contractlihen Berhältnifjes 
ftebenden werden ſich gewiß nicht lange mit ihren Arbeitgebern berumfchlagen, 
jondern den Andern nachfolgen und auf fefter, jelbitgefchaffener Baſis operiren. 
Für die criminelle Beitrafung des Contractbruches wird von einzelnen 
Begutachtern angeführt, daß die Arbeitgeber auf dem Civilmege nicht zu ihrem 
Rechte gelangten. Wenn Letteres behauptet wird, jo erfennt man damit an, 
daß die Arbeiter troß ihrer phyſiſchen Anftrengung eben nichts befigen; man 
müßte fie alfo beffer ftellen. Wenn man aber davon ausgeht, daß der Arbeit: 
geber den ledigen Arbeiter, der ſich hinbegeben faun, wo er will, nicht Belangen 
könne, — ja, meine Herren! wo verfolgt denn der Arbeiter feine rechtlichen An— 
Iprüche auf dem Civilmege, wenn er fich, in dent betreffenden Orte nicht ernähren 
kann; er fann ſich doc nicht arbeitslos am Orte aufhalten, nur um feine 
Klage zu führen? Wovon lebt er denn derweil? Da wäre e8 alfo wohl am 
Mate, daß ebenfalls’ auf die Beftrafung ter Arbeitgeber Bedacht genommen 
würde! Meiner Auffaffung nad) können in diefer Frage nur die betbeiligten 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer jelbft dafür ſorgen, daß etwas Richtiges geſchaffen 
wird. Werden Sie durch das neue Strafgefeg das Beabfichtigte erreichen ? 
Gewiß nicht! Diejenigen Arbeiter, die überhaupt fein Rechtsgefühl bejigen, 
werden Ste durch criminelle Beftrafung nicht vermögen, den Contract zu halten, 
weil fie die Bedeutung einer criminalen Beftrafung gar nicht erkennen; und der 
andere, gebildete Arbeiter bricht den Contract nicht. Ich glaube, daß man auf 
dem Wege des Einigungsamtes, wenn er von allen Seiten ohne Sonderintereflen 
betreten wird, 'mal dahin kommen wird, wohin man mit einer criminellen Bes 
ſtrafung nicht gelangen fan. Ich begreife überhaupt nicht, wie man einerſeits den 
deutfchen Arbeiterftand und feine Bildung jo hoch erhebt; wie man fagen fann, 
daß die Erfolge Deutſchlands vor nicht allzulanger Zeit nur der Intelligenz und 
Bildung feiner Bevölkerung zuzujchreiben feien, wo Doch der Arbeiter die Majortät 
bildet, und wie man ihm jeßt auf eine fo niedrige Stufe der moralifchen und 
ſittlichen Bildung ftelen will. Ich bin der Ueberzeugung, daß fi Hier in 
diefem Saale feine Majorität finden wird für die Anſicht, daß der deutſche 
Arbeiter zur Erfüllung feiner Pflichten nur zu bewegen ift durch einen Straf: 
Paragraphen, den man bisher nur gegen kleine Spisbuben angewendet — 
Der Arbeiter iſt nicht jo ſittlich verwahrloſt, wie viele Nichtarbeiter meiren. 
In Berlin wären 3. B. in meinem Gewerbe die Arbeiter nicht fo mitgeriffen 
worden, wenn die Behörde und Gemerfvereinlern zur Seite geftanden bätte. 
Aber die Socialdemocratie hat unfere Ideen zu unterbrüden gejucht, dadurch, 
daß fie unfere Berfammlungen fprengte, und der polizeiliche Schutz, um den 
wir zum Schutze des Berfammlungsreht8 baten, ift nicht erfolgt. So kam 
8, daß die Mafjen nicht aufgeklärt werden fonnten. Heute, hoffe ich, wird es 
und gelingen, das Intereſſe der Arbeitermaffen mehr mit den Intereſſen der 
Arbeitgeber zu vereinbaren und zu zeigen, daß die erfteren nody nicht fo tief 
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gefunten find, um lediglich) criminelle Strafen gegen fie anwenden zu müfjen. 
Wenn ein Einzelner fi einmal von feinen früheren Neigungen zuweit hinreißen 
läßt, fo kann das unmöglid ein Grund fein, jeden Arbeiter gleich einem Spitz— 
buben zu behandeln. (Großer Beifall.) 


Landrath Tiedemann (Mettmann) für: Zunächſt habe ich einige Bes 
merkungen ded Vorredners zu widerlegen. Er hat mit einiger Emphaſe hervor: 
gehoben, daß die Beitrafung des Contractbruchs fein Mittel fein würde, die 
Rohheit unter den Maſſen zu vermindern, und daß es überhaupt unrecht jet, 
zu behaupten, in der Jetztzeit hätten die Rohheiten und Brutalitäten im Arbeiter: 
ftande zugenommen. Meine Herren! eftatten Sie mir, der ih an dey Spike 
eines rheiniſchen Kreifes ftehe, darauf einfach zu erwidern, daß es auf mic kaum 
einen Eindruck mehr macht, wenn ich höre oder leſe, e8 babe in meiner Gegend 
dDiefe Nacht wieder Einer den Andern todtgejtochen oder doch Tebensgefährlid 
verlegt! (Hört! Hört!) ES ift im den induftriellen Kreifen des Niederrheins 
ein folher Zuftand hereingebrochen — ic) will gerne zugeben, daß Die wildeften 
Geſellen dort Fremde find, heigblütiger@ Arbeiter, wie die unfrigen —, aber «8 
ift jedenfall® eine jo große Zuchtlofigfeit in diefen Kreiſen zu Tage getreten, 


daß der alte Friedrich Harkort allwöchentlich eine „Brutalitätsftatiftit” heraus: . 


geben fann, im welder er regelmäßig eine erjchredende Menge von Meier: 
affairen conftatirt. Und wenn Sie mid) fragen: was ift der Grund davon? fo 
muß id) fagen: „weil dem Arbeiter der Begriff von Recht umd 
Geſetz vollftändig abhanden gefommen ift!” (Sehr richtig‘; Der 
Arbeiter betrachtet den heutigen Zuftand nur al8 einen Kampf der Gewalt mit 
der Gemalt. (Sehr wahr!) Er beugt ſich vor feiner fittlihen Idee mehr. Er 
hat den Reſpeet vor der Souveränität des Staated verloren, weil er dieſen 
in allen joctalen Fragen für machtlos hält. Hier müſſen wir deswegen ei: 
greifen und auch dem Arbeiter fühlbar machen, daß der Staat dod) noch mäch— 
tiger ift, ald er, und daß Derjenige, welcher fi) dem Nechtsbewußtjein feines 
Volkes widerſetzt, Died nicht ungeftraft thun kann. (Sehr wahr!) — Ich ftehe 
im Wejentlichen auf dem Standpunkte des Herrn Correferenten Dannenberg, 
gebe aber in manchen Punkten weiter. Es heißt in der zweiten Theſe Des 
Herin Dannenberg: „Die cwilrechtliche Schadenserſatzklage hat ſich in den 
meiften Fällen als gänzlih unwirffam zur Verhütung und Beftrafung Des 
Arbeitscontractbruch8 gezeigt.” Hier wünjche ich den Zufat gemacht zu jehen: 
„Sie würde nur dann von wirflih durchichlagender Wirkung fein, wenn fie 
aud gegen den Arbeitgeber gerichtet werden fönnte, won welchem der contract 
brüchige Arbeiter neu engagirt worden.“ Ich glaube nämlich, daß man durch— 
aus fehl geht, wenn man die vielen Fälle des Contractbruchs ausschließlich auf 
die Arbeiter zurüdführtt. Es bat ſich leider in den Streifen unjerer Groß— 
jabrifanten und fonftigen Arbeitgeber noch nicht ein Grundſatz herausgebilbet, 


wie ihm der Adel in den bejjeven Zeiten feftzuhalten pflegte: „Noblesse oblige!“ “ 


Der Fabrikant jagt Heute noch keineswegs überall: „Richesse oblige!“ er be 
nugt noch vielfach Mittel, um feinen Concurrenten zu ſchaden, und ſich Vortheile 
zuzufügen, die man nicht Iharf genug brandmarken fan. Ic) weiß pojitiv, daß 
eine ganze Reihe von Gontractbrüchen dadurch entftehen, daß die Arbeitgeber 
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unter einander fich die Arbeiter abipenftig machen; daß der eine Arbeitgeber die 
Arbeiter frägt: „Wie viel Vorſchuß habt Ihr bei Dem und Dem?” und wenn 
die Arbeiter antworten: „50 Thaler!” ihnen zuruft: „ich gebe Euch 75 Thaler, 
laßt Eure Arbeit im Stich und fommt zu mir!” Ich weiß, daß in Remjcheidt 
die ftrifenden Feilenarbeiter Jubventionirt worden find von einem linksrheiniſchen 
Habrifanten, der ein Intereſſe daran hatte, daß der ausgebrodyene Strife vecht 
lange daure, damit er dann allen die Feilen anfertigen fünne (Hört! Hört!) 
Solden von den Arbeitgebern felbft geichaffenen Zuftänden würde durch mein 
erſtes Amendement ein Ende gemacht. — Ich komme jeßt zu meinem zweiten 
Amendement, zu der Zuſatz-Theſe 5. Ich glaube, daß, jo nothmwendig eine Be: 
ftrafung des Contraetbruchs auch ift, dieſe dennoch in der Praxis feinen fofort 
durchſchlagenden Erfolg haben wird, wenn man nicht noch etwas Weitered thut. 
Laſſen Ste micy hier, um Mißverftändnifje zu vermeiden, eine allgemeine Be— 
merfung vorausfchiden. Ich bin ganz entjchieden der Meinung, daß wir an 
dem Sate feithalten müffen: eine Bevormundung durch den Staat binjichtlich 
des Inhalts der Arbeitscontracte darf in feiner Weile ftattfinden. Es muß 
durchaus dem freien Ermefjen des Arbeitgebers und Arbeitnehmers überlafien 
bleiben, welche Beftimmungen fie in den Contract aufnehinen wollen. Etwas 
Anderes ift e8 aber mit der Form der Gontracte; diefe kann und muß durch 
Gefeg geregelt werden. Ich ftimme mit dem Herren Vorredner darin überein, 
daß befonders die Ländlichen Arbeiterwerhältnifie Vieles zu wünſchen übrig lafjen; 
daß das Hauptübel in dem Umſtande Liegt, daß die Arbeitscontracte durchweg 
mündlich abgeichloffen werden; daß hiedurd dem ſchwächeren Theile in vielen 
Fällen die Möglichkeit entzogen wird, wegen Brechung des Contracted, deſſen 
einzelne Beftimmungen nicht zu conftatiren find, gegen den ftärferen Gegner 
klagbar zu werden, und daß e8 daher immer nothwendiger wird, eine präcıjere 
Form für die Schließung der Arbeitscontracte zu finden. Der Herr VBorvedner 
wird, wie ich hoffe, wiederum mit mir übereinftimmen, wenn id) vorſchlage, 
fir Einführung von Contractsbüchern zu wirken. Hiedurch finden wir in 
der That die gewünfchte präcijere Form. Ich denke mir die Sadje folgender: 
maßen: Jeder Arbeitgeber ift zu verpflichten, ein Contractöprotocoll einzurichten 
und zu führen, welches in beftimmten, genau vorgefchriebenen Rubriken Die 
Namen der Arbeiter, die Dauer des Vertrags, die Höhe des vereinbarten Lohneg, 
die Art der Dienftleiftung, die etwa vorbehaltene Kündigungsfrift und die Unter- 
Ihriften beider Gontrahenten enthält. Ebenſo ift jeder Arbeiter zu verpflichten, 
ein dem Gontractöprotocoll des Arbeitgebers analoges Contractsbud zu führen. 
Kein Arbeitöcontract ſoll ferner flagbar fein, wenn er nicht ſowohl in Das 
Contractöprotocoll des Arbeitgebers, wie in das Contractsbuch des Arbeiters 
vorgejchriebenermaßen eingetragen: ift. | 


Borfigender Prof. Dr. Naffe unterbriht den Redner, da bereitö 
10 a. verfloffen; doch ſpricht derjelbe auf Wunſch der - Berfammlung 
weiter. 


Diefe ContractSbücher bitte ih nicht zu verwechſeln mit den früheren 
Wanderbüchern und Päſſen; auch nicht mit den Arbeitsbüchern der Gemwerbe- 


= — — 
F — u ———— 


46 Beſtrafung des Arbeitscontractbruchs. 


Ordnung Meine Contraetsbücher ſollen nur dem Zwecke dienen, ein ſicheres 
Beweismittel für den Inhalt des Contracts und, wenn es ſein muß, eine ſichere 
Grundlage für die Beſtrafung des Contractbruchs zu ſchaffen. Dieſe Bücher 
liegen meines Erachtens eben ſo ſehr im Intereſſe der Arbeiter, als der Arbeit— 
geber. Sie bilden aber auch eine Waffe gegen den Arbeitgeber, der doloſer 
Weiſe ſeinen Concurrenten die Arbeiter abſpenſtig macht, vorausgeſetzt, daß man 
jenen für Schadenserſatz haftbar machen will. Endlich dienen dieſe Bücher noch 
zu einem Nebenzwecke, der freilich auf einem entfernteren Gebiete liegt, mit der 
vorliegenden Frage aber doch auf's Engſte zuſammenhängt. Ein Beiſpiel aus 
der Praxis wird illuſtriren, was ich meine. Im vorigen Jahre wurde im 
Kreiſe Bochum ein Mann ins Zuchthaus geſchickt, der überführt war, in ge— 
werbsmäßiger Weiſe auf verſchiedenen Kirchhöfen die Leichen der Haare beraubt 
zu haben — zum Verkauf an Friſeure. — Dieſer Mann entſprang bald darauf 
aus dem Zuchthauſe und wurde lange Zeit vergeblich ſteckbrieflich verfolgt. 
Plötzlich erhalte ich einen anonymen Brief des Inhalts, daß ſich der betreffende 
Züchtling bereits ſeit vier Wochen bei einem Hofbeſitzer in der Nähe als 
Erndtearbeiter aufhalte. Ich laſſe denſelben durch einen Gensdarmen arretiren, 
und er geſteht auch ſofort, der Geſuchte zu fein. Jetzt frage ich den Hofbeſitzer, 
dein vor Schreck die Haare zu Berge ftanden, wie er einen folden Dann vier 
Wochen unter feinen Dade Habe beherbergen und der Gerechtigkeit habe ent- 
ziehen fünnen, Ya, antwortet Yener, ich bin in der Erndtezeit jo in der Ber: 
legenheit, daß ich Jeden nehme, der zu mir kommt; Papiere hat Niemand und 
von Außen kann ih Keinem anfehen, ob er ein reeller Arbeiter oder ein Tauge— 
nichts iſt. Nun wohl, meine Herren! Der Landftreicher wird allerdings zurüd- 
Ichreden vor der Forderung des Gontractbucdhes; der gute, Solide, fleigige Ars 
beiter wird ed mit Freuden begrüßen, denn er wird fi damit untericheiden 
können von den Nichtönugigen, und die öffentliche Sicherheit wird weſentlich ge: 
winnen. — 

Was wir, die wir für criminelle Beftrafung des Contractbruchs plädiven, 
erreichen wollen, iſt durchaus nichts Neues, Unerhörtes in der Yurispruden;. 
Das Römiſche Recht bietet einen vollftändig analogen Fall. Es gab Deinjenigen, 
welcher durch die doloſe Handlung eines Andern eine Vermögensbeſchädigung er: 
Titten, neben der ciwilvechtlihen actio doli auf Schadenserfag die criminelle 
persecutio stellionatus auf Beftrafung. Mehr wollen aud wir nicht. 

Seftatten Ste mir zum Schluffe, noch auf eine Bemerkung des Herm Re 
ferenten zurüdzufommen. Prof. Held hat gejagt: Die Frage wegen Beftrafung 
des Contraetbruchs ließe fich nicht herausreifen aus der großen allgemeinen Frage, 
wie wir unfere ſocialen Zuſtände im Allgemeinen regeln follen. Er hat fie, wenn 
ih nicht irre, bezeichnet al8 „ein kleines Geſetz“. Ich glaube, meine Herren, das 
iſt durchaus unrichtig; ich glaube, ein Geſetz über die Beftrafung des Contract: 
bruchs ift im Gegentheil von fundamentaler Bedeutung; e8 ift der rich— 
tige Ausgangspunkt für unfere weitere foctale Geſetzgebung. Denn ein joldes 
Geſetz ftellt einen Grundjag auf, der werth iſt, Tag für Tag wiederholt zu 
werden: Im preußiſchen Staate und im deutfhen Reiche gilt 
auch in focialen Fragen nit die individuelle Willfür, es 
gelten Recht und Ordnung und Sitte! Wer diefen ins Geficht jchlägt, 
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muß die Folgen auf fein Haupt nehmen. Nicht er wird das Recht brechen, 
das Necht wird ihn brechen! (Großer Beifall!) ; 


Dr. Mar Hirſch (Berlin): Meine Haren! Es war überhaupt nicht 
meine Abficht, das Wort zu ergreifen, da ich durd mein Halsleiden verhindert 
bin, jo laut zu Iprechen, wie e8 in einer ſolchen Berfammlung erforderlich wäre. 
Aber der Herr Correferent hat mid) geradezu gezwungen, zur Bertheidigung der 
Gorporationen, die ich vertrete, das Wort zu nehmen. Ich werde mid) auf 
das Nothwendigfte beſchränken. — Ich miühte eigentlih Herrn Dannenberg 
äußerft dankbar jein für die Ehre, die er mir und den deutichen Gewerfvereinen 
enviefen hat, indem er that, als wenn Niemand weiter als wir gegen bie 
Sontractbruchöbeftrafung wären. Daß auch andere Männer, wie z. B. Herr 
Dr. Yasfer, Herr Dr. Schulze: Deligih, Herr Prof. Schmoller und andere 
bedeutende Gelehrte, ja ſelbſt eine große Anzahl Arbeitgeber Gegner der Be 
ftrafung des Contractbruds find, davon bat man ın dem Gorreferate wenig 
oder nichts gehört. Meine Herren! Noch dankbarer würde ich jedoch Herrn 
Dannenberg fein, wenn er jih die Mühe genommen hätte, mein Gutachten 
und die Antwortjchreiben der Vereine nicht nur flüchtig durchzuſehen, fondern 
zu ftudiren ; wenn er ſich nicht begnügt hätte, wie eine Biene nur das heraus 
zuztehen, was ihm nützte. Es wäre beſſer gewejen, daß er, der fich jo beflagt 
über die Mifverftändniffe innerhalb der Arbeiterkreife, fich nicht ſelbſt der größten 
Mifverftändniffe Ihuldig gemacht hätte. Er hat mir vorgeworfen, daß ich im 
meiner Schrift wenigftens anfcheinend dem ontractbredhen das Wort geredet 
hätte. Die von ihm citirten Worte finden fid) aber keineswegs in der Be— 
Iprehung der Recht s frage, fondern nur bei Erörterung der Frage: Iſt es 
jwedmäßig, daß der Arbeiter vefp. der Arbeitgeber fid) auf längere Zeit, auf 
Jahre hinaus Binde? Daffelbe gilt von dem angeführten Ausſpruche des Drts- 
vereind der Maurer zu Thorn. — Meine Herren! Wer aud nur mit einiger 
Unbefangenheit mein Gutachten ſich angejehen hat, bejonder® aud die Gutachten 
der 15 Vereine, die angedrudt find, der muß doch den Eindruck befommen 
haben, daß diefe Männer ſammt und fonders tief durchdrungen find von der 
Heiligkeit des gelchloffenen Vertrages; daß fie es verdammen, wenn berjelbe 
gebrochen wird; daß die Differenz nur darin beſteht, ob das rihtige Mittel 
zur Aufrechthaltung der Arbeitscontracte die criminelle Beltrafung oder etwas 
anderes if. Wenn nun dem gegenüber Herr Dannenberg ſich anflammert an 
ganz vereinzelte Ausſprüche unftudirter Arbeiter, die nicht jedes Wort auf die 
Goldwage legen, und dadurd die Gewerkoereine und die ganze fittliche Stellung 
der Arbeiter herabzieht, jo muß ich jagen, das ift nicht fair! Ich behaupte 
gerade auch auf Grund unferer Gutachten, daß noch ein ganz Theil fittlicher 
Kraft in den Arbeiterkreifen vorhanden ift; und andererfeits, wenn diefelbe viel- 
fach geſchwunden ift, ſo frage ih, ob nicht die Arbeiter die Mißachtung des 
Rechts und der Sittlichkeit von den höheren Kreifen gelernt haben!? 
Ih frage, ob nicht zu derfelben Zeit, wo die Contractbrüche der Arbeiter zahl- 
veiher wurden, in weit jchlimmerer Weife an Intelligenz und Einfluß hoch— 
ftehende Perfonen gegen Necht und Sittlichfeit gefrewelt haben, jo daß man es 
nur begreiflich finden kann, wenn nad) folden Beifpielen von Oben der Rechts— 
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begriff im Arbeiter erfchüttert ift! Meine. Herren! Wenn beifpielsweife Prinzen 
und Fürften ihre Unterfchrift, Die rumänischen Coupons einzulöfen,, verleugnen 
und dadurd Hunderte von Familien zu Grunde richten, und wenn wir jehen, 
wie es bei dem ganzen Gründungsichwindel zugegangen, fo ift die Wortbrüchigfeit 
der Arbeiter fein Wunder, und Cie haben fein Recht zu fagen: Es ift be 
dem Arbeiter auf fittlihen Halt nicht mehr zu rechnen ; wir müſſen fie criminell 
beftrafen. Das ift nicht reht: man muß die Gefammtlage ins Auge fafjen ! 
Ich kann Dies hier nicht näher ausführen; meine Stimme erlaubt es mir 
niht. Aber darum möchte ich bitten: Greifen Sie nit da hinein in die 
große Bedrängniß unferer Zeit, wo wahrſcheinlich das geringfte Unvecht vor— 
handen iſt; geben Sie nicht Denen recht, welche ſchon lange die Arbeiter für 
die ſchlimmſten Umfturzpläne werben mit der Rede: „ES ift ein Glafjenfampf 
und eine Claſſengeſetzgebung im Dentjchen Reiche!“ (Sehr richtig.) 

Meine Herren! Es iſt gejagt worden, der Arbeiter müfje die Kraft des 
Staates fühlen. Ya, meine Herren, der Anftcht bin ic auch, und infolge 
deſſen muß ich gerade daran denken, was noch fürzlich Die Zeitungen über die 
Ausbeutung der Frauen und jungen Kinder in den deutſchen Fabriken berich— 
teten. Meine Herren! Hiergegen befteht ein Gefeß, und gerade Herr Yand- 
rath Tiedemann hat bei unferer erften Zuſammenkunft darauf hingewiefen, in 
welch” ſchmählicher Weile von Zeiten der Arbeitgeber gegen dieſe beftehenden 
Geſetze gefehlt wird! Meine Herren! Alles das: der Mißbrauch der Frauen 
und Kinder, auf deren Schonung dod das ganze Familienglüd beruht, zur 
übermäßigen Arbeit in den Fabriken, — die Bezahlung der Arbeiter in fchlechtem 
Gelde und ſchlechten Coupons und jo viele8 Andere — ih kann e8 bier nicht 
aufzählen — ift denn das nicht vorhanden ?! — Fangen Sie erft einmal 
damit an, die Gefege durchzuführen, die wir haben, und dann fommen Cie zu 
den Arbeitern und fagen denen: Jetzt, da” wir Euch Recht verſchafft haben, 
verlangen wir auch von Euch, daß Ihr Eure Pflicht erfüllt! — Sollte es ſich 
dann heraußjtellen, wie Herr Dannenberg behauptet, daß e8 unmöglich ift, auf 
dem Wege der Genofjenihaft und der ſich mehrenden Bildung die häufigen 
Arbeitscontractbrüce, die übrigens nur aus einer Uebergangszeit herrühren , zu 
befeitigen, jo wird dann wohl noch Zeit fein, mit dem Criminalrecht vorzugehen. 
Augenblidlih ift noch Fein Anlaß da. Wenn aber überhaupt von Beftrafung 
die Rede fein kann, jo wäre es meines Erachtens noch viel nöthiger, gegen den 
jet weit überwiegenden Contractbrudy der Arbeitgeber criminell vorzugehen. 
Aber das will ja Herr Dannenberg nit. Er hat nad 8 3 feiner Thefen 
die Auffafjung, daß der Kontractbrudy ein Ding von ganz amphibienhafter 
Natur ft. So lange der Uebelthäter im Stande ift, eine Entihädigung zu 
leiften, jo lange ft der Contractbruch nur ein ciwiles Unrecht; ſobald er aber 
das nicht fann, jo wird das Ding plötzlich criminell. Meine Herren! id) ver: 
ftehe diefe Yogik nicht. — Nod einmal möchte ich Ste dringend erfuchen, fid 
nicht durch jene jcheinbaren Gründe, durch jene vielfach, wenn audy gewiß ohne 
Abficht, Faljch gedeuteten Thatfachen hinreißen zu laſſen; jest, wo die ruhigere Ueber: 
legung doch ſchon auf beiden Seiten eingetreten ift, noch einem derartigen Ver 
langen ihre Zuftimmung zu geben, das nur dazu führen kann, dem Arbeitgeber 
alle Rechte in die Hände zu liefern! — Es ift gejagt worden, die Social 
demofratie fer nicht allein ſchuld an diefen traurigen Verhältniſſen. Das ift 
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auch meine Meinung; aber einen größeren Theil der Schuld tragen Diejenigen, 
die zu einer Zeit, wo noch fein innerer Impuls vorhanden war, die Social— 
demokratie fünftlih groß gezogen haben! (Sehr richtig.) Meine Herren, damals 
ft als reactionäre8 Parteimanöver gegen die liberale Bourgeoifie diefe Bewegung 
in den preußijchen Arbeiterfreifen förmlich angeblafen und genährt worden, und, 
merkwürdig! wie durch eine Ironie des Schickſals war e8 dann diefelbe feudale 
Partei, die zuerft mit dem BVerlangen nad Beftrafung des Contractbruch8 her= 
vortrat. ALS die Wogen jo hoch gingen, daß fie auch ihren Hals beprohten, 
da war ed mit der Liebe für den Socialismus vorbei; da wurde der Straf- 
richter, da wurde die Polizer zu Hülfe gerufen! (Lebhafter Beifall.) 

Brof. Dr. v. Sybel (Bonn) (für): Meine Herren, erlauben Sie, daß 
ıh an die letzten Worte des Vorredners anfnüpfe und hiſtoriſcher Weile meine 
Meinung ausſpreche gegen den Sag, daß gewille Beftrebungen erft die Social- 
demofratie groß gezogen hätten. Wer fi) etwas umgejehen hat in der eurpäilchen 
Geſchichte, der wird wilfen, woraus diefe Bewegung ihr Wachsthum gezogen 
bat. Die foctaldemokratiiche Bewegung ift eine ſolche, die feine Eoterie hat 
machen können. Wäre fie von diefem Schlage, Jo zählte fie heute ihre Anhänger 
nicht nach Millionen! Durch Coteriefünfte und Partei Intriguen kann man 
momentane Zänfereien hervorrufen, aber nicht die Bildung emer Partei, die 
heute in Europa in Bezug auf Macht und Gefährlichkeit in erfter Linie fteht. 
Solche Parteien entftehen nur aus tiefer liegenden Urſachen, und ich follte 
denfen, wer die allgemeine Entwidelung der liberalen Partei in Europa mit 
jehenden Augen verfolgt hat, wird ſich wielleiht Jagen fünnen, aus welchem Miß— 
verftändnißg der liberalen und egalitären Gedanken nun diefe auf Gewalt und 
Umſturz finnende Partei hervorgegangen ift. Eben deshalb, weil ich diefe focial- 
demofratiiche Partei für eine Außerft mächtige und gefährliche halte, kann ich 
mih auch keineswegs durch die Beftrebungen der Hirſch-Duncker'ſchen Gewerf- 
vereine beruhigt finden. Herr Dannenberg hat ſchon gefagt: wenn wir die An— 
träge des Herrn Prof. Held annehmen, wie joll e8 dann aber mit den 92 oder 
95 andern Procenten unferer Arbeiter ftehen? Wenn man jagt, daß diefe 5 
618 8 Procent der deutſchen Arbeiter umfaffen, fo glaube ich, jagt man ſehr viel. 
Wenn man weiter annehmen will, — mas ic) gern zugebe — daß Die Gewerkvereine 
aus 8 oder 5 Procent fittlich geraden, gefunden, wort- und ehrtreuen Menjchen be- 
ftehen, fo glaube ich, jagt man in Bezug auf die allgemeine Frage der Moralität 
unſeres Arbeiterftandes herzlich wenig! Meine Herren, ich alaube aber weiter, daß 
man fogar damit zuviel jagen würde und bin überzeugt, daß Herr Dr. Hirſch 
dies nicht beftreiten wird. Will man jedoch ſämmtliche Mitglieder der Gewerk— 
vereine für jolhe ideale Männer von Treue, Ehre und GSittlichfeit halten, 
jo fann ich um fo mehr auf die Berichte diefer Gewerfvereine Bezug nehmen. 
Als ihnen ihr Anwalt die Frage vorlegte: Iſt der Krebsichaden der Wortbrüchigkeit 
in den letzten Jahren im Zunehmen begriffen geweſen? jo haben diefe Vereine für 
Ihre Mitglieder mit einer ehr geringen Majorität die Frage mit Nein beant- 
wertet, eine ſehr ftarfe Minorität aber hat die Frage bejabt, und es ift, 
wenn ich nicht irre, aus allen reifen berichtet worden, daß die Soctal- 
demokraten in jedem Augenblide höchft bereit geweſen feten, die Contracte zu 
drehen! Bei einer folden Lage der Sache kann id) nicht begreifen, wie man 
fi in vofigen Zukunftshoffnungen ergehen und glauben fann, die Dinge würden 
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fi won felbjt machen. Ya, meine Herren, wenn wir wirklich nad) allen bisherigen 
Erfahrungen hoffen fünnten, daß nicht das eigennügige Interejje, fondern Recht: 
Ichaffenheit und Menſchenliebe die Dinge dictirte, dann würde es fich nicht erſt von 
jelbft machen, fondern dann hätte es ſich von ſelbſt ſchon gemacht! Iſt Einer 
unter Ihnen, meine Herren, der außfprechen würde: Wenn id) irgend eine 
Arbeit bei einem Arbeiter beftelle, fühle ich mich ficher, daß er fie auch Liefert?! 
(Sehr gut.) Iſt nicht ein Jeder unter uns Tag für Tag in der Lage, bei 
jeder Beftellung zu willen, daß es eine reine Frage des Zufall® ift, ob die 
Waare auch abgeliefert wird?! Können irgend welche Arbeitgeber ſich nod) 
verpflichten, zur richtigen Zeit ihre Arbeit zu liefern?! Und was mehr ift: 
vorhin hat Herr Landrath Tiedemann auf die Harkort'ſche „Brutalitätsftatiftif“ 
bingewiefen. Nun, meine Herren, auch in den nichtinduftriellen Städten des 
niederrheinischen Landes, dem ich angehöre, fteht e8 ſo, daß 3. B. in Eöln nad) 
begonnenem Abenddunkel nicht leicht ein Menih ohne Waffen oder Gefährten 
fi vor die Thore und die Feftungswerfe begiebt. In meinem Wohnorte Bonn 
fteht eö jo, daß ein Freund von mir aus feinem Dorfe zu den Abendjigungen 
in der Stadt nicht mehr bereinfommt, weil er fürchtet, durch die Arbeiter in den 
Ziegeleien ausgeplündert und burchgeprügelt zu werden; er geht nach eingetretener 
Dunfelheit überhaupt nicht mehr aus. Barmen und Elberfeld befigt eine höchſt 
anmutbhige Umgegend, aber e8 wagt feine Dame mehr ihren Fuß ohne vo: 
buſte Begleitung in der Dämmerung dort hinaus zu jegen, und mir ift ein 
Tall befannt, daß ein Arbeiter, nachdem ev ein paar Damen in grober Weife 
injultirt hatte und abgefaßt worden war, dem Nichter in aller Freundlichkeit 
lagte: „Sa, Herr Juſtizrath, was kann ich denn für meine Gefühle?!” Bei 
diejem Zuſtande kann ich die Hoffnung auf eine ſchrittweiſe ſich weiter ent— 
wickelnde Cultur der niederen Klaſſen nicht theilen, muß vielmehr zugeſtehen, 
daß mir ſelbſt die Hoffnungen auf die löblichen Anſtrengungen der Gewerkvereine 
ſchlechterdings nicht mehr ausreichen, zumal wenn ich ſehe, daß die große Maſſe 
unſerer Arbeiter mit einſtimmigem Jubel jene Rechotagbrede des Abgeordneten 
Haſſelmann begrüßt hat, worin dieſer erklärte: „Meine Herren, wenn Sie die 
Verpflichtung, einen Contract zu halten, erzwingen, ſo machen Sie unſere Ar— 
beiter zu Kulis!“ und als dabei eine gewiſſe Aufwallung durch die Reihen ging, 
ſagte er: „Nun, wenn Sie ſich auch wundern mögen, ich ſpreche für meine 
Wähler in Barmen-Elberfeld, die freuen ſich an meiner derben Rede!“ Und 
in der That, ſie haben ſich gefreut! (Präſident unterbricht; doch wünſcht die 
Verſammlung den Redner weiter zu hören.) Im Bezug auf die Ausführungen 
des Referenten, der da meint, man dürfe mit der Gontractbrucdhsftrafe nicht To 
plump hineinfallen, fondern fie nur im Zufammenhange mit der ganzen Kette 
der Beitrafungen einbringen, muß ich doch Jagen: Das jcheint mir ein Wechſel auf 
lange Sicht und von nichtigem Werthe. Ich räume Herrn Dr. Hirſch ein, daß es 
ganz wahr iſt, es werde intra et extra muros geſündigt, daß die Arbeiter nicht 
durchgängig, nicht allein Ichuldig find; der Schaden entipringt aus einer Reihe allge⸗ 

meiner Momente. Mit gutem Grund konnte er fragen: Wollen Sie auf die Arbeiter 
einen Stein werfen, die nur Andere zum Vorbild hatten? Ich bin gewiß der Letzte, der 
einen Stein auf die Arbeiter wirft, und will nicht den fittlichen Werth eines Arbeiters 
wegen irgend eines Sontractbruch8 ſofort verdammen. Aber wenn ich auch dem Ar- 
beiter gern einräume, daß er aus verzeihlichen Motiven gehandelt hat, — Recht und 
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Gefet bleibt immer daſſelbe. Wenn eine hungernde Mutter Brot ftiehlt, um 
ihr Kind von dem Tode zu retten, — fein Menſch wirft einen Stein auf jie. 
Der Diebftahl aber bleibt Diebftahl und als folder muß er geahndet werben, 
wenn nicht die Welt aus den Fugen gehen jol! — Wenn Herr Dr. Hirſch 
jagt, dag auch Großfabrikanten und Fürften Aehnliches gethan haben, jo kann 
ih nur antworten: Ich wünſche von Herzen, daß aud für diefe das Geſetz 
geihaffen werde, aber id) kann nicht, weil noch viele große Diebe herumlaufen, 
die jo ſcharf erkennbaren Kleinen ftraffret lafien. Und aud den Großen hat ja 
die Nemefis, bald auf dem Civil-, bald auf dem Criminalwege den Stempel 
des Unrechts jehr ſcharf aufgedrückt! — Ich bin aber keineswegs der Meinung, 
daß erft ein ganzer jocialer oder mit einem Male aus Jupiters Haupt hervor- 
Ipringen müfje; — nein, meine Herren, mit einem ſolchen Verfahren würde 
jede Bewegung zur abjoluten Stagnation verurtheilt werden. Wir haben hier 
über einen ganz bejtimmten Punkt zu befinden; wir witrden überhaupt über gar 
nichts bejchliegen können, wollten wir dann erjt zum Schluffe fommen, wenn alle 
Seiten der ſocialen Frage fpruchreif wären. 

Mit Bedauern habe ich von mehreren Gegnern gehört, daß die Strafe des 
Contractbruchs dem ehrenhaften Arbeiter zur Unehre geveichen würde. Wenn 
jo viele Stimmen laut werden: „Haltet und die riminalftrafe fern! Wir 
proteftiren gegen Criminalſtrafe!“ oder, wie Herr Janſon fagte: „Die Ar: 
beiter wollen nicht behandelt werden wie Spitbuben!” jo fann ich metnerjeits 
nur jchliegen, daß manchem deutſchen Arbeiter die Untericheidung des ehrlichen 
Arbeiterd und des Spitzbuben abhanden gekommen ift! Wer nichts von Contract= 
bruch an ſich bat, ver findet ſich nicht vwerunehrt durch eine Beftrafung des 
Contractbruchs! (Bravo). 

Alfo, meine Herren, darüber find wir, denfe ich, einig! Wenn überhaupt 
von einem Strafgeſetze die Rede iſt, ſo joll das doloſe Verhalten ſowohl ver 
Arbeiter al8 der Arbeitgeber geahndet werden. Die Einrede aber des Herrn Prof. 
Neumann, daß man den Arbeitsvertrag nicht mit Strafen ſchützen jolle, weil 
alle anderen Verträge nicht mit Strafen geſchützt ſeien, ſcheint mir abjolut hin- 
füllig zu fein. Eine ganze Reihe von Verträgen find aus Gründen des öffent- 
lichen Rechts mit Strafandrohungen umgeben, 3. B. der fahrlälfige Banterott, 
und zwar beim Kaufmann, und beim Kaufmann allen, bei feinem andern 
Privatmann. ES ift in unjerer Gewerbe - Ordnung heute ſchon das Trud- 
Syſtem, e8 ift in England die übermäßige Frauen- und Kinderarbeit mit Strafe 
bedroht. Ueberall hat man in diefen Fällen die Eriftenz eines öffentlichen 
Interefjes anerfannt. Man hat anerkannt, daß diefe Verhältniffe nad) der heu- 
tigen Natur nicht mehr ausſchließlich privatrechtlihen, ſondern ftaatsrechtlichen 
Charakters find und hat die Ausjchreitungen deshalb mit Strafe bedroht. Daß 
wir ein großes Intereffe haben, die ſchwankend gewordene unfichere Moralität 
der gewerblichen Welt wieder zu fejtigen und zu flären, daran fann ich nicht im 
Minveften zweifeln. Aber e8 hat, wiederhole ich, Groß und Klein, Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, Fabrifant, Lieferant und Handarbeiter — alle haben Theil 
an diefem Verderben; und fo wenig, wie ich deshalb ven Einzelnen anflagen 
und fittlich verurteilen will, jo beftimmt fcheint mir die Forderung, im Namen 
der Gelbiterhaltung und der Nothwehr an und zu ergehen: in Ddiefem Chaos 
durch einzelne greifbare, unverfennbare Marfiteine Recht und Gefet wieder zur 
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Herrichaft zu bringen: es fcheint mir unabweislich, daß in diefe trüben Wirren 
wieder Licht und Klarheit fommen muß, mögen die Sünder darüber zürnen, drohen 
und zanfen wie fie wollen; daß ed nothmwendig ift, aus diefem Drangjal heraus- 
zulommen, welches die Ehre und Reputation des deutſchen Namens bi8 in 
den fernen oftafiatiichen Handel beruntergebradht hat, das uns in allen häus- 
lichen Berhältniffen mit Aerger und Berluften überhäuft; und, was die Haupt- 
ſache iſt, daß der fittliche Werth des deutichen Volkes, den wir feit 1870 mit 
einer gewiſſen Liebe dem verfommenen gallifchen Weſen entgegen zu ftellen pflegen, 
nun noch bleibe, was er fein foll, und daß er nicht in raſchem Sinten noch 
beruntergehe unter das Niveau des franzöfiichen. Und daß dies gejhehe, das 
ıft eine Forderung, für Die ich gern an das Criminalrecht appellire, wenn es 
fein muß! (Beifall.) 


Herr Dr. Perrot beantragt: Die VBerfammlung beſchließt, die Faſſung 
einev Reſolution aufzufchieben, bis durch eine Enquete größerere Klarheit über 
Gründe des Uebel gewonnen ift. 


Prof. Conftantin Röfler (Berlin) (gegen): Meine Herren! Ich 
babe zu meiner Verwunderung bemerkt, daß alle Vertheidiger der ftrafrechtlichen 
Ahndung des Contractbruchs, die hier aufgetreten, unterlaffen haben, die aus— 
gezeichnete Beweisführung des Herrn Referenten irgendwie auch nur zu beleuch— 
ten, gejchmeige denn zu widerlegen. Die Bemweisführung gipfelte in dem 
Schluſſe, daß jene Maßregel eine ohnmächtige Reprefjalte fein würde, bald un— 
ausführbar, bald wirkungslos, bald überflüffig; daß fie, anftatt das Bewußt- 
jein der Majeftät des Rechts, die man bier anrief, zu ftärken, dafjelbe auf das 
Empfindlichfte Ihädigen würde. Ich glaube, ver Referent wird an die nicht 
wiberlegten, aber feither verdunfelten Gründe jelbft erinnern in feinem Schluß: 
worte. Ich will aber Einiges zur Unterftügung feiner Anfichten, die ich voll 
fommen theile, anführen. 

Wenn ich die Bertheidigungen der ſtrafrechtlichen Ahndung des Contract- 
bruch8 höre — auch des letzten verehrten Herrn Redners, den Sie mit jo 
vielem verdienten Beifall ausgezeichnet haben, — jo ſcheint e8, als wollten die 
Redner und in die Zeit des Geſetzgebers Drako verjegen, mo die Feſtſtellung des 
äußeren ZThatbeftandes einer verbotenen Handlung genügte, um die Strafe zu 
verhängen. Nun, die Elemente der Criminalwiſſenſchaft lehren, daß eine That, 
um als ftrafbar qualificirt zu werden, erwogen werden muß nad allen inneren 
und äußeren Umftänden, die fie begleitet haben. In unferm neuen Etrafgefeg- 
buche jehen wir das Syſtem der mildernden Umftände in reichliher Anwendung. 
Wenn num der Strafantrag wegen Contractbruch geftellt wird, jo wird doch der 
Berflagte jedesmal jagen: ich bin vom Arbeitgeber jchlecht behandelt und an 
der Ausführung der übernommenen Arbeit gehindert worden. Das wird oft— 
mals ein Vorwand, in mandyen Fallen aber auch richtig fein. Es iſt doch un— 
möglich, diefen Einwand des contractbrüchigen Arbeiterd bei einer criminellen 
Behandlung der Sache unberüdfihtigt zu laffen. Man wird dem Angeflagten 
wie in jedem Strafprozeß einen Nechtöbeiftand geben müſſen, und diefer wird 
nicht verfehlen, die Einwände feines Clienten in das wirffamfte Licht zu ftellen. - 
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Das Rejultat vieler folder Prozeſſe, auch wo der Contractbruch conftatirt iſt, 
wird eine ganz geringe Strafe oder auch die Freilprehung und vielleicht die 
Schädigung des Klägers in feinem perjönlichen und geichäftlichen Rufe fein. Die 
Kräfte der Gerichte würden gar nicht hinreichen, dieſe Fluth von Prozeffen auf 
dem umftändlihen Wege des Strafverfahrens zu bewältigen, wenn man nidt 
vielmehr annehmen müßte, daß nad einer furzen Erfahrung die Anftrengung 
jolcher Prozeffe zu den Seltenheiten gehört. Was ift aber dann aus der Maje- 
ſtät des Rechtes geworden ? 

Ich komme auf einen andern Punkt in den Bertheidigungen der crimi- 
nellen Beftrafung des Sontractbrude. Man hat zum Theil won dem Anerbieten 
ber Gewerkvereine, für die Vertragstreue ihrer Mitglieder zu haften und ſoli— 
darijch für den etwaigen Schaden einzutreten, mit Geringſchätzung geſprochen. 
Namentlich ift Died Seitens des Herrn Gorreferenten und zu meinem Bedauern 
auch won dem legten Vorredner geichehen. Der Herr Gorreferent bat ſogar 
gefagt, es ſei ihm fraglich, ob die Gewerfvereine, wenn man fie beim Wort 
nähme, dafjelbe nicht zurüdziehen würden. Dann fragte er, was im beften Falle 
die Zuverläffigfeit der Gewerfvereinsmitgliever bet der geringen Geſammtzahl 
derjelben erheblich nützen fönne. wenn die große Maſſe der Arbeiter nach wie 
vor den Arbeitsvertrag ftraflo8 zu breden im Stande bleibe. Nun, ich glaube, 
die Mitglieder dev Gemerfvereine werden bald die gefuchteften Arbeiter fein, 
wenn die Haftung der Vereine für ihre Mitglieder ſich bewährt, und in Folge 
dejjen werben fid) die Neihen der Gewerfvereine bald vermehren. Es ift wahr, 
eine Geſammthaft für den ganzen Arbeiterftand wird jich nie herftellen laſſen, 
aber wir würden eine Elite dieſes Standes befommen, welche einen veredelnden 
Einfluß auf den ganzen Stand üben und andererfeits die gefchäftliche Behand- 
lung vefjelben durch Die Arbeitnehmer auf die richtigen Wege leiten würde. 
Das wäre doch der hoffnungsvollſte und wirkunzsreichite Anfang zur Löſung 
der ſocialen Frage, den man machen könnte. Ueber ein folches aus dev Mlitte 
des Arbeiterftandes kommendes Anerbieten zur Selbftoisciplin Tollte man unter 
feinen Umftänden geringfchätig reden. 

Ic habe in den heute gehörten PVertheidigungen der Gontractbruchftrafe 
auch jehr ein Eingehen auf das Gutachten des Herrn Brandes vermißt. Welcher 
Theil der Arbeitgeber hat denn am meiſten vom Gontractbruch zu leiden? 
Nach allgemeinem Zugeftändniß: der Handmwerfömeifter. Nun, Herr Brandes, 
der dieſem Arbeitszmweige angehört, ſpricht mit draſtiſcher Ironie von der Ohn— 
macht der Criminalſtrafe zur Verhütung des Contractbruchs. Die Umſtändlich— 
keit und Erfolgloſigkeit des ordentlichen Gerichtsverfahrens auf dieſem Felde liegt 
in dem Weſen des Rechts und der unabänderlichen Natur der ordentlichen Ge— 
richte. Was Herr Brandes ſeinerſeits vorſchlägt, ſind daher Gewerbegerichte mit 
außerordentlichen executiviſchen Befugniſſen und Aehnliches. Wie man nach allen 
dieſen Ausführungen von der criminellen Beſtrafung des Contractbruchs noch 
ſo zuverſichtlich die gewünſchte Wirkung erwarten kann, das verſtehe ich nicht. 
Und wenn ich einerſeits alles unterſchreiben möchte, was die Vertheidiger der 
Anwendung der Criminalſtrafe in dieſem Falle über die nothwendige Sicherung 
des Arbeitsvertrages geſagt haben, ſo halte ich doch für dringend geboten, daß 
die Verſammlung auf das Genaueſte erwägt, ob ſie im Stande iſt, die Criminal— 
ſtrafe hier als das richtige Mittel zu empfehlen 
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Herr Dr. Julius Schulze (Mainz) (für): Meine Herren! Es ift 
darauf hingewieſen worden, daß im Bezug auf Die Menge der Fälle, in denen 
eine Arbeitseinftellung mit Gontractbrud zu Tage trat, jehr Wenige Etwas 
darüber wilfen, und es ift bemerkt worden, daß bei der Enquete des deutfchen 
Handelstages den Arbeitseinftellungen jehr wenig Bedeutung zugeſprochen worden 
jet. Die betreffenden Zahlen liegen mir nicht vor; aber geftatten Sie mir, 
wenn bier gejagt worden, es kämen danach auf 204 Arbeitseinjtellungen nur 
60 Gontractbrühe, zu jagen, daß das nicht wahr fe. In Mainz find viele 
Arbeitseinftellungen, alle aber mit Contractbrud, vorgefommen und ich glaube 
nicht, daß andere Drte ſich jo ſehr von Mainz unterjcheiden werden. Es ift 
in den betreffenden Berichten der Preſſe u. a. von einem beftimmten Gewerbe 
die Rede, in welchem gar fein Contractbrucy vorgefommen fein fol. Das ift 
faljch, denn gerade in dieſem Gewerbe find aud in Mainz ſolche vworgefommen. 
Folglich fan ich mit gutem Rechte behaupten, daß die Zufammenftellungen, 
auf welche man ſich hier berufen bat, entweder von Haus aus ungenau oder 
falſch citirt find. — Man hat darauf hingewieſen, daß nicht ſowohl die Groß— 
induftrie, fondern das Sleingewerbe ein Intereſſe an der Contractbruchbeftrafung 
habe. Ja, das ift richtig, die Großinduftrie kann fich eher helfen, aber nur 
durch Mittel, die jedenfalls noch ſchlimmer find, als die gejeßliche Beftrafung des 
Gontractbruds, als ein allgemeines rvechtliches Verhältnif. Sie kann fich nur 
helfen durch Aufftellung und Umherſendung fürmlicher Proferiptionsliften, mie es 
ja aud in manchen Gewerben gejchehen ift. Meine Herren, wenn man Das für 
etwas hält, dem man entgegen ftreben follte, dann bat man mit diefer Ans 
nahme Recht. Man hat auch gelagt, die Grofinduftrie kann billiger Weiſe 
von Gontractbrud nicht ſprechen, weil man bei ihren Fabrikordnungen von 
einem Contract nicht Iprechen kann; e8 find das weſentlich einfeitig oetroyirte Ver— 
orbnungen. Ich bejtreite nicht, daß von den Grofinduftriellen mit einfeitigen 
Fabrikordnungen grauenhafter Mißbrauch getrteben worden ift. Aber ich möchte 
Sie denn doch darauf aufmerfjam machen, daß es gewiſſe innere Bedingungen 
der Induftrie giebt, über die eben nicht hinauszufommen ift. Die Fabrikinduſtrie 
iſt nun einmal, der Natur der Berhältniffe gemäß, nicht ohne Fabrikordnung zu be= 
treiben. Dann, werden Sie jagen, ſollten dieſe Fabrikordnungen nicht einfeitig auf- 
geftellt werden. Ich ſtimme dem bei; aber ich muß auch Jagen, daß man in denjenigen 
Gewerben, wo man viel Leute hat, die viel Geld verdienen und die eine gewiſſe 
gewerbliche Selbftändigkeit haben, auch ſchon mehr und mehr zu ſolchen Verein: 
barungen übergeht, oder daß die Fabrifordnungen nicht ftricte gehandhabt werden 
und daß man jchon eine ſehr milde Praxis diefen Leuten gegenüber walten 
läßt. Ste werden jagen: das ift fein georoneter Zuftand. Aber Sie werden 
zugejtehen, daß aus folder milden Praxis ſich mit der Zeit ein Rechtsverhältniß 
herausbilvden fann. 

Man bat gefagt: „ja, der Grofinduftrielle ift dem Arbeiter gegenüber 
immer im Bortheil. Er hat viele Mittel, den Arbeiter zu nöthigen, feine Stellung 
aufzugeben, ihn zu drangfaliven auf alle mögliche Weife, und darum ſchon muß 
Alles vermieden werben, mas die Gewalt des Arbeitgeberd noch verftärkt.” Meine 
Herren, diefe Dinge jcheinen mir lediglich Ausflüfje eines beiverjeitigen Verhält— 
nifje8 zu ſein. Man kann mit demfelben Recht jagen: „der Arbeiter kann fort= 
während eine Maſſe Material unnüg verbrauchen! — der Arbeiter ift im 
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Stande, den Arbeitgeber fortdauernd auf das Empfindlichfte zu ſchädigen.“ 
Darum handelt es fid aber nicht, fondern darum, ob man Zuftänden abbelfen 
fann und will, die auf die Dauer nicht beftehen fünnen. Es Liegt in der Natur 
der Sache, daß der Arbeitgeber gegenüber dem Arbeiter auch gewiſſe VBortheile 
hat. Dahin erledigt ſich auch der Punkt ded Referate, daß in der Beftrafung 
infofern eine Unbilligfeit Liegen joll, als der Arbeitgeber unter allen Um: 
ftänden mit einer Gelpleiftung fortfomme; der Arbeitgeber fann ja in der That 
böchftend gezwungen werben, dem Arbeiter das demjelben gehörige Geld zu er- 
ftatten. Der bloße Umftand, daß er gerade Geld hat, kann doch nicht zu Un— 
gunften des Arbeitgebers ausgebeutet werden! Aber es kommt vor, daß eben 
auch der Arbeitgeber nicht im Stande ift, feine Verbindlichfeiten dem Arbeiter 
gegenüber zu erfüllen, daß er ihm den Lohn nicht zahlen kann, und da wird 
dann ihn wie den Arbeiter die Haftitrafe treffen. Hier fann alfo von einer Un— 
gleichheit nicht geiprochen werden. 

Man Hat, um den Anfchein einer Ausnahmegejeggebung zu vermeiden, den 
Begriff eine® „Arbeitsvertragsbruchs“ zu conftruiren geſucht, und in der That, - 
man muß dies Wort durchaus acceptiren. Das Wort Arbeitövertrag enthält einen 
jo allgemeinen Begriff, daß mun denſelben Loslöjen fann und jagen: zur Siche: 
rung des Arbeitövertrages muß bier etwas beſonderes geichehen. Nun ift aber 
der Arbeitövertrag nicht eine Sache, die ſich lediglich auf gewerbliche Verhältniſſe 
bezieht; man Tann ihn nicht ohme Weitere unter die Materie der Gewerbe - 
ordnung jubjumiren. Hier berühre ich mich mit dem Abgeorbneten Lasker, 
der verlangt, man folle diefe Meaterie auf die neue Strafrechtsordnung übertragen. 
Indeſſen läßt fich dadurdy eher über dieſe Schwierigfett hinausfommen, daß man 
die Beftrafung des gewerblichen Arbeitsvertragsbruds durchaus nur den gewerb: 
lichen Schiedsgerichten anheimgibt. Die bei vielem Anlafje wieder aufgemworfene 
Frage „ob Schiedögerichte, ob Einigungsämter‘ hat mit dem vorliegenden Gegen- 
ande gar nichts zu thnn. Die Einigungsämter beichäftigen ſich nur mit den 
Fragen, wo e8 auf freie Vereinbarungen ankömmt; die Gewerbegerichte aber be- 
fallen fich mit den Rechtsfragen. Dan jagt, es habe feine Schwierigfeit, fie zu 
bilden, jchon wegen der Wahlkörperſchaften. Ich glaube, es ift nicht jo ſchwer, 
fie zu conftituiren, wenn man einfach die Geſammtheit der Arbeiter als Wahl- 
körperſchaft auffaßt. Dazu wird es natürlich nothwendig fein, unter den Ar: 
beitern eine gewiſſe Ausſcheidung zu treffen, und als Mafftab diefer Ausſcheidung 
wird die Commiſſion unfered Vereins, des Mittelrheiniſchen Yabrifantenvereing, 
vorjhlagen, daß nur Diejenigen Arbeiter das Wahlrecht zu den zu fchaffenden 
Gewerbegerichten erhalten follen, die den gejeglihen Unterftügungswohnjig haben, 
aljo wenigftend 2 Jahre am Orte find. (Der Bor. unterbricht, da 10 Mi: 
nuten verftrichen, auf Wunjc der Verſammlung fpricht Redner weiter.) Man 
wird am Ende den Termin auch noc weiter erftreden Eünnen. Man wird jagen 
fünnen, wie e8 in den heſſiſchen Gemeinden der Fall ift: e8 muß Einer den 
geleglihen Unterftügungswohnfig zwei Iahre lang haben; kurzum, ich glaube, 
daß ſich Wahlkörperichaften bilven laſſen, mittelft deren man ganz zwedmäßige 
Gewerbegerichte einfegen und dann den legteren auch die Beſtrafung der Gonz - 
tractbrüche anheim geben fann. — Eine andere Frage ift die, ob man dabei 
auf die Gewerkvereine zurüdzugreifen hätte. Ich würde dafür fein, daß man 
nur für den Fall, daß Feine Gewerkvereine vorhanden find, jubfidiär auf die 
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richterliche Beftrafung zurüdgreifen jolle, während es andererſeits für zulälfig 
erflärt würde, wenn ein Gewerkoerein die Haftung übernehmen will. Aber als 
Wahlkörperſchaften dürften die Gewerkvereine ſchon aus mancherlei techniſchen 
“ Gründen faum zu benugen fein. 

Aus allen diefen Gründen halte ih, obwohl ein warmer Freund der Ar— 
beiterfacdhe, die Contractbruchbeftrafung für etwas durchaus Nothmendiged. Was 
die Arbeiter betrifft, jo haben mehrere meiner Vorredner das auf's Energiſchſte 
dargethan. rlauben Ste mir noch ein Wort über die Nothwendigfeit der Be— 
ftrafung der Arbeitgeber. der öffentlihen Meinung gegenüber. Meine Herren, der 
Arbeitgeber iſt in vielen Fällen ein humaner, einfihtsvollr Mann (Bewegung) ; 
in vielen Fällen auch nicht (Gelächter). Ich habe häufig gehört, daß Arbeitgeber 
fagten: „ja, heute, wo der Arbeitgeber gar fein Recht mehr hat, kann man und 
wicht zumuthen, daß wir auch noch human. gegen die Arbeiter-jein ſollen!“ — 
Diefen Vorwand möchte ich ihnen benehmen. Ich muß andererſeits betonen, 
daß es ſehr viele Arbeitgeber giebt, die durch das Benehmen der Arbeiter ın 
den letzten Jahren abgefchredt worden find. Ich möchte alfo diefen Grund 
oder Borwand, in der foctalen Angelegenheit nichts zu thun, die Sachen laufen 
zu laſſen, wie fie laufen, für den Arbeitgeber aus dem Wege räumen. 
Aber ich möchte auch für die öffentlihe Meinung einen Markftein gewinnen ; 
ih möchte diefen Markftein auch für die Rechtſprechung gewinnen! Ich 
fann nicht umhin, meine Ueberzeugung zu äußern, daß in unſerer meueften 
Rechtſprechung in Betreff der Prefie und in manden anderen Dingen eine faum 
glaubliche Begriffsverwirrung eingeriffen tft, und daß ich nicht verftehe, warum 
eine Menge von Auslafjungen der ſocialen Preffe nicht verfolgt werden. Ich 
ſcheue mich nicht, es offen auszufprehen: es muß ein Punkt geichaffen werben, 
wo das Geſetz ſagt: „ſchon das iſt ſtrafbar,“ — und wenn das ſchon 
ſtrafbar iſt, ſo muß Weitergehendes doch ganz gewiß ſtrafbar ſein!! (Mehrfache 
Rufe: Schluß! Schluß!) 

Noch ein kurzes Wort, meine Herren! Unſere neuen geſellſchaftlichen Ver— 
hältniſſe haben uns faſt daran gewöhnt, als den Normalarbeiter den zu be— 
trachten, der keinen feſten Wohnſitz hat und Recht und Geſetz nicht achtet! Ich 
meine, es muß einmal wieder erklärt werden, daß das der normale Arbeiter nicht 
iſt, und hierzu halte ich die Beſtrafung für gut und nothwendig! 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Ein Amendement von Herrn Prof. Brentano 
(Breslau) iſt eingegangen, in der dritten Theſe des Correferenten Dannen— 
berg die Worte: — „jedoch hat dieſelbe nur dann einzutreten, falls durch den 
„Sontractbrudy ein Schaden verurfacht worden ift und der Contractbrüchige den 
„Erſatz deſſelben weigert oder dazu außer Stande be'unden wird,“ zu ftreichen 
und ftatt defien zu fegen: „Gleichzeitig Toll jedoch ein Geſetz erlaffen werben, 
„welches Vereinen, die für Contractbrudy ihrer Mitglieder haften, Corporations: 
„rechte ertheilt.“ 


Es find nod 13 Redner eingejchrieben. 


Infolge eines inzwiſchen eingebrachten Antrags wird nunmehr, wie bei 
einer Specialvebatte die Redezeit auf 5 Minuten beichränft. Das Wort erhält 
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Bankfdirector Dr. Heht (Mannheim): Ich habe nur einen Sat 
anzugreifen, der fich in beiden Theſen gleichmäßig findet. Ich behaupte nämlich, 
daß die Beftrafung des Contractbruchs nicht zuläffig fe. Die Frage Tiegt 
keineswegs jo einfach, wenn fie von Juriſten discutirt wird, und ich bin über- 
zeugt, daß, wenn Sie diefe Frage auf einem Juriſten-Congreß zur Discuffion 
ftellen, fie zu der allerlebhafteften Debatte Anlaß giebt. Laſſen Ste doch diefen 
Sat, ob die Beftrafung des Contractbruchs juriſtiſch zuläſſig ift, und beſchränken 
Sie ſich darauf, zu unterfuhen, ob fie volkswirthſchaftlich nothwendig iſt; ſonſt 
veranlafjen Sie andere Gorporationen, Ihre Competenz in Zweifel zu ziehen. 
Ich habe deshalb den Antrag geftellt, daß man den Schluffag der Theſe 1 von 
Herrn Prof. Held wie von Herrn Dannenberg weglaffe, und meine, man 
würde befjer ‚mit dem Worte „Unrecht“ ſchließen. Was Unrecht ift, wird man 
ja moraliih verdammen und unterlaffen müſſen. 


Handelsfammerfecretäör Dr. Eras (Breslau): Ber der be 
ſchränkten Zeit will ich nur ein paar Einzelheiten mittheilen. Sch möchte gern 
darauf hinweiſen, daß e8 bei diefer Frage durchaus nicht heißen darf, nur 
Landwirthichaft und Kleinhandwerk habe ein großes Interefje daran, den Con— 
tractbruch beftraft zu ſehen. Es handelt fi) bei den Arbeitöeinftellungen haupt: 
ſächlich um ſolche, wo man nicht anderswo Arbeit juchen, fondern den Arbeit- 
gebern einen Streich Ipielen und ihnen Berlegenheit bereiten will, um fie zu 
Lohnzulagen zu zwingen. Die Wiederkehr ſolcher Strife8 macht ganz bejonders 
der Großinduftrie zu ſchaffen und ift in einzelnen Fällen von folder Wirkung, 
daß den Arbeitgebern gar nichts übrig bleibt, als nachzugeben. Es kommt 
dies bejonders vor bei Waggonfabrifen, bei Bergwerken, bei Berlagsgeichäften, 
wo Zeitungen zur Stunde fertig werden follen. Durch Contracte mit längerer 
Kündigungsfrift mird nichts erreicht. Viele der Gewerkvereine geben ja ihren 
Leuten gar nicht frei, ſich auf eine längere Zeit contractlicy zu binden; ja manche 
erlauben ihnen gar nicht, ſich auf irgend welche Zeit zu verpflichten. Meines 
Erachtens ift auch die Großinduſtrie jehr lebhaft betheiligt bei dieſer Frage, 
und ich möchte dies erhärten in Bezug auf das Gutachten des Herrn Prof. 
Brentano. Derfelbe jagt, unfere Kammer behaupte mit Unrecht, der Strike 
der Breslauer Buchdruder ſei nur möglich gewejen durch den Contractbrud) ; im 
Gegentheile dur Anwendung der Erecutionsordnung von 1834 hätte man es 
möglich gemacht, gegen die Strifenden vorzugehen. Darauf erlaube id mir zu 
bemerken: Die Arbeitseinftellung in Breslau erfolgte furz vor dem Anfang 
des neuen Quartals. Die Leute wußten alle recht gut, daß fie den Verlegern 
große Berlegenheit bereiteten und ihnen jo zu Tagen die Piftole auf die Bruft 
festen. In den Comitefigungen, denen ich beiwohnte, ift mit feinem Worte davon 
gejprochen worden, daß man die Arbeiter auf Grund des Geſetzes von 1834 
zwingen wollte, zur Arbeit wieder zurüdzufehren. Dean ſchloß ein Compromiß 
und nachdem die geichehen, Tagte der Stadtrath Korn, der Befizer der „Schle— 
filhen Zeitung“: „Nun, meine Herren, jet, nachdem wir wieder friedlich bei- 
fammen find, will ih Ihnen nur jagen, daß, wenn wir wollten, wir wohl in 
der Page geweſen wären, Ste durch die Erecutionsordnung von 1834 zu zwingen!‘ 
und da erwiederten uns die Delegirten, — ſehr anftändige Leute: „Wir 
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wiffen wohl, daß Sie an und nicht heranfünnen, mit einer Schadenerjatflage 
werden Ste nicht8 erreichen und mit einer Berufung auf die Executionsordnung 
von 1834 werden Sie aud fein Glück haben! —“ Nun, meine Herren, jo 
darf es doch nicht fortgehen, daß die Arbeiter ruhig jagen: „Wir haben Euch 
zwar das Wort gegeben, vierzehn Tage zu arbeiten; aber es paßt und nicht 
und wir hören auf!” Died eine Yactum zeigt recht deutlih, daß das Rechts— 
bemußtfjein des Volkes erjchüttert iſt, bejonderd wenn wir fehen, daß jelbft 
wohlgefittete Arbeiter, die Das Vertrauen ihrer Collegen und der Arbeitgeber be- 
figten, jo reden fünnen. 


Es folgen perfönliche Bemerkungen. 


Prof. Brentano (Breslau): Herr Dr. Eras ift joeben auf mein Gut— 
achten zurüdgegangen. Er hat auf meine Bemerkung, daß die Breslauer Bud) 
drucker mit Nüdficht auf die angedrohte executio ad faciendum die Arbeit wieder 
aufgenommen hätten, eingewendet, daß Died unrichtig ſei. Die Buchdruder: 
gehülfen find aber zu mir gekommen, haben mir von der Drohung mit ber 
Erecutionsverordnung von 1834 Mittheilung gemacht und mid) gefragt, ob 
ihnen damit etwas angehabt werden könnte. Ich bejahete ihnen Died, und da 
beit Anwendung der executio ad faciendum nur wenige Gehülfen Stand ge: 
halten hätten, erflärten ſich Alle zur Wiederaufnahme der Arbeit bereit. 


Dr. Eras (Breslau): Ich gehörte dem engeren Comité an, welches bie 
Berhandlungen mit den Gehülfen geführt hat. Von dem meiteren habe id) 
feine Kenntniß und weiß nur, daß das Comité den Buchdrudern gegenüber die 
Drohung mit der executio ad faciendum nicht angewendet hat. 


Prof. Brentano (Breslau): Herr Stadtrat Korn ijt der bedeutendfte 
Drudereibefiger in Breslau und aud) er hat mir gejagt, daß er den ftrifenven 
Buchdrudern mit der Erecutiondverordnung von 1834 gedroht hat. 


ZTijchlermeifter Brandes (Berlin): Meine Herren! Vorher bei der 
Debatte bemerkte Herr Janſon, meine Zahlen feien zu einer Zeit aufgenommen, 
wo Strikes bejonderd im Gange waren. Ich bemerfe, daß fie im Jahre 1873 
aufgenommen worden find, wo in der Tijchlerei fein Strife vorhanden war; 
daß Hamburg als Etadt hierbei gar nicht mit aufgeführt ift, fondern daß die 
Bahlen aus 12 anderen Städten herrühren, jedoch nicht aus der Strifezeit, 
jondern aus einer ruhigen Arbeitszeit, mo bereits mehr Arbeiter als Belhäf: 
tigung vorhanden waren. Aber veffenungeachtet bin ich doch gegen die crimi- 
nelle Beftrafung des Contractbruchs, weil wir die Innehaltung des Arbeitd- 
vertraged auf anderem Wege erzielen fünnen. 








Zu einem Schlußwort erhält das Wort der 
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Gorreferent Dannenberg (Hamburg): Ich wende mich zunächſt gegen 
ven Vertreter der Gewerfvereine, Herrn Janſon, welcher es tadelte, daß id) 
mich fpeciell auf die Hamburger Verhältniſſe bezog, Nun, id) bin aus Ham— 
burg, und man zieht ja doc zunächſt die Verhältnifje an, die man am beiten 
fennt, was mir alfo hoffentlich nicht zum Vorwurfe angerechnet werden wird. — 
Wenn Herr Dr. Hirſch fagt, mein Verfahren ſei nicht fair gewejen, jo muß 
ich ausdrücklich conftatiren, daß ich wörtlich citivt habe. 

Es iſt nun von einigen Seiten wieder darauf bingewiefen worden, e3 
gäbe ja andere Mittel, um den Gontractbrücden zu entgehen, namentlich die 
Arbeitsbücher. Es ift mir aufgefallen, daß von den Vertretern der Gewerf- 
vereine Niemand fich über diefen Punkt geäußert hat. Ich bin überzeugt, daß 
Ste einen Widerftand gegen die Arbeitsbücher finden werden, der noch ftärfer 
it, al8 der gegen die Beftrafung des Contractbruds. Und wenn Herr Tiede— 
mann meint‘, die Arbeiter würden ſich freuen, wenn fie dadurch wieder von 
den unordentlichen Arbeitern unterfchieden fein würden, jo weiſe ich dagegen auf 
die mehrfach von Vertretern der Arbeiter gefallene Aeußerung hin: dıe Arbeiter 
wollten nicht mit den Spitzbuben gleihmäßig mit Yegitimationspapieren herum— 
laufen. Site werden fi) dem auch widerjegen. — Ebenſo ift die Frage noch 
nicht beantwortet, ob man dem Schiedsgericht eine Beftrafung des Gontract- 
bruchs überlaffen will oder nicht. 


Bon Herrn Dr. Hirſch hat mic überrafcht, eine Bekämpfung meiner 
dritten Thefe zu hören. Sie ift gerade zugefchnitten auf den Fall der Gewerk— 
vereine. Ich will den Contractbruch nur beftraft wiffen, wenn eben Schaden 
dadurch angerichtet worden iſt. Zahlen die Mitglieder des Gewerkvereind den 
Schaden, jo ſoll keine Beſtrafung erfolgen. Ebenſowenig verftehe ich feinen Vor— 
wurf der Ungerechtigkeit und Parteilichkeit, weil mein Vorſchlag den Arbeitgeber, 
der Geld habe, ohne Strafe ausgehen Tafje, Dagegen den Arbeiter, der fein Geld 
babe, mit Strafe treffe. Wenn der Arbeitgeber dem Arbeiter vollen Erſatz für 
die dem letzteren aus dem Contractbruch erwachſenen Nachtheile leiftet, jo tft der 
Arbeiter iiberhaupt nicht geſchädigt, und aljo gar fein Anlaß vorhanden, den 
Arbeitgeber zu ftrafen. Dafjelbe gilt von dem Arbeiter. Erſetzt der legtere 
den Schaden, fo ſoll der Arbeitgeber damit nach meinem Borjchlage abgefunden 
fein. Ich will eben nicht, daß der Arbeiter für Contractbrud auch dann bes 
fraft wird, wenn er feinen Schaden damit angerichtet hat, etwa blos um 
ihm zu zeigen, „was eine Harfe ift“. Im Uebrigen will ich mic) in dieſem 
vorgerüdten Stadium der Debatte des Nüdgreifend auf das bereits früher Ges 
ſagte enthalten und nur nod bemerken, daß ich den Antrag Brentano als 
Zufag zu meiner dritten Theſe acceptire. 


Ref. Prof. Dr. Held (Bonn): Ich kann viele Argumente aus der De— 
batte als weniger wefentlic übergehen und muß mich, da die für die Sigung an- 
beraumte Zeit ſchon erichöpft ift, furz faffen. Ich will mich nur kurz verwahren 
gegen Mifverftändniffe und mein Hauptargumer: noch einmal wiederholen. — 
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Mas die Mifverftändniffe betrifft, fo ift mir nie eingefallen, auf die Gewerk— 
vereine zu vertröften, um durch fie allein der Verwilderung der Arbeiterverhältniffe 
entgegen zu treten. Wenn ich ferner von der Nothwendigkeit ftatiftiicher Er- 
bebungen geſprochen habe, fo bezog ſich dies hauptlächlicd auf den Punkt, daß 
man Sadywerftändige fragen folle, ob denn die Beftrafung wirklich das befte 
Mittel gegen den Contractbrud fer, oder ob es nicht beſſere Mittel gebe. — 
Endlich wollte id bemerken: wenn ich von dem Zufammenhange der Contract: 
bruchSbeftrafung mit anderen Aufgaben der Geſetzgebung geſprochen habe, jo ift 
ed mir nicht eingefallen, einen ganzen „Codex ſocialer Gefeggebungen“ auf einmal 
zu wollen; aber ich habe allerdings gefagt: Wenn ein Contractbruchögefeg mit 
anderen foctalen Fragen in nothwendigem Zuſammenhang ſteht, jo ergiebt fid) 
die Frage, ob das Contractbruchsgeſetz der richtige Anfang für eine pofitive 
fociale Gejetgebung iſt oder nicht. Alle die Herren, die für die Beflrafung des 
Contraetbruchs geiprohen haben, haben als Hauptargument die große Verwil- 
derung und das Abhandenfommen der Nechtöbegriffe unter den Arbeitern ange: 
führt, mogegen eine Reaction ftattfinden folle und müſſe. Diefg Verwilderung 
aber, dieſes Argument babe ich ja im vollften Maße zugeftanden und die ewige 
Wiederholung dieſes Arguments ift alfo gar fein Gegengennd gegen meine Be: 
hauptungen. Ich habe gegen die Strafe nur eingewandt, daß man etwas Gründ: 
liches und nichts Unwirkſames gegen Contractbruc unternehmen ſolle. Es hat 
mid mit Verwunderung erfüllt, daß diefe8 mein Hauptargument, d. h. meine 
Einwendung gegen die an und für fich zuläffige Strafe, in der Debatte fo wenig 
bejprochen worden iſt. Wenn mein verehrter Herr Correferent jagt: „ja, wenn 
Sie Arbeitsbücher vorſchlagen ftatt der Kontractbruchöftrafe, To erreichen Sie 
erſtere noch viel jchwerer als Tegtere! jo muß ich darauf erwidern: nennen 
Sie mir doch eine Art der Ausführbarkeit der Contractbrudsitrafe ohne Ar: 
beitsbücher! Wenn Sie die Strafe wollen, müſſen Sie aud die Bücher mit zu: 
geftehen und dann komme ich dahin, zu jagen: Laſſen Ste e8 und Doc) erft ein— 
mal mit diefen Büchern jelbft verfuchen, und laſſen Ste uns die. folidarifche 
Haft aller am Contractbruch Betheiligten einführen. Died habe id) vorgefchlagen, 
und es iſt von feiner Seite witerlegt worden. Ich habe allerdings den Bor: 
ſchlag der Arbeitsbücher nicht in die Theſen aufgenommen, weil ich nicht glaubte, 
daß das Bedürfniß, durchaus einen pofitiven Beſchluß zu faffen, jo groß fein 
würde. Nach dem Verlauf der Verhandlungen jebe ich aber, daß ein ſolches 
Bedürfniß enfchieden vorhanden iſt. Deßhalb und aus dem weiteren Grunde, 
daß die Thefen zur Abſtimmung zu lang find, aud um den Mitgliedern gan; 
genau zu Jagen, was ich Pofitives will — aus diefen Gründen möchte ich Ihnen 
andere Theſen zur Abftimmung vorichlagen, und ziehe die erſten zurüc, indem 
ich Ihnen folgende Verkürzung empfehle: 


1) Der Bruch des Arbeitscontractd und die Directe oder indirecte Verleitung 
zu demjelben ericheint nicht nur als ein nämentlid) das Kleingewerbe 
und die Landwirthſchaft ſchwer ſchädigendes wirthſchaftliches Uebel, ſon— 
dern vor Allem als ein ſchweres Unrecht. 

2) Es erſcheint nichtsdeſtoweniger als nicht opportun, die poſitive ſoeciale 
Geſetzgebung mit einem iſolirten Contraetbruchsſtrafgeſetz zu beginnen, 
da ein ſolches unwirkſam und ungenügend fein würde. 
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3) Selbft eine die Sicherung des Arbeitscontractö bezwedende Spezialgejeg- 
gebung müßte zuerjt Contractbücher mit folidariicher Haftung aller an 
einem Contractbrucd Beteiligten verfuchen, nad) deren Einführung crimi= 
nelle Strafe ald unnöthig erſcheint. Die Contractbücer dürften weder 
Wanderpäffe noch Zeugnißbücher werben. 


Prof. v. Sybel: Für den Fall, daß diefe neuen Thejen zur Abftimmung 
fommen, erlaube ich mir die erfte Theſe in der urfprünglichen Geftalt wieder 
aufzunehmen. 


Gutsbeſitzer Knauer (Gröbers): Ich nehme an, daß wir über die neuen 
Theſen nicht abftimmen können, da fie erft nach Schluß der Debatte eingebracht find. 


Prof. Neumann (Freiburg): Ich beantrage Specialdebatte über die ein- 
zelnen Artikel, Ich weiß wohl, daß man gefagt hat, eö foll nur eine General: 
debatte ftattfinden, aber da8 war nur eine Vermuthung des Präfidenten. Ab» 
geftimmt ift darüber nicht. Diefe Theſen greifen fo tief ins Leben ein, daß wir 
fie fpeciell formuliren und discutiren müfjen, ehe wir fie annehmen. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Ich würde dem Antrage des Herrn Knauer 
Folge geben müflen und ohne Discuffion nicht über die neuen Thejen abftimmen 
lafien können. Jedoch woran follte ſich die Specialdiscufjion knüpfen, — an 
die neuen oder an die alten Thefen? Ich glaube auch nicht, daß wir durch 
eine Specialdiscuffion viel gewinnen würden. 


Prof. Neumann: Ich halte fie doch für wichtig. Wir haben die ver— 
Ihiedenften Anfichten gehört, und man fieht daraus, daß die Yeute noch gar 
nicht Elar iiber den Gegenftand der Debatten find. Auch haben viele Redner 
ihre Meinung nod gar nicht ausfpredyen fünnen. Ich würde daher Lieber für 
die Bertagung der Debatte fein. Schwierig mag die Specialvebatte fein; aber 
es iſt wichtiger, daß die Sache hier noch weiter di8cutirt wird. — Mein Antrag 
lautet: 

Die Einleitung einer Specialvebatte über die Theſen unſeres Herrn 
Referenten. 


Prof. v. Sybel (Bonn): Ich bitte, e8 dabei zu lafjen, dag wir nur eine 
Generaldiscufjton und eine Specialabftimmung haben, damit wir morgen bie 
verwandten Themata vornehmen können. 


Prof. Dr. Held (Bonn): Es ift bereits vom Präfidenten entſchieden, daß 
die von mir vorgefchlagene veränderte Faſſung jmeiner Theſen eine joldhe ift, 


62 Beltrafung bes Arbeitscontractbruchs. 


über die nicht abgeftimmt werben kann. Das ift formell ganz richtig. Aber 
ich möchte darauf hinweifen, daß wir in früheren Jahren auch nicht immer über 
die erften Anträge abgejtimmt haben, fondern daß immer im Laufe und auch 
rad) Schluß der Debatte Vermittlungsanträge kamen. Da dies aber heute die 
Sache nody mehr zu verwideln jcheint, fo will ich meinen Antrag zurückziehen. 


Dberbürgerineifter Hache (Effen): Ich habe den Zweck der heutigen Ber: 
fammlung dahin aufgefaßt, daß diejelbe fich fir oder gegen die Contractbruchs- 
ftrafe enticheiden fol. Das kann meines Erachtens durch eine Abftimmung über 
die feitend der Herren Referenten und Gorreferenten vorgeſchlagenen Thejen 
nit volftändig erfolgen. Allerdings könnte die Ablehnung der Beftrafung zum 
Ausdruck gelangen durd) en bloe-Annahme der Thejen des Referenten. Ich 
bin deshalb für eine Abftimmung, in der die Verfammlung votirt, ob fie für 
oder gegen Beftrafung ift. 


Borf. Prof. Dr. Naſſe ftellt feft, daß zunächſt über den Antrag Berrot, 
dann über die Thejen von Dannenberg, demnächſt event. über die Theſen 
des Prof. Held und endlich event. über den Antrag Hecht abzuftimmen fei. 


Verlagsbuhhändler Franz Dunder (Berlin): Ich wollte den Antrag 
Neumann unterftügen; es fommt bier mehr darauf an, daß die Beichlüffe, 
die bier gefaßt werden jollen, gründlich gefaßt find, und daß lieber das Inva— 
liden⸗- und Alterscaffenweien ganz von der Tagesordnung abgeſetzt werde. Ich 
jelbft befenne mich, da ich mit feiner der Thefen übereinftimme, für nicht im der 
Lage, Darüber abſtimmen zu fünnen. Es wird beffer fein, daß wir morgen mit 
der Abjtimmung über die Contractbruchsbeftrafung beginnen. Das wird beſſer 
fein, al8 wenn man fagt: Unfer Verein hat über eine jo wichtige Frage ın 
übereilter Weife Beſchluß gefaßt. 


Frhr. von Dergen (Horn bei Hamburg): Ich jchliege mich Herrn 
Dunder darin an, daß die Frage noch der Klärung bedarf, und wünſche die 
Bertagung derſelben auf morgen. Es ijt viel befjer, wir behandeln eine Sadıe 
gründlich, als daß wir auseinander gehen und in feiner Sache zu einem rich— 
tigen Meinungsausdrud gekommen find. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe läßt über die vorliegenden Anträge, Thefen und 
Amendements abftimmen, Zunächſt wird der Antrag Neumann: 
„Am nächſten Morgen in die Specialberathung diefer Frage einzutreten”; 
und der Antrag Perrot: 


„Die Faſſung einer Nefolution in der Frage des Contractbruchs auf 
zufchieben, bis die Urfachen des neuerdings maſſenhaft auftretenden Con: 
traetbruchs unterſucht find; und mit der Unterfuhung eine ad hoc zu 
ernennende Commiſſion zu beauftragen“, 
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in allen Theilen abgelehnt. Darauf wird über die gleichlautende Theſe Nr. 1 
des Referenten und Gorreferenten abgeftimmt. Diejelbe wird angenommen ; 
ebenfo die Thefe Nr. 2 des Correferenten Dannenberg. Der Zuſatz des 
Landrath Tiedemann wird abgelehnt. Der erfte Sat der Dannen: 
berg’fchen Thefe Nr. 3. (bi8 „nothwendig“) wird mit 31 gegen 27 Stimmen, 
der Schluß mit großer Majorität, und fodann die ganze Ver. 3 mit 33 gegen 
30 Stimmen angenommen. 


Auch Nr. 4 der Dannenberg’ihen Thefen wird angenommen, und 
Ihlieglih die Nr. 5 des Landraths Tiedemann, fo daß Die in der Frage 
* Beſtrafung des Arbeitsvertragsbruches angenommene Reſolution wie folgt 
autet: 

1. Der Bruch des Arbeitscontracts und die directe oder indirecte 
Berleitung zu demfelben erjcheint nicht nur als ein namentlicd das 
Kleingewerbe und die Yandwirthichaft ſchwer ſchädigendes wirthichaftliches 
Uebel, ſondern vor Allem als ein ſchweres Unrecht, das vom moraliichen 
Standpunkte aus durchaus verdammt werden muß und deſſen Beftrafung 
vom rechtlichen Standpunkte aus zuläſſig iſt. 

2. Die cioilrechtlihe Schadenerfagklage hat ſich in den meiften 
Fällen als gänzlih unwirffam zur Verhütung und Beftrafung des Ar: 
beitscontractbruchs gezeigt. 

3. Eine ftrafrechtliche Verfolgnug des Arbeitscontractbrudg, ſowie 
der Verleitung zu demfelben, ift deshalb nothwendig; jedoch hat dieſelbe 
nur dann einzutreten, falls durch den Contractbrud ein Schaden ver- 
urfacht worden ift, und der Gontractbrüchige den Erfat verweigert oder 
Dazu außer Stande befunden wird. Gleichzeitig ſoll jedoch ein Geſetz 
erlaffen werden, welches Vereinen, die für Contractbrüde ihrer Mit: 
glieder haften, Corporationsrechte verleiht. 

4. Die ftrafrechtliche Verfolgung des Arbeitscontractbrudy8 und 
der DVerleitung findet nur auf Antrag des Geſchädigten ftatt. 

5. Um den Inhalt eines Arbeitöcontractes außer Zweifel zu ftellen, 
find die Contrahenten zur ſchriftlichen Abfaſſung deſſelben zu ver- 
pflichten. Es find zu diefem Zwecke Contractsbücher einzuführen, welche 
binfichtlich der Dauer des Vertrages, der etwa vorbehaltenen Kündigungs- 
frift, der Höhe des Lohnes und der Art der Dienftleiftung in über: 
fichtlichen Aubrifen die vereinbarten Beftimmungen enthalten. Von der 
Eintragung in ein folches Contractbuch ift die Klagbarfeit des Vertrages 
abhängig zu machen. 


Damit find die übrigen Anträge erledigt. (Schluß 3°, Uhr.) 


weite Sitzung. 
Montag, den 12. October früh 9°, Uhr‘ 


— —NñN—⸗ 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe (Bonn): Erlauben Sie mir, Ihnen wieder 
einige geſchäftliche Mittheilungen zu machen. 

Es find zwei Entſchuldigungsſchreiben eingegangen, von dem Herrn Land— 
tagsabgeorbneten Ridert und Herm Behm, der außerdem anzeigt, Daß er 
eine Nummer der „„Berficherungs- Zeitung“, in welcher er die Frage der Invaliven- 
caffen noch einmal behandelt habe, uns einfchiden und Exemplare zur Ber: 
theilung geben werde. Bis jetzt find fie aber noch nicht eingegangen. 

Dagegen erlaube ich mir, Sie auf das Gutachten hinzuweiſen, welches 
Herr Dr. Mar Hirſch ebenfall8 in ſehr danfenswerther Freundlichkeit nicht 
nur verfaßt hat, jondern jelbft hat drucken laſſen, jo daß e8 am Eingange zur 
Vertheilung fommen kann. — | 

Wir gehen über zu dem Gegenftande unferer heutigen Verhandlungen und 
zwar hat der Ausſchuß vorgefchlagen, an erfter Stelle heute vorzunehmen die 
„Invaliden- und Alterscaffen” Wenn fi gegen diefen Vorſchlag fein 
Widerſpruch erhebt, werde ich dem Referenten das Wort ertheilen. 


Neferat 
des Heren Fabrikbeſitzers Kalle (Biebrich) über die 
DInvaliden- und Ulterscaflen. 


Referent Kalle: Bon den vier Thefen, deren Annahme ich Ihnen vor: 
zufchlagen mir erlauben wollte, werden die beiden erften dem“Inhalte nach me: 
nigftend, wohl von feiner Seite angefochten werden, fie befagen ja nur, aber 
noch allgemeiner gehalten, dafjelbe, was die beinahe einftimmig vom volfwirth- 
Ihaftlichen Congreß in Erefeld, bezüglich der Penſionscaſſen gutgeheißene erfte 
Rejolution will. Ich kann mic daher in Bezug hierauf furz fallen. Schon 
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die Gewerbeordnung für den Norbdeutihen Bund vom Jahre 1869 erkannte 
die Nothwendigfeit der gejeglihen Regelung des Arbeitercaſſenweſens im Allge- 
meinen an; indem fie in $ 141 auf den bevorftehenden Erlaß eines befonderen 
Bundesgeſetzes hinweiſt. Diefe Nothwendigkeit iſt ſeitdem wiederholt betont 
worden, jo durch die volfswirthichaftlichen Congrefie zu Danzig und Crefeld, 
md die Agitation fpeciell für gefeglihe Regelung des Penſionscaſſenweſens, 
(wobei natürlich eine gleichzeitige Regelung des Krankenecaſſenweſens vorausgefegt 
wird) wurde in der letzten Zeit eine jo intenfive, daß der preußifche Handels- 
minfter ſich voriges Jahr veranlaft Jah, eine Enquôte zu veranftalten. Die 
erfte der von ihm geftellten Tragen lautete conform der erften der vom 
Berein für Eocialpolitif geftellten: „Iſt die gefegliche Regelung des Penfions- 
caſſenweſens für erforderlich bezw. für wünſchenswerth zu erachten?” Dieſe 
Frage wurde befanntlicy faft allgemein bejaht, jelbft von denen, welche bie 
Einrichtung von Penfionscaffen und den Beitritt zu denfelben nicht obligatoriſch 
machen wollten. Herr Geheimfecretär Behm jagt zwar in feinem Gutachten, 
daß, Falls fein Caſſenzwang eingeführt werde, Die gejetlihe Regelung nicht ab- 
jolut nöthig fei, da die beftehenden Geſetze die Gründung ſolcher Caſſen 
und tie Ausftattung derjelben mit den nöthigen Rechten möglic) machen; für 
wünſchenswerth hält aber auch er die Kegelung, und wenn der geehrte Herr die 
Möglichkeit ind Auge gefaßt hätte, daß Bezirke von Penfionscaffen, auch über 
Preußens Grenze hinausgehend, das ganze Deutliche Reich umfafjen können, mas 
die Caſſen der Gemerfvereine ja thatſächlich thun, jo würde aud er wohl zu 
dem Schluſſe gekommen fein, daß die gefetzliche Regelung, auch wolle Freimillig- 
feit der Caſſen vorausgefegt, nicht nur wünfchenswerth, ſondern nothwendig. ift. 
In dem Erlaß des Haftpflichtgefetzed dürfte ein neuer Grund für die baldige 
Regelung Tiegen. 

Meine zweite Thefe Tpricht ganz einfach aus, daß die ftaatliche Anerkennung 
von Penfionscafjen und die Ertheilung von Corporationsredhten an diefelben ab- 
bängig zu machen ift von der Einhaltung der gefeglichen Vorſchriften über Bil- 
dung und Verwaltung derjelben, ohne darauf einzugehen, welcher Art dieſe gejeg- 
(hen Borfchriften fein ſollen; fie ıft alfo annehmbar nicht nur für die Vertreter 
des Caſſenzwangs, jondern auch für die vwerjchtedenen ‘Parteien der Freunde der 
Gafjenfreiheit, wie fie auf dem Crefelder Congreſſe durch die beiden Referenten 
Dr. Eras und Ridert vertreten waren, von denen erfterer urſprünglich ver- 
langte, daß auch die Eicherheit der mathematifchen Grundlage ver Caſſen won 
einer Staatöbehörde geprüft würde, während der Abgeorbnete Ridert ganz 
entfebieden dagegen ift, wober er fih auf die in England gemachten Er: 
fahrungen ftügt. 

Auf diefen Streit, mie überhaupt auf die Natur der zu erlaffenden geſetz— 
lihen Vorſchriften für den Fall der Freimilligfeit aller Caſſen näher einzugehen, 
halte ich nicht für geboten und beichränfe mich darauf, zu bemerken, daß hier 
der Standpunkt de8 Herrn Dr. Zillmer, welcher das Venfionscaffenwefen 
mit dem Berficherungsmefen überhaupt behandelt wiffen will, mir ein ganz 
jzwedmäßiger zu fein jcheint. — Daß für den Fall, daß Zmangscafjen neben 
den freiwilligen Caſſen beftehen, die gejetlichen Vorſchriften für lettere ſchärfer 
fein und insbefondere auch Beftimmungen Aufnahme finden müſſen über ihr 
Verhältnig zu den Zwangscafien, verfteht fi) von ſelbſt. Aber auch darauf 
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gehe ich micht näher ein, denn es fann nicht unjere Aufgabe fein, einen Ent: 
wurf zu einem Penfionscafjengefeg feitzuftellen; dazu würden wir ftatt weniger 
Stunden Wochen brauchen, wir fünnen uns bier nur entjcheiden über die all- 
gemeinften Principien, und wenn id bei der Motivirung meiner zmei lebten 
Thejen, zu denen ich nunmehr übergehe, mehr in die Einzelheiten eindringe, fo 
geichieht Died durchaus nicht in der Abficht, Ihnen detaillirte Vorſchläge für ein 
Gefe zu machen, jondern nur, um den Nachweis der Durdführbarfeit der For— 
derungen meiner Thejen zu liefern. Der erfte Einwurf, der gegen den Caſſen— 
zwang gemacht zu werben pflegt, iſt ja befanntlich der, daß die Idee undurchführ— 
bar jei; Ddiefen Einwand, der, wenn er richtig wäre, jede weitere Beſprechung 
des Gedanfens als unfinnig erjcheinen läßt, kann man nur entfräften, indem 
man einen vollftändigen Plan für die Durchführung vorlegt, und Dies muß ich 
deshalb auch hier thun, wenn auch in aller Kürze. — 

Um allen Mißverſtändniſſen vorzubeugen, bemerke ich, daß ich mir dabei 
vollkommen bewußt bin, daß meine bezüglichen Ausführungen nicht den Anſpruch 
erheben können, in all ihrem Einzelnen das einzig Gute und Mögliche zu treffen, 
daß ich gern glaube, daß man in vielen Fällen andere und vielleicht auch zwed: 
mäßigere Einrichtungen wird finden können. Che ich jedoch die Durchführbarkeit 
des Gafjenzmangs betrachte, habe ich zunächſt zu beweifen, daß Die Penſions— 
caffen ein dringendes Bedürfniß find und daß die Befriedigung dieſes Bedürf- 
nifjes in feiner Totalität aus freier Initiative der Intereſſenten nicht zu er: 
warten ift. 

Möge es mir gelingen, diefen Beweis jo zu führen, daß Sie von feiner 
Richtigkeit überzeugt werden! Für leicht halte ich dieſe Aufgabe nicht, denn 
wenn ich auch überzeugt bin, daß Derjenige, der fich eingehend mit dem Benfiond- 
caſſenweſen beichäftigt und dabei practifche Erfahrungen und Senntniß De 
Charakters der Bevölkerung hat. ipso facto auf dieſelben Schlüffe kommen muf, 
zu denen ich gelangte, ich kann nicht darauf rechnen, daß ein wejentlicher Brud)- 
teil diefer geehrten Berfammlung ſich näher mit der vorliegenden Frage befaßt 
bat, ih muß vielmehr befürchten, daß die Majorität, jelbjt ohne genaue Sad; 
kenntniß, unter dem Drucke der öffentlichen Meinung von vornherein gegen die 
Idee ift, der ic) im dem zwei legten Thejen Ausdruck gebe. — Daß die öffent: 
liche Meinung dagegen ift, ıft eine traurige, für mic aber durchaus erklärliche 
Thatfahe. Die meiften Arbeiter und Arbeitgeber find dagegen, weil fie Die 
perſönliche Mühe und die Ausgaben fürchten, ein Theil Derjenigen, welche frei: 
willige Caſſen gegründet haben, ift dagegen, weil ihre Inſtitute Noth Leiden 
fönnten, und da diefen Männern jedenfall practiiche Erfahrung zugeſprochen 
werden muß, ftütt ihr Botum in willfommener Weiſe dasjenige des erſtgenann— 
ten großen Haufens. Diefe Gegner mit Gründen mehr fubjectiwer Natur werben 
jo dann nod) verfiärkt Durch eine Anzahl von Männern der Wifjenichaft welche mebr 
objective Gründe in's Feld führen, und fo ift eine fogenannte öffentliche Meinung 
ent ftanden, deren Einwirkung fid) der Aufenftehende um jo weniger wird entziehen 
fönnen, weil fie als Verfechterin der Freiheit gegenüber uns ſocialpolitiſchen 
Reactionären erjcheint. Bei jo bewandter Sachlage wundert e8 mich durchaus 
nicht, daß die meiften Antworten auf. die Aundfragen des preußiſchen Handels: 
miniſters ablehneud ausfielen; id wundere mid eher umgekehrt, daß doch noch 
eine ganze Reihe von Induſtriellen auf Seiten der Vertreter des obligatoriſchen 
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Caſſenweſens ſteht; es gehört dazu eine ungewöhnliche Dofis Objectivität und, 
wenigftend für Diejenigen, die Werth darauf legen, zu den Liberalen gezählt zu 
werden, ein gewiſſer Muth. Die energifchfte Vertretung fand die Idee eines all- 
gemeinen Caſſenweſens durch den Meittelrheiniichen Yabrifantenverein. Bei 
diefem war die Erfenntniß der Nothwendigkeit der Invaliden-, Wittwen- und 
Waifenverforgung aus eingehender Belhäftigung mit der Arbeiterfrage überhaupt 
hervorgegangen. Bon dem Wunſche befeelt, der mehr und mehr fich zufpigen- 
ven Gegenſätzlichkeit zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern Einhalt zu thun, unter= 
ſuchte man zunächſt, immwieweit die Klagen der Arbeiter berechtigt jeien, und 
jodann in welcher Werfe man den als berehtigt anerkannten Beſchwerden ab- 
helfen fünne. Mehrere Jahre beſchäftigte dieſe hochwichtige Frage den Verein, 
eine Reihe von einzelnen Mafregeln zur Beſſerung der Lage der arbeitenden 
Slaffen wurden in den Bereinsverfammlungen discutirt, und was die Haupt- 
jache ıft, von Vereinsmitgliedern practiich durchgeführt, To 3. B. die Gründung 
von Fortbildungsichulen, Hausbaugenofjenichaften, Gonjumvereinen u. |. w. — 
eine bejondere Commiſſion ſuchte daneben die Frage in ihrer Totalität zu er— 
fafjen und arbeitete einen Bericht aus, der feiner Zeit auch außerhalb des Miittel- 
rheiniſchen YFabrikantenvereind Anerkennung fand. Alle Unterfuchungen, Be 
Iprehungen und practiichen Verſuche führten aber zu der Erkenntniß, daß das 
vorgeſteckte Ziel nur dann in entjprechender Weile erreicht werden fünne, wenn 
es gelänge, die Arbeiter und ihre Familien im Großen und Ganzen zu jichern 
vor der Gefahr, dem Bettel zu. verfallen, jobald die Arbeitskraft des Ernährers 
dauernd oder auch nur auf längere Zeit gelähmt wird. 

Die Grunpbedingung zu einer friedlihen Löſung des focialen Confliets 
fand man allerdingd in ver Hebung der Bolfsbildung, wodurch einerjeits die 
Goncurrenzfähigkeit des Arbeiters, und andererjeitS mit feinem Verſtändniß für 
die ihn umgebenden Verhältniſſe, feine Achtung vor der Gejellihaft und ihren 
Inftituttonen gefteigert wird; man war, aber darüber einig, daß auch dies fun= 
damentale Mittel bei der heranwachſenden Generation nur dann den gewünfch- 
ten Erfolg erreichen werde, wenn die Herangewachjenen in ihrer materiellen 
Eriftenz mehr gefichert würden. Was Hilft e8, dem Kinde in der Echule gute 
Grundſätze einzupflanzen, wenn es fieht, daß diefelben im practiichen Leben nicht 
geübt, ja oft genug geradezu verhöhnt werden! Died wird aber jo lange der 
Fall fein, als der Arbeiter das demoralifivende Bewußtſein in fich trägt, daß 
der erſte befte, jeine Arbeitskraft ſchädigende Unfall ihn zum Bettler machen 
kann. Damit verfällt er dem Meaterialismus und verliert die Achtung vor fich 
jelbft, die Liebe zu feinen Mitmenfchen und zu den Inſtitutionen, unter denen 
fi) eine ſolche Lage entwideln konnte. 

Herr Bürgermeifter Ludwig-Wolf fagt ganz richtig im feinem Gut— 
achten Seite 35: 

„Sch gehe von dem Grundlage aus, daß Nichts den Arbeiter tiefer 
niederführt, al8 der Genuß von Almofen, und daß umgekehrt Nichts 
ihn höher hebt in feinen eigenen Augen und in der Achtung vor fich 
jelbft, als das Bewußtſein, daß er Alles fih und feiner eignen Kraft 
verdanfe, und daß er ein vollberechtigtes Glied fer im Staats und im 
Gemeindeweſen, da er auf fih und feine Kraft und nicht auf fremde 
Hilfe feine wirthichaftliche Exiftenz gegründet hat. Im Hinblid auf 
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dieſe Erwägung wird, das wird mir jeder einräumen und zugeben, dieſe 
Frage für Staat und Gemeinde zu einer eminent wichtigen und be- 
deutungsvollen nicht blos in moraliſcher und ethifher, fondern aud in 
finanzieller Beziehung.” 

und Herr Affeffor Hiltrop jchreibt: 

‚Wie viel Unglüd, Verzweiflung und Sittenlofigfeit ift in allen Zweigen 
des BVolfölebens zu finden, weil die Hülfe bei den natürlichen, unverjchuldeten 
Nothftänden des Lebens fehlt.‘ 

In der Nothwendigfeit, den Arbeiterftand zu heben und den focialen Frieden 
anzubahnen, erfannte der Mittelrheiniſche Fabrikantenverein und erfenne aud 
ih den zwingenden Grund für möglichfte Verallgemeinerung der Invaliden-, 
Wittwen- und Warfenverfiherung. Alles, was ſich jonft noch dafür anführen 
läßt, erjcheint diefem erften gegenüber gemiffermaßen nebenfühlih. Als ſolche 
weniger wichtigen Gründe bezeichne id, daß durd allgemeine Caſſen, die durch 
das Haftpflichtgejeg entftandene, abnorme Yage in der Induftrie wieder aufge: 
hoben und die ungerechte Belaftung des Armenbudgetd der Communen durch vie 
Induftrie befeitigt würde. Die meiften Gegner des obligatorifchen Caſſenweſens 
ignoriren nun ganz einfach dem woichtigften der dafür ſprechenden Gründe und 
greifen nur die anderen an, — ſo die Handeldfammer Magdeburg, welche wunder: 
barerweife gerade in der Entlaftung der Kommunen einen Grund gegen Benfiond- 
cafien fieht. Dies fei, fagt fie, eine Abwälzung von den Schultern der Ber: 
pflichteten uf andere, die gleichwohl ihren Antheil am Armenbudget mit- 
zutragen hätten. Was alfo beinahe alle Andern als einen Borzug der Penſions- 
caſſen betrachten, Das wird ihnen bier gerade zum Vorwurf gemadıt. 

Auch die Referenten des volfswirthichaftlichen Congreſſes zu Erefeld behan- 
velten die Penfionscaffenfrage wejentlih vom Standpunkte der communalen 
Armenpflege aus. — Herr Dr. Eras fagt zwar in feinem gedrudten Referate: 

„Wenn unter den Arbeitern Unzufriedenheit und Arbeitsunluft herrſcht, — 
wenn bei ihmen über den Mangel eine® harmonifhen Familienlebens geklagt 
wird, — Jo trägt hieran wohl die Hauptichuld das niederdrüdende Bewußtſein, 
daß für die Zufunft nicht geforgt if. Die Qualität der Arbeitsleiftung wird 
nachtheilig beeinflußt, wenn der Arbeiter mit Sorge in die Ferne ſehen muß 
und einem zufriedenen Genuſſe der Gegenwart fich nicht hingeben kann. 

Hierin fieht er aber nicht den Hauptgrund für die Negelung des Hülfs— 
caffenmejens; dieſen findet er vielmehr in dem Verhältniß Ddefjelben zur 
Armenpflege. 

Daß allen Denen, die auf foldem Standpunkte ftehen, die technijchen 
Schwierigkeiten der Ausführung gegenüber dem ihnen vorſchwebenden Zwecke über: 
wältigend groß ericheinen, ift Harz; ja ich muß offen geftehen, handelte es fi 
bloß um Rectification der durch das Haftpflichtgefeg innerhalb der Induſtrie 
oder durch die Gewerbefreiheit und Freizügigkeit in den Budget8 der Communen 
entftandenen abnormen Zuftände, ich würde ſelbſt mid, für Einführung obliga= 
torifcher Penſionscaſſen nicht begeiftern. ine andere Kategorie von Gegnern 
würdigt zwar die fociale Bedeutung der Penfionscaffen, verwirft aber den 
Caſſenzwang und betont ftatt deſſen die fittliche Pflicht des Arbeitgebers wie 
des Arbeiterd, fich felbft zu helfen. Einer der bedeutendften Repräfentanten 
diefer Richtung ift Profeffior Böhmert. Ja, meine Herren, ich erfenne dieſe 
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fittliche Pflicht der Imtereffenten auh an, und bin auch mit jenen Herrn ber 
Anfiht, daß eine freiwillig gebilvete Gafje den Vorzug verdient, aber werden 
auch die Interefjenten in ihrer Geſammtheit diefe Pflicht anerkennen und danach 
handeln? Jeder, der unfere Arbeiter und Arbeitgeber einigermaßen fennt und 
ihr Verhalten in ähnlichen Fällen beobachtet hat, muß dieſe Frage unbedingt 
verneinen, und ic glaube, wenn Herr Böhmert ein Halbvugend Jahre in 
Sachſen, wohin er ja, wie ich höre, berufen ift, gelebt hat, wird er auch dieſer 
Anfiht werden. — Bezüglicy der Arbeitgeber erinnere ih nur an die Agitation 
vieler Bergwerksbeſitzer, um Befreiung von den Knappichaftöbeitrigen, an die 
geringe Betheiligung, als es fih darum handelte, die Arbeiter auch gegen die 
nicht unter das Haftpflichtgeleg fallenden Unfälle zu verfichern und ſchließlich an 
die Oppofition gegen obligatoriiche Fortbildungsſchulen. Bezüglich der Arbeiter 
brauche ih nur die eine Thatſache anzuführen, daß nod nicht die Hälfte der 
Mitglieder der Gewerfvereine zu den. Penfionscafjen derjelben gehört und daß 
regelmäßig eine Reihe von Mitglievern, nachdem fie eine Zeit lang zur Caſſe 
beigefteuert, austritt — nota bene ohne aus dem Gewerfvereine zu ſcheiden. — 
Ja, die Kurzfichtigfeit der meisten Arbeiter ift jo groß, daß fie fich nicht einmal 
gegen die viel näher Tiegende Gefahr der Erwerbsunfähigfeit in Folge von 
fürzeren Krankheiten verfichern, wenn fie nicht von den Werksbeſitzern oder 
der Polizei dazu gezwungen werden. Halte man mir nicht entgegen, das liege 
an der Ichlechten Yeitung der Caſſen! Das ift in einzelnen Fällen jo, meift 
aber wollen die Leute den Gafjen nicht beitreten, einfach, weil fie aller Vorſicht 
bar, für die Sicyerftellung ihrer Zukunft nicht Das geringfte Opfer zu bringen 
geneigt find. 

Herr Hiltrop meint zwar (S. 59 feines Gutachtens), Cafjenzwang für 
die Arbeiter ſei nicht einmal abjolut nöthig, man brauche nur den Arbeitgeber 
zu verpflichten, für jeden von ihm beichäftigten Arbeiter, falls er ſich, als Mit: 
glied einer Penfionscaffe Legitimire, einen gewiffen Procentfag won deſſen Lohn an 
die Caſſe abzuführen, das heißt, diefer ‘Procentfag joll nicht etwa vom Lohne 
gekürzt werden, jondern aus der Taſche des Arbeitgebers zugelegt werben. 
Würde dies den Erfolg haben, daß alle Arbeiter einer Cafje beiträten, wie 
Herr Hiltrop died glaubt, jo würde der Zweck allerdings ziemlich erreicht, 
(ganz nicht) wie aber, wenn der Erfolg der wäre, daß die weniger einfichtSvollen 
Arbeitgeber, Arbeiter, die einer Caſſe angehören, nicht mehr annahmen, weil 
ihre Beihäftigung gewiſſermaßen befteuert ıft? Ich glaube, dies Auskunfts- 
mittel wäre gefährlich, und ſchließlich bliebe e8 doch ein Zwang, nur daß er 
mehr auf den Arbeitgeber übertragen wäre. | 

Ich weiß ja recht gut, daß es rühmliche Ausnahmen giebt, bei Arbeitern, 
wie bei Arbeitgebern. Ich weiß, daß es eine ftattliche Zahl von freien 
Penfionscafjen giebt — in den legten Tagen gingen mir noch höchſt intereffante 
Mitteilungen über die feit 24 Jahren beftehenden Caſſen des thüringer Buch— 
drudervereind zu. — Aber, meine Herren, das Befürfnig ift allgemein und 
muß alfo auh allgemein befriedigt werben. 

Herr Geheimfecretär Behm drüdt die in feinem Gutachten S. 141 
folgendermaßen aus: 

„Wenn die Löſung der Trage des Penfionscafjenweiens vom all: 
gemeinen jocial-politiichen Geſichtspunkte aus in Angriff genommen wird, 


70 Invaliden- und Alterscafien. 


fo fann der Zweck des Unternehmens nicht nur darin beftehen, daß} In— 
ftitute im’8 Leben gerufen werden, welche vielleicht nur won einem ver: 
Ihwindenden Bruchtheile der arbeitenden Bevölferung zur Penfionsver: 
ſicherung benußt werden ; vielmehr muß das Beftreben darauf gerichtet 
jein, die Wohlthaten der Invalidenverforgung möglichft allgemein zu 
machen, — mit andern Worten, e8 muß als Ziel die Löfung ver jo: 
cialen Trage, ſoweit diefe e8 mit den Verhältniſſen der in den Zuftand 
der Invalidität getretenen Arbeiter zu thun hat, in’8 Auge gefaßt werben. 
Diefem Ziele wird man nicht mejentlich näher fommen, wenn man 
Caſſen errichtet, in der gewiffen Vorausſetzung, für diefelben feine oder 
nur fehr wenige Mitglieder zu finden. Nach meinen Erfahrungen muf 
ih es als höchſt zweifelhaft bezeichnen, daß fich eine hinreichende Zahl 
von Arbeitern freiwillig den Benfionscafjen anjchliegen wird. Selbft für 
den Fall, daß durch die Mitgliedſchaft den Arbeitern nur jehr mäßige 
Dpfer auferlegt werden, kann man eine allgemeine Betheiligung nicht 
fiher in Ausſicht nehmen.“ 

Daß auch durch vom Staate errichtete und verwaltete Penfionscaffen mit 
freimilligem Beitritt, wie fie in verjchiedenen Ländern exiftiren, nicht viel für 
die allgemeine Befriedigung des Bedürfniſſes gewonnen ift, liegt auf 
der Hand und wird auch durch Die gemachten Erfahrungen beftätigt. 

Die relativ zur Bevölferungszahl vielleicht am meijten Mitglieder zählende 
ſächſiſche Nentenverfiherungsanftalt in Dresven, welche ihre Agenturen außer 
dem Königreich Sachſen in den ſächſiſchen Fürftenthümern, in den preußiſchen 
Provinzen Sadjjen und Echlefien und felbft in Berlin und Cöln hat, zählt doc 
etwa nur 21,000 verficherte Mitglieder, von denen jedenfalls ein beträchtlicher 
Theil nicht zu den Lohnarbeitern gehört, um die es ſich doch wornehmlid 
handelt. Sparcafjen, wie fie jo vielfah empfohlen werben, find ganz vor- 
zügliche Einrichtungen, und ihre Bildung kann nur gewünjcht werden, aber nicht 
ftatt, fondern neben den Benfionscaffen. 

Herr Ludwig: Wolf jagt in Bezug hierauf ©. 41: 

„Für den Arbeiter, wie für even, deffen Eriftenz auf feiner Ar: 
beitöfraft und nicht auf fundirtem Einfommen beruht, handelt e8 fi 
meiner Anficht nad) zunächſt nicht darum, zu calculiren, wieviel er fid, 
wenn ihm nichts wiederfährt, vielleicht mit feinem 50. oder 60. Lebens: 
jahre erübrigt haben fünnte, oder was er fid) mit feinen Erfparnifien 
erzeugen könnte, jondern deſſen Aufgabe muß e8 in erfter Linie fein, 
wenn er nicht dem Milchmädchen mit dem Milchnapf auf dem Kopfe 
gleichen will, deſſen Zufunftsträume mit dem zerbrochenen Milchnapfe 
am Boden liegen, fih die Duelle feines Einkommens nad Kräften 
ficherzuftellen gegen etwaige Gefährdungen und Schläge des Scidjals. 
Dies kann er aber nur dadurch, daß er das Nifico nicht auf die Ge 
fahr hin, von demfelben gegebenen Falles erdrückt zu werben, auf feinen 
alleinigen Schultern Iaften läßt, fondern daß er es auf andere Schultern 
mit überträgt. Die Eparcafje nimmt dem Arbeiter die Gefahr nicht 
ab, dag ein einziger Schickſalsſchlag die Frucht jahrelanger Mühen ver: 
nichten und ihm in die Reihe der Almofenempfänger binabjchleudern 
fann, jo tief, daß es ihm vielleicht unmöglich wird, ſich je wieder empor 
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zu arbeiten. Ich meine, das Etreben der Arbeiter müſſe darauf ab- 
zielen, die eriparte Frucht ihrer Thätigkeit zumächft zu verwenden im 
Intereffe eined gemeinfamen Schutzes gegen die Wechſelfälle des Lebens, 
der Art, daß der Einzelne durch die Anderen geftütt und gehalten wird; 
iſt dieſem Zwecke genügt und dadurd der wirtbichaftlichen Exiſtenz eine 
breitere und ficherere Bafis gewonnen, dann mag das Abjehen des Ar- 
beiterd, wie eine8 Jeden, der feinen Unterhalt aus feiner Arbeitskraft 
zieht, Darauf gerichtet fein, aud mit Annehmlichkeiten das Yeben auszu— 
ftatten und einen Sparpfennig zurüczulegen, um anderen Aufgaben ent- 
ſprechen, um den Abend des Lebens ſchöner und behaglicher geftalten zu 
fünnen.“ 

Nachdem ich jo die Gründe angeführt, die für allgemeine Penfionscaffen 
Iprechen, fowie die Gründe dafür, daß die Allgemeinheit nur zu erreichen tft, 
wenn das Geſetz die Bildung der Caſſen und den Beitritt zu denſelben obligatorifch 
macht; gehe ih nun dazu über, einen Plan zu entwideln, nach dem die Idee 
durchgeführt werben könnte. 

Aus meiner dritten Thefe geht hewor, daß ich die Errichtung von Caſſen 
unter ftaatliher Mitwirkung erft dann für gerechtfertigt erachte, wenn die für 
ers freiwilliger Cafjen durch das Geſetz bewilligte Frift, ungenugt abge— 
aufen ift. 

Wenn auch unter Zwangscaſſen nicht etwa Caſſen zu verjtehen find, 
welche von einer Staats- oder fonftigen Behörde verwaltet werden, wenn 
man auch deren Bildung und Vermaltung der Hauptſache nad) in die Hände der 
betheiligten Arbeiter und Arbeitgeber legt und der Behörde bei der Bildung 
nur die Initiative, bei der Verwaltung nur eine etwas jchärfere Controle ein- 
räumt, jo haben freiwillig und aus eigener Initiative der Betheiligten gejchaffene 
Inſtitute gewiſſe Vortheile — zum Theil allerdings mehr moraliiher Natur — 
in deren Berüdjichtigung ihrer Bildung im jeder Weife Vorſchub zu leiſten ift. 

Bezüglid) des Umfangs nad) dem Beruf wird das Geſetz genaue Beſtim— 
mungen treffen müſſen. Ich perjönlid bin für möglichft werte Ausdehnung des 
Beitrittszwanges, ich wünſche auch die jugendlichen Arbeiter und die Arbeite- 
rinnen herangezogen zu jehen (in Nüdfiht auf ihren geringen Lohn mit dem 
halben Beitrag), ich würde felbft damit einverftanden fein, wenn Jedermann 
beitragäpflichtig würde, denn Jedermann kann einmal verarmen und dabei arbeitd- 
unfähig werben, allein letzteres hat auch wieder feine Bedenken und ich gebe felbft 
zu, daß man einzelne Gategorien von Arbeitern, deren Stellung eine zweifelhafte 
ift, wird ausfcheiden können, ohne daß der practifche Effect weſentlich alterirt 
wird. Man mag jedody den Kreis der DVerpflichteten etwas enger oder weiter 
ziehen, eins muß man fefthalten: Das Gefeg muß ſich jo präcis ausdrüden, daß 
feine verſchiedenen Auslegungen möglich find; denn eine verjchtevene Behandlung 
in den verjchtedenen Caſſenbezirken würde zu den größten Webelftänden führen. 
Daß Die bezügliche Beſtimmung nicht ganz leicht richtig zu treffen ift, mag zu= 
gegeben werden, denn fie ſetzt Kenntniß der perfönlichen Verhältniſſe in den Ge— 
werben im ganzen Reiche voraus, aber eine ſcharfe Abgrenzung für unmöglid) zu 
halten, wie dies Manche thun, hat man feinen Grund. Wie für alle Arbeiter, 
jo müßte für alle Arbeitgeber der betreffenden Kategorien der Cafjenzwang aus- 
geſprochen werden und zwar in der Weile, daß die leßteren einen Beitrag zu 
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leiften haben, der in einem gewiſſen Verhältniß fteht zu der Summe der von 
ihren Arbeitern geleifteten Beiträge. Sogenannte Zwangscafjen würden meiner 
Anfiht nach zu errichten fein für gewiſſe geographiſche Bezirke, für alle Ge- 
werbe gemeinfam und vielleicht ausnahmsweiſe in Bezirken mit einzelnen beſonders 
ftark entwidelten Imduftriezweigen für dieſe allein. 

Ein Anſchluß an die politiichen Bezirke wäre zwedmäßig, in Preußen 
3. B. ſcheint mir der Kreis ganz geeignet al8 Caſſenbezirk. An der Spite ber 
Gafjenverwaltung würde ein, zu gleichen Theilen aus Arbeitern und Arbeitgebern 
beftehender Borftand ftehen, mit einem oder auch mehreren befolveten Beamten 
zur Erledigung der laufenden Geſchäfte. Dieſes gemeinfame Wirken von Ar— 
beitern und Arbeitgebern fann nicht hoch genug angeichlagen werben, bier Liegt 
der Keim zu einem friedlichen Hand in Hand Gehen der Parteien. Die ftaat- 
liche Aufficht braucht nicht weiter ausgedehnt zu werden, wie bei den Knapp— 
Ihaftscafjen. Neben dem Borftande möchten in jedem Orte oder Stadtbezirke 
Sommijfionen aus Vertrauendmännern der Arbeiter und Arbeitgeber gebildet 
werden, welche hauptjächlih die Aufgabe hätten, die Gontrole über die Mii— 
glieder, bejonder8 über die empfangenden, die PBenfionäre zu führen. Zur 
Schlichtung der Streitigfeiten zwiſchen Gafjenverwaltung und den beitragenden 
wie empfangenden Intereffenten könnte für den Caſſenbezirk eine Recursbehörde 
gebildet werden, ebenfall® aus Arbeitern und Arbeitgebern, jowie etwa einem 
rechtöverftändigen Beamten und einem Arzte beftehend, natürlih lauter 
Perſonen, Die nicht gleichzeitig im Vorſtand der Gaffe find. Oper man Fünnte 
auch die Schlihtung Diefer Streitigkeiten, wie diejenigen der Bezirkscaffenver- 
waltung unter einander Provinzialinftanzen überweifen. Die Streitigkeiten der 
Caſſen verjchtedener Provinzen rejp. Staaten, oder auch im alle feine Pro- 
vinztalinftanzen beftehen, fünnte man durch eine Centralbehörde entjcheiden Lafjen. 
Yestere, welche in Permanenz tagen müßte, fünnte man wohl nur aus bejolveten 
Beamten zufammenfegen. Ihr würde auch die Sammlung der bezüglichen 
Statiftif, Die Ausarbeitung der Ausführungsbeftimmungen zu den Gejegen und 
die Prüfung der Statuten der durch freiwillige Vereinigungen gebildeten Gaffen 
zufallen. 

Aſſeſſor Hiltrop empfiehlt die Gaffenbildung nad) Gewerben in entiprechen- 
den geographifchen Unterabtheilungen, Bürgermeifter Lud wig-Wolf die Eafjen- 
bildung nad) Gemeinden, vejp. einer Anzahl von Gemeinden gemeinschaftlich. 
Mir Icheint, daß nad dem erſten Vorſchlag Die Verwaltung erſchwert würde 
(die gerechte Bertheilung der Yaften nad) der Gefahr der Induſtrie läßt ſich 
durd) Bildung von Oefahrencaffen — erreichen), während nad) dem Vorſchlag des 
Herrn Ludwig Wolf den Gemeindebehörden meiner Anficht nach zuviel Ein- 
wirkung zuerfannt wird. Wo Arbeitgeber find, wären dieſe für die Abführung 
der Beiträge an die Caſſe verantwortlich zu machen, es ift ihnen alfo das Recht 
zu geben, den Beitrag des Arbeiterd von dem verdienten Lohn zurüdzuhalten 
und ihnen ferner aufzulegen, daß fie bei neu aufgenommenen Arbeitern, die 
mit ihren Beiträgen im Rückſtande find (was aus deren Quittungsbuch hervor: 
geht), bis zum vollen Abtrag des Rückſtandes ein gemifjes Vielfaches vom "ges 
wöhnlichen Beitrag einhalten. Diefelben Verpflichtungen würden den Kranken— 
caffenvorftänden aufzulegen fein. — Auf dieſe Weiſe würden die Caſſen faum 
wejentlih in ihren Bezügen gejchädigt werden können. Arbeiter, welche zeit- 
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weilig feinen Arbeitgeber haben und ſelbſt Gaffenpflichtige, welche dauernd felbft- 
ftändig arbeiten, haben außer dem gewöhnlichen Beitrag des Arbeiterd noch den 
auf den Arbeitgeber fallenden Aufichlag zu zahlen. Die Erhebung der Beiträge 
wird man der Gemeinde, die ja Durch die Caſſe entjchiedene Vortheile hat, auf: 
bürden fünnen. Das Verfahren würde dem bei Erhebung der Steuern ent: 
ſprechen, eventuell alſo auch die Erecution anzumenden jein. — Erlöjchen dürfte 
die Beitragspflicht außer durch den Tod nur beim Antreten der Penfion, bei 
Auswanderung aus Deutichland, Webertritt zu einer nicht caflenpflichtigen 
Berufsclaffe und endlich für Arbeiterinnen bei der Verheirathung. In den drei 
legtgenannten Fallen könnte eine Nücvergütung gewährt werden, in ähnlicher 
Weiſe wie bei Lebensverſicherungsgeſellſchaften, doch wäre hierbei mit Vorficht 
zu verfahren. Die Berechnung des Beitraged zur Ermöglidung einer beftimm- 
ten Leiftung der Caſſen wird bei den mangelhaften Erfahrungen in dieſer 
Branche nicht ganz leicht fein, doch fann dies feinen Grund abgeben, die Mög: 
lichkeit der Ausführung zu beftreiten, wie e8 von manchen Seiten gejchieht, denn 
dann wären freiwillige Caſſen ebenfowenig möglih und Xebensverficherungs- 
gejellichaften auch nicht; denn als man diefe einzurichten anfing, hatte man 
auch noch Feine ausreichende ſtatiſtiſche Baſis. Man muß eben das vorhandene 
Material von tüchtigen Fachleuten verarbeiten lajjen und von vorne herein 
nicht allzuniedrig greifen. Ueberdies wird man von Zeit zu Zeit Control- 
rechnungen anftellen, in der Weife, wie e8 Dr. Zillmer vorilägt, damit, 
wenn Fehler bei der Berechnung der Beitragshöhe worgefommen find, Ddiejelben 
noch rechtzeitig vedrefjirt werden können. Die Gajfenleiftungen, die PBenfionen 
müſſen jo bemefjen fein, daß fie dem Empfänger in dem Bezirk, in dem bie 
Pefionirung ftattfindet, die Exiſtenz ermögliden. Am beſten wird man die 
Venjionshöhe in ein beftimmtes Verhältniß bringen zum Normallohn ungelernter 
Arbeiter (Taglöhner), welcher jedenfalls der beſte Maßſtab tft für die Koften 
de8 Lebensunterhalts in der betreffenden Gegend und Zeitperiode. 

Die Benfionen der Knappſchaftscaſſen halte ich für zu niedrig 
für allgemeine Penfionscaffen. Wenn die Berficyerten nicht won ihrer Penfion 
[eben können, dann verfallen fie Ichlieglicy doch wieder dem Bettel, und der Haupt= 
vortheil des Inftituts geht fomit wieder verloren. Die Prämien werden allerdings, 
wenn man auch die Penfionirung der Wittwen, ſowie der Kinder der Invaliden 
und Wittwen ind Auge faßt, nicht unbeträchtlich fein; aber wer dad Bedürfniß 
der Caſſen anerkennt und fagt, fie Jeien deshalb nicht obligatoriſch zu machen, 
weil die Beiträge unerſchwinglich ſeien, wie dieß z. B. die Breslauer Han- 
delsfammer thut, der ftellt etwas ganz Ungereimtes auf, denn, wenn Das 
Bedürfniß da ift, muß es aud auf irgend eine Weile befriedigt werden, 3. B. 
dur Almojen. Kann man denn aber einen Zuftand aufrecht erhalten wollen, 
wonah die Induftrie die Selbftkoften der Arbeit nicht deckt? Beſonders un- 
logiſch aber erfcheint das Votum jener Körperichaft, wenn fie glei darauf für 
Ausdehnung freier Caſſen ſpricht. Wie kann man denn die Prämien für freie 
Caſſen aufbringen, wenn man fie für obligatorifche nicht erſchwingen kann! 
Auch der Abgeoronete Rickert feheint in Erefeld ähnliche Bemerkungen gemacht 
zu haben. Ich fage „heut“, meil ich die ftenographiichen Berichte nicht vor 
mir hatte, ſondern mid) mit den Zeitungäreferaten begnügen mußte. Nach den 
legteren hätte Herr Ridert gejagt, bet Eaflenzwang wären in Preußen etwa 
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8 Millionen Perfonen mit mindeftens 10 Thlen. pro Jahr und Kopf heran: 
zuziehen, Das fei eine Regulivung der Lohnfrage durch den Staat. Einzelne 
Induftriezweige könnten einen ſolchen Zwangszuſchuß zum Lohnfond nicht er- 
tragen. Dieſer Ausſpruch enthält außerdem, nebenbei bemerft, noch eine große 
Uebertreibung, oder ift e8 feine folche, wenn man behauptet, der Cafjenzwang 
fei eine Negulirung der Lohnfrage durch den Staat? Gerade dieſes Schlagwort 
und andere von ähnlichen Werthe haben aber, wie es ſcheint, auf die Zuhörer 
einen bedeutenden Eindruck gemadt. 

Doc zurüd zur Sade: 

Verſchiedene Claſſen von Berechtigten, abgelehen von jugendlichen Arbeitern 
und Arbeiterinnen, wären meiner Anficht nach nicht zu ſchaffen; Dagegen müßte, 
wie ſchon angedeutet, eine Claffification der Gewerbe nach der Gefahr ftatt- 
finden, fo daß alfo zur Erwerbung gleicher Anfprüche um jo höhere Beiträge 
zu zahlen wären, je größer die Wahrjcheinlichkeit iſt, daß der Verſicherte durd 
feine gewerbliche Thätigkeit invalide wird oder ftirbt. Auch für diefe Berechnung 
befteht nur ein geringes ftatiftifches Material. Daſſelbe nimmt aber durch bie 
Erfahrungen der Unfallverficherungsgefellichaften täglıh an Umfang zu. Auch 
hier muß man aljo jedenfall® pertodifche Aevifionen vorbehalten. — Alles dies 
wäre Sache der Gentralbehörde für das Caſſenweſen. Unter der Annahme, daß 
die Penfionen für Invaliden 50 Proc., für Wittwen 25 Proc. und fir jedes 
Kind eines Invaliden, reſp. jede Waife unter 14 Jahren 10 Proc. des Nor- 
mallohns (Lohn der ungelernten Arbeiter in der betreffenden Gegend und Zeit: 
periode) betrage, babe ich in meinem Gutachten, fußend auf der Statiſtik der 
preußifchen Knappichaftscaffen und einigen andern Daten die Höhe der zu 
leiftenden Beiträge auf 5 Proc. des Normallohns berechnet, und da ich ans 
nehme, daß die Arbeitgeber halb jo viel zu Yeiften haben wie die Gefammtheit 
der von ihnen beichäftigten Arbeiter, jo würden die letzteren 31/, Proc. von 
ihrem Lohne in die Caſſe zu feuern haben, wenn abgejehen wird von jugend: 
lichen Arbeitern, Arbeiterinnen, von der Eintheilung in Gefahrenclaffen und der 
Verſchiedenheit der Löhne untereinander. 

Nach der Berehnung des Geheimen Secretärd Behm wäre der von mir 
angenommene Procentjag, wenigftens foviel er jih auf die Invalidenpenſionen 
bezieht, zu niedrig (trogdem, daß er weit höher ift als der von den Gewerl- 
vereinscafjen erhobene une reichlich jo hoch wie der ber feit 24 Jahren be 
ftehenden Gafje des thüringer Buchdruder= Vereins), allein wenn man ftatt 5, 
6 oder auch 7 Procent annehmen müßte, diejes Opfer tft gegenüber dem Vortheile, 
ven man erreicht, Hein. Faßt man die in den legten 10 Jahren erfolgten Lohn: 
fteigerungen ind Auge in ihrem Berhältnig zur Steigerung der Koften Des 
Vebensunterhaltes der Arbeiter, jo wird man ſich fagen müfjen, daß letztere im 
Allgemeinen fehr wohl in der Lage fein würden fo viel von ihrem Lohne abzu— 
geben. Meiner Anficht nad) Liegt aber die Frage gar nicht jo, ich bin viel- 
mehr überzeugt, daß der gefammte BPenfionscaffen - Beitrag fehr fchnell auf 
die Arbeitgeber abgewälzt fein wird, trotzdem follten diefe aber das Project mit 
Freuden begrüßen: Die 5 oder 7 Broc., die fie mehr an Lohn zu zahlen 
haben, fie werden, abgejehen von dem Vortheile, der ihnen daraus erwächſt, daß 
ihre Arbeiter moraliſch gehoben, arbeitöfreudiger werden, in Bälde dadurch 
wieder eingebracht werden und zwar vielfältig, daß die Arbeiter in dem Gefühl 
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der gewonnenen Sicherheit, wieder Intereſſe am Beftehen der Dinge gewinnen 
und micht mehr, wie bisher häufig geſchah, blindlings Forderungen an die 
Arbeitgeber ftellen, die zum Ruin des Gejchäfts führen müffen. Um aber den 
verheiratheten Arbeitern das Gefühl der Sicherheit zu geben, genügt e8 nicht, 
daß er im Falle der Invalidität einer Penfion ficher fei, er muß aud wiſſen, 
‚daß, falls er fterben follte, jeine Frau und Kinder vor Noth geſchützt find; ich 
fann mic deshalb nicht mit der Anfiht von Herrn Behm einverftanden er— 
flären, daß man ſich auf die Verſicherung für den Fall ver Invalidität be= 
Ihränten fol; tritt man einmal an die Frage heran, jo muß man fie, dünkt 
mh, im ihrer Totalität erfaſſen. Das Eintrittögeld, falls überhaupt welches 
erhoben werden fol, muß jedenfall niedrig fein, ebenſo jollte man die Garenz- 
zeit nicht zu lang machen. Für den Uebertritt von einem Caſſenbezirk in den 
anderen dürfte nur eine Feine Necognitionsgebühr erhoben werben, fo daß bie 
Freizügigkeit nicht weſentlich erfchwert wird. 

Eine fpecielle Abrechnung der Caſſen mit einander hat in mancher Be— 
ziehung Etwas für fich, würde aber eine enorme Arbeit veranlaffen, es wird 
daher wohl am beften fein, wenn man den Webertretenden ohne Weiteres in die 
Rechte der Einheimischen treten läßt. 

Eine Hauptſache ift, eine ſcharfe Controle darüber, daß Penfionen nur 
von ſolchen bezogen werden, die dazu bevedhtigt find, daß z. B. ein Mann, der 
eine Zeit lang ganz invalide war und daher volle Benfion bezog, jobald er 
wieder theilweife oder ganz arbeitsfähig wird, fofort auf halbe Benfion geſetzt 
oder diejelbe ihm ganz entzogen wird u. ſ. f., denn die Gefahr der Simulirung 
liegt nabe. 

Mit Hülfe der bereits erwähnten Commiſſion von Bertrauensmännern der 
Arbeiter und Arbeitgeber für jeden Ort, reſp. Ortsbezirk, wird ſich Diele Controle 
aber auf das Befte ermöglicen laffen. Uebrigens dürfte, wenn Simulirung vor: 
zuliegen jcheint, Beobachtung in Arbeithäufern ſowie criminelle Beftrafung der Er: 
Ihwindelung von Penfionen zu empfehlen fein. Ehe ich ſchließe muß ich noch auf eine 
Specialfrage zurüdfommen, welche ich bei meiner Ausführung nicht berücjichtigte, 
nämlid die, ob die Gapitalverficherung der Nentenverficherung vorzuziehen ift. 
Diefe Frage ift jo ziemlich won allen Begutachtern verneint worden, und zwar 
aus verſchiedenen Gründen, von denen ich als die gewichtigften anführe, daß bie 
Rentenverficherung billiger kommt, beziehungsmeife bei gleichen Beiträgen in die 
Caſſe reichlichere Verforgung ermöglicht, zweitens, daß die Capitalverficherung bei 
der nicht genügend entwidelten Dispofitionsfähigkeit der Mehrzahl der Empfänger 
häufig zu einer ſchlechten Verwendung des Capital führen wird, wodurch der 
ganze Werth der BVerficherung verloren gehen künnte. 

Bezüglich der Wittwen- und Waiſen-Verſorgung giebt zwar Dr. Zillmer 
der Gapitalverfiherung den Vorzug, ich kann aber auf diefe Anficht nicht näher 
eingeben, weil Dr. Zillmer feine Gründe nicht angiebt, fondern ſich nur auf 
eine Schrift von Dr. Wiegand bezieht, die ich bei der Kürze der Zeit mir 
nicht mehr verſchaffen konnte, 

Mit der Einführung allgemeiner Penfionscaffen werden wir zu der jo er= 
wünjchten focialen Organifation der gewerblichen Arbeit gelangen können; unfere 
Gewerkvereine find, da fie nur die Arbeiter, nicht aber die Arbeitgeber um- 
faffen, naturgemäß Organifationen für den Kampf und wenn diefer Kampf bis— 
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her in höchſt gemäßigter Weile geführt und Gutes dadurch erreicht wurde, To 
liegt dies in der tüchtigen Leitung der Vereine, die auf diefem Wege weiter 
wandelnd auch noch manches Erſprießliche werden leiſten können, allein die An— 
bahnung des ſocialen Friedens kann nur erfolgen durch Organifationen, welche 
Arbeiter und Arbeitgeber als gleichberechtigte Mitglieder zufammen führen. — 

Ic ſage die Anbahnung des jocialen Friedens, ich behaupte alſo nicht 
etwa, daß er durch allgemeine Penfionscafjen ‚ohne Weiteres erreicht werden 
tann, ſondern ich fage nur, diefe Tegteren find ein Schritt auf dem Wege zum 
Ziel, aber ein unumgänglich nothwendiger Schritt. 

Ich bitte Cie, meine Herren, nehmen Ste aud meine beiden letzten 
Thefen, wenigftens dem Sinne nah an. 


Thefen. 

1. Die gejetliche Regelung des Penſionscaſſenweſens ift nach Yage der 
Verhältniſſe für Dringend erforderlich zu erachten. 

2. Die ftaatliche Anerkennung von Penſionscaſſen und Ertheilung von 
Corporationsrechten an diefelben iſt abhängig zu machen von Ein- 
haltung der zu erlafjenden geſetzlichen Vorjchriften über Bildung und 

r Bermaltung derielben. 

3. Inſoweit nad Ablauf eines gefeglih firirten Termins Caſſen durch 
freiwillige Vereinigungen nicht gebildet find, hat die Errichtung ftatt 
zu finden Durch unter ftaatlicher Mitwirkung gebildete Verbände. 

4. Nach Maßgabe des Umfangs, in welchem diefe Errichtung ftattfindet 
und fortichreitet, tritt für alle Yohnarbeiter, die der Landwirthſchaft 
eingejchlofien, die Verpflichtung ein, einer Penfionscafje beizutreten, 





Correferat 
des Verlagsbuchhändlers Franz Duncker (Berlin) über 
Invaliden- und Alterscaſſen. 


Correferent Herr Franz Duncker: Meine Herren! Wenn der 
Herr Referent davon geſprochen hat, daß er mit der Vertretung ſeines Stand- 
punfte8 gegenüber der öffentlichen Meinung einen ſchweren Stand zu haben 
glaube, jo muß ein ähnliches Gefühl mich betroffen haben, al8 ich die vorliegen= 
den Gutachten durchſah, bevor ich hier nad Eifenady zum Congreſſe fam; denn 
Ihnen ift ja befannt, daß die Mehrheit aller dieſer Gutachten ſich gerade für 
den Standpunft des Herrn Referenten, nämlich für Zwangscaſſen ausſpricht. 
Sowohl Herr Kalle, wie Herr Ludwig-Wolf, Herr Hiltrop, Herr 
Behm — kurz, die Majorität der Gutachter in unfern officiellen Schriftftüden, 
tritt für Zmwangscaffen und nur Herr Dr. Zillmer für Dasjenige ein, was der 
Referent etwa ald den Standpunft der öffentlihen Meinung bezeichnet hat. An 
feine Seite bat ſich nachträglich das ſehr beachtenswerthe Gutachten meines 
Freundes, des Dr. Mar Hirjch geftelt, auf das ich wohl mehrfach werde 
zurüdgreifen müffen, weil ich ja das Gorreferat im legten Augenblide für ihn 
übernommen babe und daher auch um Ihre Nacficht bitten muß, wenn id) in 
diefer ſehr fchwierigen und ſehr weit greifenden Materie als nicht völlig vor= 
bereitet erjcheinen ſollte. Es wird mir faum möglich fein, Ihnen das Referat 
in folcher Klarheit und Knappheit vorzuführen, als dies mir jelbft wünjchens- 
werth ericheint. 

Ih will zuerft anfnüpfen an das, was der Herr Referent vorgetragen, 
und fodann meine eigenen Thejen im Einzelnen zu rechtfertigen verjuchen. Der 
Herr Referent hat ja — und das macht mir wieder einigermaßen die: Sache 
leichter — den ſchroffen Stantpunft feine® gedrudten Gutachtens in feinen 
heut vorgelegten Thefen verlaſſen. Sprach er ſich doch in jenem mit aller 
Entjchiedenheit für Zwangscaffen aus und ließ kaum nebenbei die Organijation 
von freiwilligen Caffen zu, indem er am Scluffe ſogar ausdrüdlich heroorhob, 
daß die Gentralitelle, welche über die Conceſſion einer freien Cafje zu beftimmen 
hat, fich in jedem einzelnen Falle Mar werden müfje, ob ver bei Begründung 
einer freiwilligen Caſſe beftiimmende Gedanke in das Syſtem der in der Ent: 
ftehung begriffenen Zwangscaſſen paſſe, e8 müfje daher darauf Hingewirft werden, 
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daß auch die freimilligen Caſſen gebilvet werden für Heinere geographiſche Be- 
zirfe und nicht etwa für Genofjen einzelner Gewerbe oder Vereine in 
großen Diſtricten; babe aber die Bildung der Zwangscafien erft begonnen, 
dann müſſe bei der Conceſſionirung neuer freiwilliger Caſſen mit großer Bor: 
fiht verfahren werben, denn dann läge es beſonders nahe, daß die Bildung 
vorgejchlagen werde in der Abficht, das Geſetz zu umgehen. !) 

Herr Kalle wollte ſomit nach feinem im Drud vorliegenden Gutachten 
nicht nur Zwangscaſſen einführen, fondern auch das Princip, welches er feinen 
Zwangscaffen zu Grunde legen zu müſſen glaubt, maßgebend madıen 
für die freiwilligen Gaffen, und damit der Concurrenz und der individuellen 
Entwidelung der freien Caſſen einen jedenfall® harten Zwang anthun. Bon 
diefem Standpunkt, jage ich, iſt er glüdlicher Weiſe zurücgetreten. Mit feinen 
jegigen und zur Debatte vorliegenden beiden erften Theſen können ficy ja aud 
die Anhänger der freien Caſſen einverftanden erflären, denn er giebt ja zu, 
namentlidy in der zweiten Theje, daß die ftaatliche Anerkennung bei Erfüllung 
von Normatiobedingungen ohne Prüfung des beionderen Falles ausgeiprochen werben 
ſoll und zwar nad) dem inneren Weſen der einzelnen freien Caſſen, nicht mit Bezug 
auf das Spftem der jogenannten Zwangscafien, die nadı Theſe 3 und 4 er: 
richtet werden follen, falls ſolche ſich im Wege freier Vereinigung nicht bilden. 
Er giebt ſomit durch dieſe Thejen wenigftend zu, daß man den freien Caſſen 
eine Zeit zum Spielraum gewähren müfle, und erft dann Zwang eintreten 
folle, wenn ſich der eigene Antrieb zur Verſicherung nicht genügend ftarf er- 
weiſen jollte. 

Nun aber, meine Herren, glaube ich, daß die Anhänger des Zwangs für 
Penfionscafjen überhaupt einen viel zu ftarten Werth auf das Penſidns— 
caſſenweſen jelbft legen. Eine befriedigende Entwidelung deſſelben ift gewiß 
ein großer Schritt zur Löſung einer der vielen jocialen Fragen, Die wor uns 
auftauchen; aber e8 jcheint mir ficher nicht der einzige, welcher zu thun, ja nicht 
einmal der dringendfte. Freilich fehlt es uns an Anhaltspuntten, dies im Augen 
blick rihtig zu beurtheilen, da und das ftatiftiiche Material dafür fehlt. Erſt 
wenn und ſolches vorliegt, würden wir die Frage beantworten fünnen, wie viele 
von den Almojenempfängern find dazu auf Grund ihrer erlojchenen Arbeitötraft 
oder auf Grund von Unfällen berabgeiunfen, und ein wie großer Prozent: 
fat der Almofjenempfänger iſt an feiner eigenen Lage Schuld durch ſchlechten 
Lebenswandel! Ich glaube, der Prozentfat, mit welchem die Arbeiterbevöl- 
ferung auf Grund der erlojchenen Arbeitöfraft an der Zahl der Almoſen— 
empfänger fich bethetligt, würde ſich dann, Liegen erft hierüber zuverläffige Zahlen 
vor, nicht jo groß erweiſen, als man gemeinhin annimmt. Daher würde aud 
der Effect überall durchgeführter Penfionscafjen nicht ein jo erheblicher fein, als 
e8 die Freunde der Zwangscafje darftellen. Aus diefen Erwägungen fann ich 
mid ganz Dem anſchließen, was Dr. Hirfh auf Seite 9 ſeines Gut: 
achten jagt: 

„Was aber noch mehr ald Alles dies den Penfionscafjenzwang an 
der Wurzel trifft, das ıft ver Umftand, daß die Verforgung für bie 
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Zeit ver Arbeitsunfähigkeit bet aller ihrer Dringlichkeit doch weit 
hinter anderen Bedürfnijfen zurüdftebt Gewiß ift «8 
höchſt wünfchenswerth, daß der junge Mann und das junge Weib, Die 
heute in eine Spinnerei oder in eine Glashütte eintreten, die Sicherheit 
erlangen, nad zwanzig, dreißig oder vierzig Jahren, falls fie arbeits- 
unfähig werden, nicht Noth zu leiden. Aber e8 iſt noch unendlich 
wünjchenswerther und wichtiger, daß dieſe jungen Leute nicht während 
der zwanzig, dreißig oder vierzig Jahre ihrer Arbeitsfähigkeit Noth 
leiden, nicht durch ungenügenden Yohn, übermäfige Arbeitszeit, ſchlechte 
und mangelhafte Nahrung, ungefunde Wohnung u. ſ. w. einem elenden 
Yeben, einem frühen Siehthum und Tode verfallen. Jedes Pfund 
guten Brodes und Tleifches, jedes Liter unverfälfchter Milch und fräf- 
tigen Bieres, jeder Cubiffuß reiner trodner Yuft, das der großen Maſſe 
des deutjchen Arbeiterftandes und ihren Kindern zugelegt, jede Stunde 
übermäßiger und gejundheitsichädlicher Arbeit, Die ihnen abgenommen 
wird, iſt weitaus ——— für Gedeihen und vLebensgiug als die reich— 
ſten Penſionen, wenn die Lebenskraft erſt gebrochen ift. Denn daß die 
große Maſſe der deutjchen Arbeiter auch in ihren arbeitsfähigen Tagen 
noch lange nicht alle Bedingungen einer gejundheits-, geſchweige denn 
eulturgemäßen Eriftenz erfüllen kann, das wird Niemand, der auch mur 
einen Blick in die bezügliche Statiftif gethan bat, beftreiten. ꝛc.“ 
und ich möchte dem hinzufügen, daß aud die Hoffnung, weldhe die Herren 
Vertreter de8 Zwanges erfüllt und um derentwillen fie eine jo außergewöhnliche 
Mafregel eigentlich alleın vechtfertigen fünnen, nämlich die moraliihe Hebung 
des geſammten Arbeiterftandes, welde durch dieſe Ausficht auf eine geficherte 
Zukunft herbeigeführt werden fol, daß diefe Hoffnung in meinen Augen eine 
illuſoriſche iſt. Ich glaube, die Herren machen fic) da einer gewifjen Inconſe— 
quenz ſchuldig. Auf der einen Seite jagen fie: Der Arbeiter hat jo wenig 
Borausfiht, daß gar nicht darauf zu rechnen ift, er werde für den Fall des 
Alters fein Yeben verfihern; und auf der andern Seite fagen fie: Ja, wenn 
ih ihm die Sicherheit gebe, daß aud im Alter, wenn feine Arbeitöfraft er- 
lvihen, er mindeftens wor dem demüthigenden Looſe eines Almoſenempfängers 
bewahrt bleibt, dann wird er moraliſch gehoben werden. Nein, meine Herren, 
das iſt nicht der Fall Der Arbeiter ſtellt ſich ficher in der Kegel das eigene 
Alter nicht in jo abichredender Geftalt vor! Er denkt: ich werde ed gar nicht 
erleben, daß mein Leben die Arbeitskraft überbauert; oder: ich werde etwas er: 
iparen; oder: meine Kinder werden mic unterftügen, ich werde alſo nicht in 
die Yage des Almojenempfängers fommen! — 

Aber wie find denn nun Die Ausfichten des Arbeiter, wenn der Zwang 
allgemein wird? Was ftellen denn die Berfechter des Zwanges im Ausjicht ? 
Da die Verpflichtung eine allgemeine fein fol, da fie alle Erwerbsclaſſen der 
Arbeiter umfafien Toll, jo müſſen ſehr natürlich die Beiträge für die Caſſe jo 
medrig als möglid) bemeſſen ſein. Sie müſſen die unterſte Stufe, die am we— 
nigſten entwickelten Arbeiter, die reinen Hände, als Maßſtab annehmen für die 
nach ſo verſchiedenen Abſtufungen ſich entwickelnde wirthſchaftliche Leiſtungsfähig— 
keit der Arbeiter; und dann kommt, nach den eigenen Berechnungen des Herrn 
Kalle, eine Summe als Penſionsanfpruch heraus, die kaum die Hälfte des 
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normalen Lohnes des gewöhnlichen Arbeiters betragen dürfte. Ja, meine 
Herren, iſt denn das eine Ausſicht, die dem Arbeiter als ein Troſt für ſeine 
Zukunft dazuſtehen geeignet iſt, daß man ihm ſagt: ja, du wirſt in Folge der 
regelmäßig abgezogenen Beiträge vielleicht etwas beſſer geſtellt ſein für dein Alter, 
als der gewöhnliche Almoſenempfänger? Iſt eine ſo geringe Aufbeſſerung ſeiner 
Lage der langjährigen zwangsweiſen Opfer werth und iſt ihm die dadurch ans 
geblich ii ber dem Almofenempfänger zugedachte Stellung wenigftens gefichert ? 
Durhaus nit. Herr Kalle bat heute hier dafjelbe wiederholt, was ich zu 
meinem Erftaunen ſchon in feinem Gutachten gefunden; er fagte, es jet dod 
nöthig, ſehr ſcharf zu controliren, ob nicht Einer, der ſchließlich mit feinen 
zwangsweife erworbenen Rechten an die Caſſe herantritt, eine Arbeitsunfähigfeit 
jimulirt. Im welche Lage fommen dann Die, welche durch jahrelange Beiträge 
fi die Penfion gefichert zu haben meinten? Daß fie fchließlich, wenn fie nun 
ihre Rechte beanipruchen, die geſetzlich ihnen zugefichert find, möglicherweiſe noch 
in ein Arbeitshaus eingefperrt werden, *) um zu fehen, ob fie nicht frivol 
die Arbeitsunfähigfeit fimuliren! Wahrlich, ſchon hieraus geht mit überzeugen: 
der Gewalt hereor, daß die jo zwangsverficherten Arbeiter nur um ein ganz 
geringes Minimum über die Stufe der Almoſenempfänger emporgehoben merben, 
und Niemand kann denken, daß das von beilfamem Einfluß auf das moraliſche 
Gefühl der Arbeiter fein werde! | 

Nun aber die Art der Erhebung der Beiträge. Meine Herren! Ba 
einer allgemeinen Zwangserhebung bat doch der Einzelne, dem der Betrag für 
die Alteröverficherung vom Lohne abgezogen wird, namentlich, wenn Die Einrich— 
tung erft eine Zeit lang befteht, gar nicht mehr das Gefühl, daß er felbft etwas 
opfert von dem, was er erarbeitet hat; daß er jelbft Etwas zurüdlegt für bie 
alten Tage, jondern ed wird ihm durch die bevormundende Hand Des Staates 
abgezogen. Alfo wie da ein Gefühl der Selbthülfe bei den Arbeitern ent- 
ftehen ſoll, das werjtehe ich gar nicht. 

Ih kann alſo diefen Punkt meiner Ausführungen dahın refümiren, daß ic 
allerdings den Stimmen, welde außerhalb unſeres Vereins laut geworben, 
Recht geben muß, welche jagen: Diefe Art der Berforgung durch Zwangeẽécaſſen 
ift Dod) nur eine mehr oder minder verftedte Art die Armenfteuer in anderer 
Werfe umzulegen. Und ich möchte hinzufegen: eine andere Art der Umlegung, 
bei welcher allerdings einmal mande Kommunen gute Geſchäfte machen; dem 
wenn eine Commune genöthigt ift, einen Arbeiter in ein Siechen- oder Arbeits: 
haus aufzunehmen, fo bin ich überzeugt, daß nad) der heutigen Lage die Koften- 
verpflegungsfäge und die Anlagekoften ſolcher Anftalten pro Kopf beredynet, ſich 
dann für die Commune ein weit höherer Betrag ergeben würde, als der ıft, 
welcher aus der allgemeinen Zmwangsverjicherungscaffe dem Arbeiter zu feinem 
Lebensunterhalte gezahlt wird. Zum Andern aber würden nicht nur die Com— 
munen als Ganzes, fondern allerdings auch einzelne Claſſen ihrer Bürger bei 
diefer veränderten Art der Umlegung der Armenjteuer ein gutes Geſchäft 
machen. Die Koften des Armenmejend werden in den Communen heute ın der 
Regel durch perfönliche Steuern, meift dur eine Einkommenſteuer aufgebradt, 
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um ſoviel man alſo durch die Zwangsverſicherung · bisherige Almoſenempfänger 
in Penſionäre der Zwangscaſſen umwandelt, um ebenſoviel in Geld ausgedrückt 
entlaſtet man die beſſer geſtellten Einkommenſteuerpflichtigen, und legt dieſe Laſt 
den am ſchlechteſten geſtellten Mitgliedern der Gemeinde auf. Bei der frei— 
willigen Verſicherung, wenn ſie in bedeutendem Umfange auftritt, wird dieſer 
Effect freilich auch eintreten, aber dort wird das Opfer eben freiwillig 
übernommen, hier wird es zwangsweiſe auferlegt. Das iſt der gewaltige 
Unterſchied. 

Aber wenn man den Gedanken der Zwangsverſicherung bis in ſeine 
äußerfte Conſequenz verfolgt, jo kommt man erſt vollſtändig zur Erkenntniß 
ſeiner Widerſinnigkeit. Das haben die Befürworter des Zwanges aber bereits 
ſelbſt gethan; Herr Kalle deutet es wenigſtens an, und Herr Behm geht in 
ſeinem Gutachten ſo weit, daß er ſagt: Will man die Sache wirklich rechtfertigen, 
will man nicht auch an dieſer Stelle eine Ausnahmegeſetzgebung für die Arbeiter 
jubftituiren, dann muß man dazu vorſchreiten, daß man jeden Staatsbürger 
verpflichtet, zu dieſer Zwangscaſſe Beiträge zu leiften. Aber jobald Sie das 
gethan haben — und Sie können hierbei aud den Neichften nicht zu mehr ver- 
pflihten al8 der Niedrigfte zahlen kann — jo ift diefe allgemeine Zwangscaſſe 
weiter nichts als die Staatögefellihaft jelbft; und diefe Pflicht, welche Ste mit 
jener allgemeinen Zwangscafje erft erreichen wollen, übernimmt dieſe Staats- 
gejellichaft heute ſchon. Es iſt gejeglicher Zuftand, daß Niemand bei und ver- 
hungern darf; daß die Communen verpflichtet find, wenn für einen Arbeits- 
unfähigen feine Verwandten mehr vorhanden find, für feinen nothdürftigen 
Lebensunterhalt zu forgen. Ich ſehe alfo gar nicht ein, wozu dieſer große 
Apparat der neuen allgemeinen Zwangscaffe nothwendig ift, da dieſe gemein= 
Ihaftlihe Schutgenofjenihaft des Staates ja bereitS vorhanden ift, um dieſer 
äußerten Noth des Einzelnen entgegenzutreten! (Sehr richtig!) 

Wenn Sie alfo dem Penſionscaſſenweſen irgendwie einen moraliichen Ein— 
fuß Auf die materielle Stellung des einzelnen Mannes im Bolfe zuwenden 
wollen, dann, glaube ich, bleibt nichts weiter übrig, als den Weg ver rei: 
wiligfeit nun ferner zu wandeln und dem Elemente der Individualität auch im 
Caſſenweſen freien Spielraum zu geben, damit die Befjergeftellten auch beffer 
ſich ftellen fünnen, und fo die natürliche Stufenleiter für alle Claſſen der Ge— 
ſellſchaft auch hier zum Ausdruck gelange, nicht aber Alle durch diefen Ni: 
vellirungszwang auf die unterfte wirtbichaftliche und ſociale Stufe herunterge= 
drüdt werben. 


Ich glaube, dies wird vorläufig genügen, um die Gründe, bie für die 
Zwangscaffen angeführt find, zu entkräften. Ich werde nun die Behauptung 
de8 Herrn Kalle und der andern Gutachter, daß nämlich bei der Freiwilligkeit 
durchaus Feine Ausficht auf Erfolg vorhanden ift, näher betrachten. Es ift näm— 
{ih daber auch auf England Bezug genommen worden. Herr Kalle eitirt 
ein paar Briefe, die er ſich aus England hat jchreiben laſſen. Das bemeift mir 
nur, dab e8 auch in England wie bei uns Leute giebt, die die thatjächlichen 
Verhältniſſe ihres Vaterlaudes nicht fennen, obgleich vielerlei und vortreffliches 
Material zur Beurtheilung derfelben beigebracht worden ift. Herr Dr. Hirſch 
hat auf Seite 12 feines Gutachtens dem gegenüber die Zahlen angeführt, die er 

Schriften IX. — Verhandlungen 1874. 6 





82 Invaliden- und Alterscafien. 


für England hat feſtſtellen können, die Dasjenige nachweiſen, was eben dort durch 
freiwillige Verſicherung aufgebracht worden iſt. Er ſagt: 


„In Großbritannien beſteht weder Caſſenzwang noch Zwangs— 
caſſen, ſondern vollſtändige Caſſenfreiheit mit einem Normativgefege, 
welchem ſich die Hülfscaſſen nur freiwillig unterſtellen. Sicher giebt es 
alſo in Großbritannien nur wenige und ungenügend verſicherte Arbeiter, 
wenn jene Herren Recht haben. Und was lehren die von den amtlichen 
Regiſtratoren der Hülfscaſſen und von der königlichen Commiſſion ver— 
öffentlihten Daten? Nach glaubwürdigſter Berechnung exiſtiren allein 
in England und Wales 32,000 Hülfscaffen mit vier Millionen 
Mitgliedern und mindeftens ebenjoviel an den Beneficten betheilig- 
ten Perfonen, im Ganzen alfo acht Millionen bei den gegen: 
feitigen freien Hülfscaffen verfiherte Perjonen, zum 
bei weitem größten Theile den Arbeiterftande angehörig. Ber rumd 
231/, Millionen Einwohnern kommt demnad ein freiwillig verſichertes 
Mitglied auf noch nicht jedy8 Einwohner. Die Berfiherung kann aber dem 
Betrage nad) nicht ungenügend genannt werden, denn dieſe freimtlligen 
Hülfscaffen befigen nach der niedrigften (amtlichen) Schätung ein die 
ponible8 Gejfammtvermögen von nahezu zwölf Millionen Pfund 
Sterling, gleih ahtzig Millionen Thaler. Dean hat end: 
lich officiell berechnet, daß durch die Unterftügungen der freiwilligen 
Hülfscafjen den engliihen Steuerzahlern nicht weniger als zwei 
Millionen Pfund Sterling, gleich über dreizehn Millionen 
Thaler jährlid erjpart werben, welche ſonſt als Armenunter— 
ftügung gezahlt werden müßten. 

Bergleichen wir mit dieſen Thatjachen die entiprechenden Ergebniſſe 
in Preußen, faft dem einzigen großen Staate mit Cafjenzwang und that: 
ſächlicher Eonceffionspfliht der Hülfscafien, jo erfolgt eine neue Ueber: 
raſchung. Laut den amtlihen Berichten beftanden Ende 1872 in 
Preußen 6761 gewerbliche Unterftügungscafjen mit zufammen 1,123,526 
Mitgliedern und einem Gefammt:Cafjenvermögen von 5,400,392 Thlın. 
Daneben gab e8 ferner 89 Knappfchaftsvereine mit zufammen 242,721 
Mitgliedern und einem Geſammtvermögen von 5,111,742 Thlra. In 
Summa aljo 6850 Gafjen mit 1,366,247 Mitgliedern und 10,512,134 
Thlen. Vermögen. Das macht bei rund 243/, Millionen Einwohnern 
je 1 verfichertes Mitglied auf über 18 Einwohner, alſo ein mehr als 
dreimal ungünftigeres Verhältniß als in England und bei faft gleicher 
Einwohnerzahl ein faft acht mal geringeres Gafjenvermögen. Aber als 
noch größer ftellt fich der Vorzug der Freiwilligkeit in Betreff der 
Leiftungen heraus. Denn während ſämmtliche preußiſche Unter: 
ftügungscaffen (ohne die Knappſchaftsvereine) jährlich rund 3 Millionen 
Thlr. an Beiträgen einnehmen und die ſämmtlichen Knappſchaftsvereine 
etwas über 2°/, Millionen, betragen die Yahreseinnahmen einer ein: 
zigen englilchen Hülfscaffe, der großen „Manchester Unity of Odd 
Fellows“, nicht weniger als 33/, Millionen Thle.! Sind das Beweile 
für die Ohnmacht der Freiwilligkeit gegenüber dem Zwange ?“ 
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Aber, meine Herren, in diefen Zahlen find durchaus nicht alle Leitungen 
ber freiwilligen, auf Gegenfeitigfeit beruhenden Caſſen in England enthalten; in 
biefen Zahlen find namentlih nicht die Cafien der Gewerkvereine aufge 
nommen, und id muß daher auch auf diefe einen Blick werfen, um Ihnen 
nachzumeifen, was denn ein einzelner englijcher Gewerkverein an Beihülfen zur 
Unterftügung jeiner arbeitölofen, alten und invalive gewordenen Mitglieder 
beiträgt, und Damit zugleid die Irrthümer widerlegen, welche unbegreiflicherweife 
auch in den Gutachten der Herren Kalle?) und Hiltrop immer wiederfehren, 
daß die englischen Gewerkvereine nur dazu da wären, um KRampfvereine zu fein, 
um Arbeitseinftellungen hervorzurufen; daß während und für Arbeitseinftellungen 
alle anderen Zwecke bei Seite gejegt würden, nnd Alters- und Krankenunter— 
ftügung aufhörten. Zu dem Ende muß ich Ihnen Einiged aus dem trefflichen 
Werke unſeres verehrten Mitgliedes, des Herren Prof. Brentano vorführen. 
Er jagt über die Yeiftungen der Caſſe der Vereinigten engliichen Mafchinenbauer : 

„Ale übrigen Unterftügungen ?, — d. h. die nicht verwandt werden 
zum Kampfe gegen die Arbeitgeber! — welche die Vereinigte Gefellichaft 
der Mafchinenbauer ihren Mitgliedern gewährt, zeigen fie als Ver— 
jiherungsgefellihaft. Dazu gehört vor Allem die Kranken— 
unterftügung.. Diefelbe beträgt 10 Schillinge während 26 Wochen und 
5 Schillinge für alle weiteren Wochen der Krankheit eines Mitgliedes. 
Die Geſammtſumme der von der Gejellichaft während ver 18 Jahre 
1851 — 1868 gewährten Kranfenunterftügungen beträgt 161,388 4.“ 
— — „Eine weitere Unterftügung ift die Gabe von 100 £. an Mit: 
glieder, welche von Blindheit, Paralyfis oder irgend einem andern un— 
verfchuldeten Unglüd betroffen werden, weldes fie dauernd unfähig zur 
Arbeit machte. Sie wird auf Antrag des Zweigvereines des verunglüdten 
Mitgliedes und nur gegen Beibringung ärztlicher Zeugnifje vom Executiv— 
ausſchuß verliehen. Die Gefammtjumme, welche während der genannten 
achtzehn Jahre hierauf verwendet wurde, beträgt 16,000 £. Ferner 
gewährt die Gejellihaft eine Altersunterftügung. Doch muß ein 
Mitglied, um fie zu erhalten 1) funfzig Yahre alt fein, 2) durch Alter— 
oder fonftige Schwäche außer Stande fein, den gewühnlichen Lohn zu 
verdienen und 3) achtzehn Jahre ununterbroden zur Geſellſchaft gehören. 
In diefem Falle erhält e8 7 ß wöchentlich bi8 zu feinem Tode. War 
e8 fünfundzwanzig Jahre ununterbrochen Mitglied, als es zuerft dieſe 
Unterftügung beanſpruchte, jo erhält e8 8 ß wöchentlich; wenn breißig 
Jahre 9 f die Woche. Nach dem Monatsbericht für December 1869 
zählte die Gefellichaft 167 Mitgliever dieſer letzten (30 Jahr) Claſſe; 
97 der zweiten und 117 der erften; im Ganzen 381. Alfo eine Ab- 
nahme von 5 gegen 386 im November 1869, und bei einer Ge— 
fammtzahl von 33,915 Mitglievern. Die Geſammtſumme der inner: 


9 Mie ich mich nachträglich überzeugt habe, war diefer Vorwurf in Bezug auf 
Herrn Kalle ein unbegründeter, dagegen findet fich allerdings in dem Gutachten des 
Herrn Hiltrop auf ©. 128 eine babinzielende Bemerkung. .D 

2 Ten: Die Arbeitergilden der Gegenwart. Yeipzig, Dunder & Humblot. 
1371. 1. ©. 220, 
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halb achtzehn Jahren gewährten Alterunterftägungen beträgt 45,272 £. 
Weiter ift die Begräbnigunterftügung zu erwähnen. Beim Tode 
eines Mitgliedes, das mit nicht mehr wie 16 ß im Rüditand ift, zahlt der 
Caſſirer feiner Wittwe, dem vom Geftorbenen zur Empfangnahme Ge: 
nannten oder feinem nächſten Blutöverwandten 12 £. Allenfallfige 
Rückſtände kommen davon in Abzug. Beim Tode feiner angetrauten 
Gattin erhält ein Mitglied 5 L.; für fein eigenes Begräbniß bleiben 
dann aber nur noh 7 £. Die Gefammtjumme der von der Gefell- 
ſchaft innerhalb achtzehn Jahren gewährten Begräbnißunterftägungen 
beträgt 50,250 £. Die legte Unterftügung, welche die Gejellichaft als 
Berficherungsgefelfchaft gewährte, ift nach dem Beichluffe der Delegirten- 
verfammlung von 1852 Erjag für den Verluſt der Werkzeuge eines 
Mitgliedes durch Feuer. Doc muß derfelbe zur Befriedigung des be- 
treffenden Zweigausſchuſſes nachgemiefen werden. Nie habe die Unter: 
ftügung mehr wie 5 £. betragen. Dieſelbe wird durdy außerordentliche 
Veitragserhebung aufgebracht. Außer dieſen regelmäßigen Unterftügun- 
gen gewährt die Geſellſchaft noch aufßerordentlihe aus der fogenannten 
Wohlthätigkeitscaſſe. Dieſelbe befteht jeit 1854 umd wird von 
Zeit zu Zeit durch außerordentliche Beitragserhebung gebildet. Aus der— 
jelben werden Mitglieder unterftügt, welche fid in bejonder8 unglüclicher 
Lage, 3. B. in Krankheit oder Arbeitslojigkeit bei gleichzeitig zahlreicher 
Familie, die fie ernähren müſſen, befinden. Während der Baummollen- 
noth in Lancafhire in den Jahren 1862— 1864 verausgabte die Ge— 
ſellſchaft allein 3000 £. aus diefer Caſſe an ıhre Mitglieder in den 
Baummollendiftricten. Die Gefammtjumme, die von 1854—1868, alfo 
in 14 Jahren, auf diefe Weife verwendet wurde, beträgt 12,526 £. 
Eine weitere außerordentliche Unterftügung gewährt die Geſellſchaft oft 
ſolchen Mitgliedern, melde von Arbeitgebern gerichtlih verfolgt 
werben oder Diefe zur Geltendmachung ihrer Rechte gerichtlich verfolgen 
müfjen, 3. B. um die Erfüllung eines Vertrages zu erlangen, oder wie 
1854, al3 die Wittwe eined durch Platzen eines ſchadhaften Keſſels 
getödteten Mitgliedes gegen die Eifenbahngefellichaft proceifiren wollte, 
welche ſtets ſchadhafte Artikel gebrauchte. Natürlic prüft der Executiv— 
ausſchuß ſtets zuerft die Rechtmäßigkeit des Falled. "Die Bedeutung 
diefer Unterftügung fann nicht überjchätst werden; denn ohne fie würde 
e8 bei den enormen engliihen Gerichtöfoften einem einzelnen Arbeiter 
wohl ausnahmslos unmöglich, einen Proceß zu führen.” — 

Allen diefen regelmäßigen und auferordentlichen Unterftügungen voran geht 
aber die Unterftügung, welche die Vereinigte Gefellihaft der Mafchinenbauer 
ihren Mitgliedern regelmäßig bei gewöhnlicher Arbeitslofigfeit gewährt. Wenn 
ein Mitglied durch die Conjuncturen des Gewerbes außer Arbeit fommt, dann 
beträgt nach Brentano!) das fogenannte „Geſchenk“ feit 1852 10 ß. mährend 
vierzehn Wochen, für die folgenden zehn Wochen 7 5. und für die folgen- 
ven zehn Woden 6 fi. 
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Wenn man nun die Gefammtjumme aller Unterftügungen der „Ber: 
einigten Mafchinenbauer“ in den achtzehn Yahren von 1851 bis 1868 be- 
trachtet, welche Brentano in einer Tabelle in feiner III. Berlage des I. Bandes 
feiner Arbeitergilden auf ©. 257 zufammengeftellt hat: fo ergiebt fid) eine Ge- 
fammtfumme von 721,655 £.; davon find für die große Ausfperrung im Jahre 
1852 verwandt worden 40,000 £. 

Ferner zur Unterftügung anderer 
Gewerkvereine bei Streitigfeiten 10,000 , 
und außerdem für vereinzelte 
Streitigkeiten de8 eigenen Ge— 
werkes während der achtzehn 


Jahre verausgabt 38,990 „ 
mithin ind Geſammt für Strei- | 
tigfeiten aufgewendet 88,990 L. in achtzehn Jahren, 


aljo von der gefammten verausgabten Summe nur 12,3 Procent für eigentliche 
Kampfzwecke. Diefe Thatſache jollte dody genügen, um Vormürfe, wie folche 
auch diesmal wieder in unfern Gutachten auftauchen, ein für alle Mal zum 
Schweigen zu bringen. 

Ich glaube aljo, meine Herren, daß ſowohl die Erfahrungen in England, 
jowie Dasjenige, was wir in der furzen Zeit, in melder überhaupt bet uns auf 
dieſem Gebiete einigermaßen Freiheit der Bewegung und eigene Initiative eriftirt, 
erlebt haben, uns wohl beweilen fann, daß auc auf dem Wege der Freiwillig: 
fit eine großartige Entwidelung des Hülfscaſſen- und namentlid) aud) bes 
Penfionscafjenwejend zu erwarten ift. Denn wenn Herr Kalle uns aud) die 
Thatſache aus den deutſchen Gemwerfvereinen, daß von den 25,000 Mit- 
gliedern derjelben nur, wie er fagt, ca. 10,000 Mitglievern der Alterd= und 
Invalidencaffe beigetreten, als einen Beweis dafür anführt, wie auf den frei: 
willigen Beitritt der Arbeiter nicht zu vechnen jei, jo muß ich einmal Diele 
Thatfache nach dem neueften Beftande richtig ftellen. Am 1. Juli 1874 betrug 
die Mitgliederzahl der Berbands-Invalidencafien 9520 mit einem 
Gafjenbeftande von 37,000 Thlen. Die davon gejonverte Invalidencaffe Des 
Gewerfvereins der Mafdhinenbauer und Metallarbeiter hatte 
aber eine Mitgliederzahl von 3326, fo daß die Geſammtzahl der bei ber 
Invalidencafje verfiherten Mitglieder der Gewerkvereine ſich doch nahezu auf 
13,000, nämlid) auf 12,846 beziffert, — allerdings etwas über die Hälfte 
ſämmtlicher Mitglieder der Gewerkvereine! Ich muß nun jagen, daß ein 
ſolches Reſultat, wenn von fo jungen Vereinen, deren Entjtehung eine jo neue 
ft, faft die Hälfte der Mitglieder ſich an der Altersverforgung betheiligt, fein 
geringes zu nennen iſt; — wenn Sie ferner erwägen, daß dod) in den Gewerf- 
vereinen eine große Zahl von bejahrten Mitgliedern vorhanden find, Die erheb- 
liche Beiträge zahlen müßten, alfo weniger geneigt find, beizutreten, — wenn 
Sie das erwägen, fo ift die Thatſache, daß über die Hälfte aller Mitglieder 
der Caſſe beigetreten find, doch wohl ein Zeichen dafür, daß fich eine große 
Geneigtheit der Arbeiter dafür fundgiebt, wenn ihnen nur die Mittel und 
Wege gezeigt werben, für die Alteröverforgung zu fparen. 

Ferner vergeffen Sie doch nicht, wie herzlich fauer unferen Gewerkoereinen 
das Leben in unferem Staate gemacht worden ift, ſowohl von den Behörden, 
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wie von den befjer geftellten Claſſen, die fie hätten unterftügen follen. Bon 
Seiten des Staates rechne ich dahin namentlicd den völlig ungeficherten Rechts— 
zuftand. Meine Herren! Cie fennen ja die alte preußiiche Geſetzgebung mit 
ihren Zwangscaſſen, und Ste kennen die neuere Geſetzgebung durch das Reich. 
In der Gewerbeordnung gelang e8 ja den Freunden des freien Caſſenweſens, 
ein Amendement durchzufegen, und damit die Möglichkeit der Eriftenz der freien 
Safjen gegenüber den Zwangscaſſen zu jchaffen, indem dem $. 141 der 
Gewerbeordnung ein zweiter Abfag Hinzugefügt wurde, welcher lautet: „Die 
durch DOrtsftatut oder Anordnung der BVerwaltungsbehörde begründete Ber: 
pflichtung ver Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrifarbeiter, einer be— 
ftimmten Kranken-, Hülfs- oder Sterbecafje beizutreten, wird indeß für 
Diejenigen aufgehoben, weldye nachmweifen, daß fie einer andern Kranken-, 
Hülfs- oder Sterbecaffe angehören.‘ Diejenigen, die dies beantragt hatten, 
und aud wohl die Mehrheit des Reichstages bat damit doch ficher gemeint, 
die Caſſenfreiheit jet damit abjolut ausgeſprochen, d. h. nicht nur die Frei— 
beit, neue Caſſen zu gründen, jondern aud die Entbindung Derer von ber 
Zwangscaſſe, die den freien Caſſen beigetreten find. Aber wie haben ſich 
nun die Dinge entwidelt! Zuerſt, ald die Mitglieder der freien Caſſen bie 
Beiträge zur Zwangscaſſe vermweigerten und von den Behörden Erecution 
beantragt wurde, fam e8 zur gerichtlichen Entſcheidung. Anfangs ſprachen 
die Gerichte die Mitglieder der freien Caſſen frei und fagten: Ihr ſeid 
entbunden von den Beiträgen! Hernach wurde das Urtheil umgewandelt: 
Nein, hieß e8, der $. 141 der Gewerbeordnung ſpricht Euch nicht frei, denn 
Eure Safjen find nicht gefeglich anerfannte! Dann kam es noch ſchlimmer — 
vielleicht in Folge deſſen, daß tm Reichstage bei Beſprechung der Sache betont 
worden war, was das für ein unletvlicher Zuftand fer, daß Caſſen, welde 
im guten Glauben, gejeglich berechtigte zu fein, fich begründet bätten, und nun 
die Rechte, die für jeden deutſchen Staatsbürger daraus folgten, nicht erlangen 
fönnten, man dürfe nicht ſprechen von ſtaatlich nicht anerkannten Caſſen; fie 
fein auf Grund des Gefeged vorhanden, und wenn fie e8 nicht feien, jo 
müßten die Mitglieder, die fie geftiftet hätten, nach der Page der preußiſchen 
Geſetzgebung ftraffällig fein. 

In Folge deſſen iſt Die Staatsanwaltichaft vorgegangen mit Anklagen 
gegen jolhe, unter den Augen der Behörden feit jech8 und mehr Jahren feſt— 
begründete Caſſen, und es find einige verurtheilende Erkenntniſſe erfolgt; jo ift 
die Cache nod) heute in der Schmebe. Sie muß ſchließlich auf dem Yangjamen 
Wege einer Obertribunals = Enticheivung zum Austrag gebracht werden. Aber 
dann habe ich doch gewiß Recht, wenn ich davon ſprach, daß dieſen Cafjen das 
Yeben recht ſauer gemacht werde. Erſtlich eimmal werden fie nicht anerkannt, 
und nad) jo und jo viel Jahren, nachdem fie begründet worden find, ficht man 
überhaupt ihre Eriftenz an und jagt: die Theilnehmer find ftraffällig. Sollte 
nun ſchließlich gar ein verurtheilendes Erkenntniß erfolgen, jo find ja Diele 
ganzen Caſſen in die Luft gefprengt! 

Ich ſollte meinen, wenn auf Inftitutionen, die die ruhige volkswirth— 
ichaftlihe und foctale Entwidelung des Volkes ſicher zu ftellen jo jehr geeignet 
find, ſolche Angriffe erfolgen, daß man einmal von Seiten der Behörden fie 
vollftändig in ihrem Nechtszuftande erfchüttert, zum Andern von Seiten Derer, die 


—— 
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vielmehr berufen wären, fie im wohlverſtandenen Intereſſe Aller zu fördern, 
fagt, fie ſeien nicht ſolvent, ſie machten Verſprechungen, die ſie nicht erfüllen 
können, — wie können Sie ſich da wundern, daß nicht größere Reſultate erzielt 
worden ſind! Ich, meine Herren, bin erſtaunt, daß die Reſultate noch 
erzielt worden ſind, die ich Ihnen vorgeführt habe!! — 

Wenn nun geſprochen wird in dem Referate des Herrn Kalle von den 
unzulänglichen Zuſtänden in Sachſen — ja, meine Herren, das iſt ein wunder 
Punkt; und ich glaube — mit aller Reſerve ſei es geſagt für diejenigen Herren 
aus Sachfen, die hier anweſend find —: dieſe geringe Borausficht der Arbeiter, 
die fich dort fundgeben ſoll, wie aud) die Eriheinung, daß gerade in Sachſen 
die Soctaldemofratie jo ftarfen Auffhwung genommen hat, iſt eime ſchwere 
Anklage gegen das Verhalten der ſächſiſchen Regierung jowohl, ald das ber 
befjergeftellten Clafjen in Sachſen! (Sehr richtig!) Meine Herren! Die Tange 
Dauer der Reactionsperiode in Sachſen, wo es noch in den jechziger Jahren 
einer Erlaubniß bedurfte, daß Schulze-Delitzſch dort einen Bortrag halten 
fonnte, — die Ausſchliehung jeder Möglichkeit durch die — des 
Vereinsweſens, daß die verſchiedenen Claſſen der Bevölkerung aufklärend und 
belehrend auf einander wirken konnten, — das iſt gewiß eine Haupturſache, daß 
wir auf einer Seite dort die große Ausdehnung der Socialdemokratie, auf der 
andern Seite die Gleichgültigkeit finden, die die Arbeiter dort an den Tag legen! 
(Sehr richtig!) 

Hiernach, glaube ich, kann ich Dazu übergehen, im Einzelnen, ſoweit es noch 
nöthig ift, meine Nefolutionen zu vechtfertigen. — Ueber die Thefe 1 kann id) 
mich jehr kurz faflen; fie lautet nämlich: 

„Die Gapitalverfiherung der Arbeiter iſt der Rentenverficherung 
nicht vorzuziehen.“ 

Die Gründe für die Aufnahme dieſes Satzes find fehr einfah. Meine 
Herren! Wenn Sie wirklich die alten Tage des Arbeiters ficherftellen mollen, 
jo erreihen Sie Das nur durch eine ausreihende, aber ihm jährlich jicher zu: 
fließende ‘Penfion. Geben Ste ihm im Alter ein Capital in die Hand, fo 
legen Site ihn ja in die Yage, das Capital durch eine falfche Anlage morgen 
oder übermorgen wieder zu verlieren. Das ift der einzige, aber fiir mich durch— 
ichlagende Grund, der gegen eine apitalverfiherung gerade dieſes Kreiſes un- 
jerer Geſellſchaft ſpricht. 

Den Punkt 2 meiner Theſen: 

„Die ſchleunige Regelung des Penſionscaſſenweſens der Arbeiter 
durch die Reichsgeſetzgebung iſt nothwendig: 

a) Weil nur durch dieſe die in einzelnen Bundesſtaaten eingetretene 
Rechtsunſicherheit bezüglich des Caſſenweſens der Arbeiter vollſtän— 
dig im Sinne und in Fortbildung der bisherigen Reichsgeſetzgebung 
beſeitigt werden kann“ 

meine Herren, den habe ich Ihnen ſoeben wohl hinreichend motivirt. Ich ſetze 
dann vu 

b) „Weil nur auf einem großen leinheitlichen Nechtögebiet umfaſſende 
Caſſen errichtet werden können, welche ihren Mitgliedern die volle 
Freizügigkeit gewährleiſten, zugleich aber durch die große Zahl 
ihrer Theilnehmer das Gefetz der verſchiedenen Zufälligkeiten, gegen 
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welche verfichert werden ſoll, am reinften zur Erjcheinung fommen 

laffen, und dadurch im Stande find, ihren Mitgliedern für die 

möglichft geringften Opfer die größten Leitungen zu gewähren.” 

Meine Herren! Hierüber iſt auch eigentlih und namentlich unter den 
Sachverſtändigen der Verficherungsbrande Einftimmigfeit vorhanden. Alle jagen, 
daß, je größer die Zahl der Theilnehmer, je ſicherer das Geſetz, auf meldes 
die Caſſe ihre Yeiftungen zu bafiren hat, zur Erſcheinung kommen muß, und 
daß demgemäß die Beiträge im Verhältniß die geringften für die größte Leiftung 
fein können. Deshalb wollen ja auch die Herren Behm und Hiltrop für 
ihre Zwangscaffen nicht gebunden fein am fleine geographiiche Bezirke, jondern 
für die Benfionscafien Ausdehnung über möglichft grofe Kreife. 

Nun, meine Herren, fomme ich zu Punkt 3, der da lautet: 

„Das zu erlaffende Reichsgeſetz hat die Normativbeitim: 
mungen derartiger Caſſen fejtzuftellen, vermittelſt deren Erfüllung folde 
ohne bejondere obrigfeitliche Conceſſion ins Yeben treten und die Kedte 
einer juriftifchen Perfon erwerben können. Die bereits beftehenden, 
nad landesgeſetzlichen Beftimmungen auf geleglihen Zwange beruhen: 
den Gafjen jollen durch dieſes Geſetz nicht berührt werden, Doch joll ber 
Beitritt oder das Verbleiben in denſelben für ſolche Perfonen nicht mehr 
obligatorifch fein, melche einer freiwilligen, auf Grund der gedach— 
ten Normativbedingungen anerkannten Gafje angehören, Die min 
deſtens dieſelben Yeiftungen als die entjpredhende Zwangscaffe ihren 
Mitgliedern in Ausficht ftellt.“ 

Sie fehen, daß ich hiermit eben zu erfüllen juche, was ich ſchon tm zweiten 
Paſſus angedeutet habe, nämlich, daß die Gefeggebung fi) im Sinne und in 
der Fortbildung der jegigen Neichögefetsgebung zu bewegen habe. Ich will nur, 
daß Dasjenige, was bereits angebahnt, ja bei Erlaß der Gewerbeordnung bereits 
un Ausficht geftellt wurde, nämlich die Normativgefege für Penſions- und andere 
Gafjen der Arbeiter nun endlih ausgeführt werde, und will, daß hierbei die 
Caſſen der Arbeiter feineswegs ſchlechter geftellt werden, als die Vereinigungen 
des Capitals, daß alſo ebenfo, wie e8 heut bei Actiengefellfchaften keiner 
Conceſſion, fondern nur der Erfüllung von Normatiobeftimmungen bedarf, 
dafjelbe Recht auch einer Vereinigung von Arbeitern, um für ihr Alter oder 
gegen Unfälle Eorge zu tragen, nicht verfagt werden darf. Es wird wohl 
unter ung Einftimmigfeit darüber berrichen, daß man die Eriftenz einer folden 
Caſſe nicht abhängig machen kann von der Gonceffion einer Behörde, ſondern 
daß man fie in gewiſſe Nechte eintreten läßt, ſobald jie gemiffe Normativ— 
beftimmungen erfüllt. 

Ferner wird zu erſehen fein, daß ich nicht revolutionär vorgehen will, 
jondern daß ich dem Eate des Herrn Kalle: „das Beftehende habe jeden: 
falls Recht auf wolle Anerkennung”, im vollen Maße Rechnung tragen will. 
Ich will nicht, daß die Neorganifation der alten Cafjen, namentlidy der Knapp 
Ihaftscafjen — daß diefe fehwierige Frage, namentlich wie e8 mit der Vermögen: 
theilung oder der VBermögenszufammenlegung x. hier gehalten werden foll, daß 
diefe nicht den Erlaß des Normativgejeßes für die freiwilligen Caſſen aufhalte. 
Darum fage ich, es möge an den alten Caſſen Nichts geändert werden; giebt 
man den neuen die Entwidelung frei, fo werden die alten bald von felbit 
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nachfolgen und die nöthigen Umgeftaltungen vollziehen. Ich will nur, daß die 
Mitglieder der freien Caſſen nicht mehr gezwungen fein jollen, zu den obliga= 
toriſchen Caſſen beizuftenern. 

Punkt 4 bedarf wohl kaum beſonderer Motivirung, wenn darin geſagt iſt: 


„Den Normativbeſtimmungen ſelbſt iſt die vollſtändige Selbſtverwal— 
tung der Caſſen zu Grunde zu legen, doch iſt durch die Einwirkung ſtaat— 
lib approbirter Sachverftändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, 
ſowie durch Errichtung einer oberften fachverftändigen Behörde ven Mit: 
gliedern eine Garantie dafür zu verihaffen, daß für die einzuzahlenden 
Beiträge die verfprochenen Xeiftungen auch wirflih dauernd gewährt 
werben können.“ 


Ste werden gewiß Alle vie volle Selbftverwaltung den Gafjen zu Grunde 
legen wollen. Indeſſen räume ich bier der ftaatlichen Behörde nicht nur das 
Recht einer weitgehenden Einwirkung ein, ſondern ich wünſche ihr aud eine 
Pflicht aufzuerlegen, denn es ift ja befannt, daß; über die Grundfäge und bie 
Methode des Verficherungsweiens noch heute unter den Sachverſtändigen viel 
faher Streit ift; ferner aber liegt auf der Hand, daß das Berficherungsmelen, 
vermöge der verwidelten Aufgaben ver höheren Rechenkunſt, die dabei gelöft 
werden müſſen, für die meisten Menfchen ftets ein ſolches Geheimniß bleiben 
wird, wie etwa die Receptirkunſt der Apotheker, und daß man nicht von jedem 
Menfchen verlangen kann, daß ex zu prüfen im Stande fei, ob eine Caſſe nad) 
den richtigen Grundſätzen der Berficherungsfunft angelegt ift und geführt wird, 
jondern daß man hier vom Staate, der fich leicht durch eine höchſte ſachverſtän— 
dige Behörde die Refultate der Wiſſenſchaft anzueignen vermag, verlangen muß, die 
Verſicherungsgeſellſchaften durch feinen Einfluß nad) und nady zur höchſten Blüthe zu 
führen. — Ich will alfo auch bei Abfafjung der Statuten die Einwirfung von 
Sachverſtändigen durchaus nicht ausgeſchloſſen, ſondern obligatorifch für alle Caſſen 
eingeführt fehen. " In Bezug auf die ferneren Controlmaßregeln möchte ih mic) 
am meiften anfchließen dem Gutachten des Herm Dr. Zillmer, wmeldes 
dahin, geht, daß nadı Ablauf einer beftimmten kurzen Frift, etwa 3 Jahre, jedes- 
mal der Status der BVerficherungsgefellihaft geprüft werde. „Demnach,“ jagt 
Hear Dr. Zillmer?), „muß jede Verſicherungscaſſe nad Ablauf einer bes 
ftimmten Frift nah den Regeln der Wahrſcheinlichkeitsrechnung oder Ber: 
fiherungstechnif eine genaue Ermittelung ihrer Verbindlichkeiten anftellen Lafjen 
und den hiebei ſich ergebenden Betrag der Verbinplichfeiten mit dem dafür vor— 
handenen Dedungscapital vergleichen. Ergiebt ſich hiebei ein Ueberſchuß auf 
Seiten des Dedungscapitals, jo ift Vermögensüberfhuß vorhanden, der als bes 
ſondere Reſerve aufgehoben oder aud ganz oder theilweile ald Gewinn zu 
Gunften der Mitglieder verwendet werben fann. Ergiebt ſich bei dem Vergleid) 
dagegen ein Ueberſchuß auf Seiten der Caſſenverpflichtungen, jo müſſen Die fta= 
— Beſtimmungen die Mitglieder zur Deckung deſſelben ausreichend ver— 
pflichten.“ 

Somit würde alſo in die Statuten hinein zu ſchreiben ſein, daß, wenn 
nach Ablauf einer gewiſſen Friſt die Sachverſtändigen ſagen: Eure Caſſe iſt nicht 
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ſolvent, daß dann die Mitglieder verpflichtet und eventuell executorifch anzuhalten 
find, die Beiträge zu erhöhen. Meine Herren! Mit der Annahme einer folden 
Beftimmung nähern wir und dem Zuftande, wie er lange Zeit in den englischen 
Gewerkſchaften beftanden hat und wie er da lange Zeit jelbft ohne Zwang aus- 
gereicht hat, die Mitglieder aud in Bezug auf die Aufgaben der Vereine als 
Berfiherungsgejelichaften, als Alteröverforgung, Krankengeld ꝛc. ficher zu ftellen; 
denn wenn der gemeinfame Fonds eines engliichen Gewerkvereins nicht mehr 
einen gewiſſen Betrag für jedes einzelne Mitglied ausmacht, werden die Beiträge 
durch Ertraftenern höher geftellt und die Verhältniffe oronen fi) ſehr bald 
wieder. 

Wenn man fi erſt gewöhnen wollte, auch unjere deutjchen Arbeiter 
vereinigungen als etwas mehr als bloße BVerfiherungsgefellichaften aufzufafjen, 
würde ein ſolcher Gedanke des nachträglichen Zuſchuſſes nichts Befremdliches 
mehr haben. Ich kann mich nicht enthalten, hier noch die einſchlagende Stelle 
aus dem jchon des Deftern citirten Buche de8 Herin Prof. Brentano!) an 


zuführen : 

„Die engliichen Gewerfvereine find nämlich nicht wie die modernen 
Berfiherungsgejellichaften Vereinigungen von Capitalien, ſondern wie 
die alten Gilden BVerbindungen von Menſchen. Bei jenen Ber: 
fiherungsgefellichaften ift es ganz gleichgültig, welche Perfönlichkeiten 
daran Theil nehmen. Site beftehen aus beliebigen, ſich unbefannten 
Perſonen ohne Rückſicht auf gute und fchlechte perfönliche Eigenſchaften. 
Wollte man bier in jedem einzelnen alle, in dem Unterftügung nöthie, 
die Beiträge erheben, jo wäre nie die nöthige moralifche Sicherheit vor: 
handen, daß jedes Mitglied feiner Pflicht nachkomme. Es iſt hier noth- 
wendig, daß die Beiträge nad dein Ergebniß einer vein mechaniſchen 
Wahrſcheinlichkeitsberechuung "geregelt und feftgefegt werden. Ganz 
anders geftaltet fi die Sache aber bei den englifchen Gewerkvereinen. 
‚Sie find Gejellfhaften von Menschen und zwar von folden, die einander 
perſönlich bekannt find und von erprobten Charakter. Hier ift die zu 
jener Art von Beitragserhebung nöthige moraliſche Sicherheit möglich.“ 


Meine Herren! Ich will hier nun nicht jo weit gehen, wie Profefjor Bren— 
tano Died zu thun nad) Analogie englifcher Verhältniffe hier bet unferer erften 
Verfammlung befürwortet hat, nämlich die ungetrennte Zuſammenſchüttung der 
Altersverforgungs =, mit den Strife- und andern gemeinfamen Caſſen zuzulafien 
oder zu befördern. Ich will Dies nicht, weil die hiftortfche Entwidelung, eben 
bei und eine durchaus andere ald in England gewefen ift. Und wenn baber 
ſchon bisher die deutſchen Gewerkvereine aus eigenem Antrieb ihre verſchiede— 
nen Caſſen ftreng gefondert haben: fo will ich fie daran auch durch das fünf: 
tige Reichsgeſetz feftgehalten miffen. Dann aber am Tiebften diefem eine Be— 
ftimmung beifügen, welde mit den Vorſchlägen des Herrn Dr. Zillmer 
übereinftimmt und doch wieder den engliſchen Verhältniſſen einigermaßen analog 
fein würde: nämlich die Verpflichtung ber Mitglieder, bei einer ungünftigen 
Bilanz der Caſſe das zur Wieverheritellung des Gleichgewichts Nöthige durch 
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außerordentliche Beiftenern aufzubringen. — Ich komme nun zum Schluß zu 
einem der ftreitigften Puncte, dem fünften meiner Refolutionen: 

„Verbindungen ſolcher gejetlich anerkannter auf Grund diefer Nor: 

matiobeftimmungen errichteter Caſſen mit andern Vereinen find zus 

läſſig, doch muß Mitgliedern, welche aus andern Gründen, als meil 

E ihrer Caffenpflicht nicht genügt haben, aus dem Verein und der 

afje ausgeichloffen werden, eine Entihädigung, entiprechend dem 

jeweiligen Werth ihrer Anjprüche an die Penfionscaffe gezahlt werden.” 

Dieine Herren! Gerade diefe Verbindung von Hilfscaffen mit Vereinen all 
gemeinerer Tendenz hat auf dem volkswirthſchaftlichen Congreſſe zu Crefeld den 
meiften Anſtoß erregt und ihre Zuläfjigkeit ift daher auch in den Refolutionen 
veffelben direct ausgeihlojfen worden. 

Der dortige Referent, Herr Dr. Eras, welchen wir ja aud die Ehre 
haben, bier unter uns zu jehen, jagt über dieſen Punet, indem er eine, meiner 
hier vorliegenden Refolution entiprechende, Beftimmung aus einer „Sranfen= 
und Begräbnifcafje” der deutſchen Gewerfvereine anführt: „Aud in diefem Falle 
bleibt e8 immerhin eine Härte, um nicht zu jagen ein Unfug, daß Jemand 
mit einer Fleinen finanziellen Abfindung entlaffen wird aus einem rein geſchäft-— 
lihen VBerbande, weil er nicht mehr für würdig befunden wird, einem 
gewiffen andern politifchen Vereine anzugehören.” 

Und fügt dann weiter hinzu: 

„Eine ſolche Verbindung der Alteröverforgungscaffen mit Jocial- 

politiihen Agitations-Vereinen erjcheint in volfswirthichaft- 

licher Hinficht al8 durchaus unftatthaft.“ 
ohne dieſe Unftatthaftigfeit aber irgend wie näher zu begründen. Ich glaube, 
aus dem ganzen Gange meines Neferats läßt fich der Irrthum des Dr. Eras 
flar erkennen. Er ſpricht von den Hilfscafien der Gemerfvereine als von 
„rein geichäftlichen Vereinen”. Wie ic) aber dargelegt zu haben glaube, find 
diefelben durchaus feine rein „geſchäftlichen Vereine” und follten meiner Anficht 
nah auch nie zu ſolchen herabſinken. Sodann find fie aber auch feine politt- 
ſchen Vereine und auch nicht vorwiegend agitatorifher Natur, ſondern e8 find 
Bereinigungen der wirthſchaftlich Schwachen zu gegenleitigen Schute in allen 
Yagen des Lebens. Daß aljo die Zugehörigkeit zu der AlterSverforgungscaife 
eines Gewerkvereind von der Zugehörigkeit zum Hauptvereine felbft abhängig 
bleiben muß, ift, wie ich meine, ein Axiom, das den Bedingungen ded genofjen= 
ſchaftlichen Lebens auch auf allen andern Gebieten vollftändig entſpricht. Wenn 
nun aber ſelbſt die Gewerfvereine Englands im Laufe der Zeit in ihren ent= 
Iprechenden Gafjen mehr und mehr auc den Character der Berficherungsgefell: 
Ihaften angenommen haben: fo jcheint e8 mir allerdings geboten, daß auch die 
deutichen Gewerkvereine das Statut ihrer Invalidencaſſe, welches jett einen 
völligen Ausſchluß aus derfelben ohne Entihädigung mit dem Austritt oder 
Ausſchluß aus dem Gemwerkverein jelbft vorjchreibt, dahin abändern, daß in 
ſolchem Falle eine Entjeyädigung eintreten muß, und daß in das Normativ- 
geſetz jelbft eine Beftimmung eingefügt werde, die allen derartigen mit andern 
Bereinen in untrennbarer Berbindung ftehenden Caſſen, die Verpflichtung auf- 
erlegt, Mitgliedern, welche aus andern Gründen als wegen Nichtzahlung der 
Beiträge ausgeſchloſſen werben, eine, nad dem Werthe ihrer bisher gezahlten 
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Beiträge abzumefjende, Entihädigung zu gewähren. Ich bin überzeugt, daß die 
weitaus überwiegende Mehrzahl der Mitgliever der deutſchen Gemerkvereine 
nicht8 gegen eine dahin zielende Abänderung ihrer Statuten und nicht gegen 
eine Died allgemein anorbnende Beftimmung des Geſetzes einzuwenden haben 
wird. Sie aber, meine Herren, muß ich bitten, auch nicht die freie Bewegung 
der Vereine weiter einzuengen, ald die von mir vorgejchlagene Refoßhtion zuläft. 
Denn nur dann werden Sie das erreichen fünnen, mas Sie anftreben, eine all: 
mälige Berföhnung des Arbeitgeber = und Arbeitnehmerftandes gerade durch das 
Mittel derartiger Verforgungscaffen. Ich erfenne vollftändig den guten und treff— 
Yihen Willen, wie er ſich namentlidy in dem Gutachten des Herrn Kalle um 
vielleicht nocy mehr in dem des Herrn Aſſeſſor Hiltrop ausſpricht. Yu den 
Ausführungen des Legteren über die Lage der Arbeiter im Allgemeinen, über 


achtſtündige Arbeitäzeit u. dergl. werben gewiß die meiften Mitglieder unferes 
Bereind gern ihr Einverftändniß zu erkennen geben. Aber beide Herren ver: 
greifen fich vielfach in den Hülfsmitteln, welde fie anwenden wollen, um eine 


rößere Harmonie der Intereffen auf diefem Gebiete hervorzurufen. Wenn Her 
g 


Kalle z. B. glaubt, daß die gemeinſame Betheiligung von Arbeitern und Ar: | 
beitgebern an der Verwaltung feiner Zwang sverfiherungsanftalten dazu dienen 
fol, die Leute, jo zu Jagen, menjchlid einander näher zu rüden, jo befindet er 


fi) meiner Anfiht nad) in einer irrigen VBorftellung ; derartige Caſſenverhältniſſe 
find zu trodener Art, um zu wirflid näheren geiftigen und gemüthlichen per: 
fünlihen Beziehungen Anlaß zu geben. Außerdem können ja gerade aud bier 
neue Konflicte entjtehen, da die gleichmäßige Betheiligung von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern an der Verwaltung den letzteren wohl einen Einblick in alle 
Berhältnifje verihafft, aber ihnen feineswegs die Gewähr bietet, auch den be 
rechtigten Intereſſen ihrer Genoſſen vollftändige Berüdfichtigung zu verichaffen. 
Ich glaube, vor Allem muß man auf diefem Gebiete nach Klarheit ftreben. 
Wenn Herr Affeffor Hiltrop dagegen fagt: „Capital und Arbeit find auf 


| 


einander angemiefen und haben gemeinfame Interefien“, jo kann man zugeben, | 


der Sat ſei in abstracto richtig, und wenn beide ihre Intereffen immer rich— 
tig verftünden, jo könnten auch in der Praris im concreten Falle ihre Interefien 
gemeinfame fein. Wie heut die Dinge aber Tiegen, wie fich heut Arbeiter und 
Arbeitgeber noch gegenüberftehen, läßt ſich dies richtige Verftändnig der gemein- 
famen Interefjen weder vom Capital, noch von Seiten der Arbeiter nachweilen. 
Wie heut noch die Dinge liegen, ift es daher nicht richtig, daß namentlich bei 
der Beſtimmung der Lohnfäge Dit Interefjen des Arbeitgebers und Arbeit 
nehmers identifch feien, ſondern fie find vielmehr die entgegemgefeg en. 
Denn wenn man die Arbeit ald eine Waare betrachtet, fo muß Jeder, der Be 
darf an diefer Waare bat, fie fo billig als möglich einzukaufen fuchen, wer fie 
aber zu verfaufen hat, wer Arbeit anbietet, muß ftreben, ſolche fo hoch als 
möglich zu verwerthen. 

Man kann auch jagen, das Interefje von Autor und Verleger gehe überall 


Hand in Hand. Ia, meine Herren! aber wie viele Streitigkeiten hat es nicht auf 


diefem Gebiete gegeben, und wie oft find nicht in Scherz und Ernft von Schriftftellern 
Bemerkungen der ſchärfſten Art gefallen, 3. B. „die Verleger find bemüht, uns 


zu ihren weißen Eclanen herabzudrüden“. Diefe Bitterkeit hat ſich gegemmärtig 


wohl faft ganz glüdlicher Weiſe aus dem literariſchen Verkehr verloren. da, 
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aber warum? Weil die Schriftfteller fich allmälig eine ſociale Poſition errungen 

haben, welche ihre Stellung bei Abſchließung der Verlagsverträge zu einer voll- 
ftändig freien gemacht bat, von welder die Stellung der Arbeiter bei Ab- 
Ihliegung der Arbeitöverträge heut noch eine grundverſchiedene ift. 

Nur wenn Ste daher auf diefem Gebiete den noch vorhandenen Gegenfak 
der Intereffen unummunden anerkennen und ihm den unbejchränften Spielraum 
zu feiner Geltendmachung gewähren, werden Sie, allerdingd durch mande Ir» 
rungen und manchen Kampf hindurch, zum Frieden, zur Ausgleihung der In— 
tereffen gelangen. 

Alfo, meine Herren! geben Sie der Arbeiterwelt das Mittel, welches noth= 
wendig ift, um eine folche freie jociale Poſition zu erringen, wo fie ihre In— 
tereffen in gleichberechtigter und gleich wirffamer Weife geltend machen kann. 
Und das iſt ja nad der einftimmigen Meimung aller Derer, die fich eingehend 
mit dem Studium Ddiefer Verhältniſſe beichäftigt Haben, nicht die einmalige, 
plöglihe und gleichſam milde Coalition, jondern die dauernde, geregelte, plans 
mäßige, wie fie fich in der gemeinfamen Schutgenofienihaft der Gewerfvereine 

darſtellt. Werden ſolche Coalitionen dauernde, jo werben die Arbeiter je länger je 
mehr neben der Sicherſtellnng ihres Verhältniſſes und der Geltendmachung ihrer 
Intereffen gegenüber den Arbeitgebern auch die andern friedlichen Zwecke, wie 
derjenige ift, der uns heut beichäftigt, gewiß feft ins Auge faſſen. Und je mehr 
eine jolhe dauernde Coalition erftarkt, je mehr fie Mittel anfammelt, um fo 
weniger wird fie geneigt fein, ihr Vermögen durch Teichtfinnige Arbeitseinftellun= 
gen au'fs Spiel zu ſetzen. Das geht ja aus fo vielen Actenftüden aus der 
Geſchichte der englifchen Gewerkvereine hervor, von denen ich Ihnen nur zwei, 
von denen, die Brentano mittheilt, worlefen will: 
©. Ddger, der Secretär des Londoner Gemerfvereinsrathes ſagt: 
„Arbeitseinftellungen find für die fociale, was Kriege für die politifche 
Welt; fie werden Berbredhen außer durch abſolute Nothwendigkeit 
hervorgerufen.” i) 
und Allan, der Seeretär der Vereinigten Majchinenbauer, führte wor der 
König. Commiffion zur Unterfuhung der Organifation der Gewerkvereine 
aus (Qu. 827): 
„Die Mitgliever der Gefellihaft find im Allgemeinen ganz entjchieden 
gegen alle Arbeitseinftelungen, und die Thatſache, dag mir ein gro— 
ßes Vermögen haben, verftärft diefe Abneigung. Sie wünjchen zu 
behalten, was fie erlangt haben. Derjenige, der feinen Schilling 
befigt, hat feinen Anlaß, für viel bejorgt fein; aber mit einem jo 
großen angelammelten Vermögen, wie wir e8 befiten, werden wir 
zur äußerften Sorgfalt geneigt, es nicht verfchwenderifch zu veraus- 
gaben, und wir halten alle Arbeitsftillftände für eine vollfommene 
Verſchwendung von Geld, nicht nur, was die Arbeiter angeht, jondern 
ebenfo in Bezug auf die Arbeitgeber.” 2) 
Sp gefunde Anſchauungen haben Mitglieder dauernder Coalitionen, welche 
die Beſſerung ihrer focialen Stellung und gegenfeitige Berficherung und Selbft- 





1) Brentano, Arbeitergilden II. ©. 258. 
9) Brentano, Arbeitergilden I. ©. 209. 
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hülfe in allen Yagen des Yebens zu ihrer Aufgabe gemacht, — in England freilich 
nah langen und oft ſchmerzlichen Erfahrungen fich erworben. Meine Herren! 
Halten wir denn unfer Volk für jo viel geringer als die ſtammverwandte 
Nation, daß wir nicht hoffen dürften, mit demjelben Erfolge diejelben Wege 
wandeln zu jollen, wie jene?! 

Meine Herren! Wenn Ste fich geftern genöthigt gefühlt haben, in Ihrer 
Majorität ein Ausnahmegefes für den Arbeiterftand zu votiren, weil Sie 
glaubten, daß Rechtsgefühl und Moralität in demſelben erſchütter fei: jo haben 
Sie heute gewiß nun um fo mehr die Pflicht, auch nun durch die Geſetzgebung 
ſolche Organiſationen zu Fräftigen, die in dem Arbeiterftande die Entmwidelung 
aller der idealen Momente möglich machen, melde wir doch jo jehr gemeigt 
find, als das vorzugsweiſe Erbtheil gerade unferer Nation hinzuftellen. Meine 
Herren! Wollen Sie denn die Nation in zwei Theile zerreißen, von denen der 
eine geleitet wird von den höchften idealen Impulſen, und der andere nur 
dahinlebt in gemeiner Rohheit und thieriihen Genüffen ? Nein, meine Herren, 
das, was unjere Nation zu den höchften Yeiftungen in Kunſt und Wiffenſchaft 
und neuerdings zu großen Yeiftungen auf dem Gebiete des Staatslebens ge: 
führt hat, das wird aud für die große Maſſe des Volks das Wichtige und 
Bahnbrechende fein, geeignet , alle Uebelftände zu befeitigen. Aber, meine Her: 
ren, dazu gehört Freiheit der Entmwidelung und Vertrauen der Höhergeftellten 
und geiftig Erleuchteten zu allen Mitgliedern eben diefer Nation! — (Großer 
Beifall.) 


Kejolutionen. 


1) Die ei der Arbeiter ift der Rentenverficherung nicht ver: 
zuziehen. 

2) Die ſchleunige Regelung des Penſionscaſſenweſens der Arbeiter durch die 
Reichsgeſetzgebung iſt nothwendig: 

a) Weil nur durch dieſe die in einzelnen Bundesſtaaten eingetretene Rechts- 
unſicherheit bezüglich des Caſſenweſens der Arbeiter vollſtändig im 
Sinne und in Fortbildung der bisherigen Reichsgeſetzgebung beſeitigt 
werden kann. 

b) Weil nur auf einem großen einheitlichen Rechtsgebiet umfaſſende Caſſen 
errichtet werden können, welche ihren Mitgliedern die volle Freizügig 
feit gewährleiften, zugleich aber durch die große Zahl ihrer Theil: 
nehmer das Gele der verichtedenen Zufälligkeiten, gegen welde ver: 
fihert werden fol, am reinften zur Erſcheinung fommen laffen, und 
dadurch im Stande find, ihren Mitgliedern für die möglichft gering: 
ften Opfer die größten Leiftungen zu gewähren. 

3) Das zu erlaffende Reichsgeſetz hat die Normativbeftimmungen 
derartiger Caſſen feftzuftellen, wermittelft deren Erfüllung ſolche ohne beſon— 
dere obrigfeitliche Conceſſion in’8 Leben treten und die Nedhte einer jurifti: 
hen Perſon erwerben können. Die bereit8 beftehenden nad landee: 
gefeglichen Beſtimmungen auf geſetzlichem Zwange beruhenden Cafjen follen 
durch dieſes Geſetz nicht berührt werden, doch foll der Beitritt oder das 
Verbleiben in denſelben für ſolche Perſonen nicht mehr obligatoriſch 
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jein, welche einer freiwilligen auf Grund der gedachten Normativbedingungen 

anerkannten Cafe angehören, die mindeſtens dieſelben Leiftungen als 

die entſprechende Zwangscaſſe ihren Mitgliedern in Ausſicht ftellt. 

Den Normativbeftimmungen ſelbſt ift die vollftändige Selbftverwaltung ber 

Caſſen zu Grunde zu Iegen, doch ift durch die Einwirkung ſtaatlich appro— 

birter Sachverſtändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, ſowie durd; 

Errichtung einer oberften ſachverſtändigen Behörde den Mitgliedern eine 

Garantie Dafitr zu verihaffen, daß für Die einzuzahlenden Beiträge die ver: 

Iprochenen Yeiftungen auch wirklich dauernd gewährt werden fünnen. 

5) Verbindungen folder geleglich anerfannter, auf Grund dieſer Normativ— 
beftimmungen errichteter Caſſen mit anderen Bereinen find zulälfig, doch 
muß Mitgliedern, welche aus anderen Gründen, al8 weil fie ihrer Caſſen— 
pfliht nicht genügt haben, aus dem Vereine und der Caſſe ausgefchlofjen 
werden, eine Entjhädigung entiprechend dem jeweiligen Werthe ihrer An- 
Iprüche an die Penfionscaffe gezahlt werden. 


He 
u 


— 





Vorſ. Prof. Dr. Nafje: Wir treten in die Generaldiscuffion. Diele 
wird fich wahrjcheinlic ganz überwiegend auf die Hauptfrage erftreden, ob und 
inwiefern Zwang bei Einrichtung der Caſſen erftrebensmwertb iſt. Ich möchte 
Ihnen deshalb vorichlagen, ſich in der Generaldiscuffion als Redner für und 
wider Zwang anzumelden 

Wenn die Berfammlung fich für Zwang entfcheiven ſollte, jo würde wieder 
eine Specialdiscuffion gar nicht nothwendig fein. Wenn aber die Thefen des 
Referenten verworfen und nicht Zwangs- ſondern freie Caffen, nach den Vor— 
ſchlägen des Correferenten, beliebt werden follten, dann glaube ich allerdings, 
die drei Paragraphen, die ſolche Normatiobeftimmungen enthalten, noch einmal 
in einer Spectaldiscuffion durchberathen laſſen zu müffen. 


Generaldebatte. 


Frhr. v. Dergen (Borfteher der Stadtmiffion in Hamburg) (für): 
Meine Herren! MS wir vor zwei Jahren bier verfammelt waren, wurde von 
einem Mitglievde der Gewerkvereine — ich glaube e8 war Herr Janfon — 
gelagt: „Streihen Ste aus dem Lexikon der Arbeiter das eine Wort — 
„Hülfloſigkeit“ — und Sie nehmen der focialen Frage, ſpeciell der Arbeiter: 
frage, augenblidlich den Stachel!“ Ja, meine Herren, das ift ganz richtig, in 
den Worten „Hülflofigfeit und Ausfichtslofigkeit”, darin Liegt Alles beichloffen, 
was den Arbeiter niederdrüdt und zur Verzweiflung ſchließlich führt. — 

Bor Allem drüdt e8 ihn nieder, wenn er die Ausjicht bat, daß er und 
die Seinen im Alter nicht verforgt find, und daher ift e8 ein eminent praktiſches 
Thema, mit dem wir und heute befallen, nur eine andere Frage ift es, ob dies 
Thema heute Schon ſpruchreif ift. — 

Geftatten Sie mir, daß ich trog der geftrigen Bemerkungen aud heute 
wieder auf Hamburg exemplificire, wo ich jeßt gerade wohne und daher bie 
- Berhältnifje dort vor anderen befjer fenne. Meine Freunde und id), wir Haben 
kürzlich berechnet, daß ein Hamburger Arbeiter, auch bei gutem Berdienfl, wenn 
ihm 3. B. in ſchneller Reihenfolge drei Kinder geboren werden und die Frau 
dann vielleicht erkrankt, ſchon in bedenkliche Noth geräth. Es ift daher gewiß 
wichtig, daß ein ſolcher Mann die Ausficht Hat, irgendwie für fein Alter gejorgt 
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zu fehen. Wie ift das nun zu bewerfftelligen in unjeren zerfegten Zuftänden ? 
Denn, meine Herren, geftehen wir e8 uns nur ganz offen ein: wir befinden 
und momentan wirtbihaftlih in chaotiſchen Zuftänden, und in dieſes Chaos 
hinein können wir nie und nimmer, bevor wir nicht nad) irgend welcher Seite 
hin corporative Verbände ſchaffen, Alterverforgungs- oder Penfionscaffen gründen, 
und ift die, glaube ich, auch direct oder indirect von beiden Referenten zuge— 
geben worden. Mir ſchwebt nun al8 ein zu fchaffendes organifches Gebilde vor, 
daß die Nefte des Gewerbe: und kleinen Fabrifftandes in irgend einer Weife 
wieder fich, nach Analogie der alten Innungen, corporativ zufammenfchliegen 
müfen, und ebenjo müßte es verjucht werben mit den Arbeitern der Groß— 
induftrie, nur dann find wir überhaupt in der Lage, den Begriff „Arbeiter“ ge 
ſetzlich wieder feitzuftellen, und das ift doch wor allen Dingen nothwendig. Was 
ift jet ein Arbeiter? Niemand weiß es. Ich habe 3. B. im letzten Winter, 
als ich der ſocial-demokratiſchen Bewegung näher trat, um biejelbe genau Fennen 
zu lernen, mich in den „Allgemeinen deutjchen Arbeiterverein” aufnehmen laſſen — 
da war ich anerkannt als Urbeiter, und al8 ich dann einmal eine mißliebige 
Aeußerung über Ferdinand Laſſalle machte, wurde ich fofort in den Liſten ge- 
ftrihen — da war ich fein Arbeiter mehr, jo fann e8 heute aber jedem Arbeiter 
gehen, und kann e8 für Andere jchmerzlichere und empfinvlichere Folgen haben, 
als es für mich hatte, der ich mid) über diefen Gewaltact tröften konnte. Denken 
Sie ſich aber, ein armer Familienvater ftände fo unfiher, — nein, es ift 
durchaus nöthig, daß hier Ordnung und Klarheit geichaffen werde über die 
nothwendigften Sundamentalbegriffe, bevor wir Alterverforgungs=: und Benfiong- 
caffen in's Leben rufen fönnen. 

Ich fürchte nun zwar, daß wir nicht mehr potent genug fein werben, folche 
corporative Inftitutionen, wie fie mir vorjchweben (vielleicht iſt e8 etwas zu kühn 
und ideal) durch unfere gejeggebenden Factoren ins Leben gerufen zu fehen, 
Inftitutionen, die nad) Analogie der Innungen zugleich einen erziehlichen Einfluß auf 
die Jugend ausüben müßten, namentlich auf die Pehrlinge; auf diefe habe ich 
es beſonders abgejehen, denn fie find der Nachwuchs unferer Arbeiterbevölferung. 

Unfer geftriger Referent, Herr Prof. Held, hat ſchon darauf hingewieſen, 
daß die Lehrlingsfrage eine der wichtigften fer, denn durch die Zuchtlofigfeiten, 
die auf viefem Gebiete herrichen, ziehen wir uns ein Heer von Proletariern 
heran. Ich ftehe mitten im praftiihen Leben und kenne die Gefahren daher 
genau, die von diefer Seite und drohen, und wie furchtbar unfer ganzes Volks- 
leben durch die Gefeglofigfeit nach dieſer Seite hin gejchädigt wird. Alle Ber: 
ſuche der Privatthätigkeit find hier Tropfen im Meere; Gefege müſſen wir wieder 
haben, Gefege! Das ift für alle intendirten Berbefferungen bie erfte Vor— 
bedingung. Ich ftehe nicht an, in der Generalvebatte mit Ihrer Erlaubniß auf 
diefe doch nur mehr ſcheinbar fernliegende Frage einzugehen, denn fie trägt zur 
Beleuchtung der ganzen Situation wejentlid bei und hängt in Wirklichkeit doch 
organiſch mit ihr zufammen. So hat z. B. die „innere Miffion” über ganz 
Deutfchland Hin 400 Rettungshäuſer in's Leben gerufen, d. h. Anftalten zur 
Rettung ſittlich gefährdeter Kinder, und befinden ſich in diefen Häufern zur Zeit 
12,000 Kinder; ebenfo hat fie Erziehungsvereine in’8 Leben gerufen mit weis 
teren 12—15,000 Rindern. Es befinden fich zur Zeit alfo immer unter diefer 
Dbhut über 24,000 Kinder, die bewahrt und geleitet werden, damit ihr Lebens- 
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weg nicht bergab, ſondern bergauf gehe; Sie werden zugeben, eine große und 
ſchwere, aber doch herrlihe und, man ſollte denken, hoffnungsvolle Arbeit. Wenn 
nun jo ein Knabe, der fittlich etwas erftarft ift, im fechzehnten Jahre etwa in 
die Lehre kommt, jo erzog ihn früher der Meifter weiter, heute kann aber bei 
der erſten ihm conventrenden Gelegenheit der junge Burjche erklären: „Ich bin ein 
freier Mann, ich gehe aus der Lehre!” feine Macht kann ihm dann zwingen, 
keine Autorität ihn wieder zurüdbringen, er tft rechtlich ein freier Mann, aud) wenn 
er factifch noch ein umreifer Junge ift, und die ganze jahrelange Arbeit an ihm iſt 
verloren, ja er jelbft geht meiftens dann verloren. Ich rufe ſolchen Zuftänden 
gegenüber das Mitleiven bejonders eines Jeden, der an der Geſetzgebung be: 
theiligt ift, an, ſich doch mit aller Energie dahın zu erklären, daß die Tyrannei 
des wirtbichaftlichen Liberalismus bier gebrochen werde. Meine Herren! id 
glaube wie gejagt jelbft nicht daran, daß in den nächſten Jahren jchon auf dem 
Wege der Gefeggebung, durch den Reichötag, Inſtitutionen geſchaffen werben, die 
eine Beſſerung bewirken würden: der offictelle Wind weht nod zu ſtark von 
Mancheſter herüber und die Mifere unferer Zuſtände füllt noch nicht ſcharf genug 
in die Augen, denn wir haben noch einen zu guten alten Veftand, von dem wir 
zehren können. Aber wie lange wird's nod währen? Jedenfalls Zeug: 
niß dagegen abzulegen gilt es heute ſchon. Bedenklich geht's ſchon 
bergab in unſerem ganzen Volksleben; aber das thut ja nichts, denken unſere 
Volksbeglücker wahrſcheinlich, wenn die Theorie nur gerettet wird. 

Wenn nun aber wirklich auf dem Wege der Geſetzgebung keine Remedur 
zu erhoffen iſt, ſo bleibt als letzte Zuflucht nur ein Eingehen auf die Gewerk— 
vereine. Gut — laſſen Sie mich über dieſe ein Wort ſagen. Große Schwär— 
merei für ſie habe ich nicht, aber die Furcht daß die Gewerkvereine organiſirte 
Kampf- und Kriegscaſſen find, theile ich erſt recht nicht. Meine Herren, der Ge 
brannte heut das Feuer. Die Laſſalleaner und Volksſtaatler ſchon Haben einen 
gewaltigen Reſpeet vorm Strifen, um jo weniger werden die Gewerkvereinler, 
die mehr und mehr von bejonnenen Männern geleitet werden, ſich auf leiht- 
finnige8 Strifen einlafien! Die Schwäche der Gemerfvereine Liegt meiner 
Anfiht nady heute noch hauptfächlich darın, daß fie auf die Jugend, auf bie 
Lehrlinge, nicht erziehlich einzuwirken ſuchen, während man anerkennen muß, dat 
fie für die Fortbildung ihrer Mitglieder Erhebliches Teiften und dieſelben auch 
por dem zerfegenden antireligiöjen Geift focialdemofratiiher Verſammlungen 
bewahren. — Sie ignoriven wenigftend die Religion. Suchen wir faute 
de mieux Daher den Gewerfvereinen geſetzliche Förderung zu  verichaffen, 
damit menigftend ein Damm aufgerichtet werde gegen den Strom, der ſo 
bedenklich anſchwillt und Alles mit ſich fort zu reißen droht — die Gefahr 
iſt groß. Es iſt geſtern ſchon darauf hingewieſen worden, und es iſt wahr— 
lich in ſeiner Gefahr nicht zu unterſchätzen, wenn Tag für Tag in den großen 
von Tauſenden bejudten Bolfsverfammlungen der Jugend, der Blüthe un— 
ſeres Volls, der letzte Reſt von Gottesfurcht aus dem Herzen geriſſen wird. 
Darüber erſchrickt ſogar ein Mann wie Herr v. Treitſchke — aber bezeichnend 
iſt es, wie er, der gelehrte und geiſtreiche Mann, ſich über die Bedeutung und 
das Wefen der Religion jo — menig ideal — ausſprechen kann, wenn er in 
ſeinem Aufſatz: „Der Socialismus und feine Gönner“ zu der hoben Auffaffung 
fih erhebt: „daß, wer den frommen Glauben, das eigenfte und befte des 
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armen Mannes, zerjtört, als ein Verbrecher an der Gefellfichaft handle“. Alſo 
die Religion das eigenfte und befte des armen Mannes! Was ift denn 
da8 eigenfte und befte des „reichen” Mannes? Alſo für den „armen“ 
Mann, für die umteren Klafjen ift die Religion nothwendig, gleichſam als 
Gensd'arm, als Polizift dienend, um ihn im Zaume zu halten, damit er nicht 
ein Verbredier an der Gejellichaft werde. Meine Herren, idy meines Theils 
danfe für ſolche Religion ! | 


(Der Borfigende unterbricht den Redner, da die zehn Minuten Rede: 
zeit um find. Auf Wunſch der VBerfammlung fpricht Nedner weiter.) 


Meine Herren! Ich danke Ihnen für Ihre Nachficht und Geduld, ich 
werde Diejelbe nicht mißbrauchen, ſondern mid nunmehr — gleichſam zur 
Specialdebatte wendend — ganz furz zu faſſen ſuchen. Damit für die armen 
Arbeiter doch wenigftend etwas zu Stande fommt, fordere ich Dotirung der zu 
gründenden Alterverſorgungs- und Penfionscaffen aus Staatsmitteln. Konnte 
Victor Aimé Huber einft für Probuctivaffociationen auf 25 Jahre pro anno 
zehn Millionen fordern, fo werden wir, die Milliardengeneration, doch gewiß 
einige Millionen für eine wirklich praftiihe Sache flüffig mahen fünnen ! 

Alſo in erfter Yinie wäre ich dafür, daß wir e8 ertrebten, durch die Geſetzgebung 
corporative Organifationen in der von mir oben angegebenen Weile zu Ichaffen, 
wenn dieje aber nicht zu erlangen find, dann bin ich für unbedingte Anerkennung 
und Förberung der Gewerfvereine, dann dotire man ihre Gafjen aus Staatd- 
mitteln, das wird jolhe Anziehungskraft ausüben, daß die Arbeiter dann den— 
jelbn beitreten werden, auch wenn die Gewerkvereine das Princip der Freiwillig: 
feit beibehalten möchten, dann kommt wenigftend für die Arbeiter ein praftiiches 
Rejultat heraus. — Im Uebrigen aber danke ich Ihnen, daß Ste die Plau— 
dereten eined Paten jo nachſichtig angehört haben. 


Dr. Zillmer (gegen): Meine Herren! Die Gründe gegen den Zwang 
zum Beitritt zu Penfionscaffen find vom Correferenten in einer ſolchen Gründ— 
Ichfeit und Ausführlichkeit vorgetragen worden, daß ich mich darauf beichränfe, 
einzelne Gefichtöpunfte, namentlid vom Standpunkte der Technik aus, hervor: 
zubeben, 

e Das ideale Ziel, welches man mit den Verficherungscaffen erreichen will, 
wäre, daß Jeder im Falle der Unterbredung feiner Arbeitsfähigfeit oder im Alter 
genügend verforgt würde. Das Gejeg kann aber den Menjchen nicht dazu 
erziehen, daß er mit den Mitteln, die ihm für feine Berforgung durch die Caſſe 
geboten werden, wirklich feine Bedürfniſſe in rationeller Weife befriedigt. Sie 
erreichen aljo mit dem Zwange nicht das, was Sie erreichen jollen. Wenn Sie 
aber das Ziel nicht erreichen trotz des Zwanges, jo erreihen Sie dadurch nicht, 
daß eine Bedingung für den wirthihaftlichen Frieden geboten wird, ſondern es 
wird im Gegentheil ein neuer Streitpunft werden, indem Viele meinen, daß fie 
zu Abgaben gezwungen werden, die dem Zwecke nicht entiprechen. 

Vom techniſchen Standpunkte aus muß man verlangen, daß die Leitung, 

7 * 
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die von der einen Seite gefordert wird, der von der anderen Seite gebotenen 
Leiftung entſpreche. Die Grundlagen für die Berechnung der hier in Rebe 
ftehenden Leiftungen find aber heute noch jo unbeftimmt, daß e8 volftändig un= 
möglich ift, für die einzelnen Altersclaffen diejenigen Beiträge anzugeben, die für 
die Penſion erforderlich find. Es wird dies um fo weniger möglich, als ja im 
Allgemeinen beabfichtigt wird, die Wittwen- und Waifenpenfion zu verbinden mit 
der Benfion für das eigene Alter. Für Wittmenpenfionen finden wir bei ver: 
ſchiedenen Anftalten vationell berechnete Tarife. So wird ja auch bei der All- 
gemeinen preußiichen Wittwen-Berpflegungs-Anftalt der Theil der Beiträge, ben 
die Beamten zahlen müfjen, nach einem beftimmten Tarif ermittelt. Aber 
ſoweit mir die Beftrebungen für allgemeine Benfionscaffen bekannt find, bat 
man dort nicht die Abficht, für beftimmte Altersverhältniffe des Ehemann 
und der Ehefrau die Beiträge zu fordern, fondern wenn ein Mitglied ftirbt 
und eine Wittwe, gleichviel ob dieſe die erfte oder zweite ac. Ehefrau, 
hinterläßt, jo foll letztere Unterftügung haben. Da fehlt jede Grundlage für 
die Bemeffung des Beitrages; denn wenn ein Mann Wittwer wird, jo kann 
er fich ja nad) kürzerer oder längerer Zeit wieder verheirathen. Wie fol man 
nun im Voraus den Werth der Wahrfcheinlichkeit dafür ermitteln können, ob 
ein Mann eine Wittwe und mit welchen Penfionsanjprüchen hinterlaſſe. 

Diefelbe Unbeftimmtheit eriftirt bei der Waifenverfiherung. Hier handelt 
e8 fih darum, daß beim Tode des Ernährers Kinder hinterbleiben, die noch 
nicht über das Alter hinaus find, wo fie noch Wailenpenfion befommen follen. 
Ja, die Statiftit mag noch fo genau jet die Anzahl der Waiſen feftftellen, die 
auf eine beftimmte Anzahl der Arbeiterbevölferung kommt; aber fie fann nicht 
berechnen, wie groß die Wahrfcheinlichfeit für den Einzelnen ift, zu verforgende 
Waiſen zu Hinterlafien. Kann man aber die Beiträge nicht bemeſſen, jo kann 
man aud) von feinem Arbeiter durch das Geſetz fordern, daß er einen beftummten 
Beitrag zahle. 

Noch eine andere Seite ift bier vom technifchen Standpunkte aus zu er- 
örtern. Ebenſowenig wie man im Boraus angeben fann, welder Beitrag für 
den Penfionsfonds erforderlich ift, kann man im Laufe der Zeit feftftellen, welches 
Capital für die ferneren Leiftungen der Caſſe nothwendig if. Soll eine Caſſe 
lebensfähig fein, jo muß zu jeder Zeit die Summe des vorhandenen Vermögens 
und des Werthes der von den Mitgliedern nod zu erwartenden Beiträge zu— 
jammen den Gegenleiftungen der Caſſe entjprechen. Derjelbe Umftand, der die 
genaue Beitimmung der Beiträge unmöglich macht, läßt auch nur eine ungenaue 
Schätzung der zufünftigen Leiftungen zu, ſowohl in Betreff der Wittwen- als 
der Waifenverforgung. Die Folge davon ift, daß wegen diefer ungenauen Er: 
mittelung das rechnungsmäßig erforderliche Vermögen höher geftelt wird, als 
es wirklich nothmwendig ift; und zwar um duch reichlichere Capitalanfammlung 
die Gefahr zu vermindern, einen unzureichenden Fonds Hinzuftellen. Die Folge 
davon ift, daß die Caſſen mit derartiger Beftimmung theurer zu ftehen fommen, 
als bei rationeller Einrichtung nöthig if. Zu gleicher Zeit fer hierbei erwähnt, 
daß die Bedingungen für die Lebensfähigkeit ſolcher Caſſen durchaus nicht jo 
befannt find, als es eigentlich nöthig wäre. Mir ift diefer Tage das Gutachten 
eines Sachverftändigen zugegangen, welches ſich auf eine neue Gejegesvorlage 
bezieht, welche Seitens des Reichskanzleramts an die einzelnen Regierungen 
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gegangen ift, und welches gerade jpeciell die Unterftügungscaffen betrifft. Das 

Geſetz ſelbſt kenne ich nicht; ich kann nur die einzelnen Beftimmungen entnehmen, 

wie fie in diefem Gutachten behandelt find. Und in diefem Gutachten wird 
erwähnt, daß der Gejegentwurf worjchreibt: 

„Meberfteigen in einigen aufeinander folgenden Jahren die ordent- 

lihen Ausgaben die Einnahmen, jo Dürfen die Beiträge erhöht werben.“ 

Alſo es fol das ſimple Kriterium angewendet werden, daß, wenn Die 
Ausgaben die Einnahmen überfteigen, dann die Beiträge erhöht werden können. 
Bekanntlich ruhen ſämmtliche Verficherungen, die mit dem menjchlichen Leben in 
Berbindung ftehen, darauf, daß für zukünftige größere Ausgaben Capitalien an— 
gefammelt werben müfjen. Bon der Nothwendigkeit einer Anfamınlung von 
Capital für fpätere Zeit jcheint in dem Gejegentwurf nichts angeführt zu jein, 
und erhielte die Vorlage Geſetzeskraft, jo würden derartige Cafjen, fo lange die 
Einnahmen die Ausgaben überfteigen, fich jeder rechneriſchen Tachverftändigen 
Gontrole enthoben glauben, und damit würde ein ficherer Untergang den Caſſen 
in Ausficht ſtehen. (Vor ſ. unterbricht, da 10 Minuten um; die Berfammlung 
wünjcht den Redner weiter zu hören.) 

Eine ähnliche Hintanfegung der Verpflichtung, in regelmäßigen Paufen 
Berechnungen des nothmendigen Vermögens anftellen zu laſſen, und falls dabei 
ein Deficit fi) ergiebt, dafjelbe auch zu befeitigen, findet ſich bei vielen Caſſen, 
3. B. auch bei den Schullehrer-Wittwencaffen im preußiſchen Staate. Nach dem 
Geſetz von 1869 wird für jede Provinz eine Schullehrer-Wittwencafje gebilvet, 
aus der jede Wittwe mindeſtens eine jährliche Nente von 50 Thaler erhalten 
fol. Das Gele jagt nun weiter: „Diefe Rente fann erhöht werden, wenn 
die Mittel der Caſſe es zulaffen; follten dagegen die Mittel der Cafje unzu— 
reihend werben, fo ergänzt der Staat das Fehlende. Hier ift aljo dem Staate 
die Garantie für die Caſſe auferlegt worden, er faßt jie aber in dieſer Weile 
auf, daß feine Verpflichtung erft eintritt, wenn überhaupt fein Pfennig mehr ın 
der Gafje, oder wenn anzunehmen ift, daß der Gafjenbeftand für die laufenden 
Ausgaben des betreffenden Jahres nicht ausreichen werde. Die Mitglieder. der 
Caſſe haben nun häufig die Meinung, daß eigentlich für ihre Beiträge die 
Gegenleiftungen der Caſſe höhere ſein könnten; und in der That —, wenn heute 
die Caſſen ganz neu gebildet würden für die neu in den Lehrerſtand eintretenden 
Perfonen, und diefe dem Geſetz entſprechend ihre Beiträge zahlten, jo würde bie 
Wittwenpenfion höher ausfallen können. Wenn nun auf den Wunſch der Mit: 
glieder, die Nente zu erhöhen, ausgerechnet wird, wieviel Fonds vorhanden fein 
muß, fo findet man faft immer ein großes Deficit, und zwar bei dem Minimal— 
betrage der Penſionen. Ber der Schullehrer-Wittwencafje des Negierungsbezirts 
Potsdam 3. B. beträgt das Defict ca. 40,000 Thaler, im Regierungsbezirk 
Merjeburg ca. 80,000 Thaler. Wenn der Staat diejes Deficit dedte, jo würde 
in einer Reihe von Iahren die Leiftungsfähigfeit der Caſſe wachſen; aber weil 
der Staat glaubt, erft eintreten zu mitffen, nachdem der Kafienbeftand erſchöpft 
it, und die Dedung des Deficits nicht ſofort erfolgt, jo wird die Dedung 
defielben, wenn nicht ganz fo doc theilmeis, abgewälzt auf die Schultern der 
Mitglieder. 

Ein anderer Gefichtspunft, über den ich fpeciell aus meiner Erfahrung 
etwas jagen kann, ift der Zuſammenhang zwiſchen anderen Bereinen und Pen: 
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fionsvereinen. Ich bin ſeit einer längeren Reihe von Jahren für einige Re 
gierungsbezirfe mit der Aufgabe betraut, die ſich neu bildenden oder organifirenden 
Sterbe:, Kranken- und Penfionscafjen hinfichtlicy ihrer Vebensfähigkeit zu prüfen ; 
und id) habe namentlid) aus der Provinz Brandenburg eine große Anzahl von 
ſolchen Caſſen geprüft. Die Prüfung erftredt fi) bet ſchon vorhandenen Caſſen 
auf die Zuläſſigkeit beabfichtigter Statutenänderungen, und bet neuen Cafjen auf 
Prüfung der Yebensfähigkeit überhaupt; und da habe ich ſolche Caſſen, die für 
fich Jelbftändig daftanden, faft ausnahmslos nur dann zu prüfen gehabt, wenn 
Statutenveränderungen vorgenoinmen werben follten, die den Zweck hatten, den 
ſäumigen Zugang neuer Mitglieder zu heben. Dagegen von neuen Gafjen — 
Sterbecafjen, Sterbe- und Kranfencaffen, PBenfionscafien — "habe ich faft nur 
joldye gehabt, die innerhalb eines beftimmten Vereins ihre Mitglieder erwarteten, 
und die Anzahl diefer Caſſen war eine ſehr große. So habe ih z.B. ın 
früheren Jahren Sterbecafjen für die Meitgliever des Treubundes, ferner für 
die Mitglieder beſtimmter katholiſcher Vereine und in der letsten Zeit in größerer 
Zahl für die Mitglieder der Krieger- und Landwehrvereine zu prüfen gehabt. 
Ich habe hierbei Die Ueberzeugung gewonnen, daß jene Vereine gerade durch 
die Vereinigung ihrer fpeciellen Vereinsbeſtrebungen mit den Berforgungsbeftre- 
bungen den letzteren am meiften Vorſchub geleiftet haben; und ebenjo werden 
die Gewerfvereine wie diefe Landwehr- oder Kriegervereine, wenn fie die Sache 
in die Hand nehmen, für ihre Alters- und Kranfenverforgung auf freiwilligem 
Wege beffer jorgen als auf dem des Zwanges. 


Ein Antrag des Dr. Eras ift inzwilchen eingegangen, er lautet: 
6 


„Der Berein befchließt, den Punkt 5 der Reſolution des Correferenten. 
folgendermaßen abzuändern: | 


„BVerbindungen ſolcher gejetlih anerfannter, auf Grund diefer Nor: 
matiobeftimmungen errichteter Caffen mit anderen Vereinen find zuläffig. 
Mitglieder dürfen aus der Vereind-Penfionscafje nur dann ausgeſchloſſen 
werden, wenn jie ihren Beitragspflichten zu dieſer Caſſe nicht genügten.“ 


Der Vorſ. Prof. Dr. Naffe erſucht, während der bevorftehenden Pauſe 
die Neuwahl für zwölf Mitglieder des Ausſchuſſes, die im Jahre 1874 aus: 
jcheiden, mittelft Stimmzettel vorzunehmen. 


(10 Minuten Paufe). 
ei 


Nach der Paufe werden die Stimmzettel von dem Schriftführer, Herrn 
Dr. von Bojanowski, eingefammelt, und das Reſultat mährend ben 
weiteren Berhandlungen ermittelt. 

In Fortſetzung der Discuffion erhält zunächſt das Wort 
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Prof. Dr. Held (für): Meine Herren! Wir Alle find der Anficht, daß 
eine möglichjt weit verbreitete Alteröverficherung der Arbeiter wünfjchenswerth 
ift und es fragt ſich nur, ob diefe durch Zwang herbeigeführt werben foll oder 
nicht. Es ſprechen nun für die Freiwilligkeit gewiß triftige Gründe. Es ift 
ja nicht zu leugnen, daß wenn durch freiwillige Bewegung eine allgemeine 
Alteröverfiherung der Arbeiter zu Stande füme, dieſe Dann den moralischen 
Einfluß, den man der Berficherung zufchreibt, in viel höheren Mafe ausüben 
würde. Aber wie die VBerhältniffe und Gewohnheiten unjerer Arbeiter einmal 
find, namentlich wenn man bedenkt, daß die Arbeiter gegenwärtig zu agitatori- 
ihen Vereinen viel mehr Neigung haben, als zu folchen, die unpolitiiche prak— 
tiſche Ziele verfolgen, jo iſt nicht zu erwarten, daß wir auf dem Wege ber 
Freiwilligkeit Großes erreichen werden. Die engliihen Beijpiele, die hier an= 
geführt wurden, kann ich nicht als maßgebend bezeichnen, denn was in England 
Ihon ſeit Langem gelingt, das gelingt deshalb noch nicht bei und. In England 
ft die freimillige Initiative zur Schaffung von Inftitutionen, welche dem Ein- 
zelnen, wenn auch nur in Zukunft praftiichen Vortheil bringen, weit mehr entwidelt 
ald bei uns, die wir zugleid gegen ftaatlihen Zwang geringere Abneigung 
haben. Die Gewerkvereine mit ihren Penfionscaffen insbejondere, jo ſehr ich 
ein warmer Freund dieſes Anfangs gewerblicher Organiſation bin, find gegen- 
über den engliichen Tradesunions und Friendly societies numeriſch fo unbe- 
deutend, daß wir von diefen Anfängen eine baldige Berallgemeinerung frei 
williger Verſicherung nicht erwarten fünnen, und eben der Vergleich unſerer 
Gewerkvereine mit den englifchen zeigt, daß ın Bezug auf rein freiwillige Organi— 
jationen Die Ausfichten bei uns andere find als dort. 

Wenn id; jo von der freiwilligen Initiative feine genügenden Reſultate 
erwarten kann, jo verfalle ich deshalb nit in das abjolute Gegentheil und 
will feinen die Freimilligfeit ertödtenden Zwang. Allgemein eingeführte, von der 
Gemeinde verwaltete, Local abgegrenzte Zwangscaffen für alle Lohnarbeiter könnte 
ich nicht billigen. Das Liefe in der That auf eine Kopfiteuer hinaus und würde 
gar feinen moraliich hebenden Einfluß üben können. Unfer Referent will aber 
in feinen Theſen einen derartigen mechaniſch wirkenden Zwang, der jede freie 
Regung tödtet, durchaus nicht. Vielmehr will er die freien Caſſen erhalten, 
zur Gründung, freier Caſſen anregen, dieſe durch gefetliche Normatiwbedingungen 
ftügen — und nur nad einem beftimmten Termin zur Ergänzung der freien 
Caſſen obligatorifche eintreten Laffen. 

Beſonders ſympathiſire ih damit, daß Referent jagt, es follten unter 
ftaatliher Mitwirkung Berbände eintreten. Dies ift vornehmlicy der princi— 
pielle Grund, wegen deſſen ic) mich dem Referenten anſchließe und für Zwang 
— in diefem Sinne — bin. 

Es iſt Aufgabe des Staats, da einzuſetzen, wo ein Keim der Organiſation 
ſich zeigt, den Bedürfniſſen, die ſich im freien Leben der Geſellſchaft entwickeln, 
enigegenzufemmen, fo daß fie auf geſetzmäßigem Wege und mit Kraft befriedigt 
werden können. Denn wir wollen ja Organifation der Gewerbe nicht durch 
Omnipotenz des Staates Ihaffen, aber unter Mitwirkung des Staats durd) 
Sammlung der focialen Kräfte aus der gegenwärtigen Anarchie ſich entwideln 
lafjen. Dabei ift es nun höchſt natürlih, ja bis zu einem gewilfen Grade 
nöthig, daß man zunädft an das vor Allem hervortretende Bedürfniß der Ver: 


ei +: 
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fiherung anfnüpft, weil gemeinfame von Allen empfundene Gefahr am leid 
teften zur Bereinigung treibt. 

Das Princip der Berfiherung ſelbſt verlangt wegen der Verſchiedenheit 
der Gefahr Verbände nad einzelnen Gewerben, und jo hätten wir in der Ber: 
fiherung den natürlihen Anfang der Organifation der einzelnen Gewerbe 
überhaupt — und zwar wie das bei den Rnappichaftscaffen der Fall ift — 
der Organifation, die beide Parteien umfaßt und verbindet. Ich ftelle mir 
vie Sade jo vor, daß wir zunächſt die Knappſchaftscaſſen, die beftehenven 
Caſſen einzelner großer Fabriken, die Caſſen für Bedienſtete großer Eifenbahnen, 
die Gewerfvereinscaffen zc. erhalten und die Entftehung ähnlicher Caſſen anregen 
müfjen. Dann wären für alle Gewerbe, deren Meitgliever einigermaßen zahl- 
reich find, durch ftaatlichen Zwang freiß- oder provinzmeile ähnliche Caſſen— 
verbände ergänzend einzuführen. Nur in legter Linie wäre es eventuell nicht 
auszuſchließen, daß für wenig zahlreiche Kategorien verjchtedener übrig bleibenver 
Arbeiter — immer nur folcher, die feiner anderen Caſſe beigetreten find — 
Iocale Zwangscaffen eingerichtet würden. 

Ueber jänmtlichen Cafjen müßte eine Gentralbehörde ftehn, welche die frei- 
willigen und obligatorisch eingeführten Caſſen überwacht, ob fie fich den Norma— 
tiobedingungen fügen. Dieſe jelbe Behörde müßte auch die Abgrenzung der 
obligatoriichen Gafjen nad) Ort und Zeit und nach Bedürfniß wechſelnd feft- 
ftellen, eventuell für einen Cartell unter den gleidyartigen Caſſen jorgen. Ich 
venfe alfo an eine Berwaltungsbehörde, die nicht eine mechaniſche Vorſchrift 
budhyftäblid oder gar nur auf dem Papier ausführt, jondern die in beftändigem 
lebendigen Zufammenhang mit der Praxis nach den jemeiligen Bedürfniſſen 
verfügte, jelbftwerftändlih auch mit Delegirten der Caſſen ſich in beftändiger 
Verbindung befinden würde. Wenn wir nun ſämmtliche Caſſen möglichft nad 
Gewerben getheilt und zugleich eine Unterftügung diefer Organiſation durch den 
Staat wünjchen, welche die Freiwilligkeit nicht tödtet, ſondern befördert, und 
aud die Gewerfvereine nicht ftört, ſondern umgekehrt der Idee derjelben dient 
und ihr Autorität verleiht — jo können Sie meines Erachtens die Thejen 
de8 Referenten annehmen wie fie find. Sie würden damit weder etmas 
— noch etwas den Traditionen des Vereins Widerſprechendes be— 
chließen. 

Zum Schluſſe meiner wenigen Worte — ich will die geſchäftsordnungs— 
mäßige Zeit nicht überſchreiten — möchte ih einen Zuſatz zu den Theſen des 
Referenten beantragen. Derjelbe entfpricht dem Gedanken, daß bie fubfidiären 
Zwangscaffen nur unter möglichfter Schonung, ja möglichſter Unterftügung der 
freien Caſſen eingeführt werden follten. Ich würde nämlih am Schluß der 
zweiten Thefe einjchalten : 


„Verbindung von anerkannten Penfionscafjen mit anderen aner: 
fannten Bereinen ift zuläffig; es ift aber in diefem Falle befondere 
Caſſenführung für die Penfionscaffe zu fordern.“ 


Das, meine Herren, bezieht fich nicht nur auf die etwaige Verbindung mit der 
Strifecafje, Tondern auch auf die Berbindung mit der Kranfencafje, deren 
Trennung von der Penfionscaffe wünſchenswerth if. Weiter beantrage ich 
den Zuſatz: 
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„Mitglieder, welde aus anderen Gründen, als Nichtzahlung ver 

Beiträge aus der Penfionscaffe ausfcheiden müffen, find zu entſchädigen.“ 

Das wäre mein Antrag, der zur Abftimmung kommen müßte, wenn Ste jid 
für die Thejen des Referenten entjcheiden. 


Reg. Rath Müller (gegen): Berehrte Herren! Es ſcheint mir die 
Sade durch Vermengung von zwei Gefihtöpunften noch unklarer gemacht zu 
werden, als fie bi8 jest war. Man hat die Hülfscafien zur bloßen Unter: 
ftütsung für Krankheiten und für Sterbefälle in Verbindung gebracht mit den 
Penfionscafien. Ich glaube, dieſe Verfchmelzung ift eine für die Sache ſehr 
ungünftige. Ich ftehe auf dem Standpunkt der vollen Freiheit der Caſſen, 
und will in feiner Weile eine Zwangsverbindlichkeit für diefelbe herbeigeführt 
haben. Beide Theile aber gehen von dem Gefichtöpunfte aus, daß nicht blos 
der Arbeiter, ſondern aud der Arbeitgeber für die Caſſen beizufteuern babe. 
Wenn man bieje Beitragspflicht von Seiten der Arbeitgeber begründen will, fo 
glaube ih, fann man das nicht thun, indem man blos auf ein allgemeines 
Bedürfniß hinweift, fondern man muß dies Bedürfniß rechtlich darftellen künnen. 
Ich erfenne ven Wunſch und das Bedürfniß, daß von Seiten der Arbeitgeber 
mit eingetreten wird, um die Penfionscaffe zu unterftügen, vollftändig an Ich 
finde die Begründung der Beitragspflicht aber Lediglich darin, daß die Induftrie 
eine Menge — und unter Induſtrie will ich bier nit nur im engern Sinne 
pie Gewerbe, jondern auch die Landwirthichaft und alle wirthſchaftliche Thätigkeit 
begriffen haben — und ich finde die Verpflichtung der Arbeitgeber darin, daß 
in der Induftrie eine Menge Unfälle vorfommen, die nicht unter das Haft: 
pflichtgejeß fallen, aber ebenjowenig dem Arbeiter zur Laft gelegt werben fünnen. 
Wenn hier aud) in den meiften Fällen Verfhuldung des Arbeiter8 vorliegt, iſt 
fie doch eine ſolche, für welche man ihn die Folgen nicht tragen laſſen darf. 
Wer nur irgendwie aufmerkſam die Induftrie beobachtet, der wird finden, daß 
die Arbeiter nicht nur verunglüden durch eigene Kleine Verſehen, jondern daß eine 
Verfettung von anderen Umftänden ftattfindet. 

Wir haben ferner eine große Menge von Imduftriezweigen, bet denen bie 
Geſundheit durch nachtheilige Einflüffe allmählich untergraben wird, Einflüjfe, 
die dev Mediziner jeden Augenblid' nachweiſen kann, für deren Folgen aber Das 
jetzige Haftpflichtgejet die Unternehmer in feiner Weife verbindlich macht. 

Daß auch in diefen Fällen durch die Geſetzgebung Fürforge für den Ar- 
beiter zu treffen ift, wird fich ſchwerlich beftreiten laſſen. Streben wir daher 
dahin, daß eine Verbindlichkeit der Arbeitgeber geſetzlich ausgeſprochen werde, zu 
ven Hilfscafien der Arbeiter beizutragen, jo haben wir nur in das Haftpflicht: 
gefet die Beftimmung aufzunehmen, daß jeder Gewerbsunternehmer verpflichtet 
ſei, die Arbeiter überhaupt ſicher zu ſtellen gegen die Folgen aller körperlichen, 
nicht durch ihre eigene grobe Verſchuldung herbeigeführten Unfälle, ſowie derjeni— 
gen nachtheiligen Einflüſſe bei der Arbeitsverrichtung, welche ſeine Geſundheit 
untergraben und ihn zum Invaliden machen. 

Es könnte nun die Frage entſtehen, wie der einzelne Gewerbsunternehmer 
im Stande ſein ſolle, ſo weitgehenden Verpflichtungen gegen die Arbeiter wirklich 
gerecht zu werden. Hat man bei Erlaß des Haftpflichtgejetses nicht Anftand ge 
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nommen, bereit8 jehr weitgehende Berpflichtungen auszuſprechen, weil für vie 
Arbeitgeber die Möglichkeit vorlag, durch Betheiligung an Verſicherungsgeſell⸗ 
ichaften mit einem verhältnigimäßig geringen Opfer die Gefahr won ſich abzu— 
wenden, jo werben diejelben auch bei Erweiterung des Haftpflichtgefetes fich in 
die Lage jegen können, ihren moralifchen und gejetlichen Verpflichtungen gegen 
die Arbeiter nachkommen zu fünnen. 

Sorgen wir auf dieſe Weife für Unterftügungs- und Penfionscafjen, jo fünnen 
wir die Aufbringung der Mittel für die übrigen Zwecke der Hülfscafjen den 
Arbeitern allein überlafien. Es haben viefelben dann die Möglichkeit, 
ihre Erjparnifje, die fie für das Hülfscaſſenweſen verwenden wollen, lediglich für 
diefe fpeciellen Zwede zu verwenden. Wir werden dann nad) beiden Seiten hin 
etwas erreichen und ich glaube, dieſe Beihränfung auf das fleinere Ziel wird 
ung weiter bringen, al® wenn wir jegt mit einem Male ein weiteres Gejet 
für alle Wege des Zwanges hervorrufen! — (Großer Beifall). 


Schulze: Meine Herren! Laſſen Sie mid gerade an die Ausfüh- 
rungen des Herrn Vorredners anfnüpfen. Er bat die Frage auf ein Gebiet 
hinüber gejpielt, welches bisher nicht genug in der Debatte hervorgehoben ift, 
nämlid) auf den Zuſammenhang, in welchem die Angelegenheit des Penjionscafjen- 
weſens zu der geſetzlichen Haftpflicht fteht. Aber ic) Leite hieraus gerade einen 
Grund für die allgemeine und obligatorische Cafje her. Der Grund des Haft: 
pflichtgejetseß ift der, daß man gejagt hat: Die Unfälle, die fid) in einem Ge: 
werbe ereignen, muß man zwar dem Einzelnen zur Laft legen; aber man wıll 
dem Einzelnen nicht zumuthen, fie allein zu tragen, — man wälzt fie durch 
den im Geſetze Tiegenden Zwang zur Unfallverfiherung auf die Schultern des 
ganzen Gewerbe8 ab. Ganz ebenjo, meine ich, müfjen Die Dinge, die ſich aus 
dem Arbeitsverhältniſſe ergeben und die den Arbeiter dauernd oder vorüber: 
gehend arbeitsunfähig machen, wiederum auf die gewerbliche Geſammtheit ab: 
gewälzt werden, denn der Einzelne kann den Schaden nicht tragen. Es jind 
dies Dinge, die aus der gewerbliben Geſammtheit fließen und Die gewerbliche 
Geſammtheit muß ſie als ſolche auch tragen, und ich ſehe keinen andern Weg, 
wie die Geſammtheit ſie tragen ſoll, als eben den Caſſenzwang. 

Ich will mir ſodann erlauben, Einiges auf die Ausführungen des Herrn 
Correferenten zu erwiedern. In ſeinen Ausführungen finde ich einen Punkt 
von Erheblichkeit, und daß dieſer Punkt wirklich ein ſtarkes Argument bildet, 
erkenne ich volllommen an. Es iſt dies derjenige Punkt, wo er ausführt, man 
könne ja doch nur dem Arbeiter der allerunterſten Kategorie ernſtlich helfen. 
Alle anderen, die beſſer ſituirten Arbeiter, müſſe man gleichſam durch eine 
Fiction auf den Standpunkt des niedrigſten Arbeiters herabdrücken; man 
könne ihnen alſo doch in Wirklichkeit nicht ſehr viel dienen. Daran iſt ſehr 
viel Wahres. Ja, ich will ſogar zeigen, daß daſſelbe Argument ſich noch weiter 
ausführen läßt. Gerade die befjeren Arbeiter find es, mit denen wir haupt- 
ſächlich zu thun haben. Auf die gering bezahlten, auf die eigentlichen Tage: 
(öhner, iſt bis jet die Nothwendigfeit einer Nüdfihtnahme nod) viel geringer ; 
bei ihnen iſt das Bedürfniß noch viel fleiner. Aber, meine Herren, auch dies 
Argument läßt fi doch durch folgende weitere Erwägungen in feinem weſent⸗ 
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lichen Inhalte entkräften. Wir haben niedrig, gering bezahlte Arbeiter, Tage- 
löhner, deren Yohnverhältnig dem angenommenen Penfionsfag wirklich ent= 
Iprehend ıft, und wir haben beffer bezahlte Arbeiter, deren Verhältnifjen durd) 
den Penfionsjag nur ſehr ungenügend entfprodhen wird. Mas das Erſtere be- 
trifft, jo gebe id) zu, daß das Bedürfniß hier nody das verhältnigmäßig gerin- 
gere ft. Aber man wird aud) zugeben müfjen, daß mit dem Fortſchritte unjerer 
modernen Entwidelung für und die Nothwendigfeit wächſt, und gerade mit den 
allerniedrigften Volksſchichten und ihrem ſocialen Leben fehr ernſtlich zu befafien. 
Aus diefen Schichten fteigen ja die dumpfen, unleitbaren und unzugänglichen 
Mafien empor, die ung jest fo viel zu fchaffen machen. Wenn wir nur mit 
dem gelernten Arbeiter zu ſchaffen hätten, fo könnten wir ja fagen: es wird 
Bildung und Einficht bei Ddiefen Leuten wachen. Aber aus dem unterften 
Volksleben heraus fteigen die unklaren VBorftellungen empor, die fie von dem 
Stante und feinem Wefen haben, und das ift ja ein Theil ver Gefahr, die 
wir jegt im ſocialen Leben vor uns fehen. 

Dem beſſer geftellten Arbeiter wird freilich nur ungenügend geholfen durch 
den vorgeichlagenen Penfionsjag. Ja, meine Herren, wir wollen auch feines- 
wege dag Armenweſen bejeitigen und mollen feineswegs allen Anjprüchen genügen, 
die von einem ſolchen Arbeiter erhoben werden fönnen; wir wollen nur dem 
Krebsſchaden entgegenarbeiten, der Dadurch entfteht, daß Menſchen und Familien 
völlig hülflos find! — und das find fie eben nicht mehr, wenn ein einiger: 
maßen erheblicher PBenfionsfag da if. Mande Familien find ja nicht ganz 
beſitzlos oder erwerbsunfähig, und da wird doc em höchft bedeutender Einfluß 
auch in denjenigen Fällen geübt werden, wo man jagen muß, bier ift bie 
Penfion ungenügend. 

Als ganz unerheblich muß ich bezeichnen, was der Herr Gorreferent von 
Armenweſen bergenommen hat. Er meint, wenn man die Sade in ihre äußer— 
ten Gonjequenzen treiben will, würden wir lediglih ein verallgemeinertes 
Armenweſen haben, wie wir e8 jett auch fchon haben. Aber, meine Herren, 
ft denn aus dem jetigen, gejonderten Armenmwejen etwas Wünſchenswerthes ent- 
ftanden, oder ift e8 nicht vielmehr überall mit den jchwerften Mißverhält- 
niffen verknüpft? Wo ınan dazu übergehen will, wie man e8 in Elberfelv, 
Crefeld und anderen Städten gethan bat, das Armenwejen als einen großen 
Brennpunkt der foctalen Angelegenheiten aufzufaffen, ja da kann man etwas 
leiften; aber da kann man aud nicht mehr fagen: Wir kommen mit etwas 
Aehnlichem durch, wie unfere jegigen Armenftenern find. 

Fir ganz falſch halte ich dasjenige Argument des Herrn Correferenten, 
welches beſagt: Das hier erftrebte Zufammenarbeiten von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern werde feinen Einfluß üben auf das Gegenfeitigfeitöverhältnig 
zwiichen Beiden. Das erkenne ich allerdings an, daß auf das Berftändigen in 
Yohnfragen dieſes Verhältniß auf lange hinaus von wefentlid geringem Ein— 
Hufe fein wird. Aber in einem Punkte wird fein Einfluß ein ganz ungeheuerer 
fein; nämlich darin, daß die gegenfeitige Unkenntniß der Verhältniſſe einiger: 
maßen ſchwinden wird, und diefe halte ich allerdings für ein großes Uebel. 
Meine Herren! Welcher Arbeitgeber kann fid) gegenwärtig fagen, daß er über 
die Bedürfniffe feiner Arbeiter genügend unterrichtet ſei? wohl kaum Einer! — 
und ebenfo fteht’8 bei den Arbeitern mit ihrer Kenntniß der wirthichaftlichen 
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Grundlagen, aus denen ihre Lohnverhältniffe entipringen. Wenn wir nun ber: 
artige Anftalten haben, jo ift doch wahricheinlih, daß der gegenfeitige Verkehr 
und die gegenfeitige Einficht einen ungemeinen Auffhwung nimmt, und daher 
glaube ih, daß ſchließlich ihr Einfluß. auf die beiderfeitigen Berhältnifje über: 
haupt ein fehr jegensreicher werden wird. 

Ih muß ferner an meiner Weberzeugung feithalten, daß wir es hier mit 
einem abfoluten Bedürfniß zu thun haben. Man jagt wohl: ja, da wird ber 
Induftrie und zunächſt ven Arbeitern eine Laft aufgewälzt, die ſchwer zu tragen 
iſt! Darauf kann ich immer nur mit der Frage antworten: Gefteht man 
das Bedürfnig zu? Das Bedürfniß gefteht auch der Herr Correferent zu. 
Wenn man aber das Bebürfnif zugefteht, jo kann zur Hebung vefjelben eine 
Laft nicht zu groß fein, denn fonft ift e8 nicht Bedürfniß. Entweder wird Das 
Bedürfniß aus einem bejonderen, mit Nüdfiht auf feine Berhältniffe angefam: 
melten Fonds befriedigt, oder aus einem anderen Fonds, der jedenfall® in ferner 
liegenden Beziehungen zur Sade fteht, oder aber ed bleibt unbefriedigt, d. h. 
unfere ganze fociale Lage verichlechtert fih um jo und fovie. Darum bin id 
der Meinung, daß, wenn man das Bedürfniß zugefteht, man dann nicht mehr 
mit dem Argumente fommen fann: Ya, die Befriedigung würde zu theuer 
fommen! 

Man fagt nun: Ia, die jegigen freien Caſſen werben die Bebürfnifie 
früher oder fpäter auch befriedigen. Aber ih muß fragen, ob denn die ein: 
zelnen Gafien im Stande find, das zu thun und eine richtige ftatiftiiche Grund- 
lage zu liefern? Ich behaupte, daß die Bedingungen dieſer Caſſen Doch mehr 
rein zufällige find, ohne daß da in einigermaßen maßgebenver Weiſe ein „Geſetz 
der großen Zahlen“ zu ermitteln wäre. Dieſes Geſetz kann Dort nicht in genü— 
gend ftetiger Weiſe hervortreten. Dieſes Geſetz kann nur da auftreten, wo das 
Berhältnig ein allgemeineres iſt, und je allgemeiner man die Sache macht, deſto 
mehr und mit defto geringeren Koften werben wir die Sache zweckmäßig machen 
fönnen. Man bat feiner Zeit und, wie id) glaube, mit vollem Recht, Die Ge: 
werfvereine mit der Anführung gerechtfertigt, daß allerdings der gute, über 
den Durchſchnitt fich erhebende Arbeiter vielleicht ſolcher Dinge nicht bedürfe, 
daß aber der Durchſchnittsarbeiter ein Bedürfniß nach denfelben habe; und daß 
die Maſſe der Arbeiter fi auf oder unter dem Niveau des Durchſchnitts- 
arbeiter8 befindet, das glaube ic behaupten zu fünnen, meine Herren! Ich 
wende num das Nämliche auf das Syftem an, wie es Ihnen vorgejchlagen 
wird. Es ift volltommen richtig : der vorjorgliche Arbeiter, der gutfituirte Ar: 
beiter, der wird von freien Cafjen, wo er jeine Mittel anlegen kann, jehr gern 
Gebrauch machen. Aber es giebt einen Durchſchnitisarbeiter, den man durch— 
aus nicht als Lumpen und leichtjinnigen Kerl betrachten fann, der fich aber 
nicht über den Durchſchnitt erhebt, und eben nur die geringere moraliiche Kraft 
bat, wie fie zur Zeit in unferem Durchſchnittsarbeiter ftedt, und für dieſen 
muß man eine obligatoriſche Hülfscaffe Ichaffen. Ich erlaube mir, daran zu 
erinnern, daß unfer Vorfigender vor zwei Jahren die Idee entwidelt hat: Ge: 
rade weil die Gewerkvereine unjeren Berhältniffen gegenüber fich für die Dauer 
unentbehrlich) erweifen werden; gerade weil man irgend eine Form der Arbeiter: 
vereinigungen nicht mifen fann, und weil nun die Gewerfvereine eine gewiſſe 
Gefährlichkeit in ſich ſchließen können, deshalb müſſen fie won Oben herab or: 
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ganifch gegliedert und organiſch ins Leben gerufen werden! — und da finde id) 
die Analogie mit dem bier vorgeichlagenen Caſſenweſen außerordentlich nahe 
liegend und halte gleicherweile dafür, Lieber ſolche Caſſen ins Leben zu rufen, 
lieber geſetzliche ftaatlihe Maßregeln für fie zu ergreifen, als fie in der Ent- 
widelung fich ſelbſt zu überlafjen. 

Es ift mit Recht gefagt worden, daß die öffentliche Meinung ſich den Ge— 
werfvereinen und ihren freien Caſſen gegenüber ſehr ungünftig erwiefen habe. 
Nun, meine Herren, gerade der Verein, den der Referent repräfentirt, bat ſich 
immer von folcher Teinpfeligfeit fern gehalten; in dem Centrum dieſes Bereins 
hat man ſich mit den Gewerfoereinen auf einen freundlichen Fuß geſetzt. Es ift 
alfo Feine Yeindjeligfeit gegen die freien Caſſen der Arbeiter, was zu diefer Vor— 
(age Anftoß gegeben bat. 


Prof. Dr. Naffe hat inzwilhen folgenden Unterantrag eingebradt : 


In dem Antrage des Correferenten Nr. 5 in der zweiten Seile 
den Worten: „mit anderen” hinzuzufegen: „nad geſetzlichen Nor— 
matiobeftimmungen erridtete Vereine find zuläffig”. 


Der Borf.: Herr Prof. Conrad hat den Antrag geftellt, Die Redezeit 
auf' 5 Minuten zu bejchränfen. Nach meiner Anficht könnte ich ihn der Ver— 
ſammlung nicht gerade empfehlen; denn bis jett hat die Verfammlung noch 
jedesinal, wenn ich fie nah 10 Minuten fragte, dahin entſchieden, daß ber 
Redner weiter fprechen ſollte. Ich glaube, daß Dies nah 5 Minuten noch 
mehr der Fall fein wird. 


Prof. Conrad: Ich habe den Antrag eingebracht, weil ich der Ver— 
ſammlung die Möglichkeit geben wollte, fich darüber zu erflären, ob fie noch 
auf einen andern Gegenftand übergehen wolle. Wenn Ste den Antrag nicht 
annehmen, meine Herren, behalten wir nicht mehr Zeit, zu einem andern 
Öegenftand zu fommen. 


Janſon: Geftern wurde ausgeſprochen, daß man jede Sache gründlid) 
erörtern würde. Nach den Worten des Vorredners käme e8 aber darauf an, 
nur bald zu einer anderen Frage zu fommen, die man ja vorausfichtlih dann 
auch nicht erledigen Tann. 


_ Der Antrag Conrad wird abgelehnt. In der Reihenfolge der Redner— 
Iifte erhält das Wort 


Janſon (gegen): Meine Herren! Ich erlaube mir gegen ven Testen 
Herrn Nedner anzuführen: Wenn die Betheiligung der Arbeitgeber an dieſem 
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Caſſenweſen irgend welchen günſtigen Einfluß auf die Caſſen ausüben ſollte, fo 
müßten wir Died ſchon beinerfen, weil wir feit Jahrzehnten viele Caſſen mit 
Betheiligung der Arbeitgeber befiten. 

Nun, meine Herren, ſchließe ich mich Herrn Negierungsratö Müller an, 
daß man eigentlid von den Alters- und Invaliden-Berjorgungscafien auf Das 
Caſſenweſen überhaupt eingegangen, umd ic glaube auch, daß diefe Verhand— 
Lungen hauptſächlich dazu dienen follen, in die gejeglihen Beftimmungen mehr 
Klarheit zu bringen, in den Wirrwarr, der dur den $. 141 der Gewerbe: 
ordnung verurfacht ift. Die Hauptfache ift die, dafür zu forgen, daß Jeder, 
der ſich einer Caſſe anfchlieft, überhaupt weiß, vo er hingehört; denn das ift 
jetst nicht der Fall. Die Zmangsverpflichtung, einer Penſionscaſſe beizutreten, 
fann ich nicht billigen, weil die Behörde bis jett noch nicht einmal die Fähig— 
feit gezeigt bat, diefe Beſtimmung mit Bezug auf die Kranfen- und Sterbecaffen 
durchzuführen; fie wird es aljo bei den Alteröverforgungscafien noch weniger 
können. — Ein weiterer Grund ift der, daß die Arbeiter dieſe gefeglichen Bes 
ftimmungen nicht inne halten können. Es laufen Zaufende von Arbeitern 
herum, die feiner Caſſe angehören, weil die Arbeitgeber fich nicht drum fümmern. 
Nach 8. 141 der Gewerbeordnung ſoll jeder Arbeiter, einer Cafje angehören, 
und der Arbeitgeber foll Keinen, der einer Caſſe nicht angehört, in Arbeit 
nehmen, er ſoll eventuell die Beiträge für feine Arbeiter zahlen. Die Geſetze 
verpflichten ſomit die Arbeitgeber zwar, aber erlauben ihnen nicht, eine Beſchlag— 
nahme auf Lohn auszuüben; dennoch hat man viele Meifter durch Execution 
zur Zahlung gezwungen. Könnte man die Arbeiter wirklich zwingen, fo würde 
ih es nach dem Wortlaut des Gefeges für jehr richtig halten, daß jeder Arbeiter 
ih an einer Kranfen- und Begräbnißunterftügungscafje betheiligen müßte. In 
Betreff der Invaliden- und Alteröverforgung Liegt es aber entſchieden anders. 
Es ıft doch nicht gejagt, meine Herren, daß die Berforgungsbedürftigen immer 
gerade aus den unterften Claſſen hervorgehen; das fehen wir ja an den joge 
nannten. „verihämten Armen“! Alfo ohne Ausnahme müßten die Staatd: 
einwohner dann hinein. Wenn der Herr Referent ausgeführt hat, daß der un: 
terften Arbeiterclaffe der Trieb, fich zu verforgen, nicht inne wohnt, ſondern nur 
den befjeren Claſſen, jo halte ih das nicht fiir richtig; denn wir ſehen z. B 
daß der „Oewerfverein der Fabrik- und Handarbeiter”, welcher die Tagelöhner 
in den Fabriken mit aufnimmt, am ftärfften von allen Gewerfvereinen bet der 
Verbandsinvalidencafie betheiligt iſt. Danach darf man wohl erwarten, 
daß die Arbeiter fih aus eigener Initiative heraus an dieſen Gajfen be 
theiligen werben. 

Die Arbeiter in der großen Mehrzahl find entjchieven gegen jeden Beitrag 
der Arbeitgeber. 

In vielen Fällen wird von unjern Gegnern angeführt: „Arbeit ift Waare! — 
der Arbeitgeber fauft dieſe Waare und bezahlt fie!” — und von dieſem Geſichts— 
punft gehen auch die Arbeiter aus. Der Arbeiter wird nicht gebejiert da— 
dur, daß Arbeitgeber mit in der Verwaltung figen; im Gegentheil: es exiſtirt 
unter den Arbeitern in der Allgemeinheit die Anſicht, daß ſie ſchon fähig ſind 
oder ſich fähig machen wollen, ihre Caſſen ſelbſt zu verwalten, weil man — 
der Betheiligung der Arbeitgeber unter Umſtänden nod einen Einfluß auf 
andere Dinge, die mit der Caffe nichts zu thun Haben, befürchtet; und wenn 
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man fih die Yabrikcajjen vergegenwärtigt, jo tt dieſe Befürchtung nicht ganz 
grundlos. Ich ſehe aud gar nicht ein, wie fonft die Fabrifbefiger und Arbeit: 
geber ſich fo danach Drängen fünnten, in ſolche Verwaltung hinein zu kommen 
und etwas für die Caſſen der Arbeiter zu geben. Aus diefem Grunde lehnen 
die Arbeiter jede Betheiligung der Arbeitgeber an ihren Caſſen ab, fie jagen 
fih: „Der giebt ja doch nichts aus feiner Tafche, Jondern hat e8 ung jchon 
vorher abgezogen!” Das ift fo die allgemeine Anficht in den Arbeiterfreijen. 

Ferner meint der Herr Referent, daß in den einzelnen Bezirken Caſſen be- 
gründet werden müßten, die aber dann in eine Eentralftelle zuſammen zu fließen 
hätten. Ich für meinen Theil habe ſoviel brüderliche Gefinnung, daß ich eben— 
joviel Beitrag zahlen wide, wenn auch die Unglüdsfälle in meinem |peciellen 
Beruf nicht jo häufig vorfommen. Aber wir haben erfahren, daß in einzelnen 
Gewerkvereinen die Mitglieder mit der Zeit bedeutend mehr leiſten müjjen, als 
in anderen, und doch ihren Mitgliedern nur eine geringere Unterftügung bieten 
finnen. Der Vorſchlag, diefe Caſſen zuſammen zu werfen, ift daher nicht aus— 
führbar; man würde dann auch nicht nachweiſen können, welche Caſſe die etwaige 
Inſolvenz der Gentralcafie herbeigeführt hat. Died muß man aber fünnen, und 
das ıft ein Punkt, den die Gewerkvereine in erfter Linie hochhalten. Und bier 
fühle ich mich noch veranlaßt, die unaufhörlih in der Preſſe auftretende Un: 
wahrheit zu widerlegen, daß die Gewerfvereine ihre Gajjengelder zu Strike— 
zwecken vwergeudeten. Das ift ja ganz unmöglich, meine Herren; denn die Mit: 
glieder der Gewerfvereinshülfscaffen würden fich ſehr ſchön bedanken, daß Gelder 
zu Sonderzweden verwendet werden, die einen großen Theil der Mitglieder gar 
nicht berühren, und denen daher ein großer Theil der Arbeiter gar nicht zus 
ftimmt. Aber e8 kommt nicht felten vor, daß ein Arbeiter bei feinem Eintritt 
in den Gemerkverein ſchon bei einer Lebensverficherungsanftalt oder Sterbecafje 
Mitglied iſt und fi da fagt: „Was joll id) noch der Begräbnigcaffe beitreten, 
ih bin ja ſchon verfihert!“ Das iſt der Grund, warum nicht ſämmtliche Ars 
beiter Mitglieder der Gewerkvereinscaſſen find; fie haben jchon früher die be- 
treffende Vorſorge getroffen. Darum möchte ich nicht, da man einem Theil der 
Arbeiter den Vorwurf macht, fie hätten feinen Sinn und fein Intereſſe für Die 
Hilfscaſſen. 

Ich erſuche die Verſammlung, die Reſolution des Herrn Correferenten in 
ihrer ganzen Ausdehnung und mit dem zuletzt verleſenen Zuſatzamendement an— 
zunehmen und nicht zu beſchließen, daß man den Arbeiter zwingen ſolle, ſich für 
die Zukunft zu verſichern, wenn er die Initiative aus ſich ſelbſt heraus nicht 
hat. Es nützt das auch practiſch nichts, weil man ja doch zulaſſen muß, daß er 
unter Umſtänden geſtrichen wird. 


Knauer (Gröberd) (für): Meine Herren! Ich empfehle Ihnen die 
Thefen des Herrn Referenten, welche alfo dahin gehen, daß für alle Diejenigen, 
die nicht freiwillig einer folchen Caſſe beitreten — oder wo nicht freiwillige Der: 
artige Gaffen entftanden find — der Anſchluß an die ftaatlihen Zwangscafjen 
ftattzufinden bat. Wenn Cie das nicht annähmen, jo würden Ste ſämmtliche 
ländliche Arbeiter davon ausſchließen. Sie künnen ſich ja Denken, daß bei 
den Wohnungsverhältnifien der Ländlichen Arbeiter dieſe nicht freiwillig zu— 
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ſammenkommen, um dergleichen Caſſen zu gründen; aber es wird eine Wohlthat 
für fie fein, wenn der Staat für fie ebenfo forgt, wie er für andere Glaffen der 
Geſellſchaft Schon geforgt hat, indem er 3. B. ſchon die Knappſchaftscaſſen ge: 
Ihaffen. Ich jelbit zahle z. B. zu drei dergleichen Caſſen, nämlich zu der Eaffe 
ber Arbeiter meiner Zuderfabrif, zu der Knappichaftscaffe für die Gruben, die 
ih verwalte, und zu einer freiwilligen, von mir gefchaffenen Invaliden- und 
Krankencaſſe für meine ländlichen Arbeiter. — In meinem Gutachten Seite 5 
und 6 fteht die Einrichtung zu lefen, welche ich für meine Arbeiter gefchaffen 
habe; dieſelbe hat alle Hoffnungen, die ich darauf gefegt, vollftändig erfüllt. 
Es iſt auch in 8 16 vollftändig ausgeiprochen, was in dem Falle, wenn In— 
validität eines Arbeiter eintritt, geſchehen fol. Aber vergleichen Freiwilliges 
Vorgehen dürfte ſich doc nur jehr vereinzelt finden, und ich muß auf Grund 
meiner Erfahrungen, Die ich aus diefen Caſſen gelammelt, dringend verlangen, 
daß eine zwangsweiſe Invalidencaſſe für die Arbeiter in's Leben gerufen wird, 
denn die Freiwilligkeit Tieße und ja auf dem Flecke, wo wir jest find, da es 
3. 3. ja jedem Arbeitgeber überlafjen bleibt, e8 feinen Arbeitern zu überlaffen, 
was fie in diefer Richtung thun wollen. Wir wollen aber ſchleunige Abhülfe 
und Regelung der Sade. Es ift auch geftern und heute das ehr bedenkliche 
Wort gefallen: die Arbeit jei eine Waare. Nun, meine Herren, wenn die Arbeit 
eine Waare wäre, jo brauchten wir und dann ja mit der Caſſe gar nicht ab- 
zugeben ; denn dann wäre ja jeder Menſch des Abends abgefunden und wir 
brauchten und darum nicht weiter zu fümmern, wie um einen Kaufmann, ob 
er banferott wird. Aber die Arbeit ift eine Yeiftung und feine Waare und 
ſoll auch noch eine Belohnung außer der Löhnung empfangen, und das find bie 
Verfiherungscaffen gegen Alter und Noth. Ich freue mid, daß der Referent 
meine Anficht zu der jernigen gemacht hat, nämlich die Sache kreisweiſe zu regeln, 
weil ja andere Bezirke wieder ganz andere Bedürfnifje haben. Das Unter: 
ftügungscaffenwejen wird ſich Freisweife und gemerföweife regeln laſſen müſſen, 
und bat Herr Baron von Dergen den richtigen Ton angelchlagen, indem er 
ausſprach, daß diefe Sache nur im Gewerbe geregelt werben fünne und daß 
nicht Alles durcheinander geworfen werden dürfe. Wenn diefe Organifation ein: 
tritt, wird die Staatöbehörde die Sadye auch Leicht in die Hand nehmen Fünnen. 

Alsdann hat die Sache aber auch noch eine weitere Bedeutung. Das Frei: 
zügigfeitögefeg, meine Herren, hat die Bevölkerung jo verfchoben, daß plöglid, 
wo die Arbeit ſich zeigt, eine Menge der Bevölkerung hinftrömt, und ſich von 
anderen Gegenden binwegzieht. Die Sorge für die Armen ift in manchen Ge: 
genden dadurch eine erdrüdende geworden. Dem wird aber vorgebeugt merben, 
wenn die Invalidencaffen da find. Zu den letteren reicht aber die Freimilligfeit 
nicht aus, dazu gehört der Zwang; und ic) muß daher wünjchen, daß für diele 
Caſſen der Zwang eingeführt wird. 


Dr. Era8 (Breslau) (gegen): Meine Herren! Wenn heute vielfach 
davon die Rede geweſen ift, daß die deutichen Gewerfvereine verdächtigt werben, 
indem man ihnen zum Vorwurf macht, fie wermifchten gelegentlich, Strifegelver 
und Gelder von ihrer Invaliden= und Kranfencafje, fo muß ic) ausdrücklich bes 
tonen, daß ih in einem falfchen Verdachte bin, wenn man meint, daß aud 
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mir dergleichen paſſirt. Noch neulich ftand im „Gewerkverein“, ich hätte etwas 
Aehnliches gefagt und zwar auf dem Gewerbevereins: Kongreß zu Glogau. 
Ich weife darauf hin, daß ich ausdrücklich die Gewerfvereine gegen diefen Vor— 
wurf in Schug genommen und nachgewielen habe, daß diefer Vorwurf wohl 
nur daher füme, weil man wiſſe, daß in den engliſchen trades unions eine 
derartige Vermiſchung der Gelder zu diefen Zweden ftattfände. 

Was den anderen Vorwurf betrifft, den meine Freunde den Gewerfvereinen 
gemacht haben, jo wird derfelbe ja gar nicht in Abrede geftellt, jondern es iſt 
ja jhon durch die Formulirung der Theſe 5 von Herm Dunder zugeftanden 
worden, daß bis dahin die Organiſation der Caſſen noch eine etwas mangelhafte 
geweien. Sie haben zunächſt nur bei Kranken: und Witimencaffen etwas von 
den eingezahlten Geldern herausgegeben und erft in neuerer Zeit find Einrich— 
tungen getroffen, auch Aehnliches für die Invalivdencafien zu gewähren. Ich kann 
mid jedoch hierdurch noch nicht befriedigt erflären und habe daher das Amendement 
zu der Thefe 5 des Correferenten eingebracht: 

| daß jene Verbindungen mit gefetlich eingerichteten Caſſen zuläffig find, 
die Mitglieder jedod aus der Penſionscaſſe nur dann ausge— 
ſchloſſen werben follen, wenn fie ihrer Beitragspfliht nicht genügen. 

Ich denke mir, daß in die Caſſen immer nur ein Vereinsmitglied eintreten 
lann. Nun foll e8 aber den Vereinen nicht freiftehen, ein Mitglied aus- 
zuſchließen unter Herauszahlung feiner Prämien, fondern wir verlangen, daß es 
dann noch immer Cafjenmitglied bleibt, und zwar verlangen wir dies, weil wir 
glauben, daß in den Gewerkvereinen für alle Zeiten ein Mißbrauch zu jo- 
cialiſtiſchen Umtrieben nicht ausgefchloffen ift und fein wird. Diefer Mißbrauch 
könnte getrieben werben betreffs einer größeren Anzahl Berfonen, die man hinaus- 
ſchict und mit Herauszahlung einer kleinen Prämtenreferwe abfindet. Daß in den 
Gewerkvereinen nicht für alle Zeiten Vorſorge in diefer Hinficht getroffen werben 
tann, das haben wir doch wohl jhon Alle gefehen. Wir in Breslau haben we— 
nigftend zu unferm großen Bedauern beobachtet, daß die Leute der Gewerkvereine 
in der allerengften Verbindung ftehen mit den Socialdemofraten und daß wir 
alſo ſchlechterdings verlangen müfjen, daß Vereinsmitglieder nicht ohne Weiteres 
herausgeworfen werden fünnen aus den Caſſen, wenn fie aus dem Vereine aus- 
geihieden find. (Widerſpruch.) Es würde mir ſehr angenehm fein, wenn ich in 
diefer Beziehung etwas Anderes vernehmen follte, und würde ich dann gern mein 
Amendement danach modificiren. Vorläufig aber halte ih mein Amendement 
noch aufrecht. Sobald die Aenderung vorgenommen ift, die ich Damit beantrage, 
din ich mit dem Antrage des Correferenten vollftändig einverftanden und ftimme 
in jedem einzelnen Theile fir denfelben, denn ich kann mich auch nach den heute 
gehörten Reden nicht für Zwangseinführung der Unterftütungscaffen erwärmen. 

Wenn der Herr Referent fragt: „Sobald man zugiebt, daß es bei den 
freien Caſſen möglich ſei, einen möglichft hoben Beitrag aufzubringen, warum 
toll e8 dann bei den Zwangscafien nicht auch möglich fein?” — jo antworte ich 
ihm, daß die freien Caſſen ſchon eine Art Elitetruppe unter den Arbeitern ves 
präjentiven, und von diefen ift zu erwarten, daß fie Dann auch das Nöthige haben 
werden, Falls fie in die Penſionscaſſe viel zu zahlen haben. 

Wenn aber der Herr Referent jagt: „Wer will bei diefen Unterftügungs- 
cafjen nicht einen Unterſchied machen und einzelne Branchen ausſchließen?!“ — 

Schriften IX, — Verhandlungen 1874. 8 
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ja, meine- Herren, dann wird die Sache erſt vecht ſchlimm; denn jobald Sie erit 
Branden mit und ohne Berfiherungszwang machen, — nun, dann tft es ganz 
jelbftverftändlich, daß das Arbeiterangebot in der einen oder anderen Brande ge: 
führlich alterirt wird und daß wir und auf wirthichaftliche Krifen vorzubereiten 
haben! Herr Schulze jagt: „Es ift ein allgemein anerkanntes Bedürfniß, dat 
wir zu einer allgemeinen Alteröverforgung gelangen; und mo ein allgemeines 
Bedürfniß vorhanden ift, muß es auch befriedigt werden.” — Ja, meine 
Herren, ich habe das Bedürfniß anerkannt; aber daß die Bebürfnifje befriedigt 
werden müſſen, babe ich bis dahin noch nicht gewußt. Es erinnert mic) dies 
an einen Fall aus den Revolutiongjahren in Breslau. Da äußerte Einer: 
„Meine Herren! Es ift das dringende Bedürfniß, gerade in der gegemmärtigen 
Bewegungszeit, daß die fociale Frage gelöft werde, und wir müſſen fie löfen, 
meine Herren, wenn wir auch Die ganze Nacht darüber arbeiten ſollten!“ — 


Ludwig-Wolf (Gropenhain) (für): Ich kann auf mein Gutachten 
verweilen, aus welchem meine Anficht genau zu erjehen ift, und will mid) jest 
nur gegen den Herrn Vorredner wenden, welcher wiljen möchte, wie Die Herren 
des Zwanges aus dem Dilemma, in das fie Hineingefommen wären, wieder 
berausfommen fönnen? Die Sade Tiegt jo, daß wir uns heute nur flar 
machen wollen, ob wir in gewillen Grenzen einem Zwange huldigen und und 
für Zwang erflären, aber das Mebrige der Gejeggebung überlafjen wollen. 

Ich muß geftehen, daß mir die freiwillige Caſſe unendlich höher ftapt, ald 
die Zwangscaſſe; aber ich meine, daß wir die Zwangscaſſe nicht entbehren 
können und ich will die Zwangscaſſe nur benugen, um durd fie einen gelinven 
Drud auf die Arbeiter auszuüben, damit fie fich entſcheiden, ob fie fich frei: 
willig oder durdy Zwang einer Cafe anjchliegen wollen. Für den Zwang hab: 
id) zwei Gründe: einmal einen practifchen und das andere Mal einen gejetzlicen 
Grund. Wären unfere deutichen Arbeiter jammt und ſonders Anhänger der 
Gewerkvereine, bei denen der Grundſatz gilt: Hilf dir ſelbſt; dann würde ıd 
auch Jagen: Weg mit einem Zwang! Aber es iſt bereit3 geftern darauf hin 
gewiefen worden, Daß gerade die überwiegende Zahl der Arbeiter von den 
Netzen der Soctaldemofratie umgarnt iſt; die Socialdemokratie ſpricht es geradezu 
aus: Ihr follt nicht ſparen! ihr dürft nicht Sparen! und von diefem Geficts: 
punkt aus muß ich ein Uebergangsftadium wünjchen, nach welchem wir endlich 
den Zwang bei Seite werfen fünnen. 

Es war mir unbegreiflih, wie der Herr Gorreferent zu dem Schluß 
fommen fonnte: die Heranziehung der Arbeiter nur eine Umlegung der Armen: 


laft nennen zu fünnen. Meine Herren! Wer ift denn der Staat? Iſt denn das 


ein Ding, das jo neben uns herläuft, oder find wir nicht das Alle ſammt um 
jonder8 mit?! Wenn dem Einzelnen der Staat helfen muß, dann betradt: 
ich e8 als ein ganz jelbitwerftändliches Correlat, daß der Staat ihm jagen fann: 
Du bift in der Lage, daß wir Alle einmal für dich eintreten müfjen, jetst ſorge 
auch ’mal für dich! — 

Das Fernere ift das moraliihe Moment. Ich betone, daß gerade der Ar: 
beiter um das, was er hier befommt, nicht zu bitten, jondern es als ein wohl 
erworbened Recht zu beanfpruchen hat und fordern fann. ALS eine Ausnahme 
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Gefeggebung kann ich es infofern auch nicht anfehen, als ein Zwang für die 
Andern nicht befteht, die fi in der Lage befinden, Die Ausnahmegefege für ſich 
nicht nöthig zu haben. Ausnahmen find nicht zu vermeiden. 


Der Vorſitzende theilt das Refultat der Ausfchußergänzungswahl mit. 
Es jind neu gewählt worden die Herren: 


Dr. Held, Bacmeifter, Dr. Engel, Dr. von Sybel, Schmoller, 
Dr. Hirſch, Geibel, Dr. Wagner, Tiedemann, Roſcher (Peipzig), 
v. Sombart, Yanfon, 


mit 48 anfangend bi8 25 Stimmen. Yerner erhielten: 
v. Dergen, Schulze, Loewe, Holtzendorff, Biger, 
von 24 bis herab auf 15 Stimmen. 
Es mürde aljo der Ausihuß beftehen aus den im vorigen Jahre gewählten 
Mitgliedern : 
Borchardt, Brentano, Dunder, Eckardt, Gneift, v. d. Goltz, Hilde: 
brandt, Knapp, Knies, Nafje, Neumann, v. Roggenbad) 


und den DObengenannten, und der jo conftituirte Ausſchuß mürde nun in einer 
Zigung, die wir heute Abend abzuhalten beabjichtigen, von feinem Cooptations- 
vehte Gebraud zu machen Gelegenheit haben. 


In Fortiegung der Debatte erhält das Wort 


Dr. Mar Hirich (gegen): Ich muß nod einmal in einer Frage, die 
mich auf's Höchfte interefjirt, um Ihre freundliche Nachficht mit meiner ſchwachen 
Stimme bitten. Ich kann mich im Allgemeinen beziehen jowohl auf das von 
mir vorgelegte gedrudte Gutachten, al8 beſonders aud auf die vortreffliche Rede 
meines Freundes Dunder, und habe nur auf einzelne Punkte einzugehen. 
Jh wende mic zumächft gegen das Amendement, welches verlangt, daß ſolche 
Mitglieder von zugehörigen Hülfscafjen, die aus dem Gewerkvereine ausgeſchloſſen 
werden, dennoch Meitgliever der Hülfscafjen bleiben; dazu möchte ich einige Er— 
läuterungen geben. 

Es ift jelbft von Herrn Dr. Eras zugejtanden, daß die Gewerkvereine 
durch Gründung dieſer nationalen Caſſen fid) ein bedeutendes Berdienft erworben 
haben. Meine Herren! Nachdem alſo die Gemwerfvereine mit jahrelangen Mühen 
und Opfern ſolche Hülfscaſſen — ohne Gründungskoften! — errichtet haben, 
ſo ſoll e8 geftattet fein, daß Perjonen Scheinbar dein Gewerfvereine beitreten, ihr 
Heine8 Eintrittögeld zahlen, um nur in die gut fundirten und gut verwalteten 
Gafjen einzutreten und dann nad einigen Wochen erklären: Nun find wir n 
den Gewerkvereinscaſſen drin, aber Gewerkvereinsmitglieder bleiben wir nit! — 
Meine Herren! Wenn Sie die gemäßigten Gewerkvereine tobt machen wollen, 
dann nehmen Sie jo etwas an; denn viele Arbeiter haben ja fein weiteres 
Intereſſe, als einer gut fundirten,, gefunden Caſſe beizutreten und ſich durch die 
Caſſe beſſer zu ftellen; das unfittliche Einſchmuggeln follte nicht durch das Geſetz 
janctionirt und befördert werden! Es fpricht aber auch ferner gegen den 
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Eras'ſchen Vorſchlag, daß derjelbe Caſſenmitglieder ſchafft, die feine Stumme bei 
der Verwaltung haben. Ich betrachte dies als eine Abnormität und Unwürdig— 
feit und kann nicht beiftimmen, daß ſolcher Zuftand zur gefetlichen Inftitution 
erhoben wird. 

Wenn Herr Dr. Eras meint, es fönnte die Zeit kommen, wo die 
Socialdemofraten fi) eindrängen — nun, möglich ift Alles! Aber ich möchte 
eine Garantie für das Gegentheil übernehmen —: ich habe in den jech® Jahren, 
daß unſere Gewerkvereine beftehen, nur wahrgenommen, daß die Mitglieder immer 
fefter in den gemäßigten Grunbfägen geworden find. In Breslau freilich hat 
man von jener Seite, durch Abweiſung der Arbeiter auch bei den geredhteiten 
Ansprüchen, die Gewerkvereinler geradezu gezwungen, ſich mit den andern 
Arbeitern irgend welcher Partei bei den Wahlen zu verbinden, das ift aber eine 
ganz vereinzelte Ausnahme. Aber die Gefahr wird fünftig noch weit geringer; 
denn bei einem Verein, der gejegliche Normativ-Beftimmungen erfüllen muß — 
und nur ſolche dürfen zugehörige Hülfscafien haben — ift ſchwerlich zu bes 
fürdten, daß Mitglieder aus ungerechtfertigten Gründen ausgejchlofjen werden. 
Am wenigften kann Died wegen Nichtbetheiligung bet Strites erfolgen, was 
doch immer als Schredgejpenft gebraudt wird; denn die Normativ-Be- 
ftimmungen verpflichten den anerfannten Gewerkverein, fid) einem Schieds— 
und Einigungsamte anzufchliegen und zu unterwerfen, jo daß ungerechtfertigte 
Strife8 in ſolchen Vereinen nicht mehr vorkommen fünnen. Auch habe ih in 
meinem Öutachten bereit erklärt, daß noh nie ein Mitglied wegen 
Nihtbetheiligung an einem GStrife aus einer Hülfscafie 
unjerer Gewerfvereine ausgeftoßen worden ift, die gegentheiligen 
Behauptungen alfo auf Unmwahrheit beruhen. Ueberdies hätte jener Einwand 
nur einen Sinn, wenn irgend welche Arbeiter gezwungen würden: erftens dem 
Gewerkvereine beizutreten, und zweitens als Mitgliever vefjelben der zu: 
gehörigen Hülfscaffe anzugehören. Aber das ift ein Irrthum. Beides beruht 
auf der vollften Freiwilligkeit, und ich denke, Sie überlaffen es ben 
Arbeitern freundlichft, fich zu überlegen, ob fie gut daran thun, den Gemerf- 
vereinen und ihren Hülfscafjen beizutreten oder nicht. 

Daß die Gewerfvereine auch jett ſchon im jeder Weife trog der Schwierig: 
feit des Anfanges bemüht find, ihre Hülfscaſſen ſowohl von den übrigen Zweden 
fireng zu jondern, als auch ihre Caſſen in jo gründlicher Weife revidiren zu 
laffen, wie es in Deutjchland noch nirgend, auch nicht bei den vielgerühmten 
Knappſchaftscaſſen der Fall ift, dafür habe ich eine Menge Beläge bier, die ich 
dem Büreau übergebe, falls fie Jemand einzufehen wünſcht. 

Ich fomme zur Hauptfahe —: Zwang oder Nichtzwang! — und da muß 
ich geftehen, daß mir bei der Debatte mandhmal faft unheimlih zu Muthe 
wurde und ich mich frug: bin ich denn in einer Verfammlung mit ſtark focial- 
demofratiichen Tendenzen? Denn das Hauptargument, das von dem Referenten 
in der Debatte angeführt wurde, war: das Bedürfniß ſei vorhanden, folglich 
müffe der Staat feine Bürger, und zwar eine beftimmte Claſſe von Bürgern, 
zwingen, e8 zu befriedigen. Nun, meine Herren, wenn diefer Grundſatz 
zur Geltung gelangt, jo find wir mitten im focialdemofratiichen Volksſtaat. 
Denn wenn es Bedürfniß iſt, Etwas zurüdzulegen für's Alter, dann iſt es 
gewiß ein noch größeres Bedürfniß, jedem Arbeiter während feiner activen Zeit 
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den menjchenwürdigen Unterhalt zu fichern, und weiter wollen ja die Soctal- 
demofraten auch nichts, als die Garantie der Eriftenz, der lohnenden Arbeit. 
Iſt es Pflicht des Staates, für das Penfionsbedürfnig einzutreten, und zwar 
nicht Durch Förderung des freiwilligen Antriebe, ſondern durch mechaniſchen 
Zwang, dur das Gebot: „ihr müßt jo und foviel geben!” — dann, fage ich, 
it dad Bedürfniß nad Nahrung, Kleidung und Wohnung entjchieden wichtiger! 
— und dann ftelle ich den Antrag, zunächſt einmal eine Erpropriation der 
Städte eintreten zu lafjen, um menjchenwürdige Wohnungen herzuftellen; denn 
entjteht nicht Krankheit und Invalidität jo oft gerade durch die traurigen 
Vohnungsverhältnifje der Arbeiter? Meine Herren! Wir ftehen ausgeiprochener- 
maßen auf dem Standpunkt des Privat» Eigentums, ich begreife daher nicht, 
wie es möglich ift, in unferer Mitte die ftärkften Eingriffe in das mohlerworbene 
Eigenthumsrecht zu vertreten. Denn was gejchieht durch den Penfionscafjen- 
Zwang? Site jagen dem Wrbeiter: Du bift ein unmündiges Weſen! Du 
bift eigentlich gar fein denfender Menſch! Du weißt nicht, welche Bedürfniſſe 
zu befriedigen find, oder wenn Du ed weißt, handelſt Du nicht danach! Die 
Staatsgeſellſchaft zerfällt in zwei Theile: in Diejenigen, die Geld haben und in 
Sole, die fein Geld haben und daher nicht willen, was ihnen frommt, und 
für die der Etaat ald verantwortlicher Vormund einzutreten hat. Meine 
Herren, auf diefem Wege wird der Arbeiter zu einem Menjchen zweiter Claſſe 
berabgewürbigt! Der Staat foll ihm aber nicht nur etwas Bejondered wor- 
Ihreiben, ſondern fogar einen Theil feines Arbeitöverdienftes in Beſchlag 
nehmen. Das Eigenthum beruht zunächſt und vor Allem auf der Arbeit; das, 
was durch die Arbeit errungen wird, ift das meift berechtigte und heiligfte 
Eigenthum. Jetzt aber jagen wir: der Arbeiter hat von dem geringen Ertrag 
jeinev Arbeit jo und ſoviel zwangsweiſe abzugeben für Bebürfniffe, die er 
möglicherwetfe gar nicht hat, von Denen wir nur annehmen, fie find vorhanden. 
Jh wundere mich in der That, daß jo wenig Einwendungen gegen die abjolute 
Nothwendigkeit der Alters- und Penfionscaffen gefommen find. Meine Herren! 
Sollen denn Arbeiter, die ihr Häuschen und ihr Stüd Ader, oder die drei- bis 
vieerhundert Thaler Spaareinlagen befigen, mie dies jest gar nichts Seltenes ift — 
die alfo für ihr Alter gefichert find — follen denn Alle mir nichts dir nichts, 
weil es den Herren jo paßt, noch extra zwangsweiſe einen fehr hohen Beitrag 
zur Penfionscafje geben? Worin Liegt die Rechtfertigung, meine Herren, und 
woher jollen dieje hohen Beiträge fommen? Ich verftehe auch das nicht, wie 
Männer, die doch mitten im praftifchen Leben ftehen, ſich fo leicht über Diele 
Schwierigkeiten binwegjegen und immer nur reden: wo das Bedürfniß vor- 
handen, muß es befriedigt werden. Nun, meine Herren, ich fenne Fälle, wo 
der Arbeiter noch Heut zu Tage bei vollem Gejchäftsgange, bei 14= und mehr: 
ftündiger Arbeit, 2", Thaler die Woche nad Haufe bringt, wovon bei den 
jetzigen Lebensmittelpreifen der Mann, die Frau und 5, 6- Rinder erhalten 
werden follen; und im ſolchen Berhältniffen, in der traurigen Yage der Weber, 
der Nagelſchmiede u. |. w., wo der Verdienſt kaum ausreiht, um nothbürftig 
Kartoffeln anzufchaffen, da wollen Sie jährlich noch 10 Thaler Steuer ver: 
langen, um Benfionscafjen davon einzurihten? Sie verlangen das in der Zeit 
der Arbeit nicht nur, nein aud in der Zeit, wo Nichts verdient wird, eine Zeit, 
die leider oft Monate und Bierteljahre lang dauert. (Der Vorſ. unterbricht 
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den Redner, da derjelbe bereits 10 Minuten geiprochen, mit der Frage an bie 
Verſammlung, ob der Redner weiter Sprechen ſoll. Auf allgemeines „Iamwohl“ 
ſpricht Redner weiter.) 

Ih fagte alfo: Wie es möglich ift, unter dieſen Umftänden Ernft zu 
machen mit der Durdführung der Zwangscaffen, iſt mir unverftändlich. Auch 
hier, wie bei dem Arbeitscontractbruch, fol eine einzelne Inftitution in höchft 
mechanischer und reactionairer Weile aus dem wirthichaftlihen und Cultur— 
zufammenhange der Zeit herausgerifjen werden. Das ift aber nicht der richtige 
Weg, die fociale Frage zu löſen, da es ebenfo ummilfenichaftlih wie un: 
praktiſch iſt. Dadurch wird nur Verwirrung felbft in fonft Haren Köpfen er: 
zeugt; und wenn von hervorragenden Männern, die ausdrüdlid, befennen, auf 
dem Boden der gegenwärtigen Berbältniffe zu ftehen, fortwährend derartige 
Anträge geftellt und verfochten werben, dann ift es fein Wunder, wenn aud in 
den Köpfen der Arbeiter mehr und mehr die Forderung Platz greift, daß der 
Staat für ihre Eriftenz einzutreten verpflichtet ſei. Ich ſelbſt habe einen Theil 
meines Lebens dem Streben nad wirkfamen PBenfionscafjen geopfert; aber ih 
erfläre: jo bevormundend von Dben herunter und fo claffenmäßtg, wie bie 
Herren e8 wollen, läßt fi die Sache nicht machen. Würden Ste c8 verjucen, 
Ste würden nur im Berfuche die Unmöglichkeit erkennen. 

Ste wollen überdie8 aud den Arbeitgeber heranzieben, und denken 
dabei natürlih an den reichen Fabrikanten, der jährlich Zehntauſende von 
TIhalern einnimmt, und nun mit vollen Ehren im Ausſchuß und Comite figt 
und die Wohlthaten diefer Zmwangscaffe vertheilt. Aber, meine Herren, Arbeit: 
geber find bei und im Deutjchland jehr häufig ſchlimmer daran, als Die Arbeiter. 

Denken Sie an die vielen Hunderttaufende Kleiner Handwerksmeiſter, die 
mit Arbeit und Sorge faum foviel erwerben, um eine ehrbare Selbftändigfeit 
zu behaupten. Denen nun noch zuzumutben, hohe Beiträge zu geben zu einer 
Penſionscaſſe für Andere, die zum Theil befjer daftehen, als fie ſelbſt — das 
ift wahrhaftig fein Gefallen, ven man dem Mittelftande erweift! Ich kann mıt 
Sicherheit behaupten, daß, wenn ein foldhes Gejes angenommen ‚wird, eine 
ganze Anzahl von Imduftriezweigen in Deutfchland zu Grunde geht, und dad 
würde doch wohl zu überlegen fein, ehe man ſolchen Beſchluß faßt. 

Ic vermag nicht Alles zu erledigen, was id) mir vorgenommen, da meine 
Kräfte nicht ausreihen. Ich möchte nur zum Schluß nody als treues Mitglied 
Ihres Vereins eine recht dringende Bitte an Sie richten. Als der Verein für 
Soctalpolitif ind eben trat, wurde er von dem Theile der deutjchen Arbeiter 
mit Freuden begrüßt, der nicht in Umfturz, ſondern in frievlicher Entwidelung 
eine Befjerung feiner Lage erwartet. Man fagte fi), daß es eine heiljame 
Richtung ift, darauf hinzuwirken, daß der Staat fid) nicht gleichgültig bei den 
jocialen Mifftänden verhalte, daß er insbefondere aud) für das emancipatorijde 
Beftreben der Arbeiter mit eintrete. Aber, meine Herren, wenn der Verein 
ſchon im zweiten Jahre feines Beftehens nur zu Beichlüffen kommt, die unter 
dem Vorgeben, dem Arbeiter zu helfen, ihn der freien Berfügung über 
fein Eigenthbum und feine Perfon berauben, dann fünmen Gie 
nicht erwarten, daß unter den Arbeiterkveifen das geringfte Vertrauen zu dem 
Vereine beftehen bleibt! Meine Herren, feine perſönliche Freiheit wird der 
Arbeiter niemals verfaufen gegen irgend welche Gnadenbezeigung oder Begüin: 
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figung! Er mill ebenfo daftehen, mie jeder andere Staatöbürger, und darum 
warne ih Ste, Beſchlüſſe zu fallen, die nur ausfprechen: der Arbeiter ift fein 
freier Mann; — wir müſſen ihn zwingen und ıhn am Gängelbande halten ! 
(Großer Beifall.) 


Ein Antrag auf Schluß der Discuffion wird nah furzer Geſchäfts— 
ordnungs=Debatte, in welcher von mehreren Mitgliedern Die Tragweite der An: 
nahme dieſes Antrages hervorgehoben wird, abgelehnt. — Das Wort erhält 
ın Fortſetzung der Debatte 


Advofat Hammer (Chemnig): Meine hochgeehrten Herrer! Es ift ganz 
gewiß eine ſchwere Aufgabe, einem jo ausgezeichneten Redner folgen zu ſollen. 
Indefjen Eins ſcheint mir die Aufgabe zu erleichtern, nämlih, daß mein Bor- 
redner nicht für freie Caſſen im Gegenjag zu zwangsweiſen Caſſen geiprochen 
hat, jondern daß Die SHerftellung auch der Freien Penſionscaſſen gewiffe 
Örenzen ihrer Durchführung finden muß. Nun, meine Herren, traurig genug, 
daß es noch Gegenden giebt, die nicht mehr als 2:/, Thlr. Lohn wöchentlich 
abwerfen,; aber wie traurig ift eg, wenn der Mann, der funfzig Jahre lang 
jih mit 21/, Thlr. wöchentlich bat begnügen müfjen, nun nad, diefer Zeit ſich 
mit Hungerbroden begnügen jol! — Die Anführungen von Herrn Knauer 
und Anderen übergehe ich hier, um nur drei Gründe in den Vordergrund zu 
heben, die ich für die wichtigften halte, und woburd ich glaube, daß ein jehr 
großer Unterjchted gebildet wird zwilchen den freiwilligen Penſionscaſſen und den 
Zwangscaſſen. Ic behaupte: mittelft freiwilliger Caſſen kommen Ste nie dahin, 
eine annähernde Gleihmäßigfeit in der Berforgung des penfionsbedürftigen 
Mannes herbeizuführen! Ich behaupte zweitens: indem Sie die Löſung dieſer 
stage alleın von freiwilligen Unterftügungscaffen erwarten, verhüten Sie nicht, 
daß eine große Mehrzahl der Arbeiter umnverfichert bleibt. Und ich behaupte 
drittend: indem Sie die Löſung der Penfionsfrage freiwilligen Unterſtützungs— 
allen anheimgeben, verrüden Sie in einer Weife die Steuerlaft, die höchft 
ungerecht iſt! (Bereinzelter Widerfprud.) Das ift ganz gewiß! Meine Herren, 
ıh Bin Vorſtand der Unfall-:Verfiherungs-Genofjenihaft in Chemnig, und wir 
behaupten von und, daß wir Diejenigen find, die in der Entihädigung am 
weiteften gehen; aber wir geben auch zu, Daß wir am aflermeiften nehmen, 
Es gibt indeß noch eine Anzahl anderer Unfallverjicherungs - Anftalten und 
ebenfo wird es eine ganze Menge Penfionscafjen geben auf dem Grunde der 
Normativ = Beftimmungen. Aber Berficherung ift nicht immer Verſicherung und 
Penfionscafje nicht immer Penfionscafje! Es kommt wirflid darauf an, was 
man für eine Berjicherung befommt; und da muß ich jagen: nur der Staat 
fann zwangsweiſe durchführen, daß Jemand wenigſtens annähernd genug befommt 
ım Vergleich zu feinem früheren Erwerb und daß man e8 nicht eine Penfion 
nennen fann, wenn diefe Höhe nicht erreicht wird. Aber wie können Sie denn 
das bei einer freiwilligen Penfionscaffe haben? Die Gefährlichkeit in einzelnen 
Gewerben ift doch außerordentlich verſchieden, und ich verwahre mich gleid) da— 
gegen, daß Sie eima von mir denfen, ich wolle dem Staate zumuthen, daß 
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Alles ohne Unterfchied und ohne Tarife zu einer Penſionscaſſe beitrage. Ich 
fordere, daß ein derartiger Tarif auch bei den Zwangscaſſen zunächſt ftattfinde. 
Aber indem Sie nur eine freiwillige Caſſe eintreten lafjen wollen, haben Sie 
eine Menge von Gewerben, wo der Arbeiter die Nificoprämte nicht aufbringen 
fann. Und da kommen Sie dazu, daß den Arbeitern in dem einen Gewerbe 
nur etwa eine Penfion von 25 Thlen. jährlich gezahlt werden kann, aljo ein ganz 
unzureichende Sümmchen. Es ift doch ſicher: armenmäßig dürfen die Penftons: 
caffen nicht fein; denn wenn wir Etwas darunter verftehen wollen, muß es doch 
der Penfionirung der Beamten analog fein. Bei freiwilligen Caſſen können Cie 
nicht erreichen, daß die Penjionen nur annähernd gleich vertheilt werden. Na— 
türlih aber müfjen Sie bei freiwilligen Penſionscaſſen Fälle haben, mo Je 
mand eimmal nicht verfichert ift; denn wenn Jemand einmal aus der Caſſe aus: 
getreten ift, wo joll er dann Etwas herbefommen ? dann fällt er eben ver 
Sommune in die Hände. Es ift aber für die Dauer nicht menjchenwiürbig, 
daß eine gewifjermaßen ausgebraudhte Menſchenkraft am Schlufje ihres Lebens 
abgefüttert wird als öffentlicher Bettler, und hier finden religiöfe und politiſche 
Küdfichten keine Anwendung. Ich fage mit Goethe: 

Db er heilig? ob er böfe? 

Sammern muß der Unglüdsmann. 

Mein verehrter Yandesgenofje wird mir beftätigen, daß es ein jehr un: 
angenehmes Aufjehen unter den Arbeitern bei uns erregen würde, wenn Her 
Dunder ihnen gejagt Hätte, daß unter den englifchen Arbeitern durch die 
Gewerkſchaftsbeiträge Armenfteuern erfpart würden. Nein, diefe Steuern follen 
aufgebracht werden von Denen, die die Arbeitöfraft benutt haben, und ich fann 
daher auc mit der Refolution des Herrn Kalle nicht im Allgemeinen ftimmen, 
jondern nur für den erften Satz: 

„Die gejegliche Regelung des Penſionscaſſenweſens ift nad Yage der 
„Derhältniffe für Dringend erforderlich zu eradjten.“ | 

Ih glaube, e8 würde Unrecht fein, wenn den Arbeitern zugemuthet würde, 
von ihrem Lohnſatze beizufteuern. Nun gut, würde man zwar jagen, wenn 
der Arbeiter bier den Steuerſatz giebt, jo muß ihm der Arbeitgeber mehr Lohn 
geben. Aber da muß man doc gefehen haben, wie bei der Frage um be 
Lohnhöhe der Arbeitgeber doc weit widerſtandsfähiger ift, al8 der Arbeitnehmer, 
um behaupten zu fünnen, daß dies nicht ohne Weitered angeht; und darum 
babe ich nicht Unvecht, wenn id) ſage: diefe Prämie muß der Arbeitgeber alleın 
bezahlen! Er kann e8 ganz unbedenklich, wenn Sie Recht haben, zu fagen: 
„Wenn die Arbeitgeber höheren Lohn geben, dann kann es der Arbeiter thun“ ; 
dann jage ih: „der Arbeiter fann einen niedrigeren Lohn tragen, wenn Dev 
Arbeitgeber die Prämie bezahlt. Es muß eine andere Benfion gejchaffen werden 
für abgenutzte Menſchenkraft als die öffentliche Armenunterftügung !“ 


(Der Borfigende unterbricht den Redner, da 10 Minuten bereitd ver: 
flofjen find, mit der Frage an die Verfammlung, ob fie denfelben weiter zu 
hören wünſche. Die Berfammlung verneint dies.) 


Nachdem ein neuer Antrag auf Schluß der Debatte abgelehnt worden, 
erhält das Wort ber 
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Geh. Ober-Reg.- Rath Dr. Engel: Meine Herren! Obgleich die 
Discuſſion ſcheinbar ſchon alle Gefichtöpunkte der Frage berührt hat, fo nehme 
ıh doch noch auf einige Minuten Ihre Geduld in Anspruch, um zu zeigen, wie 
noch einige andere Fragen mit der vorliegenden im engften Zufammenhange 
ftehen und letztere felbft in einem neuen Lichte ericheinen laſſen. 

Im Allgemeinen ftehe ich auf dem Standpunkte des Herrn Dr. Mar 
Hirſch und des Correferenten. Ich bin deswegen aber gegen den allgemeinen 
Verfiherungszwang, weil diefer jegt ſchon unmöglich auf alle Arbeiter aus- 
zudbehnen if. Man verbindet mit dem Worte „Arbeiter“ felten einen beflimm- 
ten Begriff. Kann denn die Zwangsverſicherung auf alle Arbeiter erjtredt 
werden ? Wie joll fie denn dem Tagearbeiter, dem Gefinde und den Dienftboten 
gegenüber ind Werk geſetzt werden? Sie künnen den Verfiherungszwang auf dieſe 
jur Zeit in Lofefter Verbindung untereinander ftehenden Volkselaſſen unmöglich 
ausdehnen, und andererjeitd fünnen Sie, wenn Se die Zwangsverjicherung der 
Arbeiter als eine Wohlthat anfehen, doc audP viefer zahlreichen Claſſe von 
Arbeitern die Wohlthat der Verficherung nicht vorenthalten. Das ift indeß nur 
eine rein formelle Schwierigkeit; die matertelle ift noch weit größer. 

Die Berfiherung ſoll erftredt werden auf die Kranfheitögefahr und auf 
die Gefahr der Unfalls- und Alters-Invalidität, fie ſoll den Wittwen und 
Waiſen verftorbener Berficherungs » Eafjen- Mitglieder auch Penfionen gewähren ; 
wenigſtens möchte fie auf alle diefe Gefahren erftredt werden. In den Thejen 
it Das nicht genug hervorgehoben, die Zwede der Verfiherung find nicht klar 
auögefprochen. Ich könnte aber nicht dieſe Theſen unterfchreiben, wenn fie 
vorausfegten, daß Die Kranfenverfiherung ein Zweig der Alterd- und Wittwen= und 
Waiſenpenſionscaſſen fein ſolle. Die Krankheitöverficherung, oder die Verfiherung 
eines beftimmten Krankengeldes in Erkranfungsfällen erfordert eine ganz andere 
Drganifation als die Verſicherung einer Invaliditäts- und Wittwen- und Waijen: 
Penfion. Die Krankheitserfcheinungen bewähren ihre Regelmäßigkeit jchon tm 
Heinen Kreife von BVerfiherten, und das Krankfein felbft (die Gefahr, gegen 
welche werfichert wird) ift ein Ding, welches man leicht fimuliven kann. Hier 
ft die Decentralifation der Caſſen an ihrer Stelle. Krankencaſſen können daher 
in jeder einzelnen Fabrik eingerichtet werden; dazu braucht man feinen großen 
Berfiherungsverband. — Erft wenn id) die Krankenverficherung von den übrigen 
Derfiherungdzweden ausſchließe, könnte ich den Theſen des Correferenten zu: 
ſtimmen. 

Nun iſt leider aber in dem Gutachten des Herrn Dr. Zillmer (des 
mathematischen Experten der Herren Hirfh und Dunder) auögelproden, daR 
Wittwen- und Waifenpenfionen nicht im dem Zwed ihrer Caſſen einbegriffen 
jein follen. Wenn dies wirklich der Fall ift, wenn ſonach die Verficherung nur 
auf Alterd- Invalidität gerichtet ift: ja, meine Herren, dann ftehen diele 
Caſſen eigentlih in ver Luft. Yon vergleichen Caſſen wollen gerade die ver— 
fändigften und fürforglichften Arbeiter am wenigften wifjen. Ich babe mehr: 
fahen Berfammlungen ſolcher Arbeiter beigewohnt, in welden ihnen (den Ar: 
beitern) dringend empfohlen wurde, eine Invalidencafje unter ſich zu gründen 
oder beftehenden beizutreten. Faft immer wurde aber von den Arbeitern und, 
meiner Anfiht nah, mit Recht dagegen eingewendet: Ja, wer bürgt denn 
dafür, daß mir überhaupt das 65. Yebensjahr erreichen (von welcher Zeit an 
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die Penfion erſt fällig wird) und daß wir dann noch einen Genuß haben von 
den Rechten, die wir jegt mit den Einjchränkungen unjerer jelbft und unfexer 
Familien erfaufen. Auf jolhe Fragen muß man ftet die Antwort jchuldig 
bleiben. Gerade der fürforgliche Arbeiter denkt zunächſt an das Schickſal der 
Seinigen, im Falle er plöglich fterben follte, und zulegt an das jeinige. Caſſen, die 
dieſes Familiengefühl nicht pflegen, fondern unterbrüden, find bei den Arbeiten 
— umd id kann das nicht tadeln — nirgends beliebt; dergleichen Caſſen find 
nur da vorhanden und blühen nur da, wo fie kraft eines beftimmten Zwanges 
beftehen. Ich bin weit davon entfernt, die Zwangscaſſen anzugreifen, jondern 
ih will nur conftatiren, daß der Zwang allein es geweſen iſt, der fie geichaffen 
hat und erhält! Die Knappichaftscafien, in welchen jest über 200,000 Knappen 
verfichert find, würden in die Kategorie der aus genanntem Grunde unbeliebten 
Caſſen fallen, wenn fie nicht die Wittwen- und Waijenverforgung mit unter 
ihre Zwede aufgenommen hätten. Trotzdem died.der Fall ift, bin ich gleichwohl 
feft überzeugt, daß auc fie ohne Zwang nicht in der Großartigkeit beftünden, in 
welcher fie 3. B. in Preußen exiftiren. Diefer Ausſpruch beruht auf folgen: 
dem Grunde. 

Meine Herren! Die Invaliden = Penfionsverfiherung iſt eine Rentenver— 
jicherung. Kann nun Niemand behaupten, daß die Verficherung der einzige, 
unter allen Umftänden befte und empfehlenswerthefte Weg jet, für jeine und der 
Zeinigen Zukunft zu forgen, fo ift e8 nod weit fchwieriger, Died von ber 
Rentenverfiherung zu behaupten, im Gegenſatz zur Capitalverſicherung. Sehen 
Ste doch eimmal die Statiftit der Lebens- und Renten-Berfiherungsgejellichaften 
genauer an. Sie werden finden, daß die bei Weitem Hauptjächlichjte Verſiche— 
vungsform auf den Todesfall, weniger die auf den Pebensfall, am allerwenigften 
aber die Nentenverficherung ift. Der ſorgſame Familienvater jagt fich immer: 
für meinen Theil werde ich wohl mit meiner Hände oder meines Geiftes Arbeit 
durch's Leben fommen; wer forgt aber für meine Frau und meine Kinder nach 
meinem Tode? Wenn Sie nun aus der Statiſtik entnehmen, m. H., daß | 
gebilvete Perſonen (als ſolche kann man ja wohl die Verjicherten in Yebens- und 
Renten = Berficherungsgejellichaften anfehen ) die Capitalverſicherung wählen und 
nicht die Rentenverfiherung, wie wollen Sie e8 denn dem Arbeiter zumutben 
oder ihn gar zwingen, daß er zur Rentenverſicherung in ihrer allerungünftigiten 
Form greife? Allerdings iſt die Eapitalwerficherung theurer, Das kann ich midt 
leugnen; fie ift aber deſſenungeachtet auch dem Arbeiter erreichbar. In diejem 
Augenblik fehlt mir freilich die Zeit, dies nachzumweifen. Bon meinem Stand: 
punfte aus muß ich die geehrte Verfammlung um fo mehr bitten, die 1. Thee 
des Herrn Gorreferenten, welche die Capitalverfiherung als uncmpfehlenswert) 
hinftellt, zu verwerfen, oder aber den Herrn Gorreferenten erſuchen, Daß er fie 
zurüdztehe, als der Vorzug der Capitalverfiherung vor der Nentenverficherung 
feine Frage mehr ift. Ber aller Adytung vor der Sachkunde des Herrn Dr. Zill: 
mer jtelle ic ihm doch eine andere Autorität gegenüber, Die des Herrn U. de 
Coureh, eined Franzofen, der die Nenten- oder Penfionsverficherung verwirft, 
und zwar aus Gründen, die ih an einer andern Stelle näher zu entwideln mir 
»rlauben werde. 

Ich komme jegt zu den Thefen der Cafjenverwaltung. Meine Herren! Die 
Prämien der Kranfheits-, Unfalld- und Altersinvalidität, ſowie der Wittwen- und 
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Baijen=Penfionsverfiherung bilden, wie ih das wiederholt in meinen Schriften 
über den Preis der Arbeit im Aligememen und über den Preis der Arbeit der 
Eifenbahnbeamten im Bejonderen nachgewiefen habe, einen Theil der Selbfttoften 
der Arbeit; Ddiefer Nachweis hat bis jett noch feine Widerlegung gefunden. 
Iſt der Yohn nicht jo hoch, daß diefe Prämien daraus beftritten werden fünnen, 
jo kommt eben der Arbeiter nicht auf die Selbftkoften feiner Arbeit. Wenn 
dagegen der Arbeiter den entiprechenden Lohn erhält, fo mag er diefe Prämien 
auch ſelbſt zahlen und jelbft für feine und der Geinigen Zukunft forgen, 
gerade wie er ja auch für die Erfüllung der anderen Bedingungen jorgen muß, 
unter welchen ihm die Yeiftung jeiner Arbeit nur möglih if. Weshalb ſich 
der Arbeitgeber einmifchen fol, ift nicht einzufehen; ja die Einmifchung deſſelben 
in die Beihaffung von Nahrung, Kleidung u. |. w., die in das häßlichſte 
Truckſyſtem ausgeartet ift, ift ſogar gefetzlich verboten. Ich werde ſogleich darauf 
tommen, daß ich den Arbeitgeber keineswegs freilaffen will, aber e8 ift nur con= 
fequent, daß die Berfiherungscaffen für die in Rede ftehenden Zmwede von den 
Arbeitern ſelbſt gefpeift und darum auch felbft verwaltet werden. Belehren Sie 
nur die Arbeiter über den Nuten folder Caſſen für ſich und ihre Familien; fie 
werden jie dann ſchon gründen und auch gut und jorgfältig verwalten. Die 
Selbftverwaltung, das ift das Wichtigfte, meine Herren, um zu eimem ges 
deihlichen Unterftügungscaffenwefen zu gelangen Wer hieran zweifeln ſollte, 
den verweiſe ich auf die ſchon vor 30 und mehr Jahren in manden Berg- 
revieren laut gewordenen Klagen über Knappichaftscafien. Die Unzufriedenheiten 
drehten fi) alle um den den Knappen zugeftandenen ungenügenden Antheil an ver 
Berwaltung und an dem polizeilichen Beigefhmad derjelben, verurſacht ſeitens 
der Arbeitgeber! Die bisherige Vermengung der Beiträge der Arbeitgeber und 
da8 ihnen dadurch erwachlende Recht, Nie Caſſen zu leiten und zu regieren, find 
etwas Unnatürlihes! Der Arbeitnehmer, als Cafjenmitglied, erfauft die Ver— 
fiherung gegen Nahrungsforgen für fi und die Seinen im Falle feiner Erwerbs: 
unfähigkeit durch einen Beitrag, eine Prämie, die zu feinen Gunften aufgeipart 
wird und ihm, reip. den Seinen, nad Maßgabe gewiſſer Wahricheinlichkeitsfäge, 
in früherer oder fpäterer Zeit, in beftimmten, jedoch im Voraus contrahirten 
Formen wieder zu Gute kommt. Wie fann man ein folches Contractverhältnig 
von Yeiftung und Gegenleiftung mit polizeilichen Vorſchriften des Wohlverhaltens 
des einen Kontrahenten belaften? Die Penfionscafje hat gar nicht? danach zu 
fragen, ob ein gute® oder böſes Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer ftattfindet; fie fol ein Berfiherungsinftitut, aber kein Polizei-Inftitut fein. 
Letzteres wird fie aber ftet8 dann, wenn der Arbeitgeber die Hand am Beutel 
der Saffe hat und fie beherrſcht! (Der Vorſ. unterbricht den Redner, da 10 Mi- 
nuten bereit verftrihen. Auf Wunſch der Berfammlung ſpricht Redner weiter.) 

Ich bin weit davon entfernt, zu meinen, daR nicht viele Arbeitgeber 
lediglich philanthropiiche Abfichten bei ihrer Beitragsfeiftung zu den Unter: 
ftügungscafjen für die Arbeiter ihrer Etablifjements verfolgen; allein diejen Ab— 
lichten fönnen fie auf eine andere, obendrein zwedmäßigere und ihnen (dem 
Arbeitgebern) ſogar nüglichere Weife Ausdrud geben. Wenn die Arbeitgeber die 
Verpflihtung fühlen, für ihre Arbeiter zu forgen — und zwar noch darüber hinaus, 
daß fie ihnen die wollen Selbftkoften der Arbeit als Lohn geben, welche ihnen 
zufommen — To fünnen fie diefe Verpflichtung dadurch bethätigen, daß fie 
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lediglich aus ihren Mitteln die Arbeiter extra verfihern. In Deutic- 
land bietet ihnen Das Zweiginſtitut der Yeipziger Unfall» Berficherungsbant die 
befte und wohlfeilfte Gelegenheit; es giebt aber auch noch andere Mittel umd 
Wege. Ein Beifpiel, welches vier der größten Verſicherungsgeſellſchaften in Frank— 
reich) gegeben haben, verdient vor Allem hier Erwähnung. 

Dieſe unter fih in Cartell ftehenden Gefellichaften gewähren ihren Beamten 
und Angeftellten aller Art (mit Ausnahme der Directoren) jährlich 5 Procent 
des Reingewinns dergeftalt, Daß der jedem Einzelnen nad) Maßgabe feines Ge- 
haltes zufommende Antheil auf einem für ihn angelegten Conto gutgeſchrieben 
wird, ohne daß der Betreffende aber anders, als unter Erfüllung gewifjer Be: 
dingungen darüber verfügen kann. Diefe Bedingungen find jehr einfah. Der 
Beamte, der einer oder mehren dieſer Gejellihaften zwanzig Jahre hintereinander 
gedient hat, ift Herr des ganzen für ihn angefammelten Bermögend. Der Be: 
treffende kann das Vermögen aus der Caſſe nehmen oder darin ftehen laſſen; 
er kann aud) ferner der Gejellichaft dienen und ift vom 21. Dienftjahre ab überhaupt 
zu jeder Zeit berechtigt, über fein Capital zu diöponiren. Wer krank und hin: 
fällig wird und darum feine Entlafjung nehmen muß, iſt ebenfalls fofort Herr 
des auf feinem Conto befindlihen Guthaben. Wer aus Anlaß eines mit noth— 
wendigen Ausgaben verknüpften Familienereignifjes bejondere Mittel nöthig hat, 
fann über einen Theil ſeines Guthabens verfügen. Diefe Einrichtung. beiteht 
ſchon ſeit 1850. Dank ihr find einzelne Beamte bereits zu Beträgen von 5, 6, 
8, 10 und mehr Taufend Franken gelangt. Das Guthaben eined erften Bud): 
halters, der 25 Jahre im Dienft der Geſellſchaft ftand, war jogar bis auf 
65,000 Franes angewachſen, und ein Gaffengehülfe hatte in der nämlichen 
zeit fein Guthaben auf 25,000 Francd gebracht. Das iſt eine Einrichtung, 
welche nachgeahmt werden follte und welche mit der Betheiligung der Arbeiter 
am Neingewinn die Befeitigung der Contractbrüde verbindet. Weil diefe Ein- 
richtung ſich auch nach letzterer Nichtung hin trefflicd) bewährt hat, darum habe 
ic) |. 3. meinem Freunde W. Borchert, dem ehemaligen alleinigen Befiger der 
Actiengeſellſchaft „Neue Berliner Meſſingwerke“ vorgeihlagen, fie einzuführen, 
und fie ift dort, nur in etwas anderer Weiſe, ſchon feit Jahr und Tag ein 
geführt. Jeder Beamte und Arbeiter mit weniger als 1000 Thaler Jahres: 
einnahme erhält nach einer beftunmten Dienftzeit eine lediglich von dem Arbeitgeber 
beftrittene Imvaliditätöpenfion bis zu 300 Thaler p. a. Die Wittme eined 
verftorbenen Beamten oder Arbeiter8 genannter Kategorie erhält 100 Thaler p. a. 
und eine vaterlofe Waiſe bi8 zum 14. Jahre 24 Thaler, eine vater= umd 
mutterlofe Waife 48 Thaler p. a. Auch zu diefen Penfionen trägt der Arbeiter 
nichts bei. Trotzdem befinden ſich drei Arbeiter mit im Curatorium der Stif— 
tung des Herrn Borchert, aus deren Erträgnifien jene Penfionen beftritten 
werden. Das von demfelben für dieſen Zweck geftiftete Capital beläuft 
jih auf 50,000 Thaler. Ich bin ebenfalls Mitglied des Curatoriums dieſer 
Stiftung, welde gleichzeitig dem Arbeiter Gelegenheit giebt, ein nennenswerthes 
Sapital anzujammeln. 

Bisher waren nod) fehr wenig Todesfälle in der Fabrik vorgefommen, und 
die Arbeiter hatten feine rechte Meinung von der Stiftung, weil ihnen ihre 
jegensreihen Wirkungen noch nicht augenfcheinlich geworden waren. Da ereigneten 
ſich furz hintereinander drei Sterbefälle, in melden Wittwen und Waifen hinter: 
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laffen wurden. Die Beftimmungen des Stiftungsftatuts traten in Wirkfamteit. 
Ihr Anfehen hob ſich plöglih; mir jedoch nicht unerwartet. Wer es ſelbſt ein 
oder mehre Male durchgemacht hat, für eine arme Wittwe 20—30 Thaler nur 
ald einmalige Gabe aus öffentlichen Mitteln zu erbitten, der hat nicht Worte 
des Dankes genug für eine Inftitution, die jo prompt und doch jo geräufchlos 
eintritt umd nicht blos vorübergehende, jondern dauernde Hülfe ſpendet, nicht 
als Wohlthat, ſondern als Anerfemiung für treue Dienfte des Arbeitnehmers 
ſeitens des Arbeitgebers. Die Frauen der Männer jener Fabrik find es, welche 
fih jet gegen etwaigen Contractbrud ihrer Männer erheben würden; letztere 
werden von erfteren gezwungen, in einer Fabrik zu bleiben, wo Allen jo 
veihlihe Beneficien zufliegen. Auf Grund diefer Erfahrungen aus dem Leben 
fann ich den Arbeitgebern nur empfehlen, daß fie ihren Arbeitern über ven 
vollen Lohn hinaus aus eigenen Mitteln eine Extraverſicherung zu Theil werden 
(offen möchten. Und weil fie diefe Extraverfiherung aus eigenen Mitteln be- 
ftreiten, jo find fie nun ſelbſtverſtändlich auch Herren der Bedingungen, unter 
welchen fie diefelbe gewähren wollen. Indeß auch hierbei mögen fie nicht ver- 
geilen, daß die größte Humanttät ſchließlich doch den beften Effect hat. 

Sie werden unzweifelhaft aus dem, was meine Vorredner und ich Ihnen 
vorgetragen haben, erjehen, meine Herren, daß, wie Vieles auch über den 
Verfiherungd: und den Caſſenzwang (was keineswegs identiſch ift) bier 
ſchon geſprochen wurde, trogdem die ganze Angelegenheit noch nicht völlig 
Ipruchreif ift! Wir können die Thejen des Herrn Gorreferenten annehmen; 
aber wir follten noch einen Schritt weiter gehen. Und hierbei bietet ſich 
gleichzeitig eine Gelegenheit dar, ein Werk der Berföhnung zu üben. Bor drei— 
viertel Jahren ward Seitens des preußifchen Handeldminifter8 eine Enquete über 
das Penfionscaffenwejen veranlaßt, die muthmaßlich gute Reſultate zu Tage 
gefördert hat. Einige Handelöfammern haben ihre Gutachten zur Sache ver- 
öffentlicht. Aber e8 find aud) viele Private gefragt worden, über deren Auskunft 
bis jegt noch nichts verlautete. Wir ſollten und heute hier zu dem Antrag an 
den preußischen Handeldminifter vereinigen, Daß er die Reſultate diefer Enquete 
veröffentlichen. fafje. Ich bin der Meinung, daß mit den Antworten auf Die ge- 
tellten Sragen der Enquete-Commilfion etwas ganz Gutes zu machen wäre. Werner 
bin ih der Meinung, daß der Ausfhuß oder eine Commilfion ad hoc das 
betreffende Material bei Ausarbeitung eines wirklichen Gejegentwurfd über das 
gewerbliche Hülfscafienwefen ſehr gut verwenden könnte, und damit unſer Verein 
hierbei nicht allein und einfeitig vorgehe, möchte fidy’8 empfehlen, den „Volks— 
wirtbihaftlihen Congreß“ zu erfuchen, ſich gleichfalls durch einen Ausſchuß oder 
eine Commiſſion an diefer Arbeit zu betheiligen. - Auf diefe Weile könnte dann 
ein einheitlicher, von den competenteften Perionen ausgearbeiteter Geſetzentwurf 
dem Reichötage unterbreitet werden. Jedenfalls müßte ich es beklagen, wenn 
von zwei verjchiedenen Seiten zwei verſchiedene Entwürfe vorgelegt würden. 

Ic enthalte mich für's Nächfte noch eines fchriftlichen Antrages, weil der 
Ausſchuß, wenn Sie ihn dazu autorifiren, die nöthigen Schritte jelbft ergreifen 
kann, behalte mix jedoch eventuell vor, einen jchriftlihen Antrag einzubringen. 
In Betreff der Thefen aber empfehle ih, den erften Sag: „Die Capitalver- 
ficherung der Arbeiter ift der Nentenverfiherung nicht vorzuziehen‘, wegzulaffen, 
die übrigen Thefen aber vorbehaltlich einiger mehr oder weuiger wichtiger 
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Aenderungen, die ich bei der Specialvebatte geltend zu machen fuchen werde, zu 
aceeptiren. 


Bor. Prof. Dr. Naſſe: Es ift aljo der Antrag gejtellt worden, uns 
an das Handelsminiſterium um Beröffentlihung der Enquöte, und an den 
„Volkswirthſchaftlichen Congreß“ zu wenden, um mit und gemeinjchaftlich eine 
Commiſſion einzufegen, welche einen Gefegentwurf mit ung gemeinfam entwerfe. 


Ein erneuter Schlufantrag wird gleichfalls abgelehnt. — Das Wort erhält 


Brof. Dr. 4. Wagner: Meine Herren. Im dieſer vorgerüdten Stunde 
ift e8 gewiß jchwer, Ihre Aufmerffamfeit noch einen Augenblif auf den Gegen- 
ftand zu richten, der ung heute ſchon den ganzen Tag beichäftigt hat. Ich 
möchte aber Doch noch mit einigen Worten wenigftens die eigentliche Principien- 
frage berühren, nämlich, ob wir uns für oder gegen Zwang erklären jollen. 
Mir ſcheint num die Sache wejentlih jo zu liegen, daß die überwiegenden 
Gründe für Zwang fprehen. Ich möchte nicht Tagen, daß der Zwang. befier 
ift als die Freiheit; im Gegentheil, jeder Vernünftige wird wünſchen, daß, was 
wir erjtreben, ohne Zwang gehe, denn wenn es ſich jo von ſelbſt macht, To ift 
ed gewiß befjer. ‚Aber was wir von der gegenwärtigen Yage und den Menjchen 
wiſſen, fpricht dafür, daß wir mit der Freiheit nicht vorwärts fommen. Darüber 
liegen Erfahrungen aus dem Gebiete des Verſicherungsweſens jelbft vor. Als 
vor bald 200 Yahren die Brandverjicherung eingeführt wurde, war gar fein 
Interejje und Berftändniß dafür da. Der Staat hat Caſſen errichtet und zwangs— 
weile die Leute Prämien unter dem Namen von Brandfteurm zahlen laſſen; 
jpäter fonnte er zum Theil ven Zwang fallen laſſen; da verficherten die Leute, 
einmal mit der Einrichtung vertraut, von ſelbſt. E8 war hier aljo der Zwang 
eine Art Erziehungsmittel. Wir fehen Aehnlihes auch auf anderen Gebieten. 
Auch beim Schulwefen muß ja der Zwang eintreten, bi8 Indolenz und übler 
Wille und Borurtheil durdy und durd überwunden it. Ich betrachte in allen 
ſolchen Fällen alſo den Zwang als ein fehr gutes Erziehungdmittel, wie wir 
ihn denn in den verfchtedenften Yebensverhältnifien anwenden müfjen. Berftän- 
digen wir und doch! Wir haben in unjeren modernen Staaten vielfah Zwang 
und vielfach Freiheit in ſolchen Dingen. Weder für das Eine, noch für das 
Andere können wir uns allgemein oder principiell erklären, ſondern wir 
unterſuchen mit Recht von Fall zu Fall: was iſt hier das Beſte? Im vor— 
liegenden Falle ſcheinen mir gerade die Argumente meines Freundes Engel zu 
beweiſen, daß wir uns für Zwang erklären müſſen. Man hat eingewandt, wir 
hätten es hier mit einer neuen Art Claſſengeſetzgebung zu thun, — wir degra— 
dirten die Arbeiter. Nun, meine Herren, bei einer ganz anderen Kategorie von 
Arbeitern, die doch befanntlich die Elite der Arbeiter bildet, bei den Staats- 
beamten, ſehen wir noch heute, daß ſie gezwungen werben, in eine Wittwen= und 
Waifenpenfionscafie einzutreten; daß früher mannigfach zwangsweiſe Abzüge 
vom Gehalte für Alteröpenfionscaffen der Beamten ftattfanden, aber Niemand 
bat darın einen Abbruch der jocialen Stellung des Beamten gefunden. Wenn 
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wir dergleichen bei einer jo bedeutenden Claſſe jehen, Die Doch erheblih über dem 
Durchſchnittsniveau der Arbeiter an Bildung fteht, warum follen wir bei den 
gewöhnlichen Arbeitern nicht ebenfo vorgehen dürfen?! Die angeführte Confequenz 
dev nothmwendigen Verallgemeinerung des Zwangs für die ganze Bevölkerung 
würde ich gar nicht jo jehr ſcheuen. Sie hat fogar fir den Reichen ihr Gutes: 
8 fommt ja alle Tage vor, daß Yeute, 3. B. aus dem Kaufmannsſtande, ver— 
armen, mo der Nothpfennig einer Penfion zum größten Segen werden fanı. 
Diefe Confequenz würde an fich feineswegd jo abjchredend fein. Erflären wir 
und aber für das Zwangsprincip, jo haben wir noch eine ganze Reihe anderer 
Vortheile. Es iſt wiederholt, und auch vom Correferenten zugegeben, daß eine 
ſtaatliche Controle der freien Gaflen vorhanden fein müſſe. Man hat ferner 
zugegeben: die mathematischen Principien des Caſſenweſens entziehen fich noth- 
wendig der Beurtheilung der Bevölkerung. Hier wird alfo Dod von Staatö= 
wegen eine Bevormundung eintreten müfjen, welche bei allgemeinem Zwange 
nur viel wirkſamer ift. 

Ferner haben wir den Bortheil, daß wir alödann gerade die Gaffen für 
andere Zwede mehr und mehr freigeben können. Es ift u. A. gejagt worden : 
e8 ſei zu befürchten, daß die freien Penfionscafjen ihre Gelder für andere Zwecke 
verwenden fünnten. Diefe Gefahr verſchwindet, — und die Sache erleichtert 
jih dadurd) in hohem Maße, wenn wir für die Penfions- und einige andere 
Gafjen den Zwang feſtſetzten; dann können die Arbeiter für Bildungs: und 
andere Zwecke ihre freien Cafjen gründen. Es ift weiter eingewandt worden, 
die Mittel, Die man auf dieſem Wege des Zwanges einzulammeln im Stande 
wäre, könnten höchſtens Minimalſätze der Penfion gewähren. Zugeſtanden; 
aber auch diefen Einwand halte ic für nicht durchſchlagend. Es ift dies der— 
jelbe Fall, mie bei den Wittwen: und Waifen-Penfionen der Beamten. Wir 
wiffen, daß die Wittwen von der fleinen Penſion allen nicht Leben können; 
aber es ift doch Thatſache, daß diefe Penfion gegen die allergrößte Noth fichert 
und damit ift ſchon viel erreicht. Alfo jelbft, wenn für die Arbeiter nur eben- 
falls ein ſolches Minimum gewährt wird, haben wir doch ſchon auferordentlid, 
viel gebeſſert. Schlielich Ipitt fich die ganze Frage darauf zu: Wer foll 
die Yaft der Berforgung der Invaliden der Arbeit tragen? Soll das die ganze 
Bevölkerung in der Gemeinde thun, oder jollen das Die Arbeitgeber thun, Die 
von den Arbeitern die meiften Bortheile gehabt haben? Ich glaube, daß gerade 
die Gründung und Unterhaltung derartiger Caſſen oder die Uebernahme dieſer 
Laft durch die Commune der ärgſte Communismus ift, den ed giebt, und daß 
viel richtiger nur der für den Arbeiter zu zahlen hat, der den Vortheil von 
dem Arbeiter gehabt hat. Die gegenwärtige Armengejeßgebung wälzt die Laſt 
durchaus auf Schultern, die fie zu tragen billiger Weiſe nicht verpflichtet wären ; 
und das ıft ein jchreiendes Unrecht! 

Es ift heute wiederholt gejagt worden: wenn wir auf diefem Wege geben, 
jo haben wir mit dem Princip der „Selbfthülfe‘ gebrochen und e8 nur 
nob mit „Staatshülfe”“ zu thun. Meine Herren! Laſſen Ste und doc 
einmal diefe Schlagwörter vermeiden, damit wird doch gar nichts für und wider 
bewiefen! Es hat mich gewundert, daß Herr Geh. Rath Engel eine feiner 
ganz richtigen Hauptthejen in der Lehre von den nothwendigen Selbftfoften der 
Arbeit hier nicht verwerthet hat. Wenn der Arbeiter, die Cafjenbeiträge nicht 
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zahlen kann, jo beweift das und, daß ihm der Arbeitgeber zu wenig Lohn ge 
zahlt bat, und er muß es nachholen in der Penfion, die er für den Arbeiter 
zahlen muß. Denn Gafjenbeiträge, wie die in Rede ftehenden, gehören gerade 
nad) Herrn Engeld Ausführungen zu den nothwendigen Selbitkoften der Arbeit. 
Wollen wir, daß der Lohn diefe Selbftkoften unbedingt det, jo müſſen wir 
und bier für das Princip des Zwanges erflären, damit Dasjenige, was dem 
Arbeiter bei der Lohnregulirung nad) dem Geſetz von Angebot und Nachfrage 
nicht gewährt wird, noch nachträglidy gewährt werde. Freilich wird die Folge 
davon fein, daß wir für die Zukunft dann eine etwas veränderte Production und 
Bertheilung erhielten; natürlich —: was der Arbeiter bier mehr befomm an 
Lohn (einjchlieglich der BVerficherungsprämie), muß dem Capitaliften am Gewinn 
entzogen werben. Das ift aber wieder fein Einwand gegen den Zwang. Wenn 
der Arbeitgeber auf diefe Weife z. B. ein paar Hundert Thaler mehr an die 
Arbeiter bezahlt, jo kann er freilich nur eine entfprechend ſchwächere Nachfrage 
nah Producten unterhalten, aber umgefehrt fteigt in demfelben Maße die Nach— 
frage nad Producten, welche die Arbeiter von fich ausgehen laſſen Fünnen. 
Es widerlegt ſich dadurch ein Einwand der deutſchen Freihandelsſchule, den ich 
immer für einen der flachſten gehalten habe. 

Die Herren haben uns oft fehr meife belehrt, daß all’ unjer Streben nad) 
höheren Löhnen nichts nüße, wenn nicht zuvor mehr producirt fei, dazu aber 
fehle e8 an dem Capital u. ſ. w. Auf Geldlohnerhöhung fomme e8 doch nid 
an, jondern darauf, Daß der Arbeiter mehr Fleiſch, Kleidung u. |. m. erhalte. 
Und daran eben mangele es. Dieſe Belehrung brauchen mir nicht; denn bie 
Argumentation enthält lauter Selbftverftändliches, nur der Schluß daraus ift 
unrichtig. Auch aus den vorhandenen Gapitalien und Arbeitskräften läßt 
jich erheblich mehr reelles Product für die Arbeiterconfumtion Tiefern, wenn eben 
bei höheren Löhnen und fleineren Gewinnften die Arbeiter mehr, die Kapitaliften 
u. j. mw. etwas weniger Nachfrage nad) Producten von ſich ausgehen laſſen 
fünnen. Die Folge ift Dann nur, daß weniger Lurusartifel für die höheren 
und mehr Arbeiterconfumptibilten für die unteren Claſſen producirt werben. 
Wir erzielen alfo durch Lohnfteigerung eine befiere Einkommens- und Vermögens: 
vertheilung in der Volkswirthſchaft und darauf wirkt ſehr vortheilhaft aud das 
Zwangs-Penſionsweſen mit hin! 

Mein Freund Engel bat auch noch den Umftand geltend gemacht: ber 
Arbeiter wolle gar nicht fein Alter fihern. Gerade dies Spricht für Zwang ! 
Sp iſt's ja auch vielfach bei den Beamten. Der junge Mann wird Lieber 
einen größeren Gehalt beziehen, und mancher wird vielleicht Lieber beffer Leben 
wollen, als Berficherungsprämien zahlen. Eben deswegen, um ſolche Kurzſich— 
tigfeit zu corrigiren, tritt der Zwang ein. 

Ich Ichliege mit einem Wort gegen eine Aeußerung ded Herrn Dr. Mar 
Hirſch. Er hat und davor gewarnt, unfere Popularität durch einen Beſchluß 
für den Zwang aufd Spiel zu fegen. a, meine Herren, wenn wir uns 
erit Davor fürchten, dann ift unfer Verein todt. Wir haben nach unferer beften 
Meberzeugung die Wahrheit zu jagen, wir find nicht unfehlbar, das wiſſen wir, 
aber Rüdfichten auf Popularität, fie zu gewinnen, fie zu erhalten, dürfen und 
niemals leiten. Ich Bitte Sie, für das Zwangsprincip einzutreten. (Beifall.) 
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Der Schluß wird von Neuem beantragt. Zum Worte find noch gemeldet 
die Herren Sombart, Hiltrop und Kerdyk für, und Iſaak gegen. — 
Der Schlußantrag wird angenommen. 

Zu einer perjönlichen Bemerkung erhält zunächft das Wort 


Dr. Eras: Ich bin durchaus nicht der Anfiht, daß, wenn Jemand 
freiwillig aus dem Gewerkverein cheidet, er dann nod in der Penjionscaffe des 
Vereins bleiben muß. Ich habe nur ſprechen wollen von Solchen, die vom 
Vereine ausgefchloffen werden. Nur in dieſem Sinne bitte ich mein Amende— 
ment anzufehen. 


Dr. Mar Hirſch (Berlin): Meine Herren ! Der legte Herr Redner hat 
jih verwahrt gegen eine Aeußerung : Sie wollten nicht um den Preis der 
Popularität gegen Ihr Gewiffen handeln. Es Liegt darin unbedingt ein Mif- 
verſtändniß defien, mas ich gejagt habe. Nicht Ihre Ueberzeugung babe ich 
gerathen zu ändern, fondern zur Beftimmung Ihrer Ueberzeugung auch etwas 
darauf Rückficht zu nehmen, was die großen Mafjen darüber venfen, die ja in 
erfter Linie dabei betheiligt find; und ich denke, eine kleine Rüdficht auf die 
wachlende Popularität dieſes Vereins iſt hier keineswegs unangemefjen ! 


Dr. Zillmer (Berlin): Herr Schulze hat auch mid, mißverftanden. Ich 
habe in meinem Gutachten die Trage des Penſionscaſſenweſens und die anderen 
immer auseinander gehalten, wie dies die legten Worte meined Gutachtens 
deutlich ergeben. 


Ein Antrag auf Schluß der Situng reſp. Vertagung der Verhandlungen 
wird nach einer kurzen Gejchäftsorbnungsvebatte angenommen. Es wird be= 
Ihloffen, die Verhandlungem um 6 Uhr wieder zu eröffnen. 


(Schluß 3"/, Uhr.) 


Schriſten IX. — Verhandlungen 1874. 9 





Dritte Sihung. 
Montag, deu 12. October, Nahmittags 6°, Uhr. 


Der Borligende, Profefior Dr. Naſſe, eröffnet die Sigung und er: 
theilt da8 Wort dem 


Gorreferenten Franz Dunder Meine Herren! Ich werde mir 
zunächft erlauben, auf ein paar Snterpellationen de Herrn Dr. Engel zu 
erwidern; und zwar zunächſt dahin, daß ich ſehr gern feinem Wunfche ent: 
ſpreche und die Nr. 1 meiner Thejen zurüdziehe. Ich habe ja ſchon bemerft, 
daß ich dieſelbe nur aus einer übergroßen Gewiſſenhaftigkeit geftellt habe. An 
ſich Lege ich auf dieſelbe feinen Werth und erkenne die Bedenken Dr. Engels 
volftändig an. Sodann hat er monirt, daß ich die Verhältniſſe der Krankencafien 
in meinen Rejolutionen nicht in Betracht gezogen habe. Das Liegt aber daran, 
daß ich mich ftreng an das vom Ausſchuß geftellte Thema gehalten habe, wel: 
ches fich nur auf das Penjionscaffenweien beſchränkte. Ich bin nun mit ihm 
der Meinung, daß fich dies allerdings nicht für ſich allein reguliren läßt, jon- 
dern nur in Verbindung mit dem gefammten Hilfscafjenwejen überhaupt. Ich 
bin überzeugt, daß natürlih auch die Krankencaſſen nicht per Zwang zu er: 
richten, aber ferner auch, daß fie nicht in jo großen Verbänden berzuftellen 
nöthig find, wie dies bei den Penfionscafjen erforderlich ift. 

Ih will feinen Nüdblid werfen auf die Geſammtheit der Debatte; nur 
ein paar Worte muß ich doch erwidern auf die Ausfi'hrungen des letzten Herrn 
Redners. Derjelbe hat ſich entjchieven für Zwang ausgeſprochen; aber doch 
nicht für den abloluten Zwang. Er hat nur gelagt, er ſcheue wor dem Zwang 
nicht zurüd, wenn er denſelben gebrauchen könne als Erziehungsmittel. Sa, 
aber auch der Pädagoge legt doch feinen Zöglingen nicht die Ruthe auf, wenn 
er noch glaubt, ohne den Stod fie auf den richtigen Weg durch Ermahnung 
zurechtweifen zu können! (Ruf: Sehr gut!) E8 wird immer fo viel davon 
gejprochen, daß die arbeitenden Clafjen nicht fähig feien zur Selbfthülfe. Aber 
wie jung iſt denn nicht diefe ganze Bewegung überhaupt in unferem Vater: 
(ande! Eigentlih iſt doh eine Bewegung erjt im Gange feit 1848. Dam 
wurde fie unterbrochen durch eine Aenctionsperiode von 1850 bis 1860, die 
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fogar in mandyen deutſchen Staaten noch länger gedauert hat. Was wollen 
Ste überhaupt aljo aus einer Periode von 10 bis 12 Jahren argumentiven 
über das, weſſen das. Volk fähig iſt! Es Liegt alfo wohl durchaus fein Motiv 
vor, ſchon jegt die Ruthe anzuwenden, wenn wir noch andere Mittel haben! 
Alsdann hat der Redner ausgeſprochen, daß die Zwangscafien ein Mittel 
zur Regulivung der Armenlaft feien. Er bat aljo eigentlid) meinem Bedenken 
zugeftimmt und bat aud zugegeben, daß das eine Lohnregulirung von Seiten 
des Staats ſei. Nun frage ich aber, ob nicht ſchon an diefer Art der Lohn— 
regulirung ſich zeigt, wie ohnmächtig die Staatögewalt ſich erweifen wird, eine 
gerechte Yohnregulirung vorzunehmen. Denn wenn immer behauptet wird, 
man müſſe die Laſt auf die Schulter der wirklich Berpflichteten legen, man 
müffe die Arbeitgeber beranziehen, damit nicht ein großer Zuzug von wirth- 
ſchaftlich ſchwachen Kräften in eine einzelne Gemeinde hervorgerufen würde, jo 
iſt es Doc) ſehr die Frage, wie im concreten Falle die Sache ausfallen würde. Wenn 
ih mir z. B. eine induftrielle Commune denfe, wo eine große Arbeiterbevölferung 
bereit8 vorhanden ift, und denfe mir Die gegenwärtigen Berhältnifje, und dem 
gegenüber die fünftigen Berhältniffe, wie fie bei zwangsmeifer Einführung der 
Caſſen eintreten würden, jo muß ich mir Doch jagen, daß z. B. jet in den 
rheiniſchen Fabrikſtädten dadurch große Summen aufgebracht werden, daß er— 
heblihe Zuſchläge zur Einfommenfteuer von den befigenden Claſſen eingezogen 
werden; bier würden aljo doch die Vorſchläge des Herm Profeffor Wagner 
den Effect haben, daß ein großer Theil der Laften, die jett in diefer Weife 
getragen werden, abgemälzt wird aud auf die Schultern von Heineren Arbeit: 
gebern und Fabrikanten und auf die Schultern von kleinenHandwerksmeiſtern, die 
viel weniger in der Lage find, diefen Zufhuß zu tragen, als die reichſten, Die 
durch Die Einfommenfteuer betroffen werden. Dieſe Art, den Lohn zu reguliven, 
meine ic, iſt eine änferft zweifelhafte, und wenn in Arbeiterkreifen ſich jtarfe 
Inftinete gegen diefe Art der Lohnregulirung geltend machen, fo meine ich, hat 
mein Freund Hirſch wohl Recht, in einer fo zweifelhaften Sache aud an den 
Inftinet zu erinnern. Denn ich gebe Herrn Schulze wohl darin vollfommen 
Recht, daß wir und in erfter Yinte von der erforichten Wahrheit leiten zu 
laſſen haben, aber im zweiter Linie gilt e8 doch auch Rückſicht zu nehmen auf 
den Inſtinet der von einer Maßregel betroffenen Maſſen. Sie fünnen anneh- 
men, daß jene darin doc wohl durch ein richtiges Gefühl geleitet werden. 
Dann wollte ich noch Einiges bemerken in Bezug auf die Stellung der Gefeg- 
gebung über Penfionscafjen zu dem aud von Herrn Kalle berbeigezogenen 
Haftpflichtgefeg. Im ſeillem Gutachten jagt er in Bezug auf daſſelbe : 
„Für den Induſtriellen liegt noch ein ſpecieller Grund, die Errich— 
richtung von Penſionscaſſen für invalide Arbeiter und für die Hinter— 
bliebenen von Arbeitern zu betreiben, in der Eriftenz des Haftpflicht- 
geſetzes, welches, an und für ſich eine Abnormität, ganz unhaltbar 
gemacht ift durch Einfchiebung des Laster’ichen Paragraphen. So— 
bald Benfionscafjen unter Mitwirkung der Arbeitgeber in ähnlicher 
Weile wie bei den Bergwerken gebildet werden, fällt das Haft- 
pflihtgeleg von ſelbſt.“ 


ı) Schriften des Vereins für Socialpofitit V. ©. 2. 
9* 
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Mir ift diefe Deduction nicht ganz verftändlich, ſoweit ich fie aber verftebe, 
erfcheint fie mir wenig löblih. Denn es tritt hier wieder das Beftreben 
hervor, die Laften, welche das Haftpflichtgefeg den Unternehmern auferlegt, 
wieder auf die Arbeiter abzumälzen. 

Das Haftpflichtgejets ift aber in feiner Grundidee meiner Anficht nad ein 
durchaus richtiges. Nur geht e8 noch nicht weit genug, und ift durch die Ein- 
ſchiebung des Lasker' ſchen Paragraphen allerdings noch mehr abgejchmwächt 
worden. Ich pflichte vollftändig Herrn Geh. Rath Engel und einigen anderen 
Rednern bei, welche jagen, der Arbeitslohn müfje ausreichend fein, nicht nur den 
augenblidlichen Lebensunterhalt des Arbeiter zu gewähren, jondern er mülle, 
weil die Arbeitäfraft des Arbeiterd ſich abnust, auch die Amortifationsrente für 
dieſes einzige Capital des Arbeiter darſtellen, und diefe Rente muß vom Ar— 
beitgeber direct in die Hand des Arbeitnehmers gezahlt werden. Nur dann 
wird er das Gefühl haben, daß er genügend bezahlt werde. Alle anderen 
Manipulationen werden in dem leivenden Theile nicht das Gefühl der Be 
friedigung erweden. Anders jteht e8 beim Haftpflichtgefeß, welches Die Fälle 
behandelt, wo eine ungewöhnliche, unerwartete Abnutzung oder eine wöllige Ber 
nichtung der Arbeitöfraft eintritt. Meine Herren! Ein Arbeiter, der bei einem 
jelbft gefährlichen Induftriezweige in Lohn tritt, wird ebenfowenig als der Ar— 
beitgeber, der ihn annimmt, an den Wall denken, daß ihn der Tod oder 
dauernde Berftümmelung treffen fünne. Beide ſetzen ſtillſchweigend woraus: 
ift aud ſchon Mancher in unjerem Gewerbe verunglüdt, in diefem bejondern 
Falle wird ein ſolches Unglüd nicht eintreten. Der Arbeitnehmer verbingt 
daher nur feine Arbeitöfraft, nicht aber auch fein Leben; er ift fein Solbat, 
der mit dem Gedanken eintritt, für das Vaterland fein Leben hinzugeben, und 
tritt dennoch dieſer Fall ein, jo ericheint er als ein unerwartetes Unglück. Die 
Gerechtigkeit und das einfache Menichengefühl lehrt hier, daß der Arbeitgeber 
in einem ſolchen Falle ebenſo verpflichtet ıft, für die Inftanphaltung vieler 
menjchlihen Mafchine einzutreten, wie er für feine todten Mafchinen eintreten | 
muß, wenn fie durch Brand oder jonft einen Unglüdsfall unbraudhbar werben, 
und er wird, befitt er anders die nöthige wirthichaftlihe Vorausficht, ſich durch 
Berjiherung feiner todten wie lebenden Maſchinen gegen ſolche Unfälle Ichügen. 
Iſt nun das Haftpflichtgejeg einmal aus dieſer richtigen Erwägung heraus ge: 
geben: jo jollte man nicht danach ftreben, e8 auf Nebenwegen wieder umzu— 
ftürzen oder unwirffam zu machen, wozu allerdings zu meinem Bedauern ber 
Lasker'ſche Paragraph, den ich deshalb auch feiner Zeit Iebhaft bekämpft 
habe, die Handhabe bietet. Schafft man PBenfionscafien unter Betheiligung von 
Arbeitgebern, und Arbeitnehmern, jo !ritt die ein, denn der Arbeitnehmer, der 
fich freiwillig oder gezwungen betheiligt, wird, erfolgt ein Unfall, nach dem er- 
wähnten Laskerſchen Paragraphen um das Reſultat dieſer feiner Vorſorge 
gebracht. Giebt es nämlich feine Penfionscaffen mit gemeinfchaftlicher Bethei— 
ligung: jo muf der Arbeitgeber dem verunglüdten Arbeiter feine volle Ar— 
beitöfvaft erjegen und außerdem erhält der Arbeiter unverfürzt die Penfion, 
welche er fich vielleicht durch langjährige Beiträge ſchwer erworben, während 
andernfalls der Arbeitgeber berechtigt ift, die ſe Penſion auf feine zu zahlende 
Entihädigungsjumme in Anrechnung zu bringen. Aus Ddiefem Grunde ver- 
zichten Die Arbeitnehmer, wie mir ſcheint, aus einem jehr richtigen Inſtincte des 
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Selbſtintereſſes auf die Betheiligung der Arbeitgeber bei den Penſionscaſſen, 
wenn man anders nur ihren eigenen Caſſen, wie ich das von den gejetsgebenden 
Factoren des Reiches erwarte, vollen und ganzen Spielraum gewährt! — 


Ref. Kalle (Bieberih): Im meinem Referat babe ich bereit# darauf 
bingemiejen, daß meine Ausführungen nicht Anfprud auf Vollftändigfeit machen 
tünnen, und daß man in manchen Punkten andere Maßregeln ausführen kann; 
und ich muß gejtehen, Daß die von den Herren Prof. Held und Knauer vor: 
gebrachten Gründe für eine Eintheilung nach Gewerben viel für fi haben. Ich 
werde auf die principiellen Einwände gar nicht eingehen; fie find durd die 
Redner, die auf Seiten des Zwanges ftanden und befonder8 durch Hrn. Prof. 
Wagner genügend beleuchtet. Doch muß ich antworten auf eine Frage, die 
der Herr Correferent an mid) geftellt hat. Ich jehe etwas Abnormes in ber 
Stellung, die durch das Haftpflichtgefets geſchaffen iſt. Ich glaube, Die Gefet- 
geber waren vollftändig flar darüber, daß der Induſtrie Dadurch Opfer auferlegt 
würden, die man bisher feiner einzigen Clafje von Menſchen aufzulegen geneigt 
war; und man bat diefem Gefühl Rechnung getragen durch Einſchiebung des 
$4, worin e8 heißt, daß, wenn die Induftriellen zu den Hülfscafien halb ſoviel 
beitragen, als vie Geſammtheit ihrer Arbeiter, die Leiftungen der Caſſe von 
der Unterftügung in Abzug kommen follen, die der Arbeitgeber dem vom Un: 
falle betroffenen Arbeiter zu geben verpflichtet ift. Auch auf die mehr ſach— 
lihen Einwände des Correferenten gehe ich nur mit wenigen Worten ein und 
ſchicke einige factiſche Berichtigungen voraus. 

Zunächſt beftritt der Herr Correferent in ſeiner erften Rede die Dring- 
lichkeit des Bedürfniſſes der Penfionscafjen, indem er eine Stelle aus der Arbeit 
des Herren Dr. Hirſch citirt, worin es heißt : 

„Jedes Pfund guten Brodes und Fleiſches, jedes Liter unverfälfchter 
Milch und Fräftigen Biere, jeder Cubiffuß reiner, trodener Luft, 
der großen Maſſe des deutjchen Arbeiterftandes und ihren Kindern 
zugelegt, jede Stunde übermäßiger und geſundheitsſchädlicher Arbeit, 
die ihnen abgenommen wird, ift weitaus heilfamer für&ebeihen und 
Lebensglüd, als die reichten Penfionen, weng die Lebenskraft erſt 
gebrochen iſt.“ 

Ya, meine Herren! Ich habe ja in keiner Weiſe behauptet, daß die Yerftungs- 
fähigkeit des Arbeitnehmers abnehmen ſoll durch Errichtung von derartigen 
Caſſen. Ich habe ja hervorgehoben, daß ich vollftändig überzeugt bin, daß die 
Beiträge überwälzt werden auf die Arbeitgeber. Und menn vielleicht auf die 
Beiworte „unverfälſchter“ und „Eräftiger“ ein Nachdruck gelegt werben 
jollte, fo verfichere ich, Daß ich durchaus nicht dagegen bin, wenn durch polizei- 
Ihe Maßnahmen die Berfälihung ver Nahrungsmittel verhindert wird. 

Ferner hat der Herr Correferent e8 als grauſam bingeftellt, daß ich einen 
Mann, der to umd foviel Jahre zu einer Caſſe beigetragen hat, erft in das 
Arbeitshaus fehiden will, um zuoörderft conftatiren zu laſſen, ob er eine Penfion 
verdient. Ich Habe ausdrücklich gejagt, daß ein Arbeiter erft dann in ein jolches 
Haus aufgenommen werden foll, wenn dringender Verdacht vorliegt, daR er 
fimulirt. Und wenn am Ende ein Bürger 20, 30 Jahre lang Steuern be: 
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zahlt, und er begeht irgend eine Steuerbefraudation, jo wird er eben aud) 
beftraft! Werner hat er gelagt, ich hätte mir zwei Briefe aus Ergland 
jchreiben laſſen, aus denen hervorgegangen, daß die Caſſen in England auch 
nicht8 Bedeutendes leiſten. Dieje Briefe bewiefen nur, daß es aud in England 
Leute gebe, die die dortigen Verhältniſſe nicht Tennen. 

Ich Habe bei meinem Aufenthalt in England mündlich häufiger gehört, 
daß gerade in Bezug auf die Arbeiter und ihre Invalidität jehr unzulängliche 
Einrichtungen getroffen find, und ich wandte mich nicht an unglaubmwürdige, fon- 
dern an jehr competente Leute. Einer davon ift Sir Young, auf den auch 
Dr. Hirfh Bezug nimmt; und Diefer fchreibt, „Die Friendly Societies 
bedenten auch die Invalidität“; aber im Allgemeinen find die Caſſen nicht im 
Stande, dauernd dieſe Laſten zu tragen und einige chroniſche Fälle werden fie 
gewöhnlich zu Falle bringen. Die Zahlen der Arbeit des Herrn Dr. Hirſch 
bemweifen, daß ſehr viel gefchieht Durch die Friendly Societies für die Arbeiter 
in England, nicht aber, daß dort auch viel geſchieht für die Penfionsverficherung 
der Arbeiter. Das Einzige, was geſchieht, ift die Auszahlung einzelner Summen 
im Falle des Todes. Ich geftehe zu, daß ich die trades unions als Drganifa- 
tionen für den Kampf bezeichnete und jomit als wenig geeignet zur Anbahnung 
des jocialen Friedens. Ich habe aber nicht gefagt, daß fie ihre angefammelten 
Mittel zu Kampfzweden mißbrauchten. Ich muß mich dagegen verwahren. Es 
ichten, als ob der Herr Correferent in Bezug auf diefen Punkt fich gegen mid 
wendete; er muß mid; mißverſtanden haben. 

Und wie es fid) mit den Zahlen betreffs der Friendly Societies verhält, 
jo verhält es fidy mit den trades unions. Auch da wird nur ein fleiner Theil 
verwandt für Die Zwede der Penfionsverfiherung. Doch gebe ich ja gern zu, daß 
die Summen, die fie auszahlen, im Falle Jemand ftirbt, in der Gefammtbeit 
bedeutend diejenigen überjchreiten, die fie für Strifezwede ausgeben. 

Wenn Herr Dunder hervorgehoben" hat, daß die gemeinjchaftlihe Arbeit 
bei der Gafjenverwaltung nicht zur Anbahnung des focialen Friedens dient, 
weil bei dieſen Gafjenverwaltungen Streitigkeiten vorfommen fünnen, jo muß 
ich doch erwähnen, daß er fi da im Widerſpruch ftellt mit dein Streben der 
Gewerfvereine für Einigungsämter. Der „Gewerkverein” bat wiederholt ber: 
vorgehoben, daß er gerade in den Einigungsämtern ein Moment zur Herbei= 
führung des Friedens jehe, und bei den Einigungsämtern fommen ja nur 
ftreitige Fragen vor. 

Das find die Beinerfungen, die ich gegenüber den Einwendungen des Herrn 
Correferenten machen wollte. Ich will ja gern zugeben, taß ich durd meine 
nicht ganz klare Ausdrucksweiſe einzelne Mißverſtändniſſe felbft verſchuldet habe. 

Herr Dr. Zillmer jagt dann in feiner Rede, die Caſſen ſeien deshalb 
unzwedmäßig, weil man die Menfchen nicht zwingen könne, die Penfionen, die 
fie befämen, auch richtig zu verwenden. Ja, meine Herren, wenn die Penfionen, 
jehr bedeutend wären, jo wäre e8 allerdings denkbar, daß fie falſch angewen- 
det würden. Aber bei den geringen Eummen, die gewährt werden fünnen, ift 
doch nicht gut anzunehmen, daß fie ftatt für Brod, Kleidung u, |. w. zu Börfen- 
ipeculationen und anderem Luxus verwendet werden. 

Ich will hier nicht weiter eingehen auf das, was die übrigen Herren Redner 
eingewandt haben. Gegenüber der Aeuferung des Herrn Dr. Hirſch, daß die 
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Einführung des Caſſenzwanges auf den Weg zum craffen Socialismus führen 
würde, erlaube ih mir aber die Frage zu ftellen: Wie kann der Staat, 
wenn er dieſen Zwang nicht ausfprechen kann, dann verlangen, daß die Com- 
munen den Unterhalt für die Armen aufbringen? — wie kann er den Schul— 
zwang einführen und die Eltern dafür betrafen?! — Und will man jede Be- 
ſchränkung der perfönlichen Freiheit perhorresciren, jo fage ih: Das ıft ja 
gerade die Negation dieſes Vereins, deſſen Grundgedanfe der ift, daß der 
Staat unter gewiſſen Berhältniffen befugt, ja verpflichtet ift, einen Eingriff in 
die perfünliche Treiheit der Staatdangebörigen zu thun. 


Hiermit ift die Diseuſſion geſchloſſen. 


Der Vorſitzende fchreitet zur Abftimmung. — Der Gorreferent, Herr 
Dunder, zieht die erfte feiner Theſen zurüd. — Ein Mitglied der Berfamm- 
lung hebt hervor, daß diefe bei der großen Zahl Ieerer Stühle feiner Meinung 
nah nicht mehr fo zufammengefegt ſei, daß fih aus einer Abftimmung die 
Durchſchnittsmeinung des Vereins ergeben würde. — Ein anderes Mitglied 
Ipriht in dem nämlichen Sinne und wünſcht einfady die protocollarifche Be— 
merfung aufgenommen, daß die Verfammlung wegen ſchwachen Beſuchs von 
einer Abjtimmung über den vorftehenden Gegenftand Abftand genommen habe. 


Prof. Held: Diefer Antrag ift allerdings aus ſachlichen Gründen ganz 
gut motiwirt; ich kann mich demſelben aber nicht anjchliegen, denn es läge 
darın eine Ungerechtigkeit gegenüber unferer geftrigen Abftimmung über die 
Gontractbruchöftrafe, bei welcher wir auch eine fehr Kleine Majorität bet vielen 
sehlenden, die zur Einfommenfteuerdebatte gegangen waren, befommen haben. 
Tie Abftimmungen haben ja feine große Bedeutung als joldye und die Ver— 
- bandlungen felbft find die Hauptſache. Nichtöveftomeniger aber find die Ab- 
ſtimmungen nothwendig, weil mir fonft nicht debattiren fünnen, weil jonft die 
Redner nicht wifjen, zu welchem Zwecke fie ſprechen. Wenn wir einmal die 
Abftimmung unterlafien, jo wiſſen aud in der Zukunft die Redner nicht mehr, 
ob fie im Hinblid auf eine folgende Abftimmung zu Tpredhen haben oder nicht 


Prof. Wagner: Ih möchte anheim geben, daß ind Protocol auf: 
genommen würde, die Berfammlung ſei bereit auf die Hälfte zufammenge- 
ihmolzen und fo eine Abftimmung nicht mehr thunlich geweſen. Auch in Betreff 
der geftrigen Abftimmung fünnte man angeben, daß auch dieje nur von einer 
ſtark zufammengejchmolzenen Berfammlung erfolgt ſei. Dadurch ift ja feine 
Partei berührt. Es ift aber befannt, daß großes Gewicht, bejonderd in ben 
Zeitungen, auf Abftimmungen gelegt wird. Durch eine Bemerkung, wie die 
von mir gewünjchte, fünnte der übertriebenen Werthlegung auf Abftimmungs: 
rejultate vorgebeugt werben. 
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Prof. Brentano: Ich würde gar nichtd dagegen haben, wenn wir das 
geftern aud im Protocol! bemerkt hätten. 


Prof. Wagner: Das ift ja mein Antrag. 


Dannenberg: Ich möchte darauf hinweiſen, daß doch worzugämeiie 
Rückſicht auf Die Anmwejenden genommen werden muß und nicht auf Diejenigen, 
die nicht anweſend find. Es bat fie ja Niemand hinausgewieſen oder ge: 
zwungen, nicht bier zu fein. Wollte man überhaupt nicht abftimmen, jo würden 
ganz befonder8 Diejenigen präjudicirt, die nicht reden, während bei der Abſtim— 
mung Jeder ſich geltend machen kann, auch wenn er vorher nicht gefprochen hat. 


Borj. Prof. Dr. Naſſe: Ich möchte darauf aufmerffam machen, daß 
bei der geftrigen Abftimmung die Zahl Derjenigen angegeben worden ift, die 
jih in der Verſammlung befanden. 


Prof. Wagner: Es kann ja angegeben werben, daß von den 100 
Mitgliedern nur noch jo und ſoviel anmwejend waren. 


Bor. Prof. Dr. Naſſe: Wir werden das in einer Anmerkung anführen. 
Die Abwejenheit jo vieler Mitgliever erflärt fih daraus, daß gleichzeitig mit 
ung eine Sigung der Reichseinkommenſteuer-Liga ftattfindet, auch find die Mit- 
glieder heute zum Theil bereits abgereift. 


Prof. Dr. Held: Diefe beiden Defiderien meines Freundes Wagner 
werde ich alſo im flenographiichen Bericht berüdfichtigen. 


Dunder: Meine Herren! Ich möchte mir in Bezug auf die Abftummung 
einen doppelten Vorſchlag erlauben. Erftend möchte ic) den Vorfigenden bitten, 
die Berfammlung um ihre Zuftimmung zu erſuchen, daß zunächſt über Nr. 3 und 
4 der Kalle'ſchen Thefen abgeftimmt werde, damit wir wiſſen, ob wir im die 
Special-Discuffion über meine Theſen einzutreten haben oder nicht. 

Dann aber in Bezug auf die geringe Zahl der Anweſenden möchte ıd 
mir den Antrag erlauben, daß die Abftimmung eine namentliche fein ſolle. 
Meine Herren! Ich glaube, unjere ganze Tendenz und die ganze Art, wie unſer 
Berein feine Aufgabe erfaßt, iſt ja mehr eine durch die Macht der Discuffion 
in feinen Berfammlungen und duch die Autorität des Namens feiner Mit 
glieder wirkende, al8 ein Verſuch, durch mafjenhafte Zahlen zu imponiren. Ich 
glaube, wir erreichen den Eindrud nad Außen am beften dadurch, wenn bie 
Abftimmung eine namentliche ift, denn das Gewicht der hier noch vertretenen 
ae ergänzt ficherlih die Schwäche der Zahl ver bei Abftunmung noch Bes 
tbeiligten. 
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Borl.: Was den erften Antrag de8 Herrn Vorredners betrifft, fo muß 
id geftehen, daß derjelbe viel für fih Hat. Ich möchte mir indefjen eine 
Modification erlauben; nämlich die Rejolution 2 und 3 des Herrn Kalle 
zufammen zur Abftimmung zu bringen, denn es würde nicht gut gehen, über 
eine Theſe abzuftimmen, die mit „Infoweit“ anfängt. Würden aber die Thefen 
2 und 3 nicht angenommen werden, fo würde id) nicht weiter in die Abftim- 
mung über die Thejen des Referenten einzugehen nöthig zu haben glauben. 
Ich wiirde dann übergehen zur Abftunmung über die Theſen des Herrn Corre— 
ferenten, und über diefelben einzeln mit den dazu geftellten Amendements ab- 
ſtimmen Laffen. 


Die Berjammlung ift mit diefem Modus der Abftimmung einverftanden. — 
Die Thefen 2 und 3 des Referenten Kalle werden vom Schriftführer verlefen 
und gelangen darauf zur namentlichen Abftunmung. 


Es ftimmen mit 


Ja: Nein: 
Bacmeifter. Brentano. 
v. Bojanowstky. Dr. Blum. 
Bücher. Dannenberg. 
Dr. He. Dunder. 
Hiltrop. Dr. Engel. 
Dr. Jannaſch. Eiſenlohr. 
Dr. Koller. Dr. Fiſcher. 
Ludwig-Wolf. Dr. Genſel 
Prof. Dr. Wagner. Dr. Hildebrand. 
Schulze. Dr. Hirſch. 
Kalle. Jacobi. 

Janſon. 
11 Stimmen. Saal. 
v. Koeth. 
Der Abftimmung enthält ſich: Koumanine. 
Dr. Naſſe. 
v. Derven. Neumann. 
Dr. Berrot. 
Philippi. 


v. Roggenbach. 
Dr. Roſcher. 
Rösler. 

Roth. 
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v. Samarin. 
Dr. Thiel. 

Dr. Zilmer. !) 


') E$ waren alfo am Abend von 110 nur mehr 40 Mitglieder anweſend. 
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Die Thefen 2 und 3 des Ref. Kalle find aljo mit 28 gegen 11 Stim- 
men abgelehnt. Es folgt daher die Abftimmung über die Theſen des Corre— 
ferenten Dunder. 


Theſe 1 iſt von dem Antragfteller zurücgezogen. 
Theſe 2, alinea a wird mit großer Majorität angenommen. 
Theje 2 alinea b desgl. 


Ueber Thefe 3 eröffnet der Vorſitzende die Special-Discuffion, und erfucht 
den ftellvertretenden Vorfigenden Prof. Hildebrand feinen Stuhl einzunehmen, 
da er fi an der Debatte betheiligen werde. 


Stellvertr. Borf. Prof. Hildebrand übernimmt den Vorſitz. 


Prof. Dr. Naſſe: Meine Herren, ich bitte, die dritte Theſe zu tbeilen, 
und zwar bis zu den Worten: „— follen durch dieſes Geſetz nicht berührt 
werben“ ; Dagegen die folgenden Worte: „— doch joll der Beitritt oder das 
Berbleiben in denfelben für jolhe Perfonen nicht mehr obligatorifc fein, 
welche einer freiwilligen, auf Grund der gedachten Normativ-Bedingungen aner: 
fannten Gafje gehören, die mindeftens diefelben Leiftungen als die entfprechende 
Zwangscaſſe ihren Mitgliedern in Ausficht ftellt“ zu ftreicyen. 

Ih bin erftaunt geweſen, diefe Theſe in der Vorlage des Correferenten zu 
finden, da id in der Schrift feines Freundes, des Herrn Dr. Hirſch, ge 
jehen habe, daß dieſer durchaus nicht der Anficht ift, die beftehenden Knappichafts: 
caffen feien zu befeitigen. Er jagt, daß er fie, Da fie auf einer Beftimmung 
beruhen, die früher jehr jegensreich gewirkt habe, unberührt laffen wollte. Der 
Schlußſatz der dritten Theſe aber greift in die Zwangscaſſen ein, denn es wird 
der Grundgedanfe der Beitragöpflicht der Arbeitgeber und Arbeitnehmer dadurd 
aufgehoben. Meine Herren! Ich habe gegen die Theſen des Herrn Referenten 
geſtimmt, obgleich ich eine große Bewunderung vor der Einrichtung der Knapp— 
Ihaftscafjen hege, weil ich andererfeitö den neuen Verbänden, den Gemwerkvereinen, 
eine freie Entwidelung laffen will. Ich wünſche daher, diefen dieſes Mittel des 
Gedeihens und der Macht nicht zu entziehen. Aber darum will ich keineswegs 
ein jo altgewordenes Inftitut wie die Knappichaftscafen auflöien. Ich alaube, 
die Knappfchaftscafien haben Yahrhunderte Tang Großes geleiftet und es ift 
nicht ficher, ob wir auf anderen Wegen das erreichen werden, 3. B. eine ähn— 
lihe Sicherheit der Alteröverforgung. In England find die Leute in zahlreichen 
Fällen in ihren Anfprüchen und Hoffnungen, wirklich eine Alteröpenfion zu be: 
fommen, getäufcht worden. Werner, um nur das Wichtigfte zu erwähnen, haben 
die Knappſchaftscaſſen den großen Vortheil, die Arbeiter in einen corporativen 
Verband zufammenzufcließen. Wir haben geftern davon geſprochen, wohin 
e8 dann kommt, wenn den Leuten das Gelbitgefühl fehlt, einer großen Ver: 
bindung anzugehören. Ich möchte daher den Gorreferenten bitten, diefen Theil 
jener Theje zurüdzuziehen oder eine getrennte Abftimmung zu geftatten. Gewerf- 
vereine haben ja Feinde genug und werben gut thun, die Knappſchaftscaſſen, 
die viele Freunde haben, vorläufig beftehen zu laſſen. 


r. I 
* 
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Dunder: Ih mil der Aufforderung unfere8 verehrten Herrn Prä— 
fidenten um fo lieber nachkommen, als ich ja heute Morgen ſchon geäußert 
habe, daß ih am den beftehenden Zuftänden nicht8 ändern, fondern nur den 
neuen Entwidelungen Raum zur Thätigkeit gewinnen will. Ich ziehe hiermit 
alfo den von Prof. Naffe angefochtenen Therl meiner Refolution zurüd; denn, 
erreiche ich Durch den erften Theil derjelben, daß Die Caſſen der Gemerkvereine 
geleglih anertannt werden, dann wird ber jett jchwebende Streit, ob die 
Zugehörigkeit zu den freien Caſſen von den Beiträgen zu den Zwangscaſſen 
befreit, gegenüber den Beftimmungen der Gewerbeordnung von felbft erledigt 
fein. Die Knappichaftscaffen natürlich bleiben ganz unberührt. 


Stellv. Borf.: Der zweite Theil aljo iſt zurücgezogen. 


Dannenberg: Ich nehme ihn wieder auf! Was dort ſteht, ift ja 
richtig infofern, al8 in der Gewerbe-Ordnung bereits beftimmt ift, daß Die- 
jenigen, melde einer anderen Caſſe angehören, nicht gezwungen werben follen, 
einer Zwangscaſſe beizutreten. Neu iſt e8 nur, daß die Leiſtungen mindeftens 
diefelben fein jollen, als die entiprehende Zwangscaſſe in Ausficht fiel. Im 
der Gewerbe-Ordnung hat man befanntlih das vergeffen. Die Bedeutung der 
Verbindung mit anderen Caſſen leugnet fein Menſch mehr, und wenn der erfte 
Theil angenommen würde, jo würde fih die Sache jo machen, daß die frei- 
willigen Caſſen ſehr geſchädigt würden. Man will jest verfuchen, gleichſam 
die Innungen wieder herzuftellen, jo daß die Caſſen beftehen müßten aus einer 
Verbindung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Dieje Cafjen würden nur 
dann aufblühen können, wenn fie ebenfo wie die Gewerkvereine anerkannt werben, 
und wenn man den Arbeitern zugiebt, daß fie, wenn fie ibre Pflichten gegen 
die eine Caſſe vollfommen erfüllt haben, in eine andere eintreten können. 
Darum babe ich den Antrag wieder aufgenommen. Wir wollen ja doch nur 
Zwang für Diejenigen, die freiwillig das nicht ſchon gethan haben, was fie 
tbun ſollen; thun fie das freiwillig, jo wollen wir feinen Zwang. 


Stellvertr. Borf. Prof. Hildebrand: Es ift nod ein Abänderung 
Antrag eingegangen von Herrn Delonomie-Rath Thiel: den dritten Abſatz 
der dritten Theje von Dunder derartig zu fallen, daß hinter den Worten: „Doc 
ſoll —“ eingefügt wird: „mit Ausflug der Knappſchaftscaſſen“. 


Dr. Engel: Ih halte dieſen Einſchub für feine Verbeſſerung. Wir 
haben gar feine anderen Caſſen, in welche der Eintritt obligatoriſch iſt. Die 
gewerblichen Caſſen find nur Kranfencafien, und gewähren feine Invaliden- 
penfionen. 


Prof. Dr. Naſſe: Für unfere preußiſchen Verhältniſſe iſt das ja voll: 
kommen zutreffend. Aber nun berichtet und Herr Dannenberg, daf aller 
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dings in Hamburg oder ſonſtwo noch ſolche Caſſen bejtehen, die Beiträge zu 
ſolchen Penfiond- oder Invalivden-Caffen haben. Davon würde e8 abhängen, ob 
es wünjchenswerth wäre, dieſen Pafjus noch aufzunehmen. Die Befürchtung, 
daß man auf Ummwegen dod) wieder zum Zwange fommen fünne, wird ja 
ausgeſchloſſen durch den erften Theil des dritten Abſatzes dieſer Kefolutionen, 
denn da heißt e8 ja ausdrücklich, daß an den beftehenden Beftimmungen nidt 
gerührt werben ſolle. Alſo neue Beftimmungen fönnen nicht mehr eingeführt 
werden, wenn die freiwilligen Caſſen anerkannt find. 


Dunder: Die Kenntniß der Thatfachen des Herrn Geh. Rath Engel 
in allen Ehren, jo glaube ich doc nicht, daß wir im Augenblid überjehen 
fönnen, ob nicht irgendwo innerhalb Preußens oder eines anderen Staates 
Alterverſorgungs⸗Zwangscaſſen eriftiren, und ich weiß z. B., daß in Berlin 
auf Grund eined Ortsſtatutes eime Buchdrudercaffe befteht, die zugleid. 
Kranken und Invaliden-Caſſe ift. 


Dannenberg: Ich muß meinen Irrthum zugeftehen. Die Zmwangd: 
cafjen, die wir in Hamburg baben, beziehen fi) nur auf Kranke und deren 
Unterftügung, nicht auf Penſionen; dadurch würde aljo diefer Einwand weg— 
fallen. Aber e8 wird jedenfall® der Verſuch gemacht werden, entgegen dieſen 
Caſſen andere zu gründen. 


Ungenannt: Meine Firma bejigt eine Cafje, die gleichzeitig Krantens, 
Sterbe= und Benfionscafje ift, und zwar auf Grund einer Beftummung von 
9. Februar 1846. Ich würde deshalb den Antrag Thiel's zur Annahme 


empfehlen. 


Prof. Dr. Held: Es handelt fich ja hauptſächlich um die Knappſchafts 
caffen, wenn wir zur Abftimmung kommen. Es ift aber möglih, daß außer 
diefen noch andere Caſſen derart in deutſchen Ländern exiſtiren können, die vielleiht 
Rückſicht verdienen. Ob fie noch eriftiren, wifjen wir nit. Ich kann mic 
daher nur aus vollem Herzen dem Antrage des Herrn Naffe anjchließen. 
Warum wollen wir darüber abftimmen, nachdem wir erfennen, daß wir nicht 
genau darüber informirt find? Ich bitte alfo, getrennt abzuftimmen, aber den 
legten Paſſus: — „doch joll u. |. w.“ nicht anzunehmen. 


Prof. Dr. Naſſe ftimmt Herrn Prof, Held bei. 


Dr. Genfel: Ich beziehe mich auf die eben gehörten Worte des Herm 
Prof. Held, aus denen mir hervorzugehen jcheint, daß es zweckmäßiger wäre, 
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es nicht ſo zu machen, wie er will, ſondern einfach Hinter „erwerben fönnen“ 
fortzufahren: „Die beftehenden Knappigaftscaffen erben durch Died Geſetz nicht 

berührt.“ Die Eafjen, über die wir und augenblicklich nicht orientiren können, 
bleiben außer Spiel. 


Dannenberg: Ich ziehe meinen Antrag zurüd. 


Dr. Engel: Meine Herren! Nehmen Sie gar feinen Bezug auf die 
Knappſchaftscaſſen. Es giebt jiher aud in Preußen eine Anzahl Knappſchafts- 
caffen, die inſolbent jind, wenn man die Grundfäge dev Bilanzziehung für Ver— 
ficerungögefellichaften auf fie anmwenden wollte. 


" Dr. Thiel: Nach Dannenberg ziehe ich natürlich auch meinen Antrag 
wieder zurüd. 


Stellvertr. Bor}. Prof. Hildebrand: Nachdem der eine Theil zurüd- 
gezogen ift, fommt der übrige Theil zur Abftummung. 


Prof. Dr. Held: Ich möchte Herrn Dr. Genſel Bitten, feinen Antrag 
zurüdzuziehen ; denn wenn wir fagen, die Knappſchaftscaſſen werden nicht berührt, 
jo können wir immer den Fehler machen, daß andere etwa exiftirende den 
range ähnlihe Caſſen nach unferem Vorſchlag unter. das neue Geſetz 
füllen, d. h. nicht unberührt bleiben follen; während, wenn wir bie Yallung 
des Correferenten beibehalten, doch im größeren Theile Deutſchlands Jeder⸗ 
mann weiß, daß die Knappſchaftscaſſen gemeint find. 


Dr. Genjel: Ich habe bereit8 erklärt, daß ich, wenn nach den Worten 
„erwerben können“ bejchloffen wird, dann meinen Antrag zurüdziehe. 


Bei der jetzt exfolgenden Abſtimmung wird die Theſe 3 bis zu den Worten 
„nicht berührt werden“ in getrennter Abſtimmung für beide Sätze angenommen. 

Damit iſt der Antrag Genſel gefallen. Der übrige Theil der Theſe 3 
iſt zurückgezogen. 


Es folgt Special-Debatte über Theſe 4. Das Wort erhält zunächſt 


Prof. Neumann: Ich habe nur zwei Worte zu jagen. Nämlich es 
fommt bier von „Garantie“ jo viel vor, die zu Schaffen fei, „daß für die ein- 
suzahlenden Beiträge die verfprochenen Leiftungen auch wirklid gewährt werden 
können.“ Da ſcheint mir num das Bedenken nahe zu Liegen, als folle gewiſſer— 
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maßen der Staat eine Garantie übernehmen. Um die Möglichkeit dieſes Miß— 

verftändnifjes zu befeitigen, würde ich vorjchlagen, fo zu jagen: 
„Den Normativ-Beftimmungen jelbft ift die Selbftverwaltung der Caſſen 
zu Grunde zu legen, doch ift e8 durch die Einwirkung ftaatlich approbirter 
Sadywerftändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, ſowie die Er: 
richtung einer oberften Sadverftändigen= Behörde thunlichft ficher zu 
ftellen, daß für die einzuzahlenden Beiträge Die verfprochenen Peiftungen 
auch wirflih dauernd geleiftet werben fünnen.“ 


Schulze: Ih muß mid ganz entſchieden gegen dieſen Antrag erklären! 
Sc verftehe e8 vollfommen, dag man jagt: Die ftaatliche Ueberwachung, wie 
fie hier vorgefhlagen iſt, ift überhaupt etwas Ueberflüſſiges, und der Ent: 
widelung der freien Caſſen in vieler Hinficht ſchädlich! Wenn man aber ee 
ftaatliche Ueberwachung in ſolchen Angelegenheiten will, dann acceptire ich auch 
mit vollem Bemwußtjein das Wort „Garantie“, — ftaatlihe Garantie! Wen 
der Staat eine jolde Caſſe anftellt, und wenn er die mathematifchen Grund: 
lagen des Geſchäfts prüft und fich Darüber fortwährend auf dem Laufenden 
erhält, jo bin ich der Meinung, daß der Wortlaut der Reſolution 4 des Corre 
ferenten der durchaus richtige ift, und bin der Ueberzeugung, daß der Staat 
dann auch für etwaige Nachläffigkeiten und Verſehen feiner Beamten halte 
müſſe, jo daß allerdings das Wort „Garantie“ ftehen bleiben muß ! 


Dr. Hirſch: Meine Herren! Ich trete für die verbefferte Faſſung dee 
Herrn Prof. Neumann em. Ich Habe ja ſelbſt im meinem Geſetzentwurf 
und Gutachten die möglichfte ſtaatliche Fürjorge für die Lebensfähigkeit der 
Caſſen empfohlen. Aber ich verkenne feinen Augenblick, daß eine wirkliche 
Sarantie unmöglid vom Staate übernommen werden kann; denn beim aller: 
beften Sadverftändigen können Orrthümer pafjiren und bei ver beten Verwal: 
tung fünnen unvorbergejehene Unglüdsfälle eintreten. Auch möchte ich von von 
herein die Idee von den Mitgliedern fernhalten: Da ift der Staat; der wir 
Ihon dafür forgen! — Nein, das wäre eine große Schädigung! — Die Mit: 
glieder jollen jelbft aufpafien, daß ihre Caſſe richtig verwaltet werde. 


Dr. Engel: Ich möchte Sie faft bitten, den $. 4 abzujchliegen bis „zu 
Grunde zu legen“, und den Reſt wegzulaſſen. Es verfteht ſich ja von felbit, dal 
die Caſſen möglichft ficherzuftellen find. Daß Sie den Staat mit hineinzieben, 
möchte ich ſchon deshalb nicht wünſchen, weil ja, wie Sie willen, in England 
fürzlic große Debatten über das Zweckmäßige oder Unzweckmäßige der Staatö 
aufjicht gepflogen worden jind, wobei ſich herausgeftellt hat, daß troß der ſtaat⸗ 
lichen Aufjicht über die Friendly Societies eine Menge derjelben ihren Ber: 
pflihtungen nicht nachfommen konnten, beziehungsweife zu Grunde gegangen find. 
Died Factum liegt vor, und wir können und dody nicht ſo ſchlecht mit den 
Thatſachen abfinden, daß wir von dergleichen Vorgängen feine Kenntnif nehmen! 

Die Knappihaftscafien, von denen bier die Nede ift, find ja ſiaatlich be 
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auffichtigte Cafjen. Aber haben Sie e8 nicht mit erlebt, meine Herren, daß ‚bei 
den großen Unglüds fällen, die vor mehreren Jahren im ſächſiſchen und preu= 
ßiſchen Steinkohlen-Bergwerken fich ereigneten, die Caſſen nicht im Stande 
waren, ihren Verpflichtungen nachzukommen? daß große Sammlungen ver: 
anftaltet werden mußten, um den Hinterbliebenen der Berunglüdten zu Hülfe zu 
kommen und fie exiftenzfähig zu machen? — Ich halte dafür, daß es gemügt zu 
lagen: „Den Normativ-Beftimmungen jelbit ift die volftändige Selbftverwaltung 
ver Caſſen zu Grunde zu legen.“ 


Prof. Brentano: Ich kann nur beftätigen, was Herr Geheimerath 
Engel über die Infolvenz der größten unter den Friendlar Societies gejagt 
bat. Im einem anderen Punkte dagegen muß ich ihm widerſprechen. Er be: 
hauptet, man fer in England von der Idee eine Registry Office für Friendly 
Societies zurücdgefommen. Nun ift allerdings richtig, daß das bisher beftehende 
Regiftriramt die Erwartungen nicht erfüllte, die man von ihm hegte. Dies 
hat jedoch nur zu der Einficht geführt, daß für dafjelbe andere als die bis— 
berigen Beftimmungen getroffen werden mußten, keineswegs zu dem Entichlufie, 
das Regiftriramt! ganz abzufchaffen. Im Gegentheile; der von der Regierung 
in der letzten Seſſion des Parlamentes eingebradhte Geſetzentwurf handelt in 
$. 11—23 von dem Regiſtriramt und in 8. 24—35 von der Regiftrirung 
der Gefellichaften. Allerdings ift dieſer Gejegentwurf noch nicht angenommen; 
die Debatte und Abftimmung darüber find vielmehr auf die nächſte Seffion Des 
Parlamented vertagt. 


Dr. Hirſch: Ya, das wollte ich beftätigen. Darum dreht ſich ja gerade 
der Hauptftreit in England, ob die jegige Geſetzgebung für die Sicherheit der 
Caſſen genügend if. Die Enquöte hat ergeben, daß die bisherige Art zu regi— 
ftriren nicht. hinreicht, und die Fönigliche Commiſſion ift daher zu der Reſolution 
gekommen, daß eine verichärfte Aufjicht nothwendig ift. Meine Herren, es fünnte 
nichts Schlimmeres geben, als wenn wir nad Jahren erflären müßten: unfere 
freien Hülfscafjen find infolvent! — deshalb babe ich mich für verpflichtet ges 
halten, darauf hinzumeifen, daß, abgefehen von der Garantie, der Staat Vieles 
thun kann, um die Sicherheit der Caſſen und ihrer Mitglieder zu fördern, und 
ih glaube, daß in der Faſſung des Herrn Prof. Neumann dieler Sat voll- 
fündig acceptabel ift! 


Aſſeſſor Hiltrop (Dortmund): Herr Geheimerath Engel hat gelagt, 
daß die Knappichaftscafien in Weſtfalen und Sachſen infolvent gewejen wären, 
um die bekannten Unglücksfälle zu deden. Die Gafjenverhältnifie der ſächſiſchen 
Vereine find mir nicht befaunt; ich weiß aber, daß die Bergiſch-Märkiſche 
Knappichaftscafje mit etwa 43,000 Mitgliedern, in deren Bereich das Unglüd 
auf Zeche Neu-Iſerlohn vorgekommen, keineswegs infolvent gemefen ift, und iſt 
8 mir unglaublich, daß die Vereine in Sachſen nicht auch im Stande ge 
weſen fein follten, den Schaden zu deden. Leider find die gefammelten Fonds 
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nit in die Knappſchaftscaſſen gefloffen,. jondern nebenher verwaltet worden; 
dadurch ift es gekommen, daß die Wittwen außer ihrer Knappichaftöpenfion 
noch mehr aus den Sammlungen erhalten haben, und das hat im höchſten 
Grade unfittlich gewirkt. 

Ich möchte noch bitten das Wort „vollftändige” zu ftreichen. Es find 
das ja jchon drei Gruppen von Ausnahmen, die in diefen Nefolutionen gemadıt 
werben. 


Prof. Held: Dem Antrage des Herrn Ajefjor Hiltrop kann ih mid 
volftändig anſchließen; ebenfo dem Antrage Neumann. Aber ich muß zu- 
gleich dem Antrage Engel wiberfprechen, daß wir nach dem Worte „zu 
Grunde zu legen” aufhören ſollen. Es muß dod Sorge getragen werben, daß 
die Normatiobeftimmungen aufrecht erhalten werden, und eine ſtaatliche Behörde 
zur Aufjicht darüber ift ja unerläßlich. Es ift ja ſchlimm, daß wir fo viele 
leges imperfectae haben, die auf dem Papiere ftehen und doch in ganzen 
Gegenden mifachtet werden, weil feine Behörde ex officio fi) um die Auf 
führung kümmert, wie 3. B. bei den Gejegen über Kinderarbeit in Fabrilen. 
Wir müſſen eine ſtaatliche AuffichtSbehörde haben, und deshalb müſſen wir die 
Borihläge des Herrn Prof. Neumann annehmen! 


Janfon: Ich glaube doch, daß in viefen Normativbeftimmungen die 
Beſtimmungen enthalten find, welde dem Staate eine Aufficht über die Ver— 
waltung einräumen. Aber eine „Garantie dem Staate zuzufchieben, halte id 
nicht für zwedimäßig; denn es müßte doch dann auch feine Befugniß, in die 
Caſſen einzugreifen, eine größere fein. Ich bin der Meinung, die Gafjen haben 
fih dem zu fügen, was Herr Dr. Zillmer fagt, nämlich nöthigenfalls die 
Beiträge zu erhöhen, damit fie nicht infoloent werden, wie 3. B. heute bie 
Communen zu Subventionen für Zwangscaſſen herangezogen werden, wenn 
ai Geld mehr da if. Die Normatiobeftimmungen enthalten Alles, was darın 
nöthig iſt. 


Die Discuffion über Punkt 4 wird geſchloſſen. 


Stellv. Vorſ. Prof. Hildebrand: Zunächſt wird über den erften Sat 
bis „zu Grunde zu legen‘ abzuftimmen fein. — Dann iſt beantragt, das Wort 
„volftändig” wegzulafien. Ich glaube auch, Died Wort kann geftrichen werben; 
der Sinn”bleibt derjelbe; und wenn Niemand widerfpricht, jo möchte ich das 
Wort „vollftändig” ftreihen. (Zuftimmung.) 


Bei der jest erfolgenden Abftimmung wird der Punkt 4 in der von Prof. 
Neumann beantragten Faſſung, nämlih wie folgt angenommen: 

„Den Normatiobeftimmungen felbft ift die Selbftverwaltung der Eafjen 

zu Grunde zu legen, doch ift e8 durch die Einwirkung ftaatlid, appro— 

birter Sachverſtändiger und andere geeignete Controlmafregeln, ſowie 
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durch Errichtung einer oberften Jachverftändigen Behörde thunlichft ficher- 
zuſtellen, daß für die einzuzahlenden Beiträge die verſprochenen Leiftungen 
auch wirklich dauernd gewährt werben fünnen“. 


Die Verfammlung tritt in die Discuffion über Thefe 5. 


Prof. Dr. Naſſe: Meine Herren! Diefer Paragraph ift von nicht ge- 
ringer Bedeutung. Ste willen, welche lebhafte Discuffionen darüber im Bolts- 
wirthichaftlihen Congreß gepflogen worden find; und immerhin ift nicht zu 
verfennen, daß die Ausfcheidung von Mitgliedern aus anderen Gründen als 
Nichtzahlung der Beiträge eine große Macht ift, die wir den Vereinen zuge— 
ftehen, ſelbſt wenn Entſchädigung erfolge. Denn e8 fann diefe Entſchädigung 
in vielen Fällen fein Aequivalent fein für den verlorenen Anfprud aus ben 
jahrelang vielleicht gezahlten Beiträgen. Aber nichtöpeftoweniger muß id) ge— 
jtehen, daß ich ſolchen Vereinen, welche diefe große Macht im Sinne einer fitt- 
lichen Zucht der Arbeiter ausüben wollen, dieſe Macht zu geben wünſche, und 
ich erkläre ferner, daß ich überzeugt bin, daß die engliſchen Gewerfvereine dieſe 
Zucht zwar nicht immer, aber doch meiftend geübt haben, und daß fie wichtige 
Mittel zu Zucht und Eitte für die englifchen Arbeiter geworden find. Ich habe 
die Hoffnung, daß «8 auch bei den deutjchen Gewerkvereinen fo werden wird. 
Aber nun können doch Vereine errichtet werden, von ganz anderen Tendenzen 
ausgehend. Ich Lebe in einer Gegend, wo ein großer Theil der Bevölkerung, fich 
im offenen Kriege gegen die Staatögejege befindet, und mo die Leute Durch 
die vielen Vereine, mit denen ihr ganzes geiftige8 und wirthichaftliches Leben 
verbimden ift, von einer ftaatöfeindlihen Macht abhängig find. Es könnte fid) 
ja ereignen, daß auch dieſe kirchliche Macht Vereine zur Alteröverforgung gründet ; 
dafielbe fünnen aud die Socialdemokraten thun. Ich möchte daher nicht jedem 
Berein dieſe Macht geben, denn für ſolche Gaffen mit ſtaatsfeindlichen Ten— 
denzen glaube ich nicht, daß der Staat Anlaß hat, einzutreten, ihnen Rechte zu 
geben, zu ihrer Prüfung Sachverſtändige zu ernennen u. ſ. w. Bor jolden 
Caſſen hat der Staat alle Urfache, fi zu hüten, damit er nicht von clerifalen 
oder joctaldemofratifhen Elementen untergraben wird. Sch möchte deshalb den 
Zufag maden, daß der Staat nur auf Grund von Normatiobeftimmungen 
errichteten Vereinen, joldhen Vereinen, die vom Staate anerfannt find, auch 
das Recht des Ausſchluſſes geben möge, alſo auch den Gemwerkvereinen, jobald 
fie eben gefegliche Normatiobeftimmungen haben. In diefen Beftimmungen — 
das fege ich voraus — wird die Bedingung angegeben fein, daß man nicht 
wegen kirchlicher oder politifcher Differenzen vom Verein ausgeſchloſſen werben darf. 
Wenn wir dad Recht der Ausichliefung an eine beftimmte ftaatlihe Zu— 
ftimmung binden, fo glaube idy wohl, daß der Staat folden Vereinen, wie den 
Gemwerfvereinen, eine derartige Berechtigung wird geben Dürfen. 


Stellv. Borf.: Es find drei verſchiedene Amendements geftellt worden. 


Schriften IX. — Verhandlungen 1574, 10 
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Schriftführer Prof. Held: Sie find bereitd® am Vormittage geftellt 
worden, und zwar zunäcft einer von mir, der zu den Anträgen des Referenten 
und Gorreferenten geftellt war. Danach würde der fünfte Punkt anders 
lauten, nämlid : 

„Berbindung von anerkannten Penfionscaffen mit anderen anerkannten 
Vereinen ift zuläſſig. Es ift aber in diefem alle getrennte Caffen- 
führung für die Penfionscafje zu fordern. Mitgliever, die aus an: 
deren Gründen, ald wegen Nichterfüllung ihrer Beitragspflicht gegen 
die Penfionscafje, aus letzterer ausgejchlofien werden, find für ihre 
gezahlten Penfionscafjen-Beiträge zu entſchädigen.“ 

Dann kommt ein Antrag des Herin Prof. Naſſe, welcher blos ber: 
langt, einzuſchieben: 

„nad gejeglihen Normativbeftimmungen errichteten 
Bereinen find zuläſſig.“ 

Ich denke, wir fünnen des einfacher machen: ich ziehe meinen Antrag zurüd 

und nehme den Naſſe'ſchen an, nur beftehe ih auf Einfügung der Worte: 
„Es iſt aber in dieſem Falle gefonverte Gafjenführung für bie 
Penſionscaſſe zu fordern”. 
Der dritte Antrag von Eras lautet: 
„Verbindungen ſolcher gejeglich anerfannter, auf Grund dieſer Nor: 
mativbeſtimmungen evrichteter Gafjen mit anderen Vereinen find zu: 
läſſig, doch dürfen Mitglieder aus den Vereins-Penſionscaſſen nur dan 
ausgeichloffen werden, wenn fie ihrer Beitragspflicht nicht gemügten. 

Dr. Engel: Ich möchte den Herrn Correferenten fragen, ob er über 
haupt auf diefen Abſatz 5 eimen großen Werth Iegt? Geht er nicht ſchon 
über die Beftimmungen des Penfionscafjenweiens hinaus ? Sie verlangen, daß 
Cafjenmitglievder aus anderen als verficherungscontractligen Gründen ausge 
Ihloffen werben können. Führt das nicht zu demjelben Ziele, das Sie bei den 
beftehenden Caſſen jo ftark tadeln: zur Verquidung der Selbfthülfe mit Polizei. 
Sie wollen gleichfall8 neben der Verſicherung noch eine Polizei ausüben , even 
tuell Jemanden wegen der Divergenz feiner ven den ſocialpolitiſchen Anfichten und 
Beftrebungen der Majorität der Cafjenmitgliever die Fortdauer der Verficherung 
verfümmern. Damit daß Sie, wie hier angegeben, den jeweiligen Werth feiner 
Ansprüche zurüderftatten, begleichen fie Doc den Schaden nidyt, den Sie ihm 
dur den Ausſchluß zufügen. Diejer jeweilige Werth ift bekanntlich ſehr Klein, 
er beläuft ſich keineswegs unter allen Umftänden auf die volle Höhe der ge 
zahlten Prämie, denn der bislang Berficherte hat ja ein gewiſſes Riſico ſchon 
conjumirt. Wer jchon einmal eine Yebenöverficherung fallen gelafien hat, ber 
wird ja wiffen, wie gering die ihm für diefen Fall zuftehende Nejerve it. 
Dazu kommt nod ein anderer, möglicherweife ſehr erheblicher Nachtheil. Nehmen 
Sie an, der Mann hätte zwanzig Jahre gefteuert und fei im Yaufe der Zeit 
frank geworden ; von einer andern Caſſe wird er dann nicht mehr aufgenommen, 
und findet er feine Unterkunft, d. h. feine Berficherung für fich und die Geinigen, 
jo haben Sie ihn und feine Familie ruinirt. Sie können ſolchen nachtheiligen 
Wirkungen nur dadurd begegnen, daß Sie mit Verficherungscafien feine anderen 
als Berfiherungszwede anftreben und alle übrigen Zwede daraus entfernen. 
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Stellv. Borf.: Ih möchte mich dem Antrage anfchliegen, daß der 
Punkt 5 ganz geftrichen wird, es ift gar fein Grund dazu, denn was er will, 
gehört Alles in die Normativbeftimmungen, die ſpäter berathen werben. 


Dunder: Ih muß doch jagen, daß ich allerdings auf die Beibehaltung 
de8 8.5 großen Werth lege. Sch könnte vielleicht Davon abjehen, wenn die Sache 
nicht hier wie auch in der Preſſe als eine offene Streitfrage vorläge. Ich meine, 
da fie einmal aufgeworfen iſt, daß wir fie auch nad) der einen oder nach der 
anderen Richtung bin entfcheiden müſſen, und ich bitte Sie, diefelbe im Sinne 
meiner Anträge zu entjcheiden. Den Hauptgrund dafür hat Herr Dr. Hirſch 
Ihnen Schon vorgeführt. Meine Herren! Wenn Sie den Vereinen nicht dieſe 
Macht ertheilen, jo ſetzen Sie diefelben der Gefahr aus, daß einem Vereine zeit- 
weile Mafjen von Mitgliedern beitreten, blos um der Wohlthaten der Caſſen, 
welche der Verein oft vielleicht mit großen Opfern ins Leben gerufen hat, theilhaftig 
zu werben. Hernach vwerlafien diefe Mitglieder den Verein wieder —: fie find 
ja nun in der Caſſe. Das ift ein Uebelftand, der große Dimenfionen anneh- 
men fann. Dem gegenüber fteht der weit Fleinere Uebelftand, daß einzelne 
Mitglieder, die nad längerer Beitrittszeit aus andern Gründen ausgeſchloſſen 
werden fünnen, vielleicht nur eine Fleine Abfindungsfumme befommen. Aber 
wollen Ste den corporativen Geift jolcher Vereinigungen erhalten, dann dürfen 
Sie eine ſolche Beſtimmung nicht ablehnen, wonach Mitglieder ausgeſchloſſen 
werden können, welche direct gegen die Ehre der Gemeinichaft handeln. Ich 
bin überzeugt, daß thatfächlich ſehr felten ſolche Fälle eintreten werben, in 
denen ein ſolcher Ausihluß ftattfindet. PBrincipiell habe ich gegen den Antrag 
unſeres Präfidenten gar nichts, denn auch ich und meine Freunde ftehen auf 
dem Standpunct, daß Die Vereine zu den Rechten juriftifher Perfonen fommen 
müfjen. Aber, meine Herren, im Intereſſe des fohrittweifen und doch nicht all— 
- zulangfamen Vorgehens der focialen Gefeßgebung möchte ich bitten, von dem 
Amendement Naffe Abftand zu nehmen, denn e8 wird faum möglich fein, ein 
ſolches Gefeß in kurzer Zeit fertig zu bringen. Nehmen Sie alſo das Amende— 
ment Naſſe an, fo vertagen Sie die Frage bis dahin, mo ein Gejeg über 
die Gewerfvereine zu Stande kommt. Im dem Normatiogefeg jelbft kann die 
Beſtimmung ja fo gefaßt werden, wie fie Dr. Mar Hirſch in $. 10 feines 
Entwurfes !) vorschlägt: 

Ausgeſchloſſen von der Vergünftigung des Abſatz 2 (de8 Anjchluffes 
der Caſſen an einen gejetlih erlaubten Verein) find jedoch: 

1) Bereine, welche politifche oder religibſe Zwecke verfolgen 

- und ihnen thatfächlich dienen, ferner geiftliche Orden oder Gefell- 
® ſchaften und religiöſe Körperſchaften jeder Art; 
und dann geht Dr. Hirjch noch weiter, indem er vorichlägt: 

2) Vereine von Arbeitgebern oder Arbeitern, weldye nach ihren 
Statuten oder thatſächlich, ſich die Veranftaltung von Arbeits- 
Ausfperrungen oder Einftellungen zur Aufgabe machen, infofern 
fie nicht die Berpflidtung, fih an den die Verhütung und 


— — 
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Schlichtung von Streitigfeiten über Lohn und Arbeitsbedingun- 
gen bezwedfenden Einigungs- und Schiedeämtern verbindlich zu 
betheiligen, ſtatutariſch und thatfächlich amerfennen. 


Sie fehen, daß felbft von den eifrigften Freunden und Vertretern ber 
Gewerkoereine diefer Punct in's Auge. gefaßt iſt, und wenn ich ihm nicht mit 
aufgenommen babe, fo ift Died nur gefchehen, um die Refolution nicht allzufeht 
zu — Ich bitte daher Herrn Profeſſor Naſſe, ſeinen Antrag zurüd- 
zuziehen. 





Prof. Brentano: Auch ich möchte Sie bitten, an dieſem Paragraphen 
feſtzuhalten Herr Geh.-Rath Engel verweiſt klagend auf die Mijere kei 
den Knappſchaftscaſſen. Es befteht aber ein großer Unterſchied zwiſchen dieſen 
und den Gewerkvereinscaſſen: die einen find Zwangscaſſen, die andern find 
freiwillige Cafjen. Niemand braucht ihnen beizutreten, der Zweifel bat an 
ihrer Solidität. Mein Haupteinwand gegen den Geh-Rath Engel ift aber 
der, daß er diefe ganze Frage lediglich vom Standpunkt der Verſicherung 
anfieht, die Gewerkvereine dabei jedoch ganz außer Augen verliert. Wenn Sie 
feinem Antrage Folge geben und es den Gewerfvereinen unmöglich machen, 
andere Unterftügungscaffen mit ihren Strifecaffen zu verbinden, jo drüden Sie 
die Gemwerfvereine zu reinen Strifevereinen herab. Dagegen ift e8 eine befannte 
Ihatjache, daß eben die anderen Unterftügungen, welche die Gemwerkvereine, ab 
gefehen von dem Fall der Arbeitslofigkeit gewähren, deren Mitglieder geradezu 
firifeunluftig maden, und dies wird ja gerade den Gewerkvereinen des Dr. 
Hiri von den Socialdemofraten ummer vorgeworfen. Diefer Gefichtspunft 
würde allerdings in den Hintergrumd treten, würde durch diefe Verbindung ber 
Unterftügungscaffen ınit den Strifecaffen den Anforderungen nicht genligt, melde 
man vom Standpunkte dev Verficherung an erftere zu ftellen hat. Diefe An: 
forderungen find, daß Durch diefe Verbindung die Anſprüche, welche die Ber: 
fiherten an die Unterftügungscaffe zu machen haben, nicht gefährdet merben. 
Diefen Anforderungen genügen aber die Beſtimmungen des $ 5 der Dunder: 
hen Reſolutionen volltommen. Ich befürworte demnach Dringend, ihn an: 
zunehmen. 


Dr. Engel: Wenn e8 fid) um das Penfionscafjenwejen handelt, jo muß 
man fich eben nur auf diefen, d. h. den BVerfiherungsftandpunft, ftellen und auf 
feinen andern daneben. Sie werden dieſen Grundſatz auch in allen ähnlichen 
Fällen angewendet firtden. Einer Lebensverficherungs-Gefellichaft wird vom 
Etaate, in Preußen wenigſtens, niemals gejtattet, eine Creditbank oder noch 
etwas Andered daneben zu fein; fie ift eine Sparcafje und ihre aufgeſchobenen 
Sparfonds müſſen intact bleiben. Ich für meinen Theil kann mich alſo nicht 
auf den Standpunkt der Gewerkvereine ftelen. Indeſſen, die VBerfammlung tft 
ſouverain; fie kann den Paſſus beibehalten oder ablehnen. Wenn Sie meinem 
Nath folgen wollen, jo bitte ich, ihn abzulehnen, denn man joll bei Penfions: 
verficherungen nicht noch andere, hiervon yänzlich abjeit8 Tiegende Zwecke im 


Auge haben. 
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Hiltrop: Ih ſchließe mich Herrn Geh.-Nath Engel an, weil ic 
glaube, daß der Inhalt dieſes Paragraphen in die Normativbeftimmungen 
jelbft gehört. 


Prof. Brentano: Wenn Herr Geh.-Rath Engel mir erwidert hat, 
man dürfe fi bei Behandlung diefer Frage eben nur auf den Gtandpunft 
der Berficherung ftellen, jo kann ich dem gar nicht zuftimmen. Den Anfor- 
derungen, welde won diefem Standpunft aus gemacht werden müſſen, muß 
allerdings genügt werden, wie ich bereitS vorhin hervorhob, und dies geſchieht 
durch $ 5. Wenn jedoch etwas nach mehreren Richtungen, nicht blos nach einer 
einzigen hin wirft, Dürfen wir e8 auch nicht blos unter einem einzigen Gefichts- 
punkt betradyten. Auch widerjpräche Die geradezu der Grundanſchauung unjeres 
Vereins, welche es verbietet, ein Intereſſe iſolirt und an ſich zu verfolgen, ohne 
NRüdfiht Darauf, wie dies andere umb vielleicht wichtigere Intereſſen berühre. 
Das Hauptinterefje aber, das wir vor Augen haben, tft die Hebung der 
Arbeiterclafie, und diefem wird mehr gedient, wenn Sie Bunft 5 der Dunder- 
Ihen Refolutionen annehmen, als wenn Ste ihn vwerwerfen. 


Dr. Hirſch: Ich möchte nur kurz bemerken, daß Ste nad) der prin= 
ciprellen Abftimmung zu Gunften der freien Caſſen fi) unmöglich gegen die Ver- 
bindung zwiſchen Gemerkverein und Hülfscaffe erklären können, denn ohne dieſe 
Berbindung würden Ihre Beichlüffe rein in der Luft jchweben. Wenn Sie die 
freien Caſſen wollen, meine Herren, jo müſſen Ste auch die Gewerfvereinscafien 
zulaffen, denn augenblidlih giebt e8 faum andere freie Caſſen, und zwar iſt 
diefe Erſcheinung nicht zufällig, ſondern beruht auf dem mächtigen corporativen 
Drange, welcher die arbeitenden Claſſen bejeelt; darum iſt auch zunächſt feine 
Ausficht auf eine Aenderung hierin. Auch würden Ste dur das Verbot des 
Zufammenhanges zwiſchen Gewerkverein und Hülfscaffe der gefunden Ent: 
widelung beider den ſchlechteſten Dienft erweilen. Die Folge würde unbedingt 
jein, daß die Gemerfvereine ſich und ihre Caſſen nicht unter das Gefeg ftellen, 
daß alſo der Staat die Controle darüber ganz verliert und gerade die Miß— 
brauche diefer Caſſen ungehindert beftehen, während Sie bei Zulafiung ver 
Gewerkvereinscafjen unter den gejeglihen Eautelen das erwirken, daß die Hülfs- 
caſſen fi in ruhiger und angemefjener Weiſe entfalten. 


Prof. Dr. Naffe: Ich möchte Ste ebenfalls bitten, auf der einen Seite 
die Refolution 5 nicht ganz zu verwerfen, ſondern fie anzunehmen aus mehr: 
fachen Gründen, weil id in dem Gewerkvereine die Anſätze zu einer corporativen 
Gliederung, umfafjend den ganzen Arbeiterftand, fehe, und weil ich diefe An— 
füge einer corporativen Gliederung nicht unterdrüd.n, jondern fördern will; 
und ic Hoffe, daß ſich nod eine Form finden lafjen wird, welche auch die 
Arbeitgeber in dieſe corporative Gliederung einjchliegen laſſen wird. Wenn 
Sie aber diefer corporativen Gliederung das Recht nehmen, Jeden auszuſchließen, 
jo machen Sie fie freilid zu Strifecaffen, nur geleitet von dem einen Intereffe, 
höheren Lohn zu befommen. Alsdann fann ich mich aber nicht entſchließen, 
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meinen Antrag zurüdzuziehen, weil die Worte: „Auf Grund diefer Normativ: 
beftimmungen errichteten Gafjen mit anderen nad) gejeglihen Norinatiobeftimmungen 
errichteten Vereine” wichtig find; ic) möchte, daß auch diefe aufgenommen würden. 
Die Beitunmungen, welche in dem Gefegentwurf des Herrn Dr. Hir ſch ſich finden, 
liegen ja zunächft für unfere Beichlüffe doch nicht vor. Diefe Refolution 5 geht 
zunächſt in das PBublicum Hinaus. Da heift es dann: wir wollen jedem 
Vereine das Recht geben, eine Invaliden-Penfionscaffe zu gründen, und dann 
doc ihm das Recht geben, beliebig Leute daraus auszuſchließen. Das ift eine 
offenbar gefährliche Sache, und das wollen ja auch die Herren Hirſch und 
Dunder nid. So weitgehende Rechte wollen wir nicht jedem beliebigen 
Vereine geben, und deshalb möchte ich bitten, meinen Zuſatz anzunehmen. 


Prof. Held: Es giebt außer den Gemwerfvereinscaffen noch verfchievene 
andere Subventionscafjen. Es giebt nämlich religiöfe Vereine, melde mit 
Penfionscafjen verbunden find; auch bei jonftigen beliebigen Vereinen kann dies 
vorfommen, und es giebt Fabrikcaſſen. Es giebt Einrichtungen, denen zufolge 
die Arbeiter einer Fabrik unter fih einen Verein mit dem Arbeitgeber bilven, 
welcher Berein dann die Penfion beforgt und noch vieles Andere dazu, 3. B. 
Krantencafje x. Es muß dafür Sorge getragen werden, daß, wenn ein Arbeiter 
aus older Fabrik entlaffen wird, er auch mit feinen Penjionsbeiträgen nicht 
ganz zu furz fommt. Mit Rückſicht auf diefe Penſionscaſſen jcheint es mir 
bejonder8 nothmendig, daß wir eine Abſtimmung über die hier angeregte Frage 
nicht unterlaſſen. Auch ift ganz allgemein eine Trennung der Gafjenführung 
zwiſchen Benfiond- und Krankencaſſen wünſchenswerth, worauf ſich mein zu Punkt 
5 des Gorreferenten geftellte8 Amendement bezieht. 


Stellv. Vorſ. jchreitet zur Abftunmung. Aus derjelben geht der Paſſus 5 
der Dunder’jchen Refolutionen, unter Annahme der Amendements Naſſe 
und Held, wie folgt hervor: 

„Verbindungen folcher gefeglich anerfannter, auf Grund diefer Nor- 
mattobeftimmungen errichteter Caſſen mit anderen, nach gejeglichen Nor: 
mattobeftimmungen errichteten Bereinen find zuläſſig. Es ift aber in 
dieſem Falle gejonderte Gafjenführung für Die Penfionscafjen zu forbern. 

- Mitgliedern, welche aus andern Gründen, als weil fie ihrer Cafjenpflicht 
nicht genügt haben, aus dem Berein und der Caſſe ausgejchloffen werden, 
muß eine Entihädigung, entiprechend dem jeweiligen Werthe ihrer An- 
Iprüche an die Penfionscaffe, gezahlt werben.“ 


Damit ift der Antrag Eras gefallen. 


Der Beihluß der Verſammlung lautet aljo: 
1) Die ſchleunige Regelung des Penfionscafjenweiens der Arbeiter durch die 
Reichsgeſetzgebung ift nothwendig: 
a) Weil nur durch dieſe die in einzelnen Bundesſtaaten eingetretene 
Rechtsunſicherheit bezüglich des Caſſenweſens der Arbeiter vollſtändig 
im Sinne und in Fortbildung der bisherigen Reichsgeſetzgebung 
beſeitigt werden kann. 
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b) Weil nur auf einem großen einheitlihen Rechtsgebiet umfaffende 
Caſſen errichtet werden fünnen, welche ihren Diitglievern Die volle 
Freizügigkeit gewährleiften, zugleich aber durch die große Zahl ihrer 
Theilmehmer das Geje der verjchievenen Zufälligkeiten, gegen 
welche verfichert werben joll, am reinften zur Erfcheinung kommen 
laffen, und dadurch im Stande find, ihren Mitgliedern für bie 
möglichft geringften Opfer die größten Yerftungen zu gewähren. 

2) Das zu erlaffende Keichsgefeg hat die Normativbeftimmungen 
derartiger Caſſen feftzuftellen, vermittelft deren Erfüllung ſolche ohne 
bejondere obrigfeitliche Concejjion ins Leben treten und die Nechte einer 
juriftifchen Perfon erwerben können. Die bereit8 beftehenden, nad) 
Iandesgefeglihen Beltimmungen auf geſetzlichem Zwange beruhenden 
Caſſen ſollen durch dieſes Geſetz nicht berührt werden. 

3) Den Normatiobeftimmungen iſt die Selbſtverwaltung der Caſſen zu 
Grunde zu legen; doch iſt es durch Einwirkung ſtaatlich approbirter 
Sadverftändiger und andere geeignete Controlmaßregeln thumlichit 
ficher zu ftellen, daß für die einzuzahlenden Beiträge die verjprochenen 
Lerftungen auch wirklich dauernd gewährt werden fünnen. 

4) Berbindungen folder gejetlih anerkannter, auf Grund folder Normativ- 
beftimmungen errichteter Caſſen mit anderen, nad gejeglichen. Normatio= 
bejtunmungen errichteten Vereinen find zuläſſig. Es ift aber in dieſem 
Falle gefonderte Cafjenführung für die Penfionscaffen zu fordern. Mit— 
gliedern, welche aus anderen Gründen, als weil fie ihrer Caſſenpflicht 
nicht genügt haben, aus dem Berein und der Caſſe ausgefchloffen werben, 
muß eine Entfhädigung, entjprechend dem jeweiligen Werthe ihrer An- 
ſprüche an die Penfionscafje, gezahlt werden. 


E8 folgt die Berathung über den Antrag des Herrn Geh.- Rath Engel. 


Antrag Engel: 
Der Verein wolle bejchließen: 

1) Den preußiſchen Herrn Handeldminifter zu erjuchen, die Ergebniffe der 
im Auguft 1873 angeftellten Enquete über das gewerbliche Hülfscafjen- 
wejen veröffentlichen zu laſſen; 

2) Seinen Ausſchuß oder einen ad hoc zu ernennenden Ausihuß zu be 
auftragen, fibh im Berein mit einem Ausſchuß des „Volkswirthſchaftlichen 
Congreſſes“ mit der Ausarbeitung eines Gejegentwurfs über das gewerbliche 
Hülfscaffenwefen zu beſchäftigen, und dieſen Gefegentwurf rechtzeitig 
beim KReihötage mit der Bitte um thunlichfte Berückſichtigung einzureichen. 


Prof. Dr. Nafje: Ich möchte in Bezug auf den zweiten Antrag Engel, 
betreffend den Volkswirthſchaftlichen Congreß, in Erwägung geben, daß unfere 
Rejolutionen von denen des letzteren doch in erheblichen Punkten abmeichen , jo 
daß es immerhin zweifelhaft ift, ob man ſich zu einem gemeinfamen Gejege 
vereinigt, und ich frage daher Herrn Geh.-Rath Engel, ob er nod auf dieſem 
Antrage befteht ? 
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Engel: Ich bleibe allerdings bei meinem Antrage ftehen. Sp gut, wie 
es Herrn Dr. Hirſch gelungen tft, die VBerfammlung von der Nothwendigkeit 
jenes Antrags zu überzeugen, kann es ihm ja auch noch gelingen, die etwa 
difjentirenden Mitglieder der Commifjion zu überzeugen. 


Der Schriftführer verlieft den jetzt im Wortlaut vorliegenden Antrag 
Engel: ven preußifchen Herrn Handelöminifter zu« bitten, die Ergebnifje der 
im Auguft 1873 angeftellten Enquete über die gewerblichen Hülfskaſſen mitzu- 
theilen. 


Prof. Neumann: Ich möchte eingeſchaltet wiſſen: „ſoweit nicht dienſtliche 
Gründe entgegenſtehen.“ 


Prof. Dr. Held: Mein Freund Wagner bezeichnet mich oft ſcherzhaft 
als Vermittlungsmann. Wenn Sie nun den Antrag Engel annehmen, jo 
muß ic) einen Schreibebrief an das Königliche Minifterium richten, und Sie fünnen 
ohne bejonderen Beſchluß mir vertrauen, daß ich alle mögliche ARüdjicht nehmen 
werde, die man bei einem Geſuch an eine Hohe Königliche Behörde nehmen muf. 


Prof. Neumann: E38 handelt fi Hier darum, daß an die Regierung 
das Erſuchen geftellt wird, Etwas zu publiciren, was fie ganz allein für ſich 
geſammelt hat! 


Prof. Dr. Naffe: Würde fih der Herr Antragfteller mit dem Ber: 
ſprechen des Herrn Dr. Held begnügen, die Bitte an das Minifterium fo zu 
fafjen, daß darin allen dienſtlichen Nücfichten Rechnung getragen wird? (Dr. 
Neumann: Jawohl!) und feinen Antrag zurüdziehen? (Dr. Neumann: 
Jawohl!) 

Dann eröffne ich die Discuſſion über den zweiten Antrag Dr. Engel's. 


Prof. Wagner: Meine Herren. Ich möchte Sie bitten, dieſen Antrag 
nicht anzunehmen. Herr Geh.-Rath Engel hat für mich nicht genügend motivirt, 
warum wir und in diefem Yalle gerade mit dem Bolfswirthichaftlihen Congreß 
zufammenthun follen. Es wiberfpricht Died unſeren bisherigen Traditionen. 
Aber auch ſachlich wird darin die unrichtige Tendenz verfolgt, und von vornherein 
auf einen Compromißſtandpunkt zu ftellen. Ich glaube ferner, je größer eine 
jolhe Commiſſion ift, defto ſchwieriger ift e8 ihr, ein orbentliches Elaborat bald 
fertig zu ftellen. Biel beifer ift ein Kleiner Kreis; am beften ein einzelner 
Fachmann für eine ſolche Arbeit. Außerdem find ja auch mehrere unferer Mit- 
glieder zugleich Mitglieder des Volkswirthſchaftlichen Congreſſes. Diefe können 
jih an den Arbeiten beider Verfammlungen mit Exfolg betheiligen und eine 
jachlihe Annäherung in diefer Frage der Caſſen vertreten. Meines Eradıtend 
liegt aber fein triftiger Grund vor zu einer gemeinfamen Commiſſion, und ib 
bitte, den Antrag abzulehnen. 


Dr. Genjel (Leipzig): Auch ich gehöre dem Ausihuß des Volkswirth— 
Ihaftlihen Congreſſes als Mitglied an. ALS Ihr Vorftand mir die Ehre erwieß, 
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mic zu einem Corveferat in der Steuerfrage aufzufordern, da muß ich offen 
geftehen, daß ich Died als ein Zeichen dafür aufgefaßt habe, daß die Beziehumgen 
zwifchen den beiden Gongrefien ſich freundlicher geftaltet hätten als es bis dahin 
der Fall war. Ich kann Ihnen verjihern, daß die Nachricht, Ihr Vorſitzender 
würde dem Volkswirthſchaftlichen Congreſſe die Ehre feines Beſuches erweiſen, mit 
großer Freude aufgenommen worden iſt. Wir haben dann jehr bedauert, daß 
es ihm unmöglich gemacht war, diefen Borfag auszuführen. Ich kann Ihnen 
ebenjo verfichern, daß, wenn Die anderen Herren zum Bollswirthichaftlichen Congreß 
gefommen wären, fie mit Freuden dort aufgenommen worden wären. Ste fünnen 
annehmen, daß Sie diefelben Meinungen, wie heute hier, auch dort gefunden haben 
würden. Gerade in Bezug auf das Invalivencaffenweien möchte ich Ste wirklich, 
bitten, die beiderjeitigen Vorſchläge einmal zu vergleichen. Die Differenzen laufen 
auf ſehr Kleine Nuancen hinaus, auf weit Kleinere Abweichungen, als heute 
zwilchen den Thefen des Referenten und Correferenten. Eine Differenz findet 
nur ftatt im legten Sabe, und wäre das Amendement Ihres Vorſitzenden an— 
genommen worden, jo würde die — (Borf. Prof. Dr. Raſſe: 88 ift an— 
genommen!) Bitte um Entjehuldigung! Jedoch das letzte Amendement, das von 
Herrn Dr. Era, wäre Das angenommen worden, jo würde vollftändige materielle 
Mebereinftimmung bereichen. Da ih nun aber Mitglied des Ausſchuſſes Des 
Congreſſes bin, jo werden Sie mir erlaffen, mich jest über den Antrag jpectell 
auszufprechen. Ich bitte alfo um die Erlaubnif, mid darüber der Abjtimmung 
enthalten zu dürfen. Das aber glaube ich Ihnen verfichern zu können, daß, 
wenn an Den ftändigen Ausſchuß des Congrefjes eine derartige Aufforderung 
gelangte, fie mit großer Bereitwilligfeit angenommen werden würde. Was die 
Zahl anbetrifft, jo ift, wenn Sie drei Mitglieder ernennen, und der andern 
Seite auch drei zu wählen überlafien, die Zahl keineswegs zu groß. Ueber 
diefen Antrag Hier als Mitglied des Vereins für Socialpolitit abzuftimmen, 
dazu Halte ich mich nicht in der Lage; aber das glaube ich verfichern zu fünnen, 
daß er mit Freuden aufgenommen werden wird. 


Vorſ. Prof. Dr. Nafje: In Folge diefer freundlichen Worte ziehe ich 
meinen Widerſpruch zurück und empfehle die Annahme des Antrags Engel. 


Dr. Engel: Ich darf jagen, daß mid) bet Stellung meines Antrags 
lediglich die Zweckmäßigkeit geleitet hat. Der Volkswirthſchaftliche Congreß be— 
Ihäftigt fich jeit drei Jahren mit der Frage der Arbeiter Penfionscafjen und bat 
in dieſer Angelegenheit eine Menge Material zu Tage gefördert, aber gerade 
dort finden fich ſehr lebhafte Gegner derjenigen Anfichten, die hier ausgefprocen 
wurden, und indbefondere Geguer der von Herrn Dr. Mar Hirjch vertretenen 
Anſichten. Da wir indeß jegt nicht mehr allzumeit den Anfichten des Volks— 
wirthſchaftlichen Congreſſes entfernt ftehen, jo halte ih e8 für zweckmäßig, daß 
en gemeinfamer Antrag aus beiden volfSwirthichaftlichen Lagern an den Reichstag 
gelangt und nicht deren zwei. — Warum wir das jest machen follen und nicht 
ſchon früher gethan haben, dafür habe ich nur die Antwort, daß früher ver 
Fall nicht vorlag, daß beide Eongrejie in einer Saifon ſich mit ein und der— 
jelben Sache beichäftigten. 
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Prof. Brentano: Wenn ih das Wort ergreife, Jo geichieht Dies 
lediglich, um meine Abftimmug zu motiiren. Ich werde gegen Den Antrag 
des Geh.:Rath Engel ftimmen, und möchte nur ein paar Worte jagen, damit 
meine Abftimmung nicht etwa dahin mißverftanden werde, als ob fie aus Ab: 
neigung gegen den Volkswirthſchaftlichen Congreß erfolge. Meine Motive find 
vielmehr gleihfall® Zweckmäßigkeitsgründe. Dieſe führen mich jedoch zu dem 
entgegengelegten Reſultate wie Herrn Dr. Engel. Herr Engel hält es für 
unnüg, daß an den Reichstag zwei Gejegentwürfe gelangen, und aud) ich würde 
zwei Entwürfe für unnütß halten, wenn beide Congrefje e8 mären, die den Ent: 
wurf abzufafien hätten, über den der Reichstag debattiren und abftimmen ſoll. 
Es handelt ſich aber Lediglich darım, dem Reichstage die über dieſe Trage herr: 
ihenden Anfhauungen vorzutragen. Nun hat uns allerdings Herr Dr. Genſel 
gelagt, daß diefelben Anfchauungen, die heute hier vertreten wurden, aud auf 
den Volkswirthſchaftlichen Congreſſe vertreten waren, nur ſeien die Nuancen 
etwas anders gemifcht geweſen: diejenige, die hier überwiege, jei dort in ber 
Minorität, und umgefehrt. Aber, meine Herren, gerade dies ift e8, worauf es 
ankommt. Würde ein von beiden Berfammlungen beftellter gemeinfamer Aus: 
ſchuß einen einzigen Geſetzentwurf vereinbaren, jo müßte nothwendig eine Nuance 
nicht zur Geltung gelangen. Ich finde e8 aber recht zweckmäßig, daß ber 
Reichstag beide Nuancen kennen lerne. 


Prof. Dr. Held: Die fachlihen Gründe, die mein Freund Brentano 
gegen den Antrag vorgeführt hat, find gewiß von großem Gewicht, und jie 
würden mir vollftändig genügt haben, den Antrag Engel nicht zu ftellen. Aber 
der Antrag ift geftellt, und er ift von Dr. Genfel zwar nicht officiell ange: 
nommen, er hat fi) aber im einer foldhen Weile darüber geäußert, daß wir 
durch Ablehnung dieſes Antrages zeigen würden, daß wir dieſelben Gefinnungen, 
die ein Mitglied des Volkswirthichaftlichen Congreſſes für uns hat, nicht aud 
für ihn haben, und deshalb muß ich bitten, den Antrag anzunehmen, nachdem 
er einmal geftellt und jo freundlich beiprodyen iſt. 


Prof. Wagner: Ic glaube, die Conjequenz der Annahme dieſes Antrages 
ft, Daß wir dann überhaupt auf eine volljtändige Berfchmelzung mit dem Volls— 
wirthichaftlihen Congrefje binausfommen. Das bat ja gewiß Vieles fir fid, | 
wenigftens nad der Anficht Mancer; aber dann muß man es auch offen thun. | 
Jedoch To ohme Weiteres dergleichen in einem Cpecialfall thun, dafür fehe hd 
feinen Grund! — Alſo, entweder beichliegen Sie direct die Vereinigung unſeres 
Bereind mit dem volfswirthichaftlichen Congrefje, oder beichliefen Sie, für fid 
allein weiter vorzugehen, Eins von beiden ift nur möglich! 


Prof. Dr. Held. Herr Prof. Wagner zieht ger weitgehende Conſe— 
quenzen. Ich glaube aber, daß die Nothwendigkeit, die er anführt, nicht vor: 
liegt. Der Volkswirthſchaftliche Congreß fteht auf dem Boden der freien Con— 
currenz, und kann eine Vereinigung mit und, nachdem wir einmal jelbftändig 
aufgetreten find, und dadurch eine belebende Goncurrenz befteht, gar nicht wün— 
ihen. Ich jehe deshalb nicht ein, warum man nicht in einem einzelnen Tall, 
zur Erreihung eines außerhalb der Vereinsdebatten liegenden Zieles, nämlıd 
zur Ausarbeitung eines ſolchen Gefegentwurfs, einmal zuſammengehen follte! 
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Dr. Hirſch: Sch möchte nur für alle Fälle, im Infereſſe der Sache, 
den eventuellen Antrag ftellen, daß wir den Antrag des Herm Dr. Engel: 
„einen Ausſchuß zu beauftragen u. ſ. w.“ —, trennen von dem: „im Vereine 
mit dem Ausihuß des Volkswirthſchaftlichen Congreſſes“. Denn, follte aus 
irgend welchen Gründen die Verſammlung die Bereinigung mit dem Ausſchuß 
nicht belieben, To fünnen wir doc beſchließen, daß wir die Sade allein in die 
Hand nehmen. 


Dr. Thiel: Der Antrag Engel ift doch immerhin von einer gewifjen 
Tragweite. Er ift präjudiciell für die Stellung der beiden Gefellichaften zu ein- 
ander, und deshalb glaube ich, daß wir bei dieſer vorgerücten Stunde und bei 
der ſchwachen Betheiligung eine Beſchlußfaſſung unterlaffen, die doch die nicht— 
anweſenden Mitglieder, wie den ganzen Verein fehr ftarf tangirt. Ich möchte 
daher bitten, die ganze Sache Tieber dem Ausſchuß zu übermeilen. 


Prof. Dr. Nafje: Ich will nur darauf aufmerkſam machen, Daß der 
Boltswirthichaftliche Congreß uns jchon bei früheren Gelegenheiten jehr freundlich) 
entgegen gekommen ift, und daß er jchon vor anderthalb Jahren uns erjucht 
hat, auf feiner Berfammlung in Wien zu erfcheinen und Weferenten neben den 
einigen zu beftellen, und neben den damals von ihm in Ausficht genommenen 
Thematen nod andere vorzufhlagen. Auf dieſes Schreiben hat der Volkswirth— 
ſchaftliche Congreß eine offictelle Antwort gar nicht erhalten, weil feine Ausſchuß— 
figung vorher ftattfand, und e8 hat für mande Mitglieder den Anſchein gehabt, 
ald ob man ihm habe gar nicht antworten wollen. Um jo mehr freut e8 mid, 
daß durch den Antrag Engel jest Gelegenheit gegeben ift, ihm das Gegentheil 
zu zeigen! — Es find ja übrigens feine ſcharfen Unterjchiede, die ung trennen, 
da ja die Linke des Bolfswirthichaftlichen Congreſſes ſich mit der Rechten diejes 
Vereins auf's nächfle berührt. Daher glaube ich auch, daß ein gegenfeitiges 
Beſuchen der Vereine beiden Vereinen zum Vortheil gereiht. Die Conjequenz, 
die Herr Prof. Wagner daraus zieht, daß eine vollftändige Verſchmelzung ent= 
ftehen möchte, die kann ich nicht ziehen. Da find ſehr viele Schwierigkeiten, die 
einer ſolchen vollftändigen Bereinigung noch entgegentretn. Da nun diefe Ber- 
bandlungen in die Deffentlichfeit fommen und die Verhandlungen des Aus— 
ſchuſſes nicht, jo möchte ich Bitten, den Antrag hier anzunehmen. 


Prof. Brentano: Ih kann troß ded von den Herren Najfe und 
Held Gehörten nur den Antrag Thiel unterftügen. Dabet hege ich allerdings 
nicht Die Anfhauung des Prof. Wagner, daß durch Annahme des Antrags 
Engel eine Verſchmelzung beider Vereine herbeigeführt würde. Meine Gründe 
babe ich vielmehr ſchon vorhin angegeben, und ich möchte nur noch darauf auf- 
merffam maden, was ein folder gemeinfamer Ausſchuß, wie ihn Herr Engel 
beantragt, thun könnte. Wir würden offenbar folde Mitglieder in denfelben 
wählen, welche die heute gefaßten Nefolutionen ausnahmslos vertreten würden, 
und der Bolfswirthichaftliche Congreß würde, wenn er jeinerjeit8 auf den Vor: 
Ihlag eingeht, gleihfals Mitglieder wählen, welde an ven von ihm gefaßten 
Rejolutionen ausnahmslos fefthielten. Die jo zufammengefegte Commiſſion 
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könnte aber ſchwerlich zu einem gemeinfamen Reſultate gelangen. Das, was 
erreicht würde, wäre, daß in allen Punkten, in denen die Beſchlüſſe beider ver 
ſammlungen auseinander gehen, befondere Bota abgegeben würden, Wenigſtens 
ift nicht abzufehen, daß die Mitglieder unferer Majorität, die heute von den 
Gründen der Minorität nicht überzeugt wurden, dort diefen Gründen größere 
Bedeutung beilegen würden, und umgelehrt. Das Rejultat des gemeinfamen 
Ausſchuſſes könnten alfo nur zwei Refultate fein; auch er könnte nur zwei Gelet- 
entwürfe an den Reichstag gelangen laſſen. Alto gerade Dasjenige, was Herr 
Dir. Engel durch den gemeinfamen Ausſchuß erreichen will, würde durch den— 
felben nicht erreicht. 


Die Discuffion wird hierauf geſchloſſen. Bei der Abſtimmung wird der 
Antrag Thiel: die ganze Sache dem Ausſchuß zu überweilen, angenommen. — 
Damit ift der Gegenftand erledigt. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Wir haben damit unjere heutige Tagesordnung 
wohl erledigt und ich erlaube mir, Ihnen meinen Danf auszuſprechen für die 
Theilnahme an diefen Verhandlungen, ganz beſonders den Herren Gutachtern, 
die die Verhandlungen jo gut worbereitet und fo weſentlich erleichtert haben; 
und ferner den Referenten und Correferenten — die ſie durch ihre Referate ſo 
ausgezeichnet eingeleitet haben. Ich glaube, es iſt immerhin eine erfreuliche 
Sache, daß zwei, die öffentliche Meinung jetzt ſo aufregende Fragen hier in ſo 
gründlicher Weiſe von Männern der verſchiedenſten Parteien haben erörtert 
werden können, in dem Sinne, in dem wir unſern Verein begründet haben: 
zu ſorgen, wie wir die bis jetzt von unſern Culturgütern faſt ausgeſchloſſenen 
Claſſen derſelben möglichſt theilhaftig machen; wie wir ſie heranziehen zu den 
Gütern des geiſtigen und wirthſchaftlichen Lebens, die den gebildeten Claſſen 
unſeres Volkes eigen ſind, und wie wir dadurch den Claſſengegenſatz und dieſen 
Haß beſeitigen, der in Deutſchland in den letzten Jahren ſchon jo große Dimen— 
fionen angenommen bat. Ich danke endlich noch dem Localcomite, welches To 
große und vielfache Gelchäfte auf fi) genommen und jo forgfältig durchgeführt 
bat! Und tamit ſchließe ich die Situng. 


Prof. Brentano: Meine Herren! Ich glaube im Sinne aller An— 
wejenden zu handeln, menn ich unferem verehrten Präfidenten den Danf aus: 
Ipreche für die große Umficht und Liebenswürdigfeit, mit der er die Debatten 
geleitet hat. Wenn wir mit dem Verlaufe unferer Verhandlungen zufrieden ſein 
fönnen, jo danfen wir dies zum größten Theile feiner vortrefflichen Yeitung ! 
(Zuftimmung aus der Berfammlung.) 


+ 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Ich danke Ihnen, meine Herren! 
(Schluß 9%, Uhr Abends.) 
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‚Tagesordnung 
für die 
am 10., 11. und 12. October 1875 
zu Eisenach 
stattfindende 


Versammlung des Vereins für Socialpolitik. 


Erste Sitzung. 
Sonntag, den 10. October, um 12 Uhr. 


Gegenstand der Verhandlung: Die Einkommensteuer im Verhältniss zur 
Ertragsbesteuerung, insonderheit zur Grundsteuer. 


Referent: Handelskammersecretär Dr. Gensel (Leipzig). 
Correferent: Prof. Dr. Held (Bonn). 


Zweite Sitzung. 
Montag, den 11. October, um 9 Uhr. 


Gegenstand der Verhandlung: Reform des Lehrlingswesens. 
Referent: Gewerbekammersecretär Dr. Justus Brinckmann 
(Hamburg). 
Correferenten : Prof. Dr. Schönberg (Tübingen), — Vorsitzender 
des Centralraths der deutschen Gewerkvereine Liebau (Berlin). 
Den Debatten werden Berichterstattungen über die österreichische 


Gewerbegesetzgebung von Dr. von Plener und über die schweizerische 
von Dr. von Scheel vorangehen. 


— — 





Dritte Sitzung. 
Dienstag, den 12. October, um 9 Uhr. 


Gegenstand der Verhandlung: Der gegenwärtige Stand der Münzreform 
in Deutschland. 


Referent Prof. Dr. Nasse. 


Die Localgeschäfte besorgt das Ausschussmitglied, Verlagsbuchhändler 
J. Bacmeister in Eisenach, 


Die Sitzungen finden statt im Saale der Erholung. Eben- 
daselbst werden auch am Abend des 9. von 7 Uhr an und am 10. von 
11 Uhr an die Eintrittskarten ausgegeben und alle sonst etwa nöthigen 
Informationen in Betreff der Versammlung ertheilt werden. 


Im Auftrage des Ausschusses 


Dr, Erwin Nasse. 


Aufruf 


Gründung eines Vereins 
für 


Socialpolitik. 


Die Eisenacher Versammlung vom 7. October 1872 zur Besprechung 
der socialen Frage hat den unterzeichneten Ausschuss beauftragt, in diesem 
Jahre eine Zusammenkunft in gleichem Sinne zu berufen. 

Für unsere Auffassung der socialen Zustände beziehen wir uns auf 
die gedruckten Verhandlungen der vorjährigen Versammlung. (Ver- 
handlungen der Eisenacher Versammlung etc., Leipzig 1873.) 

Aus der Gesammtheit der mehr oder weniger berechtigten Ver- 
suche zur Weiterbildung der heutigen Erwerbsgesellschaft tritt zur Zeit 
der Streit zwischen Kapital und Arbeit gefahrdrohend hervor. Wir 
sind der Ansicht, dass hier für Staat und Gesellschaft dringende Auf- 
gaben der friedlichen Reform vorliegen. 

Zunächst wird es darauf ankommen, die Verhältnisse der Arbeiter 
und deren Beziehungen zu den Arbeitgebern aufzuklären, die Erfordernisse 
genossenschaftlicher Bildungen festzustellen, ihre gedeihliche Entwickelung 
zu unterstützen und jede Verständigung der streitenden Parteien zu fördern. 

In gleicher Weise sollen die übrigen socialen und ökonomischen 
Probleme der Zeit, wie Gesundheits- und Unterrichtswesen, Verkehrs-, 
Actien- und Steuerwesen, in Betracht gezogen werden. 

Wir sind der Ueberzeugung, dass das unbeschränkte Walten theil- 
weis entgegengesetzter und ungleich starker Einzelinteressen das Wohl der 
Gesammtheit nicht verbürgt, dass vielmehr die Forderungen des Gemein- 
sinns und der Humanität auch im wirthschaftlichen Leben ihre Geltung 
behaupten müssen, und dass das wohlerwogene Eingreifen des Staates zum 
Schutz der berechtigten Interessen aller Betheiligten zeitig wachzurufen ist. 





Diese staatliche Fürsorge sehen wir nicht als Nothbehelf oder als 
unvermeidliches Uebel an, sondern als Erfüllung einer der höchsten 
Aufgaben unserer Zeit und unserer Nation. In ernster Durchführung 
dieser Aufgaben wird sich der Egoismus des Einzelnen und das nächste 
Interesse der Klassen der dauernden und höheren Bestimmung des 
Ganzen unterordnen. 

Wir glauben, dass ein regelmässiger Gedankenaustausch zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern, Männern der Theorie und Praxis, wesentlich 
zu einer Verständigung beitragen wird, und fordern die früheren Theil- 
nehmer und alle Gesinnungsgenossen, insbesondere auch Verwaltungs- 
beamte, zum Erscheinen in Eisenach am 12. October d. J. und zum 
Eintritt in den zu gründenden Verein auf. 


Berlin, den 31. Mai 1873. 


Der Ausschuss. 


Dr. Bitzer, Staatsrath. Borchert jun. Prof. Dr. Brentano. Franz 
Duncker. Dr. J. Eckardt. Dr. Engel, Geh. Ober - Regierungsrath. 
Geibel jun. Prof. Dr. @neist. Prof. Dr. Freiherr von der 6oltz. 
Prof. Dr. Held. Prof. Dr. Hildebrandt. Prof. Dr. v. Holtzendorff. 
Dr. Max Hirsch. L. Jacobi, Geh. Regierungsrath. Prof. Dr. Knapp. 
Prof. Dr. Knies. Dr. Löwe-Kalbe. Dr. Meitzen, Geh. Regierungsrath. 
Dr. Mithoff. Prof. Dr. Nasse. Rud. Ranisch. Freih. v. Roggenbach, 
Staatsministera.D. Prof. Dr. Roscher, Geh. Hofrath. Prof. Dr. Schmoller. 
Sombart-Ermsleben. J. Schulze, Handelskammer-Secretär. Prof. Dr. 
v.Sybel. Thorade, Bankdirector. Tiedemann, Landrath. Prof. Dr. 
Wagner. v. Wedell-Malchow. Prof. Dr. Wirth. 


Der Verein constituirte sich am 13. October 1873 zu Eisenach und 
nahm die nachstehend abgedruckten Statuten an. — Weitere Beitritts- 
erklärungen resp. Geldsendungen wolle man adressiren an den Schatz- 
meister des Vereins, IIerrn Carl Geibel jun. (in Firma Duncker & 
Humblot), Leipzig, Dresdnerstrasse 28. 





Statuten 


des 


Vereins für Soecialpolitik. 
October 1879, 


— — za 


Bezugnehmend auf den Aufruf vom 31. Mai 1873 giebt sich 
der Verein für Socialpolitik folgende Organisation: 


UN 


Die Leitung des Vereins liegt einem ständigen Ausschusse ob. 


1. 

2. Der ständige Ausschuss setzt sich aus 24 für diesen Zweck erwählten 
Mitgliedern zusammen, welche so lange fungiren, bis sie durch neue 
Wahlen ersetzt sind. In der Regel sollen jährlich 12 nach dem Alter 
der Wahl, event. durch das Loos ausscheiden. Für die erste Wahl 
reducirt sich der bestehende Ausschuss durch Ausloosung auf die Zahl 
von 12 Mitgliedern. Die Wiederwahl ist zulässig. 


$ 3. Die Wahl der Ausschussmitglieder erfolgt am Schlusse der Jahresver- 
sammlung durch Stimmzettel, welche von den in der Versammlung gegen- 
wärtigen Vereinsmitgliedern einer dazu vom Vorsitzenden zu bezeichnenden 
Wahlcommission übergeben werden. Die auf jedem Stimmzettel Zuerst- 
genannten bis zu der Zahl der zu wählenden Ausschussmitglieder werden 
als die vom Wähler Gewählten betrachtet, und diejenigen gelten als in den 
Ausschuss gewählt, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. 


$ 4. Der Ausschuss ist befugt, 12 weitere vollberechtigte Ausschussmitglieder 
zu cooptiren, deren Mitgliedschaft bis zur ‘Neuwahl in der nächsten 
Generalversammlung dauert. 


$ 5. Der Ausschuss erwählt seinen Vorsitzenden und Schriftführer, sowie 
deren Vertreter, ebenso einen Schatzmeister, welcher jährlich einen 
Cassenabschluss vorzulegen hat und dessen Casse und Rechnungslegung 
durch Ausschussmitglieder zu revidiren sind. 


$ 6. Der Ausschuss hat seinen Sitz am Wohnort des Schriftführers. 


$ 7. Zur Gültigkeit der Beschlüsse des Ausschusses ist die Einladung sämmt- 
licher Mitglieder erforderlich. 

$ 8. Der Ausschuss hat für die Ausführung der von der Vereinsversammlung 
gefassten Beschlüsse zu sorgen, nach eigenem Ermessen den Druck der 
Protokolle und Vorlagen zu veranlassen, die Vertheilung der Drucksachen 
an die Mitglieder zu bewirken und die Acten und Schriftstücke des 
Vereins zu bewahren. 
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818. 


814. 


815. 
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817. 
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Er bestimmt Zeit und Ort der nächsten Vereinsversammlung, trifft die 
für dieselbe nöthigen Vorbereitungen, erlässt die erforderlichen Ein- 
ladungen, stellt die vorläufige Tagesordnung auf, bestimmt namentlich 
die zur Verhandlung kommenden Fragen und bereitet die Verhandlung 
durch Ernennung von Referenten, und soweit möglich, durch gedruckte 
Referate, Gutachten oder Vorschläge vor. 


Der Vorsitzende der Generalversammlung wird von den in der jedes- 
maligen Versammlung anwesenden Vereinsmitgliedern durch Stimmen- 
mehrheit erwählt. Derselbe ernennt seine Stellvertreter‘und das Bureau. 


Nur eine vom Ausschuss berufene Versammlung hat die in $$ 3 und 10 
gedachten Wahlbefugnisse. 


Eine Erklärung, mit welcher der Verein oder der Ausschuss vor die 
Oeffentlichkeit treten soll, muss 8 Tage vorher zur Abgabe eines etwa- 
nigen Dissenses sämmtlichen Ausschussmitgliedern zugestellt werden. 


Die Zulassung als Mitglied des Vereins erfolgt durch schriftliche An- 
meldung beim Schriftführer oder Schatzmeister. Die Mitgliedschaft 
beginnt mit dem Empfange der Mitgliedskarte. Diese berechtigt zur 
Theilnahme an den Verhandlungen und Abstimmungen. 


Bei allen Beschlüssen der Versammlung wie des Ausschusses entscheidet 
die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder, bei Stimmengleichheit 
der Vorsitzende; bei allen Wahlen entscheidet, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, relative Majorität und im Falle der Stimmengleichheit das Loos. 


Wird bei den Verhandlungen Schluss der Debatte beantragt, so wird über 
diesen Antrag sofort abgestimmt. Mit Ausnahme des Antrags auf Schluss, 
sind in den Vereinsversammlungen alle Anträge Schriftlich zu stellen. 


Der Beitrag der Vereinsmitglieder beträgt 10 Mark jährlich und ist 
innerhalb 4 Wochen nach Beginn des neuen Jahres zu entrichten, 
widrigenfalls derselbe durch Postvorschuss eingezogen wird. Nimmt ein 
Mitglied den mit Postvorschuss beschwerten Brief nicht an, so wird dies 
einer ausdrücklichen Austrittserklärung gleichgeachtet. Der Beitrag von 
10 Mark berechtigt zur Empfangnahme der Drucksachen des Vereins. 
Eine einmalige Zahlung von 300 Mark oder mehr erwirbt die dauernde 
Mitgliedschaft. Für die Theilnahme an der Generalversammlung kann 
ein besonderer Beitrag zur Bestreitung der Lokalkosten durch Beschluss 
des Ausschusses erhoben werden. 

An den Verhandlungen nehmen nur die Mitglieder, und als Zuhörer nur 
Diejenigen Theil, welchen der Präsident den Eintritt gestattet. 
Abänderungen des Statuts oder der Geschäftsordnung können von der 
Vereinsversammlung durch einfache Stimmenmehrheit, jedoch nur auf 
schriftlichen, dem Vorsitzenden oder Schriftführer vier Wochen vor der 
Zusammenkunft des Vereins übergebenen Antrag beschlossen werden, 
welcher von diesen den Ausschussmitgliedern mindestens 8 Tage vor 
der Versammlung bekannt zu machen ist. 


Eisenach, den 13. October 1873. 


Der Ausschuss 


des 


VEREINS FÜR SOCIALPOLITIK 


für das Vereinsjahr 1874/75 


23 


J. Bacmeister, Buchhändler in Eisenach. — 
Bluhme, Oberbergrath in Bonn. 55 
Dr. Brentano, Professor in Breslau. 

Dannenberg, Redacteur in Hamburg. 

Franz Duncker, Buchhändler in Berlin. 

Dr. Eckardt, Redacteur in Hamburg. 

Dr. Engel, Geh. Ober-Regierungsrath in Berlin. 

Geibel jun., Verlagsbuchhändler in Leipzig. 

Dr. 6neist, Professor in Berlin. 

Dr. Freiherr v. d. Goltz, Professor in Königsberg. 

Dr. Held, Professor in Bonn. 

Dr. Hildebrand, Professor in Jena. 

Dr. Max Hirsch, Anwalt der Gewerkvereine in Berlin. 
Dr. von Holtzendorff, Professor in München. 

Janson, Vertreter der Gewerkvereine in Berlin. 

Kalle, Fabrikant in Bieberich, 

Dr. Knapp, Professor in Strassburg. 

Dr. Knies, Professor in Heidelberg. 

Dr. Löwe-Calbe, Reichs- und Landtagsabgeordneter in Berlin. 
Ludwig-Wolf, Bürgermeister in Grossenhain. 

Dr. Nasse, Professor in Bonn. 

Dr. Neumann, Professor in Freiburg i. Br. 


besteht aus folgenden Herren: 





von Oertzen in Hamburg. 

Freiherr von Roggenbach, Staätsminister a. D. in Bonn. 
Dr. Roscher, Professor in Leipzig. 

A. Samter, Banquier in Königsberg. 

Dr. Schmoller, Professor in Strassburg i. E. 

J. Schulze, Handelskammer-Secretär in Mainz. 
Sombart, Fabrikant und Rittergutsbesitzer in Ermsleben. 
Dr. von Sybel, Professor in Bonn. 

Dr. Thiel, Landesökonomierath in Berlin. 

Tiedemann, Landrath zu Mettmann a. Rh. 

Dr. A. Wagner, Professor in Berlin. 


Für das Vereinsjahr 1874/75 
’ ist 
Vorsitzender: 
Professor Dr. Nasse in Bonn. 


Schriftführer : 
Professor Dr. A. Held in Bonn. 


Schatzmeister: 


Carl Geibel jun., Verlagsbuchhändler in Leipzig. 


Beitrittserklärungen, resp. @eldsendungen wolle man adressiren an: 


Herrn Carl Geibel jun. (in Firma Duncker & Humblot) 
in LEIPZIG, Dresdnerstrasse 28. 


Aeber Sehrlingswefen. 


Schriften 


des 


Vereins für Socialpolitik. 
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X. 


Die Reform des Tehrlingsweſens. 
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Leipzig, 
Verlag von Dunder & Humblot. 
1875. | 


Die Neform 


Lehrlingsweſens. 
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Schszehn Gutachten und Berichte 
veröffentlicht 


vom 


Verein für Socialpolitik. 





Leipzig, 
VBerlag von Dunder & Humblot. 
1875. 








Alle Rechte vorbehalten. 
Die Berlagshbandlung. 
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Borbemerkung. 


⸗———⸗ 


Es iſt den Bemühungen des Präſidiums und der Verlagsbuchhandlung 
gelungen den vorliegenden Band von Gutachten, welche die Verhandlungen 
der diesjährigen Eiſenacher Verſammlung vorbereiten ſollen, erheblich früher 
fertig zu ſtellen als im vorigen Jahre. Wenn derſelbe aber doch ſpäter 
erſcheint, als von vielen Seiten gewünſcht worden iſt, ſo muß darauf hin— 
gewieſen werden, daß ein früherer Abſchluß des Manuſcripts nur möglich 
geweſen wäre, wenn man auf mehre der werthvollſten Beiträge hätte verzichten 
wollen. Auch um den gegenwärtigen Erſcheinungstermin inne zu halten, hat 
fi) die Redaction zu ihrem großen Bedauern genöthigt geſehen von dem Ab— 
druf eines ihr verfpätet zugegangenen Gutachtens von Herrn Heydorn in 
Görlitz abzufehen. 


Bonn, im Juli 1875. 


Dr. €, Naſſe. 
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I. 
Gutadten 


erjtattet von 
Friedrich von König, 
Tabrifdefiger in Oberzell bei Würzburg. 


Es iſt ein erfreuliche8 Zeichen der Neuzeit, daß man fidy fo eifrig 
mit den focialen Fragen beichäftigt, wenn auch hier das Sprüchwort mit= 
Ipielt: „die Noth lehrt beten“. 

Freilich, alle dieſe Beftrebungen können wohl faum mehr erreichen, als 
einzelne beftehende Uebelftände zu lindern und den Drud vorhandener Mif- 
verhältniffe abzuſchwächen; eime eigentliche Löſung der jocialen Frage werben 
fie nie herbeiführen, weil fie allgemeine Zufriedenheit niemals jchaffen können 
und ohne Zufriedenheit auch fein wahrer Frieden denkbar ift. 

Der Hang zu Neid und Ungunft wurzelt nun einmal tief in der menfch- 
lichen Natur;. und mo nicht die Religion ftärfer ift, als menjchliche Leiden- 
Ihaften, wird dies Gefühl ſtets, mehr oder weniger, das Herz des Minder- 
begünftigten erfüllen. 

E8 kann aber der Natur der Dinge nad nicht anders fein, als daß 
die Mehrzahl nicht befriedigt von ihrem Yoofe tft und Veränderungen erftrebt, 
weil immer nur eine Fleine Minderzahl einen größeren Beſitz haben wird, 
die Wenig und Nichts Beſitzenden die Mehrzahl ausmachen werben. 

Biel ungleiher als die Aufßeren Güter vertheilt die Vorſehung die 
inneren liter an die Menjchen. 

Wohl mag meiftend dem Einzelmen, bis zu einer gewiſſen Grenze, 
feine Stellung durch den Zufall der Geburt angemwiefen fein, — aber im 
Großen und Ganzen ift es doch die Ungleichheit der inneren menfchlichen 
Eigenſchaften, Fähigkeiten und Leiftungen, was ftufenweife die Ungleichheit 
der ganzen Stände, nach gejelihaftliher wie materieller Stellung, geſchaffen 
bat und erhalten wird, jo lange die Welt fteht. 

Darum haben fociale, die Mehrzahl bedrüdende Mißverhältnifje beftan- 
den zu allen Zeiten umd werben immerfort beftehen, fogut wie heute, nur, 
je nad) der Zeit, unter anderem Namen und Gewande. 

Wenn diefe Frage die Gemüther heute mehr bewegt, als 3. B. vor 
einem halben Jahrhundert, ſo liegt der Grund darin, daß bie überraſche, 
jähe Entwidlung der Großinduſtrie Centralpunkte geſchaffen u in welchen 

Schriften X. — Ueber Lehrlingäwejen. 





9 Friedrich von König. 


alle Uebelftände dem Auge wahrnehmbarer werden, die Gegenfäte greller zu 
Tage treten. Man ift der foctalen Uebel mehr bewußt geworden, leider 
etwas zu ſpät. Dieſes zu ſpäte Erkennen trifft vorerft die Arbeitgeber jelbft. 

Es wird heute noch in vielen, ſelbſt gebildeten Kreiſen jeder Fabrikherr 
für ein wahres Ungeheuer gehalten, für eine Art Bampyr, welcher nur ‘Geld 
zufammenhäuft und feine Arbeiter jchindet wie ein Sclavenhalter. Gewiß 
mit Unreht! Mag auch viele Arbeitgeber gerechter Tadel treffen, jo ift doch 
im Ganzen wohl von feinem andern Stande im legten Jahrzehnt fo Vieles 
für gemeinnügige, wohlthätige Einrichtungen und Zwede gethan worden, als 
gerade von den Großinduftriellen — aber alle dieje Schritte hätten 20 Jahre 
früher geichehen follen, jest war die Wirkung gar oft von vornherein abge- 
ſchwächt, weil verſpätet. 

Es thut Noth, daran zu mahnen, bei einer ſo wichtigen Frage wie 
dem Lehrlingsweſen, nicht in denſelben Fehler zu verfallen. 

Möge man die bitteren Erfahrungen der Gegenwart benutzen, um zeitig 
genug für die Zukunft zu ſorgen. Die Aufgabe iſt: aus der Lehrjugend 
eine lernende Jugend zu machen, und ſo ein Geſchlecht heranzubilden, welches 
ſich ſeiner Pflichten ebenſo bewußt iſt, wie ſeiner Rechte, welches, ſtatt utopiſchen 
und reſultatloſen Hirngeſpinnſten nachzujagen, nach erreichbaren Zielen ſtrebt, 
zu ſeinem und der Geſammtheit Beſtem. 

Auf die erſte der geſtellten Fragen: 

1) welche Veränderungen haben ſich ſeit Auflöſung der 
alten Gewerbeverfaſſung in der Lage der Lehrlinge 
vollzogen? 

detaillirt einzugehen, bin ich nicht in der Lage, da mir hinreichende Anhalts- 
punkte fehlen. 

Thatfache ift, daß der Stand der Lehrlinge moraliih, wie in feinen 
manuellen Leitungen in entjchtedenem Rückgang fi befindet; audgelernte, 
tüchtige Arbeiter werden feltener; ebenjo unzweifelhaft ift, daß anderſeits bie 
Lohnverhältnifje der Lehrlinge fich gegen früher erheblich gebeſſert haben. 

Einen wejentlihen Antheil an der Degeneration der Yehrlinge trägt 
fiher die Alles überwuchernde Großinduſtrie. Sie entzieht der Kleininduftrie, 
dem Handwerk nicht nur die bejjeren Arbeiter, auch die fühigeren Lehrlinge. 
In ven Fabriken, welche meiſt feine ſcharfe Sonderung zwiſchen Arbeiter und 
Lehrling beobachten, winkt dem angehenden Lehrling nicht nur beſſere Be— 
zahlung, jondern aud) die Möglichkeit früherer Selbftftändigfeit. 

Es Liegt hierin eine große Gefahr, weil Die jo nothwendige perfön= 
liche Einwirkung des Arbeitgebers, des Vorgeſetzten auf: das jugendliche 
Gemüth fehlt. 

Bon ganz unmefentlihem Einfluß auf die Geftaltung des Yehrlings- 
weſens (menigftend der Großinduftrie) ift wohl die neue Reichsgewerbeordnung 
geweſen, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil in der Praxis vielleicht noch 
niemal8 ein Gejeg dermaßen ignorirt wurde, wie dieſes. Es enthält eben 
gar jo manche Beftimmungen, die im praftiichen Leben einfach nicht durch— 
zuführen find. 
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Der Beantwortung der zweiten Frage: 

2) welde Berbefjerungen können mit Erfolg durch die 
freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, fowie 
bon Arbeiter= und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden? 

muß ich die Bemerkung vorausſchicken, daß ich als das Grundübel in den 
jetzigen Lehrlingsverhältniffen deren verfrühte Selbftftändigkeit betrachte. 

Die Jugend der bejjeren Stände wächft unter einer viel frengeren 
Zudt heran, Gehorſam beugt fich noch der 19jährige Primaner unter ber 
ftraffen Ordnung der Schule. Ob freudig oder widerwillig, der Knabe mu 
fi) von früher Yugend an an hartes, ernjte8 Arbeiten gewöhnen, er muß 
lernen zu gehorchen, fi und feine Neigungen unterzuoronen, — und der— 
jenige, welcher e8 nicht thut, wird ausgeftoßen. 

So wird in Deutichland jener Fernige Stamm ernfter und pflichttveuer 
Männer, jener Beamtenſtand herangezogen, dem die höchſte Aufgabe: die 
Verwaltung des Gemeinweſens, anvertraut ift, arbeitfam, mäßig in den An— 
Iprüchen, arm an äyßeren Gütern, — aber geachtet vor Anderen. 

Und aud der angehende Commis, oder der verwöhnte Sohn reicher 
Eltern, dem der eigene Trieb fehlt, er ift, wenigften® bis zu einem gewilfen 
Grade, der gleichen zwingenden Nothwendigfeit unterworfen. Denn in ber 
Verne winkt die Confeription, da hilft jett fein Reichthum mehr; befteht er 
fein Einjährigeneramen nicht, fo kann er drei Jahre in der Kaſerne darüber 
nachdenfen, welche Früchte es bringt, in der Jugend nicht ausgelernt zu haben. 
Es iſt dies, neben manden andern heilſamen Einwirkungen, eine der jegens- 
reichften Confequenzen unjerer vortrefflihen Wehrgeſetze. 


Vergleichen wir nun hiegegen, welche Normen die geiftige und fittliche 
Erziehung desjenigen Theil8 der Jugend regeln, aus weldhem der Arbeiter- 
ftand hervorgeht. 

Mit kaum 13 Jahren, in einem Alter, wo der Charakter fih zu formen 
erft anfängt, verläßt der Knabe die Werktagsihule. Ungewohnt ift anfangs 
die körperliche Anftrengung, aber doch freut ſich der Lehrling über den 
Wechſel, — er ift doch fein Schulbub mehr und der Lehrer hat ihm nichts 
mehr zu befehlen, höchſtens am Sonntag muß er noch feine zwei Stunden 
Chriftenlehre abfigen. Den erften Verdienft bringt er nad) Haufe und erhält 
das erſte Taſchengeld. 

Bald geht ſein Sinnen weiter, er ſehnt ſich, frei zu werden von anderen 
beſchränkenden Banden. Raſch verfließen die erſten zwei Jahre; dann fällt 
die längſt läſtige disciplinare Aufſicht der Sonntagsſchule. Frei, wie jeder 
Erwachſene, darf der unreife 15jährige Knabe ſich herumtreiben in Wirths— 
häuſern, auf Tanzböden, wohl auch ſchlechteren Orten. 

Meiſt paßt das den Eltern nicht; die wollen des Sohnes Verdienſt im 
Haushalt, manchmal auch für ſich felbſi verwenden; erſt ſtreitet, dann ver— 
handelt man; entweder man einigt ſich dahin, daß der Sohn den eigenen 
Eltern ein ſchmales Koſtgeld zahlt, — oder der Burſche zieht aus, er beginnt 
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zu „eigenzimmern“. Die legte Leitung, die elterlihe Aufſicht erliſcht, mit 
ihr geht frühzeitig der Sinn für die Familie verloren, frühzeitig erwacht die 
Neigung zum crafieften Egoismus. 

Wohl hat er jegt Die erjehnte Selbitftändigteit erlangt, aber zu feinem 
Aerger betrachtet ihn die Umgebung doch gewilfermaßen immer noch als 
Lehrling, — und als ſolchen bezahlt ihm der Lehrherr, denn halb ift das 
Können. Da thut er einen Schritt weiter; er wandert oder wechlelt doch 
wenigſtens die Arbeitsſtelle. Draußen, dba fennt man ihn nicht, da fann er 
wohl feiter auftreten, dabei höheren Verdienſt erlangen, fih mehr Genuß 
verichaffen. 

Verchtlebig ift die Jugend; mit dem ihr eigenen Ungeftüm leert er den 
Kelch materiellen Genuſſes, ohne an die Zukunft zu denfen; es find, um 
einen gewagten Vergleich anzumenden: die Studentenjahre des Arbeiters. 
Und wie all' ſein bisheriges Thun den Stempel des Unzeitigen getragen, ſo 
iſt es häufig mit dem Echluß: der Ehe. Vorzeitig wird geheirathet, manchmal 
überdies als „beſſere Hälfte“ eine gleichfalls „eigenzimmernde“ Habituée 
vom Tanzboden geholt — — und nun beginnt die Kehrſeite. 

Die Einnahme bleibt, die Ausgaben wachſen lawinenartig; nichts im 
Voraus geſpart, ungewohnt. und unfühig mit Geld vernünftig zu wirthichaften, 
unwillig, die jeitherigen Lebensgewohnheiten zu beichränfen, — fo verliert das 
Familienleben bald feinen Reiz; je mehr die Familie wählt, um fo zer: 
rütteter werden die Verhältniffe, aus dem frühreifen Lehrling ift einer jener 
verbitterten Männer geworden, melde, ftatt prüfen bet fich jelbft anzufangen, 
mit Staat, Gejellihaft, Kirche und der göttlichen Weltordnung hadern. Dies | 
Bild iſt nicht Phantafie, es ıft Wahrheit aus dem wirklichen Leben; e8 mag | 
nicht gerade auf die Mehrheit der Yehrlinge überhaupt anwendbar fein, 
jicherlich aber auf die Mehrheit Derjenigen, welche Belenner der foctaliftiichen 
Lehren werden — aus den Reihen frühreifer, mangelhaft ausgebildeter Lehr— 
linge erhält die Socialdemofratie fortwährend den ficherften Zuwachs. 

Hierin iſt feine Wendung zum Beſſeren zu erwarten, jo lange nicht der 
Grundſatz zu voller Geltung fommt: daß der Lehrling erft das entiprechende 
Maß von Yeiftungen erreicht haben muß, und daß er erft gelernt haben fol, 
Die Freiheit richtig zu benugen, — ehe man ihm die Selbititändigfeit, die 
Freiheit giebt. 

In unjerem Etabliffement Gaben wir dieſen Grundſatz in weiteſtem 
— zur Anwendung gebracht. Daß er richtig iſt, zeigt der zunehmende 
Erfolg. 

Mögen Theoretifer über manche Details unſeres Lehrlingsregulativs den 
Kopf ſchütteln, mir iſt die Form ganz gleichgültig, wenn nur der Zweck ein 
guter und in der gewählten Form ein erreichbarer iſt. 

Wir haben zunächft eine jcharfe Sonderung zwiſchen Lehrlingen und 
den gelernten, erwachſenen Arbeitern eingeführt. Letztere haben gemifje cor- 
porative Nechte: ganz in ihrer Hand tft die Verwaltung der zahlreichen, von 
der Firma fubventionirten Fabrikfaffen, ihnen ward die Ausarbeitung der 
Fabrikordnung überlaffen., fie können die Dauer der Arbeitözeit abändern, 
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fie beftimmen den Lohn der Lehrlinge, fie enticheiven über Zulafjung des 
Lehrlings zum gemeinfamen (Gruppen=) Accord x. Bon al’ Diefem ift der 
Lehrling ausgejchloffen, ihm find nur materielle Vortheile vorbehalten; er 
ſoll e8 wijjen und fühlen, daß er eben noch zu lernen bat und, bis er e8 
dahin gebracht, in abhängiger Stellung ift. 

Bis zu erreichtem Gonfcriptionsalter wird ein Jeder als Lehrling 
betrachtet und gehalten. Diefer Beftimmung den gehörigen Nachdruck zu 
geben, bleibt per Tag 1 Fr. des Lohns als Kaution ftehen, das Doppelte 
legt die Firma in die Cautionskaſſe, gleihfam als eine Prämie. Der jo 
fib jammelnde Betrag verfällt, und zwar zu Gunften der Arbeiter, wenn ber 
Lehrling _vor beendeter Pehrzeit austritt, Dagegen wird ihm Gaution und 
Prämie ſammt aufgelaufenen Zinfen, bei Aufnahme in den Arbeiterverband 
ausgezahlt, nachdem er feine Lehrzeit pflichttreu durchgemacht. 

i Diefe Einrihtung iſt nebenbei auch eine factiihe Sparanlage und als 
jolhe wird fie bereitS betrachtet. Wenn einmal ein folder erfter Stod von 
80—90 fl. fihtbar eriftirt, dann fängt das Sparen erft an, Freude zu 
machen, und in der That legen die meiften ausgelernten Lehrlinge die aus: 
gezahlte Gaution und Prämie fofort wieder in der Fabrikſparkaſſe an. 

Aehnlich ift e8 mit der hier beftehenden Soldatenfaffe. In dieſelbe 
zahlt jeder Yehrling gleichfalls 1 Sr. per Tag, die Firma das Dreiface. 
Wer Soldat wird, erhält jährlich im Dienft jo viel, als er bis dahın im 
Summa beigefteuert hatte (bei bjähriger Lehrzeit circa 28—30 fl.), der von 
der Firma eingezahlte Betrag wird für ihn in der Fabrikſparkaſſe angelegt, 
jo daß der vom Dienft heimfehrende Soldat ein für ihn gefpartes Capital 
von 100—150 fl. vorfindet. 

Diefe Einrichtung fpornt, ähnlich wie die Cautionskaſſe, den Lehrling 
an, willig feine Lehrlingszeit auszubarren, fie macht außerdem die heran: 
wachſende Jugend empfänglicyer für die Ehre des Waffendienftes. 


Ich habe dieſe beiden hier beftehenden Kafien erwähnt, um darauf hin— 
zudeuten, daß vor Allem der Arbeitgeber jelbft durch freie Thätigfeit Ver— 
befjerungen im Lehrlingsweſen anbahnen kann. Verſchiedenartig, je nach Den 
örtlihen Verhältniſſen, aber überall fann der Arbeitgeber, wenn er nur 
ernftlich will und Opfer nicht ſcheut, Einrichtungen treffen, welche den Lehrling 
zum Aushalten der Yehrzeit anfpornen. Welcher Art diefe Einrichtungen aber 
auch find, zweierlei ift nöthig: 1) fie müjjen dem Lehrling materielle Bor- 
theile in Ausſicht ftelen; 2) jie Dürfen nicht für den Moment berechnet, 
fondern fie müffen von dauernden Nachwirkungen für Die jpätere Zukunft fein. 

Großen Werth Iege ich ferner darauf, daß der Arbeitgeber der Schul- 
ausbildung feiner Lehrlinge warmes Intereffe zuwende. Kein Kreuzer, welcher 
für Ausbildung der Jugend ausgegeben wird, iſt verlorened Capital, feine 
Ausgabe wirft, in den fittlihen wie materiellen Folgen, jo jegensreih und 
nachhaltig fort. 

Ber größeren Etabliijements ift die Errichtung einer eigenen Fabrik— 
fortbildungsfchule dem Beſuche der allgemeinen Fortbildungsſchulen entjchteden 
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vorzuziehen, jchon deswegen, weil hiebei die perfönlichen Beziehungen zwiſchen 
Lehrherrn und Lehrling reger erhalten werben können. 

Der Unterricht follte nie des Abends, fondern durchaus während der 
Arbeitszeit, womöglich Vormittags, wo Körper und Geift friich find, ftatt= 
finden. Für die in der Echule verbrachte Zeit ſollte nichts am Lohn gemin= 
dert werden. In meiner Schule habe ich vier Klafien, der vollftändige Beſuch 
dauert 4 Yahre. Die zwei erften Jahre find obligatorifch für jeden Lehrling 
aus Zell, in die oberen Klaffen, wo ich mic auch am Unterricht betheilige, 
rücken nur die befferen Kräfte Hier in der Schule lerne ich perfünlich die 
geiftigen und fittlihen Eigenſchaften jede8 Einzelnen kennen und fann im 
Verein mit dem Lehrer entſprechend auf ihn einwirken. 

. &8 fol und darf in foldhen Schulen nicht ein Vielerlei von Stoff in 
den Köpfen zufammengetragen werden, wohl aber müfjen die Lücken unferer 
meift jo mangelhaften Bolfsichulen ausgefüllt und die Burſche zu klarem, 
folgerichtigen Denken angeleitet werben. 

Eines lernen übrigens diefe Schüler alle: den Werth des Geldes 
erkennen und richtig mit Geld umzugehen. Wenigſtens ift mir der Fall noch 
nicht vorgefommen, daß ein ſolcher Schüler ein übler Wirthichafter geworden 
wäre. Das aber ift eine Hauptſache. Denn fo lange die große Mehrzahl 
der Arbeiter (zumal in größeren Induftriebezirfen) nicht verfteht, Geld ver: 
nünftig zu berivenden, wie dies der Gebildete thut, jo Lange ift diefen 
Leuten nicht zu helfen, — auch nicht mit den höchften Löhnen. 

Noch eine wejentliche wortheilhafte Seite der Fabrif- und Fortbildungs- 
Ichulen überhaupt muß ich heroorheben. Sie begünftigen und verftärfen die 
Disciplin und vor Allem: fie tragen, gerade in der gefährlichiten Uebergangs- 
periode, jehr viel bei zu gemindertem Beſuche des Wirthshauſes, diefer Brut- 
ftätte für das „Lumpenthum“. 

Faſſen wir das Vorgefagte zufammen, fo ſoll der Lehrherr die Lehrlinge 
erziehen, wie der einfichtswolle Vater die Kinder, durd Strenge mit Liebe 
gepaart, und hiezu ift nöthig: fraffe Zucht, möglichſt ausgedehnte Lehrzeit, 
reichlich dotirte und praktiſch eingerichtete Lehrlingskaſſen, Förderung guter 
Schulbildung. 


Wenn ſchon einzelne Arbeitgeber auf diefem Wege Vieles erreichen können, 
jo gilt dies in erhöhten Maße von ganzen Arbeitgebervereinen, zumal dann, 
wenn die in ſolchem Fall ſchwer wiegende moralifche Unterftügung beftehender 
Arbeitervereine ihnen zur Seite ſtünde. 

Die dritte Frage: 

3) Kann die Gefeßgebung fördernd und anregend oder 
zwingend einwirfen? 
beantworte ich unbedingt bejahend. Freilich muß ich hiebei die Entfcheidung: 
in wie weit ein directes Eingreifen der Gefetgebung in die Lehrlings- 
verhältnifie möglich ift, den competenten Fachmännern überlaffen. Große 
Schwierigkeiten bietet dieſe Frage, ſchon wegen der unendlichen Mannigfaltigfeit 
der Induſtrie. 
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Im Mebrigen bin ich überzeugt, daß die zwangsweiſe Einführung von, 
durch die Principale ausreichend zu fubventionirenden Lehrlingsfafien, die 
gejetliche Verallgemeinerung von Imftitutionen, welche fchon durch das ma— 
terielle Intereffe den Lehrling zum pflichtmäßigen Aushalten der Lehrzeit 
antreiben, — und anderfeitS die gleichmäßige Feſtſetzung einer möglichft 
langen Lehrzeit, die gefetzliche Scharfe Sonderung zwilchen Lehrling und Arbeiter 
auch in der Großinduftrie von fehr heilfamen Folgen fein würde. 

Dann dürfte man aber nicht bei halben Maßregeln ftehen bleiben, 
in8bejondere dürfte die Geſetzgebung nicht blöde in ihren Anforderungen an 
die Arbeitgeber fein und endlich müßte die Durchführung, die Befolgung der 
einmal gefakten Yehrlingsgelege mit drafonifcher Strenge überwacht werben. 

Aber viel mehr und ficherer fann der Staat helfen auf indirectem 
Eee indem er den Boden für eine fünftige Wandlung zum Beſſeren vor— 

ereitet. 


Seit einer langen Reihe von Jahren leben wir in einem wahren 
Plagregen liberaler Gefege und Neuerungen, melde das Gewand der Huma- 
nität tragen und in der Idee gar ſchön find; aber faft alle kommen vor— 
zeitig, weil die unendliche Mehrzahl des Volks unfähig ift, das Dargebotene 
zu verftehen und richtig zu benugen. Der gute Samen fällt auf ungeaderten 
Boden, geht gar nicht auf oder jchießt in's Unkraut. 

Darum wird die Geſetzgebung auch in der Pehrlingsfrage das Beſte 
und Wichtigfte thun, wenn fie vor Allem den Boden vorbereitet, ein gutes 
Fundament jchafft. Und da muß angefangen werden mit dem Anfang: 
der Volksſchule. 

Wie hoch auch unjere Höheren Lehranftalten daftehen mögen — der 
Zuftand der Volksſchule ift immer noch ein kläglicher. Wie häufig ift es, 
daß ein Mann 70, 80 und mehr Kinder aus 4, 5, ja 7 Yahrgängen gleich— 
zeitig unterrichten jol. Da iſt auch der tüchtigfte Lehrer nicht im Stande, 
etwas Erſprießliches zu leiften. Als Vorſtand meiner Gemeinde habe ich 
zur Genüge Gelegenheit gehabt, viele grellen Mißſtände zu beobachten, ich 
babe mid) aber auch überzeugt, wie viel in verhältnigmäßig kurzer Zeit 
gebefert werben kann, wenn nur mit feftem Willen durchgegriffen wird und 
man vor einigen Opfern nicht zurückſcheut. 

Was wir vor Allem brauchen, ift: Ausgiebige Vermehrung der Volks: 
ſchulen nebft thunlichft weitgehender Durchführung des Klaſſenſyſtems. Hier 
fann nur der Staat vorgehen; in den Gemeinden ift die Indolenz zu vor— 


berrichend, won ihnen ift nicht8 zu hoffen. 


Der zweite Punkt ift die Schulzeit. Anfang und Ende find gegen- 
wärtig entichieven verfrüht. Ganz unfertig wird der Knabe in's äußere 
Leben hineingeworfen. 

Was als Kind gelernt worden, ift häufig in wenig Jahren wieder 
vergeffen. Man laſſe die Kinder ein Jahr ſpäter eintreten und mindeſtens 
ein Yahr Ipäter, alfo Teinenfall$ vor dem 15. Jahre, die Schule verlaflen. 
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Ich gebe zu, daß hiemit mande Eltern, welche auch auf den Neben: 
verdienft der Kinder angewieſen find, unzufrieden fein mögen; aber jede 
Uebergangsperiode verkegt Die Intereſſen Einzelner, bis die Aenderung ſchließ— 
ih doch zur Gewohnheit wird. Derartige Rücdfichten dürfen das Große 
und Ganze, fofern es nur gut ift, nicht aufhalten. 


So erhält der Lehrherr bereits ein reiferes, innerlich beſſer ausgebilvetes 
Material. Der Knabe wird Lehrling, er fommt in die eigentlichen Ent— 
widlungsjahre, in welchen eine richtige Leitung und Auffiht am dringendſten 
geboten ift. Hiezu ift aber vor Allem erforderlih, daß ihm der Begriff 
des Gehordhenmüfjens erhalten bleibt. Deswegen müßte die Disciplinare 
Gewalt des Borftandes der Sonntagsſchule und des Geiftlichen jo lange als 
nur thunlic ausgedehnt und ftreng gehandhabt werden. Ganz bejonders 
jollte, wo e8 die localen VBerhältniffe irgendwie ermöglichen, der Beſuch der 
Wirthshäuſer durch Sonntagsichüler rückſichtslos geftraft werden. Bei und 
in Bayern war das größte Unglüd für die Lehrlinge die Herablegung der 
Sonntagsihulpfliht vom vollendeten 18. auf das 15. Lebensjahr. Nichts 
bat in Bayern im gleihem Mafe die Verwilderung des Lehrlingsftandes 
gefördert. — 

Auch von Staatswegen iſt die Errihtung von Fortbildungsihulen an- 
zuftreben, wo e8 die Verhältniſſe irgendwie geftatten. Wenn und wo es 
möglich, ſollte der Beſuch obligatoriſch fein. 

Ich wage ed, Tchlieglih noch eine Frage aufzumerfen, welde vielleicht 
von mancher Seite belüchelt werden mag, immerhin aber doch vielleicht des 
Nachdenkens werth ift. 

Wie nun einmal die große Maſſe ıft, fie wird einen Wiverwillen gegen 
Berlängerung der Schulzeit oder gar weitere Fortbildung der Yugend nad) 
beendeter Werftagsichule empfinden. Diefer Widerwille entipringt zumeift 
aus materiellen Erwägungen, deshalb können nur materielle Vortheile ihn 
nad und nad bejeitigen. | 

Dieſes vorausgeſchickt, Frage ih: Sollte e8 nicht möglich fein, auf dem 
Lege der Gefetgebung einen Modus zu finden, welcher gewiſſe Vortheile, 
ſowie Nachtheile in Betreff der Militärdienftzeit an das Maß der erreichten 
und bis zur Gonfcription bewahrten Schulausbildung nüpft ? 

Ein derartiges Geſetz wäre der gewaltige Verbündete für alle Diejenigen, 
weldye mit der Yugend zu thun haben: Die Ausjicht, je nah Befund 21/,, 
3 oder 31/, Jahre präfent zu bleiben, würde, wie für Alle, To auch für die 
Lehrlinge der jchärffte Sporn fein, in den Jugendjahren ihre Zeit richtig und 
vernünftig zu verwenden. 





I. 
Gutachten 


erſtattet von 
Landrath Melbeck in Solingen }). 


Die bis zur Emanation der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
geltende Gewerbegeſetzgebung hatte dem Lehrlingswelen eine beſondere Fürſorge 
gewidmet. Sie ging von dem Gedanfen aus, daß den jungen Yeuten, welche 
ihre Intereffen noch nicht felbftftändig zu wahren im Stande find und in 
vielen Fällen eines hinlänglichen Schutzes ihrer Eltern oder Vormünder ent- 
behren, ver erforderlihe Schug von Seiten des Staats gewährt werden müſſe. 

Nach der früheren Gewerbeverfafjung mußte 

1) das Lehrverhältniß durch einen Shriftlichen Vertrag feftgeftellt werden. 

2) Fand die Aufnahme des Lehrlings nicht vor einer Innung ftatt, To 
mußte diefelbe vor der Communalbehörde und zwar mit Zu— 
ziehung zweier unbejcholtener Gemeindeglieder, womöglich ſolcher, welche 
daſſelbe Gewerbe felbitftändig betreiben, erfolgen. 

3) Bor der Aufnahme mußte die Befugnif des Lehrherrn zur 
Haltung von Lehrlingen amtlich feftgeftellt werden; er mußte 
die Meifterprüfung beftanden und alfo die Qualifiration zur Aus: 
bildung von Lehrlingen nachgewieſen haben. 

Der Lehrling mußte dartbun, daß er lefen, ſchreiben nud 
rehnen könne und durch Beicheinigung nachweiſen, daß er in der 
‚Glaubens: und Sittenlehre -genügende Kenntniffe beige. Nur aus 
erheblichen Gründen durfte einem Mangel an diefen Kenntniffen nach— 


1) Der Berfaffer ift Landrath in einer Gegend, melde eigenthümliche Verhält— 
nifje aufzumeifen bat, da in Solingen wie in Nemfcheid die blühende Eifen- und 
Stahlwaareninduftrie troß ihrer großen Ausdehnung und ihres bedeutenden Erports 
doch feine Großinduftrie im vollen Sinne des Worts ift. Vielmehr arbeiten meift 
felpftftändige Meifter mit wenigen Hülfsarbeitern in ihren eigenen befonderen Räumen 
für Die großen Unternehmer. Herr Landrath Melbeck war leider nicht im Stande, 
das von ihm gewünfchte vollftändige Material zu befommen und entfchloß fich daher, 
nur feine eigenen Gedanken in kürzeſter Form zu flizziven. Wir bringen biefe 
Skizze, die auf reichlicher Erfahrung eines mit den Verhältniſſen feiner Gegend 
genau befannten Mannes berubt, zum Abbrud, obwohl fie den üblichen — 
der Gutachten nicht erreicht. Die Red. 


rue: Ber” 
TEEN - 


10 Melbed. 


gefehen werden. Der Lehrherr war alddann verpflichtet, für die Nach— 
hülfe nach den Anordnungen der Ortsſchulbehörde zu ſorgen. 

4) Die Feſtſetzung über alle das Lehrverhältniß betreffenden VBerabredungen, 
die Verpflichtungen und Berechtigungen des Lehrherrn wie des Lehrlinge 
war in umfafjendfter Weile vom Geſetze angeordnet. 

Die Ausführung diefer Beftimmungen begegnete weder bei dem gewöhn— 
Yihen Handwerf, nod im der Hausinduftrie (des Solinger Fabrikbezirks) 
weſentlichen Echwierigkeiten. Die meisten Arbeiter diefer Induſtrie, 3. B. 
der Meſſer-, Scheeren- und Schwertſchmied, der Neider (welcher die Zuſam— 
menfegung, das Zurechtmachen der einzelnen Theile bejorgt), der Schleifer u. |.w. 
betreiben, wenngleich fie, abweichend von dem gewöhnlichen Handwerker, nur 
Halbfabrifate Tiefen, ihre Arbeit handwerksmaͤßig und halten Gefellen und 
Lehrlinge. Die Lehrzeit dauert A—5 Jahre. Nur bei einzelnen unter- 
geordneten Zweigen diefer Hausinduftrie, 3. B. dem Sceeren- und Gabel- 
feilen — welche eine zahlreiche Kategorie von jelbftftändigen Arbeitern beichäf- 
tigen — findet Die regelmäßige Ausbildung von Lehrlingen nicht ftatt. 


Nach der neuen Gewerbeverfaffung find die meijten Beftimmungen, welche 
die gewerbliche und intellektuelle Ausbildung des Lehrlings zum Zwede hatten, 
in Wegfall gefommen. 

Die frühere Vorſchrift, wonach der Lehrherr feine gewerblihe Qua— 
Yıfication nachzuweiſen hatte, bevor er Lehrlinge halten durfte, ift mit dem 
Princip völliger Gemerbefreiheit, auf weldem die neuere Gewerbeverfaffung 
beruht, allerdings nicht mehr zu vereinigen. 

Die Beftimmung des $ 106 alinea 2 der Gewerbeordnung von 1869, 
wonah durch DOrtsftatut Lehrlinge ꝛc., fofern fie das 18. Lebensjahr 
nicht überjchritten haben, zum Beſuche einer Fortbildungsichule des Ortes, 
Arbeit: und Lehrherren aber zur Gewährung der für diefen Beſuch erforder- 
lichen Zeit verpflichtet werden fünnen, bat faft gar feine praftifche 
Bedeutung erlangt. Mit ehr feltenen Ausnahmen fehlt e8 den Gemeinden 
an den erforderlichen Mitteln und Lehrkräften, um jolde Schulen in der 
entfprehenden Ausdehnung einzurichten und zu unterhalten. Die 
in manchen Gemeinden beftehenden freiwilligen Fortbildungsichulen find aber 
nicht genügend, um den Zweck der bezogenen Beſtimmung nur annähernd zu 
erreichen. Hier muß der Staat mit feinen Mitteln eintreten, ſoll etwas 
Tüchtiges erreicht werben. 

Auf die geftellien drei Fragen ift zu bemerken: 

ad 1) daß die Klagen über den Mangel an ordentlichen Lehrlingen ſich 
gegen früher vermehrt haben. Die Erklärung liegt zum Theil 
darin, daß die Eltern ihre Knaben, mehr wie früher, möglichſt 
bald nach beendeter Schulzeit ausnugen wollen. Da die Knaben 
in Fabriken fofort einen wöchentlichen Verdienft von etwa 2 Thalern, 
mit 16 bi8 17 Jahren ſchon einen ſolchen bis zu 4 und 5 Thaler 
haben, jo wird die Lehrzeit bei einem Schmiede, Weider oder 
Schleifer, welche 4 Yahre dauert, vielfach umgangen; 


ad 2) 


ad 3) 
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die Fabrifanten, die eigentlichen Arbeitgeber in der Fabrikinduſtrie, 
ftehen mit den Lehrlingen in feiner directen Verbindung. Soll 
auf dem Wege eimer freien Thätigfeit geholfen werben, fo ließe 
ſich ſolches nur durch die Handwerker-, Arbeiter- oder Gewerfvereine 
erreichen, welche z. B. die Vereinbarung treffen müßten, daß der 
nach beiden Seiten hin ſchädlich wirkende häufige Wechſel der 
Lehrmeiſter — wenigſtens in demſelben Gewerbe — nicht mehr 
ſtattfinde; 

die Geſetzgebung kann meiner Meinung nad) die beſtehenden Uebel- 
ftände Dadurch weſentlich vermindern, daR fie Die Lehrmeifter zwingt, 
mit ihren Lehrlingen bündige ſchriftliche Verträge zu ſchließen. Die 
Streitfälle, welche die Gewerbegerichte faft in jeder Sitzung zu 
ſchlichten haben, beweifen, daß died in der Kegel unterbleibt und 
die meiften Differenzen dem Mangel eines gehörigen Lehrvertrags 
zuzufchreiben find. Sodann muß der Staat die Einrichtung von 
Fortbildungsihulen durch Gewährung hinlängliher Mittel ermög- 
lichen. Ä 


III. 
Gutachten 


erftattet bon 


Dr. Karl Müller, 


eilhaber ber Syirma 8. & Th. Möller, Maſchinenfabrik, Gifengießerei und Keſſelſchmiede 
— 5 zu Bradwebe bei Bielefeld. & 


Neben der Vervollkommnung der Volks- und Mittelſchule ift die Ver— 
befferung des Lehrlingsweſens ohne Zweifel das wirffamfte Mittel, Die ge- 
werbliche Leiſtungsfähigkeit zu erhöhen, und den focialen Frieden zu ıbefeftigen ; 
an der Löfung der Lehrlinasfrage ıft die Großinduftrie mindeftens ebenfo 
ſehr intereffirt, wie das Kleingewerbe. — Ich werde mich im Wefentlichen 
darauf beichränfen, auszuführen, in welcher Weile der Staat durch Ge— 
jeggebung und Verwaltung auf eine Verbefjerung des Lehrlingsweſens 
hinwirken muß. 

Wir ftellen und zunächſt die Vorfrage: entipricht das jegige Lehrlings- 
weien, wo der Lehrling nicht eigentlich ſyſtematiſch unterrichtet wird, fondern 
zumeift zufehend, dann zuerft Hilfe leiftend und allmählig Fleinere Arbeiten jelbft- 
ftändig ausführend fein Gewerbe erlernt, den erhöhten Anfprücden, die man 
an die Yeiftungsfähigkeit vieler Arbeiter ftellen muß? Wäre e8 nicht vielleicht 
befjer, Arbeitsſchulen zu errichten, in denen ſyſtematiſcher ArbeitSunterricht 
ertheilt wird? Unzweifelhaft würde in ſolchen Schulen, wenn wirklich tüchtige 
praftiih gejhulte Lehrmeifter angeftellt worden wären, in fehr viel kürzerer Zeit 
Tüchtigeres geleiftet, und e8 bliebe für die geiftige und Eörperliche Fortbildung 
der jungen Arbeiter viel mehr Zeit übrig. Das großartigſte Vorbild für eine 
derartige ſyſtematiſche Schulung in mechanischen Fertigkeiten ift unfer Heer, 
wo Binnen Yahresfrift aus einem fteifen, unbehilfliken Bauernburſchen jelbft 
in den Specialwaffen ein gewandter, feine mannigfachen Aufgaben ficher aus: 
übender Soldat gemacht wird; aud) ſonſt liegen noch einige günftige Erfahrungen 
vor: es beftehen in Baiern Holzichnigichulen, wo ſehr Tüchtiges geleiftet werben 
jo, ferner bewährte Webeſchulen in Mühlheim am Rhein und andern Orten, 
(letstere wejentlich für Söhne von Fabrikwebern beftimmt). Der allgememen 
Einführung derartiger Schulen würden ohne Zweifel die erheblichen Koſten ver: 
jelben und anfangs der Mangel wirklich tüchtiger Lehrmeifter entgegenftehen, da 
ältere vorzügliche Handwerker ſich dem Unterricht an ſolchen Schulen felten 
widmen würden. Nur für die Hebung des Kunſtgewerbes find derartige 
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Schulen ſchon jest ausführbar und, wie ich glaube, ein dringendes Be- 
bürfniß; für die große Zahl der andern Gewerke müfjen wir vorläufig darauf " 
verzichten und und darauf beichränfen, die Hebelftände zu mildern, die unaus- 
bleiblich mit der jetzigen Art der Lehrlingsausbildung verbunden find. — 

AS Lehrling find zum Unterfchied von den jugendlichen Arbeitern im 
engeren Sinne alle Diejenigen zu bezeichnen, die nach dem 14. oder vor vollendeten 
18. Jahre in irgend einem Gewerbe angenommen werden, um zu einem be— 
ftimmten gewerblichen Berufe audgebildet zu werden, den fie während 
ihres Lebens ausüben jollen, während unter jugendlichen Arbeitern 
im engern Sinne ſolche zu verftehen find, die wegen ihrer Gemandtheit und 
ihrer fleinen zierlichen Finger - oder des niedrigen Lohnes wegen angenommen 
werden, um Arbeiten zu verrichten, die fie in Der Kegel im fpäteren 
Leben nidt ausüben. 

Eine klare Scheidung beider in Gejeßgebung und Praris ift jehr 
wünſchenswerth. Bisher wird der in der Fabrik beichäftigte Lehrling meiftens 
irrig als gewöhnlicher jugendlicher Arbeiter angejehen, während jeder vom Klein— 
gewerbe beichäftigte jugendliche Arbeiter als Lehrling betrachtet wird. In diefer 
Weiſe hat ſich auch das Preuß. Obertribunal ausgeſprochen; während doc) 
thatfächlih in vielen Zweigen der Großinduftrie Lehrlinge regelmäßig und 
jorgfältig ausgebildet werden. | 

Bet dem Lehrling foll die Sorge für die Ausbildung 
überall in den Vordergrund, die Ausnugung als Arbeiter 
möglihft zurüdtreten. Das Ausbilden von Lehrlingen erfordert bei 
gewilfenhafter Ausführung daher Opfer von Ceiten des Lehrherrn, die 
entweder durch ein Yehrgeld oder durch eine Berpflichtung des Lehrlings, 
längere Zeit gegen eine mäßige Entſchädigung bei feinem Lehrheren zu bleiben, 
oder durch eine Verbindung beider erjegt werden können! 

Die Zahlung eines Lehrgelds ift feit langer Zeit wohl allgemein ab— 
gefommen, und die Lehrlinge empfangen jet in den Fabriken meiftens einen 
mit den Jahren fteigenden Lohn, der indeß geringer zu fein pflegt, wie derjenige 
der jugendlichen Arbeiter (im engern Sinne). Bei den Handwerkern erhalten 
jie freie Station, der ſich vielfach Geldgeſchenke des Meiſters zugefellen. Bei 
dem jetigen hohen Werth der Arbeitsfräfte bietet in der That das Bleiben eines 
Lehrlings während eines Zeitraums von 3 Jahren gegen mäßige Entſchädigung 
in der Regel eine genügende Entihädigung für die directen und indivecten 
Verluſte des Lehrheren und die von ihm aufgewandte Mühe. 

Das Lehrlingsweſen krankt vor Allem an zwei ſchweren Mifftänden, die 
unfere gewerbliche und ſociale Zukunft ernft bedrohen und bejeitigt werden müfjen. 

Diefelben bedingen und verftärken ſich gegenfeitig: Die Lehrlinge 
verlajjen einerfeit8 oft ftraflo8 ihren Lehrherrn vor Bes 
endigung ihrer Yehrzeit, weil fie bei andern Arbeitgebern ohne Schwie— 
rigfeit angenommen werden, und weil das Geſetz es geftatte. Während 
andererfeit8 manche Lehrherren ihre Lehrlinge als billige, 
Arbeitsfräfte auszunugen beftrebt find, ftatt pflidttreu für 
ihre Ausbildung zu forgen. 
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Das einzige wirkſame Mittel: den Contractbruch der Lehrlinge 


zu ftenern, liegt in einer Beftrafung der Arbeitgeber, melde Lehr— 


linge als Arbeiter annehmen, die ihre Yehrherren vor Ablauf der Lehrzeit 
verlafien haben, und zu dem Zwed muß man für alle jugendliden 
gewerbliden Arbeiter vor vollendetem 18. Jahre Arbeit$- 
bücher einführen. Die mit diefer Einführung der Arbeitsbücher nothwendig 
verbundene Einführung von genauen Liften aller jugendlichen gewerblichen 
Arbeiter die in eimem beftimmten Bezirk heimathsberechtigt beziehungsweiſe 
beichäftigt find, ift die Vorbedingung einer wirkſamen Durchführung aller für 
jugendliche Arbeiter getroffenen Beftimmungen überhaupt. Die Einführung von 
Arbeitsbüchern für erwachlene Arbeiter würde. allerdings. ein ſchwer durch— 
zuführender Schritt ſein: die Einführung von Arbeitsbüchern für alle gewerb- 
lichen jugendlichen Arbeiter, die ja für jugendliche Fabrikarbeiter in der Ge 
werbeorduung bereit worgefchrieben ift, wird Dagegen ohne Zweifel aud von 
Seiten aller tüchtigen älteren Arbeiter gebilligt werben. 

Wenn die Yehrherren fih darauf verlafien können, daß die Yehrlinge bis 
zum Schluß der Lehrzeit bei ihmen bleiben, jo muß man von ihnen entjchteden 
fordern, daß fie ihre Berpflichtungen gegen dieſelben gewiſſenhaft erfüllen. 
Die Ausnugung der Yehrlinge für häusliche Arbeiten, welche bei den Hand— 
werfern früher als arger Mißbrauch beftand, hat abgenommen, weil e8 an 
Handwerks:tehrlingen überhaupt fehlt; bei mehr fabritmäßigem Betriebe fällt 
fie von jelbft fort. Dagegen ift ein andrer Mißbrauch jett vielfach eingeriffen, 
nämlich der, die Lehrlinge mit Rückſicht auf Die Vortheile, welche eine Theilung 
der Arbeit bietet, nur für beftimmte Arbeiten zu benugen, von deren Erlernung 
fie oft ſpäter nicht den geringften Vortheil haben, während fie Das eigentliche 
Gewerbe nicht erlernen. Dieſer ſowie jeder anderen mißbräuchlichen Benugung 
der Lehrlinge, die ohne Zweifel vielfach der Grund ift, weshalb die Lehrlinge 
ihren Lehrherren entlaufen, muß dadurch gefteuert werben, daß man dem Vater 
reſp. Vormund des Lehrlinge, dem Fabrikinfpector, dem Innungsvorftand und 
der Polizeibehörbe, in deren Bezirk der betreffende Lehrherr wohnt, das Klage- 
recht gegen folche eigenmütige Arbeitgeber giebt. Es ift nöthig, Dies Recht 
außer den Eltern namentlih den Fabrifinfpectoren und Innungsoorftänden 
zu geben (die Polizei wird fich meiftens wohl nicht darım fümmern), weil 
die Eltern oft zu abhängig, zu ſchwach oder zu gleichgültig fein werben, um 
eine jolche Klage anzuftellen. Freilich fett dies Klagerecht der Yabrikinfpectoren 
voraus, daß jo viele diefer technifch vorzubildenden Beamten angeftellt werden, 
daß deren Bezirk höchſtens 3—6 Kreiſe umfaſſt, und daß fie fich nicht allein 
um die Großinduftrie, ſondern aud) um das Handwerk und die Hausinduftrie 
fümmern müffen. Cine derartige Einfegung von Induſtrie-Inſpectoren muß 
aber möglichft bald getroffen werden, damit der Staat Beamte erhält, die 
von den Arbeiterverbältniffen wirklich etwas kennen und berufmäßig dafür 
jorgen müffen, daß fie verbefiert und Mißbräuche fern gehalten werden. Außer- 
dem ift e8 nothwendig, wenn man eine Reform des Lehrlingweſens anbahnen 
will, daß überall Gewerbegerichte errichtet werben, bei denen die Streit- 
fragen zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern möylichft nad) einem rein mündlichen 


Ueber Lehrlingsmefen. 15 


Verfahren in einem Termin von ſachverſtändigen Richtern, Arbeitern und 
Arbeitgebern entſchieden werden. Ein ſchnell geſprochenes, ſofort vollſtreckbares 
ohne große Koſtenvorſchüſſe zu erwirkendes Urtheil iſt es allein, was bei ſolchen 
Streitigkeiten dienen kann. Solange wir keine Induſtrieinſpectoren in allen, 
auch den nicht induſtriellen Diſtrieten, haben und Gewerbegerichte an allen 
Orten errichtet ſind, werden alle Beſtimmungen und Verbeſſerungen der Ge— 
werbeordnung über Arbeiterverhältniſſe im Weſentlichen nur auf dem Papier 
ſtehen bleiben! 

Die Gewerbeordnung beſtimmt in $ 106, durch Ortsſtatut ($ 142) 
fönnen Gejellen, Gehülfen und Lehrlinge, ſofern fie das 18. Lebensjahr 
nicht überjchritten haben, oder einzelne Klaſſen verjelben, zum Befude der 
Fortbildungsihule des Orts, Arbeitd- und Lehrherren aber zur Ge— 
währung der für diefen Beſuch nöthigen Zeit verpflichtet werden. Es wird fid) 
empfehlen, dieje Beftimmung in etwas verjhärfter Form in den über das 
Lehrlingsweſen handelnden Abjchnitt herüber zu nehmen und die Verpflichtung 
zum Beſuch der Fortbildungsichule auf die Lehrlinge zu beichränfen, aber für 
deren Unterhaltung die Lehrherren durch Zahlung des Schulgeldes heranzu= 
ziehen, jofern die Commune diefe Schulen nicht übernehmen will. Das 
Warten auf die Errichtung eines Ortsftatuts, welches nad) der Gewerbeords 
nung die Fortbildungsichulen obligatoriich machen joll, möchte, falls man die 
Initiative Dafür den communalen Vertretungen überlafjen will, die Errichtung 
lebensfähiger Fortbildungsfchulen in vielen Drten verzögern oder verhindern. 

Eine Beſchränkung der Arbeitszeit ift für alle Lehrlinge 
geboten. Die in der Gewerbeordnung für die jugendlichen Fabrikarbeiter 
getroffene Beftimmnung, wonach für diefelben zwilchen dem 14. und 16. Jahre 
eine Arbeitözeit von täglich höchſtens 10 Stunden vorgejchrieben iſt, hat viel- 
fah nur dazu geführt, die Jugend aus den geräumigen, gut ventilirten Räumen 
der Öroßinduftrie, wo fie 11 Stunden arbeiteten, in den engen, dumpfigen Arbeit3= 
raum der Haus- und Kleininduftrie und der Handwerker zu verbannen, mo 
fie 12—14 Stunden arbeiten müſſen. Es mar unzweckmäßig, in $ 131 
der G.O. für Fabrifarbeiter zwiſchen dem 14. und 16. Jahre eine 10ſtündige 
tägliche Arbeitszeit als Marimum feftzuftellen, weil in faft allen deutſchen 
Fabriken eine 11ftündige Arbeitszeit üblich war und ift, und weil bei 1 1ftündiger 
Arbeit gemügende Zeit zur Ruhe bleibt. Nun ift e8 vielleiht in ſolchen 
Induftrien, vie wefentlich jugendliche Arbeiter beſchäftigen (manchen Spinnereien 
x.) möglid, den Betrieb nad) den jugendlichen Arbeitern einzurichten: in 
Merkftätten aber, wo auf 10—20 erwachſene Arbeiter ein Lehrling kommt, iſt 
das unmöglich, und man kann den erwachjenen Arbeitern feinen Yehrling zur 
Unterftügung zutheilen, wie das doch nöthig ift, wenn diefer eine Stunde vor 
Schluß der Arbeitözeit das Local verläßt. Eher kann man allen Lehrlingen 
einen Tag in der Woche um Mittag oder Nachmittags um 4 Uhr frei geben, da— 
mit fie zu Haufe fi umkleiden und damit fie efjen ꝛe. fünnen, ehe fie in bie 
Fortbildungsihule gehen, und e8 empfiehlt ſich deßhalb als Maximum eine 
gewiffe Zahl von Stunden per Woche (etwa 63—64) feitzujegen und 
zu jagen, daß die Lehrlinge in der Regel nicht über 11 Stunden innerhalb 


16 Miller. 


24 Stunden und nicht des Nachts arbeiten follten. Auch in England beftimmen 
die Fabrifgefege ein Maximum per Woche und dort hat fich wohl allgemein 
der Gebrauch herausgebildet daß alle Arbeiter an den gewöhnlichen Tagen 
11 reſp. 10 Stunden arbeiten und mit ihnen die jugendlichen, daß fie jedoch 
am Sonnabend Nahmittag frei haben. Gold ein freier oder halb- 
freier Nachmittag iſt aber für die Arbeiter eine große Annehmlichkeit, während 
das um eine Stunde frühere Aufhören der jugendlichen Arbeiter von Arbeit- 
gebern und Arbeitern als ein ftörendee, unverftändiges, zweckloſes Eingreifen der 
Staatögemalt empfunden wird. — E3 würde deshalb ein Fehler fein, dieje für 
jugenpliche Fabrikarbeiter getroffene Beftimmung auf alle Lehrlinge auszudehnen. 

In einem Gefeg über das Lehrlingsmelen darf man nicht zu viel Detail- 
beftimmungen treffen, da für die Induſtrie die Bedürfniffe jowie Gefahren To 
mannigfaltig find; es ift deihalb in hohem Grade zu wünſchen, daß die 
Innungen ald organifirte Verbindungen von Arbeitgebern 
und Arbeitern neues Leben gewinnen; und die Anregung, die dazu 
namentlich von Hamburg aus — iſt, muß deshalb mit Freude begrüßt 
werden. Die Innungen würden dann die geeigneten Organe ſein, um die nöthigen 
Detailbeſtimmungen zu treffen und im Einzelnen darüber zu wachen, daß die 
Lehrlinge tüchtig ausgebildet werden, denn die Geſammtheit der Gewerbe— 
genoffen hat ein großes Intereffe daran, daß alle Yehrlinge füchtig aus— 
gebildet werden, während e8 im materiellen Intereffe des einzelnen Lehrherrn 
liegt, ſeine Lehrlinge auszunugen. Diefe Oberaufficht über das Lehrlingswejen 
fann man den Innungen dadurch fichern, daß man ihnen die Feftitellung 
von Neglements für die Lehrlinge ihres Gewerbes überträgt (freilich unter 
Genehmigung der ftaatlichen Auffichtsbehörde) und ihnen das Klagerecht und 
die Klagepflicht gegen pflichtvergeffene Lehrherren überträgt. Im dieſen Reglements 
fönnte u. A. auch vorgejchrieben werden, daß die Lehrlinge fich, ehe fie Gefellen 
werden, von der Innung prüfen laffen müffen u. j. w. Ebenſo wie diefen 
Innungsreglement3 müßte man den Yabrıfordnungen, wo ſolche obrigfeitlich 
genehmigt jind, das Recht einräumen, die Lehrlinge zu ihrer Beobachtung zu 
verpflichten. 

Wenn ein Lehrlingsvertrag als auf 3 Jahre geichloffen anzuſehen ift, 
ſoweit nicht8 Andere verabredet worden ift (und das ift entſchieden Gewohn— 
heitsrecht), jo muß fich ein folches Verhältniß noch aufer auf dem eben er— 
wähnten Wege der Klage gegen den Lehrheren auf einfahen Wunfd des 
Vaters unter Entihädigung des Lehrheren und von Seiten des Yehrberen 
durch Entlaffung des Lehrlings in geſetzmäßiger Weile löſen laſſen. Es iſt 
durchaus unzweckmäßig, wie das 8. 120 der Gewerbeordnung thut, den Lehr— 
herrn an diefelben Bedingungen zu binden, an welde eine Entlaffung bei 
14tägiger Kündigungsfrift gefnüpft ift. Ein Yehrling kann durch Faulheit 
und eine erheuchelte oder wirfliche Ungeſchicklichkeit, durch Böswilligfeit und 
Frechheit feinen Lehrheren zur Berzweiflung bringen, ihm den ſchwerſten 
Schaden zufügen und die Disciplin feiner Werfftatt zerftören, ohne daß eine 
der Bedingungen einträte, welche in $ 111 der Gewerbeordnung vorgejehen 
find. Da die förperliche Züchtigung wohl in allen Fabrifen und bet den 
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meiften Handwerfern den Lehrlingen gegenüber mit Recht abgefommen ift, fo 
bleibt die einfache fofortige Entlafjung ſchließlich das einzige Mittel, um bie 
Disciplin zu erhalten, und man darf den Lehrherren dieſes Recht nicht nehmen, 
welches fie wohl fo Lange: beſeſſen haben, wie e8 Yehrlinge gegeben bat. Daß 
diefe Befugniß zur fofortigen Entlafjung nicht zu oft gebraucht wird, dafür 
jorgt das eigene Interefje der Lehrherren. 

Ebenſo ericheint es völlig unbillig, daß das Berhältnig wider den Willen 
des Lehrherrn ohne Weiteres vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben wird, „wenn 
der Lehrling zu einem andern Gewerbe oder Berufe übergeht”, wie dies in 
$ 122 der Gewerbeordnung heißt; diefer Paffus muß fortfallen. Daß in 
dieſem alle noch das weiterlaufende Lehrgeld für 1/, Yahr bezahlt werden 
joll, hat natürlich garteinen prattifhen Werth, weil feit langer 
Zeit das Lehrgeld außer Gebraud gekommen ift. Bon Ceite 
der Angehörigen des Yehrlingd muß das Verhältnig gegen Entſchädigung 
des Lehrherrn jederzeit fich aufheben laſſen. Ein Mafftab für diefe Ent— 
Ihädigung Laßt fid) gewinnen, wenn man annimmt, daß der Nuten, den der 
Lehrherr von feinem Yehrling hat, anfangs gleich Null ift, und mit der Zeit 
wächft, bis er gegen Schluß dem täglidien Lohne eines Gefellen gleich fteht. 
Hiervon iſt der Yohn, den der Lehrling in Form von Geld oder in freier 
Station erhalten hat, abzuziehen. Es läßt fich darnach leicht eine Art von 
Tarif für Die dem Lehrheren zu zahlende Entſchädigung feſtſetzen, der allgemeine 
Geltung für alle Lehrlinge defjelben Bezirks haben könnte. Da eine jofortige 
Entlaffung des Lehrlings in der Regel größere Unannehmlichfeiten mit fich 
bringen wird, als wenn etwa eine vierteljährige Kündigungsfrift eingehalten 
wird, jo ift die Entſchädigung des Lehrherrn bei Jofortiger Entlafjung des 
Lehrlings höher zu bemefjen, als wenn fie nad) vierteljähriger Kündigung erfolgt, 
wo dann der Lehrherr rechtzeitig fich einen andern Lehrling verſchaffen fann. 
Es ericheint gerecht, das mwillfürliche Entlaufen der Lehrlinge durch eine dem 
Lehrherrn zu zahlende Entſchädigung an dem Bater des entlaufenen Lehrlinge 
zu ahnden, welche Doppelt jo hoch ift, wie die Entjhädigung, welche dem 
Lehrheren bei Löſung des Verhältniſſes nad gegenfeitiger Abrede gezahlt 
werden muß. Auszunehmen würde wohl nur der Fall fein, wo der Lehrling 
offenbar gegen den Willen des Vaters feine Lehre verlafien hat. Allerdings 
wird in vielen Fällen der Vater unpfändbar fein, und deßhalb eine derartige 
Entſchädigung feinen praftiichen Werth haben. Es erſcheint daher nöthig, 
außerdem jeden Arbeitgeber zu beftrafen, der einen Lehrling aufnimmt, welcher 
feinem Lehrherrn entlaufen ift, wie das oben ausgeführt wurde. In 8 126 der 
Gewerbeordnung, mit welchen der über die Lehrlinge handelnde Abſchnitt ſchließt, 
müßten die namentlih bei Schloffermeiftern und in den Majchinenfabrifen 
geichäftigten „Volontaire“, welche fich dem Ingentenrfache widmen wollen, aus— 
genommen werben ; diefelben pflegen ihre Lehre jchneller zu beenden, wie andere 
gemöhnliche Lehrlinge und beanſpruchen oft feinen Lohn. Außerdem find im 
dieſem Paragraphen „Werkmeiſter“ in Fabriken ausgenommen: mas dies heigen 
fol, ift aus dem Zufammenhang und aus den Motiven nicht verftändlich und 
wird wohl fortfallen müſſen. 

Schriften X. — Ueber Lehrlingäweien, 2 
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Die hier begründeten Aenderungen ver Gewerbeordnung haben neben 
einigen anderen, die feiner Motivirung bedurften, am Schluſſe dieſes Gut- 
achtend in Form von Amendementd Ausdruck gefunden. 

Wenn derartige Aenderungen der Gewerbeordnung gleichzeitig mit einer 
Drganifation von Gewerbegerichten, der Errichtung von Provinzial-Arbeitsämtern 
und zahlreichen Induftrieinfpectoren in’8 Leben träten und wenn die Innungen 
auf Neue aufblühten und fi) der Lehrlinge annähmen, jo würde das ohne 
Zweifel die eingerifjenen Mißbräuche erheblih vermindern, aber es würde 
allein feine ganz durdhgreifende Beſſerung bewirken können. Die Gewiſſen— 
haftigfeit in der Ausführung übernommener Verpflichtungen von Seiten der 
Arbeitgeber und Arbeiter muß fich vielmehr zur unumftößlichen Sitte ausbilden, 
e8 muß Sache des Ehrgeizes werben, vie Lehrlinge gut auszubilden. Für die 
vielen jetst bejtehenden Gemwerbe:, Handwerker, Arbeiterbildungsvereine zc. bietet 
fi in der Agitation für die gewiffenhafte, gründliche und vieljeitige Ausbildung 
der Lehrlinge ein dankbares Feld der Thätigfeit. 


Amendementd zur Gewerbeordnung. 


8 113 erhält am Schluß folgenden Zufag: „ſofern die Betreffenden 
das 18. Lebensjahr wollendet haben.‘ 

8 115 am Schluß: 

„Kein Lehrherr darf einen Knaben als Lehrling annehmen, der fein 
Arbeitsbuch befigt; für ihn gilt das in 88 130 und 131 Gefagte. Die 
Lehrlinge müſſen Bei ihrem Eintritt mindeſtens 14 Jahre alt fein und find, 
Toweit nicht Anderes ausbedungen wurde, verpflichtet, 3 Jahre lang bei ihrem 
Lehrherrn zu bleiben.“ $ 131 iſt dann in folgender Weiſe umzuändern: 

Hinter „dieſes Arbeitsbuch” im 2. Abſatz folgt: „welchem die 88 115 
bi8 126 und 128 bis 133 vorzudruden find“, 

Hinter „Ortöpolizeibehörbe‘‘: „wo derſelbe heimathsberechtigt iſt“. 

Zu 3 am Schluß: „und ein Vermerk, ob er ordentlich leſen, ſchreiben 
und rechnen kann“. Ferner am Schluß des Paragraphen: 

„Jede Ortspolizeibehörde führt ein Verzeichniß über die ertheilten Arbeits— 
bücher, welches das Datum der Ausſtellung und den Namen des Empfängers 
enthält, und darf für keinen jugendlichen Arbeiter zum zweiten Male ein 
Arbeitsbuch ausgeben, außer wenn deſſen Vater oder Vormund glaubhaft 
nachweiſt, daß das zuerſt ertheilte verloren gegangen iſt. Jedes Arbeitsbuch 
iſt —* dem Datum der Ertheilung und dem Stempel der Polizeibehörde zu 
verſehen.“ 

„Kein Arbeitgeber darf ein Arbeitsbuch wieder aushändigen, bevor der 
jugendliche Arbeiter entlafjen ift, und er hat vor der. Rüdgabe folgende That: 
ſachen durch feine Unterfchrift zu beicheinigen: 1) Datum der Annahme und Ent- 
lafjung. 2) Bermerf, ob der jugendliche Arbeiter Lehrling war oder nicht, 
3) die Art der Entlafjung, und 4) auf Wunſch des Baters oder 
Bormundes den Grund der Entlaffung und ein Zeugniß über Fleiß und 
Betragen.“ 
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„Kein Arbeitgeber darf einen jugendlichen Arbeiter annehmen, in deſſen 
Arbeitsbuch Fein Entlafjungsvermerk fteht, nachdem ein Annahmevermerf ein- 
getragen war.” 

In 8 150 ift ftatt „bis zu Fünf Thaler” zu jegen: bis zu „Fünf— 
zig Markt“. 

Der erfte Sa von 8 118 füllt fort, dafür tritt an die Stelle: 

„Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrling mit allen Arbeiten des zu 
erlernenden Gewerbe befannt zu machen und für eine möglichft vielfeitige und 
gründliche Ausbildung defjelben Sorge zu tragen.” 

Ferner am Schluß von $ 118: 

„Die für obrigkeitlich genehmigte Fortbildungsihulen erforderliche freie 
Zeit hat der Lehrherr ihm jederzeit zu gewähren und ihn fo früh aus der 
Arbeit zu entlafjen, daß er Zeit hat, vor dem Beſuch der Schule fid) um- 
zuffeiden, fich zu veinigen, zu efjen und den Weg zur Schule zu machen. 
Der Lehrherr ift für den regelmäßigen Beſuch der Schule durch feine Lehr: 
linge verantwortlid und zahlt das Schulgeld und die Strafgelver für Schul- 
verſäumniſſe für dieſelben. Die Strafgelver haben die Lehrlinge dem Lehr: 
herren zu erjegen, wenn Erſtere ohne ausdrüdlichen Befehl des Letzteren die 
Fortbildungsichule verfäumt haben.‘ 

Al neuer Paragraph iſt einzufhalten: 8 118 B. „Lehrlinge dürfen 
nicht mehr wie 64 Stunden in der Woche, nicht in der Zeit von 9 Uhr 
Abends bis 5 Uhr Morgens und innerhalb 24 Stunden nicht mehr wie 
it Stunden beichäftigt werden; jeltene Ausnahmen unter bejonderen Ber: 
bältniffen find geftattet.‘ 

In 8 119 vor „Geſellen“ einzujchalten: „Directoren, Ingenieure, 
Werkmeifter”. Berner am Schluß: 

„Wo Bereinigungen von Gemwerbögenofjen (Innungen ꝛc) beftehen, und 
diefe beſondere Beftimmungen für die Lehrlinge und Gehülfen vereinbart haben, 
wo ferner Fabrikordnungen beftehen, gelten diefe auch für die Lehrlinge, die 
bet Mitgliedern der Innungen ꝛc. refp. in den betreffenden Fabriken eingetreten 
find, fofern dieſe Innungsregeln oder Fabrikordnungen obrigfeitlih geneh— 
anigt find.‘ 

8 120 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: 

„Der Lehrling kann von feinem Lehrheren jederzeit entlafjen werben, 
jedoch ift der Letztere werpflichtet, dem Vater rejp. dem Vormund des Lehrlinge, 
unter Angabe der Gründe, davon fofort Anzeige zu machen und auf Wunſch 
defjelben den Grund der Entlaffung in das Arbeitsbuch einzutragen.“ 

8 122 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: „Wünjcht der Vater oder 
Bormund das Berhältnig feines Sohnes ꝛc. als Lehrling zu löfen, ohne daß 
einer der in $ 121 aufgeführten Gründe vorliegt, jo hat er deſſen Lehrherrn 
1/, Jahr zuvor zu fündigen und ihm, fofern nichts Anderes vereinbart wurde, 
eine im Voraus durch einen obrigkeitlid genehmigten Tarif feftgeftellte Ent- 
Ihädigung zu zahlen; wünſcht der Vater vefp. jein Stellvertreter jofortige 
Aufhebung des Verhältniſſes, fo hat er dem Lehrheren eine erhöhte, gleich— 
falls durch Tarif feitzuftellende Entihädigung zu zahlen. Die Doppelte Ent: 
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Ihädigung hat der Vater reſp. fein Stellvertreter zu zahlen, wenn fein Sohn 
xc. ohne Zuftimmung des Lehrheren den Letsteren verläßt. Wenn das Lehrlings- 
verhältnig auf dieſe Weiſe gelöft wird, jo hat der Arbeitgeber einen dieſe 
Thatfache ausfprechenden Vermerk im Arbeitsbuche zu machen. Weift ber 
Bater oder Vormund nad, daß fein Sohn reſp. Mündel den Lehrheren gegen 
feinen Willen verlafien hat, und daß er nicht im Stande ift, ihn zurückzu— 
führen, jo zahlt er Feine Entſchädigung. War ein Lehrgeld ausbedungen, jo 
ift das Lehrgeld noch bis zu einem halbjährigen Betrage zu zahlen, eine 
anderweite Entjchädigung aber nicht zu leiſten.“ 

8 124 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: „Der Lehrherr ift ver- 
pflichtet, dem Lehrling nad Vollendung feiner Lehrzeit ein Lehrzeugniß aus- 
zuftellen, welches indeß tadelnte Bemerkungen nicht enthalten darf.‘ 

$ 124 B. „Klagen über Verlegung der Pflichten feitens der Lehrlinge 
fönnen nur ſeitens der Lehrherren oder ihrer Bevollmächtigten angebradit 
werden; Klagen iiber Verlegung der Pflichten jeitens der Lehrherren können, 
außer von dem Vater oder Bormund des Lehrlings, von dem betreffenden 
Innungsvorftande, dem Fabrikinſpector und der zuftändigen Polizeibehörde 
angeftellt werben ; fie find, wo Gewerbegerichte beſtehen, bei dieſen, ſonſt bei ven 
ordentlichen Gerichten anzubringen.” 

Zu $ 126, hinter: „auf die Gehülfen der Apotheker und Kaufleute‘ 
einzufchalten: „ſowie auf die in Fabriken oder bei Handwerkern lernenden 
Bolontaire, welche eine höhere Schule (was als ſolche anzufehen iſt, beſtimmt 
eine Regierungsverordnung) bejucht Haben, feine Anwendung.‘ 

Die Worte: „ingleihen auf die Werkmeifter der Fabriken“ fallen fort. 


IV. 
Gutachten 


erftattet bon 
Carl Roth, 
Fabrikant in Chemnitz i. ©. 


Aufgefordert, zu den von dem geehrten Vorſtande des „Vereins für 
Socialpolitik“ aufgeftellten drei Fragen auch meinerjeit8 ein Gutachten zu 
Tiefern, komme ich diefem Wunfche hiermit gern entgegen, da auch ich aller- 
dings bereit8 feit langer Zeit der Meinung Bin, daß, wenn auf Grund ber 
innerhalb der letzten Jahre gemachten ſchlimmen Erfahrungen etwas Erſprieß— 
liches auf dem gewerblichen Gebiete Deutfchlands geichehen fol, der Anfang 
Dazu am der unterften Sproffe der ſchwierig zu erflimmenden Leiter gemacht 
werden muß. 

Ih bin zwar durch meine perjönliche Stellung in der Induſtrie des 
Königreichs Sachſen — obwohl in der, durch ihre bedeutende gewerbliche 
Thätigfeit einen hervorragenden Rang einnehmenden Stadt Chemnitz lebend — 
nicht Jo Direct mit den einſchlagenden Berhältniffen befannt, um mich zur 
Abgabe eines enticheidenden Urtheils befähigt erachten zu fönnen, aber id) 
babe mir von theoretifch gebildeten und praktiſch erfahrenen Männern geeignete 
Unterlagen zu verſchaffen gelucht, und diefe mir in freundlichfter Weife mit— 
getheilten Anfichten und Belege find die Titel, auf deren Bafis das nachfol— 
gende „Referat“ aufgebaut ift umd Die Ideen, welche ich geneigter Beur— 
theilung zu unterbreiten, mir hiermit geftatte. 

Je eingehender ich mich mit dem Gegenftande bejchäftigte, um jo weniger 
babe ich mich mit den Borichlägen, wie fie in dem Entwurf der Ham— 
burger Herren niedergelegt find, befreunden fünnen, obwohl ich mich mit 
den allgemeinen Anfichten derfelben auf durchgängig gleichem Boden befinde. 

Namentlich meine ich, daß dort ſehr richtig die Irrthümlichkeit der Ans 
fichten hervorgehoben ift, welche glauben machen möchten, e8 ſei in Wirklich— 
feit jchon eine Befjerung in der Stimmung der Arbeiter durchgebrochen, jo 
daß die Wiederkehr zu einem freundlichen Austaufch zwilchen den bislang 
gegneriihen Parteien ruhig der Zeit überlaffen werden und in einer, nicht gar 
zu lange mehr auöftehenden, Frift eine Verſöhnung erwartet werben könne, 
die Alles beftens zu begleichen im Stande ei. 
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Bin id auch zu der Meinung gelangt, daß die im März 1875 — 
der Zeit, wo diefe Niederfchrift geichieht — im Principe beichloffene Einigung. 
der beiden jocialiftiichen Linien aus der den Führern derjelben gewordenen. 
Ueberzeugung entftand: 
die bisherige Erfolglofigfeit ihrer Beftrebungen, auf deren Verwirklichung. 
die Maſſen nun ſchon jo Lange vergeblich warten, bedinge, daß ein weiterer 
Trumpf ausgejpielt werde, von dem man wieder eine Weile zehren Tann; 
jo fomınt e8 mir doch wie eine arge Selbfttäufhung vor, wenn man jan- 
guine Schluffolgerungen daran reiht. Die Verbitterung ift nach wie vor die 
alte, fie hat auf beiden Seiten nichts an Intenſivität verloren und was an 
der Oberfläche des fi) momentan wie ftagnirend zeigenden Waſſers beobadj= 
tet wird, giebt ficherlich feinen Anhalt für die eigentliche Lage der Dinge ab. 
Nur die traurigen induftriellen und gewerblichen Berhältniffe, unter denen ganz. 
Deutichland ausnahmslos fo ſchwer leidet, find, meines Erachtens, die Urſache, 
daß jener trügerifche Schein vorhanden, aber die Wiederbelebung de8 nationalen. 
und internationalen Verkehrs wird, wenn nicht zwiſchentlich Vor— 
jorge getroffen wird, welde bejfernd und läuternd wirken 
fann, die augenblidlihe Beruhigung jehr bald in ihr Gegentheil verfehren 
und und die bedauerlichen Zuftände der vorvergangenen Jahre wieder in der 
früheren Schärfe bringen. 
Dabei darf nicht verfchwiegen werben, daß der Uebergang vieler Pri— 
vatfirmen in den Beſitz von Actiengejellichaften e8 ſehr erjchweren muß, die 
gedanfenloje Menge daven zu überzeugen, daß nicht Alles, was glänzt, Gold 
jei, daß nur emfige Arbeit einen gewiſſen Durchfchnittserwerb zeitigt und daß 
jene Gapitalanhäufungen und die mit jo großer Oftentation in der Deffent- 
lichfeit auspofaunte phänomenale Rentabilität mancher Etabliffements, bei 
Fichte bejehen, mit diefem Durchſchnittserwerb nicht in Widerſpruch ftehen. 
Auch die Kataftrophe, welche jüngft über mehrere der betreffenden Treib- 
bauspflanzen hereingebrochen, ändert gar nicht an dem Urtheile, in dem 
man fid) jeiten® der Nachbeter focialiftiicher Kraftwendungen einmal gefällt 
und das man fich feitens der Agitatoren wohl hütet zu modificiren, gejchweige 
denn zu verbeffern. — 
Berfaffer faßt die in der Anregung der drei Fragen über das „Lehrlings— 
weſen“ befundete Abficht des Vorftandes des „Vereins fir Socialpolitik“ da= 
bin auf, daß man wünſcht 
eine Yüde auszufüllen, beziehungsweile eine Verbefferung in der Reichs— 
gewerbegefeßgebung anzubahnen, ohne welche die Gewerböverhältnifie je 
mehr und mehr einer ſchweren Schädigung anbeimfallen, 

und er begrüßt diefe Initiative mit hoher Freude. 

Scheint e8 doch faft, als ob die Regierung über den zahlreichen Arbeiten, 
welche das junge Reich an ihre Leiftungsfähigkeit ftellt, den focialen Zuftänden 
nicht diejenige Aufmerkſamkeit ſchenken könne, welche dieſelben verdienen, und 
ift e8 daher, wenn diefe Anficht nur einigermaßen begründet ift, eine abjolute 
Nothwendigkeit, daß die Angelegenheit von Außen ber in Fluß ge 
bracht werde. 
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Dabei verfennen wir wahrlich nicht, daß die Unbilden, melde der Ge- 
jellihaft aus dem Schooße der Eoctaldemocratie erwachſen können, ja, welche 
ihr von der leßteren zugefügt werben möchten, nicht im Entfernteften mit 
denjenigen Gefahren verglichen werden dürfen, die aus einem Siege des Ultra- 
montanismus erwachlen würden und wir begreifen darum recht wohl, daß 
der kräftige Wille, welcher den Kampf mit der Hierarchie aufnahm, vdenfelben 
zur Zeit in allererfte Linie ſtellt — aber wir halten e8 dennoch für eine 
fatale Wirfung dieſes Kampfes, daß dadurd andere Lebenöfragen won emi- 
nenter Wichtigkeit in den Hintergrund gedrängt find. 

Das Königreih Sachſen mit feiner geringfügigen Zahl Katholiken leidet 
bei jeiner ausgedehnten Induftrie ungemein darunter. 

Wenn es aber aud) jelbft der Fall wäre, daß wir in der foctaliftiichen 
Bewegung zu ſchwarz ſähen, weil wir zu fehr nad Dem urtheilen, was 
täglich und ftündlih um uns herum vorgeht, jo haben wir darum gewiß 
nicht minder das Necht, auch für unfere Zuftände das Intereſſe der zur amt- 
lichen Unterfuchung berufenen Kreife in Anfprud zu nehmen. 

Dabei wollen wir in feiner Beziehung Forderungen ftellen, welche unver- 
träglid mit dem Geifte der Yetztzeit find, oder denen man ein Zurüdgehen 
auf die ftrengeren Anfichten der Vergangenheit nachſagen könnte, denn wir 
halten uns davon überzeugt, daß die richtige Auffaffung defien, was wirklich 
nothwendig ift, die beftehenden Inftitutionen nicht zu unterbinden braucht, 
daß fie vielmehr nur Einrichtungen zu treffen hat, unter deren Controlle der 
Einzelne feine naturgemäßen, leider jest aber jo vielfach vwerleugneten, Ver— 
pflihtungen dem Geſammtwohl gegenüber zu erfüllen angehalten wird. — 

Die Bewegung, melde unter den Arbeitern eingeriffen ift und die zu 
immer verhängnißvollerer Unflarheit über Rechte nnd Pflichten geführt hat, 
macht oft den Eindrud, als ob fie namentlich von der heranwachſenden Ars 
beiterichaft, ven Lehrlingen, gefördert werde. 

Es iſt eine Frühreife des Individuums durchgebrochen, Die in jeder von 
den Socialiften einberufenen Berfammlung beobachtet werden fan. Die den 
Eindrud einer beftellten Claque machende, nie dort fehlende auffällige Zahl 
blutjunger Burfchen kennt Jeder, welcher einmal einer ſolchen Zujlammen- 
funft einen Abend geopfert hat. 

Es kann Niemand Wunder nehmen, wenn junge Leute, die noch feine 
Lebenserfahrungen, in den weitaus allermeiften Fällen nur vie nothdürftigſte 
Schulbildung genoffen haben, mit an Aberglauben grenzender Leidenſchaft 
den Phrafen über „Freiheit“ lauſchen, wenn fie ſyſtematiſch zu Haß und Neid 
gegen die über ihnen ftehenden Gejellichaftsklafien erzogen, in einer Zeit, wo 
fie der väterlichen Zucht noch nicht entbehren follten, bald die zuverläfligite 
Phalanı der Agitatoren bilden. Bedenkt man, daß auf ihren Ideen, auf 
ihrer fittlihen Kraft fich die Zufunft unſeres gewerblichen und induftriellen 
Lebens aufbauen wird, jo drängt ſich jedem Freunde der allgemeinen Wohl- 
fahrt und guter Sitte der Gebanfe auf, daß Etwas zu geichehen habe, geeig- 
net, die jonft gefährdete Zukunft ficher zu ftellen. 

Fragen wir und nun aber auch, ift hier allein der Hebel anzufegen, hat 
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der Arbeiterftand durch fein bisherige Gebahren die Zuftinde allein hervor: 
gerufen, welche wir beklagen und ift er wirklich der einzige Theil der Gefell- 
ſchaft, von deſſen Umkehr zu andern Anfichten und damit verändertem Auf: 
treten eine Beſſerung der allgemeinen Lage der Dinge erwartet werden kann? 
Wenn e8 wahr ift, daß die Leiftungsfähigteit abgenommen habe, weil die 
Leiftungswilligfeit untergraben fei, und daß Induftrie wie Gewerbe nur dadurch 
von Neuem zu alter Tüchtigkeit emporgehoben werben können, daß wenigftens 
die heranwachſende Generation zu richtigem Exnft und fittlihem Streben an- 
gehalten, diefen Mahnungen folgt, jo ift damit gleichzeitig auch ausgedrückt, 
daß ihr auf geeignete Weiſe gezeigt werden muß, welches ihre wirklichen In— 
terejjen find. 

Haben wir das Recht, namentlich von der Jugend zu verlangen, daß 
fie nicht nur mit Eifer, jondern auch mit Beſcheidenheit den Ermahnungen 
ihrer Lehrherren und Borgeletten folge, jo ift auch ſelbſtverſtändlich, daß Die 
Perjonen, denen die Aufgabe der Erziehung dur ihre Stellung zufällt, fich 
bewußt fein müſſen, damit Verpflichtungen übernommen zu haben, und beſtrebt, 
darnach zu handeln. 

Wären in diefer Klaſſe Lücken vorhanden, oder gar faliche Grundſätze 
zu conftatiren, jo müſſen diefe ebenjo rückhaltlos aufgevedt und geändert wer: 
den, als die vorher beſprochenen Dinge. 

Und da glaube ich denn allerdings, daß man den Lehrherren und Prin- 
cipalen manchen Vorwurf nicht eriparen fann. — 

Wie der jet chronisch gewordene Zuftand der „Arbeiterfrage“ ſich nur 
dadurch jo ſchlimm herausgebilvet hat, daß man, als e8 noch Zeit war, be= 
rechtigten Forderungen fein Ohr verſchloß und fich über die Tragweite der 
ganzen Angelegenheit in jcheinbarer mterefjelofigkeit gar nicht klar wurde, 
jo bat man ſich aud auf Seiten der Arbeitgeberichaft, als die Kataftrophe 
einmal materielle Formen angenommen hatte, vielfach furchtſam gezeigt und 
fein Recht auch da preiögegeben, wo man die Pflicht hatte, es zu vertheidt- 
gen und man hat weiter, in Mißftimmung über die jeweilige Sachlage, der 
Ausbildung der Lehrlinge nicht diejenige Aufmerkſamkeit gewidmet, welche won 
der Wichtigkeit der Angelegenheit eigentlich jo recht bedingt war. 

Die Folge davon aber war naturgemäß, daß der andere Theil zu immer 
anwachſender Ueberlegenheit herauswuchs. 

Die Fehler liegen demnach nicht allein auf einer Seite und die Folge 
davon kann nur die ſein: 

daß. wenn die induſtriell-gewerblichen Verhältniſſe eine Wendung zum 
Befjeren nehmen follen, welche fih dann auch jtichhaltig erweift und 
auf eine Reihe von Yahren hinaus Gutes wirken können fol, Jeder an 
feinem Theile berufen ift, mit beftem Willen für das Allgemeinwohl ein: 
zutreten. 

Auf diefer Ueberzeugung fußen unfere nachfolgenden Erwägungen. 

Das „Nothgewerbegefeg des Norddeutſchen Bundes vom 8. Juli 1868” 
bat die großen Erwartungen, welche man binfichtlich feiner Wirkung auf die 
Entwidelung der Induftrie hegte, zum großen Theile erfüllt. 
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Die durch dafjelbe befeitigten Privilegien und Monopole der vormaligen 
Zünfte und anderer Corporationen machten einer regeren Gewerbsthätigkeit 
Plag und auch minder bemittelten Handwerkern und Arbeitern ward die Mög— 
lichkeit geboten, fich felbftftändig zu machen. Das find in die Augen ſprin— 
gende Vortheile, aber uns fcheint trog derſelben die Entſcheidung über den 
Durhihnittseinfluß des bejagten Gefeges Fein günftiger für die 
Allgemeinheit fein zu dürfen. Deshalb nicht, weil feine Beftimmungen 
in Bezug auf das „Lehrlingswefen“ zum Theil unzureichend, zum Theil 
jogar als Direct ſchädigende erachtet werben müſſen. 

Und das gilt ebenfowohl für die Großinduftrie wie für das Handwerk. 

Sieben Jahre find feitdem verfloffen und Fachleute find daher im 
Stande, auf eine reihe Erfahrung bin zu urtheilen. 

Wo immer man auch fragt, ausnahmslos erhält man die Antwort: 
„Don den jüngeren Arbeitern und Geſellen, deren Yehrzeit in beregte 
Periode fällt, find faum 50%, als Solche zu tariren, deren Yeiftungen 
an die bejheidenften Forderungen hbinanreichen, welche Arbeit- 
geber, Werf- und Handwerfsmeifter berechtigt find, an einen auögelernten, 
fahfundigen und jomit brauchbaren Gehülfen zu ftellen.‘ 

Eingeweihte behaupten weiter, daß diefer traurige Zuftand immerfort 
ſich noch verſchlimmere und daß die Urſache auf die ungenügende geletzliche 
Regelung des Lehrlingsweſens zurüdzuführen fei, wenn auch der haftige, ſich 
überftürzende Aufihwung, den die Großinduftrie in den vorangegangenen 
Jahren nahm, ein gutes Theil Mitfchuld an dem AZuftande der Dinge 
haben mag. 

Fragen wir einmal an der Hand der hiefigen Fabritverhältniffe — ſpe— 
ciell de8 Maſchinenbaues — nach der Begründung vorftehender Behauptung, 
indem wir gleichzeitig den Unterſchied zwilchen dem Lehrlingsweſen vor der 
Gewerbefreiheit und dem Lehrlingsweien unferer Tage mit in den Kreis 
unjerer Betrachtung ziehen. 

Die Kinder verlafien mit 14 Jahren die Volksſchule und befinden jid) 
aljo zweifellos in einem Alter, wo der Knabe vor Allem einer erzieheriichen, 
wohlwollenden Leitung bedarf. 

Diefe Leitung kann fih nicht allein auf die Anlernung zu manueller 
und mafchineller Fertigkeit erftreden follen, fie muß vielmehr aud darin ihre 
Aufgabe erbliden, dem jungen Menfchen zu zeigen, daß er fid) fein Gewerbe 
nicht nur in fo weit nothdürftig zu eigen zu machen habe, als es genügt, 
ihm fein Brod als einfacher Leiftenarbeiter zu fihern, fie muß ihn vielmehr 
unausgefegt anfpornen. in dem gewählten Beruf die denkbar größte Geſchick— 
lichkeit zu erringen. 

Nur wo diefer Grundfat befolgt wird, ift e8 denkbar, daß Die Jugend 
die rechte Luft und Liebe zu ihrer Sache gewinne, nur dadurch wird fie ein= 
ſehen Iernen, daß nur jahrelang fortgejegter redlicher Fleiß und arbeitsfrohes 
Mühen die Mittel find, welche hervorragende tüchtige Männer aus ihr heraus— 
bilden werben und fie wird jo allein begreifen, daß tiefe, gründliche Kenntniß 
de8 Gewerbes nur befähigt auch ihre materielle Zukunft vollftändig zu fihern. 
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Fügen wir endlich noch an, daß auf einem andern Wege auch die Ueber- 
leitung vom bloßen handwerksmäßigen Gewerböbetrieb zum „Kunſtgewerbe“ 
undenfbar ericheint. 

Die Sorgfalt, welche, wie oben ausgeführt, al8 eine Pflicht Der arbeit: 
gebenden Perjonen ericheinen fol, muß nun füglich Dadurch weiter geführt 
werben, daß der nur mit dem nothmwendigften Wiſſen aus der Volksſchule ent: 
laſſene Knabe angehalten werde, auch feine geiftige Fortbildung nicht aus dem 
Auge zu verlieren, wozu Fortbildungs- !) und Sonntags-Schulen ja faft aller 
Orten Gelegenheit bieten. 

Der Lehrling muß durch wäterlihen Hinweis auch zu der Ueberzeugung 
gebracht werben, daß Tüchtigfeit im Beruf nicht allein das Ziel feines Stre— 
ben3 fein dürfe, daß fie vielmehr gepaart fein müfje mit poſitivem geiftigen 
MWiffen, um einen fih in allen Lagen des Lebens zurecht findenden, nüchtern 
überlegenden und darum gefitteten und verftändigen Mann und Staatsbürger 
aus ihm beranzubilven. 

Wie man mit Recht der Klein und Bielftaaterei Deutichlands das 
Zeugniß auszuftellen hat, daß fie wejentlih in früheren Jahren dazu beige: 
tragen habe, Kunft und Wiſſenſchaft zu pflegen, jo kann der Unbefangene 
auch den in die Seßtzeit nicht mehr pajjenden „Zünften‘ die Anerkennung 
nicht verfagen, daß fie bis zur Zeit ihrer Aufhebung und bis zur Entwidelung 
der Großinduftrie jene erzieheriſche Thätigkeit mit großer Hingabe ausgeübt. 

Der junge Mann, welcher zu einem Handwerksmeiſter in die Lehre trat, 
fühlte fi, nachdem er unter Beobachtung gewiſſer Geremonten vor den ver: 
ſammelten Zunftmeijtern in die „Innung“ aufgenommen worden war, zur 
betreffenden Corporation gehörig, er wußte aus den ihm vorgelefenen Zunft: 
gejeten, daß es ungemein ſchwierig fei, zu einen andern Meifter oder gar zu 
einem anderen Gewerbe iiberzugehen, er war ſich ferner bewußt, feinem Meeifter 
Reſpect und Gehorfam ſchuldig zu fein und aus dem ihm eingehändigten 
Berhaltichein entnahm er, daß er ſich auch den Gefellen gegenüber eines be- 
jcheidenen und gefitteten Betragens zu befleigigen habe und daß e8, wenn er 
fih in irgend weldem Bezuge etwas zu Schulden fommen laſſe, an Mitteln 
und Wegen nicht fehle, ihn zum Fleiß, Aufmerkſamkeit und gutem Verhalten 
zurüdzuführen. 

Sein Ehrgeiz war, bei feinem Gefellenwerden ein möglichft ſauberes und 
vollfommenes „Geſellenſtück“ aufmeilen zu fönnen und er mußte beftrebt fein, 
auch feinem Lehrmeifter die Genugthuung zu verichaffen, daß ihn der Lestere 
den verfammelten Innungsgenofjen als einen tüchtigen Arbeiter vorftellen 
fonnte. — . 

Die „Zunftgeſetze““ bewegten ſich durchgängig in übereinftimmenden Bor: 
Ichriften und es möge hier ein „Berhaltichein für Lehrlinge‘ der Chemniger 
Weberinnung Pla finden, wie diejelben noch kurze Zeit vor Erlaß der neueren 
Gewerbegeſetzgebung gang und gäbe waren. 


1) Kortbildungsfhulen find durch Geſetz vom October 1874 im Königreich 
Sachſen für das Alter bis zu 17 Jahren obligatorifch eingeführt. 
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Derjelbe lautet wörtlich : 
Verhaltungs-Vorſchriften für einen Lehrling. 


Es bat jeder Weberlehrling 

1) eines frommen und fittlichen Lebenswandels fich zu befleißigen, den 
Gottesdienft an Sonn= und Feiertagen nicht zu verfäumen, alle unfittliche 
Geſellſchaft zu vermeiden und ſich des Beſuchs öffentlicher Schankhäuſer 
oder Zanzbeluftigungen während feiner Lehrzeit gänzlich zu enthalten ; 

2) Jedermann, insbejendere feinem Meifter und andern ihm vorgefegten 
Perjonen, wie aud den mit ihm in Arbeit ftehenden Gefellen mit gebüh- 
render Achtung und Beſcheidenheit zu begegnen ; 

3) fih nah $ 8 Gapitel 1 der Generalinnungsartifel treu, fleißig, ehr- 
lich und gehorfam zu verhalten, ohne geſetzlich gegründete Urſache nicht 
einen anderen Lehrmeifter zu verlangen; — entläuft der Lehrling vor 
Ausgang jener Lehrzeit, jo hat Derſelbe nach $ 9 genannter Artikel für 
jeven Tag, den er auögeblieben, eine Woche über die beftimmte Zeit in der 
Lehre zu bleiben; 

4) die Sonntagsichule fleifig und regelmäßig zu beſuchen und fich den 
Disciplinargefegen dieſer Schule zu unterwerfen, überhaupt fid) zu beftreben, 
nügliche Kenntniffe aller Art zu erwerben; 

5) ohne feines Meiſters Vorwiſſen und deſſen ausprüdlich hierzu erlangte 
Erlaubniß, aus deſſen Behaufung ſich nicht zu entfernen und wenn ihm 
von feinem Meifter in einzelnen Fällen hierzu Erlaubniß ertheilt werden 
I zu der ihm beftimmten Zeit fich pünktlich wieder bei demſelben ein- 
zufinden ; 

6) Dasjenige, was in jeined Meifterd Werfftatt oder Familie vorgeht, 
* auszureden, vielmehr aller Klatſchereien ſich gänzlich zu enthalten; 
endlich | 

7) mit Feuer und Licht auf das Sorgfältigfte umzugehen, damit nicht 
durch feine Fahrläfiigkeit Feuersgefahr entftehe; 

8) bat derfelbe feine Lehre treu und ehrlich ausgehalt.n, jo ſoll er nad) 
Borzeigung der Gefellenprobe (wenn diefelbe für gut erfannt wird) und 
diefe8 Aufdinge= Scheine von der Lehre frei und zum Geſellen geſprochen 
werben. 

Nachdem nun N. N. aus N.N., geboren den. ...... diejen Ber= 
haltungsvorschrieften treulih nachzukommen handgebend gelobt hat, fo ift 
derfelbe im Duartal Faſtnacht untenangelegten Tages vor offener Lade 


zum 
: MWeberlehrling auf 3 Jahre 
bei Meifter N. N. 
aufgedingt worden, was hiermit beſcheinigt wird. 
Chemnig, den 7. März 1860. 


(gez.) N. N., Obermeifter. 
N. N., Handwerksſchreiber. 
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Zur Jetztzeit zurückkehrend, jo fann ein unparteiiſches Urtheil der Groß— 
induftrie den Vorwurf jchwerlich eriparen: daß fie e8 zwar verftanden, die 
von dem Kleingewerbe herangebilveten Arbeiter auszunugen, daß fie aber jo 
gut wie gar nichts für das Lehrlingsmelen gethan Hat, und daß ihr zur 
feiner Zeit in den Einn kam, fie habe bei der Beſchäftigung jugendlicher 
Arbeiter auch die Verpflichtung: vdenjelben eine folde Aufmerffamkeit zu 
widmen und foldhe Beranftaltungen zu treffen, welche geeignet ſeien, aus der 
Jugend leiftungsfähige und gefittete Männer zu erziehen. 

So lange die Großinduftrie noch in ihren Anfängen neben den Zünften 
beftand, waren e8 die in den Fabriken arbeitenden Handwerksgeſellen, melde 
auf die neben ihnen arbeitenden Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter noch einen 
wejentlih günftigen Einfluß übten, indem fie ſich aus alter Gewohnheit der 
jungen Burſchen annahmen und, wenn der Werkmeiſter anderswo beichäftigt 
war, auf ordentliche Leiftungen, wie auf Zucht und Ordnung hielten. 

Nachdem die früheren Handwerksgeſellen aber mit der Zeit die Minder— 

heit der Fabrifarbeiter geworben, weil die in den gejchlofienen Etabliffements in 
Lehre geftandenen Gehülfen herangewachſen waren und weil die Induftrie begann, 
bereitwilligft auch ſolche Leute aufzunehmen, welche vorher allen möglichen 
Berufsklaſſen angehört hatten, änderte ſich das Lehrlingsweſen weiter bedeutend 
zu jeinem Nachtheil. 
; Die früheren Fabriflehrlinge fümmerten fi wenig um die num neben 
ihnen aufwachjenden neuen Lehrlinge und vie Iegterwähnten Arbeiter konnten 
es gar nicht. Diefe wirkten vielmehr oft geradezu demoralifirend auf die 
jungen Leute. Waren fie doch jelbft nur „Handarbeiter‘‘, weil fie in ihrem 
früher eigentlich erlernten Handwerk meift Stümper geweſen waren und oft 
nur um deswillen Unterfommen in den Yabrifen gefucht hatten ! 

Konnte der Lehrling von dem neben ihm beichäftigten älteren Manne 
alfo etwas Iernen? Oft gewiß nicht, war er doch häufig der relativ Geſchick— 
tere von Beiden. — — 

Und wie ftand e8 mit dem moralifchen Einfluffe, den dieſe Leute auf den 
jungn Mann ausübten? Meift herzlich ſchlecht, wie jchon vorher "ange: 
deutet. 

Selbft wenn er gewollt hätte, war ein folder Mann nicht im Stande, 
dem Lehrlinge jo gegenüber zu treten, wie e8 der Gefelle in der Werfftatt 
des Meifterd that. Und darum bildete fich ein mehr collegiales Verhältniß 
heraus, welches für den jungen Lehrling gewaltige Schattenjeiten aller Art 
hatte. Anjcheinend unweſentlich, aber dennod von meittragender Wirkung ift 
z. B. das oft zu hörende vertrauliche „Du“, welches ein 17jähriger junger 
Menſch mit älteren, längſt verheiratheten Männern wechſelt. 

In dieje ſolchermaßen bereit8 vielfach untergrabenen Zuftände warf nun 
die Socialdemocratie ihre finnverwirrenden Aufregungen. 

Die Lehrlingswelt zeigte fih vor allen Anderen am empfänglichiten für 
die Lehren der foctaliftiichen Beglüder und wir führten bereit8 oben an, wie 
gerade die Jugend die befannten „Volksverſammlungen“ frequentirt. 

Bedarf e8 nun noch des Beweiſes, daß die Großinbuftrie zu gutem 
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Theile verantwortlich zu machen ift für die fo fehr zu beflagende Vernach— 
läſſigung des Yehrlingsmelens, jo wird ein einfacher Hinweis auf die hiefigen 
Fabrikverhältniffe dafür Leicht genügen. 

Sp viel und befannt geworden, giebt e8 unter den circa 20 Mafchinen- 
fabrifen und Gießereien in Chemnig nur 4, welche überhaupt noc Lehrlinge 
contractlich aufnehmen. 

Die. Uebrigen, und darunter fehr bedeutende, befafjen ſich gar nicht mit 
dem SHeranbilvden von Yehrlingen, fie begnügen ſich vielmehr Tieber mit den 
oben erwähnten ungejchulten Gehülfen und jugendlichen Arbeitern, denen fchon 
in Zwang, welcher ihnen als Fabriklehrling auferlegt werden müßte, zu 
viel iſt. 

Man begegnet bei Nachfragen diesbezüglich Häufig der Anficht, derartige 
„Hände ſeien die billigeren, einer Meinung, melde wir in Anbetracht, daß 
der nur jchablonenmäßig zu verwendende Mann unmöglich fo gut, fo fchnell 
und vor allen Dingen jo vielfeitig wie ein gründlich angelernter Gehülfe in 
feinen Leiftungen ſein kann, nicht zu theilen im Stande find. Käme aber 
aud für die gröberen Arbeiten wirklich noch nicht einmal jo viel darauf an, 
wer fie macht, jo fragt e8 ſich doch jehr, ob dadurch die Leiſtungsfähigkeit der 
Geſammtinduſtrie nicht implicite ganz bedeutend geſchädigt wird. 

Und allerdings meinen wir Ddiefe Frage unbedingt bejahen zu müffen, 
denn es ift eine nicht zu beftreitende Thatſache, daß die wenig qualificirten 
Arbeiter eine bedenklich hohe Ziffer erreicht haben, daß fie gerade Die erorbi- 
tanteften Lohnforderungen ftellen, und daß durch ihre wenig befriedigenden 
Leiftungen vorab einmal die Concurrenz der Hleineren Etablifjements gegen 
die großen Fabriken ungeheuer erjchwert wird. 

Je größer die Zahl der Arbeiter eines Werkes ift, um jo leichter wer- 
den die Pfulcher von den guten Arbeitern übertragen werden fünnen, wenn 
der Fabrikant und feine Werkmeifter anders richtig zu disponiren verftehen — 
eine Combination, deren der Hleinere Induſtrielle entbehrt. 

Wenn aber jeder Unterfommen findet, der einen Entlaffungsichein als 
Schraubftocarbeiter, als Dreher, Hobler oder Gießer produciren fann, ohne 
über feine Befähigung und die Zeit, welche er auf das Erlernen feiner Spe— 
ctalität verwandt hat, befragt zu werben; wenn dann während der fich über- 
jtürzenden Entwidelung der Testen Jahre der Arbeitermangel darüber hinmeg- 
jehen Hilft: daß man fo viele Leute befommt, deren Leiſtungen unter die 
Mittelmäßigkeit zu tariren find, Jo darf es nicht wundern, daß das ſchließliche 
Kefultat ein ſolches wird und bereitS geworben ift, welches die junge In— 
duftrie Deutfchlands in ihren Keimen zu erftiden droht, weil andere Yänber, 
jpeciell England, über einen ftetigeren und fachkundigeren Arbeiterftamm 
verfügen. 

Wie wir oben die Lehre, des Knaben zur Zeit der Zünfte genauer 
verfolgten, jo wollen wir nunmehr einmal die Ausbildung des Lehrling in 
der heutigen Großinduftrie betrachten. 

Richten wir und auch hier wieder vornehmlic, nach den Mafchinenfabrifen 
unferer Stadt Chemnitz, fo conftatiren wir vorab jehr gern, daß die wenigen, 
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welche Lehrlinge auszubilden juchen, um jo mehr Anerkennung verdienen, al8 
ihre Zahl eine jo verſchwindend Feine und daß dieſe Anerkennung auch eine 
um jo Bereitere fein muß, als ja gewiß viel Aerger und Verdruß damit ver- 
bunden ift, 

Dennoch aber halten wir die Art, wie die Lehre beichaffen ift, nicht für 
eine jolche, welche den jungen Burfchen die rechte Liebe zum Berufe, und jenes 
auf fittliher Grundlage beruhende Streben einzuimpfen geeignet fei, und wir 
werden verjuchen, in Nachfolgendem den Beweis zu führen, daß man fid 
auch dort faft ausnahmslos viel zu wenig um die Lehrlinge befümmert und 
ihnen keineswegs die Sorgfalt ſchenkt, die man ald eine felbftoerftändliche 
Miffton des Lehrherrn dem Lernenden gegenüber auffaffen ſollte. Alſo. 

In dem zwiſchen dem Fabrikheren und dem Vater oder Vormunde des 
Knaben gemwechjelten Contracte wird die Lehrzeit feftgefett, der Lohn genannt 
und weiter find die Beftimmungen darın getroffen, welche zur Innehaltung 
der Bereinbarung nöthigen ſollen. Dann wird der junge Mann in die Werf- 
ftatt eingeführt und einem Werfmeifter übergeben. 

Iſt num dieſer Werkmeifler ein verftändiger Mann, jo wird er gewiß 
darauf jehen, daß aus dem Knaben ein tüchtiger Arbeiter werde, vorausgeſetzt 
freilich, daß der Lehrling ſich feine Sache angelegen fein läßt und fich nicht 
als ein Solcher zeigt, der Dank den ſchon erwähnten ungünftigen Einwirkun— 
gen, ein gut Theil der Bemühungen feines Werkmeiſters contrecarrirt. 

Niemand anders kümmert fih jonft um die Ausbildung des jungen 
Menſchen. 

Ob derſelbe Etwas lernt, ob nicht, ob er beſtrebt iſt, ſich allgemeine 
Kenntniſſe zu erwerben, welche ihn befähigen, ſpäter auch ein nützliches Mit— 
glied der Geſellſchaft und ein guter Staatsbürger zu werden, ob er außer— 
halb der Fabrik ein gefittetes oder ein Liederliches Leben führt, darnach fragt 
fein Menſch, genug, daß er ſich in dem Etablifjement feine groben Verſehen 
zu Schulven fommen läßt und die Fabrikordnung befolgt. 

Es jet und geftattet, an Ddiefer Stelle noch ein Wort über die demora— 
liſirenden, verderblichen Einflüffe zu jagen, welden die jugendlichen Arbeiter 
und Lehrlinge von der hierort8 unter den Arbeitern domintrenden ſoeialdemo— 
eratiichen Partei ausgeſetzt find. 

Zuvörderft werden die jungen Leute von ihren Nebenarbeitern zum Ein: 
tritt in die Vereine aufgefordert und fie folgen natürlich meift diefem Auf, 
ſchon weil fie jung find und das Neue fie reizt. 

Wie bereitd oben erwähnt, befuchen fie nun zunächſt die Parteiverfamm- 
lungen mit einem Eifer, der einer befjeren Sache werth wäre, und dort lau— 
ichen fie mit Andacht den aufreizenden, gegen alles Beftehende gerichteten Re— 
den, fie nehmen begierig die Berhetungen in ſich auf, melde gegen das ganze 
Fabrikantenthum ſyſtematiſch Tosgelaffen werden und fie müßten Fiſchnaturen 
jein, wenn fie nicht Leidenichaftlih davon aufgeregt würden. 

Das Weitere bejorgen dann nod) die nicht feltenen Feſtlichkeiten, welche 
von der Partei arrangirt werben, und in denen ein Programm abgewicdelt 
wird, defjen einzelne Theile immer das gleiche Ziel im Auge haben, einerlei 
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ob fie im Gewande won „Feſtreden“, Declamationen, Geſangsvorträgen oder 
Mafjengefängen demſelben Vorſchub Leiften follen. 

Das Ende vom Liebe aber ift: Der Burjche wird von ben jefuitifchen 
Beftrebungen der focialiftiichen Agitationsweife dahın gebradit: daß er nicht 
allein gegen jeine VBorgefegten, ſondern aud gegen feine eigenen Eltern wider- 
Ipänftig und ungehorfam wird, und zum Wenigften erblidt er in feinem 
Lehrmeifter nicht länger den Dann, der ihn, den unerfahrenen jungen Men- 
jhen, berufen jet, da mit Ernſt und Strenge zu behandeln, wo Zucht und 
Streblamfeit im Argen Tiegen. | 

Wir können verfichern, daß es oft vorkommt, daß Eltern fih an den 
Lehrmeifter ihre8 Sohnes mit der dringenden Bitte wenden, allen feinen Ein: 
fluß aufbieten zu wollen, um den Jüngling von dem betretenen Wege ab: 
zulenfen. 

Wir glauben alfo, der Beweis über die verberblichen Folgen der focia- 
liſtiſchen Lehre auf das jugendliche Gemüth ift damit genugfam geführt und 
die Gründe hinreichend angedeutet, welche die Zukunft gefährden, wenn die 
heutigen Knaben einmal zu erwachjenen Männern herangereift fein werben. 

Ber aller hohen Achtung, welche den Berfafler für die deutſchen 
Gewerkvereine befeelt, bet feiner ungetheilten Sympathie, melde ihm 
die Beftrebungen derſelben neuerdings abgewannen, glaubt er doch an diefem 
Drte darauf aufmerffam machen zu follen, daß aud diefe dem „Lehrlings- 
weſen“ nicht den richtigen Vorſchub Ieiften In ihrer Nachbildung der eng: 
lichen „Trades- Unions“ haben fie eine ganz wejentliche Beſtimmung der— 
jelben ganz außer Acht gelafien. 

In Die „Trades- Unions‘ werden nur ſolche Arbeiter aufgenommen, die 
nachweifen können, 7 Jahre in ihrem Gewerbe gearbeitet, beziehungsweile 
gelernt zu haben, ja einige jener Vereine verlangen von dem Aufnahme» 
juchenden ſogar ven Nachweis des Verdienftes eines beftimmt normirten Yohn- 
fages, um ſich auf diefe Weiſe der Berufstüchtigfeit des Betreffenden zu ver: 
gewiſſern. 

Vielleicht bedarf es an maßgebender Stelle nur einer Anregung, um die 
Gewerkvereine zu beſtimmen, eine Einrichtung zu beſeitigen, die wir an der 
Hand des Vorgeſagten für eine Schädigung des Lehrlingsweſens halten. 

Kehren wir zu dem Fabriflehrling zurüd. 

Die ſchädlichſte Nachbarſchaft deſſelben find jugendliche Arbeiter, welche 
feine Lehre beftanden haben, feine durchmachen wollen und gleichwohl nicht 
felten einen beträchtlich höheren Lohn beziehen als der Lehrling. Oft ift der 
Lehrling der Aeltere von Beiden. 

Bergleihe werden fortwährend gemacht. Hier führen fie zur Unzufrie— 
denheit des Lehrlings. Auch gewinnt der Gedanke Raum bei ihm, Daß er 
doch eigentlich auch nicht nöthig habe, eine lange Lehre zu beftehen und daß 
er ja einfach Durch Brechen feines Contractes zu befjeren Löhnen gelangen könne. 
Darüber aber kann fih am Ende Niemand wundern. Fehlt doch bei ven 
Meiften die Einficht, dag nur eine gründliche Lehre zu alljeitiger Ausbildung 
führe und daß nur eine ſolche fie ferner befähigt neben guter Arbeit — zu 
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der es ſchließlich auch der einfeitig gedrillte Arbeiter in feiner Specialität 
bringe — auch ſchnell und gewandt das Verlangte zu leiften, Erfolge, die 
ihm allemal eine bevorzugte Berdienftftellung neben den Andern fichern. 

Neben der Großinduftrie (wir Iprechen ſtets einzig und allein won ber 
Geſammtheit und nie von den Fabrikanten felbft) muß man die Eltern we- 
fentlich mit für den ſchlimmen Zuftand der Dinge verantwortlih machen. Die 
Meiften verjäumen durchgehende, ihre Söhne zu Zucht und Ordnung anzu: 
halten. Ste follten doch wahrlih, wenn ihnen da8 Wohl der heranwachſen⸗ 
den Kinder warm am Herzen läge, darauf halten, daß die jungen Burſchen 
ihre freie Zeit auf den Belud der Handwerker -Sonntagsjdulen ꝛc. ver- 
mendeten. Wie viel oder richtiger wie wenig das geichieht, erhellt aus fol- 
genden Zahlen. 

Im Gejhäftsjahre 1872/73 waren 1896 Zöglinge in der von dem 
hiefigen, um das Fortbildungsichulmefen hochverdienten, „Handwerkerverein“ eta= 
blirten Sonntagsſchule — im Gefchäftsjahre 1873/74 deren 1856. Die Ge- 
fammtzahl der in unferer Stadt arbeitenden jugendlichen Arbeiter und Lehr- 
linge iſt zur Zeit noch nicht ermittelt, ſoll aber eheften® nachgetragen werben. 

Dem gegenüber informire man ſich über die Frequenz der Tanzlocale 
und den frühzeitigen Contact der Geſchlechter in finnlicher Ausſchweifung. 
Man wird dann — und das ift unter Umftänden noch das Günftigfte — 
einen Begriff befommen, wie unüberlegt Arbeiterehen geſchloſſen werden. 

Zwingt nicht die noch bevorftehende Soldatenpflicht zu mehrjährigen 
Aufſchub, jo werden fie vielfach eingegangen, bevor die Mittel zum ange- 
mejjenen Erhalt der Familie verdient werden, und was daraus wird, fann 
man täglich und ftündlich beobachten. 

Der junge Mann ift übrigens hier auch noch um beswillen ein Opfer 
der beitehenden Einrichtungen, weil er in unreifen Jahren mehr Geld in die 
Hände befommt, als der vom Handwerk ausgebildete Lehrling, defien Peiftun- 
gen gegen die ihm von feinem Meifter gegebene Koft und Wohnung ohne 
weitere baare Bezahlung gerechnet werden. — — 

"Wir erinnern und in Bezug auf die Fortjchritte, welchen auf der Wiener 
Weltausftellung in manchen Branden der deutſchen Induſtrie unter Vergleich 
zu denjenigen Englands und Frankreichs nachgeforicht wurde, wenig Tröft- 
liches gehört zu haben und überall faft werben Klagen darüber laut, daß 
die Concurrenzfähigfeit Deutichlands auf vielen Gebieten geſchädigt jet. 

Wie kann dem entgegengewirkt werden? Doc wohl nur durch die An— 
ſpannung aller Kräfte im induftriellen Betriebe. 

Derjelbe muß ſich in allererfter Linie die Gewinnung tüchtiger, leiſtungs— 
fähiger Leute zur Aufgabe machen und wird dann wie von felbft auch der 
Hebung des Lehrlingsweſens feine Aufmerkſamkeit ſchenken. Er wird, wie wir 
vertrauen, dabei auch zu der Ueberzeugung gelangen, daß e8 nicht die Höhe 
der Löhne an ſich ift, welche die Goncurrenzfähigfeit mit andern Ländern er= 
jchwert, jondern daß die Repartition der Koften auf das einzelne Product 
der Fabriken die Schuld an der Bertheuerung der inländiſchen Induſtrie 
trägt. 
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Berdienen gute engliſche Arbeiter doch bedeutend mehr und find doch die 
Preife der dortigen Yabrifate trogdem nicht unmelentlich billiger ! 

Da nun die Berhältnifje der Neuzeit den veralteten Zunftgeſetzen, die 
im Stande waren, die Zahl der Meifter, der Gejellen und Lehrlinge nad) 
der jeweiligen Größe der Städte feftzufegen, ein abjolutes Ende bereitet haben, 
und da der erleichterte Verkehr Jedem geftattet, jeine Einkäufe da zu verfor- 
gen, wo er feine Convenienz findet, jo wird der Conſument auch die Quellen 
des Auslandes aufzutreiben verftehen, wo ihm das eigene Land nicht volle 
Befriedigung bietet. 

Es könnte num den Eindrud machen, als ob wir und zu jehr von den 
Beobachtungen hätten leiten laſſen, welde uns am biefigen Orte aufge 
ftoßen ſeien. 

Dem gegenüber verweilen wir auf Harkort's „Arbeiterfpiegel”, in 
welchem gejagt ift, daß e8 bereits viele Maſchinenfabriken gebe, welche ihre 
Arbeiter entlaffen und mit von auswärts bezogenen Mafchinen handeln, meil 
fie nicht mehr im Stande feien, für den Bezugspreis jelbft zu fabriciren. 

Erhöhte Gewerbthätigfeit muß unſerem Yande erjegen, was andere in 
dem natürlichen Reichthum ihres Bodens befigen und es ift daher eine abfo- 
lute Lebensfrage, daß für die Ausbildung der Gewerbsgehülfen Fürſorge ge— 
troffen, Mißſtände abgejtellt werden. 

Jeder Berufene jollte ſich für moraliſch mitverantwortlic erachten und 
jein Augenmert auf die Heranbildung eines tüchtigen, gebildeten Arbeits- 


ftande8g — und zwar ſowohl im Handwerfe wie in der Großinduftrie — 
richten. Faſt jeder Erwachjene fann ja je nad) feiner Stellung — auch der 
iheinbar heterogenften — in dieſer oder jener Weiſe fein Scherflein zur 


Sicherung diefer günftigeren Zukunft beitragen. 

Indem wir hiermit unjere Erwägungen ſchließen, weiſen wir noch ein= 
mal ausdrücklich darauf hin, daß es und im feiner Weiſe in den Sinn ger 
fommen ift, eine andere als die Gefammtheit betreffende Kritik zu üben. 
Wir hatten nirgend einzelne Etabliſſements oder gar deren Befiter und 
Directoren im Auge, die Großinduftrie als foldhe und der Standpunkt, auf 
den fie durch den Aufbau der Zeitverhältniffe nach und nad) der vorliegenden 
Frage gegenüber gerieth, war vielmehr der einzige Boden, auf dem wir und 
bewegten und wenn wir und faft asichlieglich mit der Maſchi nenbranche be: 
Ihäftigten, jo war der Grund davon der, daß fich an diefer die Beobachtungen 
am ſchärfſten verfolgen lafien. 

Aus gleiher Urfache hielten wir und weiter von einem gleichzeitigen 
Eingehen auf das „Handwerk“ fern. 

Wir gelangen nun zu folgenden Vorſchlägen: 

1) Die Großinduftrie derjenigen Branden, melde unter ihren Gehülfen 
Solche hat, deren Beichäftigung nicht in bloßer mechaniſcher Beauf: 
fihtigung von Maſchinen befteht, darf jugendliche männliche Arbeiter 
nur als „Lehrlinge aufnehmen und fie ıft verpflichtet, für Deren fach— 
mäßige Ausbildung zu forgen. 

2) Ye nad der Branche wird die Dauer der Vehrzeit auf Grund der in 
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* — gemachten Erfahrungen (Uſancen) in geeigneter Weiſe 

eſtgeſetzt. 

Die Innehaltung der Lehrzeit wird für beide contrahirende Theile 

durch das Geſetz garantirt — beziehungsweiſe iſt das Verlaſſen oder 

die Kündigung der Lehre auf angeſtellte Klage der Entſcheidung der 

Behörde unterſtellt. 

Die Lehrlinge haben bei ihrer Losſprechung: 

a) einen Lehrbrief ihres Arbeitgebers oder Meiſters; 

b) ein Zeugniß über regelmäßigen Beſuch von Fortbildungs- oder 
Sonntags⸗Schulen u 

bei der Behörde des Ortes, in weldem fie ihre Lehrzeit abbielten, 

vorzuzeigen und beglaubigen zu Laffen. 


3 


— 


— 


4 


Nachtrag. 


Erwägungen dejlelben vom Standpunkt des Handwerks aus. 


ALS ſich Verfaffer dieſes Berichtes zuerft mit dem Material für den— 
jelben bejchäftigte, wünfchte er feinen Gegenftand nach zweifacher Seite beleuch— 
ten zu fünnen, 

Die Eine hat er, wie worftehend, zu erörtern vwerfucht, wegen der Anderen 
wandte er ſich an feine Freunde im hiefigen „Handmwerfer- (Gemwerbe:) 
Verein“ und erhielt auch freundliche Zulage ihrer Mithülfe. 

Da aber der Vorftand des „Vereins für Socialpolitik“ die baldige Ein- 
jendung des Manuferipts wünfchte, jo mußte daſſelbe Mangels Zeit in der 
oben gejchehenen Weife verfaßt und abgejchloffen werben. 

Nun geht mir nachträglich noch die dankenswerthe Arbeit einer fr 
meinen diesbezüglich geftellten Antrag vom „Handmerfewverein ernannten 
Commiffion zu und ich beeile mich, deren Bericht hier wörtlich anzufügen. 

Ich komme dieſer Pflibt um jo Lieber nach, als troß der ganz ver- 
Ichiedenen Ausgangspunfte unferer Betrachtungen dody eine große innere Ver: 
wandtichaft zwilchen Beiden eriftirt, die beiderjeitigen Folgerungen zu faſt 
gleichen Zielen führen und, al3 einander ergänzend, zu betrachten fein dürften. 

Das Gutachten lautet: 

Die zur Beantwortung vorliegende Frage iſt in drei Theile zerlegt, 
und zwar: | 

1) Welche Beränderungen haben fi jeit Auflöjung der 
alten Gewerbeverfaffung in der Lage der Lehrlinge in 
Deutihland in der Groß- und Kleininduftrie vollzogen? 

Ber der Kleininduftrie, dem Handwerke, haben ſich die Berhältniffe im 
ee nah Einführung der neuen Gewerbeordnung wejentlich ver: 
chlechtert. 

Die alten Innungen, ſo ſehr ſie ſich überlebt hatten, und ſo ſehr es 
hohe Zeit ward, mit ihnen zu brechen, und dem Handwerk diejenige freie 
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Bewegung zu Ichaffen, welcher e8 bedarf, um unter den fortgefchrittenen Ver: 
hältnifjen der Großinduftrie neben diefer noch beftehen zu können, übten aber 
Berade auf Das Lehrlingsweſen einen günftigeren Einfluß aus, als die an die 
Stelle getretene Ungebundenheit der jungen Leute, welche ſich in der Lehre 
vorbereiten jollen zu tüchtigen Arbeitern und Staatöbürgern. 

Ber den Innungen war e8 Regel, daß der Lehrling Wohnung und 
Nahrung von feinem Yehrmeifter erhielt, er wurde dadurch gleichſam ein Fa— 
milienglied, er fonnte neben feiner Fachbildung in feinen übrigen Handlungen 
und in feiner Führung nicht allein vom Lehrmeifter, ſondern von deſſen ganzer 
Familie überwacht werben. 

Nah Einführung der neuen Gewerbeordnung hat fich ein großer Um: 
ſchwung bierin vollzogen, namentlid) in größeren Städten. 

Ein großer Theil der Eltern zieht es jetzt vor, die Söhne in ihrer 
Wohnung und an ihrem Tiſche zu behalten und diefelben nur während der 
Arbeitäzeit dem Lehrmeifter zu überlafien; die Yegteren, in der Meinung, 
hierdurch eines großen Theils der Auffichtsführung über den Lehrling enthoben 
zu fein, gehen meift auf diefen Wunſch ein und hierdurch entfteht ein Ver— 
bältniß, welches dem Lehrmeifter anfcheinend bequemer ift, da er nur während 
der Arbeitözeit den Lehrling zu beauffichtigen hat, dem Lehrling aber gewährt 
e8 einen größeren Theil Freiheit, als wenn er feine Wohnung bei dem 
Meifter hat. 

Hierzu kommt noch gegen früher ein entgegengeſetztes Verhältniß in 
Leiftung und Gegenleiftung. | 

Sobald der Lehrmeifter dem Lehrlinge Wohnung und Koft giebt, macht 
er in den allermeiften Fällen Anſpruch auf eine Entſchädigung, wenigſtens für 
das erfte Jahr, in welchen der Yehrling nicht jo viel verdienen fann, als 
jein Unterhalt koſtet, er verlangt aljo ein mäßiged Lehrgeld. Nach dem 
jegigen Brauche muß jedoch der Meifter vom Beginn der Lehrzeit an dem 
Lehrling einen Lohn zahlen. Nimmt er nun einen Durchſchnittslohn auf die 
anze Yehrzeit, welchen er von Anfang bis zu Ende in gleicher Höhe giebt, 
fo ift der Lehrling in der erften Hälfte der Lehrzeit wohl zufrieden; jobald 
er jedoch fühlt, daß er in feinen Leiftungen vorjchreitet, tritt Unzufriedenheit 
ein und hierin werden Die jungen Leute zumeift von ihren Eltern unterftütt. 
Man denkt nicht mehr daran, daß der Lehrling in der erften Zeit gar nicht 
im Stande war, den Durchſchnittslohn zu verdienen und dazu fommt nod), 
daß die Eltern dem Sohne die Freiheit geftatten, ſich Genüffen hinzugeben, 
zu Deren Befriedigung Geld gehört, und da ift e8 denn auch nicht zu ver: 
wunbern, wenn diefe jungen Leute, lange vorher ehe die Lehrzeit abgelaufen ift, 
dem Lehrmeiſter, ohne ein Wort zu verlieren, den Rüden fehren und fid) 
als wohlbeftallte Gejellen bei einem anderen Meifter Arbeit ſuchen. Wer 
aber fann fie an foldem Gebahren hindern, wenn es die Eltern nicht thun? 
Niemand! — Denn ed giebt feine Behörde, bet welcher der Meifter Recht 
ſuchen kann, ſelbſt wenn er einen bündigen Lehrcontract gemacht hat, wozu 
aber auch weder der Lehrmeifter noch die Eltern große Yuft bezeigen, eben 
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weil feine Behörde vorhanden ift, die Abhülfe Ichaffen fann, wenn von der 
einen oder anderen Seite über Verlegung des Contracted geflagt wird. 

Zahlt der Yehrmeifter dagegen einen Lohn nach dem jeweiligen Werthe 
der Arbeit des Lehrlinge, jo geht es in der zweiten Hälfte der Lehrzeit etwas 
beffer, dafür aber hat der Meifter in der erften Hälfte feine Noth und zwar 
hauptſächlich mit den Eltern, weil dieſen der anfangs geringe Verdienſt eines 
jungen Menſchen, welcher noch nicht die geringfte Geſchicklichkeit befigt, zu 
dejjen nothbürftigem Unterhalt nicht genügend erſcheint. 

Die Folgen davon fennzeihnen fih in der Thatſache, daß die gewiſſen— 
haften Handwerker fih immer mehr von der Annahme von Lehrlingen zurüd- 
ziehen umd dieſe den minder ferupulöfen Collegen überlajfen, welche, nur 
ihren Nugen im Auge behaltend, die Kräfte der ihnen anvertrauten jungen 
Leute ausbeuten, jo gut e8 gehen will, wobet ihnen die Theilung der Arbeit 
und die Anwendung von Hülfsmajchinen fehr zu ftatten kommen. | 

Daß aus ſolchen Lehrlingen ſchwerlich tüchtige Gefellen hervorgehen 
fönnen, Liegt jo jehr auf der Hand, daß es eined Beweiſes faum bedarf. 

Ein zweiter, ebenjo großer, wenn nicht noch größerer Uebelſtand entſteht 
dadurch, Daß fich die jungen Leute zu früh einem ungebundenen Leben hin- 
geben, ihren Lehrmeifter verlaffen können, wenn fie jich irgendwie beeinträd): 
tigt glauben, ohne daß fie, außer den Eltern, jemand daran hindern kann. — 

2) Welche Berbejjerungen fönnen mit Erfolg durd die 
freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von 
Arbeiter- und Arbeitgeber Vereinen angebahnt werben? 

Hierauf haben wir nur die traurige Antwort zu geben, daß auf die 
Selbithülfe der Betheiligten nicht zu vechnen if. 

3) Wie kann die Geſetzgebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirken? 

Es ift ein Reichsgeſetz erforderlich, in weldem beftimmt wird, daß: 

1) Eine Behörde geichaffen werde, welche für jeden Ort ein Lehrlings⸗ 
regifter führt — 

2) „Jeder Gewerbtreibende verpflichtet ift, einen angenommenen Lehrling 
nad einer beftunmten Zeit (Ipäteftend 3 Monaten) in das Lehrlings— 
vegifter eintragen zu laſſen — 

3) Bei Eintragung in das Lehrlingsregifter vom Lehrmeifter wie dem 
Vater oder Bormund des Yehrlings ein Lehrcontract unterjchrieben 
werde — 

4) Der Lehrcontract unter Anderem enthalten muß: 

a) die Zeit, auf welche die Lehrzeit beftimmt wird; 

b) Die gegenfeitigen Bedingungen, unter welden ber Lehrling ange 

nommen wird ; 

c) die Bedingungen, unter welchen die Lehre vor Alauf der beſtimm— 

ten Zeit aufgehoben werden fan — 

5) Nach Ablauf der im Contract beftimmten Lehrzeit der Lehrmeifter bei 
der betreffenden Behörde hiervon Anzeige du machen und dieſe dem 
Lehrling ein Zeugniß auszuſtellen hat — 
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6) Bei eintretenden Differenzen zwifchen Lehrmeifter und Yehrling, reſp. 
deſſen Vater oder Vormund, Ddiejelben der betreffenden Behörde zur 
Entſcheidung vorzulegen find und beide Parteien verpflichtet werben, 
vor derielben zu erjcheinen. 

Die in Frage ftehende Behörde würde nach unferer Anficht am zweck— 
mäßigften durdy ein Gewerbeſchiedsgericht mit einem feftangeftellten Vorſitzen— 
ven, welcher dem Nichterftande angehört, zu beichaffen fein. 

Ueber den Hamburger Gewerbeordnungsentwurf und auszufprechen, fin= 
den wir feine Beranlafjung, da er unjeren Anfichten wenig entſpricht. 

Wenn vom Standpunkte der zur Zeit beftehenden Gewerbeordnung gegen 
die obigen Vorjhläge der Einwand erhoben werden jollte, daß die individuelle 
Freiheit dadurch benachtheiligt werde, jo verweilen wir einfach auf Die Be— 
ftimmungen derſelben Gewerbeordnung, in welden der Beſuch einer Fort: 
bildungsichule vom 14—17. Jahre für die aus der Volksſchule Entlafjenen 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt und meinen, daß es nicht nur eben jo zuläfjig, als 
vielmehr ebenjo erforderlich ſei, in Bezug der techniichen Ausbildung der 
heranwachſenden gewerblichen Jugend diefelben vorforglihen Mittel zu ergrei— 
fen, welche die Gewerbeordnung für die geiftige Ausbildung derfelben an die 
Hand giebt. | 


Die zur Beantwortung der Fragen beauftragte Deputation 
des Handwerfervereind in Chemnig. 


Folgen die Unterjchriften. 


T; 
Gutachten 


erftattet bon 


F. W. Brandes, 
Obermeiſter ber Tiſchler⸗Innung in Berlin. 


Ad 1. Welche Beränderungen haben fi feit Auflöfung 
der alten Gewerbe: Berfafjung in der Lage der Lehr— 
linge in Deutjchland inder Groß» und Kleininduftrie 
vollzogen? 

Wenn auch nod ein großer Theil des Handmwerferftandes fih im 

- Allgemeinen an die vor 1869 beftandene Gewerbe Gefegebung Kammern 

möchte, jo ift doc zu bemerken, daß ein beveutender Theil mit der Gemerbe= 

ordnung vom 21. Juni 1869 ſich immer mehr und mehr vertraut macht ; 
dies würde noch mehr der Fall fein, wenn nicht Durch dieſes Gefeg mit einem 

Male die Hauptfundamente der Ordnung niedergeriffen worden wären 

ohne daß an deren Stelle etwas Anderes geſetzt wurde, was die nothwendige 

Ordnung aufredht erhalten könnte. | 

ALS die Verhandlungen über die Gemwerbe-Sefetgebung im Jahre 1868 
im norddeutſchen Reichstage ftattfanden, da war für Die damals jchon mög— 
liche Durchführung der Gewerbefreiheit, in Der jett als Geſetz beſtehenden 
Form, der leitende Hauptgedanfe, daß der Arbeiter: und Handwerferftand 
Deutſchlands ſich bereits auf einer fo hohen Stufe der Bildung befände, daß 
man ihm unbejorgt die größtmöglichen Freiheiten gewähren könne, mindeſtens 
aber die, welche damals ſämmtlich in den Anträgen vorlagen. 

Hätten die Gefetesfactoren auf unfere damals bereits ausgefprochenen 
Bedenken nur etwas gegeben, würde viel Unheil vermieden worden, oder hätten 
fie fi über die Bildungsverhältniffe bei den Betreffenden und zunächſt Be— 
theiligten informirt, würden fie ebenfalls eines Anderen belehrt worden fein. 
Daß es nie zum Heile gereichen fann, erft Freiheit zu ſchaffen, und dann 
Bildung, das wird zur Genüge die Zeit der Prüfung bewiefen haben. Daß 
die Freiheit aber die beften Früchte tragen muß, wenn fie aus der Bildung 
hervorgeht, wird Niemand beftreiten; darum Alles zu feiner Zeit, erft Bildung 
und dann Freiheit. 

Schon als die Berathungen über die Gewerbefreiheit ftattfanden, bildete 
fi) bei dem größten Theile des Handwerkes vom Meifter, Gefellen bis zum 
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Lehrling der Gedanke aus, daß nun Alles aufhöre, was ſonſt in den Kreiſen 
üblich geweſen, daß man machen könnte, was man wolle; daß man nach 
keiner Seite mehr Gehorſam oder Achtung ſchuldig ſei; daß der Eine nicht 
mehr wie der Andere ſei und dergl. unglückſelige Gedanken mehr, die ja 
leider auch von Seiten derjenigen Leute zur Genüge gepflegt wurden, und 
noch werden, denen Ordnung der größte Dorn im Auge war und iſt. Es 
war nicht mehr nöthig, als Arbeitgeber, ſich der Innung oder einem Ver— 
bande anzuſchließen, der Arbeitnehmer ſollte die Arbeit beginnen und verlaſſen 
können nach ſeinem Ermeſſen, wie er wolle, brauche auch keiner Krankenkaſſe 
mehr anzugehören, der Lehrling brauche keine Schule mehr zu beſuchen, könne 
nad) Belieben ſeine Lehrzeit unterbrechen, verlaſſen, den Contractbruch voll- 
ziehen und all dergleichen Commune⸗Ideen mehr. 

Die Ihlimmen Wirkungen des neuen Geſetzes und der dadurch hervor— 
gerufenen Anfichten zeigten fich denn auch bald, wie folgende Zahlen aus ber 
aufgeftellten Statiſtik der Tifchler-Innung und der außer der Innung ftehenden 
Arbeitgeber bemeifen. 

Es eriftirten im Jahre 1860 in und außer der Innung 2028 und 
im Jahre 1875 — 3244 Tifchler » Arbeitgeber. 
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ni et 
der Innung als = en Hit, |gefejriebenen als Meifter | in diefem dieſem Jahre 
Meifter an in er | a haben ihre | traten in — außer der 
den Jahren vom Ss Wr einf drei. Lehrzeit nicht dieſem Jahre Annung Innung 
Dfter-Duartal | | ben Laffen | beendet | bei r- er! Arbeitgeber 
| | | 
1860 — 1861 | 1649 | 230 | 13 4 , 2028 | 379 
1861—1862 | 17422 361 , 2 129 |; 2160 | 418 
1862 —1863 | 1777 385 | 50 99 | 2250 473 
1863—1864 | 1839 | 530 | 40 118 2270 | 431 
1s64—1865 | 1566 | 455 56 114 2340 474 
1865—1866 | 1642 465 44 96 2610 | 968 
1866—1867 | 1575 329 47 74 2700 1125 
1867—1568 | 1647 | 348 | 55 51 2721 | 1074 
18681869 | 176 | 232 | 18 2743 | 1017 
1869—1870 | 1831 | 193 | 175 17 2790 | 959 
1870—1871 | 1634 | 122 189 8 2793 1159 
1871—1872 | 1650 140 163 | 17 2880 1230 
1872—1873 | 1599 | 157 136 33 2790 1191 
1873—1874 | 1581 | 203 87 46 3006 1425 
1874— 1855 | 1551 | 185 2 | 36 3244 | 1693 
| 


| ‘ | 

Bedenkt man nun, daß die größere Zahl der Arbeitgeber außer der 
Innung oder des Verbandes fteht, die auch nicht im Entfernteften daran 
denken, ſich einer ſolchen anzujchliegen, weil fie dadurch gehindert fein könnten, 
ihre materiellen Berhältniffe jo auszubeuten, wie e8 ihnen genehm ift, dann 
dürfte zur vollen Gewißheit werden, daß etwas Anderes gefchaffen werden 
muß, als im Augenblid vorhanden. 

Ferner fieht man, daß der Arbeitgeber immer mehr und mehr fic) 
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davon zurüdzieht, Lehrlinge zu halten, da er nicht geneigt tit, ſich ein, 
zwei oder drei Jahre mit dem Lehrling für Andere, melde den Nuten davon 
ziehen, abzumühen, während für ıhn das leere Nachjehen bleibt, weil nicht 
der genügende Schuß, den Lehrcontract der Betreffenden erfüllt zu ſehen, 
gefeglic vorhanden if. Es ift dies Leider auch ein Grund, außer mehreren 
anderen, dafür, daß troßdem jest eine geichäftsloje Zeit herrſcht, dennoch 
ſchwer brauchbare Leute zu haben find, weil der heranzubildende Zuwachs fehlt. 

Ferner erfieht man, daß bei der gelingen Zahl, welche in die Lehre 
treten, ein großer Theil die Lehre verläßt und als unausgebilveter und ein- 
jeitiger Arbeiter in einer Fabrik eine Zufluchtöftätte ſucht und findet; dieſe 
aber leiften aud) den Fabrikanten nicht Dasjenige, was die Yebtzeit verlangt, 
und daraus geht hervor, was heute jo tief. in allen Schichten des Volkes, 
wie in den höchften Kreifen empfunden wird: die Leiltungsunfähigfeit wie 
die Lerftungsunmilligkeit ; Beides aber ift die größte Schädigung, welche einem 
Bolfe wie dem deutſchen zu Theil werben Eonnte. 

Man kann im Allgemeinen wohl von der Großinduftrie betreffs der 
Lehrlinge nicht viel erwarten, da wohl bis jett und auch ferner von derſelben 
die wenigften Lehrlinge ausgebildet worden find und werden; diefe Ausbildung 
wird zum allergrößten Theile von der Kleininduftrie vollzogen und die Groß: 
induftrie heimft ihre Ernte von der Kleininduftrie ein und macht fie zum 
Theil für die Conſumenten nutzbar. Iſt dieſes, wie vielleicht Manche meinen, 
aud nur zum Theil richtig, jo muß der Kleininduſtrie der nothwendige Schutz 
gejetslich gejichert werden, damit die nöthige Ausbildung zum Nuten Aller 
möglid) ift. 

Ad 2. Welche Verbefferungen fünnen mit Erfolg durd die 
freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, fowie 
von Arbeiter und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden? 

Die Appellation an den einzelnen Arbeitgeber dürfte, wenn ſämmtliche 

die Jetztzeit erkannt und Luft und Liebe hätten, Opfer zu bringen, eine nicht 
erfolgloje fein, da aber, im Allgemeinen der Grundfag, nur für ſich zu forgen, 
in den letzten Jahren tiefe Wurzeln gefchlagen hat, und Niemand auf das 
Wohl feiner Mitmenſchen „tüdjiht nimmt, jo ift vorläufig von folder 
Appellation wenig zu hoffen. 
In faft ſämmtlichen Gewerken giebt man fich die größte Mühe, Ver: 
bände über ganz Deutichland anzuftreben. Dem unfrigen, der Tijchler-Arbeit- 
geber und Fachgenofjen, gehören jetzt circa 70 Städte mit 2500 Mitgliedern 
an und wir hoffen von Jahr zu Jahr an Ausdehnung zu gewinnen. 

In allen diefen Berbänden ift man jehr wohl der Ueberzeugung, daß 
nicht Alles durch Geſetz gemacht werden kann, Vieles jogar nicht dadurch 
gemacht werden fol, daß ein großer Theil der Aufgabe durch uns jelbft 
geleiftet werden muß und immer mehr auch werden wird; daß aber, wenn 
in beſtimmten Verhältniffen von Seiten des Reichsgeſetzes feine Hülfe geleiftet 
wird, al’ unfere Verbände bei der größten Thätigkeit nicht im Stande find, 
wie die Angelegenheiten jett Liegen, ihre Aufgabe zu erfüllen. 
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Biele, man könnte faft jagen, die meiften won den Arbeitgebern find 
eben nicht die, welche fie fein jollen; wenn 3. B. Schulen für Lehrlinge 
bereit8 vorhanden find, jo mögen fie dem Lehrling faum die nothwendige 
‚Zeit geben, diefelbe zu befuchen; wenn wir da, wo feine find, die Arbeitgeber 
auffordern, die ftädtiichen Behörden zu erfuchen, ſolche einzurichten und ſeitens 
der Innungen oder der Verbände Zuſchüſſe zu gewähren, da wird ung, oft jelbft 
in Berlin, wo wir eine Schule für unfere Tifchlerlehrlinge gegründet und feit 
Jahren befigen, gejagt, die Schule ift die Brutftätte all’ der Nichtswürdig— 
feiten, die im Laufe der Woche in der Werkftatt ausgeführt werden u. dgl. m. 

Unjer Hauptbeftreben geht überall alſo dahın: 

a. Dem Lehrling die nothwendige Schule angedeihen zu laſſen; 

b. wenn irgend möglich eine kürzere Lehrzeit einzuführen ; 

c. durchzuführen, daß nirgend® mehr der Lehrling zu anderen Dienft- 
leiftungen verwandt wird, als zu denen, welche zu dem zu erlernenden 
Geſchäft gehören ; 

d. eine Lehrlings-Prüfungspflicht einzuführen, aber nicht, wie früher die 
gejegliche, eine ſolche, welde am Schluß der Lehrjahre erfolgt, jondern 
eine jolche, welche Jahr fir Jahr fich wiederholt, und ſowohl in den 
Schulwiſſenſchaften wie in dem Praktiſchen des erwählten Berufs beftehen 
ſoll. Diefe fo angefertigten Prüfungsarbeiten jollen dann in Räumen 
zu einer Ausftellung arrangirt werden und zur Schau dem Publikum 
gegen ein geringes Entree geftellt werden. Die daraus ſich ergebenden 
Mittel follen mit noch etwaigen Zuſchüſſen aus den Innungen oder 
Berbänden verwandt werden, um davon diejenigen Lehrlinge mit Prämien 
zu belohnen, welche ſich ausgezeichnet haben. 

Man darf wohl annehmen, daß Hierin und der Beiftand der Preſſe 
gewiß ift, wie wir auch überzeugt find, daß, wenn jo der Arbeitgeber 
zeigt, daß er wirflid bemüht ift, jo viel ihm felbft möglich, zu thun, 
auch Yeute ſich herbeilaffen werden, die am Emporblühen des Hand- 
werferftandes ihre innige Freude haben und ſich in glüdlicher materieller 
Lage befinden, ſolchen Verbänden für dergleichen Zwede Bermächtnifje 
zu binterlafjen. 

e. An dem Ziich der Familie den Lehrling feinen Pla finden zu laſſen, 
damit Sitte und Benehmen in ihm erzogen, hauptſächlich aber ihm 
durch Die Zugehörigkeit zur Familie des Meifters das Elternhaus 
erjet werde. Auf diefe Weiſe kann man gefittete und tüchtig aus— 
gebildete Lehrlinge erzielen, die unmöglich ſolche Arbeitnehmer werden 
fünnen, wie wir fie im Laufe diefer Jahre jo ſehr zu beflagen gehabt 
haben; jo auch können die Lehrlinge demnächſt nüglihe Mitglieder der 
GSefjellihaft und Staatsbürger werden, wie wir fie für die heutigen 
und zufünftigen Zeiten gebrauchen. 

Ad 3. Wie fann die Gejeggebung fördernd und anregend 

oder zwingend einwirken? 

Wenn, was ad 1 und 2 gejagt ift, erreicht werden ſoll und muß, jo 
fann durch die Geſetzgebung fürdernd veranlaßt werden zum Nuten Aller, 
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daß fie zwingend herbeiführt, was auf dein Wege der freien Vereinigung durd 
die Verbände vorläufig unmöglich ift. 


a. 


Der Schulunterricht muß in der Volksſchule bis zum Alter von 
15 Jahren obligatorifch merden. Es dürfen nicht, wie es leider jo 
allgemein vorkommt, die Kinder aus der Schule ſchon mit 13'/, Jahren 
entlafjen werben, weil fie angeblich zur Hülfe der Eltern erforderlich 
find. Sie werden jetzt in der Fabrif verwandt, um Etwas zu ver 
dienen. Daher kömmt e8 denn auch, daß der größte Theil der Lehr: 
linge, welche dann. nach Yahresfrift zu einem Handwerk übergehen, in 
Schulkenntniſſen weit zurüdgeblieben find, ihr Körper ſiech geworben, 
e8 mit Moral und Eittlichkeit ſchlecht beftellt ft und fie mit ſolchen 
geringen geiftigen Fähigkeiten und ſchwachem Körperbau in die Lehre 
treten. Was im Augenblid durch verkehrte Humanität der Familie 
zum Nuten gereichen fol, ift der Verderb von einer Generation zur 
anderen. 
Wünfchenswerth ift die Einführung von obligatorischen Fortbildungsichulen 
für Lehrlinge. Der obligatorifhe Charakter der Schule ift nur 
deshalb nothwendig, weil wegen der mangelhaften Borbildung ber 
Schüler ein eigenes Erkennen der Nothwendigfeit nur ſchwer zu hoffen 
ft. Dann aber fünnen wir uns leider der Wahrnehmung nicht ver- 
ſchließen, daß auch ein Theil der Arbeitgeber die Wichtigkeit der von 
und geforderten Inftitution nicht in genügendem Maß erkannt hat und 
in der Meinung verharrt, daß die in früheren Jahrzehnten vorhandene 
Bildung aud heute dem Handmwerfer noch genüge. Wir müfjer leider 
zugeftehen, daß ein Theil der Arbeitgeber, in Folge dieſer irrthüm— 
lichen Anfhauung, ihren Lehrlingen den Beſuch der etwa hier und 
da vorhandenen Fortbildungsichulen nicht nur jehr erſchwert, ſondern 
oft geradezu unmöglich macht. Einer folden Ausbeutung des Lehrlings 
durdy Einzelne zum Schaden des Gewerbes und der ganzen Gejellichaft 
kann aber nur durch die obligatoriiche Schule vorgebeugt werben. 
Wenn man dem entgegen aus den Freien des Reichstages Tragen 
ftellen hört: Eollen die Schulen obligatorifdh für Stadt und Land, für 
die größten und Tleinften Gemeinden fein? Wem foll die Aufbringung 
der Unterhaltungsmittel obliegen? u. dgl. m., jo antworte ich mit ber 
Frage: Worum hat man es denn für nothwendig erachtet, geſetzlich 
feftzuftellen, daß das Kind vom 6. Jahre an (wenn es gejund) Die Volks— 
ſchule befuchen muß, während e8 fogar im lieben Vaterlande noch fo 
manche Stelle giebt, wo, um das zarte Kind zur Schule zu bringen, 
erft eine Landpartie gemacht werden muß? Und da frägt man nod, 
ob das, was bei einem Finde möglich, bei dem Lehrling ausführbar fer? 
Vergeſſen wir doch nicht, daß der Lehrling in diefem Falle nicht anders 
zu behandeln ift, wie das Find. Wie legtered zur Schule fteht, ohne 
zu willen, was aus ihm gemacht werben ſoll, jo fteht der Lehrling 
vor feinem künftigen Berufe, wenn er in die Lehre tritt; was beim 
erjteren erforderlih, um ein Fundament des Willens zu legen, das 
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iſt auch beim Lehrling im zweiten Stadium der Fall. Wollen 
und ſollen wir daher die Lehrlinge zu nütlichen Mitgliedern der 
Geſellſchaft beranziehen, fo ift es nur durch einen beftimmten Zwang 
möglih, da, wie oben gejagt, ein Selbfterfennen bei den Wenigften 
vorhanden jein dürfte. 

Was die Mittel anlangt, jo bat der Staat mit den Stäbten 
und Gemeinden die heiligfte Pflicht, diefe nach aller Möglichkeit zu 
gewähren, und Erfterer hat dahin zu wirken, daß durch die Bildung 
in allen Gejellichaftskreifen e8 dahin kömmt, von dem Militäretat von 
Jahr zu Jahr jo viele Millionen abzufegen, wie irgend zu der Aus— 
bildung nur gebraucht werben fönnen. 

c. Wünfchenswerth ift die geſetzliche Legitimation mit folidariicher Ver— 
pflichtung. 

Auch hier hört man aus den Kreifen des Reichstages Aeuferungen : 
wenn die gefegliche Legitimation eingeführt werden follte, wen ſolle 
man mit deren Ausführung beauftragen? und kömmt zu dem Schluß, 
daß man fie in die Hände der Polizei Iegen muß, was die Bittfteller 
jelber nicht wollen; als ob feine, geſetzliche Beſtimmung ausgeſprochen 
werden fönnte, wonach Jeder, der in ein Arbeitöverhältniß tritt, oder 
in ein ſolches aufgenommen wird, auf irgend welchem Wege (angenom- 
men, daß die Form geſetzlich feftgeftelt) fih eine foldye Legitimation 
zu beichaffen hat, und dann die Controlle den betreffenden Kreifen 
* überlaſſen wird. Wird Jemand aufgenommen ohne ſolche Legi— 
timation aus dem einen Lehrverhältniß in ein anderes, ſo hat der 
folgende Lehrherr oder Arbeitgeber mit dem Betreffenden gemeinſam 
den Schaden zu tragen, welcher dem Erſteren verurſacht wurde, und 
den Lehrling oder Arbeitnehmer zu entlaſſen. Es wird ſich ſehr bald 
zeigen, daß durch ſolches Geſetz die verloren gegangene Ordnung wieder: 
hergeſtellt, daß durch die Beſeitigung des eigenmächtigen Verlaſſens des 
Vertragsverhältniſſes und der damit verbundenen Ausbeutung von 
Anderen eine vollſtändigere Ausbildung der Lehrlinge erzielt, die ver— 
loren gegangene Leiſtungsfähigkeit und Willigkeit wieder gewonnen 
werden kann, daß das erreicht wird, was auf dem Wege der 
freien Vereinbarung innerhalb der Berbände vorläufig nicht erreicht 
werden konnte, nämlich ein feites Aneinanderfchließen ſämmtlicher 
Arbeitgeber, weil Jeder genöthigt wird, fih einem ſolchen Verbande 
anzuſchließen, um ein einheitliches Berfahren in der Gontrolle zu 
veranlaffen. Sind aber durch diefen gelinden Zwang die betheiligten 
Kreife zujfammengeführt, dann läßt fi) innerhalb derſelben, ven 
heutigen Anforderungen entfprechend, all dergleichen Nügliches ausführen, 
was bereit8 vorhin angeführt worden ift, da wir nicht Opferwillige 
genügend finden, trog unjerer Bemühungen, die aus eigener Initiative 
dDiefe Aufgaben des Lebens mit Luſt und Liebe erfüllen mögen. Dann 
dürfte: 

d. die Einführung obligatoriicher Gewerbe-Schiedsgerichte mit Executiv— 
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gewalt erforderlich fein, welche ja annähernd bereit® in $ 108 der 
Gewerbe-Ordnung anerkannt, aber dort in das Belieben der Gemeinde- 
Behörden geftellt find. Da bereit3 diefer Gegenftand in den Gutachten 
über den Contractbruch, wie an vielen anderen Stellen von und behan- 
delt worden, jo dürfte hier nicht Gelegenheit zu nehmen fein, nochmals 
auf denjelben zurückzukommen 

Was nun den Hamburger Entwurf zur Gewerbe-Gefeggebung anlangt, 
jo könnte ih mid) im Allgemeinen, was meine Perſon betrifft, mit der 
Grundidee einverftanden erklären; jedoch wird aud hier Das eintreten, was 
überall zu beflagen ift, weil der Gemeinſinn im Allgemeinen nicht vorhanden 
und erft herangebildet und erzogen werden foll, daß nämlich vorläufig die 
Ausführung fi al8 unmöglich erweifen wird. Stände der Handwerker bereits 
auf dem Standpunkt, daß er nicht nur allein für fi bedacht wäre, ſondern 
auch der heutigen Zeit entiprechend feinen Nebenmenjchen das zu Theil werden 
ließe, wozu eine gemifje Beredhtigung vorhanden: dann fünnte man jehr wohl 
mit der betreffenden Gewerbe-Geſetzgebung außer einigen nothwendigen Ber: 
änderungen) jehr viel zu erreichen im Stande fein. - 

Außerdem ift aber auch nach dem Entwurf noch zu bevenfen: wie fol ſich 
die Gefetgebung zu den Innungen ftellen, deren ſich verjchiedene ergeben würden, 
als erftens die beftehenden, zweitens die nad) dem Entwurf zu bildenden, 
beftehend aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern, drittens ſolche, welche den 
freien Verbänden angehören, und viertens folche, welche fich zu Nichts entſchließen 
mögen. Soll die Geſetzgebung beftimmen, daß fie alle zu einer einzigen, der 
neu zu bildenden Innung gehören müffen, jo dürfte das jedenfalls ſchwer zu 
erwarten und auch faft faum mehr möglich fein; ift das aber nicht der Fall, 
dann wird auch Das nicht erreicht werden, was erreicht werden ſoll. Würde 
3. B. die Hälfte der Arbeitgeber freiwillig fich einer foldhen neu zu bildenden 
Innung anſchließen (was ſchon wiel fein dürfte) und diefelben num unter fi 
den bindenden Beſchluß herbeiführen, Niemand ohne Legitimation in Arbeit 
zu nehmen, jo würden die außer derfelben ftehenden Arbeitgeber davon wenig 
oder gar Feine Notiz nehmen, fondern fie würden Arbeitnehmer, wie diefelben 
es ja gerne wünſchen, ohne Legitimation aufnehmen, und die in der Innung 
ftehenden würden, zumal wenn viel Arbeit am Plag und nicht genügende 
Kräfte zu deren Erledigung vorhanden, den größten Nachtheil dadurch haben. 
Weiter auf die ganze Vorlage im Einzelnen bei diefer Gelegenheit einzugehen 
find wir außer Stande, da die Beantwortung zu umfangreich werden Dürfte. 





v1. 
Gutachten 


erſtattet von 


C. Koeppen in Berlin. 


Ich erlaube mir, die vorgelegten Fragen meiner Erfahrung gemäß zu 
beantworten, wenn ich auch durch Krankheit zur verſpäteten Zuſendung 
genöthigt bin. 

J. Welche Veränderungen haben ſich ſeit Auflöſung der 
alten Gewerbeverfaſſungin der Lage der Lehrlinge in 
Deutihland in der Groß- und Kleininduftrie vollzogen? 

Seit Einführung der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juli 1869 ift eine 
Zuchtloſigkeit in dem Lehrlingsweſen entjtanden, wie nie zuvor dageweſen. 
Ein großer Theil der Lehrlinge erfüllt die contractlich eingegangene Yehrzeit 
nicht, jondern verläßt jchon Yahre vor Beendigung derjelben die Lehre und 
ſucht ohne genügende Ausbildung fein Brod als Geſelle. Diefes kann er 
nur bei ſolchen Meiftern finden, die nur die allerordinärften Arbeiten machen, 
da er bei ſolchen, weldye gute Arbeit liefern, nicht gebraucht werden kann, 
oder aber nicht das Salz auf's Brod verdienen würde, weil er zu ſchwach in 
ver Borbildung; folder Fälle habe ih im Jahre 1873 ſchon 39 und im 
Jahre 1874 don 45 in meinem Gewerbe erlebt, und frägt man fi, 
woher das fommt, jo iſt Die Antwort won Gefellen wie auch Lehrlingen : 
ed iſt ja Gemwerbefreiheit, ver Zwang bat aufgehört, e8 kann ein Jeder leben, 
wie er will! Zu dieſer Anjicht bringen viele Gejellen die Lehrlinge, was 
wir oft genug hören müfjen. Ich jedoch bin der Anficht, es ift der Geift 
der Zuchtlofigkeit, welcher von Jahr zu Jahr immer mehr um fidy greift, 
jo daß der Sohn nicht dem Vater, der Schüler nicht dem Lehrer, der Diener 
oder das Dienftmädchen nicht mehr der Herrichaft gehorchen wollen — und 
jo geht e8 durch alle Klafjen der Gefellichaft. 

Bei der Großinduftrie Dagegen werben meiner unmaßgeblichen Anficht 
nad) die Folgen auch nicht ausbleiben in Betreff des Lehrlingsweſens; denn 
die deutſche Großinduftrie hätte nie einen foldhen rapiden Aufſchwung genom- 
men, wenn diejelbe nicht einen folchen gut ausgebildeten Handwerkerſtand 
vorgefunden hätte, welcher nicht eimfeitig, ſondern alljeitig in feinem Fache 
vorgebildet war; aber dadurch, daß felbft die Großinduſtrie in der letzten 
Zeit viele aus der Lehre entlaufene Lehrlinge in ihren Fabriken als Gejellen 
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beichäftigte, wird die Leiſtungsfähigkeit in den Fabriken wahrlich nicht gefördert, 
fondern beeinträchtigt, und Die Yeiftungswilligfeit verringert. Jeder genaue 
Beobachter der Strifebewegungen wird genügend erfennen, daß gerade die 
ſchwächſten Arbeiter ſowie die trägiten die Hauptftrifer find, alſo die Unzu: 
friedenften! So auch bei den Handwerkern. 

Noch ein anderer Punkt ift nicht zu überſehen. Seitdem jede Aufficht 
über das Lehrlingswelen aufgehört hat, fommt e8 häufig vor, daß ein Lehr 
ling, der vielleiht 20, 30 bis 100 Meilen von feiner Heimath entfernt 
feine Lehrzeit durchzumachen bat und um den ſich weder Vater noch Mutter 
oder Bormund kümmern, während feiner Lehrzeit ald Laufburfche oder Haus: 
knecht gebraucht wird, was demſelben auch ganz gut gefällt, weil er fid 
freier bewegen kann und nicht die Heberlegung bat, feine Zukunft und jpäteres 
Fortlommen im Auge zu haben; nad; beendeter Lehrzeit wird ein folcher 
Lehrling, ohne etwas Tüchtiges gelernt zu Haben, entlaffen und ift um 
mehrere Jahre feines Lebens betrogen. Im welcher Lage ſteht nun ein 
folder junger Dann der menſchlichen Gefellichaft gegenüber da; wo ift in 
der Gewerbe-Gefepgebung ein Paragraph, der dem Lehrling in folder Be: 
ziehung Schu gewährt?! Es giebt aber auch Meifter, die jagen: was nügt 
es denn, daß ich auf den Unterricht des Lehrlings jo viel Zeit und Sorgfalt 
verwende, habe ich denjelben zum tüchtigen Arbeiter herangebilvet, fo läuft 
er aus der Lehre und ich habe alle Zeit und Koften umfonft geopfert! 
Dieſes Alles find Dinge, die fich ſeit Auflöfung der alten Gewerbeverfafjung 
in erichredendem Maße zeigen, aber nicht alle aufzuführen find, des Raumes 
wegen. 

U Welche Berbejferungen können mit Erfolg durch die 
freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von 
Arbeitersund Arbeitgebervereinen angebahbntwerden? 

Berbefferungen fünnen von einzelnen Arbeitgebern nur im Kleinen dadurch 
angeftrebt werden, daß ein Jeder dahin ftrebt, feine Pflicht in jeder Beziehung 
jeinem Lehrlinge gegenüber zu erfüllen in dem Bewußtfein, damit dem großen 
Ganzen zu dienen; jedoch einen vollftändigen Erfolg wird derjelbe nicht erzielen, 
mern nicht Alle von dieſem Geifte befeelt find; wohl aber ift von Arbeiter: 
wie von Arbeitgeber: Vereinen mehr Erfolg zu erwarten, wenn biejelben in 
ihren Bereind- Statuten Mafnahmen feftitellen, welche die ad I bejagten 
Uebelftände befeitigen können, jo daß jedes Mitglied eben auch zur ftrengen 
Erfüllung der angegebenen Beftimmungen verpflichtet ift und ein Zuwider— 
handeln mit Conventionalftrafe nad) dem Ermeffen des Vereins belegt wird. 
Es müßten aber nicht nur die Kleingewerbtreibenden, ſondern auch die Groß— 
induftriellen fi der allgemeinen Berbindung in Betreff der Grundfäge und 
Mafnahmen anjchliegen, weil diefe meiner Ueberzeugung nad ebenſowohl 
Intereffe an der befjeren Ausbildung des Arbeiter8 haben, wie der Hand» 
werfer. Letztere find eigentlid) Diejenigen, welche der Großinduftrie die tüch- 
tigften und nicht nur einfeitig ausgebildeten Arbeitskräfte Liefern, welche für 
jene in jeder Art und Weiſe zu verwenden find. Somit müſſen aud bie 
Großinduftriellen ihren Theil zum allgemeinen Erfolge beitragen, um tüchtigere 
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Ausbildung in der Lehre zu erzielen und fomit die Leiſtungsfähigkeit und 
Leiftungswilligfeit zu fördern. 

Was nun die Arbeitervereine anbetrifft, jo ift ja nicht wegzuleugnen, 
mit welcher Ausdauer die Gewerke oder Orts-Vereine (Hirſch-Duncker) ſich 
der Lehrlingsfrage und deren Förderung gewidmet haben, aud mit den 
Arbeitgeber-Bereinen in Verbindung getreten find, um auf dem Wege ber 
Vereinigung nicht allein im Lehrlingsweſen, fondern in den Beziehungen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnedmer ein beffere® Verhältniß herbeizuführen, 
welches trog Entgegenfommen von beiden Seiten noch nicht hat gelingen 
wollen. Die Schuld, daß ſolches noch nicht gelungen, Liegt aber darın, daß 
der größte Theil der Arbeitnehmer oder Gefellen, ſowohl den Hirih-Dunder- 
ſchen Orts-Vereinen wie auch den Arbeitgeber-Bereinen mit dein bitterjten 
Hafle und Feindihaft gegenüberfteht; aus diefem einfachen Grunde wird ohne 
eine Veränderung in der Gewerbegefeßgebung der Erfolg fein vollitändiger 
werden trog des guten Willens der vorhergedachten Bereine. 

II. Wie kann die Gejeggebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirfen? 

Der Verein giebt den Gutachten anheim, fich bei dieſer Gelegenheit 
über neue Gemwerbeordnungs= Entwürfe, namentlid) den. von Hamburg aus: 
gegangenen, auszuſprechen. 

Durch das Gewerbegejeg könnte wohl manches in diefer Angelegenheit 
verbejjert werden, wenn der $ 108, welcher von gewerblichen Schiedsgerichten 
handelt, nicht nur auf dem Papier fände, d. h wenn Schiedsgerichte thate 
fählih ind Leben gerufen wirden, und zwar zufammengefegt aus Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern der verfchtedenen Gewerbe; ſolche müßten jedoch unter 
Borfig eines Yuriften verhandeln und ihre Urtheile müßten executive Wirf- 
ſamkeit haben, um Strafen wie Forderungen mit Kraft und Strenge einziehen 
zu fünnen. Zugleich müßten Aufjeher über die Lehrlinge von den Schieds— 
gerichten beftellt werden, welche berechtigt find, die Werkjtätten der Meiſter zu 
bejuchen, bei etwaigen Beſchwerden den Lehrling zu ermahnen, jowie auf feine 
Pflichten aufmerffam zu machen; im entgegengejesten Falle aber auch den 
Meifter zur Pflichterfüllung gegen den Lehrling aufzufordern, und nöthigen- 
falls bei Nichterfüllung ferner Pflicht durch Beſchluß ihm das Halten von 
Lehrlingen zu unterfagen von Seiten des Schiedsgerichts. 

Ferner müßte in die Reichsgewerbeordnung aufgenommen werben: 

I. Jeder Yehrling ift verpflichtet, feine auf Grund abgeſchloſſener Con: 
tracte beftimmte Lehrzeit durchzuführen. Die Lehrzeit fann, ohne daf ein 
anderer gejeglich feitftehender Grund dazu berechtigt, nur unterbrochen oder 
beendet werben, wenn ein Zeugniß des Lehrherrn die Iegale Löſung des bis— 
herigen Lehrverhältnifjes befcheinigt. Ohne ein ſolches Atteft darf das Yehr- 
verhäftnig bei einem anderen Lehrheren deſſelben Geſchäfts weder fortgejest, 
noch darf dem Lehrlinge von irgend einer Behörde eine Legitimation als 
Gefelle oder Gehülfe ausgeftellt werden. Diefes muß deshalb geihehen, weil 
ſehr häufig die Erklärung abgegeben wird, der Lehrvertrag werde aufgehoben, 
weil der Lehrling zu einem andern Gewerbe übergehen wolle, welche Erflärung 
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aber nur fingirt wird; der Lehrling arbeitet vielmehr nachträglich als Geſelle 
in demfjelben Gewerbe und der Lehrherr wird auf diefe Wetje betrogen. 

IH. ‚ever Meifter ift verpflichtet, den Lehrling zum tüchtigen Gefellen 
auszubilden, damit verjelbe fein Brod als folder redlich verdienen fann, und 
darf ihm hierzu die nöthige Zeit und Gelegenheit nie vorenthalten. Sollte 
durd) des Meifterd Schuld der Yehrling während der Lehrzeit nicht die nöthigen 
Kenntniffe erlangt haben, fo iſt der Meifter verpflichtet, demſelben einen mäßigen 
Gejellenlohn zu zahlen bis zur Erlangung derjelben. Die Entfcheidvung hier: 
über fteht dem Schiedsgerichte zu, weldes bei Wiederholung das Recht, 
Lehrlinge zu halten, aberfennen kann. 

Ill. Der Lehrlings-Contractbruch ift inſoweit gejetzlich zu beftrafen, als, 
wenn ein Arbeitgeber einen Lehrling aufnimmt, welcher ſich darüber nicht 
auszumweilen vermag, daß er mit jeinem früheren Lehrherrn fein contract- 
liches Verhältniß Legal geregelt hat, beide Theile jolidartfch für den Schaden 
verantwortlich zu machen find, welcher dem früheren Lehrherrn etwa noch ver— 
urjacht worden iſt. 

Ber Aufhebung des Lehrverhältniſſes aus gefeglihen Gründen ift dem 
Lehrlinge ein Entlaffungszeugnig vom Lehrherrn fofort auszuhändigen. 

Was nun den Hamburger Entwurf zur Gewerbe-Ordnung betrifft, jo 
jtellt derjelbe ganz neue Principien auf, die theilweife ſehr ideal find und 
ſehr ſchön wären, wenn fie im praftiichen Leben auszuführen wären. Man 
hat zwar bei zwei feinen Innungen in Hamburg den Berjud gemacht, 
welcher fich bis jetst, audy bewährt hat, jedoch glaube ich nicht, daß fich derſelbe 
bei großen Gorporationen jo leicht durchführen ließe. Wir haben denfelben 
zwar als Grundlage betrachtet, aber verſchiedene Aenderungen in demſelben 
vorgenommen, was meiner Ueberzeugung nad aud vom Geſetzgeber gejchehen 
wird und muß. Die Abänderung beizufügen mangelt es an Raum. 





vol. 
Gutadten 


erftattet don 
Prof. Lujo Brentano in Breslau. 


Die Mifftände, welche fih in unſerm heutigen Lehrlingsweſen finden, 
find viel früher als bei und ın England hervorgetreten. Auch hat die Be: 
feitigung der alten Gemerbeverfafjung, wodurch das Entftehen diefer Miß— 
ftände erleichtert wurde, dort viel früher ftattgefunden als in Deutſchland. 
Begreifliher Weife find auch dort früher Verſuche in’8 Leben getreten, um 
diefen Mifftänden entgegenzumwirfen und auch diefe Gegenmittel find dieſelben, 
wie die, welche heute in Deutſchland ſchon vielfadh in Anwendung kommen. 
Obwohl der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitit feine Fragen über das 
Lehrlingsweſen auf Deutjchland beichränft, ſchien c8 dem Schreiber dieſer 
Zeilen daher angezeigt, der Betrachtung der deutſchen Verhältniffe eine kurze 
Betrachtung der engliſchen vorherzuſchicken. Denn durch gleichzeitige Betradh- 
tung der englifchen und deutſchen Verhältnifje werden die. letteren erſt in's 
rechte Licht geſetzt. Die Uebereinftimmung der Entwidlung der Mifftände in 
beiden Ländern zeigt, daß wir es hier keineswegs mit etwas Zufälligem zu 
thun haben; das ſpontane Hervortreten derſelben Gegenmittel in beiden Yän- 
dern deutet auf eine innere Berechtigung derfelben, und die viel ältere Ent- 
wicklung Englands, wo zuerft die Lehren, welche für Befeitigung der alten 
. Gewerbeverfafiung wirkten, vorgetragen wurden und zur Geltung gelangten, 
geftattet eine viel ficherere Beurtheilung diefer Lehren, ebenſo wie fie der Kritik 
der genannten Gegenmittel fefte Anhaltspunfte bietet. 


I. Die Lehrlingsverhältniffe in England. 


Durd) den Act 5. Elizabeth c. 4 vom Jahre 1562, das og. Yehrlings- 
gefeg (Statute of Apprenticeship), wurden in England, — abgejehen von 
dem, mas das Geſetz bezüglich der Ländlichen Arbeiter beftimmte, — die 
Beftimmungen der engliihen Zünfte über das Lehrlingsweſen codificırt, und, 
wie Adam Smith Schon gejagt hat, „was bisher die Ordnung vieler Zünfte 
gemefen, wurde in England das allgememe und öffentliche Recht aller in 
Marktftädten betriebenen Gewerbe”. Auf die an anderen Orten betriebenen 
und nad) 1562 aufgefommenen Gewerbe wurden dieje Beftimmungen durch 
die Gewohnheit ausgedehnt, und gelangten ſonach auch hier thatfächlich zur 

Schriften X. — Ueber Lehrlingsweſen. 4 


50 Brentano. 


Geltung, wenn fie auch hier des gefetlichen Schutes entbehrten. Nach sectio 31 
dieſes Geſetzes jollte Niemand ein Gemerbe betreiben, der nicht eine fieben- 
jährige Yehrzeit in demfelben durchgemacht. Die Lehrzeit ſollte nad) sectio 36 
niht nad dem 21. Jahre beginnen und nad) sectio 26 nicht vor dem 
24. Jahre aufhören. Jeder Haushälter, der eine fiebenjährige Lehrzeit durch— 
gemacht und das 24. Jahr vollendet hatte, durfte wieder Yehrlinge annehmen. 
Auf drei Lehrlinge follte er jedoch gemäß sectio 33 einen Arbeiter (Gefellen) 
halten und für jeven Lehrling über drei wieder einen Arbeiter. 

Durch diefe Beſtimmungen des Lehrlingsgejeges fühlte lich Die moderne 
Großinduſtrie, als fie ſich zu entwideln anfing, beſonders in zweifacher Weile 
gehemmt. Das Erfordernig der zurücdgelegten Lehrzeit zum felbftftändigen 
Gewerbebetrieb war denen eine unbequeme Schranke, welche, im Befit von 
Bermögen, ein Gewerbe betreiben wollten, nicht jo jehr um ihre eigene 
Arbeitfraft nutzbar zu machen, al3 um ihre Capitalien gewinnbringend 
anzulegen. Ferner fanden diejenigen, welche in dem Gewerbebetrieb nur eine 
Gapitalanlage jahen, Durch die Beftimmungen über die Lehrzeit und durch die 
Beihränfung der Lehrlingszahl den Arbeitsmarkt beſchränkt und wertheuert 
und demgemäß den Gewinn und die Ausdehnung ihres Gefchäftes beeinträchtigt. 
Dem ent|prechend treffen wir mit dem Beginn ded 18. Jahrhunderts die 
erwachende Großinduftrie in einem Kampfe mit den Beitimmungen des Yehr: 
lingsgeſetzes, welcher theils vor den Gerichten, theils vor dem Parlamente, 
theil8 mit Arbeitercvalitionen, die zur Aufrechterhaltung der überfommenen 
Lehrlings-Beftimmungen entftanden, geführt wurde. 

Einen mächtigen Bundesgenofjen in diefem Kampfe erhielt die Grof- 
induftrie in Adam Smith, welcher das Lehrlingsgeſetz gleihfals, wenn aud 
von anderem Standpunfte, bekämpfte. „Wie das Eigenthum,“ fchrieb er 
(Wealth of Nations II. 10 part. 2), „das ein Jeder an feiner eigenen 
Arbeit hat, die urjprüngliche Duelle jeglichen Eigenthums tft, jo iſt es aud 
das heiligfte und umverleglichite, Das Bermögen des Armen Liegt in ber 
Stärke und Gefchidlichkeit feiner Hände. Ihn zu Kindern, diefe, in melder 
Weife ihm gutdünkt, ohne Benachtheiligung feines Nächſten zu gebrauden, 
ift eine offene Verlegung dieſes in Eigentums. ES ift ein offenbarer 
Eingriff in die berechtigte Freiheit jomohl des Arbeiters, als auch Jener, 
Die geneigt fein mögen, ihn zu beſchäftigen. Wie e8 den Einen verhindert, 
das zu arbeiten, was ihm für gut dünft, jo verhindert es die Andern, die 
zu beſchäftigen, die fie fir geeignet halten. Die Beurtheilung, ob Jeinand 
zu einer Arbeit ſich eignet, kann doch ohne Zweifel dem Gutdünken des 
Arbeitgebers überlaſſen werden, deſſen Intereſſe es ſo ſtark angeht. Die 
affectirte Beſorgniß des Sefetsgebers, die Arbeitgeber möchten eine ungeeignete 
Perfon beicäftigen, ift offenbar ebenfo unverjchimt wie bevrüdend.“ Und 
nach diefem allgemeinen, principiellen Angriff gegen das Lehrlingsgeſetz bemerft 
A. Smith im Einzelnen gegen dafjelbe: 

1) Lange Lehrzeit Ihüge nicht gegen ſchlechte Waare, denn Schlechtigfeit 
der Waare habe mehr ihre Urſache in Betrug ald in Ungeicjieflichfeit ; gegen 
Betrug aber fünne die längſte Lehrzeit feine Sicherheit geben. 
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2) Uebrigend habe lange Lehrzeit Feineswegs die Wirkung, junge Leute 
zum Fleiße zu erziehen. Ein gegen Stüdlohn beichäftigter Arbeiter fei fleißig, 
da er von jeinem Fleiße Vortheil habe; der ohne Lohn arbeitende Lehrling 
Dagegen ſei träge, da er keinerlei unmittelbaren Anlaß habe, anders zu fein. 

3) Ueberhaupt fer lange Lehrzeit völlig unnöthig, da die Technik Des 
Gewerbes in wenigen Wochen, vielleiht in wenigen Tagen erlernt werden 
fönne; die nöthige Uebung und Fertigkeit aber werde ein junger Dann, der 
entfprehend der von ihm mohlgeleifteten Arbeit bezahlt werde und das durd) 
Ungejchieflichkeit oder Unerfahrenheit Verdorbene erjegen müſſe, viel raſcher 
erlangen als ein Lehrling, der fein Intereſſe habe, fleißig zu fein. 

4) Auch verhindere das Erforderniß, daß Jeder, der ein Gewerbe 
betreiben wolle, eine fiebenjährige Lehrzeit in demfelben durchgemacht haben 
müffe, daß Arbeiter von einem zurüdgehenven zu einem blühenderen Gemerbe 
übergingen und verweiſe deshalb die Arbeiter zurücdgehender Gewerbe auf die 
Armenunterftügung. : 

Deshalb jolle das Erforderniß der fiebenjährigen Lehrzeit abgeichafft 
werden. Die Heranbildung junger Leute zu den Gemerben würde dann im 
Allgemeinen wirffamer und ſtets meniger langweilig und koftipielig ftattfinden, 
Die Meifter allerdingd würden verlieren, indem fie dann fieben Jahre lang 
den Lehrlingen den Lohn zahlen müßten, den fie jet ſparten. Schließlich 
werde Der Yehrling wielleiht auch verlieren; denn wenn die Erlernung des 
Gewerbes weniger Eoftipielig geworben, werde er als ausgelernter Arbeiter 
mehr Concurrenten haben und fein Lohn würde geringer fein. Allen das 
Publitum würde gewinnen, indem nun alle Gewerbsarbeit billiger zu Markt 
fommen würde. 

Dies die Angriffe Adam Smith's gegen die Lehrzeit; da er danach mit 
dem ganzen Lehrlingsiyften aufräumen wollte, bedurfte es feines beſonderen 
Angriffs gegen die in der 33. Section des Lehrlingsgeſetzes enthaltene Be— 
Ihränfung der Lehrlingözahl, wenn man nicht etwa annehmen will, er habe 
bei feiner oben angeführten Ausführung über die Heiligkeit des Eigenthums, 
das Jeder am feiner Arbeit hat, an diefe Beichränfung beſonders gedadit. 

Im Jahre 1776, alfo zu einer Zeit, da der erwachende Großbetrieb 
den Kampf gegen das Lehrlingsgefes, das ihn hemmte, zwar Längft begonnen 9), 
da die Erfindungen von Hargreaves, Arkwright und Watt den ganzen Ge— 
merbbetrieb jedoch noch nicht rerolutionirt hatten und die alte gemerbliche 
Ordnung noch vorherrihend war, hatte Adam Smith diefen Angriff auf das 
Lehrlingsgejet zum erften Male veröffentlicht. Schon aus diefer Erwägung 
der Zeit, in der A. Smith jchrieb, geht hervor, daß derſelbe die Lehrlings- 
verhältniffe, wie fie fich nad) Beleitigung der von ihm angefochtenen gewerb- 
lichen Ordnung und unter dem prädominirenden Einfluß des Großbetriebes 
entwidelten, nicht fannte, daß er bei Abfaffung feiner Schrift nur das da— 
malige verfommene Kleingewerbe vor Augen hatte. Nod mehr aber zeigen 
dies feine Argumente. Obwohl zu feiner Zeit, wie die Parlamentsjournale 
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des 18. Yahrh. zeigen, in einzelnen dem Großbetriebe frühzeitig zuftrebenden 
Gewerben die Unternehmer bereit3 in einem Kampfe gegen das Lehrlingsgeſetz 
begriffen waren, finden wir in dem ganzen Werke A. Smith's feine Stelle, 
aus der hervorginge, daß er davon Kenntniß genommen; nirgends ein den 
Interefjen des Großbetriebs entlehnte8 Argument gegen das Lehrlingsgefet, 
obwohl ſolche Argumente an fich jo naheliegend und für jene Zeit ökonomiſch 
jo einleuchtend waren. A. Smith kennt nur Meifter des Kleingemerbes, 
die, pochend auf eine veraltete gewerbliche Ordnung, ihre Rechte zum Nach— 
theile des unbemittelten Arbeiterd und des Publikums mifbraudyen. Nicht 
im Intereſſe der neu entftehenden Großinduftriellen bekämpft er die alte 
gewerbliche Ordnung, fondern weil diejelbe durch Erſchwerung der Nieber- 
lafjung und des Gewerbbetriebes das „Vermögen der Armen: das heiligfte 
und umnverleglihfte Eigenthum, das ein Jeder an feiner eigenen Arbeit hat“, 
beeinträchtigte und die dadurch bewirkte Beſchränkung der Concurrenz dem 
Publitum die Waare vertheuerte. Es ift dies-mohl im Auge zu behalten, 
weil gegen eine veformirte Ordnung der Lehrlingswerhältnifie bei groß— 
induftviellen Verhältniffen häufig noch A. Smith's aus ganz anderen Gejichts- 
punkten und Zuftänden geihöpfte Argumente in’8 Feld geführt werden. 

Müfjen wir demnach ber Prüfung der Argumente A. Smith's fefthalten, 
daß er diefelben im Intereffe der vermögenslofen Arbeiter und der Confumenten 
gegen den engherzigen Geift der damaligen Fleincapitaliftiichen Meifter richtete, 
jo müſſen wir und, um diefe Argumente zu verftehen, ferner gewiſſer philo: 
ſophiſcher Anſchauungen erinnern, denen A. Smith?) ebenfo wie die meiften 
feiner Zeitgenoffen huldigte. Es ift dies die Lehre, daß alle Menfchen von 
Geburt völlig gleich feien, und daß ſpätere Unterſchiede, melde die Menſchen 
zeigen, Lediglich die Folge der Erziehung und der befonderen Umftände jeien, 
unter denen fie aufgewachſen. Bei Annahme diefer beiden Säte läßt fid 
die oben unter 3 angeführte Anſchauung Adam Smith's, daß eine Lehrzeit 
überflüffig, ia verderblich fe, völlig begreifen. Denn daß ausgezeichnete 
Menſchen auch ohne Lehrzeit ein Gewerbe erlernen und vorwärts kommen 
fönnen, tft unbeftreitbar. Sind aber alle Menſchen gleich, fo gilt dies nicht 
blos für beſonders Ausgezeichnete, ſondern für Alle. 

Finden fih nun auch bei einzelnen neueren Philoſophen, z. B. bei 
I. St. Mill in feiner Selbftbiographie, noch Spuren der Yehre des 
18. Yahrh. von der natürlichen Gleichheit ver Menihen, jo würden in 
unjerem Zeitalter der Darwin'ſchen Anſchauungen die Meiften e8 doch als 
Verſchwendung von Raum und Zeit betrachten, wollte man heute noch bet 
MWiderlegung diejer Lehre verweilen. Die Menjchen, die wird heute ziemlich 
allgemein anerkannt, find von Geburt nicht gleich. Die große Mafje gehört, 
wie Ihon das Wort „die Ausgezeichneten” ſagt, nicht zu den Letzteren, 
fondern bildet den Mittelfchlag. Sich jelbft überlaffen und ohne Erziehung 
würde fie, ftatt die größtmögliche Vollkommenheit zu erreichen, auch nie nur 
zu mittelmäßiger Tüchtigfeit gelangen. Iſt e8 aber unzweifelhaft vervammungs= 
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würdig, den Ausgezeichneten durch künſtliche Einrichtungen Hemmniſſe in ihrer 
Entwidlung zu bereiten, fo wäre e8 do zum Mindeften ebenfo Unrecht und 
von viel jchlimmeren Folgen für das Gemeinwohl begleitet, wollte man die 
große Mafje des Volks nicht durch bejondere Einrihtungen zu der größten 
ihr möglichen Tüchtigkeit bringen. Ohne weitere Anleitung, ſich felbft über- 
lajjen, würde fie verfommen. Sie bedarf nothwendig der bejonderen Exzie- 
bung zu den verjchiedenen Gewerben, und der fchnellfte und ökonomiſchſte Weg, 
um irgend Etwas zu lernen, iſt für fie die Annahme eines Lehrers, der 
direct und ſyſtematiſch das zu Lernende lehrt. 

Damit ergiebt fid) aber für die große Maſſe das Yehrlingsverhältnif 
von jelbft. Denn begiebt fih ein Junge, um ein Gewerbe zu erlernen, zu 
einem Lehrer, jo muß dieſer Lehrer remunerirt werden. Welches Entgelt 
aber kann ein armer Junge, der Sohn armer Eltern, ihm anbieten? Er 
bat fein Geld; wohl aber hofft er eines Tages, wenn er fein Gemerbe 
erlernt bat, Geld zu verdienen. Er verpfändet daher feinem Lehrer oder 
vielmehr beim Großbetriebe dem Unternehmer, der ihn einem Arbeiter zum 
Unterricht zumweift, feine zukünftigen Arbeitsjahre in einem Lehrvertrage. Im 
dieſem Bertrage verpflichtet ji der Unternehmer, einen Jungen zu lehren, 
und ald Entgelt verpflichtet jich der Junge, für eine gewiſſe Zeit für den 
Unternehmer zu arbeiten. Nun ift e8 allerdings thöricht, wenn dieſer Zeit- 
raum, wie died nad) dem alten engliihen Lehrlingsgejeg der Fall war, für 
alle Gewerbe gleih ift. Es muß im den verjchiedenen Gewerben im Ver: 
hältniß zu dem Grade, in dem Gejchielichkeit nöthig, natürlich verſchieden 
fein. In allen Gemwerben aber läßt fich diefer Zeitraum in zwei Perioden 
eintheilen: in die erfte, in welcher der Unternehmer umfonft lehrt, reſp. Lehren 
läßt; fie endet gerade an dem Punkte, an dem die Arbeit des Lehrlings 
werthvoll zu werden beginnt; und in Die zweite, in welder der num fchon 
vorgejchrittene Lehrling umfonft arbeitet; fie endet naturgemäß, wenn dem 
Unternehmer ein Aequivalent für die auf die Lehre verwendete Mühe oder 
Summe Geldes durch Arbeit gegeben if. Diele Periode wird aber nod) 
etwas Länger dauern müſſen, jo lange nämlich, bis die Arbeit des Lehrlings 
dem Unternehmer aud den von demjelben während der Lehrzeit empfangenen 
Lohn erjegt hat. Der Unternehmer bezahlt nämlich zweckmäßig feinem Lehr- 
ling während der Yehrzeit auch Pohn, um ihm den Antrieb zu geben, fleigig 
zu fein. Anfänglich ift diefer Lohn vein nominell; aber er wächſt allmählich ; 
bi8 er am Schluffe der Lehrzeit die Hälfte oder zwei Drittel des Lohnes 
eines audgelernten Arbeiters erreicht. Hiedurch wird auch der oben unter 2 
angeführte Einwand A. Smith's gegen Das Lehrlingsiyftem, daß es junge 
Leute nicht zum Fleiße erziebe, befeitigt. 

Diefe Erwägungen führen aber auch zur Verwerfung des oben unter 4 
angeführten Argumentes A. Smith's gegen das Lehrlingsſyſtem, daß es 
nämlich den Uebergang der Arbeiter von zurückgehenden zu blühenden Gewerben 
hindere. Denn, iſt die Zurücklegung einer Lehrzeit für die große Maſſe 
nothwendig, damit ſie ein Gewerbe erlerne, ſo liegt, — ſobald nur Vorſorge 
getroffen iſt, daß Ausgezeichnete, welche ohne Zurücklegung einer Lehrzeit, 
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ein Gewerbe erlernt haben, von deſſen Betrieb nicht ausgeſchloſſen find, — 
das Hinderniß ſolchen Uebergangs nicht fo jehr in der Nothwendigfeit, eine 
Lehrzeit zurüclegen zu müſſen, als in der mangelnden Fertigkeit in dem 
blühenderen Gewerbe zu fuchen. 

Iſt endlich für die große Maffe der Menfchen die Zurüdlegung einer 
Lehrzeit nothwendig, damit fie ein Gewerbe erlerne, jo iſt das Lehrlingsſyſtem 
auch” im Intereſſe des Publikums. Den oben unter 1 angeführten Einwand 
A. Smith's, daß die Schlechtigkeit der Waare ihre Urfache mehr in Betrug 
als in Ungejchielichkeit habe, dürfte heute Niemand mehr gelten laſſen. Und 
wenn die gute Waare, die das Publitum verlangt, nur durd das Yehrlings- 
Inftem zu erreichen ıft, jo kann es Fein Einwand gegen dieſes fein, daß «8 
den Preis der Waare vertheuere, 

Eine Reform des Lehrlingsiyftens, nicht eine Befeitigung deſſelben, wie 
A. Smith fie befürmortete, wäre aljo zu feiner Zeit am Plate gemefen. 
Dabei bleibt es allerdings fraglih, ob der Staat die Zurüdlegung einer 
Lehrzeit zum gefeglihen Erforderniß des Gemwerbebetriebes machen jolle. Diefe 
Frage wird für verichiedene Zeiten und Länder verſchieden beantwortet werden 
müſſen. Wie fie in England beantwortet wurde, wird die folgende Dar- 
ftellung der englifchen Entwidlung zeigen. 

Ber völliger Theilnahmloſigkeit aller Nichtintereffenten wurde auf Antrieb 
der nen emporgekommenen und emporfommenden Großinduftriellen am 18. Juli 
1814 durch den Act 50 George III. c. 96 das Lehrlingögefeg der Elifabeth 
abgeſchafft ). Dod damit war das Lehrlingsfuftem nur feines geſetzlichen 
Schutzes beraubt, nicht wirklich befeitigt. Denn an die Stelle des Yehrlings- 
geſetzes traten die Coalitionen der durch feine Abſchaffung in ihren Interefjen 
bedrohten Arbeiter, und die oben angeführten Lehrlingsbeftunmungen des 
Statuts der Elifabeth wurden, modificirt, durch die englifchen Gewerkvereine 
bi8 zum heutigen Tage aufrecht erhalten. 

Statt dag nämlich, wie Adam Smith 40 Jahre früher erwartet hatte, 
die „Armen“ durch Befeitigung des Yehrlingsgefeges die freie Verfügung 
über das „heiligfte und unverleglichfte Eigenthum“, ihre Arbeit, erhielten, 
wurde dur dieſe Beleitigung ihre Fähigkeit, von ihrem „Vermögen“, wie 
A. Smith die „Stärke und Gefchielichkeit ihrer Hände“ nennt, zu leben, 
äußerſt bedroht. A. Smith hatte nämlidy erwartet, daß mit Beſeitigung der 
Beftimmung des Lehrlingsgejetes, dak Niemand ein Gewerbe felbftänpig 
betreiben jolle, der nicht eine fiebenjährige Lehrzeit durchgemacht, eine vermehrte 
Niederlaffung jelbftändiger Gemwerbtreibender erfolgen würde, und da er nur 
Eleingewerbliche Verhältniſſe vor Augen hatte, begreift ſich diefe Ermartung. 
Allein eine größere Schranke der felbftändigen Niederlaffung, als die verhält- 
nigmäßig geringen durch die Lehrzeit bedingten Erziehungsfoften waren, erwuchs 
nut der Entjtehung des Großbetriebs in dem Erforderniß eines beträchtlichen 
Gewerbcapitald. Statt daß die Zahl ver jelbftändigen Gemerbtreibenven 
nad Befeitigung des Lehrlingsgefeges fich vermehrt hätte, nahm diefe Zahl 
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ab und zwar nicht ohne daß jene Beleitigung dazu mitgewirkt hätte: denn 
durch fie wurden alle geſetzlichen Schranfen, welche der unbedingten Entfaltung 
der Kräfte des großen Capitals entgegenftanden, bejeitigt, und das entfefjelte 
große Kapital erbrüdte feine kleineren Concurrenten. Eine Menge Kleiner 
Meifter wurde in die Yage von Arbeitern herabgedrükt und Andre, die 
— Meiſter geworden wären, blieben nun ihr Lebenlang unſelbſtändige 
Arbeiter. 

Wie geſtalteten ſich bei ſolchen Veränderungen nun die Verhältniſſe der 
Lehrlinge? Dieſelben verſchwanden keineswegs überhaupt, wie A. Smith 
erwartet hatte. In allen Gewerben, deren Betrieb noch gewiſſe Kenntniſſe 
und Fertigkeiten vorausſetzte, wurden nach wie vor Lehrverträge abgeſchloſſen. 
Aber abgeſehen von der immer mehr zuſammenſchrumpfenden Zahl der im 
kleinen Maßſtab betriebenen Gewerbe, in denen nach wie vor der Unterneh— 
mer, mit dem der Lehrvertrag abgeſchloſſen wurde, auch der Lehrende war, 
war nun der Geſchäftsherr nicht mehr der Lehrmeiſter. In allen im großen 
Maßſtab betriebenen Gewerben wurden die Lehrverträge entweder mit einem 
Arbeiter abgeſchloſſen, der ſich verpflichtete, einen Jungen zu lehren, — aller— 
dings der ſeltenere Fall, — oder als Regel wurde der Lehrvertrag mit dem 
Unternehmer zwar abgeſchloſſen, dieſer aber lehrte den Jungen nicht ſelbſt, 
ſondern überwies ihn an einen Arbeiter, der ihn gegen eine Remuneration oder 
ohne ſolche zu lehren übernahm. Bei allen Lehrverträgen, ſowohl bei denen 
mit kleinen Meiſtern, als auch bei denen mit größeren Unternehmern, kam 
es immer mehr außer Gebrauch, ſo wie unter dem frühern Geſetze eine Urkunde 
(indenture) über den Abſchluß des Lehrvertrages aufzunehmen, Der Vor— 
theil eines urfundlichen Lehrvertrages war aber der, daß die beiberfeitigen 
Berpflichtungen von Unternehmer und Lehrling dadurd jo firirt wurden, daß 
fie gerichtlich einneflagt werden fonnten. Der Unternehmer war verpflichtet, 
zu lehren reſp. Lehren zu laffen, der Junge zu arbeiten, jeder unter Straf- 
androhung. Der Unternehmer war alſo feines Entgeldes ficher; in wenigen 
Jahren hatte er dem Jungen das Gewerbe gelehrt, und für den Reſt der 
Lehrzeit erhielt er von ihm die Arbeit eines Gejellen für den Lohn eines 
Lehrlinge. Es lohnte den Unternehmer daher, zu lehren und lehren zu laſſen, 
und aledann war aud Ausficht, daß der Junge das Gewerbe erlernte. 

Nachdem mit Beleitigung des Lehrlingsgeſetzes die geſetzliche Verpflichtung 
zum Abſchluß urfundlicher Lehrverträge weggefallen, wurden ſolche Verträge 
unmer jeltener abgeſchloſſen. Wo aber ſolche Verträge fehlen, find meift 
BVerhältnifie der jchlimmften Art die Folgen diefes Mangeld!). Es befteht 
alsdann keinerlei rechtliches Band zmifchen Unternehmer und Yehrling. Der 
Unternehmer fann nach Belieben den Zungen entlaffen, der Yunge das Ver— 
hältniß auffündigen. Der Unternehmer hat feine vechtögültige Verpflichtung 
zu lehren, reſp. Iehren zu lafjen, der Lehrling feine, zu arbeiten. Und eben 
wegen des letsteren Mangels ift e8 nicht wahrjcheinlich, daß der Unternehmer 
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auch nur verſuchen werde, zu unterrichten, Da er nicht3 dabei gewinnt: denn 
ſobald der Junge etwas zu können wermeint, eilt er fort, um eimen andern 
Arbeitgeber und höheren Lohn aufzufuchen. Aber die Sade ift die, daß 
Jungen, mit denen fein Lehrwvertrag eingegangen wird, gar nicht als Lehr: 
linge angenommen werden, um ihnen das Gewerbe zu lehren. Ihre Arbeit: 
geber gehören zu jenen Unternehmern, welde, ohne feiten Fuß im Gewerbe, 
diefen zu erlangen juchen, indem fie ihre Nachbarn durch Lieferung fchlechtever 
Waare zu geringerem Preife und Verwendung der ſchlechteren und billigeren 
Arbeit der Lehrlinge unterbieten. In beliebiger Anzahl nehmen fie Lehrlinge 
an, entlafjen fie bei rücgehender Conjunctur, um fie bei Wiederbelebung des 
Gewerbes durch friſche Mengen zu erjegen. Der Lehrling findet daher bald, 
daß er nicht angenommen wurde, um gelehrt, jondern um’ ausgenutzt zu 
werden; daß der Zweck ſeines Arbeitgeberd nicht der iſt, ihn in’8 Gewerbe 
einzuführen, jondern foviel Bortheil wie möglih aus ihm zu ziehen. Er 
muß gewöhnliche Arbeit verrichten und lernt die feinere Arbeit nie kennen. 
Er wird frühzeitig gegen Stüdlohn beſchäftigt und erlernt deshalb ſein 
Gewerbe nie ganz, da er dadurch veranlaßt wird, nur gemiffe einzelne Fertig— 
feiten im Gewerbe zu erlangen. 

Beſitzt dann ein Lehrling eine Hebung von zwei oder drei Jahren, fo 
wird der Junge durch feine bet Stüdlöhnung verhältnigmäßig hohe Einnahme 
oft übermüthig und e8 ergreift ihn die Luft nach Veränderung. Bewirbt er 
ſich alsdann um eine andere Stelle, jo ift er Durch die Ausficht auf höheren 
Lohn zu der Angabe verfucht, er habe eine längere Lehrzeit durchgemacht, 
als wirklich der Fall ift. Beweifende Papiere führt er nicht bei fi, und 
jo wird er Betrüger, und für's Erfte wenigftend jehr oft mit Erfolg. Oft 
aber bieten ſolche Lehrlinge auch fofort ihre Arbeit zu geringerem Lohne aus 
als die ausgelernten Arbeiter, und, da fie als ausgelernt gelten, wird dann 
ihr Angebot zu geringerem Lohne den Unternehmern ein Mittel, um eine 
Lohnreduction auch der ausgelernten Arbeiter zu verjuchen. 

Sehr häufig aber ift e8 nicht Uebermuth allein, der den Lehrling vor Ablauf 
feiner Lehrzeit zum Verlaſſen feines Lehrheren bewegt). Es giebt nämlich 
in jevem Gewerbe, insbejondere aber, wie es ſcheint, im Buchdrudergewerbe, 
Arbeitgeber, welche fi nie damit befafjen, Jungen als Lehrlinge anzunehmen, 
fondern dies den größeren Unternehmern überlaffen. Haben dieje einen Jungen 
in die nothdürftigfte Kenntnig Des Gewerbes eingeführt und bat fich ver 
Junge einigermaßen Uebung im Nothwendigften erworben, jo veranlajien 
jolhe Arbeitgeber denfelben, durch das Gebot eines nur wenig höheren Lohnes 
feinen urfprünglichen Herrn, zu verlafien. Die Arbeit folder in den legten 
Jahren ihrer Lehrzeit befindlichen Jungen it den Fleinen Unternehmern für 
die gewöhnlichen Arbeiten, die fie allein berftellen laſſen, ebenfoviel werth, 
wie die Arbeit gelernter Arbeiter, und der geringere Lohn, den fie dafür 
zahlen, fett fie in Stand, mit den größeren Häufern zu concurriven. Iſt 
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die Lehrzeit Diefer ungen vorbei und verlangen fie nun denfelben Lohn, wie 
die außgelernten Arbeiter, jo werben fie entlafjen. Da fie nur Stümper im 
Gewerbe find, wird ihnen diefer höhere Lohn auch von feinem Andern gezahlt, 
bi8 fie ihre Arbeit zu geringerem Lohne anbieten und dadurch, wie ſchon 
gejagt, den Unternehmern ein Mittel an die Hand geben, eine Lohnreduction 
auch der ausgelernten Arbeiter zu verluchen. 

Selbft wenn die Lehrlinge aber die ganze Lehrzeit bei dem Unternehmer, 
der fie in Die Yehre genommen, ausharren, wird ihr endliches Schiefal nicht 
jelten das gejchilverte fein. Da fie ihre ganze Lehrzeit hindurch gegen Stüd- 
lohn nur gewöhnliche Arbeit verrichteten, ohne das ganze Gewerbe zu erlernen, 
werden fie nach überftandener Lehrzeit oft jofort entlaffen, und ihre mangel: 
hafte Ausbildung bringt ihrer weiteren Beihäftigung die geſchilderten 
Schwierigkeiten. 

Die in dem Gejagten ſchon angedeuteten Folgen dieſes Syſtems werden 
von einem Engländer folgendermaßen gejchilvert ?): 

Das Gewerbe wird in Folge deſſelben angefüllt mit Arbeitern, die 
„Männer find der Größe, aber nicht der Kenntniß nah”; mit Männern, 
die nichtS gelernt haben und nicht® mehr lernen werben, denn die Jugend, 
und im Allgemeinen die Jugend allein, ift die Zeit des Lernens; mit Män— 
nern, welche ihre Arbeit verabjchenen, wie fchlechte Arbeiter dies immer thun, 
die mit fich felbft und mit ihren Arbeitgebern ftet3 unzufrieden find, deren 
Arbeit nicht tüchtig und die deshalb den Lohn eines tüchtigen Arbeiters nicht 
werth find; mit Männern, die ihren Mitmenichen zur Laſt werden. Das 
Publifum gewöhnt fi an billige Waare und giebt fih allmählich mit Gerin- 
gerem zufrieden; die bejten Arbeiter jehen, daß die Nachfrage nad) guter 
Arbeit abnimmt und erleben, daß ihr Lohn auf das Niveau der fchlechteften 
herabſinkt. Die Arbeit wird jchlechter; die beften Unternehmer werben vom 
Markte vertrieben; das ganze Gewerbe verfällt. 

| Dies die Folge der Bejeitigung des Lehrlingsgefeges, was die Heran— 
bildung von jungen Leuten zu den Gewerben angeht. Die Nachtheile, welche, 
wie das Vorftehende zeigt, auch den wirklich ausgelernten Arbeitern aus diejen 
Verhältniſſen erwachlen, haben dazu geführt, Daß die Organifationen diefer 
Arbeiter, Die Gemwerfvereine, die Tüchtigkeit im Gewerbe zur Aufnahme— 
bedingung in den Verein gemacht haben. Zum Nachweis diefer Tüchtigkeit 
wird insbejondere der Nachweis der richtig zurüdgelegten Lehrzeit, — deren 
Dauer in den verichievenen Gewerben verjchteden if, — verlangt und zu 
dem Zwecke der Abſchluß urkundlicher Yehrerträge als wünjchenswerth 
bezeichnet. In Folge des Einflufjes der Gemerfvereine wird denn auch heute, 
fechzig Jahre nach Beleitigung des Lehrlingsgejeges, in England in allen 
Gewerben allgemein eine Lehrzeit zur Erlernung derjelben zurücdgelegt. 

Die andere Hauptfolge der Beleitigung des Lehrlingsgeſetzes wurde in 
dem Borftehenden beveitö berührt. Nach dem Lehrlingsgeſetze ſollte die Zahl 
der Lehrlinge, die ein Unternehmer befchäftigte, nie in einem größeren als in 
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einem durch das Geſetz beftimmten Verhältniffe ftehen. In allen Gewerben, 
in denen dieſe geſetzliche Befchränfung megfiel, trat alsbald die That: 
ſache hervor, daß nun nicht etwa mehr ermachlene Arbeiter wie früher 
beichäftigt wurden, jondern die ausgelernten Arbeiter, welche den vollen Lohn 
eines Arbeiters erhielten, wurden nun majjenhaft entlaffen und durch ebenjo 
große Mengen von Lehrlingen, die nur Lehrlingslohn erhielten, erſetzt, melde 
ihrerfeitö wiederum, „nachdem fie“, um Sheridan's Worte!) zu gebrauchen, 
„zum Ruine ihrer Gefundheit fieben Jahre der Erlernung eines Gewerbes 
gewidmet“, entlaffen und entweder auf Beichäftigungen verwieſen wurden, 
„für welche ihr körperlicher Zuftand (eben in Folge der zurückgelegten Lehrzeit) 
fie gänzlich ungeeignet machte”, oder „jeglicher Beihäftigung beraubt auf die 
Geſellſchaft Losgelaffen wurden, der Mildthätigkeit zur Yaft oder zur Gefahr 
des Eigenthums ihrer Nachbarſchaft“. Diefer Mißbrauch der Freiheit ſeitens 
der Arbeitgeber hat vielleicht mehr wie alle anderen ähnlihen Mißbräuche 
derfelben zu Goalitionen der englifchen Arbeiter geführt, und in allen Ges 
werben — aufer in den fo fehr im Fortichreiten begriffenen, daß fie die über: 
ſchüſſige Arbeit aller anderen Gewerbe zu abjorbiren im Stande find, — machen 
es die englischen Gemwerkvereine ?) ihren Mitgliedern zur Pflicht, in feiner 
Werkſtätte zu arbeiten, in der die Zahl der Lehrlinge in einem größeren 
als einem beftimmten Verhältniffe zur Zahl ver ausgelernten Arbeiter fteht, 
Bei den angeführten thatfächlichen Verhältniſſen empfinden die Arbeiter A, 
Emith’8 gegen das Lehrlingsſyſtem gerichtete Berufung an das heiligfte und 
unverleglichite Eigenthum eines Jeden an der Stärke und Geſchicklichkeit feiner 
Hände als bittere Ironie. Statt zu einem Eingriffe in dieſes Eigenthum 
ift ihnen die herkömmliche Lehrlingsbeſchränkung vielmehr zu deſſen Bollwerk 
geworden gegenüber dem Mißbrauch der Uebermacht. Auch findet man die 
Klagen über diefe Beichränfung und die Berufung auf jene natürlichen Men: 
fchenrechte nicht bei etwa durch die Beſchränkung beeinträchtigten Arbeitern, 
fondern bei Arbeitgebern, welche von dem Standpunkte ihres jpeciellen Er— 
werbs und Gefhäfts die Beleitigung jeglicher Schranken verlangen, welche, 
wenn auch dem Gemeinwejen zum Segen, doch ihrer ungezügelten Gewinn: 
ſucht zum Schaden gereichen 9). 

Gegen vie bezeichnete Politit der Gewerkvereine ift num der Schrei 
erheben worden, die Gewerfvereine ftörten damit die Arbeitgeber in der freien 
Verfügung über ihr Eigentfum und binderten fie in der Ausübung ihres 
Rechtes, die ihnen nutzbringendſten Arbeitskräfte zu verwenden. Allein bie 
Gewerkvereine erfennen diefe Berechtigung der Arbeitgeber im Princip völlig 
an. Nur ermidern fie ihnen: „Wir find dagegen, wie Ihr Euer Recht 
inftematifch gebraucht, und ebenfo berechtigt wie Ihr, find wir, wenn Ihr 
eine größere Anzahl von jungen Burfchen beichäftigt, als wir für geeignet 
halten, Euch zu jagen, daß wir nit für Euch arbeiten wollen.“ Und ohne 
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Zweifel find die Arbeiter juriſtiſch ebenfo berechtigt, nur unter beftimmten 
Bedingungen zu arbeiten, wie die Arbeitgeber, nur unter beftimmten Bedin— 
gungen fie zu bejchäftigen. 

Allein die Gewerkvereine behaupten auch die dfonomijche Berechtigung 
ihrer Politik. „Wir find der Anficht‘‘, jagen fiet), „daß, wenn in einem 
Gewerbe eine Stelle frei ift, der unbeſchäftigte erwachſene Arbeiter, der bis 
in die Mitte feines Lebens für dieſes Gewerbe gearbeitet und Weib und Kind 
hat, welche für ihren Unterhalt auf ihn angewiefen find, einen Anſpruch auf 
dieje Stelle habe, bevor neue Kräfte in das Gewerbe eingeführt werden. So 
lange e8 unbeſchäftigte Arbeiter in einem Gemerbe giebt, follte die Zahl der 
ihm angehörigen Arbeiter nicht durch neue vermehrt werden, oder e8 würde 
ein größeres Angebot entitehen, als die Nachfrage erheifchen würde, Wir 
find beftrebt, durch Beichränfung der Yehrlingszahl auf unſerem Marfte einen 
Ueberſchuß von Arbeit über die Nachfrage zu verhindern, und als Arbeiter, 
welche zu einem Gewerbe herangebildet wurden und eine Anzahl Jahre feiner 
Erlernung gewidmet haben, find wir in gewiſſem Maße zu einer Anpafjung 
des Angebots an die Nachfrage berechtigt.‘ 

Und in der That vom ökonomischen Gefichtspunfte aus find die Arbeiter 
ebenfo wie die Verkäufer anderer Waaren als Arbeit zu einer Anpafjung 
de8 Angebots ihrer Waare an die Nachfrage nicht nur berechtigt, jondern 
fogar verpflichtet. Ein Unterfchted beſteht indeß zwiichen der Arbeit und 
anderen Gütern, ſowohl joldhen, welche der Subjtanz nad, als aud) folden, 
deren Nugungen allein verfauft werden. Andre Güter werden nur zu dem 
Zwede product, um dem Producenten Nuten abzumwerfen. Da ihre Ber- 
fänfer ihre Production demnach in ihrer Willfür haben, können fie auch das 
Angebot derjelben mehr oder minder genau nach der Nachfrage regeln. Sie 
find deshalb auch für ein etwaiges zu großes Angebot verantwortlic, und 
bei zu großer Production trifft fie im Sinten des Preifes die verdiente Strafe 
ihrer verfehlten Speculation. — Die Arbeitöfraft dagegen, deren Nutzung 
verfauft wird, ift identifc mit dem Menſchen. Der Menih aber iſt Selbit- 
zweck; er wird zu feinem Zwecke außerhalb ſich jelbft producirt; ja anders, 
wie bei dem Angebot von zu nugenden Capitalien oder anderer Waaren 
außer Arbeit ift terjenige, der die zu nutende Arbeitöfraft anbietet, nicht 
deren Producent. Ganz ohne fein Zuthun kam er und fie mit ibm in die 
Welt, während die Selbfterhaltung ihn zwingt, fie auf ven Markt zu bringen. 
Wie er aber nicht einmal Einflug hat auf das eigene Angebot und dafür 
nicht verantwortlich ift, jo iſt er e8 auch nicht für das feiner Concurrenten. 
Jeder von diefen fam, wie er jelbit, ohne eignes Zuthun zur Welt und mit 
ihm feine Arbeitöfraft, umd Jeder wird wie er durd die Celbfterhaltung 
gezwungen, zu Marfte zu fommen. „Jeder von ihnen ift abjolut einflußlos 
auf die Zahl der gleichzeitig mit ihm vorhandenen Arbeitskräfte. Der 
Einfluß, den Jeder auf diefe Zahl üben fann, exjtredt ſich nur auf den 
zufünftigen Markt. Aber jelbft für die Zukunft fann und wird das ver- 
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nünftige Verhalten Einzelner in Bezug auf die Ehe durch das entgegengeiehte 
Berhalten Anderer völlig paralyfirt werden. Da die nicht organifirten 
Arbeiter ſonach abjolut außer Stand find, die Summe der Arbeitskräfte der 
Nachfrage nad Arbeit anzupafjen und für ein zu großes Angebot von Arbeit 
demnach unverantwortlich find, trifft fie das Sinken des Preiſes der Arbeit 
in Folge eines zu großen Angebote als unverbientes Unglüd. Dasjenige 
aber, was die Arbeitöverfäufer den Verkäufern andrer Waaren als Arbeit 
auch in diefer Beziehung gleichgeftellt hat, ift die Drganifation derjelben in 
Gewerkvereinen. Durd fie erhalten die Arbeiter die Fähigkeit, nicht nur 
durch Zurüdziehung ihrer Waare vom Markte in einem gegebenen Augen: 
blide das Angebot der vorhandenen Nachfrage anzupafjen, ſondern durch die 
Lehrlingsbeſchränkungen werden fie auch zu einer folchen Anpafjung des zu: 
fünftigen Angebot® an die zukünftige Nachfrage befähigt, und zugleich 
werden durch dieſe Beſchränkungen diejenigen, welche fid) vernünftig in Bezug 
auf die Ehe verhalten, gegen die Folgen des entgegengeleßten leichtſinnigen 
Verhaltens Andrer geihüst. 

Gerade vom Standpunkt der Nationalökonomie alſo, welde von allen 
Berkäufern ohne Unterfchted ein Anpaſſen des Angebots ihrer Waare am die 
Nachfrage verlangt, ift die erörterte Yehrlingöpolitif der engliichen Gemerk- 
vereine unter den zur Zeit gegebenen Berhältniffen zu billigen. Dies ift ferner 
um jo mehr der Fall, einmal, weil die Arbeiter jelbft e8 find, welche die 
Lehrlinge in ihrem Gewerbe — und zwar meijt ohne bejondere Nemuneration 
zu empfangen, — unterrihten müſſen t), und es gewiß jehr thöricht von 
ihnen wäre, ſich Concurventen zu jchaffen, die fie jelbft vom Markte ver: 
drängten; und zweitens, weil die Gewerfvereine enorme Summen auf die 
Unterhaltung ihrer beſchäftigungsloſen Mitglieder verwenden und dadurch die 
Armenlaft beträchtlich erleichtern. Da wir die brodlofen Mitglieder unſeres 
Gewerbes unterhalten, jagen fie, beaniprucdhen wir auch das Recht, die Zahl 
der in das Gewerbe eintretenden Arbeiter nad) der Nachfrage nach ihnen 
zu regeln. 

Endlich müſſen die Testen allenfallfigen Bedenken gegen die in Frage 
ftehende Beichränfung der Lehrlingszahl ſchwinden, da ſelbſt Arbeitgeber zu: 
geben ?), daR Diefelbe das Wachſen des Angebotes im Verhältniß zur Nach— 
frage nicht gehindert habe, und da aud der Einwand, daß durch bevegte 
Beſchränkung Arbeiter, welche bejondere Anlagen gerade zu beftimmten Ges 
werben hätten, von der Verfolgung ihres Berufes abgehalten werden könnten, 
und daß man es einem Jeden jelbjt überlaffen könne, zu beurtheilen, ob ein 
Gewerbe bereits zu fehr überfüllt jet, bei näherer Prüfung jih als hinfällig 
zeigt. Wie nämlich bereits J. ©. Hoffmann 3) und G. Schmoller 4) aus: 
geführt haben, wird der bei Weitem größte Theil der Menſchen überhaupt 
gar nicht durch eine beftimimte Neigung oder durd) eine verftändige Würdigung 
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des möglichen Erfolges zu der Wahl derjenigen Beichäftigung geleitet, wodurch 
er lebenslänglich feinen Unterhalt zu erwerben hofft. Diele Wahl trifft der 
Arbeiter nicht einmal jelbit, jondern feine Eltern für ihn. Diefe aber 
beftimmen ihren Sohn durchaus nicht immer mit Flarer Erkenntniß für einen 
der Berufe, in denen im Augenblide die größte Nachfrage befteht. Die 
Hauptrüdficht, von der fie geleitet werden, iſt die, daß der Junge jo bald 
wie möglich etwas verdiene, ferner ihre größte Bequemlichkeit und ähnliche 
Motive. Die Eltern befördern alſo jelbft die zu große Beichäftigung von 
Unerwachſenen und das fortwährende Wachlen der Anzahl unbeichäftigter, 
gelernter Arbeiter in einem Gewerbe. Defto nothwendiger, daß die erwachſenen 
Arbeiter die Eltern der Lehrlinge zur Haren Erkenntniß bringen und gegen 
die üblen Folgen des unmwirtbichaftlichen Verhaltens derſelben ſich ſchützen. 

Das Verhalten der engliichen Gewerfvereine in der Lehrlingsfrage ericheint 
ſonach durd die gegenwärtigen Verhältniffe völlig gerechtfertigt. Mit der 
Anerkennung diefer relativen Berechtigung ſoll aber nicht im geringften gejagt 
jein, daß diefe Löſung der Frage eine dauernd befriedigende oder auch nur zur 
Zeit eine idealen Anfprücen genügende fe. Sie ift dies weder, was die 
Heranbildung der jungen Leute zum Gewerbe, noch aud, was die Beichränfung 
der Lehrlingszahl angeht. Die Aenderungen, die in erfterer Beziehung nöthig 
find, werben meiter unten bejprodhen werben bet Erörterung der Reformen, 
die in Deutfchland, für welches daſſelbe gilt wie für England, nothwendig 
find. Was aber die Beichränfung der Lehrlingszahl in den einzelnen Ge— 
werben betrifft, jo ift offenbar, daß die Regelung der Arbeiterverhältnifie 
durch die Gewerfvereine mit einfeitiger Berüdfichtigung der Arbeiterintereffen 
-ebenfo wenig befriedigen kann, wie der ihr vorhergehende Verſuch der Arbeit- 
geber, nad) gefetlicher Beleitigung des Lehrlingsftatuts diefelben im einfeitigen 
Intereſſe der Arbeitgeber zu ordnen. 

Der aus dem Widerftreit der Intereſſen beider Parteien hervorgehende 
Kampf zwifchen Gemwerkoereinen und Arbeitgebern brachte indeß — wenigſtens 
in einer Neihe von Gewerben bereits — die Arbeitgeber zur Anerkennung 
der Gleichberechtigung der Arbeiter bei Feftfegung der Berkaufsbedingung 
ihrer Waare mitzureden. Diefe Anerkennung führte zur Einfetung von 
Einigungsämtern, d. h. eine Anzahl von den Arbeitern eines Gemerbes 
gewählter Delegirter tritt mit einer gleichen Anzahl Delegirter der Arbeit- 
geber periodiſch zuſammen, um für eine beftimmte kommende Periode ent= 
Iprechend ben concreten gewerblichen Berhältnifien ſämmtliche Arbeitsbedingun— 
gen feftzufegen. Zu diefen Arbeitsbedingungen gehören auch Die Lehrlings- 
verhältniffe 2). Die Einigungsämter treffen Beltimmungen nidyt nur über 
die Lehrzeit, fondern auch über die Zahl der Lehrlinge, die ein Arbeitgeber 
beichäftigen fol. Kommt ein Fall vor, daß ein bereitS erwachlener Arbeiter 
bon einem Gewerbe zu einem andern übergehen will, jo geftattet eine Ver- 
handlung defjelben vor dem Einigungsamt die nothmwendige Berücfihtigung 
der indivibuellen VBerhältniffe und beugt etwa daraus entftehenden Streitig= 
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feiten zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern vor. In Streitigfeiten wegen 
angebliher Nichterfüllung des Arbeitsvertragd dient dad Einigungsamt als 
Schiedsgericht. 

Wo Einigungsämter beftehen, hängt alfo die Regelung der Yehrlings- 
verhältniffe nicht mehr ab von der rohen Uebermacht, fondern von einer 
vernünftigen Erwägung der Berhältniffe des Gewerbes. ine derartige Nege- 
lung der Yehrverhältnifje ift aber gewiß viel wünſchenswerther, als die frühere 
durch den Staat. Geſetzliche Beftimmungen in gemwerblihen Fragen find 
nothwendig immer ftarr, fünnen ſich veränderten Verhältniſſen nicht elaftilch 
anfchmiegen und Ichliegen die Berüdfichtigung befonderer individueller Fälle 
ftet® aus. Ber Regelung der Lehrlingsverhältniffe durch Einigungsämter 
fann nicht nur jeder Wandelung der allgemeinen gewerblichen Verhält— 
niffe, jondern auch der befonderen Berhältniffe jedes einzelnen Falls mit 
Leichtigkeit Nechnung getragen werden. 


1. Das Lehrlingswejen in Deutſchland. 


Menden wir und nad dieſem UWeberblid über die Entwidlung der 
Lehrlingsverhältniffe in England zur Betrachtung des Lehrlingsweſens in 
Deutjhland. Die früher beftehende zünftige Lehrlingsordnung enthielt hier 
ganz ähnliche Beſtimmungen wie das Lehrlingsgefeg der Elifabeth. Durch 
das Eingreifen der abjoluten Regierungen des 18. Jahrh., insbeſondere der 
preußijchen, waren indeß bier früher als in England gewiffe veraltete Be- 
ftimmungen befeitigt worden, ohne indeß durch einen radicalen Act, wie Das 
englijhe Geſetz von 1814, die überfommene gefegliche Gewerbeverfafjung auf 
einen Schlag zu befeitigen. Unter dem Einfluß der zu immer größerer 
Anerkennung gelangenden Lehren A. Smith's wurde dieſe allmählich refor— 
mirende Thätigfeit ım 19. Jahrh. fortgefegt. Die letzten Nefte der früheren 
Lehrlingsordnung befeitigte exft die Gewerbeordnung für den norddeutſchen 
- Bund von 1869. 

Der Entwurf der Gewerbeordnung, den die Regierungen dem Reichstag 
vorgelegt hatten, enthielt noch Anklänge an die frühere Ordnung des Lehrlings- 
weſens. Insbeſondere gilt dies von den 88 121 und 123 des Negterungs- 
entwurfd. 8 121 Tautete: „Die Aufnahme eines Lehrlings erfolgt, wenn 
derjelbe bei dem Genoffen einer Innung eintritt, vor der Innung. Tritt 
der Yehrling bei einem andern Gewerbetreibenden ein, To erfolgt die Aufnahme 
in den Stäbten wor der Gemeindebehörde, auf den Lande vor der Orts: 
polizeibehörde“, und der $ 123 beftimmte: „die Verabredungen über die Lehr: 
zeit, das Lehrgeld und die fonftigen Bedingungen find bei der Aufnahme zu 
verzeichnen”. Es wurde alfo eine beſonders feierliche Aufnahme als Lehr: 
ling und fchriftlihe Abfafjung des Lehrvertrags gefordert. Was den $ 122 
angeht, jo war jeine Hauptbeftimmung, daß der Lehrling vor der Aufnahme 
darthun mußte, daß er leſen, jchreiben und rechnen könne und daß er eine 
Beſcheinigung feines Religionslehrers beibringen mußte, daß er in der Glau— 
bens= und Sittenlehre genügende Kenntniffe beſitze. Allein die Abgeordneten 
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Dr. Stephant und Dr. Weigel ftellten den Antrag, der beſonders Tebhaft 
durd) Dr. Braun (Wiesbaden) unterftügt wurde, die SS 121—123 zu ftreichen. 
Was die Aufnahme als Lehrling bei Genofen einer Innung angehe, ſagte 
man, jo fönnten die Innungsſtatuten darüber Beſtimmungen treffen; Die 
Aufnahme als Lehrling vor den Behörden würde diefen eine zu große Geſchäfis 
laſt aufbürden. Was ferner die geforderte Schriftlichkeit des Lehrvertrags 
angehe, ſo verneine die moderne Geſetzgebung die Schriftlichkeit als Erforderniß 
eines giltigen Vertrages, und nur ausnahmsweiſe ſei die ſchriftliche 
Beurkundung noch erforderlich, nämlich bei ſolchen Verträgen, Die ſtreng for— 
meller Natur ſeien, wo das Geſchäft lediglich in der Form liege und nicht 
in einem ſpecifiſchen Inhalte. Bei dem Lehrvertrage lägen aber feine tech— 
niſch- juriſtiſchen Gründe vor zu einer beſonders formellen Solennität. Endlich 
ſeien die Erforderniſſe der $$ 122 und 123 auch überflüſſig, da jeder ver— 
ſtändige Meiſter, Vater und Vormund ihnen von ſelbſt nachkommen werde. 
„Die Intereſſenten mögen pon ſelbſt dafür ſorgen“ 19). 

Der Bundescommiſſar Dr. Michaelis wollte dieſe Gründe gegenüber 
ben wichtigen Zweden, welden zu dienen die Vorſchriften der 88 121—123 
beftimmt waren, allerdings nicht als durchichlagend anerkennen. Er meinte, 
es müfje dafür Sorge getragen werden, daß die Lehrverträge in einer erfchöpfen- 
den und ‚vollftändigen Form und Faffung aufgenommen würden, Damit jehr 
häufig eintretende weitgehende Streitigfeiten vermieden würden. Um ber 
Sorglofigfeit der Eltern und Vormünder in der Sorge dafür, daß die Kinder 
gehörigen und erfolgreihen Schulunterricht genießen, zu fteuern, ſei es nöthig, 
eine Controle eintreten zu laffen, damit, wenn ein Erfolg des Schulbejuches 
nicht vorhanden, Nachhilfe eintrete. Dieſe Vorjchriften jeien aber nicht blos 
im Intereſſe der Lehrlinge und Lehrherren, jondern im allgemeinen Intereſſe, 
und gegen die Sicherung dieſes Intereſſes könnten die angeblichen möglichen 
Beläftigungen der Gemeindebehörven nicht in Rechnung kommen. 

Die Gegenargumente des Dr. Braun (Wiesbaden) erfochten indeſſen im 
Reichstag den Sieg: die 88 121—123 de? Regierungsentwurfd wurden 
geftrihen. Dagegen zeigen die in allen Theilen Deutſchlands herrſchenden 
Klagen über den Mangel an SKenntniffen und die zunehmende Ungelehrig- 
feit und Unfolgfamteit der Lehrlinge und über die Nichtbeachtung der Yehr- 
verträge ſeitens vderjelben, daß die Bedenken des Bundescommiſſars nur zu 
gerecgtfertigt waren. Allerdings dürfte nicht fo ohne Weiteres als feitftehend 
angenommen werden, daß alle die ſchlimmen Lehrlingsverhältnifie, welche bie 
Handmerfsmeifter jetzt ſo laut beklagen, gerade vom Erlaß der Gewerbeordnung 
von 1869 datiren. Die Handwerfsmeifter waren bekanntlich auch früher 
ſchon unzufrieden und Hagend und, wie zurüdfommende Menjchen jo oft eines 
Sündenbocks bedürfen, den fie für alles Widerwärtige, das ihnen begegnet, 
verantwortlih machen, Tiebten fie ftetS jede Neuerung in der Geſetzgebung, 
in Folge deren größere Anfprühe an ihre Tüchtigfeit und Energie geftellt 
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wurden, als den Urquell alle Uebels zu befchuldigen. Darf man dies bei 
Beurtheilung der Klagen der Handwerfsmeifter nicht aus dem Auge verlieren, 
jo kann indeß auch nicht geleugnet werden, daß die Auflöfung der alten 
Gemwerbeverfaffung das Einreißen einer Menge von Migbräuchen im Lehrlings- 
wejen ermöglicht und erleichtert hat und daß die Neuerungen der Gewerbe: 
ordnung von 1869 insbejondere auch den Principalen dieſe Mifftände fühl- 
bar gemacht haben. Hören wir eine Schilderung diefer Mifftände zunächſt 
aus dem Munde eines eifrigen Vertheidigerd der Meifterintereffen und gründ- 
lichen Kenner des deutſchen Handwerks, des Redacteurs I. F. H. Dannen- 
berg in Hamburg. 

Nach Dannenberg’8 Darftellung in feiner Schrift: „Das deutfche Hand» 
werk und die fociale Trage” ift, ebenfo wie in England, bet uns der Einfluß 
des Lehrgelves auf das Verhältniß zwilchen Lehrheren und Lehrling unbedeu— 
tend. Die Eltern der Lehrlinge find höchſt felten im Stande, für ihre ber 
Schule entwachjenen Jungen auc noch Yehrgeld zu zahlen. Statt des Lehr: 
gelve8 verfpricht der Junge dem Lehrherrn, eine größere Zeit als Lehrling 
zu dienen und der Lehrherr findet feine Entihädigung für die Lehre in dem 
geringern Lohne, den er dem Lehrling für Arbeit eines gelernten Arbeiters 
bezahlt. Im diefem Verhältniſſe ift nichts Neues. Es war vielmehr Längft 
ſchon die Regel. Auch ftanden ſich die Meifter früher dabei recht gut. „Der 
Lehrling,“ fagt 3. ©. Hoffmann), „blieb immer ver wohlfeilfte Gehülfe und 
jeder Meifter hielt fortwährend wentgftens einen, wenn die Zunftgeſetze nicht 
mehr geftatteten.“ 

Dies Hat fich feit der Gewerbeordnung von 1869 geändert. Demnach 
ift das Lehrverhältnig Gegenftand völlig freier, formlofer Webereinfunft und 
der Lehrherr, dem ein Lehrling entlaufen, hat fein Mittel, ihn zu feiner 
Pflicht zurüdzuführen oder ihn zu beftrafen;, er fann nur — und zwar meift 
vergeblid — auf Schadenerſatz klagen. Hiedurch tritt an den Lehrling eine 
große Berfuhung heran. Sobald er nämlicd etwas gelernt hat und die 
Zeit beginnt, wo er als Erja für die Lehre dem Lehrherrn Bortheil bringen 
jollte, indem er fir Yehrlingslohn die Arbeit gelernter Arbeiter leiftet, wird 
e8 für ihm vortheilhaft, dem Lehrheren zu entrinnen, um ſich von einem 
andern Arbeitgeber gegen vollen Lohn oder wenigftens höheren Yohn anmerben 
zu laſſen. 

Das häufige Vorkommen folden Vertragsbruchs hat wiederum ſchlimme 
Folgen für die Lehrlinge gehabt. Es ventirt ſich nämlich für tüchtige Meifter 
nicht mehr, Lehrlinge anzunehmen, und diejenigen, die noch Lehrlinge anneh- 
men, denken nicht mehr daran, fie zu lehren. Ste beichäftigen vielmehr ven 
Lehrling während der ganzen Lehrzeit mit einer und derjelben Arbeit, und 
ziehen jo alsbald aus feiner Arbeit Nuten, indem fie den Lohn eines gelernten 
Arbeiter, der die Arbeit fonft verrichten müßte, ſparen. Dafür lernt der 
Lehrling aber nicht mehr das ganze Gewerbe, wie früher, fondern nur einen 
Theil defjelben, und häufig einen vecht winzigen. So find, wie Dannenberg 


Die Befugniß zum Gemerbebetriebe, 133. 
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angiebt, Schneidergejellen vorgekommen, welche in ihrer ganzen jog. Yehrzeit 
ausichlieglich mit dem Annähen von Knöpfen beichäftigt wurden! 

Ein jolcher Lehrling bleibt dann nothwendig fein Leben lang ein halber 
und mißvergnügter Menih. Da er thatlächlich fein gelernter Arbeiter ift, 
wird er entlafien, jobald er ven Lohn eines ſolchen verlangt. Sucht er 
anderswo Arbeit, jo findet er fie gleihfall® nur zu niedrigerem Lohne. Die 
Sejammtheit aber leidet unter dem Nachtheil, daß die Durchſchnittsfähigkeit 
der Arbeiter überhaupt finft. 

Diefe Schilderungen des verdienftvollen Verfechters der Intereſſen der 
Handwerfsmeifter bedürfen einer Ergänzung durch die Schilderung der Lehr: 
lingöverhältnifje ſeitens der Arbeiter. Eine ſolche geben die Klagen ber 
deutſchen Buchdrudergehilfen über die Zuftände in ihrem Gewerbe. Auch 
fie Elagen über die große Anzahl untüchtiger Arbeiter, in Folge mangelhafter 
Lehre, die den Markt überfüllen. Allein fie betrachten diefe Erſcheinung 
nicht als die bloße Folge nicht eingehaltener Lehrverträge, als welche Dannen— 
berg fie jehilvert. In einem vom 12. März 1869 datirten Aufruf an die 
Eltern und Erzieher, aljo bereit vor Erlaß der Gewerbeordnung, bezeichnen 
fie als die Urſache jener Erfcheinung, daß die Drudereibefiger der Verſuchung 
einer zu ftarfen Anwendung fog. Lehrlinge, d. h. unerwachlener Arbeiter, nicht 
wibderftehen, ftatt der alten Geichäftsfitte treu zu bleiben, auf 3 Gehilfen 1, 
auf 9 Gehilfen erft 2 Lehrlinge zu Halten. Solche Yehrlinge werden, wie 
bereit8 gejhilvert, mit gewifjen Arbeiten beichäftigt, Die fie, weil fie nichts 
Anderes erlernen, bald ebenfo gut verrichten wie gelernte Arbeiter. Der 
Drudereibefiger zahlt ihnen aber geringern Lohn als dieſen, und jobal fie 
nad vwollendeter Yehrzeit den Lohn Kr Arbeiter verlangen, werden fie 
entlafjen und durch andere Lehrlinge erſetzt. So entfteht eine Ueberfüllung 
des Marktes mit erwachjenen Arbeitern, die nichts gelernt haben, ſich aber 
als gelernte Arbeiter ausgeben und deren Angebot dazu benugt wird, ven 
Lohn der wirklich gelernten Arbeiter zu drücken. 

Bor Allem muß e8 überrafchen, wie jehr diefe Angaben über die Folgen 
der Bejeitigung der alten Lehrlingsorbnung in Deutſchland mit den oben 
wiedergegebenen Angaben der Engländer über die Folgen der Beleitigung der 
alten Gewerbeverfaflung übereinftimmen *). Außerdem aber erjehen wir aus 
diejen Angaben, daß die Mißbräuche im Lehrlingsmejen nicht erſt ſeit dem 
Erlaß der norbdeutfchen Gewerbeordnung datiren, wie Die Meifter und Die 
Bertheidiger ihrer Interefien angeben; höchſtens läßt fid) fagen, daß die Miß— 
bräuche ſeitdem auch den Meiftern fühlbar wurden, während früher die Arbei- 
ter allein Darunter litten. Der Thatſache, daß die Arbeiter länger und empfind: 





1) In einer kürzlich erfchienenen Schrift: „Zur Reform der Handwerksverfaſſung“, 
Berlin 1875 fagt Dr. 5. Kleinwächter: „In Defterreih, wo bie Gewerbefteibei 
durch Geſetz vom 20. December 1859, alfo um beinahe zehn volle Jahre früher 
eingeführt wurde als in Deutfchland, wurden bie nämlichen Klagen, und zwar bei= 
nahe Wort für Wort wie fie Dannenberg ausſpricht, ſchon im Beginne der ſechszi— 
ger Jahre unzählige Male Taut.‘ 
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Yicher unter diefen Zuftänden leiden, entpricht e8 aber, daß, wie Dannenberg 
(a. a. O. ©. 63) angibt, aus der Imitiative der Arbeiter zuerft wirkſame 
Verſuche hervorgingen, den geſchilderten Uebelftänden zu fteuern. Dieje Ber: 
ſuche find diefelben wie die gejchilverten der englifchen Arbeiter. Ebenſo wie 
diefe haben in einzelnen Gewerben die deutichen Arbeiter ziemlich ftrenge Vor— 
ſchriften auf eigene Yauft wieder eingeführt über die Zahl der Lehrlinge, 
welche ein Principal gleichzeitig in die Lehre nehmen darf, und verlangen, daß 
Jeder, der als Gejelle arbeiten will, einen ordnungsmäßigen Lehrbrief bei- 
bringe, um dem vorzeitigen Verlaſſen der Lehre vorzubeugen. Das Mittel, 
mit dem fie diefe Vorſchriften durchſetzen, ift die Weigerung, mit einer größern 
als der beftimmten Anzahl von Lehrlingen und mit nicht ordaungsmäßig 
Ausgelernten zu arbeiten. 

Die Meifter dagegen haben fi bis jest auf Klagen und Seufzer nad 
den vergangenen Zuftänden beichränft. Viele von ihnen verlangen Wieder: 
einführung der Meifterprüfung; andere wollen die Meifterprüfungen wenn 
auch nicht obligatoriich, jo doch facultativ wieder einführen, und von dem Be: 
ftehen diefer Prüfung wenn auch nicht den Betrieb des Gewerbes jo doch das 
Recht, Lehrlinge zu halten, abhängig machen. Wieder andere find für Wieder: 
einführung der Prüfungspflicht für Lehrlinge nach beendeter Lehrzeit. Außer: 
dem verlangen fie jchriftlihe Abfaffung des Lehrvertrags und Beltrafung des 
Lehrvertragsbruchs. 

Keine Seufzer und Klagen werden indeß die Prüfungen, weder die der 
Meiſter, noch auch Die der Lehrlinge aus dem Grabe zurückrufen. Die Meiſter— 
prüfung in der einen wie in der andern Geſtalt widerſpricht den fundamental: 
ften Principten unferer Zeit. Mit“ der Befeitigung der Meifterprüfung fällt 
aber auch die Lehrlingsprüfung; denn was foll fie für einen Sinn haben, 
wenn auch der Lehrling, der fie nicht befteht, das Recht hat, als Meifter ſich 
niederzulaffen! Für die obligatorische ſchriftliche Abfaſſung der Lehrverträge 
Iprechen dagegen alle im Vorigen bereit3 angeführten Thatſachen. Auch ver: 
dient der Geſetzesvorſchlag Billigung, welchen eine freie Commiſſion des Reichs: 
tag8 worbereitet hat: jeder Arbeitgeber, welcher einen jugendlichen Arbeiter 
unter 18 Jahren beichäftigen will, hat danach in dem alle, daß dieſer be: 
reit8 in einem Lehr oder Arbeitöverhältnifje gejtanden, das obrigfeitlich be- 
glaubigte Lehr-, beziehungsweile Arbeitszeugniß deſſelben, bei Strafe ſich vor- 
legen zu lafjen und bis zur Beendigung des Lehr- oder Arbeitöverhältnifjed 
in Verwahrung zu behalten. Mit Recht heben die dieſem Geſetzesvorſchlag 
beigegebenen Motive hervor, daß die Beichränfungen in der Selbftbeftimmung 
und Zugfreiheit bei Unmündigen nicht den gleichen Bedenken unterliegen, wie 
bei Erwachſenen, daß dagegen bei Erfteren das Bedürfniß der Erziehung und 
der Gemwöhnung an Geleg und Ordnung die vorgefchlagenenBeftim mungen 
dringlich ericheinen laſſen. Und diejelben Rückſichten laſſen dieeft rafu ng des 
Bruches des Lehrvertrags angezeigt ſcheinen. 

Mit Vorſchriften über die ſchriftliche Abfaſſung des Lehrvertrags und 
Strafbeſtimmungen wegen Bruchs des Lehrvertrags und Beſchäftigung contract 
brüchiger Lehrlinge kann indeß nur die Beachtung des Lehrvertrags erreicht 
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werden. So mwünjchenswerth diefe Errungenſchaft nun auch fein würde, fo 
wären damit doch noch keineswegs die Mifflände des heutigen Lehrlingsweſens 
bejeitigt. Es wäre Damit weder für eine gemügende Vorbildung des Lehr: 
lings zum Gewerbe, nod auch gegen die Beichäftigung einer zu großen Anzahl 
Lehrlinge Vorſorge getroffen. 

Das Lehrlingsiyftem hatte bis jett einem doppelten Bedürfniß zu dienen. 
Es war dem Jungen einmal gemwerbliche8 Unterrichtsmittel und fodann Mit: 
tel, um in die Praxis eingeführt zu werden und die nöthige Noutine zu er: 
werben. In beiden Beziehungen bedarf e8 einer Reform. Was die Bedeu: 
tung des Lehrlingsſyſtems als eines Unterrichtsmittel8 angeht, jo ift Elar, daß 
ein Lehrling, der einen Meifter oder, wie heute immer mehr der Fall, einen 
Arbeiter zum Lehrer hat, von diefem offenbar nicht mehr lernen kann, als 
diefer jelbft weiß. Diejes Wiffen wird ſich in der großen Mehrzahl von 
Fällen auf die herfüömmliche Praxis des Gewerbes beſchränken und diefe Praxis 
wird fehr häufig hinter dem von den techniſchen Wiſſenſchaften bereits als richtig 
Erfannten weit zurüditehen. Was alſo nothwendig erſcheint, ift Die Bejeiti- 
gung des Lehrlingsiyftens als Unterrichtsmittel, die Verkürzung der Lehrzeit, 
ſoweit fie als Unterrichtözeit dient, und ihre Erſetzung durch Unterricht in 
gewerblichen Schulen. Auch ift die Klage, daß der Lehrling bei der heutigen 
Lehrweiſe nicht fein ganzed Gewerbe, Jondern nur wenige, und häufig ſehr 
untergeordnete Manipulationen erlerne, daß ein Arbeiter, der feine Lehrzeit 
richtig zurüdgelegt hat, fein Gewerbe noch nicht verftehe, ganz allgemein ; der 
Schyreiber diefer Zeilen hat fie ebenfo in England wie in Deutichland gehört. 
Die Erjegung eines Theile der Lehrzeit durch Unterricht in techniihen Schu: 
len würde aber, wie ſchon Schmoller 1) hervorgehoben hat, ein Gegengewicht 
bieten gegen ſolche durchaus einfeitige, feine technifche und menſchliche Erzie— 
bung gewährende Beſchäftigung unfrer vierzehn: bis achtzehnjährigen jungen 
Leute. Sie würde dem von vielen einfichtigen Fabrifanten betonten Bedürfniß 
nach Hebung der Bieljeitigkeit der Arbeiter entgegentommen. Sie würde es 
ferner denen, welche in dem einmal ergriffenen Gewerbe nicht vorwärts 
fommen, erleichtern, zu einem andern Gewerbe überzugehen. Es erſcheint dem- 
nach die Errihtung gewerblicher Schulen, ähnlich den in Belgien beftehenven 2), 
angezeigt, in denen —— Unterricht im Zeichnen, ſodann in den Ele— 
menten der Geometrie, Mechanik, Phyſik und Chemie, und ebenſo bereits in 
den Elementen der einzelnen Gewerbe, welche die jungen Leute erlernen wol— 
len, ertheilt werden müßte. Jeder Lehrling aber müßte geſetzlich verpflichtet 
werden, während feiner Lehrzeit eine beftimmte Anzahl Unterrichtsftunden in 
einer ſolchen gewerblichen Schule zu befuchen. Und hier mag man denn durch 
Prüfungen, Preife und Ehrendiplome den Lerneifer anjpornen. 

Die Lehre beim Meifter bliebe ſonach nur mehr das Mittel zur Ein- 
führung des Lehrlings in die Praxis und zur Ermwerbung der nöthigen Routine. 


) Schmoller, Kleingewerbe, 699. 354—E. — ?) Bol. Steinbeis, Die Elemente 
ber Gemwerbebeiörderung nachgewieſen an ben Grundlagen der belgifchen Induſtrie. 
Stuttgart 1853. 
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Soll fie als ſolches wirkfam fein, jo feheint aber die Befolgung des Adam 
Smith’ihen Rathes, wo er nody nicht befolgt ift, am Plate, dem Lehrling 
einen geringen Yohn zu geben und ihn für Beſchädigungen durch Ungeichid oder 
Leichtfinn auffommen zu laſſen. Während der Yehrling ın der Gewerbeſchule 
wirflih unterrichtet würde, würde hierdurd dafür gejorgt jein, daß er aud 
wirflid arbeite. Bei einem jo cömbinirten Lehrſyſteme würde der Lehrling 
aljo aud wirklich etwas Ternen. 

Was endlic, die Frage wegen der zu bejchäftigenden Lehrlingszahl !) an 
geht, jo murde ſchon oben erwähnt, daß ebenjo wie in England auch in 
Deutichland die Arbeiter begonnen haben, fie einjeitig zu löſen, indem fie es 
verweigern, mit einer größern al8 einer beſtimmten Anzahl von Lehrlingen zu arbei= 
ten. Dieſer Verſuch hat indeß nur jo lange Berechtigung, als ihm der Ber: 
ſuch der Arbeitgeber gegenüberfteht, die Yehrlingszahl einfeitig ihrem Interefie 
gemäß feitzuftellen. An und’ für fid und dauernd fann er ebenfomwenig be 
friedigen wie überhaupt der Verſuch der Gewerkvereine die Arbeitsbedingungen 
gemäß den Intereſſen der Arbeiter einfeitig zu regeln. Auch giebt es keinen 
Bertheidiger der Gewerfvereine, der in ihnen etwa eine dauernd befriedigende Löſung 
der Arbeiterfrage erblidte; feinen, der in ihnen etwas Anderes ſähe als das 
einzige Mittel, das den Arbeitern zur Zeit zu Gebote fleht, um die Felt: 
jegung der Arbeitsbedingungen wirklich zum Gegenftand eine Bertrags zu 
machen, ftatt fie, wie bisher, in den alleinigen Willen des Arbeitgebers zu 
ftellen ; feinen, der in ihnen etwas Anderes ſähe als den erften Schritt zu eine 
Drganifation, in welcher beide Intereſſengruppen friedlih zuſammenwirken. 
ALS ſolche gemeinfame Drganifation, welde die Organiſationen der Arbeiter 
wie der Arbeitgeber umfaßt, hat ſich in England, wie oben gezeigt wurde, aus 
den Bedürfnifjen des Lebens das jog. Einigungsamt entwidelt. Und nad 
diefem englijchen Vorbild find auch in Deutſchland bereit8 eine Anzahl von 
Einigungsämtern entftanden, in denen Arbeiter und Arbeitgeber ihre Inter— 
ejfeftreitigfeiten friedlich zum Austrag bringen, und die ebenfo wie die eng: 
liſchen auch in der Trage über die zu beichäftigende Anzahl von Lehrlingen 
eine die Interefjen beider Theile berüdfichtigende Löſung herbeizuführen um 
Stande find. 

Abgefehen von diefen Einigunpsämtern, welche in Nachahmung der eng: 

liſchen, m Deutichland ins Leben getreten find, und für welche Dr. Mar Hirſch 
und die von ihn ins Leben gerufenen Gemwerfvereine beſonders agitiren, tft 
neuerdings auf Anregung I. F. H. Dannenberg’8 von Hamburg aus der 
Borihlag ergangen, . unter dem Namen „Neue Innungen“ Organiſationen 
zur Regelung der Arbeitöverhältniffe ins Leben zu rufen, welche Arbeiter und 
Arbeitgeber umfaſſen. Diefe „Neue Innungen“ follen in allen aus abge 
ichlofjenen ArbeitSverträgen hervorgehenden Streitigkeiten ſchiedsrichterliche 


1) E8 muß in hohem Maße auffallend erfcheinen, daß bie von dem Reichs— 
fanzleramte verfendeten Fragebogen über Lehrlingsverhältnifje diefe für die Arbeiter 
fo Auferft wichtige Frage mit feiner Sylbe berühren und nach der Methode unjrer 
— den Arbeitern ſomit keinerlei Gelegenheit bieten, ſich über dieſelbe zu 
äußern. 
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Functionen ausüben; ferner follen u. A. in ihre Sphäre fallen die Bildung 
von Einigungsämtern und die Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingswe— 
ſens. Sieht man davon ab, daß diefe „Neue Innungen‘ ihre Competenz auch 
auf Nichtinnungsgenofjen ausdehnen follen, jo fcheinen fie demnach in ihrer Be: 
deutung ziemlich daffelbe fern zu follen wie die Schieds- und Einigungsämter, 
welche der englifche Grafjchaftsrichter Aupert Kettle ins Leben gerufen bat. 
Auch hier werden aus Delegirten der Arbeitgeber und Arbeiter Schiedögerichte 
gebildet, welche außerdem als Einigungsämter functiontren und als ſolche 
neben andern Arbeitöverhältnifjen auch das Lehrlingsweſen regeln. Mit Recht 
erflärte deshalb der diesjährige Verbandstag der deutjchen Gewerfvereine in 
einer Reſolution, daß diefe hamburger Neuen Innungen ihrem innern Princip 
nad) mit dem von den deutſchen Gewerfvereinen angeftrebten Einigungsamt 
übereinftimmten. Ein Unterfchied der Neuen Innungen von dieſem erhellt 
erft aus den von Dannenberg verfaßten Motiven, welde dem Entwurfe eines 
neuen Innungsgeſetzes beigegeben find. Dieſer Unterfchied befteht wornehm- 
lich darin, daß der Berfaffer defjelben glaubt, daß die nad) feinem Vorſchlage 
. organifirten Innungen focialen Frieden herbeiführen würden, ohne Die Thätig- 
feit de8 Einigungsamtes häufig in Anſpruch zu nehmen 1), jowie daß er die 
Nothwendigkeit Des Beſtehens bejonderer DOrganifationen der Arbeiter und 
Arbeitgeber aud nah Einführung der Neuen Innungen verfennt. 

Was den erftern Irrthum angeht, jo ift er dafjelbe, wie wenn Jemand 
lagen wollte: wenn erft Streitigfeiten zwijchen Kaufleuten megen angeblicher 
Nichterfüllung eines Kauf- und Berfaufvertragd unter Zuziehung von Kauf: 
leuten entſchieden werden, wird e8 nur mehr wenig Differenzen geben über die 
Bedingungen, zu denen eine Waare verkauft werden fol! Die Streitigkeiten 
deren Schlihtung in die Ephäre der Einigungsämter fällt, find Streitigkeiten 
über die Bedingungen, unter denen fünftig gearbeitet werden fol. Cs find 
dies Die erbitterten Streitigfeiten, deren Austrag durch Arbeitseinftellungen und 
Ausfperrungen den foctalen Frieden ftört. Die Aufgabe, um die 8 fich 
handelt, iſt Die, diefen Austrag auf gefittetem Wege ohne die Wunden und 
Schmerzen herbeizuführen, welche jene Kämpfe den Betheiligten wie der ganzen 
Geſellſchaft ſchlagen. Es iſt num weder einzufehen, wie die Einjegung eines 
Gerichtes für Enticheidung von Streitigkeiten wegen Nichterfüllung von abge- 
Ichlofjenen Verträgen Streitigfeiten über abzufchliegende Verträge verhüten joll, 
nod) auch läßt fich begreifen, wie man von einer Organijation, welche den Haupt: 
punft, um den der foctale Kampf wüthet, als Nebenſache behandeln würde, 
focialen Frieden erwarten fann. Zum Glüf aber iſt das vorgeichlagene 
Innungsgeſetz in diefem Punkte beſſer als die Motive. Es läßt den Eint- 
gungsämtern vollen Spielraum zu ihrer Entwidlung, und follten die Neuen 
Innungen praftiich und Tebensfräftig werben. jo wird die Macht der Verhält- 
niffe Die Function als Einigungsämter zu ihrer Hauptfunction machen. 

Der zweite Irrthum Dannenberg's berubt auf einer irrigen Borftellung 


2) Siehe den von einer freien Commiffion der hamburgifchen Gewerbekammer 
ausgearbeiteten Entwurf einer Gewerbenovelle. Als Mier. gedruckt 1874. ©. 28. 
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von dem vergangenen Zunftwejen. Er meint, die früheren Zünfte hätten Met: 
fter und Gejellen in einer Organifation vereinigt, ohne daß beſondere Organı- 
fationen der Geſellen vorhanden gewejen fein. Allein von dem Augenblide 
an, wo ein bejonderer Gejellenftand mit befonderen Interefien zu entftehen 
begann, finden wir befondere Organifationen der Gefellen in den Gefellenladen ; 
die Gejellen gehören zwar noch nach wie vor zur Zunft, aber fie haben in 
Zunftangelegenheiten nicht die gleihe Stimme wie die Meifter; die Zunft ift 
vielmehr recht eigentlich zur Organifation der Meifter geworden und beanfprucht 
Auffichtörecht über die Organiſation der Geſellen. Dieſes Verhältniß finden 
wir jo allgemein in allen Ländern in allen Gewerben, in denen eine Trennung 
der Intereſſen der Meifter und Gejellen ftattfand, daß wir, wo wir feine be 
jondern Gejellenladen finden, annehmen dürfen, daß die BVerhältniffe des 
betr. Gewerbe8 jo wenig entwidelt waren, daß feine derartige Interefjen- 
jonderung ftatifand. Daß aber, wo eine Verſchiedenheit der Interefjen der 
Arbeiter und Arbeitgeber ftattfindet, auch heute innerhalb der auf Gleichbe- 
rechtigung beruhenden gemeinfamen Organiſation bejondere DOrganifationen 
beider Parteien nothwendig find, zeigen die Erfahrungen Mundella's und ' 
Rupert Kettle's, der beiden Begründer der englifchen Einigungsämter. Auch 
in den Statuten ihrer Einigungsänter ift nirgends etwas von Gewerkvereinen 
der Arbeiter oder Arbeitgeber zu Iefen. Trotzdem haben Beide wiederholt 
erklärt 1), daß insbejondere ohne Gewerkvereine der Arbeiter das Functioniren der 
Einigungsämter unmöglid wäre. Die Gewerkvereine nämlich find e8, welche die 
Beſchlüſſe der Einigungsämter bei den einzelnen Arbeitern zur Anerkennung brin- 
gen, und es ift auch nicht denkbar, wie dieſe Beichlüffe ſeitens der Menge täglich 
fommender und gebender Arbeiter Beachtung finden jollten, wenn fie nicht von 
einer bleibenden Organifation derjelben anerfannt würden. Uebrigens ſcheint 
auch der hamburger Vorſchlag eines Innungsgeſetzes bejondere Organilationen 
der beiden ‘Parteien vorauszujegen, indem an einer Stelle 2) bemerkt wird, 
daß „über die nicht vom Innungsftatut als „gemeinfam” bezeichneten An= 
gelegenheiten jeder Theil jelbftändig nach eigenem Ermefjen zu befchließen 
babe’. Jedenfalls aber jchliegt der Hamburger Vorſchlag das -Beftehen be— 
ſonderer Organifationen der Arbeiter und Arbeitgeber nicht direct aus, und 
jo wird die Macht der BVerbältniffe, falls die Neuen Innungen praktiſch 
werden follten, auc in diefem Falle die Anſchauungen des Verfafier der 
Motive über die Nothmendigfeit von Gewerkvereinen berichtigen. 

Trotz dieſer Ausftellungen an den Anſchauungen des Verfaſſers der 
Motive de8 hamburger Geſetzvorſchlags, glaubt Schreiber dieſer Zeilen von 
den vorgejchlagenen „Neuen Innungen“ die beften Wirkungen erhoffen zu 
dürfen. Diefe Wirfungen werden, wenn die „Neuen Innungen‘ ins Leben 
treten, dieſelben fein wie die der engliihen Schieds- und Einigungsämter, 
mit denen fie dem Wejen nad) glei find; und fo ıft zu hoffen, daß aud 


‚. )) Brentano, Arbeitergilden, II, 296, 297, und Brentano, Die wifjenfhaftl 
Leiftung d. H. L. Bamberger, 97. — 2) 4 a. O. 26. 


Ueber Lehrlingsweien. 71 


die glückliche Regelung des Lehrlingäwejens den „Neuen Innungen“ ebenfo wie 
den engliichen Einigungsämtern gelingen werde. 

Mit diefen Ausführungen hat der Berfaffer auf die von dem Aus- 
ſchuſſe des Vereins für Socialpolitif über das Lehrlingsweſen geftellten Fragen 
geantwortet. Um feine Antwort auf die Frage nach den Mitteln, durch 
welche den gegenwärtigen Mißſtänden im Lehrlingswejen entgegengewirkt wer- 
den ſoll, kurz zu vecapituliven, jo geht feine Anficht dahin, daß es wünichens- 
werth erjcheint, daß geſetzlich die Ichriftlihe Abfaſſung des Lehrwertrags ver- 
langt und Strafen für Arbeitgeber, welche Arbeiter unter 18 Jahren, die 
bereit8 in Arbeit waren, ohne Entlaffungszeugniß annehmen, ſowie für ver: 
tragsbrüchige Lehrlinge feftgefetst werben. Ferner jcheint e8 ihm wünfchens- * 
werth, daß gewerbliche Schulen zum technijchen Unterricht der Lehrlinge ge= 
Ihaffen werben und geſetzlich verlangt werde, daß jeder Lehrling wöchentlich 
eine beftimmte Anzahl Unterrichtöftunden in denfelben beſuche. Die Regelung 
dev zu beichäftigenden Lehrlingszahl ift nad der Anficht des Verfaſſers der 
gemeinfamen Vereinbarung der Arbeiter und Arbeitgeber in Einigungsämtern 
oder ‚Neuen Innungen“ zu überlaffen. Die Stellung der Geſetzgebung zu 
ſolchen Einigungsämtern wurde bereit8 auf der Iahresverfammlung des Vereins 
für Socialpolitif von 1873 erörtert. 

Breslau, den 5. Mai 1875. 
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VIII. 
Gutachten 


erſtattet von 
Schriftſetze Ganguin in Berlin, 
bearbeitet im Auftrag von Richard Härtel. 
Bürgerliche Freiheit iſt abhängig von 


dem Grabe ber Cultur des Volkes. 
3ſchokke. 


Ueberall, wo entweder durch beſondere Verhältniſſe, oder aber durch lang— 
jame, naturgemäße Entwidelung der Sachen bedingt, Veränderungen tm 
öffentlichen Verkehre Plag greifen, Freiheiten im ftaatlichen wie communalen Leben 
ſich Bahn brechen, werden diefe Ereignifje Veränderungen in allen bisherigen 
Eriftenzbedingungen, in den vielen großen und Heinen Lebensgewohnheiten, in 
unferer Anſchauungsweiſe hervorrufen, die wir anfänglich faum begreifen, die 
und unbequem find und an welde wir und erft nad und nad gewöhnen 
müſſen. Ja, häufig genug kommt e8 vor, daß, wenn wir eine Veränderung 
getroffen, ung mit dieſer erft der Verluſt aufgegebener Annehmlichkeiten fühl- 
bar wird, Die zu ergänzen oder ganz wieder herzuftellen nun unſer eifrigftes 
Beitreben ift. 

Mit diefer Beobahtung hängt eng zufammen, da nicht alle Menjchen 
dieſelbe Anſchauung, dieſelben Gewohnheiten, dieſelben Lebensbedingungen haben, 
daß ſolche reformatoriſche Begebenheiten die verſchiedenartigſten Beurtheilungen 
finden, weil eben jedes Licht auch Schatten wirft. Ein Jeder urtheilt von 
feinem Standpunkt aus, und jedes Einzelnen Standpunkt ift vom Egoismus 
begrenzt, vom Ich eingegeben. 

Demnad wird es jchmwierig fein, für Jemand, der nur in Fabrikſtädten 
gelebt hat, ein Urtheil über das Kleingewerbe zu fällen; noch ſchwerer aber 
für den Bürger einer Aderjtadt, dem Großsnduftrie: Betriebe feine Eigen: 
beiten, feine Yicht- und Schattenfeiten abzulaufchen und vorurtheilsfrei zu 
betrachten. Der Landwirtb wird das kranke Ausjehen der Yabrifarbeiter 
auf Unmäfigkeit und Faulheit (Verminderung der Arbeitszeit) zurüdführen ; 
der yabrifarbeiter das frifche, Fräftige Ausfehen des Landmannes der befjeren, 
weil billigeren, Nahrung — dem jelbfteingefalzenen Speck und dem eigenge: 
badenen Brod — allein zufchreiben. 
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Man möge deshalb gütigſt Nachſicht üben, wenn die nachfolgenden 
Streiflichter , jelbft da, wo jie Allgemeines zu beleuchten fich beftreben, doch 
immer wieder auf Die zunächſt gelegenen Verhältniſſe veflectiren. Der Ber: 
faſſer beabfichtigte feinesweges, die Verhältniſſe der Buchdruder in grellen Far: 
ben zu malen; er weiß jehr wohl, daß es viele Arbeitäbranden (Krämer, 
Kellner, Bäder, Schornfteinfeger, Bauhandwerker u. |. mw.) giebt, die der ges 
fetzlichen Hülfe in viel größerem Grade bebürftig find. Eine befondere Schrift 
über die Angelegenheiten des Buchdrucker-Gewerbes Toll ſpäter erjcheinen. 

Haben diefe Gedanken alſo feinen Aniprud darauf, dem Wunſche des 
Vereins nach einem Gutachten über die Lehrlingsfrage auch nur im Gering- 
ften zu genügen, jo lebt der Berfaffer doch der Hoffnung, daß das eine oder 
andere Körnchen würzig genug erjcheinen möge, um das Ganze Ihmadhaft, 
genießbar und verdaulic zu machen, 


I. 


Welche Veränderungen haben ſich jeit Auflöjung der alten 
Gewerbe Berfafjung in der Lage der Lehrlinge ın Deutſch— 
land in der Groß- und Klein: Induftrie vollzogen? 


ALS wejentliche Veränderungen gegen früher dürften wohl genannt werben, 
daß die oft übermäßig lange Lehrzeit (A—5— 7 Jahre) jett im eine bebeı: 
tend fürzere umgewandelt worden ift (2—3—5 Yahre); dieſe Veränderung 
ift Hand in Hand gegangen mit dem Yortfall des jonft üblichen Lehrgelves, 
trogdem man durch die erftere Aenderung gerade eine Erhöhung des Lehr: 
geldes oder aber eine allgemeine Einführung defjelben hätte erwarten follen. 

Dagegen haben die Lehrherren auch ihre Verpflichtungen herabgemindert. 
Für ein hohes Lehrgeld übernahmen fie die Verpflichtung, den Lehrling zum 
tüchtigen Gefellen auszubilden. Hatte man gegen die Nichterfüllung vieler 
Bedingung feine feft normirten Strafen (über Anwendung des $. 185 
Preuß. Gemw.-Drdn. Tiefe fih in vorliegendem Falle ftreiten, ebenfo wie über 
S. 148 Nr. 9 Reichs-Gew.Ordn.), jo gab doch die vom Lehrlinge zu be= 
ftehende Prüfung beim Eintritt in den Gejellenftand einen Anhalt dafür, daß 
der Lehrherr ed an Energie und Luft zur Ausbildung des Lehrling nicht 
werde fehlen laſſen, da bei ſchlecht beftandener Prüfung das Anfehen des 
Lehrherrn bei feinen Geichäftsgenofjen in die Brüche fam, während anderer: 
jeit8 die Prüfung des Gejellen zum Meifter dem Publitum die Garantıe 
gab, daß es feinen Nachwuchs nur wirklich erprobten Leuten anvertraue. 

Der Lehrherr übernahm aber auch für eine möglichft lange Lehrzeit (d. h. 
Monopol auf die Arbeitöfräfte des Lehrlings) oder für eine zu zahlende Ent- 
Ihädigung (Lehrgeld) die Verpflichtung zur Unterhaltung des Lehrlings, jo= 
wohl in körperlicher wie geiftiger Beziehung; er hatte ihn zu beherbergen, zu 
fleiven, zu ernähren, ihn theilmeife nach den Arbeitöftunden über fein Gewerbe 
zu unterrichten, ihn im — mit ſeiner Familie zum geſellſchaftlichen 
Menſchen heranzubilden, feine Lecetüre und Erholungen zu überwachen, ihn 
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zum Kirchenbeſuch anzubalten, genug, den Lehrling wie ein Familienglied zu 
behandeln. 

In großen Städten namentlich, oder in Städten mit bejonders großem 
Fabrikbetriebe hat die Verkürzung der Lehrzeit oder der Wegfall des Lehr— 
geldes alle dieſe Verpflichtungen an die Familie überwiefen, welchen damit bei 
der Theurung der Lebensmittel eher eine Laſt aufgebürbet, als eine Erleichterung 
zu Theil murbe, 

Dur die gänzliche Umgeftaltung ſehr vieler Gewerbe. in fabrifmäßigen 
Betrieb ift das Lehrlingsweſen überhaupt bedeutend geſchwunden, indem die 
Groß-Induftrie, deren fabrifmäßiger, oft mehrere Kleingewerbe vereinigender 
Betrieb feine Zeit und fein Intereffe hat, fi) mit der Bildung von Hand— 
arbeitern abzugeben, ſondern vielmehr für die Handarbeit Erfat in der mög- 
Lichften Ausbildung mechaniſcher Einrichtungen oder in der Ausnugung jugend- 
(iher Arbeiter ſucht. Dadurch find Schon viele Arten von Handarbeitern faft 
ganz verihmwunden (Tuchmacer, Raſchmacher, Kammmacher u. |. w.). Neu auf: 
getauchte Induftriezweige nehmen den Charakter von Gewerben erft gar nicht 
mebr an (Blumen-, Knopf-, Poſamentier-, Papier-Fabrifation) ; fie bilden 
feine an ihren Beruf gebundene gewerbliche Arbeiter aus, ſondern verbrauchen 
nur die vorhandenen Kräfte des Kindes- und Jünglings- (Jungfrauen-)Alters, 
um dadurd) dem Proletariat des Mannes- und Greifen-Alter8 immer größe— 
ven Zuwuchs zuzuführen, und durch Entfräftung der Frau, durch Ueber: 
anftrengung der Mutter das Siechthum ſchon in die Keime der jüngeren 
Generationen bimeinzulegen und fortzupflanzen. Die Kinder werden dann 
wiederum in den Fabriken zu mechaniichen Arbeitsmafchinen „hergerichtet“, 
und einförmig, wie die fie umgebenden, ihre ftete Aufmerkſamkeit in Anfpruch 
nehmenden Majchinen, wird ihr Gefichtäfreis, geftaltet fich ihre ganze Lebens— 
beftimmung. Daß dieje Uebelftände für die Staatswohlfahrt drohend, ja 
gefährlich wurden, geht zur Genüge daraus hervor, daß die Geſetzgebung auf 
ihre Beleitigung reſp. Verminderung fann, day fie „Beſtimmungen zum 
Schutze der jugendlihen Arbeiter” ſchuf. Die Lehrlings=-Heranbildung bleibt 
ſomit nur nody dem Stleingewerbe überlaffen, welches ſich in verhältnigmäßig 
bedeutendem Umfange nur nod in den kleineren Städten vorfindet. Bon 
Seiten der Kleinmeifter in Fabrikſtädten werden Klagen über Mangel an 
Lehrlingen laut, während und won den Gefellen und Gehülfen die Verfiherung 
wird, daß an Lehrlingen ein arger Ueberfluß vorhanden ift, deren planmäßige, 
oft übernatürlihe und übermenjchliche Ausnugung die Gefellen zum Feiern, 
zur Arbeitölofigfeit zwingt. 

Aber gerade der Fabrik-Betrieb hat den jungen Leuten aus dem Arbeiter: 
ftande, ſowohl in phyſiſcher wie moralifcher Hinficht, bedeutenden Schaden 
zugefügt. Der Schulfnabe tritt nicht in ein fernere® abhängiges Lehrver— 
bältniß, jondern er wird von dem Fabrikherrn als „Arbeiter, als jchätens- 
werte „Waare“ erhandelt; der jugendliche Arbeiter verdingt ſich, beftimmt 
feinen Lohn, löſt nad Belieben das Berhältnig, um fi) andere „beſſere“ 
Arbeit zu fuchen; er ift nicht mehr der von den Eltern dem Lehrherrn zu 
einem beftimmten Zwecke übergebene „Lehrjunge“. 
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Aus dieſen Aenderungen rejultirt nun, daß der ganze Charafter der 
heutigen Generation, wie in allen Berhältnifien des bürgerlihen und ftaat« 
lichen Lebens, jo auch in den hier unferer Beobachtung unterftellten Sphären 
ein wefentlih anderer, jagen wir, freierer geworden ift. Der zwölfjährige 
Knabe, welcher in der Fabrik arbeitet, oder als Lehrling gegen wöchentliches 
Koftgeld „in das Geſchäft geht‘, wird auf jeine ehemaligen Schulfameraden 
geringihägend herabbliden, jie find ja eben, obgleich vielleicht älter als er, 
„Schuljungen“; er wird feinen Mitmenſchen, ja jelbft feinen Eltern gegenüber 
ein ganz anderes, ſelbſtbewußtes Auftreteri geltend machen, als dies der 14- 
bis 16jährige Jüngling im Stande tft, der binfichtlich feines Yebensunterhalts 
und feiner Erziehung von den Eltern noch ganz abhängig ift; der jugendliche 
Arbeiter erwirbt fih ſeinen Lebensunterhalt, er will in Folge deſſen auch 
über ſich und feinen Verbienft frei verfügen; wird ihm dieſe freie Verfügung 
geſchmälert oder ganz unterfagt, jo wird er zu Lift und Betrug greifen, ent 
weder feinen Verdienſt geringer angeben, oder etwaige Nebeneinfünfte (Trint- 
gelver) oder Weberarbeits-Berdienft verſchweigen. Genau bdafjelbe in viel- 
leicht noch größerem Maße, zeigt ſich bei den Yehrlingen, weil hier die Con: 
trole der Eltern noch umwirkfamer iſt. Daher klagen auch Lehrherren, Be 
figer von Fabriken über Arroganz, Widerjpenftigfeit, Unverſchämtheit der jun- 
gen Leute, welche Untugenden in ihrem Ende zur jelbftftändigen Löſung des 
Arbeits= reſp. Lehr-Verhältniſſes (Contractbruch) häufig genug führen. 

Daß an diefer Mifere zum nicht geringen Theile auch brutale Behand: 
Yung, Gleichgültigkeit, Beobachtungsunluft oder auch Unverftändnig für die 
förperlichen wie geiftigen Anlagen der Lehrlinge und für deren Weiterbildung, 
endlich übermäßige Anftrengungen und unverf[hämte, entwürdigende Anforde: 
rungen jeiten® der Lehrherren oder Arbeitsherren reſp. deren Bertreter Schuld 
find, fol nicht in Abrede geftellt, ſondern ſogar hervorgehoben werden, und 
wünfchten wir dem Worte Freiherrn von Knigge's über die Lehrer, welches 
aud auf unfere Lehrherren paßt, aufrichtig mehr Beherzigung: 

„Der geringjte Dorfichulmeijter, wenn er feine Pflichten treu lich erfüllt, 
ift eine wichtigere und nützlichere Perſon im Staate, als der Finanzminifter, 
ee da erfterer, wenn er feinen Plag ganz erfüllt, al8 der wichtigfte 
Wohlthäter der Familie angefehen werben follte.‘ 


U. 


Welche Berbefferungen fünnen mit Erfolg durd die freie 
Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von Arbeiter: 
und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt werden? 


Dem Wirkungskreis der Arbeitgeber wäre hier ein bedeutendes Feld ge: 
öffnet, das, gut beadert, jedenfall8 reiche Früchte tragen würde. Es bieten 
fi) ihnen hier zmei Wege: 

1) Einfluß auf Moral und Bildung; Entwidelung und Ausbildung 

der Anlagen und Fähigkeiten der Lehrlinge; 
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2) Schonung der geiftigen und fürperlichen Kräfte der Lehrlinge. 

Zunädft hat der Arbeitgeber dur fein äußeres Verhalten, ſowohl in 
aefchäftlicher wie in geſellſchaftlicher Beziehung, auf ein gute8 Benehmen der 
Arbeitnehmer einzumirken, 

„Wie der Herr, jo der Knecht.“ 

Hierher gehören: Erweckung von Achtung und Liebe für den ermwählten 
Beruf, indem derſelbe und feine gründliche Erfafjung als ficherfter Weg, wenn 
aud zu beicheidenem, doch lohnendem Ziele gezeigt wird, vor Allem prattifche 
Einprägung des homeriſchen: 

„Immer der Befte zu fein und vorzuftreben wor Andern‘ 

in jeder Beziehung, ſowohl, mas die eigentliche Berufsthätigfeit, als auch die 
geiftige Förderung betrifft; jeder Lehrherr jollte ſelbſt ſo body fiehen, um in 
letzterer Hinficht auf den Lehrling anregend zu wirfen, fein Beiſpiel würde 
am meiften nützen. Beſtimmte Forderungen an gewiſſe Geſchäfts- und 
Lebensbräuche oder Gemohnheiten, die jedod nicht in Intoleranz und Pedan- 
terie, oder in Despotie und Autoritätsjucht ausarten dürfen, wird gewiß 
Jedermann billigen; dagegen darf nicht einem jungen Menſchen, gejchweige 
denn einem erwachſenen Arbeiter, der Beitritt zu diefem oder jenem Vereine 
unterfagt werden, während der Arbeitgeber fich öffentlich über höhere Behör- 
den beflagt, melche dieſes oder jenes Gele erlafien, welches ihn vielleicht ver- 
meintlich ſchädigt oder hoch befteuert; oder wenn fie eine Zeitung, die der 
Arbeitgeber gerne Tieft, verfolgen. — Zeitgemäße Einrichtungen in den Fa— 
brifen zur Aufrechterhaltung der Ordnung haben die Arbeiter Längft ftill- 
Ichmeigend fanctionirt; dagegen darf man nicht won dem Arbeiter Ordnung 
verlangen, wenn man, rüdfichtslos, ihm zum Aufbewahren feiner Kleider, die 
er auf dem Gange zu und won der Fabrik trägt, den nöthigen Naum oder 
die Nägel zum Aufhängen verfagt oder nicht Freimillig gewährt. 

Diefes Thema fünnte aus der Praris heraus bis ins Unendliche aus— 
gedehnt werden, da, wie Bogumil Golg, leider jehr zutreffend, jagt: 

„Bon dem Verbum der Freiheit begreift Jeder nur den Anfang: „ich 
bin fra!" — Das „Du, Er, Wir, Sie find frei“ bleibt uns im Halje 
fteden oder ift gar nicht in der Bruft vorhanden.‘ 

Zweitens würde e8 Sache der Arbeitgeber fein, durch Unterftügung 
rejp. Einrichtung von Unterrichts-Anſtalten, ſowohl in tedhnifcher wie allge 
meiner Beziehung, zur Ausbildung der Arbeiter beizutragen. 

Da die Arbeitgeber jedoch, wie ad 1 ausgeführt, ihre erziehende Thä— 
tigkeit Schon längſt als unbequem aufgegeben haben, jo läßt ſich auf dieſem 
Gebiete nah den bisher gemachten Erfahrungen wenig oder gar nichts er= 
hoffen. Es ift auch bequemer und einträglicher, über die Unmifjenheit, Un— 
moralität und Berderbtheit der Arbeiter zu eifern, als durch Mühe und 
Koften feinen eigenen Theil zur Beſſerung und Befjerftelung der Geſchmähten 
beizutragen. 

Andererfeitd find die Arbeitgeber zu ſehr Kaufleute, ja zu jehr von 
Herrichgelüften durchdrungen um in dem Arbeiter etwas Anderes als „Mittel 
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zum Zweck“ zu erblicken. Für die „Herren“ iſt der Arbeiter eben nur 
„Waare“ oder „Untergebener“, jedoch nicht Staatsbürger, Mitmenſch oder 
Nächſter, den er lieben ſoll, wie ſich ſelber. „Waare“, die er je nach den 
Fluctuationen theuerer oder billiger kauft; „Untergebener“, dem die Staatö- 
gefege zu viel Recht gewähren, und für den er als „Herr in feinem Haufe“ 
noch Special-Gejege (Haus: und Fabrik-Ordnungen) ſchaffen will. 

„Wenn bei plöglich eintreffender fchleuniger Arbeit unerwartet Verlänge- 
rung der Arbeitszeit beftimmt werben muß, jo iſt dem Folge zu leiſten, 
da die Förderung der Arbeit dem Privat-Intereſſe vorgeht.“ 

Diefer harakteriftiihe Sat, welcher fi in faft allen Haus- und Fabrik: 
Ordnungen findet, fommt nicht nur bei erwachlenen, ſondern auch bei jugend- 
Yichen Arbeitern zur Anwendung, da dieje zu gegebenen Zeiten wohl ebenjo 
brauchbar aber bedeutend billiger find als die erwachſenen. Bor Allem aber 
ift das der Fall bei Lehrlingen, weil diefen nicht die ſchützenden Gejege gegen 
Ausbeutung ihrer jugendlichen Kräfte zur Seite ftehen, wie den „jugendlichen 
Fabrilarbeitern“. 

Die Arbeiter ſelber werden erzählen können von Zuſtänden, nach welchen 
jugendliche Arbeiter und Lehrlinge bis in die Nächte hinein und ganze Sonn— 
tage in den Fabrikſälen feftgehalten werben gegen eine geringe Entſchädigung, 
die von den Arbeitern, wie von deren Eltern, da dieſe ſich in Noth befinden, 
gern eingeftrichen wird. Den Herren Fabrifinfpectoren dürften dieſe Zuftände 
freilich entgehen, da fie Sonntags ſowie Nachtd den Arbeitsgebäiuden mohl 
ſchwerlich ihre Beſuche abftatten. Lehrlinge, die zu ihrer ferneren Ausbildung 
die Fortbildungs- (Sonntags) Schulen bejuchen wollten, mußten diefen Bes 
ſuch periodenweiſe aufgeben, um des Sonntags zu arbeiten. In einem ande 
ven Geſchäft erlitt ein junger Menich (Lehrling) von 14 oder 15 Yahren 
eine förperlihe Züchtigung, weil er auf Anrathen ſeines Vaters ſich weigerte, 
als Schriftfegerlehrling bi8 in der Nacht um 2 Uhr im Gefhäft zu verblet- 
ben, um dafelbft Zeitungen zu falzen. 

Die Buchdruderei-Befiger Leipzigs hatten vor einigen Jahren eine Fort— 
bildungs-Schule für Lehrlinge errichtet, in welcher denjelben Unterricht in 
Sprachwiſſenſchaften und anderen Disciplinen ertheilt werben jollte. 

Nachdem die Lehranftalt zwei Jahre angeblich „ſegensreich“ beſtan— 
den, fam die Ausfperrung der Buchdruder in Leipzig (1873). Man fijtirte 
die Schule, um die Lehrlinge zur Meberarbeit benugen zu können. Da zu: 
gleich der Director der Schule abging und dadurch die Beihaffung eines 
neuen Locals u. ſ. w. nöthig wurde, ließ man e8 auch nad der Arbeitsein— 
ftellung bei der Siftirung bewenden, wenigftens iſt uns bis heute Nichts davon 
befannt geworden, daß man fich irgend welche Mühe gegeben hätte, die An- 
ftalt von Neuem ins Leben zu rufen. 

Die vorftehend aufgeführten Beispiele und Gründe laſſen wohl faum 
darauf jchließen, daß durd Arbeitgeber perſönlich oder durch Arbeit: 
geber-Bereine etwas Nachhaltiges in dieſer Richtung gefchehen wird 
oder kann. 

No weniger dürften die Arbeiter-VBereine geeignet fein, in biejer 
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Beziehung helfend einzugreifen. Für's Erſte haben fie mit ihren eigenen Mit- 
gliedern, falls fie auf Ausbildung derjelben Werth legen, vollauf zu thun. 
Ferner aber ift nicht zu leugnen, daß alle Arbeiter- refp. Gewerkichafts-Ver- 
eine neben ihren inftructiven  Beftrebungen auf beftimmte Agitationen für bie 
Eınancipatton des Arbeiterftandes ihr beſonderes Augenmerk richten. Der 
reine Parteimenſch könnte wünſchen, die Lehrlinge jo früh wie möglich mit 
dem Wejen und den Tendenzen diefer Vereine befannt zu machen, um ſich fo 
bei Zeiten gute Parteigänger zu erziehen. Im Intereſſe der Lehrlinge wäre 
dies nicht zu wünſchen, da fie für ſolche Beftrebungen erft dadurch reif werben, 
daß fie die Lehrzeit und das ihnen während derjelben Gebotene dazu benugen, 
um ſich zu tüchtigen Arbeitern nad) jeder Richtung hin auszubilden, die dann 
fi jpäter nad) der einen Seite hin nicht überfchägen, nach der anderen Seite 
aber ihre Forberungen auf jeden Einwand Hin rechtfertigen und mottotren 
können. Um dies zu erreichen, iſt e8 aber eben nöthig, in ihrem zarten Alter 
ihnen nur das aufzubürden, was fie tragen und ertragen fünnen, was ihrem 
Begriffövermögen erreichbar ift, daß man fie nicht überlade; daß man fie nur 
zu dem anhalte, was bei der Anſchauungsweiſe von ihrem neuen Berufe als 
vorläufig zu erreichen fi) ihnen aufbrängt. Hat der junge Mann erft 
einen Ueberblick von dem Allem, was nothwendig ift, um in feinem neuen 
Berufe vorwärts zu kommen, fühlt ev dagegen jetzt ſchon eine Yeere, einen 
Mangel an dieſen nothwendigen Kenntniffen, fo wird e8 Leicht fein, ihn für 
den Beſuch von Unterrichts-Anftalten zu beftimmen, wenn ihm derſelbe koſten— 
los und ohne zu große Anftrengung feiner körperlichen und geiftigen Kräfte 
geboten wird. 

Wohl könnten Arbeitgeber: und Arbeitnehmer=Bereine ge: 
meinfam auf diefem Felde operiren, durch gemeinfame Leitung, gemeinſame 
Koften u. ſ. w. ſolche Imftitute im Intereffe ſowohl der jungen Leute wie des 
gemeinfamen Berufes ſchaffen und pflegen, wie ſolches ſchon in Defterreid) 
und der Schweiz theilmeije gefchieht. Die vorweg angeführten Beifpiele Lafjen 
aber auch hierbei feinen Nuten erfehen, da, wie gejagt, die Lehrherren ein 
warmes Herz für die Ausbildung ihrer Lehrlinge nicht haben. Ihnen ges 
nügt, dem jungen Menſchen die nothgedrungenften Handgriffe zum „Arbeiten‘‘ 
beizubringen, um dann durch Bietung von Geloprämien ein möglichſt hohes 
Duantum billiger Arbeit zu befommen. Schlägt ein foldyer Lehrling nicht 
ein, jo bat man für fein geringes Koftgeld in den wenigen Jahren der Lehr: 
zeit immerhin bei irgend welcher Beihäftigung den Lehrling angejtrengt, feine 
Procente herausgejchlagen und — nad der thatfächlichen Aeußerung eines 
ſolchen Lehrheren — wenn er nicht8 gelernt hat, und feine Lehrzeit iſt um, 
dann läßt man ihn laufen, da er doc zu Weiterem nicht zu gebrauchen ift. 

Ein anderer Hinderungsgrund wäre der, daß die Arbeitgeber ihren 
Arbeitern wohl nicht das Recht der Mitverwaltung zugeftehen würden. Es 
ift Died feinesweges zu viel behauptet, da die Erfahrung diefelbe Thatjache 
auf dem Gebiete des gewerblichen Hilfskaſſenweſens documentirt hat. Die 
Arbeiter würden aber ganz beſonders darauf dringen müſſen, bei Einrichtung 
und Berwaltung ſolcher Inſtitute ein entjcheivendes Wort mitzureden, da die 
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Arbeiter wiederum darüber zu wachen hätten, Daß die Verträge von den 
Principalen nicht gebrochen werden; da ferner e8 ſich häufig findet, daß ſei— 
tens der Arbeitgeber Leute in die betreffenden Verwaltungen gewählt werben, 
die Alles verftehen, nur das Geſchäft nicht, welches fie betreiben und jomit 
auch nicht — wie allerding® der praftifhe Arbeiter — im Stande find, über 
Einrichtungen zu bejchliegen, die zum Wohle und Nuten der Lehrlinge und 
deö Berufes erforderlich find. 

Die in faft allen größeren Städten beftehenden fogenannten Hand: 
werfer-Bereine oder auh Bildungs=-Bereine u. ſ. w. nehmen junge 
Leute mit dem 17. Lebensjahre auf, bieten ihnen Vorträge, Lectüre und all- 
gemeinen wie fachwifjenihaftlihen Unterricht; ferner Gelegenheit zu gefelligem 
Umgang unter Aufjiht von Borftandsmitglievern reſp. unter Betheiligung der 
Familien. Hier wäre leicht eine Einrichtung zu treffen, jüngeren ‘Perjonen 
Betheiligung am Unterricht, an der Bibliothef und — mie Dies ja ſchon that- 
ſächlich geſchieht — an den gejelligen Bergnügungen zu gewähren. Von einer 
Theilnahme an den fonftigen Berfammlungen, an den Vorträgen und Discuffionen, 
wie dies von Einigen jchon gewünſcht wurde, möchten wir auch hier aus den 
ihon oben angeführten Gründen entjchieden abrathen; um jo mehr, da ge: 
rade dieſe Vereine bei der verjchiedenartigen Zufammenfegung ihrer Clement 
und der damit zujammenhängenden oder fi) daraus ergebenren gemifchten 
Nahrung ihren Schülern oft eine halbe, Viertel-, Achtel- oder vielleicht nur 
Bierundjechzigftel-Bildung geben, durch diefe ihnen aber ihre ganze Beſcheiden 
beit nehmen, die den wahrhaft Unterrichteten im Hinblid auf das, was ihm 
immer noch zu erftreben bleibt, niemals verläßt. Daraus ergiebt fich denn 
das in heutiger Zeit jo üppig wuchernde Theoretifiren, das mit feinenhalb: 
verdauten Allapotriva=Nudimenten oft fomifch wirkt, aber doch auch feine 
jehr ernſte Eeite hat, und dahın führt, um wieder mit Knigge zu reden: 

„Menſchen zu ſchaffen, deren Phantafie mit ihrem gefunden Menfchen: 

verftand unzüchtigen Umgang treibt.‘ 


III. 


Wie fann die Öefeggebung fördernd undanregend oder zwin: 
gend einwirken? 


Der Gejeggebung allein ift e8 vorbehalten, hier die Dämme anzulegen, 
weldye dem Weberhandnehmen der in den beiden erften Abjchnitten behandelten 
Uebelſtände wirkſam Einhalt gebieten können. 

Daß vor Allem die Schonung der jugendlichen Arbeitäfräfte nothwendig 
ift, ıft wohl aus den Kreis-Erjag-Liften genügend zu erjehen. ALS ferneres 
Beiſpiel jegen wir die Sterbe-Statiftit zweier Berliner Gefellen - Kaffen auf 
zwei Jahre nad) ihren amtlihen Rechnungs-Abſchlüſſen hierher, und bitten, 
auf die Alterögrenze der Sterbefälle genau zu achten: 
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A. Schneidergefellen-Kaffe. 



































Sterbefälle nach dem Sterbealter. | s 
| Mit lieder 
Jahrgang. | —*— bis Jahre über | 5 
RE are Furumuee 70 | 701 ___ 
er] 3350 | ? 9 n 2 | 1 |— 
un 2790 | 8 je n 14 | j —333336 or 
6149 5 eefseree] rs 7|3]|ı ua 
B. Suhprniker-Grhiifen-Bafe. 
T | 
| | Sterbefälle nah dem Sterbealter. 3 
Mitglieber- = 
— zahl. bis Jahre über | E 
120 125 190 135 40/45 150 155 160 |70 70 | ® 
— 1455 |4|5, 2/.2/1|2 
‚3971/72 1660 1|$9 B 4,4 | 
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Der Erxtract diefer Tabelle ftellt fi folgendermaßen heraus: 








1868/69 
































| 1871/72 | Im Durchſchnitt 
Eu,E |Snkrtsfer.: 63— 
Bei der Kaſſe ber Au 223, Pa35- 528% 54 
2205 SES5 22205 3655, 8220: 
ES FEFFEIES FREE 
= E INTER" E_NTER E 
Schneidergeſellen 1,37 76,00 2,44 | 48,53 | 1,90 | 59,65 
Buchdrudergehilfen | 1,87 | 61,58 |, 2,41 | 52,50 | 2,12 57,52 





Daß im Yahre 1871—72 eine unverhältnigmäßig hohe Zahl von 
Sterbefällen über 35 Jahre hinaus vorgefommen find, findet feine Exflärung 
in vorftehender Tabelle, wenn wir berüdfichtigen, daß in genanntem Jahre 
in Berlin die Poden Epidemie graſſirte. Wir finden bei der Schneidergeſellen⸗ 
Kaſſe 50%, der Pocken-Sterbefälle über 35 Jahre; während die Pocken— 
Sterbefälle zur Gefammtzahl der Sterbefälle 29,412 0), ausmachen. Hierbei 
ift noch beſonders zu berüdjichtigen, daß ſich gegen 1868/69 die Mit— 
gliederzahl um 16,716 %/, verringert bat 

Bei den Buchdrudern zeigt ſich nun ein gleiches Verhältnig nicht; indeß 
zeigen uns bier die Zahlen, daß trogdem das Verhältniß der Sterbefälle 
unter 35 Jahren bei entjprechend erhöhter RN, ziemlich das gleiche, 
geblieben ift. ! 

Schritten X. — Ueber Lehrlingsweſen. 6 
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Ueberſicht der Pocken-Sterbefälle pro 1871/72. 
a. bei der Schneidergefellen- Kranken-Lafe in Berlin. 


bis über 
Sabre 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 70 Summa 
Zahl ber 
Toefle 2 3 233 13 2 1—- —- — 0 
b. bei der Buchdruckergehilfen-Kaſſe in Kerlin. 
bi8 über 
Sabre 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 70 Summa 
Zahl der 
Strbfile 112 — — — 1 — — — — - 5 


Doch haben die Krankheiten hier augenblicklich keine Bedeutung; uns 
genügt, gezeigt zu haben, daß von den Mitgliedern zweier Gewerke ein be— 
deutender Procentſatz in ganz jungen Jahren dem Staate durch den Tod 
entzogen wird. Haben wir auch keine Hülfsmittel, um beweiſen zu können, 
tie viel an dieſen Mißſtänden der frühe und bedeutende Verbrauch von jugend- 
lichen Arbeitöfräften verſchuldet, ſo wird man doch nicht fehl greifen, hierauf 
den größten Theil diefer Mißſtände abzumälzen. 

Eine gleiche Beweiskraft in Bezug auf das Unterrichtsweſen fteht und 
leider augenblidlich ebenfall8 nicht zu Gebote. Wir hoffen indeß, daß andere Gut- 
achter fie in den Kreis ihrer Betrachtungen ziehen werden und erlauben uns nur 
noch die Bemerkung, daß wir der Anficht find, eine genaue Yeftftellung laſſe 
ſich bier faum erzielen, indem man für den Grad der Bildung feinen General- 
nenner hat, eine bloße Aufzählung der jog. Analphabeten jedoch auch nicht nur 
annäherungsweife ein brauchbares Matertal liefern kann. 

Der Geſetzgebung blieben zur Ausführung der erforberlihen Maßregeln 
zwei Wege. Erſtens: der Erlaß von Ausführungs-Gefegen oder Orts-Sta— 
tuten, wie fie im $. 142 der Reichs-Gew.Ordn. generell, in 88. 23, 106 
a. a. O. ſpeciell vorgejehen find; oder zweitend durch Erlaß befonderer Ge- 
ſetze über Die gegebene Materie. 

Wir beichäftigen uns bier hauptſächlich mit dem zweiten Puntte. 

Die Gejeggebung könnte in Ausführung der Beitimmungen Tit. VI., 
VII ſog. „Arbeits-Aemter“ einfegen, die dann, ähnlich wie die Handelöfam- 
mern mit Inbuftries, Handels- ꝛc. Berhältniffen fich befchäftigen, ſich mit den 
Arbeiter- Angelegenheiten volljtändig vertraut zu machen hätten. Durch ftati- 
ftiiche Erhebungen, durch officielle Meittheilungen derſelben an die Regierungs- 
behörden, durch öffentliche Publikationen endlich könnten fie Zeugniß von ihrer 
Thätigfeit, von ihrer Nothwendigfeit und von ihrer Unentbehrlichkeit geben. 

Zwar wird man und einwenden, daß das, was wir eben als Wunſch 
ausgeiprochen haben, heute ſchon durch die Handelöfammern geſchieht. Wir 
erlauben uns darauf die Aeuferung, daß die Elaborate der Handelsfammern 
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fid) äußerft wenig mit den beregten Angelegenheiten beichäftigen, daß aber, 
wo fie e8 dennod thun, es in einer den Arbeiterftand geradezu ſchädigenden 
Weiſe geichicht. 

Wir werden verjuchen, an einigen Beifpielen den Beweis diefer Behaup- 
tung zu ftatuiren. 

Da wird in „Preußiſche Statiftil. Amtlihes Quellen- 
wert. Nah den Berihten der Handeldfammern und fauf- 
männifhen Corporationen‘“ XL pro 1865 aus Stolberg ge 
Ichrieben: 

„Die geſetzliche Beichränfung der Arbeitözeit für jugendliche Arbeiter 
erſchwert unjerer Imduftrie, namentlich der Glasfabrifation und der Streich. 
garn-Spinnerei, die Concurrenz mit dem Auslande, welches derartige Hemm- 
niffe nicht fennt. Der durch die Handelöverträge angebahnte größere inter: 
nationale Verkehr erheiſcht eine Revifion des bezüglichen Geſetzes.“ 

Dafelbft XX. pro 1867 wird aus Aachen berichtet: 

„In Frankreich und Belgien werden faft in allen Gefängniffen Hand» 
ſchuhe genäht, wodurch der Nählohn fich dort viel billiger ftellt. Eine gleiche 
Einrichtung in Preußen wird empfohlen.’ 

Dajelbft XI. pro 1865: 

„Aachen: Wieverholt macht die Kammer auf die Folgen aufmerkfam, 
welde in ihrem Bezirk die rigorofe (!) Ausführung des Schulzwanges und 
der geleglichen Beftimmungen über die Belhäftigung jugendlicher Arbeiter in 
den Fabriken veranlaßt bat... . . . Sie befürwortet, daß die Schulpflicht 
der zwölfjährigen jugendlichen Arbeiter fiftirt und für ihren Bezirk (!) die 
Arbeitözeit allgemein und unbedingt auf 10 Stunden täglıd ausgedehnt werde.“ 
Nach Angaben in demſelben Jahrgange beichäftigt Aachen (ca. 57,000 Em.) 
320 jugendliche Arbeiter von 12—14 Jahren, und 1860 folcher Arbeiter 
von 14—16 Yahren, Ä 

Dafelbft XIII. pro 1866 ermeuerter Antrag aus Aachen um Ver— 
minderung der Schulpflicht der arbeitenden Kinder. 

Daſelbſt XXII. pro 1868 wird von Aachen fogar zweimal, ©. 30, 
34, die Aufhebung der 6ftündigen Arbeitszeit für Kinder von 12— 14 Jah— 
ren gewünſcht. 

Auch die Plauener Handelöfammer richtete 1872 an die Sächſiſche 
Regierung einen Antrag, dahin zu wirfen, daß in der Reih8-Gewerbe-Ord- 
nung die Erhöhung der Arbeitözeit von 6 auf 7 Stunden pro Tag für 
Kinder von 12—14 Jahren; von über 10 Stunden für junge Leute von 
14—16 Jahren; daß die Vorſchrift wegen Bewegung in freier Luft an die 
Möglichkeit der Ausführbarkeit geknüpft; daß der Beginn der Arbeitszeit 
um !/; Stunde früyer (alfo um 5 Uhr) angeſetzt; und daß endlich die Sonn- 
tags⸗ und Fefttagsarbeit, jowie der Ausfall des Katechumenen- und Confir- 
manden⸗ Unterrichts geftattet werde. 

Es ift num männiglich befannt, daß in England zu Gunften der Arbeiter: 
bevölferung eine bedeutend energifchere Geſetzgebung und weit rigorofere Durch— 

6* 
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führung derſelben gehandhabt wird, ſowohl in Bezug auf diefe Frage wie 
auch auf die Frauen- und Mädchen-Arbeit; daß auch die Arbeitslöhne nicht 
nur pofitiv, fondern aud) relativ höher find. Die Concurrenzunfähigfeit unferer 
Induftrie ift demnach mwenigftend nod mit in anderen Urjachen zu ſuchen, 
3. B. im Markenſchutz, Patentgejeggebung, Zollgejege, und vor allen Dingen 
ın den günftigeren Gapitalverhältniffen u. dgl. m, was denn aud) in andern 
Handelsfammerberichten zugeftanden wird. 

Auch das Unterrichtöwefen wird nicht beſſer behandelt. 

Die Verbeſſerungswünſche reip. Anträge betreffen Hochſchulen, Gymnaſien, 
Realſchulen (Berechtigung zur Ertbeilung des Zeugnifjes zum Einjährigfrei- 
willigen-Dienft), Handels⸗, Navigationd- und Gemwerbeihulen — und ganz 
ſchüchtern gedenkt man — fern von dem geräufchvollen Treiben — in irgend 
einem idyllischen Winkel einmal der Bürger: oder gar der Volksſchulen, der 
Fortbildungs: und Handwerkerfchulen. Oder man redet aud einmal ber 
Verkürzung der Arbeitözeit das Wort; aber nicht im Intereſſe des Arbeiters 
oder des Schulbeſuchs der Jugend, — jondern im Intereſſe des eigenen Geld- 
beutels, im Intereſſe der höheren Leiftungsfähigkeit- der Arbeiter, der Induftrie 
(vgl. XIII. pro 1866 ©. 30 Gladbach). | 

Die Handelöfammern vertreten überhaupt nur locale, jogar divergirende 
Intereffen. So wird z. B. in XX. pro 1867 auf S. 29 die Einführung 
der Zucdthausarbeit von Aachen beantragt; dagegen wünſchen Jferlohn und 
Elbing veren Befeitigung; in XXII. pro 1868 ©. 30 wiederholt Iſer— 
Lohn feinen 1867 geäußerten Wunsch; ihm fchließt fih Neuß an, wäh— 
rend Hannover über Aufhebung der Zuchthausarbeit klagt. 

Aehnlich verhält es fich mit den Staatsgewerben. In XIII. pro 1866 
©. 32 wünſchen mehrere Kammern Monopol:Aufhebungen, während man 
ſolche in Saarbrüden (Kgl. Steinkohlen-Gruben) nur bedingt zugeftehen 
würde; an einigen Orten plaidirt man für Einführung der Staatsgewerbe 
(Eifenbahnen), an anderen Orten fordert man deren Beſeitigung (Salz, Lum— 
pen u. ſ. w.), nicht fi) danach richtend, wie es für das Wohl des Geſammt— 
ftaates paßt, Tondern, wie e8 der augenblidliche Vortheil des betreffenden 
Ortes und deſſen Imduftrie erheiſcht; jo daß die Landesvertretung für jeden 
Kirchthurm alljährlidy zwölf bejondere Geſetze machen könnte. 

Wir glauben genügend dargethan zu haben, daß die Hanbelöfammern 
weniger an allgemeine Interefjen der Staatsbürger denfen, als an wohnliche 
Einrichtungen des eigenen Haufes mit Nichtbeachtung des Arbeiterftander, ja 
daß fie geradezu ſich oder dem durch fie vertretenen Handelsftand Annehm: 
lichkeiten auf Koften des Arbeiterftandes zu verichaffen fich beftreben. Und 
wie die Landwirthichaft vor einigen Jahren eine befondere Vertretung inner— 
halb ver Legislative verlangte, jo fann man dem Arbeiterftande wohl eine 
Vertretung außerhalb der Geſetzgebung — wie dem Handelöftande — zum 
Bortheil des ganzen Staatsgemeinwohls geftatten. 

Den Arbeit8-Aemtern könnte ferner aufgegeben werden, für gemiffe Zweige 
der Arbeiter-Gejetgebung (Vertrags- reſp. Kündigungsweien, Yohnfäge, Ar: 
beitözeit, Schug-Vorrihtungen zur Erhaltung der Gejundheit, Yehrlings- und 
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Prüfungswefen, Hilfskaſſenweſen u. |. w. u. ſ. w.) Normativ-Beftimmungen 
aufzuftellen, und die Ausführung derjelben, ſowie der Beftimmungen der 
übrigen Geſetze durch eigens einzufegende Beamte zu überwachen. Ste wür— 
den alſo zunächft die in der Gewerbe-Ordnung vorgefehenen Orts-Statuten 
zu entwerfen haben, wenn ihnen nicht durch geeignete Vertretung in der Ge— 
meinde = Behörde noch weitere, jelbftändigere, Mactbefugnifie eingeräumt 
werden könnten. 

Die Zufammenfegung der Arbeit8-Aemter dürfte jedoch nur zu gleichen 
Theilen aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern gejhehen, da e8 fich hier um 
wefentlich andere Dinge handelt, als bei den Handelskammern. 

Sollte die Ausführung dieſes Borjchlages, alfo die Ereirung von „Arbeits- 
Aemtern“, jedoch auf Hinderniſſe ftoßen, oder fih, wie jo viele verfprochene 
oder erwartete Gejeße, in die Länge ziehen, jo wäre vor allen Dingen eine 
ausführliche Aenderung der jegigen Gewerbe-Ordnung zu erjtreben, welche da— 
bin geht, daß die Beftimmungen der 88. 127 bis 139 in ihren generellen 
Feſtſetzungen aud auf die Lehrlinge ausgedehnt werben. 

Wir fegen die hauptſächlichſten, die Lehrlinge berührenden Beftunmun- 


gen hierher: ii 
— 21. Juni 1869 
Die Reichs-Gewerbe-Ordnung vom 16. April 1871 


SS. 105 - 108. Verhältniſſe der Gejellen, Gehilfen und 
Lehrlinge im Allgemeinen: 

8. 106: „Die nad den Landesgeſetzen zuftändige Behörde bat darauf 
zu achten, daß ber Beihäftigung der Lehrlinge gebührende Rückſicht auf Ge- 
ſundheit und Sittlichkeit genommen und denjenigen Lehrlingen , welche des 
Schul: und Religions-Unterrichts noch bedürfen, Zeit dazu gelafjen werde. — 
Durch Orts-Statut ($. 142) können Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge, fofern 
fie da8 18. Lebensjahr nicht überjchritten haben, oder einzelne Klaſſen derfel- 
ben, zum Beſuche einer Fortbildungsichule des Drtes, Arbeitd- und Lehrherren 
aber zur Gewährung der für diefen Beſuch erforderlichen Zeit verpflichtet 
werben.” 

88. 109 bis 114 Segen die Berhältniffe feft der Gefellen und 
Gehilfen insbejfondere, welde nah $ 147 aud auf Fabrikarbeiter 
anwendbar find. 

Bon diefen Beltimmungen gelten für Lehrlinge: $ 108: Streitig— 
feiten mit dem Lehrherrn betreffend; $ 111. Sofortige Löſung des Lehrver— 
hältniſſes durch den Lehrheren bei Vergehen des Lehrlinge. 

SS. 115 bis 126 regeln die Verhältniffe der Yehrlinge insbe: 
fondere. 

8. 115: „Als Lehrling ift jeder zu betrachten, welcher bei einem 
Lehrheren zur Erlernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterfchied, 
ob die Erlernung gegen Pehrgeld oder unentgeltliche Hülfsleiftung ftattfindet, 
oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. — Auf Lehrlinge über 18 Jahre 
finden die Beitimmungen der 88. 106, 116, 117 und 119 feine An- 
wendung. 


beftimmt : 
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88. 116, 117 handeln von den Formen der zeitweiſen Entziehung des 
Rechtes, Lehrlinge zu halten. 

5. 118: „Der Lehrherr muß ſich angelegen fein laſſen, den Lehrling 
durch Beichäftigung und Anweifung zum tüchtigen Gefellen auszubilden. Er 
darf dem Lehrlinge die hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Ber: 
wendung zu anderen Dienftleiftungen nicht entziehen. Der Lehrherr muß be— 
müht fein, den Lehrling zu Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anzubalten und 
vor Laftern und Ausichmeifungen zu bewahren.” 

Demgemäß unterwirft $. 119 den Lehrling der väterlichen Zucht des 
Lehr 


rherrn. 
88. 120 bis 125 enthalten Formen über Schließung und Löſung des 
Lehrverhältniſſes zei defien Folgen. 

8. 121 Abſ. 1: „Wider ven Willen des Lehrherrn kann das Verhält⸗ 
niß aufgehoben werden, wenn der Lehrherr die ihm nach 8. 118 obliegenden 
Verpflichtungen größfich vernadhläffigt oder das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraucht.‘ 

8. 126 ſchafft Ausnahmen für a und Kaufleute, jedoch mit er- 
neuter Ausnahme des $. 106 Abi. 

8. 148 Nr. 9 endlid) fett eine Steafe bis zu 50 Thlen. event. 4 Wochen 
Gefängniß auf die Uebertretung des $. 118 feit. 

Mir fommen jegt zu dem ungleich wichtigeren Abſchnitt: „VBerhält- 
niffe der Fabrikarbeiter: SS. 127 bi8 139. Ohne der vielen For- 
men zu gebenfen, wollen wir bier nur die harakteriftiichen Unterfchtede zu dem 
vorhergehenden Abſchnitte, Lehrlinge betreffend, marfiren. 

SS. 127 beftimmt, daß die SS. 105 bis 114 auch auf Fabrikarbeiter 
Anwendung finden. 

8. 128 jet feit: 

1) daß Kinder unter. 12 Jahren in Fabriken nicht befchäftigt werden 
Dürfen ; 

2) daß Kinder vor vollendetem 14. Lebensjahre täglich nur 6 Stunden 
arbeiten dürfen und einen täglichen breiftändigen Unterricht erhalten follen; 

3) daß junge Leute nach zurücgelegtem 14., jedoch vor vollendetem 16. 
Lebensjahre, nicht über 10 Stunden arbeiten dürfen; 

4) daß bei Natur-Ereignifien und Unglüdsfällen die Orts-Polizei-Be— 
hörde auf 4 Wochen die tägliche Arbeitszeit um 1 Stunde (alfo 7 reſp. 11 
Stunden) erhöhen fann. 

$ 129 garantirt den jugenblichen Arbeitern: 

1) täglid eine zweiftündige Paufe, und innerhalb biefer 

2) die Bewegung in freier Luft; 

3) beſchränkt er die Arbeitözeit von 5%/, Uhr früh bis 81/, Uhr Abends ; 

4) verbietet er die Arbeit an Sonn= und Feiertagen. 

8. 132 enthält dann Beftimmungen über Yabrit-Revifionen (durch die 
fog. Fabrit-Infpectoren) cfr. $. 11 des Preuß. Gef. vom 16. Mai 1853 
nebft — — vom 18. Auguſt 1853, 12. Auguſt 1854. 

. 150 jet endlich hinfichtlich der bern ver 88. 28, 129 (An- 
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meldungsformalitäten) Strafen feft, die in ihrer höchften Potenz in Entziehung 
der Beredtigung zur Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter, für immer, beftehen. 

Es jpringt bei BVergleihung dieſer Beftimmungen in die Augen, daß, 
ebenſo beftimmt, Har und feft die Beziehungen der jugendlichen Arbeiter präcı- 
firt find, ebenjo unklar, dehnbar und verſchwommen die Beftimmungen über 
die Tehrlinge fid) ausnehmen. Da nad) der Gewerbe-Orbnung ein Un— 
terſchied zwilchen „Fabrikarbeitern“ und „jugendlichen Arbeitern“ überhaupt 
nicht gemacht ift, jo war es nöthig, die 88. 105 bis 114 für die Verhält— 
nifje der männlichen Fabrikarbeiter zu ftatuiren, was durch 8. 127 gejchehen 
ift. Derjelbe 8. 127 vergünftigt jedoch den jugendlichen Arbeitern die Vor: 
theile der 88. 105 bi8 108, in specie $. 106 und mit diefem $. 148 Nr. 9. 
Während aljo die Fabrifarbeiter alle übrigen Vortheile genießen, vie die 
Gewerbe-Drdnung den Arbeitern überhaupt zumwendet, find die Lehrlinge 
wie von einer chinefiihen Mauer umgeben, durch $. 115 al8 gänzlich exclufive 
Klaſſe Hingeftelt. Durch die verfchtedenartigften Preußiſchen Ausführungs- 
Gejege: Regulativ vom 9. März 1839, Geſetz vom 16. Mai 1853, und 
die beiden Gircular-Berfügungen vom 18. Auguft 1853 und 12. Auguft 
1854, ſowie in Sachſen dur die Anmweifung zur Ausführung der Gewerbe- 
Ordnung $. 49, find dieſe Unterfchiede noch mehr firirt, noch haltbarer ges 
worden. 

Endlich läßt auch $. 127 durch Herüberziehung des $. 106 die Straf: 
vorichrift in $ 148 Nr. 9 für Vergehen gegen die Beftimmungen über ju— 
gendliche Arbeiter zu; dieſe befteht in Geloftrafe bis 50 Thle. Die in der 
alten Preußifchen Gewerbe-Ordnung $. 129 jo wirkſame Strafandrohung der 
Entziehung der Befugniß zum Halten von Lehrlingen ift für diefe aufgeho: 
ben, zum Schutze der jugendlichen Arbeiter jedoch beibehalten worden. 

Es ift num abjolut nicht einzufehen, welche Gründe hier geltend gemacht 
werden fünnen, 

daß Lehrlinge von 12 bi8 14 Jahren täglich 10 und mehr Stunden, 

daß fie ferner des Sonn: und Feiertags arbeiten follen ; | 

daß fie des täglich dreiftündigen Unterricht verluftig gehen follen; 

daß ferner 14= bis 16jährige Lehrlinge über 10 Stunden täglid, und 
zwar über 81/, Uhr Abends hinaus, 

daß auch fie de8 Sonn- und Feiertag arbeiten follen; 

daß fie täglich die 2ftündige Paufe und die Bewegung in freier Luft 
entbehren ſollen; 

daß endlich die Fabrifinfpectoren nicht auch die Verhältnifie ver Lehr— 
linge in den Kreis ihrer Beobachtungen ziehen follen ; 

daß mit einem Worte die Lehrlinge nicht alle die geſetzlichen Schuß- 
rechte genießen jollen, welche für die mit ihnen ſich in gleihem Alter, auf 
gleicher Culturſtufe, ja in gleicher gejellihaftlicher Lage befindlichen „jugend- 
lichen Arbeiter‘ feftgefett find und gehandhabt werben. 

Bon diefen Erwägungen ausgehend beichloß der IV. Deutſche Buch— 
dDrudertag zu Dresden am 21. bis 26. Juni 1874, bei dem Deutſchen Reichs⸗ 
tage eine Petition einzureichen, welche eine Abhülfe in der oben angedeuteten 
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Richtung anbahnen, event. die in der Gemwerbe-Drdnung vorgejehenen Orts— 
Statuten zur Ausführung zu bringen anregen foll. 

Die Petition, jowie der etwa einjchlägige Gefeg-Entwurf, find zur Zeit 
noch nicht fertig geftellt und werben no tm Sommer d. 9. erfcheinen und 
eingereicht werben. 


IV. 


Die auch auf die Lehrlinge zum Theil ausgedehnte oder ſtillſchweigend 
übergegangene wirthichaftliche und politifche Freiheit hat diefelben in gemiffer 
Beziehung auf einen gejellichaftlic höheren Standpunkt gehoben, der — wenn 
von ihnen falich aufgefaßt — als ein Rüdjchritt in Eultur und Moral be- 
zeichnet werben fünnte. Dagegen haben die Lehrlinge durch Auflöfung des 
patriarhaliichen Verhältniſſes wie Durch den immer mehr um fi) greifenden 
Vabrifbetrieb der Induftrie die nöthige Stüge für ihre gewerbliche Erzie- 
hung eingebüßt; die Lehrherren haben das Interefje für einen Menjchen ver- 
Ioren, der nicht mehr — wie früher — Glied der Familie, jondern ein frem- 
der Menſch ift, der die Arbeitöftätte benugt, um am Tage ein Unterfommen 
zu haben, um Geld zu verdienen, um fein Leben durch höchſte Anfpannung 
feiner jungen, unentwidelten Kräfte — Verwerthung feines einzigen Ca— 
pitals, wie die Freihandeld-Schule e8 nennt — zu friften. 

Haben aber die Lehrherren dieſe ihre erziehende Thätigkeit einmal aufge— 
geben, jo ift nicht zu erjehen, wie Arbeitgeber-Vereine hier irgendwie praktiſch 
eingreifen fönnen. Die Entwidlung der Induſtrie zur Welt-Induſtrie, zum 
Welt-Handel läßt Fabrikanten und Kaufleute nicht mehr in den engen Rah— 
men des früheren Gewerbes zurücktreten, und damit fallen auch von ſelbſt 
die Bedingungen des alten Lehrlingsweſens. 

Arbeiter-Vereine find ihrer mehr oder weniger deſtructiven, theoretiſiren— 
den Tendenzen wegen, deren ſie ſich bei allem guten Willen nicht immer ganz 
erwehren können, die auch für Männer unter einer beſonnenen Anwendung 
eine Nothwendigkeit ſein können, auf junge, unerfahrene Leute jedoch nur de— 
moraliſirend wirken müſſen, — ebenſowenig geeignet zur Anbahnung reſp. 
Erhaltung fördernder Inſtitutionen; ihnen fehlen Mittel und Zeit, wenn auch 
der gute Wille hier vorherrſcht, denn gut erzogene, wohlausgebildete Lehr— 
linge ſind ſpäter die ſchönſte Zierde, die kräftigſte Stütze der Vereine. 

Beide Vereinigungen, wenn ſie zu dieſem Zwecke zuſammengehen wollen, 
haben aber auch nicht die Kraft, nicht den Muth, noch das gegenſeitige Zu— 
trauen, um an ſolchen Inſtitutionen nachhaltig zu arbeiten, da — mag man 
darüber denken, wie man will, mag man es beklagen, mag man es bezweifeln 
oder beſtreiten, der Beweis liegt aller Stunden zu klar zu Tage — da die 
Grundlagen ihrer jeweiligen Exiſtenz darauf beruhen, daß ſie in ſteter Feind— 
ſchaft gegeneinander leben, daß ſie — heute durch einen glücklichen Zufall vereint — 
ſich bei der nächſten Gelegenheit wieder überwerfen, ſich mit verſteckten 
Raneünen entweder das Leben ſchwer machen, oder in offenem Krieg ſich 
gegenfeitig jo lange befämpfen, bis einer von ihnen wieder auf unbeftimmte 
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Zeit als Sieger dem Andern den Fuß auf den Nacken ſetzt, ihn durch ſein 
Joch gehen läßt. 

Somit bleibt nur übrig, daß der Staat eingreift und Geſetze ſchafft, 
die es ermöglichen, ihm ſelber, dem Staat, den jungen Nachwuchs ſo kräftig, 
ſo intelligent zu machen und zu erhalten, wie es nöthig iſt, will er ſich tüch— 
tige Wehrkräfte, will er ſich fruchtbare Nährkräfte, brauchbare Soldaten und 
tüchtige, arbeitſame und arbeitsfähige Bürger heranziehen. 

Um dies zu erreichen, wird vorgeſchlagen, beſondere Aemter einzuführen, 
die über die einzelnen Verhältniſſe des gewerblichen Lebens Enquéêten vorzu— 
nehmen und deren Reſultate zufammenzutragen hätten, woraus dann Die 
Gejeggebung ihr Material für die zu ſchaffenden Staatögefege zu ſchöpfen 
hätte. Dieſe Unterfuhungen werden um fo fegensreicher ausfallen, wenn man 
nicht nach der Lehre vom bejchränften Unterthanenverftande die Angelegenhei— 
ten in bireaufratifher Manier betreibt, ſondern dem zunächſt Betheiligten — 
dem Arbeiterftande in feinen Vertretungen: den Fach-Vereinen, die, gleich den 
Innungen, Corporationsrechte erhalten müßten — ein freies Wort, eine thä- 
tige Mitwirkung an der Beförderung und Entwidlung des gewerblichen Le— 
bens geftattet, ihm als gutes Recht fichert. 

Die Geſetzgebung in diefer Materie muß durch ihre Praxis in den be: 
treffenden Kreiſen die Meberzeugung befeitigen, daß fie jedes Recht derſelben 
ebenjo energiich ſchütze, als jede muthwillige oder gar boshafte Verlegung des 
anderen Theiles ftreng beitrafe. Am allerbeften wäre es freilich, die Gefep- 
gebung brauchte ſich um dieſes Thema gar nicht zu befümmern, denn erfahrungs- 
mäßig vermehren fich mit den Geſetzen auch die Uebertretungen, wie mit den 
Aerzten die Krankheiten; aber leider ift e8 ſchon fehr Lange her, daß ein gan: 
368 Volt durd die zehn Gebote konnte in Ordnung gehalten werben, und 
ebenjo ift man leider jegt überall beftrebt, die Blitze, mit denen fonft Die 
himmlischen Mächte den Frevler zerichmetterten oder erzittern machten, in 
trdiiche Hände zu Legen, welche diefelben weder zu erzeugen, noch zu ſchleudern 
verftehen und die Kraft haben. 


V. 


Mit unſerer Arbeit zu Ende, gelangen wir in den Beſitz einiger Num— 
mern der „Concordia“, in welcher der Hamburger Geſetzentwurf zur Ge— 
werbe⸗Ordnungs⸗Novelle enthalten iſt. 

In der Einleitung wird betont, und kehrt dieſer Klageruf immer wieder: 
die Leiſtungsfähigkeit und Leiſtungswilligkeit unſererLohn— 
arbeiter iſt ſeit einer Reihe von Jahren unbeſtreitbar zu— 
rückgegangen. 

Wir haben augenblicklich ebenſo wenig Zeit, wie Mittel, eine Contro— 
verſe gegen die dort gemachten Ausführungen unternehmen zu können, glauben 
aber, in Vorſtehendem einige andere Geſichtspunkte angedeutet zu haben, welche 
ebenfalls wohl nicht zum geringen Theil an der — übrigens gern zugeſtan— 
denen — Verringerung der Yeiftungsfähigfeit der Arbeiter Schuld find. 
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Indeß dürfte e8 auch wohl nicht zu weit gegangen fein, wenn wir ben 
größten Theil dieſer Schuld auf die heute im gewerbliden 
Teben herrihende mafloje Concurrenz abwälzen. 

Ohne theoretifirend hierauf einzugehen, erlauben wir und, nur in einigen 
Fragen Material für die Discuffion dieſes Satzes zu bieten. 

Man frage 3. B. einen Tijchlergejellen, woher e8 fomme, daß eine 
Kommode, vor 50 bi8 80 Jahren gefertigt, heute noch, nachdem fie im Laufe 
der Zeit mehrere Male von einer Stadt zur anderen, auf Land- und Schie- 
nenmwegen, transportirt worden tft, feft im Zimmer fteht und der Hausfrau 
nicht nur ihren Zwecken, fondern auch noch, ohne minder feſt zu werben, oder 
geworden zu fein, den jungen Sprößlingen als Turngeräth dient oder ges 
dient hat? während heute der Tiſchler nach dem erften Transport aus Dem 
Magazın nad der Wohnung in letterer bereits feine Doctorfünfte an ber 
armen halbverftauchten Kommode verfuchen muß? 

Man frage einen Schneider, wie e8 zugehe, daß von einer gekauften 
Hofe in der erften Stunde die Hälfte der Knöpfe abipringen? Nähte der 
Geſelle wirklich fo jchlecht ? 

D nein! Man jehe nur die Knöpfe genauer an, und man findet nur 
2 Löcher in denjelben, während die Knöpfe aus guter, alter Zeit 4, auch 5 
Löcher Hatten; nun ift e8 leicht erflärlich, daß, wenn der Faden zu wieberhol- 
ten Malen durch 4 Löcher kreuzweis gezogen wird, der Knopf fefter figen 
wird, als dies bei unferen zmweilöcherigen Knöpfen geſchehen kann. Aber, war 
denn auch bier nur der Knopfmachergeſelle zu faul, um 4 Löcher zu machen ? 

Oder hält das heutige Eifengarn auch nur annäherungsweije einen Ber- 
gleich mit dem früheren Zwirn aus? 

Wenn die „Kölniſche Zeitung‘ heute mit derfelben Präcifion geſetzt und 
gedrudt werden jollte, wie no vor 20—30 Jahren — wie ſtellenweiſe auch 
heute noch — ein Werk, ein Buch behandelt wurde: fie könnte thatjächlicd 
höchſtens alle 2 oder 3 Tage erjcheinen. 

Die Concurrenz, um fi zu überbieten: verſchlechterte ſämmt— 
lihe Materialien, drüdte die Arbeitslöhne, weshalb für 
Ihlehteren Arbeitslohn auch jhlehtere Arbeit geliefert 
wurde; oder die Concurrenz gab dem Arbeiter nicht mehr 
Die nöthige Zeit, um accurat und tüchtig zu arbeiten, weil 
viel und billig gearbeitet werden mußte. 

Dder find wirklich die heuer in jo erfchredend großer Zahl vorkommen⸗ 
den Eifenbahnunfälle und Häufereinftürze u. dgl. m. nur oder überhaupt auf 
die Leiftungsunwilligkeit der Beamten oder der Arbeiter zurüczuführen. 

Meberall hat man ſeit Jahren über die Fortfchritte unferer Induftrie 
gejubelt, und jet auf einmal dieſe Klage über £olofjalen Rüdjchritt ? 
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Aa zweiter zu befämpfender Grund werben die Arbeitervereinigungen 
angeführt. 

i Es ift hier nicht unfere Sache, eine Gefchichte ſolcher Vereinigungen zu 
ichreiben ; aber, will man in den Bereinds Archiven diefen Gründungen nad)= 
jpüren, jo wird man in 99 von 100 Fällen erfahren, daß die Gründung 
eines ſolchen Vereins — und wir ſprechen hier nur von Fach-Vereinen — tie 
Folge der größten Berzweiflung, der jogenannte „lette Verſuch“ geweſen ift. 
Die leider nicht zu beftreitenden Ausfchreitungen, welche bier und da vorge- 
fommen find, waren fie nicht hervorgerufen durch den maßloſen Haß, welchen 
man ſolchen Vereinigungen entgegenbradyte? Standen die Arbeiter in ihren 
Vereinen ihren Arbeitgebern etwa anders gegenüber, als ein auflebendes Volt 
feiner Regierung zur Zeit der blühendften Reaction ? 

Als Abhülfe wird endlich ein Gejeg-Entwurf vorgefchlagen, der ſich mit 
der Bildung von Innungen beichäftigt. ’ 

Hier wird in 8. 97 gegen die bisherige Faſſung auch den Arbeitern der 
Eintritt in die Innung gemwährleiftet. 

Corporationsrechte haben die Innungen fett immer bejeffen, in allen 
Staaten; den Arbeitervereinigungen nur waren fie verfagt; im jüngfter Zeit 

ewährte man fie den Ietteren in einigen Staaten, 3. B. Sachſen, und man 

t noch feinen Grund zu irgend melden Klagen gehabt. Im Gegentheil 
haben dieſe Inftitute wohlthätig auf die Moral wie auf die materiellen Ber: 
bältnifje Der Arbeiter eingewirkt; das Gleiche gilt von der Genofjenjchafts- 
geſetzgebung, deren zahlreich lebende Zeugen Kenntniß davon geben, daß alle 
die Befürchtungen, die man bei der Forderung diefer Geſetze ihnen entgegen= 
fegte, in Nichts zerfallen find. 

$. 103 b. fommt unferen vorftehend über „Arbeits-Aemter“ geäußerten 
Wünſchen entgegen. 

8. 1034. M. 3 ftatuirt einen durch Nichts gebotenen, zu Gehäſſigkei— 
ten Anlaß gebenden Rang-Unterſchied, der ohne directe Forderung jedod) in 
praxi wohl überall geübt werden würde. Das Statut der Kranken- und 
Sterbe-Kaſſe der Berliner Buchdrucker hat eine ſolche Beftimmung noch nie 
enthalten und doch hat bis auf den heutigen Tag ſtets ein Buchdruckerei— 
Beſitzer das Vorfteher-Amt, als Ehrenamt, inne gehabt; die mit Arbeiten 
verfnüpften Aemter befinden fih in den Händen der Gehilfen. 


Der Gewerbegefeg-Entwurf gebt weiter auf das Hülfskaſſenweſen über, 
und findet die Benugung der Hülfskaſſen als Agitationsmittel inopportun. 

Wir wollen bier einige analoge Beifpiele anführen, um zu zeigen, daß 
nicht jo etwas gar Verbrecheriſches, ja nicht einmal etwas Neues, von den 
Arbeitern geübt wird. 

Wenn ich aus einem Staatöverbande auötrete, oder ausgewieſen werbe, fragt 
die Regierung etwa nad) meinen langjährig gezahlten Steuern ? kümmert es 
fie, daß ich in einem anderen Staate Die Rechte des Bürgerthums, der Drts- 
angehörigkeit, der Armenverforgung nicht erhalte, die ich in dem aufgegebenen 
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oder mir geraubten Domtcil doch erlangt, mir doch erworben hatte? Ya, 
nod mehr! Haben denn die Arbeitgeber nicht genau ebenjo gehandelt durch 
Gründung von fog. Haus- und Fabril-Kaſſen, in welche fie jogar mitunter 
nicht einmal Zuſchüſſe zahlten ? Wurden diefe Haus- und Fabrik = Kafjen, 
werben die fog. Arbeiter-Wohnungen nicht noch heute dazu benutzt, um von 
dem Arbeiter — unter Androhung der Entlaſſung, d. h. unter Verluſt der 
durch gezahlte Steuern erworbenen Rechte an die Haus: und Fabrik-Kaſſen, 
unter Obdachlosmachung — Alles zu verlangen, was man von ihm erlan- 
gen will: Lohnreduction, Enthaltfamfeit von diefem oder jenem Vereine, 
Stimmabgabe für diefen oder jenen Candidaten? Haben bier nicht jo recht 
die Arbeiter von den Arbeitöherren gelernt? Und ift der Grundjag denn gar 
fo verwerflih, daß man in fchlimmen Zeiten auch nur die fennen will, die 
mit uns die guten genofjen haben? daß man die nicht unterftügen will, wenn 
fie in Noth find, die und in der Noth, in der Zeit der Sorgen und de 
Kampfes verlaffen, ja, die vielleicht jelbit das Schwert des Kampfes gegen 
ung geführt haben? — Garantirten die alten Innungen ihren ausſcheidenden 
oder ausgejchlofienen Mitgliedern etwa auch noch nach ihrem Ausicheiden oder 
nach ihrem Ausſchluß bejondere Rechte und Anſprüche? Die Preuß. Gem.: 
Drdn. ſchweigt darüber und die Reichs-Gew.-Ordn. $. 82 ftatuirt das gerade 
Gegentheil; denn feine Innung wird ftatutarijd den ausſcheidenden Mlitglie: 
dern, wie es der Schlußfag vorausſetzt, noch fernerhin Rechte gewähren. — 
8. 82 der Reichs-Gew.-Ordn. bleibt aber nad) der Hamburger Novelle un: 
verändert. 

Diefe Erwägungen dem Ermefjen Jedermanns anheimgebend, glauben 
wir nicht, daß die Innungen der Hamburger Novelle ihren Zweck zu erfüllen 
fräftig genug, daß fie mit einem Worte Tebensfähig fein werden. Immerhin 
aber können wir ihnen das Wort reden, da wir nicht jo fühn find, zu hoffen, 
unfer Vorichlag werde Eingang bei den geletgebenden Factoren finden. Wir 
würden aljo die Statuten der Hamburger Novelle al8 ein nothwendiges Ueber: 
gangsftadium anjehen, an weldhem die Zeit ändern wird, was zeitgemäß 
wird. Wir begrüßen vorläufig in dem Gejeg: Entwurf einen Fortfchritt der 
Zeit, der darin gipfelt, den Arbeiter bei den ihn berührenden Angelegenheiten 
hören zu wollen, ihn mitjprechen zu laffen, und das fcheint uns für heute 
genug. Damit aber capituliren wir Feinesweges, halten vielmehr unfere An: 
ficht aufrecht, dag das Wünſchenswerthere fer, den Arbeiter: (d. h. Fach-) 
Bereinen diejelben Rechte (Corporationsrehte) zu gewähren, wie den Arbeit: 
geber:Bereinen (Innungen; und die Austragung der gewerblichen Angelegen: 
heiten ruhig dem fich dann ergebenden gegenfeitigen Uebereintommen zu überlafien, 
wie e8 in Teutfchland zwifchen Buchdruder-Principalen und Gehilfen in ber 
Tarif- und Schiedögerichtöfrage, wie e8 in genannten Corporationen in Defter: 
reich und der Schweiz in derſelben Frage und in der Trage des Lehrlinge: 
weſens zum Theil angeregt, zum Theil als anfänglicher Verſuch ſchon durch— 
geführt ift. 
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Beſſer noch, als wir e8 vermögen, ift jedoch der Hamburger Novelle das 
Urtheil geſprochen worden durd eine Notiz in der oben erwähnten „Concordia“ 
1874. Nr. 50 ©. 205. Es heißt da: 

„Berlin, 8. December. Der Hamburger Entwurf zur Abände- 
„rung des Tit. VI der Gewerbe-Ordnung hat bereits mehrfeitige Beach— 
„tung gefunden .... Auch ift es keinesweges richtig, zu jagen, daß bie 
„jet ja nirgends Anläufe und Anfäge im Sinne des Hamburger Ent: 
„wurfs, aljo Vereinigungen von Arbeitgebern und Arbeitern zu einer und 
„Derfelben Gewerksgenoſſenſchaft herworgetreten jeien . . . . Ferner erinnern 
„wir an den unlängft bier in Berlin begründeten neuen Buchdruckerver— 
„ein , an welchen PBrincipale und Gehilfen mit vollfommener Gleich— 
„berehtigung theilmehmen ... . . m 
Sollte die Hamburger Novelle und ihre Innungen das Unglüd haben, 
im Sinne dieſes Vereines aufgefaßt zu werben, jo ift ihr ein günftiges 

) Zum bejjeren Berftändniß erlauben wir uns bier einige Beftimmungen bes 
Statut8 von 1874 herzuſetzen: 

8.6. Der Berein wird verwaltet durch einen Borftand, beftehend aus einem 
Borfigenden , deſſen Stellverteter, einem Rendanten (Darlehns- und Unterftüungs- 
Rafien-Berwalter, einem Secretair und drei Beifikern; im Ganzen von 7 Mitglie- 
dern. — Der Borfitende, deſſen Stellvertreter und der Rendant müſſen immer 
Principale fein; der Secretair und minbeftens zwei Beifiger ſtets Gehilfen. 
Gleichgültig ift es felbitverftändlih, ob das fiebente Mitglied Brincipal 
oder Gehilfe ift. 

8.8. Der Borftand beichließt über die Aufnahme neuer und die Auswei— 
fung ver die Principien des Vereins verlegenden Mitglieder mit einfacher Majo- 
rität; bei Stimmengleichheit entfcheidet der Borfitenbe.- 

Die Ausmweifung bedingt den Berluft aller Anrechte, jebob kann 
gegen diefelbe Recurs bei ber nächften General-Berfammlung ergriffen und muß 
dem Betreffenden zu dieſem Zmed der Zutritt zu dieſer geftattet werben; bei der 
ſchließlichen Abftimmung bat er fih aber zu entfernen. 

Will ein Mitglied Treimiltig ausfcheiden, fo hat e8 den Borftand davon in 
Kenntniß zu jeten, und erlöfhen mit dem Tage des AustrittS alle feine 
Rechte und Pflichten der Gefellichaft gegenüber. Beiträge oder gemachte Geſchenke 
werben im feinem Falle zurüdgezahlt. 

$. 9. Zur Bewilligung von Darlehnen und Unterftügungen ergänzt ſich ber 
Borftand durch Beifiter aus der Reihe der Mitglieder in der Weife, daß Principale 
und Ehrenmitglieder fih zu den Gehilfen verhalten wie 2 zu 1. (Anm. d. Berf, 
Zu dieſer Kafje zahlen nur Prineipale und Ehrenmitglieder; auch werben aus ihr 
die Berwaltungsfoften, wenn nicht anderweite Dedung beftimmt wird, beftritten. 
Diefe Darlehnd- und Unterftügungs-Kafje ift inzwifchen aufgeläft worden.) 

$. 22. Den Borftandsmitgliedern fteht es zu jeder Zeit frei, den Kranfen zu 
beſuchen, oder durch andere Vereinsmitglieder — zu laſſen. Der Kranke iſt 
verpflichtet, dem Beſuchenden jede verlangte Auskunft über feine Krankpeit zu ertheilen. 

Der Borftand ift angemielen, den Kranken von denjenigen Mitgliedern bejuchen 
und controliren zu laſſen, die ihm zumächft wohnen. Mitglieder, welche ſich weigern, 
diefe Befuche zu vollziehen, können vom Bereine und feinen Kaffen aus- 
geichlofjen werden (efr. $. 8). 

$ 13, 30, die 3.5. beftandene Darlehns-Kaſſe betreffend, fagen, daß bei Sta- 
tuten-Aenderungen die Stimme eines Principals foviel gilt, als die Divifion der 
Zahl der anweſenden Principale in die der anmefenden ergiebt; ferner, baß wer 
mit 4 Beiträgen reftirt, ausgefchieden wird und „ſämmtlicher Rechte an dem Ver— 
ein und feinen Kaffen verluftig geht. 
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Prognoftiton unbedingt nicht zu ftellen, denn es ift zu beachten, Daß der frag: 
liche Verein gegründet wurde, weil man fi dem aus Prinzipalen und Ge: 
hülfen gemeinſam gebilveten Schiedsgericht für ZTarif-Streitigfeiten nicht fügen 
wollte, und daß der größte Theil der Gründer und der Borftandsmitglieder 
ſolche Prinzipale waren reſp. noch find, die, dem Spruche des Schiedsgerichts 
zuwider, ihren Gehülfen die vereinbarten Tarifſätze zu zahlen fich dennoch 
weigerten. 

; Haben wir bei Beantwortung der zweiten Frage von der Undurchfüt. rbareit 
des Zufammengehens von Arbeiter-Vereinen und Arbeitgeber-Bereinen gefprochen, 
jo könnte und der Beweis wohl nicht leichter geworben fein, als durch Citation 
des letztgenannten Vereins. 


Anhang. 


Anſprache an Eltern und Erzieher 


abgefaßt laut Beſchluß des zu Oſtern 1868 in Berlin ſtattgefundenen zweiten 
deutſchen Buchdruckertags von Richard Härtel. 


Zur Lehrlingsfrage. 


Es ſoll und muß die Aufgabe nicht nur des Deutſchen Buchdrucker⸗ 
verbandes, ſondern eines jeden rechtlich denkenden Menfchen fein, vorhanden 
Schäden, da wo fie ſich finden, aufzubeden und auf deren Befeitigung hinzu: 
wirfen, ganz bejonder8 dann, wenn e8 fit) um die Zukunft junger Leute han- 
delt, die beftimmt find, inmitten des nachfolgenden Geſchlechts auf den gege 
benen Grundlagen fortzuarbeiten und fi) eine würbige Stellung in der menjd: 
lichen Gefellichaft zu erringen. Das kann aber nur gefchehen, indem wir 
entjchieven Front machen gegen die herrichende Berfahrungsweile, nach welder 
man jeitend der meiften Arbeitgeber den anzunehmenden Lehrling nicht al 
eine Perſon betrachtet, für deren Zufunft zu forgen Aufgabe des Arbeit- 
gebers ift, ſondern als eine Sache, die man des bloßen Geldgewinnes halber 
benutzt, unbefümmert darum, ob verjelbe ſpäter im Stande ıft, Die Koften, 
die für ihn bis zum Eintritt in das öffentliche Leben aufgewendet wurden, 
wieder zu erjegen. 

Die gründlihe Regelung reſp. Verbefjerung des Lehr: 
lingswejens gehört demnach zu den Hauptaufgaben des Buchdruder: 
verbandes. Dieſe Aufgabe möglichft umfafend zu Löfen, das Liegt ebenfowol im 
Interefje der Principale wie Gehilfen, aber ganz beſonders in dem der anzu— 
lernenden jungen Leute jelbft, rejp. deren Eltern und Erzieher. 

Durch die gemwifienlofe Lehrlingsannahme, ohne alle Rückſicht auf die 
Bedürfnißfrage, und die ebenjo gewiffenlofe „Ausbildung“ derſelben werben 
die mannichfaltigften Mängel erzeugt, fo 3. B.: die Shmußconcurrenz 
der Principale unter ſich, der Ruin jedes rechtlichen Geſchäftsmannes; bie 
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mangelhafte Befähigung der Gehilfen in gefchäftlicher Hinficht; vie 
Herabdrüdung der Arbeitslöhne und vielfad) fonft ausgeübter Drud 
im Geſchäft wie außerhalb vefjelben; die Entfremdung derj ausübenden 
Kräfte unter einander und dadurd Benachtheiligung des Gewerks in 
jeder Hinfiht u. |. w. R R 

* 

Betrachten wir zunächſt die näheren Umſtände, wie das „Lehrlings- 
geſchäft“ faſt ohne Ausnahme betrieben wird. Schon died dürfte genügen, 
jeden Erzieher ernftlih zu veranlafien, den ihm amvertrauten Zögling 
folhem Gebahren zu entziehen. 

Sobald auch nur ein fheinbares Bedürfniß nach Arbeitöfräften vorhan- 
den, ift der nächſte Gedanke die Jagd nach Lehrlingen. Man nimmt fie, wo 
man fie haben fann, gleichviel ob diefelben die geiftigen und körperlichen Er- 
forderniffe, die zu dem Geichäft gehören, befigen oder nicht. Im Anfange 
verrichten dieſelben in kleineren Gejchäften die Arbeiten der Dienftboten, in 
größeren werben fie zu Laufburfchen oder dergl. verwendet. Nachdem fie ein 
Yahr damit hingebracht, welches vielfach als Probezeit betrachtet wird, 
(zum Theil geichieht das Letztere deshalb, um das übliche Wochengeld, das 
meift Einen Thaler beträgt, für diefe Zeit zu erfparen), ftellt man den Lehr— 
ling in die Druderei, weift ihm eine beliebige Arbeit an und ba heißt e8 
nun: „Hilf dir ſelbſt“ — es findet fich in den meiften Fällen Niemand, der 
dem Uneingeweihten auch nur die Grundregeln eines guten Satzes oder Drudes 
beizubringen für nothwendig fände. 

In Zeitungsdrudereien, wo die Quantität des gelieferten Satzes 
den Maßſtab für die Brauchbarkeit des angeftellten Setzers abgiebt, wird ber 
Lehrling ohne Weiteres diefen Iebenden Mafchinen beigefügt, in Accidenz— 
dDrudereien wird er zu allerhand technifchen Spielereien verwendet und in 
Werkdruckereien findet er feine Gelegenheit, die beiden anderen Zweige 
fennen zu lernen. Setzer wie Druder werden in den meiften Fällen einjeitig 
auögebildet: wenn fie dem Principal jo viel wie irgend möglich verdienen, jo 
haben fie diefem gegenüber ihre Schuldigkeit geihan, mögen fie nun außerhalb 
bes Geſchäfts thun und laſſen, was fie wollen, mögen fie ſich beftreben, fid) die 
nothwendigften Kenntniffe anzueignen oder nicht, das ift dem Lehrherrn ziemlich 
gleichgültig: Solange, wie er fie braucht, weiß er es auch einzurichten, daß 
fie ihm Geld verdienen. 

Intereffant find die Lehrmethoden, die man im neuerer Zeit einzu— 
führen beliebt hat. 

Früher war e8 Regel, daß man jeden Lehrling einem Gehilfen über— 
gab, defien Lohn firirt war; dieſer Gehilfe war gewiſſermaßen für den Lehr: 
erg Außerdem jorgte der Principal nicht nur für die nöthige 
Ueberwachung in gejchäftlicher wie fittliher Hinficht, fondern er gab aud 
dem Lehrling die nöthigen Anmeilungen, ſich die beſonders für den Setzer noth— 
wendigen wifienfhaftlihen Kenntnifje anzueignen. 

Jetzt läßt man die Lehrlinge ihre Arbeit berechnen und beftimmt fie 
dadurch geradezu, ihr Augenmerk ausichlieglih auf die Duantität zu ride 


— 
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ten. Im einigen Drudereien Leipzigs und vielleicht auch anderen Orten giebt 
man ihnen die Hälfte des für die Seger üblichen Preiſes und gefteht Damit 
ganz offen ein, daß man den Lehrling nur anftellt, um eine billige Arbeits- 
fraft zu haben. Dei diefem Berfahren fommt e8 denn vor, daß man die 
Lehrlinge zufammen arbeiten, aljo den Einen durch den Andern beauffichtigen 
läßt. Ein anderer Modus ift der, daß für eine größere Anzahl Lehrlinge 
ein Gehilfe angeftellt wird, deſſen Aufgabe e8 ift, darauf zu jehen, daß die 
erfteren ihre gehörige Quantität liefern; die Ueberwachung, wie fie für die 
Ausbildung der Lehrlinge nothwendig wäre, ift einfach deshalb illuforiich, weil 
dem betreffenden Gehilfen eine Menge von Arbeiten aufgebürdet wird, Die 
er meiftens deshalb übertragen befommt, damit die Lehrlinge im regelmäßigen 
Arbeiten nicht geftört werben. Weiter ift ed vorgefomnen, daß man ben 
Lehrlingen jogar Prämien deshalb gegeben hat, weil fie viel gearbeitet; ob 
die viele Arbeit aud gut war, ift Nebenfache. Im einigen Drudereien ver- 
theilt man allerdings die Lehrlinge noch an einzelne Gehilfen. Dieje müſſen 
dem Geſchäft allmöchentlich jedoch etwas abgeben und auferdem den Lehrling 
entihädigen, das Uebrige gehört ihnen — eine Ausbeutung, von der ein Theil 
auf Rechnung der Gehilfen geht. Enblih tragen nun auch nod die Gehil- 
fen direct bei, den Yehrling auszunugen, indem fie denſelben nad der 10—11= 
ftündigen Geſchäftszeit für ein geringes Entgelt für ſich arbeiten laſſen. 

Wie ein rother Faden zieht e8 ſich durch alle dieſe ArbeitSmethoden : 
Mangel an Ausbildung, erzeugt durch die beabfichtigte Ausnugung für Privat: 
zwecke. Wir geftehen gern zu, daß e8 noch Principale giebt, die den guten 
Willen haben, ihren übernommenen Verpflichtungen dem Lehrling gegenüber 
nachzufommen und diefen guten Willen auch theilweile in Ausführung brin= 
gen — die Mehrzahl thut dies aber entjchieven nicht. Wir wollen hier 
den Ausipruch eines diefer Herren herjegen, der im großen Ganzen die be— 
zeichnete Klaſſe von Principalen repräfentirt; er lautet: „Ich gehe meinen 
eigenen Weg und habe, da man jest ganz Kaufmann fein 
muß, meinen Bortheil im Auge; wenn id in der Annahme 
vieler Xehrlinge meinen Vortheil fehe, fo nehme id folde 
an, unbefümmert um alles Uebrige!” Trotz dieſes Ausipruches 
haben ſich Eltern gefunden, welche diefem Mann ihre Kinder als Lehrlinge 
anvertrauten, deren er ftet8 eine ftattliche Anzahl aufzumeifen hat. Man fieht, 
die Gewiſſenloſigkeit ift überall zu Haufe. 

Nachdem man einen folchen Yehrling fünf lange Jahre nach Kräften aus- 
gebeutet, dann erflärt man ihn zum „freien Mann“, d. 5. er kann nun ges 
ben wohin er will, denn in dem Gefchäft, wo er fünf Jahre lang ſehr oft 
nur allzuviele Beihäftigung fand, giebt e8 für ihn nichts mehr zu thun, er 
muß Anderen Pla machen, die in gleicher Weiſe ausgenugt werden; ja es tft 
ſogar vorgefommen, daß man die Lehrlinge fofort nach überftandener Lehrzeit 
entließ, weil — man fie als Gehilfen niht brauden konnte, 
denn fie hatten Nichts gelernt. Ebenſowenig wie man fi um die 
geiftige und technifche Ausbildung kümmert, ebenfowenig, ja theilmeife noch 
weniger, jcheert man fi darum, ob der aufzunehmende Lehrling aud die 
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förperliche Befähigung hat, die zu dem Berufe nothwendig. „Fünf Jahre 
lang gebtes ſchon!“ 

Man weiß recht gut, daß der junge Mann 10, 11 und mehr Stunden 
pro Tag, ja theilmeife auch des Nachts, auf einem Plate ftehend zubringen 
muß und daß dadurch nicht allein die Beine, jondern bei dem Mangel an 
Bewegung und" bei gleichzeitiger geiftiger Anftrengung der ganze Organismus 
übermäßig ermübdet und erjchlafft wird, weshalb man auf gefunden und 
fräftigen Körperbau ſehen müßte ; man weiß, daß durch das gleich- 
mäßige und dauernde Ausftreden und Anziehen der Arme bei dem Seen die 
Bruft jehr in Anſpruch genommen, reſp. auf diefelbe höchſt nachtheilig einge- 
wirkt wird, weshalb eine gejunde Bruft zu den Haupterfordernijien des 
Setzers gehört; man weiß, daß ohne gute Augen ein Eeger faft faum zu 
gebrauchen if, — aber in wie vielen Fällen mag man darnach gefragt haben ? 

Wir haben diefer Darlegung einige Zahlen beigefügt, welche das Kranf- 
heit8- und Sterbeverhältnig, ſowie die Beichaffengeit der Augen der Buch— 
druder und Schriftjeger zur Genüge darthun. Es iſt hiernach ein Verbrechen 
an der menjchlichen Gejellihaft, gegenüber diefen Thatlachen noch ſolche Kräfte 
anzuftellen, die den Keim der an und für ſich unausbleiblichen Uebel ſchon in 


fidy tragen. 
* * * 


Beſchäftigen wir uns nun mit der Frage: Was hat ein Gehilfe, 
wenn er die fünf Lehrjahre überſtanden, zu erwarten? 

Beſitzt er nicht jo viel Energie, ſich jelbft in allen Fällen fortzubelfen, 
reſp. auszubilden, jo ift er wegen Mangel8 an techniicher Brauchbarkeit auf 
die untergeordnetften Buchdrudereien angemiejen, er muß fich mit einem 
Lohne abfinden laffen, der ihn geiftig total darniederdrückt und ihn einem 
langfamen Hungertode entgegenführt; er finft immer tiefer und tiefer und 
daraus recrutirt ſich dann die anjehnlihe Zahl Derjenigen, welche allmöchent- 
lich an Verpflichtungen erinnert werden, die fie hier und da Hinter fich Tiefen. 
Diele Zahl betrug in dem Zeitraume von 6 Yahren nady von uns veran= 
- Taften Aufzeichnungen ſieben Procent aller vorhandenen Buchdrucker. Es 
ift hieraus erfichtlich, daß die Sache eine jehr ernfte, ſittliche Seite hat. 

Durch ſchlechte, finftere Locale, Ichlechte Beleuchtung, übermäßige Arbeits- 
zeit u. |. w. wird der Buchdrucker körperlich und geiftig ruimirt, davon zeu— 
gen die Krankheits- und Sterbeziffern. (Wir bemerken bei diefer Gelegenheit, 
daß bei der unten angeführten Tabelle aus Leipzig zu berüidfichtigen tft, daß 
hier die Locale verhältnigmäßig gut befchaffen und daß die Nachtarbeit nur 
in ſeltenen Fällen ftattfindet, wodurch die Thatſache nur um jo greller here 
vortritt.) 

Und hat er ſich nicht körperlich zu Grunde gerichtet, iſt er nicht mora— 
liſch verloren gegangen oder an Lungenſchwindſucht geſtorben — ſo vegetirt 
er fein ganzes Leben hindurch als Fabrikarbeiter, den Launen ſeines Arbeit- 
gebers Preis gegeben wie jeder andere Sabritarbeiter, denn an ein Gelb: 
jtändigwerden ift nicht zu denken. da hierzu ein ziemlich großes en gehört, 
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und der Verdienſt — der ift auf den erften Blid zwar höher als der vieler 
anderer Gewerbszweige, zieht man aber die Zeit der Verdienſtloſigkeit, hervor: 
gerufen durch unregelmäßigen Geſchäftsgang, Krankheiten u. ſ. w., in Betracht, 
fo dürfte er den anderer Fabrifarbeiter faum überfteigen. Vor allem ift zu 
berüdfichtigen, daß die deutichen Bucdruder eine Berechnungsweiſe eingeführt 
haben, die der Mebervortheilung ſeitens der Arbeitgeber Thür und Thor öffnet. 
Es kommt vor, daß Tage lang geradezu umfonft gearbeitet werden muß, fo 
daß 3. B. der jährliche Durchſchnittsverdienſt in einer größern Buchdruckerei, 
nad Mittheilungen, die wir vom betr. Principal erhielten, nicht wiel über 
150 Thlr. betrug. Im Allgemeinen mag der durchſchnittliche Verdienft etwa 
200—250 Thlr. betragen, er fteht ſonach in feinem Verhältniß zu den ge 
forderten Leiftungen. (Heute ift derjelbe etwa um 50—75 Proc. geftiegen.) 

Schließlich wäre hier noch zw berüdfichtigen, daß der Buchdrucker, wenig: 
ſtens der Setzer, faft ausnahmslos auf Deutſchland beſchränkt it. Im Aus 
Yande find die Anforderungen weſentlich andere, die Verſchiedenheit der Sprache 
führt andere Arbeitöinethoden im Gefolge und jo muß ein Seter, der nicht 
volftändig durchgebildet, reſp. nicht im Stande ift, fih in verhältnißmäßig 
furzer Zeit alle8 Erforderliche anzueignen, ſich Lediglich auf Deutſchland bes 
ihränfen, während andere Gewerke fast durchgehend im Stande find, ſich ihr 
Brod in jedem Lande zu verdienen. 


* * 
* 


Nachdem wir nun die Art und Weife der Heranbildung der Lehrlinge, ſowie 
die Ausfichten kennen gelernt haben, welche fich für den Gehilfen eröffnen, gehen 
wir zu einigen ſtatiſtiſchen Nachweiſen über, die das Vorhergeſagte vollkommen 
beftätigen. Ä a 

Ber einer Anfang 1867 vorgenommenen Zählung ergab fih, daß in 
ganz Deutichland etwa 9000 Gehilfen und ca. 4000 Lehrlinge vorhanden 
find. Es würde dieſes Mißverhältniß in Hinficht auf die Lohnverhältniffe 
ſchon mehr in die Augen gefallen fein, wenn, abgejehen von dem Umftande, 
daß eine ziemlich bedeutende Anzahl von Buchdruckern alljährlih zu anderen 
Geſchäftszweigen übergehen, nicht mindeften® der dritte Theil der 
Buhdruder je vier bis fünf Wochen alljährlid frank wäre, 
wie folgende Nachweiſe darthun. 

Die Leipziger Buchdrucker-Krankenkaſſe zählte in dem Zeitraume vom 
März 1857 bis Juni 1868 durchſchnittlich 850 Mitglieder. Denſelben find 
dur Krankheit in 12 Yahren 87,360 Arbeitstage verloren gegangen, das 
macht für Diejelben einen Lohnausfall von 58,240 Thlın., wenn wir den 
Tagesverdienft zu 20 Sgr. anſchlagen. Es hat demnach jeder Einzelne einen 
jährlihen Tribut von ca. 6 Thlen. infolge von Krankheiten zu zahlen, was 
im Wejentlichen mit den geforverten Beiträgen übereinftimmt, abgejehen von 
den Opfern, welche er in wirflich eintretendem Krankheitsfalle noch auferbem 
zu bringen hat. Ein Vergleich mit anderen Kaſſen hat dargethan, daß das 
Krankheitöverhältnig bei den Buchdruckern ein entfchieden größeres if. Wäh— 
rend bei den Lebteren im 27jährigen Durchichnitt von 100 durchſchnittlich 
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41 krank waren, kommen bei einer Menge anderer, ebenfall® in Leipzig 
eriftirender Kaflen nur 13 bis 26 Kranke auf je 100 Mitglieder. Dafjelbe 
ift der Fall bezüglich der Kranfheitspauer. Geftorben find nach vorftehender 
Aufftellung in 12 Jahren 259, aljo nahezu 2,, pCt. 

Noch auffallender ift dieſes Verhältnig in Berlin. Es Liegen ung hier 
Meittheilungen über 5 Halbjahre (vom Mär; 1866 bis September 1868) 
vor, denen zugleich die Sterbefälle an Lungenjchwindfucht beigefügt find. 

Mitgliederzahl. Krankenwochen. Sterbefälle. Lungenſchwindſucht. 


1. Halbjahr 1285 962 28 13 
2. ⸗ 1363 916 1535 6 
3. s 1324 947 12 9 
4. - 1409 974 18 10 
5 ⸗ 1422 1272 21 14 


Zur Vergleichung führen wir an, daß, während bei den Berliner Buch— 
druckern der Procentſatz an Krankenwochen im halbjährlichen Durchſchnitt 72,, 
betrug, derſelbe bei der Berliner Schneidergeſellen-Krankenkaſſe, nach einer für 
zwei Jahre angeftellten Berechnung, nur 34,; beträgt. Die Sterblichkeit bet 
den Buchdrudern war im Durchſchnitt 1,, p&t., bei den Schneidern nur 
0,75 pCt. 

Aus Hannover liegen und vier Jahrgänge (Juli 1863 bis dahin 
1867) vor. Die Mitgliederzahl betrug ca. 220. 

1. Jahr 69 Kranfe = 367 Wochen. Geftorben 13. 
2. 8 


= 61 =: — 339 = = ; 
3. = 61 = — 28 = = 6. 
4 = 45 = == 343 = = 10. 


In Hamburg (circa 330 Mitglieder) finden wir in 21/, Jahren (Ianuar 
1866 bis ultimo Juni 1868) 1000 Krankenwochen und 18 Sterbefälle. 

In Breslau (ca. 200 Mitglieder) find in 13 Jahren (1850— 1862) 
415 krank geweſen, geftorben 51. 

Es ift ſchon aus diefen wenigen Notizen zu erjehen, daß die Buchdrucker 
Hinfichtlich ihrer Krankheitsanlage und Sterblichkeit zu denjenigen Gewerbs- 
genofjen gehören, melde in diefer Beziehung den erften Rang einnehmen. 
Hoffentlich wird e8 uns fpäter ermöglicht, Diefe Notizen in größerm Umfange 
veröffentlichen zu können. 

Hr. Dr. Hermann Cohn in Breslau bat ſich der verdienftvollen Auf: 
gabe unterzogen, die Augen der Breslauer Schriftjeger zu unters 
juhen Bon 144 im October 1868 in Breslau conditionirenden Setzern 
wurden 132 unterfucdht. Indem wir auf einen bezüglichen, im „Correſpon⸗ 
dent” Nr. 5 vom Jahre 1869 enthaltenen Artikel hinweiſen, führen wir 
hier nur furz die Ergebniffe der Unterfuhung an. 

Hr. Dr. Cohn fand unter den 132 Segern 38,, pCt. Normalſich⸗ 
tige, 51,, pCt. Kurzfichtige, 7, PCt. Meberfichtige und 2,, p&t. Augen» 
leidende. Es konnten hiernadh nur die Augen von 51 Setzern als normal 
bezeichnet werben, während 81 Seter kranke Augen hatten. Weber die 

78 
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Hälfte aller unterſuchten Seger war kurzſichtig. Diejed Reſul— 
tat wurde nur von den Primanern der Gymnaſien und den Studenten über: 
troffen. Nah den Angaben der 68 Kurzfidtigen fonnten bei 
Beginn der Lehrzeit 51 vorzüglid jehen, worin der Beweis Tiegt, 
daß die Kurzfichtigkeit ftetig zummmmt. 17 Seßer waren fhon bei 
Beginn der Lehrzeit furzfichtig. Das mag zugleic ald Beweis für 
unjere Behauptung dienen, wie jorglo8 die Herren Principale bei Annahme 
von Lehrlingen verfahren. 

Diefe kurzen Bemerkungen dürften genügen, um vie Schädlichkeit des 
Seterberufs auch für die Augen darzuthun. Daß in diefer Beziehung Vie: 
(ed gethan werben könnte, um das Refultat zu vermindern, daran ift nicht 
zu zweifeln, aber die eine Aenderung wollen, können nichts thun, und die 
e8 fönnten, wollen e8 nidt. | 

* * 
* 

Unterſuchen wir nun zunächſt, was bisher ſeitens der Principale und 
Gehilfen geſchehen iſt, um dieſen Mißſtänden abzuhelfen. 

Daß die Principale nicht allzu eifrig ſich bei dieſen Beſtrebungen be— 
theiligen, liegt auf der Hand. Es iſt ihr eigenſtes Intereſſe, die Arbeitskräfte 
ſo billig als nur irgend möglich zu beſchaffen: Sie ſind Kaufleute und be— 
treiben ihr Geſchäft kaufmänniſch und unter den heutigen Verhältniſſen 
wäre es eine Thorheit, von gebotenen Vortheilen keinen Gebrauch zu machen. 
Die Principale werden uns deshalb nur inſoweit unterſtützen, als es in 
ihrem Intereſſe liegt, und das iſt zum Glück theilweiſe der Fall. Kann 
z. B. infolge einer Agitation einer ihrer Concurrenten unſchädlich gemacht 
werden, oder gilt es, einer ſich überlebt habenden Vereinigung (wie u. A. den 
früheren Innungen) Boden zu ſchaffen, ſo werden wir auch von dieſer Seite 
unterſtützt, ja man wird vielleicht ſogar in dieſem Falle dem größern Publi— 
kum ausnahmsweiſe ungeſcheut die Wahrheit ſagen — dies geſchieht aber 
nicht aus humanen Gründen, ſondern lediglich um des eigenen Vor— 
theils willen, und aus dieſem Grunde haben wir, die Gehilfen und die 
wenigen Principale, die ſich uns überhaupt angeſchloſſen, mit den vereinzelten 
Beſtrebungen von jener Seite nichts zu thun. 

Es iſt alſo lediglich die Aufgabe der Gehilfen, ſich zu dieſem Zwecke 
zu verbinden. Und dieſe haben denn auch ſeit einer langen Reihe von Jah— 
ren ſich mit der vorliegenden Frage beſchäftigt. Freilich find die meiſten Vor: 
\chläge nicht durchführbar. Das kann uns indeß nicht Wunder nehmen, da 
alle diefe VBorjchläge zu einer Zeit gemacht wurden, welche den Uebergang von 
dem alten Innungswejen in die Neuzeit bildete. Es zieht ſich aus dieſem 
Grunde durch faft alle angerathene Mafnahmen zwar das Beftreben, der neuen 
Zeit Rechnung zu tragen, aber man fann fi von dem Alten noch nicht ganz 
(ostrennen, und fucht daher einzelne® Gute mit herüberzuziehen, ohme zu be 
denken, daß der äußere Rahmen in Wegfall gekommen ift, mit deſſen Hülfe 
derartige Beftrebungen nur Erfolg haben konnten. 

Bor Allem war e8 die Normirung der Zahl der Lehrlinge, die 
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man von jeher aufftellte und zum Theil noch heute mit Recht vertheidigt. 
Sp verlangte man, daß auf drei Gehilfen nicht mehr wie ein, auf neun 
Gehilfen zwei und auf je weitere neun Gehilfen je ein Lehrling gehalten 
werden darf. Beſchloſſen wurden derartige Normirungen ſchon viele 
Male, aber ausgeführt nur in den feltenften Fällen. Jedenfalls ift auf 
dieſem Wege eben nicht zu erreichen: So lange die Principale nicht über- 
zeugt werben können, und fie werben fich, um ihres Vortheils willen, nicht 
überzeugen laſſen, fo lange find wir auch auf Die bloße Macht ange- 
wiejen, und dieſe erlaubt bekanntlich nur einen jehr beichräntten Gebraud. — 
Ferner hat man die Gehilfenprüfungen auch bei uns einführen und 
Denjenigen, der diefe Prüfung nicht beftand, von allen Kaſſen und Vereinen aus- 
Ichließen wollen. Da man durd) dieſes Mittel jedoch Niemand aus der Welt 
Ihaffen kann, fo ıft der Betreffende trog alledem da und wird als „billige Ar- 
beitöfraft‘ auch feine Verwendung finden. Die Yehrlingsprüfung dagegen 
wird, wenn man fie in der richtigen Weiſe vornimmt, ſchon mehr Anhänger 
finden und wir fommen deshalb weiter unten darauf zurüd. — Viele Eltern 
werben ohne Zweifel durch das übliche Wocengeld veranlagt, ihre Kinder 
einem jolchen Gefchäfte zuzuführen; die Abihaffung des Wochengeldes, 
die man von einigen Seiten verlangte, würde diefen Umftand allerdings ver- 
eiteln, — aber dem Lehrling gar nichts zahlen, das würde den Vortheil des 
Principal® nur vergrößern, und, wie früher, venfelben in Koft und Logis 
nehmen — dieje patriarchaliſchen Berhältniffe, jo gut wie fie zu ihrer Zeit 
gewejen fein mögen, find heute nicht mehr am Plage und nad unjerer Mei— 
nung würbe auch dadurd die Zahl der Lehrlinge nicht vermindert werben, 
denn bet unferen heutigen Berhältniffen find leider die Eltern ſchon zufrieden 
geftellt, wenn fie nur überhaupt einen Koftgänger weniger haben, ja wir möch— 
ten fajt behaupten, daß e8 nur im Interefje der Principale gelegen hat, dieſen 
früher allgemein gehandhabten Modus in Wegfall zu bringen, weil ihnen 
der Lehrling zu theuer zu ftehen fam. Uebrigens reicht das übliche 
Koftgeld nicht einmal Hin, dem Yehrling den nöthigen Unterricht geben zu 
lajjen, e8 kann alfo von einem Vortheil für die Eltern feine Rede fein, vor- 
ausgejett, daß dieſelben ihre Pflicht dem Sohne gegenüber erfüllen wollen. — 
Weiter wollte man das Reiſegeld abihaffen oder den Auögelernten 
hohe Einfaufsgelder auferlegen. Es ift wohl faum nöthig, darauf 
hinzuweiſen, daß ſich ein Erzieher nit darum fümmert, ob feinem Zögling 
Ipäter Hindernifje bereitet werden, die ja doch nur in gewiſſen Fällen ein- 
treten. Wenn derjelbe fi) um den ihm anvertrauten jungen Mann jo wenig 
fünnmert, daß er ihm unter Umſtänden feine ganze Zukunft verdirbt, jo 
wird er ſich aud nicht wegen folder Kleinigkeiten bemühen. — Endlich will 
man es jo weit bringen, daß den in Burfhenfabrifen (d. h. in folden 
Drudereien, welche faft ausſchließlich nur Lehrlinge beichäftigen) Ausgelernten 
der Eintritt in unjere Gemeinſchaft verfagt wird. Ebenſo ſollen die Gehilfen 
ein für allemal in ſolchen Drudereien nicht conditioniren. Die Gründe gegen 
den erftern Vorſchlag haben wir ſchon oben erörtert, man jchafft dadurch die 
Betreffenden nicht hinweg, ja man macht das Uebel nur nody größer, weil 
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denjelben nicht® Anderes übrig bleibt, al® mit den übrigen Gehilfen zu con 
curriven. Der letztere Vorſchlag ift eigentlich ſelbſtverſtändlich und bedarf 
feiner Erörterung: Wer gegen ein Uebel anfämpft, und das ift Pflicht der 
Gehilfen, ſoll und darf dieſes Uebel durch feine Unterftügung nicht noch vergrößern. 


= * 
* 


Das wären die hauptſächlichſten Vorſchläge, die bisher bezüglich dieſer 
Frage auftauchten. Wir haben dieſelben der Vollſtändigkeit wegen hier ange: 
führt und gehen nun zu Dem über, was in diefer Frage für jest zu thun it. 

Alle Forderungen, die wir aufftellen, müffen vom humanen Standpuntte 
aus zu vertheidigen, fie müſſen jo bejchaffen fein, daß jeder rechtihaffene Menſch 
ihnen ohne Weitered nicht allein feine Zuftimmung giebt, ſondern auch nad 
Kräften zu deren Verwirklichung beiträgt. 

Freilih mag bier und da die individuelle Freiheit der Arbeitgeber be 
ſchränkt werben. Aber freiheit ſetzt gleiches Aecht voraus: Wir können und 
dürfen deshalb nicht dulden, daß ein Theil, die Arbeitgeber, ihre Freiheit 
in fo ausgedehntem Maße gebrauchen, daß für den andern Theil, vie Lehr: 
Yinge, To gut wie nichts übrig bleibt. Und da fermer der Iegtere Theil ſich 
nicht jelbft helfen Fan und deren Erzieher von den herrſchenden Uebelftänden 
nicht unterrichtet find, jo muß die Gejammtheit dafür eintreten, indem jie 
folgende leitende Geſichtspunkte aufftellt : 

1) Yeder aufzunehmende Lehrling muß die nöthige geiftige und Förperlice 
Befähigung zu dem zu erlernenden Berufe befigen; es ift alfo darauf 
Bedacht zu nehmen, daß er 
a. eine gute Schulbildung; 

b. einen gefunden Körper, vor Allem eine gefunde Bruft und gute 

Augen befikt. 

2) Der Erzieher ift verpflichtet, fich genau nad dem Geſchäftsbetriebe der 
betr. Offen zu erfundigen; er muß ſich vor Allem überzeugen: 

a. ob die Möglichkeit gegeben ift, den Lehrling allfeitig auszubilden; 

b. daß die regelmäßige Arbeitszeit eime die Kräfte des Lehrlinge 

nicht überſteigende iſt. 

3) Durch Vermittelung des Deutſchen Buchdruckerverbandes ſind an jedem 
größeren Orte Commiſſionen, event. unter Betheiligung einiger Prin— 
cipale, zu bilden, diefen Commiſſionen fällt die Aufgabe zu: 

a. den Erziehern mit Rath und That an die Hand zu gehen, reſp. über 

alles Erforderliche Auskunft zu geben; 

b. den Lehrling theils vor der Aufnahme, theil® während der Dauer 

des erſten Lehrjahres, in der jogenannten Probezeit, zu prüfen; 

c. denjelben während der Lehrzeit zu controliren. 

4) Alljährlich find für das größere Publitum beftimmte Berichte zu ver: 
öffentlichen, die, gleich dem vorliegenden, die herrichenden Uebelſtände, 
nöthigenfalls mit Nennung der betr. Firmen, beiprechen und fo direct 
auf diejenigen Kreiſe einwirken, die einzig und allein noch ein Intereſſe 
daran haben fünnen: auf die Eltern und Erzieher. 


Ueber Lehrlingswefen. 103 


Die Lehrherren haben die Pflicht, die Thätigkeit des Lehrlings ftreng zu 
beauffichtigen, feinen Wirkungskreis nad jeder Seite hin zu erweitern, 
ihn zur Selbftändigfeit zu erziehen, auf die Yortbildung anregend zu 
wirken u. |. w. 

Die meiften diefer Herren thun das aber nicht; fie tragen vielmehr 
- täglih dazu bei, die ihrer Obhut amvertrauten Zöglinge intellectuell und 
materiell zu Grunde zu richten. 

Es bleibt uns ſonach nichts übrig, als dieſe Angelegenheit felbft in bie 
Hand zu nehmen. Wir werden demnach vor Allem im jedem Bezirke Fach— 
commiffionen bilven, welche das, was eigentlich den Lehrherren zufäme , jelbit 
beforgen und dadurch die lebleren zwingen, dem Humanitätsgefühl mehr 
Rechnung zu tragen, als dies bisher geſchah. 

Die Aufgabe diefer Commilfionen wird e8 fein, die Eltern und Er- 
zieher, welche geſonnen find, ihre Kinder und Zöglinge unjerm Berufe zuzu= 
führen, auf die Cchäden und Mängel, wie fie in einzelnen Buchdrudereien 
und überhaupt auftreten, aufmerffam zu maden. Als Grundlage werben 
diefen Commiffionen die alljährlich zu veröffentlichenden Zujammenftellungen 
dienen, die ſich ſpäter, wie jhon erwähnt, darauf beſchränken jollen, die ein- 
zelnen” Geſchäfte, reip. Drudorte zu bezeichnen, welchen im Intereſſe des heran 
wachſenden Geſchlechts Feine Lehrlinge zugeführt werden dürfen, ferner ftatiftifche 
Nachweiſe über die wachlende Zahl der Buchdruder im Verhältniß zu dem 
Geſchäftsgange, über Kranfheitd- und Sterbefäle u. vergl. zu bringen. 

Weiter wird es diefen Commiffionen zufallen, vor Beginn der Lehrzeit 
darauf zu jehen, daß die nöthige Schulbildung, ſowie der erforberliche Ge— 
ſundheit szuſtand vorhanden ift. Dies joll erreicht werden durch anzuftellende 
Prüfungen, denen die betr. Tehrherren activ oder paſſiv beimohnen können. 

Eine fernere Aufgabe dieſer Commiſſionen Liegt darin, daß fie bie 
etwaigen Lehrcontracte prüfen, wie überhaupt ihr Augenmerk darauf richten, 
daß von beiden Seiten, Lehrherrn und Lehrling, die eingegangenen Ber: 
pflihtungen erfüllt werben. 

Sobald diefe Einrichtung. in's Leben getreten, werben ſich nod mehr 
Anforderungen geltend machen, welche derartige Commiffionen zu erfüllen 
haben. Auf jeden Fall fönnen fie nur nugbringend wirken, ſowohl für das 
Geihäft im Allgemeinen, wie ganz beſonders für ſolche junge Yeute, die aus 
Unerfahrenheit ſich dem Berufe zuwenden und erft zu ſpät erfahren müſſen, 
welcher Nachtheil ihmen dadurch erwachſen ıft. 

Diefe Forderungen mögen für die Herren Arbeitgeber hart klingen, ein 
Theil von ihnen wird uns auch auf diefem Gebiete befümpfen, aber wir 
fönnen nicht den materiellen Vortheil Einzelner berüdfichtigen, wo es fih um 
die Rettung junger Männer handelt, die aus Ummifjenheit oder weil man 
ihnen eine glänzende Zukunft vorſpiegelt, fich diefe ihre Zukunft gründlich 
verderben. Wir wollen Wahrheit, wir wollen Erfenntniß des Bevor- 
ftehenden. Iſt diefe da, fo bat es fich der Betreffende dann Lediglich ſelbſt 
zuzujchreiben, wenn feine Hoffnungen nicht erfüllt werden, und das ift das 
allein Richtige, denn „Jeder ift feines Glückes Schmied!“ 
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Bisher hat man nur die Arbeitgeber um Rath gefragt. Diele 
waren tm betreffenden Falle Partei. Und fie haben wohl faum je die Wahr: 
beit gejagt — ein großer Theil des Publitums ift fih darüber fchon jegt 
klar, man ift im Allgemeinen, wenigftend in größeren Städten, bei Weitem 
vorjichtiger geworden; die meiften Lehrlinge werden ohne Ausnahme von den 
Dörfern recrutirt. Ein Beweis, daß ed nur an der nöthigen Aufklärung 
gefehlt hat. Suden wir aljo mit allen Mitteln diefe Aufklärung zu 
Ihaffen, jo wird an die Stelle ver Ausbeutung zu Gunften Einzelner die 
Gerechtigkeit treten, d. 5. ein jeder Arbeitgeber wird fid dann gezwungen 
jehen, den übernommenen Verpflichtungen auch nachzukommen. Wer nicht 
das Geſchick dazu bat, oder wer nicht ehrlich genug ift, Died zu thun, dem 
dürfen feine Lehrlinge anvertraut werden, und das zu verwirklichen ift unſere 
Aufgabe. 


* * 
* 


Wiederholen wir in Kürze das im Vorftehenden näher Ausgeführte. 

Die Aufnahme der. Lehrlinge geichteht meiſtes nur, um billige Ar- 
beitöfräfte zu ſchaffen — die Ausbildung derſelben erfolgt nur infomeit, 
ald der pecuniäre Gewinn des Arbeitgebers dies erheifcht — auf die Ent: 
widelung der geiftigen und förperlichen Fähigkeiten wird nur Obacht ge- 
nommen, ſoweit e8 der Gelchäftsgewinn erfordert. 

Die Folgen dieſer Verfahrungsmeife ergeben fih von ſelbſt: Ueberzahl 
an Arbeitöfräften, welche ſich gegenfeitig unterdrüden helfen — unvollkom— 
mene technijche Ausbildung — Mangel an Charakterfeſtigkeit — ſchlechter 
Berdienft — ungenügende Ernährung — Krankheiten aller Art und jchließ- 
lich moraliſcher und phyſiſcher Tod. 

Die Zahl der hier geſchilderten Buchdrucker iſt täglich im Wachſen, aus 
dem einfachen Grunde, weil die Gewerbefreiheit ꝛc. ausſchließlich zu Gunſten 
der Arbeitgeber ausgebeutet wird. 

Was bedürfte es noch weiterer Auseinanderſetzungen? Das Vorſtehende 
iſt hinreichend, um Veranlaſſung zu geben, daß Eltern und Erzieher erſt 
mit ſich zu Rathe gehen, ehe ſie die Zukunft der ihnen anvertrauten jungen 
Leute beſtimmen. 

Wir ſehen recht wohl, daß die meiſten anderen Gewerke ebenfalls Män— 
gel und Gebrechen zu verzeichnen haben, aber trotzdem wäre ein beſſerer 
Ausgleich möglich, wenn man mit etwas weniger Gedankenloſigkeit zu Werke 
ginge; wenn dadurch weiter Nichts zu erreichen iſt, ſo würde doch erreicht 
werden können, daß Jeder an den richtigen Platz geſtellt wird, und das muß 
die Hauptaufgabe aller Derjenigen werden, welche ſich berufen glauben, im 
allgemeinen Intereſſe zu wirken. 

Dieſe Hauptaufgabe kann freilich erſt ganz und voll erreicht werden, 
wenn ſeitens der Arbeiterparteien die herrſchenden Mißſtände mehr amd 
Tageslicht gezogen werden — und dazu dienen bejonders die ftatiftiichen Nach— 
weile — und menn ſeitens der einzelnen Arbeiter etwas mehr in Praxis als 
in Theorie gemacht wird. Wiſſen wir, melde Berhältnifje in jedem einzelnen 
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Gewerk walten und bringen wir dieſe Berhältniffe in ein Gejammtbild, fo 
laſſen ſich auch jehr leicht die Mittel und Wege finden, wie verjchiedenen 
Mifftänden abgeholfen werden kann. 

Gedankenloſigkeit bier und dort — Arbeitgeber, Arbeiter, Eltern 
und Erzieher, Alle tragen gleihmäßig ihren Theil bei. Möge man beftrebt 
fein, an deren Stelle Erkennt niß zu fegen, dann wird man viel weniger 
Grund zu Klagen haben. 

Unwiſſenheit iſt der Feind aller Beftrebungen der Neuzeit — ſetzen 
wir an deren Stelle Wiffen und ruhige, Elare Ueberlegung, und 
man wird bald die Wahrheit von dem Schein unterjcheiden lernen, 

Bor Allem ift e8 die Aufgabe der Gewerksgenoſſenſchaften, 
in dieſem Sinne zu wirken. Man unterftüge diefe nach Kräften und ftrebe 
vornehmlich dahin, daß diefelben durch Ziffern den Nachweis der verſchiede— 
nen Mängel führen und auf diefe Weiſe ſich eine feſte Baſis für ihre Be— 
firebungen bilden. Der Erfolg wird nicht ausbleiben. Haben wir alle 
Schäden ſchonungslos aufgevedt, jo giebt e8 für unjere wirthichaftlichen 
Gegner nur zwei Wege: Entweder fie müfjen gegen und direct Front machen 
und dadurch befunden, daß fie es jet und immer mit dem Wohle der arbei- 
tenden Klaſſe unehrlich gemeint haben, oder fie müſſen fi unjeren Be: 
firebungen anfchließen und dadurch in die Reihe der ehrlichen Verfechter für 
gleihes Recht für Alle eintreten. 

Sp lange die folide Bafis nicht geihaffen, wende man fi an die 
Arbeitervereine um Auskunft. Diefe allein find befähigt, ein gerechtes Urtheil 
über die einſchlagenden Verhältniſſe abzugeben. 

Möge das Borftehende wenigftens in etwas dazu beigetragen haben, 
und dem oben bezeichneten Ziele näher zu führen, dann ift der Zweck viefer 
Zeilen zur Genüge erfüllt. 

Leipzig, im März 1869. 


Da der Ausihuß des „Vereins für Socialpolitit“ Werth darauf Iegte, 
aus einzelnen Gewerfen Stimmen über die in denfelben herrſchenden Lehrlings- 
verhältnifje zu veröffentlichen und das Gutachten de8 Hrn. Ganguin mehr 
allgemein gehalten ift, jo glaubte der Verf. der vorftehenden „Anſprache“ der 
Sache einen Dienft zu erweilen, wenn er dem genannten Ausſchuß die Auf- 
nahme dieſer Arbeit bejonders empfahl und dadurch dieſelbe der Vergefjenheit, 
entriß, zumal die gefchilverten Verhältniffe im großen Ganzen noch heute 
vorhanden find, zum Theil fogar in erhöhten Grade, ohne daß bis jetzt 
irgend eins der vorgefchlagenen Mittel zur Ausführung gefommen wäre. 


IX. 
Gutadten 


erftattet dom 
Ständigen Ausſchuß des Verbandes der deutfchen Baugewerksmeifter. 


Die von dem Verein für Socialpolitit über das Lehrlingsweſen geftellten 
drei Fragen beehrt fich der Verband der Deutfhen Baugewerken-Vereine auf 
Grundlage der von den Deutfchen Baugewerken-Vereinen erforderten und erftat- 
teten Gutachten ganz ergebenft dahin zu beantworten: 

1. Seit Auflöfung der alten Gewerbe: Berfaffung bat fih im Bau: 
gewerbe nicht allein eine erftaunliche Zunahme des Bruchs von Lehrverträgen 
Seitens der Lehrlinge, fondern aud eine Abnahme der Luft, etwas Tüchtiges 
zu erlernen, herausgeftellt. Das Streben der Lehrlinge, ihrer Eltern und 
Vormünder ift dem Uebergewicht nach meniger auf die Erreihung einer guten 
Fachbildung, al8 auf die Gewinnung eines möglichft hohen Lohnes bei mög— 
lichft geringer Leiftung gerichtet. Die Lehrlinge haben aufgehört, wie früher 
ed war, e8 als Ehrenpunft zu betrachten, bei demjelben Meifter, bei dem fie 
ihre Lehrzeit begonnen haben, diejelbe zu beendigen. Mit Gleihmuth gehen 
fie einem Wechjel entgegen. Namentlich legen fie audy auf die Form, unter 
der die Löſung des Lehrlingsverhältniſſes geſchieht, keinen Werth mehr. Mit 
diefer Schwähung des Ehrgefühls geht das Schwinden der Luft, feine Schul= 
digkeit zu thun, Hand in Hand. Dazu mehren fidy täglich die Anzahl der 
Fälle, dag Eltern und Vormünder der durch Lehrvertrag auf beftimmte Zeit 
gegen vorher vereinbartes Lohn gebundenen Lehrlinge noch im Laufe der Lehr— 
zeit — zumeift im dritten und vierten Lehrjahre — an die Lehrherren mit 
dem Berlangen berantreten, das Koftgeld der Lehrlinge der Lohnabrede ent- 
gegen zu erhöhen, widrigenfall® fie diejelben nicht ferner bei ihnen belafien 
würden, und daß bei Weigerung diefer Koftgelverhöhung diefe Drohung zur 
Wahrheit gemacht wird. 

Eine Berfolgung derartiger, nicht vereinzelt unter der Autorität von 
Bormundichaftsbehörden verübten Nechtsverlegungen wird erfchwert, weil die 
Gerichte über die Competenzfrage ftreiten. So liegen Fälle vor, in denen - 
die Recursinſtanz die zur Entjcheidung einer Streitigfeit zwiſchen Lehrherrn 
und Eltern des Lehrlingd angerufenen ordentlichen Gerichte auf Grund des 
8. 108 Gew.Ordn. für unzuftändig erflärt hat, weil der Fall vor die Ge 
werbegerichte gehöre, während das Gemerbegericht feine Thätigkeit ablehnt, 
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weil e8 ſich um feine Etreitigfeit zwilchen Lehrherrn und Lehrling ſelbſt han- 
dele. Erlangt der Lehrherr aber ſelbſt ein obfiegliches Erkenntniß, jo fehlt 
es an der nöthigen Rechtshülfe, ſolches zur Vollftrefung zu bringen. Im den 
jeltenften Fällen gelingt es, durch Perfonalzwang den Yehrling dem Lehrheren 
zurüdzuführen, für welden dann immer noch feine weitere Wirkung davon 
entfteht, als daß der Yehrling abfichtlih Alles verdirbt, um ſich fo bei dem 
Lehrheren unleidlich zu machen und feine Entlafjung zu erreichen. 

In den bei Weiter meiften Fällen weiß fich indeß der Lehrling durch 
Wechſel feines Wohnortes jeder Erecutionsmaßregel zu entziehen. Entſchä— 
digungöflagen find theils wegen der Meittellofigkeit der Lehrlinge und deren 
gefeglichen Vertreter, theild aus der irrigen Auffaffung mander Richter, der 
Anspruch fünne fid) nach Gew.-Ordn. $. 108 nur auf das halbjährige Lehrgeld 
erftreden, jo daß, wo Yehrgeld nicht vereinbart, ein Schadenserſatzanſpruch 
wegen Pehrvertragsbruch® nicht beftehe, undurdführbar. 

Es hat ſich deshalb im Berliner Baugewerbe die bedauerliche Praris 
herausgeſtellt, daß ewmerjeit8 wegen der Weitläufigfeit und Unzuverläfjigfeit 
des Rechtsverfahrens, andererfeit® wegen der Nejultatlofigfeit von Erecutiond- 
— die Verfolgung von Lehrvertragsbrüchen faſt ausnahmslos unter— 
leibt. 

Dieſe Nichtverfolgung reſp. Unverfolgbarkeit der Rechte des Lohnherrn 
gegen den Lehrling und deſſen geſetzliche Vertreter auf Vollendung des Lehr— 
verhältniſſes reſp. Schadenserſatz wegen früherer Unterbrechung deſſelben trübt 
in weiterem Verfolg inſofern das allgemeine Rechtsbewußtſein, als die Bethei— 
ligten ſich bei ihrem Contractbruch im Rechte glauben und fo eine Rechts— 
verlegung immer wieder neue nad fich zieht, jo daß allmählich für Recht 
gehalten wird, was unrecht ift. 

Die Neigung der Lehrlinge zum Contractbruch droht aber in weiterem 
Verfolg für die Entwidelung der Bauinduftrie aud dadurch nachtheilige 
Wirkung zu äußern, daß mit Zunahme der Ungewißheit, ob der Yehr: 
ling feinen Bertrag aushalten und fein Lehrverhältnig beenden werde, die 
Ihon vereinzelt auftauchende, am fich nicht ungerechtfertigte Anſchauung in den 
Tehrherrnkreifen weitere Verbreitung finden möchte, es ſei unflug, den Lehr— 
ling möglichſt gründlic) auszubilden. Denn da der tüchtige, geichulte Lehrling 
vor Beendigung der Lehrzeit Leichter als Geſelle Arbeit finden wird, als ber 
minder gejchulte, jo wird felbftredend der auf Ausbildung des Yehrlings ge- 
richtete größere Fleiß für den Lehrherrn die ihm nachtheilige Wirkung äußern, 
daß der Lehrling ihm nur defto früher entläuft. Die Klugheit dürfte deshalb 
leicht zu dem der Induftriefachentwidelung nachtheiligen Praxis führen, den 
Lehrling erft möglichft ſpät zur vollkommenen Ausbildung zu bringen, deshalb 
die Beibringung gewilfer Handgriffe, Vertigfeiten und Arbeiten ſozuſagen bis 
zur legten Stunde zu verjchieben, jo daß e3 leicht kommen fann, daß der 
eintvetende Ablauf der Lehrzeit Lehrling und Lehrheren überrajcht, bevor Die 
vollftändige Ausbildung gelungen ift. Mit einem Wort, die Zunahme des 
Lehrlingsvertragsbruhs birgt vie Gefahr einer Abnahme der Luft, Lehrlinge 
auszubilden. Sehen wir ja jett Schon viele bewährte Arbeitgeber der Aus- 
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bildung von Lehrlingen fich principiell enthalten. Von nicht minderer Trag- 
weite ıft die Erwägung, daß die ohne genügende Ausbildung entlaufenen 
Lehrlinge das Gontingent der unbraudhbaren Gejellen vermehren; daß grade 
bei den unbrauchbaren Gefellen Lohnforderung und Yeiftung nicht tm richtigen 
Verhältnifje ftehen; daß deshalb fie bei eintretendem Weberfluß des Angebotes 
über die Nachfrage nad) Arbeitöfraft zunächſt brodlo8 werden und damit in 

Lager der über die gejellichaftliche Lage Unzufriedenen geführt werben, 
jo daß die durch die Gewerbeordnung geſchaffene gefetliche Begünftigung des 
Lehrvertragsbruchs jedenfalls aljo auch ınoralifch nachtheilig wirft. Inſofern 
nur zur ſachgemäßen Ausführung einer Arbeit die Aneignung eines gewiſſen 
Grades von Fertigkeiten nothwendig ift, folgt weiter, daß, fofern die ſpäteren 
Arbeitnehmer diefen Fertigkeitsgrad nicht ſchon während des Lehrverhältnifies 
fih angeeignet haben, jie fich denſelben in ver Zeit, wo fie als Arbeiter 
Beſchäftigung nehmen, alſo auf Koften des Arbeitgeber aneignen müffen 
und jo eine Bertheuerung der Productionskoften bewirken. Dabei ift auch 
nicht zu überfehen, daß namentlid im Baufach felbftändige Thätigfeit ohne 
techniſche Vorkenntniſſe leicht zur Gefährdung von Leben und Gejundheit führen 
fann. ALS weitere Folge der Abihaffung eines Fähigkeitsnachweiſes zur 
Gefellenarbeit ift endlich die Thatfache nicht unberührt zu laſſen, daß die 
Lehrlinge überwiegend die Gelegenheit zur tüchtigen Ausbildung der Yohnfrage 
nachſetzen. Dort, mo der höchſte Lohn gezahlt und die fürzefte Lehrzeit gefor— 
dert wird, ift Andrang von Lehrlingen. Lehrlingsbildungsanftalten werden 
mit Wivertoillen beſucht. Tier Bund der Baus, Maurer und Zimmermeifter 
in Berlin hat drei Fachſchulen für Lehrlinge feiner Mitglieder eingerichtet. Hter 
ſtößt man bet Lehrlingen, mit welchen vor Einrichtung der Schulen Vertrag 
abgeichloffen, alfo der regelmäßige Schulbefudy noch nicht zur Vertragsbedine 
gung gemacht werden konnte, nicht felten auf einen von Eltern und aud) Vor— 
mündern begünftigten Wiverftand, die Schulen zu befuchen, indem fie darauf 
pochen, vertragsgemäß zum Befuch nicht verpflichtet zu fein. 

Im Großen und Ganzen läßt fi alfo das Gefagte dahin zuſammen— 
faſſen, 

daß ſeit Auflöfung der alten Gewerbeverfaſſung in Deutſchland in der 
Lage der Lehrlinge fich einerfeitd zwar eine befjere Löhnung der Lehrlinge, 
andererſeits aber eine unverfennbare Abnahme des Lerntriebes, des Ehr- 
efühls und des Grades der erworbenen, für das Fach erforderlichen Ge— 
—*2* vollzogen habe. 

2. Daß dieſe Uebelſtände durch freie Thätigkeit von Arbeitern und 
Arbeitgeber-⸗Vereinen ohne Mitwirkung, beziehentl. Eingreifen der Staatshülfe 
wirffam behoben werden fünnten, ift jo lange zu bezweifeln, als engherzige 
Ausgabeihen und Furzfichtige Selbtiucht vieler Arbeitgeber von einem Ans 
Ihliefen an die anderen zu gemeinfamen Wirken abhalten wird, ohne daß 
jedoch geleugnet werden fol, daß diefe jetzt beftehenden Vereinigungen bis zu 
gewifjem Grade nützlich wirken können. Es ift bereit8 unter 1 hervorgehoben, 
daß Seitens des unter dem Namen „Bund der Bau, Maurer: und Zimmer: 
meifter zu Berlin” beftehenden BausArbeitgeber-Vereind drei Fortbildungsichulen 
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für die Lehrlinge errichtet find, deren Beſuch für die feit 1. Juli 1874 an: 
genommenen Lehrlinge ein obligatoriicher ift. Auch ftellt diejer Verein und 
ftellen alle anderen Baugewerken-Vereine ihren Lehrlingen nach beenbeter 
Lehrzeit Lehrbriefe aus. Site regeln das Lehrverhältnig nad einheitlichen, 
die beiberfeitigen Imtereffen in humaner Weiſe regelnden Verträgen. Die 
Veitglieder dieſer Vereine werden in Zufunft den mit Lehrbriefen ausgeftellten 
Arbeitnehmern auf ihren Bauplägen vor allen anderen den Vorzug gebe. 
Die Namen contractbrüdiger und entlaufener Lehrlinge werden auf zmed- 
dienliche Weife den Vereinsmitglievern angezeigt, ohne daß denſelben jelbft- 
redend verfagt ift, folche unausgelernte, entlaufene Burſchen in Arbeit zu 
nehmen, während andererjeit8 allerdings annehmbar ift, e8 werde faum Jemand 
große Neigung zur Beichäftigung Contractbrüciger verfpüren, von denen er 
fi) zu verfehen hat, ähnlich behandelt zu werden, alſo Aerger und Undank 
als unvermeidliche Folge vor Augen hat. 

Da indeß der bei Weiten größere Bruchtheil von Arbeitgebern außer: 
halb der Vereine fteht, wird die worbereate freie Thätigkeit der Arbeitgeber: 
Bereine für Die nächſte Zeit wenigftend nur einen geringen Erfolg gewähren, 
der fich indeß heben müßte, jobald Arbeitnehmer =Bereine in der Weiſe mit 
den Arbeitgeber:Bereinen Hand in Hand gehen würden, daß jene die Mit— 
gliedſchaft ſolchen Arbeitnehmern verjagen, welche wor beendeter Lehrzeit con— 
tractbrüchig ihr Lehrverhältniß gelöft haben. 

Durch ein folches gemeinfames Wirken von beiverlei Vereinigungen würden 
beide gewinnen: Die Arbeitnehmer Vereine ‚würden den beſſer worgebilveten 
Theil der Arbeitnehmerfchaft in fich vereinigen und könnten fo für die Arbeit- 
geberichaft unverwendbare Perjonen in ihrer Mitte nicht haben. Dann wiürbe 
eine Berftändigung beider in der Art anbahnbar fein, daß Arbeitgeber-Bereine 
Die Mitglieder der beregten Arbeitnehmer-Bereine ausſchließlich, oder, falls fie 
mehr Arbeitskraft als dieſe ftellen können, bedürfen, vorzugSweile vor andern 
Arbeitnehmern zu befchäftigen fich verpflichten, und jedenfall® Mitglieder jener 
Bereine nie von der Arbeit zurücdweilen, fo lange jolde überhaupt noch vor— 
handen ift. 

Gegenwärtig, wo contractbrücige Lehrlinge Mitglieder aller Arbeit- 
nehmer-Bereine fein fünnen, verbietet ſich ſelbſtredend für die Arbeitgeberichaft 
ein Beſchluß, ausnahmslos nur Mitglieder beftimmter Vereine zu beichäftigen, 
indem es Dann ja kommen könnte, daß auf diefe Weife Jemand zur Beſchäf— 
tigung feines eigenen entlaufenen Lehrlings als Gejelle verpflichtet ſein könnte. 

3. Jede Eur befteht in der Beleitigung der Wurzel, aus dem bie 
Krankheit entfprungen, und muß am Site der Krankheit beginnen. Demnach 
läßt ſich Bejeitigung des im Lehrlingsweſen eingejchlichenen Uebels auch nur 
durch Beleitigung jeiner Urſachen, d. h. Weden des Rechtsbewußtſeins und 
der Erfenntnif Des Unrechtes, das im Contractbrudy Tiegt, Anfpornen des 
Lerntriebes, Belohnen des Lerneiferd erwarten. Höchſtens das Letztere, die 
Belohnung des Lerneifers, ift der freien Thätigfeit allein möglich, zu den 
— eiden Umgeſtaltungen iſt die Mitwirkung der Geſetzgebung unent- 

ehrlich. 
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Demnach find aljo bei Tage der BVerhältniffe ohne Mitwirkung ber 
Geſetzgebung durch freie Tätigkeit von Arbeiter- und Arbeitgeber - Vereinen 
bie entftandenen Krebsſchäden im Lehrlingsweſen nicht bejeitigbar. Exiprieß- 
liche Aeußerungen der Thätigfeit der Gejetwgebung würden fein müfjen 

a. durch ftrafrechtliche Ahndung des doloſen Lehrlings⸗Contractbruchs an 
dem Thäter, deſſen Anftifter (Eltern, Vormund), Theilnehmer und 
Begünftiger (zufünftige Arbeitgeber), 

b. oder doch mindeftend durch Gewähren einer Perfonalhaft gegen den 
entlaufenen Lehrling auf die Dauer des Lehrverhältnifjes im Wege des 
Civilrechtöverfahrend und 

c. Schaffen einer Schadloshaltungspfliht der Eltern und Vormiünder, 
jofern fie Anftifter und Mitwiſſer des Contractbruchs find, 

das verloren gegangene allgemeine Rechtöbewußtjein wiederherzuftellen ; ferner 
durch Feſtſtellen einer 

d. Pflicht des Lehrlings zum Beſuch der Lehrlingsichulen, wo ſolche befiehen, 
und eine Verbotes der Lehrherren, fie von diefem Bejuche abzuhalten, 

e. Nachweispflicht für die Arbeitnehmer, ihre Lehrzeit vertragsgemäß beendet 
zu haben, aljo obligatoriiche Einführung von Lehrbriefen 

die Nothwendigfeit, Kenntnifje fid) aneignen zu müſſen, zu jchaffen ; 

f. durch Aufftellen einer Hauptvorausjegung für die ftaatliche Anerkennung 
von Arbeiter-Bereinen, ihre Mitglievichaft auf Perjonen zu bejchränfen, 
welche den Nachweis rite abjolvirter Lehrzeit führen, 

g. du. Schaffen ſowohl einer Gelegenheit für die Lehrlinge auf Grund 
einer abzulegenden Prüfung vor einer ftantlih anerkannten Behörde 
den Befähigungsnachweis zu führen, als 

h. eines Prämienfonds zur Belohnung hervorragender Leiftungen den 
Ehrgeiz der Lehrlinge und damit den Lernbetrieb wieder zu beleben. 

Die letztere Forderung anlangend. fann, was fir die Arbeitnehmerichaft 
auf wiſſenſchaftlichem Gebiete fortwährend mit Erfolg geichieht, nämlich die 
Ertheilung von Staatsprämien für gelöfte Preisfchriften, von Reiſeſtipendien bet 
nachgewiejener Würdigkeit, von Ehrenmedaillen und Aehnliche8 mehr, für bie 
Arbeitnehmerjhaft im Handwerfögebiete unmöglich nachtheilig fein. Einem 
Mißbrauch, daß die Geſellennachweiſe ebenfo verfäuflich fein möchten, wie bie 
Doctordiplome in Göttingen, Gießen, Heidelberg, Roſtock es längere Zeit 
waren, ift dadurch vorzubeugen, daß man bie — möglichſt gering 
bemißt und ſo den Prüfungscommiſſionen die Luſt benimmt, einer reichen 
Nebenrevenue wegen, alſo aus Liebe zum Erwerb den Ernſt der Sache herab: 
zuwürdigen und ihre Vorrechte zu mißbrauchen. 

Unerwähnt darf jchlieglich nicht bleiben, daß der Braunfchweiger und 
der Thüringer Baugewerken-Berein in der Einführung von Schiedsgerichten 
mit ftaatliher Erecution eine wirffame Maßregel für Hebung des Lehrlings- 
wejens finden zu dürfen meinen und leßterer jogar zur Hebung des Lehr⸗ 
lingsweſens: 

a. Schuß der Arbeitgeberſchaft bei Führung des Meiſterprädikats, 

b. Geſellen-Arbeitsbücher oder Arbeitsfarten und Entlafjungsfcheine, 
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c. Gewerbefammern, 

d. Gewerbegerichte . 
verlangt. 
So ſehr wir das Erfpriefliche dieſer angeftrebten Veränderungen im 
Gebiete des Gewerbeweſens und der Gewerbegeſetzgebung behufs allgemeiner 
Hebung des Gewerbeftandes vielleicht zu vertreten im Stande fein möchten, 
fünnen wir doch nicht umbin, auszuiprehen, daß ein Caufalzufammenhang 
zwifchen Lehrlingsweſen und jenen angeftrebten Gefegesänderungen und nicht 
erfennbar iſt und wir die gebotene Gelegenheit nicht für angethan halten, 
auf jene Wünjche weiter einzugeben. 

Berlin, im Mat 1875, 


Der ftändige Ausſchuß des Berbandes der Deutidhen Bau: 
gewerf3meifter. 


(Folgen die Unterfchriften.) 


X. 
Gutachten 


erſtattet von 
Julius Schulze, 


Handelskammerſecretär in Mainz. 


I. 


Die Berjchievenheit des heutigen Lehrlingsweſens im Vergleich zu dem 
früheren ftellt ſich als eime folde dar, welche in ungemein hohem Grade 
„von innen heraus“ fich vollzogen hat. Nicht gegebene oder aufgehobene 
Gefege, nicht beftimmte Einrichtungen und Gewöhnungen, ja nicht einmal eine 
andere Auffaffung vom Weſen und Zweck der Sade haben hier einen ent= 
jcheidenden Einfluß geübt; fondern, den Trägern des Gewerbebetriebs fait 
unbewußt, geftaltete fi) die Art von Grund aus anders, in welcher Lehrlinge 
angenommen, behandelt und unterrichtet zu werben pflegten. Es muß daher 
wohl unterſchieden werden zwiſchen dem eigentlichen „letzten Grunde”, welcher 
dieſe Umwälzung bedingte, und den äußeren, der Hauptfache nach nur ſympto— 
matifchen Erjcheinungen, welche hierdurd) veranlaßt worden find. Die Frage I 
fann offenbar nur auf letztere bezogen werden. Da aber, nach meiner Auf- 
fafjung, ihre Beantwortung in diefem Sinne nur eine ungenügende, für bie 
Tragen 2 und 3 feine hinreichenden Anhaltspunfte darbietende fein fünnte. 
jo ſoll nachftehend der Berfuc gemacht werden, vor Allem den erwähnten 
legten Grund ausfindig zu machen und feine Bedeutung kurz zu harakterifiren. 

ALS ſolchen erfenne ich die gänzliche Loslöfung des modernen Lehrlings— 
weſens vom inneren Zufammenhange mit dem betr. Gewerbe in feiner Geſammt— 
heit. Früher ging die leitende Idee dahin, daß eigentlich das ganze Gewerbe 
den Lehrling aufnehme, und daß der Meifter, welchem verjelbe übergeben 
wurde, gewiffermaßen nur als Vertrauensmann einer gewerbepolitiichen Orga- 
niſation fungire, während der Yehrling ſeinerſeits, um in das „Gewerbe'““ 
recipirt werben zu können, feine Befähigung hierzu durch die Lehrlings— und 
ſpäter noch die Gefellen- oder Meifterprüfung nachzuweiſen hatte. So ſchwer 
verdunfelt diefer Geſichtspunkt aud geworden war, jo bildete er doc) ficherlid) 
eine der Quellen, aus denen das Zunftweſen noch bis tief in unſer Jahr— 
hundert hinein eine gewiſſe Eriftenzfähigkeit und infofern auch Eriftenzberedy- 
tigung gezogen hat. — Nun kann ſchwerlich verfannt werden, daß, um bei 
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dem Gleichniß zu bleiben, dieſe Quelle abgegraben worden it, jo daß dem 
Zunftwefen ein Directer Vorwurf aus feiner Unfähigkeit, dieſelbe befjer zu 
benugen, nicht erwächſt. Die Auffaffung der einzelnen Gewerbe als orga- 
niſcher Gefammtheiten war nicht nur der Zeitanfchauung total zumider, derart, 
dag kaum gegen einen Punkt mit folcher Erbitterung und Hartnädigfeit 
Sturm gelaufen wurde ald gegen diefen, ſondern es war in der That un— 
möglich, die alte Gliederung aufrecht zu erhalten oder auch nur fie als 
Örundlage einer neuen Geftaltung zu benugen. Ganze Gewerbe verſchwanden 
oder gingen in anderen auf; andere erhoben ſich auf ganz neuer Grundlage, 
unter neuen Vorausfegungen; wieder andere nahmen Elemente in fi 

die ihnen früher ganz fremd geweſen waren; die Verbindung mit dem $ 

mit dem Maſchinenweſen, mit genoffenfchaftlihen Betriebsformen wirf 

fach völlig umgeftaltend; die Großinduſtrie ſchuf nicht nur ihre eigenartigen 
Berhältniffe und Griftenzbedingungen, ſondern übte auch, direct oder indirect, 
gewichtigen Einfluß auf Die einjchlägigen Zweige des Kleingewerbes. Das 
alte Gewerbe, das „Handwerk“ in feinem concreten Sinne, eriftirte nicht mehr — 
es konnte alfo auch das Lehrlingswelen nicht mehr in ihm wurzeln. 

So ift das Lehrlingsverhältniß, ganz von innen heraus, ein privates, 
mit gelammt=gewerblichen Zweden nicht mehr im Zufammenhange ftehendes 
geworden. Es hat nicht mehr den Charaft ereiner@inrichtung, jondern aus- 
ſchließlich den eines Vertrags; ob und inwieweit der legtere erfüllt ift, gebt 
nur die Contrahenten etwad an, und von öffentlichen Einrichtungen, welche 
hierüber eine Garantie gewähren follen (Lehrlingsprüfungen ꝛc.), fann natürlich 
feine Rede mehr fein. Sehen wir nun zu, welche Erſcheinungen ſich an dieſe 
Veränderung knüpfen. 


II. 


Auch hier Haben wir wieder zu unterjcheiden zwilhen Primärem und 
Sekundärem, d. h. zwiſchen Solchem, was allgemein und mit einer gewiſſen 
inneren Nothmwendigkeit hervortritt, und Solchem, was als gelegentliche Neben- 
erſcheinung, deren äußere Urſachen fi überſehen und verfolgen laſſen, ſich 
geltend madt. In erfterer Hinfiht find es namentlid die Lehrlingslöhne, 
die Auebildung von Lehrlingen durd die Großinduſtrie und das Gewerbe 
Ihulmwejen, womit wir uns zu beichäftigen haben; in letterer die Schwäche 
der durch das moderne Lehrlingsverhältnig begründeten Vertragsrechte, Das 
beinahe gänzliche Fehlen eines, durch dieſes Verhältniß auf den Lehrling jelbft 
ausgeübten moraliihen Einflufjes und folgerecht einerjeitS der allgemeine 
Nüdgang der Arbeitsqualität, andererſeits die ftarfe Dispofition des heran: 
wachſenden Geſchlechts zu Turbulenz, Meifterlofigkeit und Genußfucht. Natür: 
lid) wird fein Vernünftiger behaupten wollen, die jegige Geftaltung des Lehr- 
lingsweſens trage allein die Schuld an den Iegterwähnten Punkten. Daß 
aber bier ein Zuſammenhang obwaltet, fann, meines Erachtens, nicht in 
Abrede geftellt werden. — Ehe nun zu einer Durchſprechung dieſer einzelnen 
Punkte übergegangen wird, möge eine kurze Rechtfertigung des, trotz gänzlich 
fehlenden verläſſigen Materials, unternommenen Verſuches hierzu an dieſer 
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Stelle ihren Platz finden. Es ift ohne Zweifel richtig, daß Vieles, was ich 
nachjtehend als allgemein Hinftelle, in Wirklichkeit nur auf einzelnen Wahr: 
nehmungen beruht; daß andere Beobachter zu anderen Rejultaten gelangt 
jein können, und daß das Gefammtrefultat, wenn es fich ermitteln ließe, 
wahrſcheinlich nicht unerheblih von dem Bilde abweichen würde, welches ich 
hier entwerfe. Indeſſen wird fchwerlich zu beftreiten fein, daß die nachftehend 
geſchilderten Verhältniſſe mafjenhaft vorkommen und in manden Theilen 
Deutihlands überwiegen; und es bleibt für Denjenigen, welcher die Verhält- 
niffe ſchildern möchte, wie fie find, nichts Anderes übrig, als feine Erfahrungen 
und Beobadhtungen, mangelhaft wie fie nothwendiger Weife nur fein können, 
zu Rathe zu ziehen. 

Man kann unter dem Gefichtöpunfte des Lehrlingslohnes die Lehrlinge 
heutzutage faſt nur noch in zwei Kategorien theilen: die einen erhalten fofort, 
die anderen erft nach einer gewiſſen Zeit eine Bezahlung. Jene alten Lehr: 
Iingsverhältniffe, bei denen ein anfehnliches Lehrgeld bezahlt wurde und der 
Lehrling nur im legten Jahre, wenn e8 hod) fam, eine Art Tafchengeld erhielt, 
haben fi mit reißender Schnelle dem völligen Verſchwinden genähert, und 
nehmen an Zahl und Werth nod fortwährend ab. Der Lehrlingslohn ift 
allerdings durchgehends ein folcher, daß der Lehrling nicht davon zu exiftiren 
vermag — wiewohl es auch vorkommt, daß der Lohn in den fpäteren Jahren 
allenfalls ausreihen würde —, aber dod über einen Betrag, der als ein 
ſachgemäßes Taſchengeld anzufehen wäre, entſchieden weit hinausgehend. Es 
wird daher diefer Lohn mindeftens als ein Beitrag zu den Unterhaltungstoften 
angejehen. Hiermit fteht e8 weiterhin im Yufammenhange, daß der Lehrling 
nur noch in jeltenen Fällen Koft und Wohnung bei feinem Lehrheren hat; 
höchſtens wird, je nach der Eigenart des Geichäftes, ein theilweiſes Arrange- 
ment in biefer Hinficht getroffen. Hier und da beginnt man, zur Errichtung 
eigener Anftalten für die Unterbringung, Beköſtigung ꝛc. der Lehrlinge über- 
zugehen ; doc) iſt dies noch viel zu vereinzelt der Fall, als dag in Anknüpfung 
hieran jchon beftimmte Gewohnheiten ſich hätten herausbilden können. — 
Auf dem Lande und in induftrielofen Gegenden dauern zwar großentheils die 
früheren Verhältniſſe noch fort, aber von entjcheidendem Gewichte ift dies in 
feiner Hinficht. 

Daß die Großinduftrie ſich mit der Ausbildung von Lehrlingen nicht 
abgeben fönne, ift ein in letter Zeit oft gehörtes, jedoch nur theifmweife wahres 
Wort. Wohl Liegt ein tiefer Sinn in jener altpreußifchen Auffafjung, wonad) 
Großinduftrie diejenige Art eines Betriebes ift, bei welcher eine Erlernung 
dieje8 Betriebes in feiner Gefammtheit, eine Ausbildung für denfelben, nicht 
ftattfindet; es ift in der That wahr, daß ein weſentliches Kriterium für den 
Begriff einer „Fabrik“ in der Zufammenfaffung einer Anzahl, mehr oder 
weniger mechaniſch betriebener Einzelthätigkeiten Liegt, und weder diefe Zu— 
jammenfaffung, die ja gar nicht mehr eigentlich gewerblicher, ſondern im 
engeren Sinne ded Wortes technijcher Art ift, noch die Einzelthätigfeiten, bei 
denen fich ja unter allen Umftänden die mechaniſche Eingliederung in die Fabrik 
als unerläglich darftellt, bieten ein geeignetes Feld für gewerbliche Erlernung. 

8* 
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In diefem Sinne läßt fich vielleicht auch die Faflung der Frage anfechten; 
denn lange Zeit dachte man im denjenigen Branchen der Großinduftrie, 
welche den Feingewerblichen Betriebe verwandt find, nicht am ein eigenes 
Lehrlingsweſen, und mo fich jett ein ſolches herausbildet, da läßt fich alſo 
im Allgemeinen von einer gegen früher eingetretenen „Veränderung“ deſſelben 
nicht ſprechen. Indeſſen ift es Thatſache, daß neuerer Zeit die Verhältniſſe 
fih in vielen Gewerben hinlänglich entwidelt haben, um von einem grof- 
induftriellen Lehrlingsweſen fprechen zu fünnen. Der Grund hiervon ift ein 
doppelter. Für's Erſte ift im manchen Gewerben — Jo bei der ! — 
Ichlofferei und Eijengießerei, bei der Bijouterie, der Uhren-Induftrie : 

der Großbetrieb in ſolchem Umfange an die Stelle des Klei 

getreten, dag eine Heranbildung von Lehrlingen unerläßlid) geworden wuı. 
Aehnlich verhält e8 ſich in denjenigen Branchen, wo eine Großinduftrie auf 
ganz meuen gewerblichen Gebieten — fo namentlih auf dem der Tertil- 
Induftrie — fich herausgebildet hat; hier ift jedoch eine Ausbildung, welde 
nur einigermaßen an die des gewerblichen Lehrlingsweſens erinnerte, meiſtens 
nicht erforderlich. Für's Zweite hat die Großinduftrie einen ftarfen, theils 
in wirflichem Intereſſe, theils in innerer Abneigung beruhenden Drang, fic von 
den „gelernten Arbeitern” thunlichft freizumachen, und fie Jucht dieſes Ziel u. A. 
auch dadurch zu erreichen, daß fie für ihre ‚jeweiligen Specialbedürfniſſe 
ſich ſelbſt Lehrlinge heranzuziehen beftrebt if. — Mit Letzterem ift die 
wejentlichite Eigenthümlichfeit des großinduftriellen Lehrlingsweſens harakterifirt. 
Man fan zwar keineswegs fo fchlechthin fagen, die großinduftrielle Lehrlinge: 
Ausbildung ftehe qualitativ Hinter der kleingewerblichen zurüd; der Groß— 
betrieb bietet jo mancherlei Bortheile, e8 giebt bei ihm fo Vielerlei zu Lernen 
und bie leinfte Arbeit kann jo ſehr vom Hauche der fortgefchrittenften modernen 
Technik durchweht fein, daß eine, wenn aud anders geartete, jo doch eben 
fo große und felbft größere Tüchtigfett des von ihr Ausgebilveten gegenüber dem 
fleingewerblichen Lehrling ſehr wohl denkbar ift, und wenn orbentlicher gewerb— 
licher Unterricht und Gelegenheit zur Erlangung größerer Vielſeitigkeit (3. B. 
durch Aufenthalt in mehreren, in ihren Betriebs-Einrihtungen abweichenden, 
aber doch mit einander verwandten Etablifjements) hinzutreten, jo kann bier 
ein Grad von Tüchtigkeit erlangt werden, wie das Kleingewerbe ihn nie umd 
nummer zu bieten vermag oder vermochte. Aber folhe Ausnahmefälle können 
nicht entjcheidend fein. Die Negel ift, daß es dem „Lehrherrn“ gar nit 
darauf ankommt, den Lehrling zu irgend einem felbftändigen Geſchäftsbetrieb 
zu befähigen; er will ihn entweder zu einem Meifter des Etabliſſements 
(Auffeher) heranbilden, in welchem Falle er ihn allerdings bis zu einem 
gewiſſen Punkte mit der Gejammtheit des Betriebes vertraut zu machen jucht, 
aber eben doch nur im Hinblid auf das betreffende einzelne Etablifjement, oder 
er will einen tüchtigen Arbeiter fiir eine beftiminte, nad) den Bedürfniffen des 
Etablifjements abgegrenzte Hantierung gewinnen, was doch “immer mehr 
oder weniger auf bloße Abrichtung binauslaufen wird. Allerdings giebt es 
noch verſchiedene andere Verhältniffe. Im manchen Gewerben muß eben doc 
die Erlernung eine ftufenmweile fortfchreitende und allmählich das ganze Gebiet 
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derjelben umfafjende fein; übrigens find dies zum Theil wieder foldhe, mo 
(wie bei der Bijouterie) jede Stufe der Erlernung durch eine bejonvere 
Beſchäftigungsart repräfentirt wird, von denen aud die unterfte fofort eine 
Bezahlung empfängt. Weiterhin kommt es vor, daß in Fabrifen Lehrlinge 
ausgebildet werden, ohne daß die Fabrik als jolche Hiermit Etwas zu thun 
hat; theil8 im Auftrage der Fabrik, theils aber auch auf eigene Fauft und 
unter bloßer (oft ſogar nur ſtillſchweigender) Zuftimmung der Yeiter des 
Etablifjementd, nimmt ein gelernter Arbeiter einen Lehrling an und ift einer: 
ſeits deſſen Lehrherr, andererſeits, der Fabrik gegenüber, gleichſam Gerant 
für ihn. Es giebt Branchen des Fabrikbetriebs, bei denen dieſe Art der 
Erlernung der regelmäßigen Lehrlingsausbildung ganz gleichwerthig ſein kann, 
weil ſo ziemlich alle einſchlägigen Arbeiten vorkommen; dies gilt z. B. von 
dem Schmiede-Gewerbe auf Bergwerken, in Wagenfabriken u. ſ. w. Je 
nachdem kommt es auch vor, daß ſolche junge Leute einfach als Arbeiter 
betrachtet werden und wie andere ihren Arbeitslohn beziehen. Sei dem nun, 
wie ihm wolle, ſo wird doch jedenfalls durch dergleichen Verhältniſſe an dem 
weſentlichen Charakter des Fabrik-Lehrlingsthums Nichts geändert. Daſſelbe 
bleibt, der maßgebenden Hauptſache nach, eine nicht ſowohl auf das Erlernen 
des ganzen betr. Gewerbes, als vielmehr auf Befriedigung der in dem betr. 
Etabliſſement gerade obwaltenden Bedürfniſſe gerichtete Ausbildung. Dieſe 
Ausbildung kann in ihrer Art eine ſehr intenſive und ſehr gründliche ſein, 
und kann infofern für einen ganz zweckmäßigen Ausdruck des großen Grund— 
ſatzes der Arbeitsiheilung gelten. Was fie aber nur unter gewiſſen Umſtänden 
fann und meiftend aud gar nicht beabfichtigt, das ift eine Erziehung des 
Lehrlingd zu gewerblicher Selbftändigfeit. Hier liegt der ſpringende Puntt. 
Der Fabriflehrling ift durchgehende ein Fünftiger Fabrik-Angeſtellter oder 
Fabrikarbeiter. 

Das Gewerbeſchulweſen, zu welchem wir nunmehr kommen, hat eine 
doppelte Bedeutung: es verwiſcht die Grenzen zwiſchen den einzelnen Gewerben, 
es zieht aber ſeinerſeits eine neue Grenzlinie zwiſchen Denjenigen, welche 
gleichſam die erſte Stufe polytechniſcher Ausbildung erklommen haben, und 
Denjenigen, welche innerhalb der Schranken einer blos empiriſchen (von 
Vielen auch „praktiſch“ genannten) Erlernung ſtehen geblieben ſind. — Es 
iſt kein Wort darüber zu verlieren, daß nad beiden Richtungen hin die 
Gewerbeſchule unendlich ſegensreich gewirkt hat. Die alte Abgrenzung tft 
nicht aufrecht zu erhalten; neue Formen des Betriebs bilden fi überall 
heraus, und es ift für eine wirthichaftlihe Entwidlung in unferer Zeit 
unerläßlich, daß der Gewerbetreibende e3 nicht nur verftehe, alle Fortjchritte 
der Technik und des Verkehrs für fein Gewerbe nutzbar zu machen, ſondern 
hierin auch Aenderungen treffe, fo viel und fo oft es ihm beliebt. Hierzu 
giebt ihm DdierGewerbeihule die Drittel an die Hand, indem jie ihn über 
die Handgriffe und mechanischen Fertigkeiten feines Gewerbes und über die 
Kenntniß einzelner Artikel und einzelner phyſikaliſcher Thatſachen emporhebt 
zur Kenntniß allgemeiner Wahrheiten und zur Ausübung von Fertigkeiten, 
welche gleichzeitig ein treffliches formales Bildungsmittel und ein Hilfsmittel 
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zur beſſeren Beherrihung jeder Art gewerblicher Thätigfeit find. Ebenſo 
verhält e8 fich mit dem zweiten Punkt. Es mag offen herausgefagt werben, 
daß das Zurückſinken eines Theils unferer heutigen gewerblichen Arbeiter in 
den Taglöhnerftand nur noch eine Frage der Zeit ift; und zwar bezieht ſich 
dies nicht nur auf ſolche Falle, in denen junge Leute aus Trägheit oder 
Mangel an Gelegenheit oder in Folge böfen Willens ihrer Lehrherren feine 
Gewerbeſchule bejuchen, ſondern auch darauf, Daß gewiſſe Gewerbe, für melde 
diefelbe faum andere als ihre allgemein bildenden Zwede bat, ſich mehr und 
mehr als untergeordnete, vom Taglöhnerthume nicht weſentlich un 

Gewerbe herausftellen werben. Auch das ift jehr denkbar, daf 

einzelner Gewerbe eine höhere, an den Gewerbichul-Unterricht ſich 

und eine geringere, taglöhnerartige Form des Betriebs zur Abichenann vun 
einander fommen. Unter allen Umftänvden iſt e8 durchaus zwed- und zeit- 
gemäß, Dasjenige, was wirflih ein Willen und darum auch der Weiterent- 
widlung und der Eingliederung in den großen Bildungsgang unferer Zeit 
fähig ift, von Dem zu jcheiden, was in Wahrheit nur die Aneignung einiger, 
mehr oder weniger rohen mechanischen Fertigkeiten repräfentirt, wenn es ſich 
auch nod) jo jehr als Gewerbe oder wohl gar als „Kunft“ berühmt. Und 
die Wichtigkeit dieſes Gefichtspunftes ift eine jo große, daß viele Leute zu ber 
Sclußfolgerung gekommen find, die Gewerbeſchule biete den einzigen, in 
unferer Zeit noch berechtigten Unterfcheidungsmaßftab; in Bezug auf fie fer 
eine Wiederherftellung der Yehrlingsprüfungen nicht nur möglich, jondern ſogar 
wünjchenswerth, während es ein erfennbare8 Moment für ſolche Prüfungen 
im einzelgewerblihen Sinne gar nicht mehr gebe. Hieran hat man fogar 
die weitere Idee gereiht, daß eine glänzende, durdy Prüfungen ꝛc. beglaubigte 
Abjolvirung der Gewerbeſchule zu denjenigen Dingen gehören folle, welche ein 
Recht auf gewifje Ermäßigungen der Milttärbienftzeit, gleichſam auf ein Ein= 
jährig-Freiwilligenthum zweiter Klaſſe und vielleicht auch auf jonftige Berück— 
fihtigungen (in einer neuen Socialgefegebung 3. B.) verleihen — ein Ge: 
Danke, welchem ich in dem Sinne vollkommen beiftimme, daß die theils jchon 
thatfächlich wollzogene, theild in der Strömung und den Bedürfniffen der Zeit 
liegende Abſcheidung des höheren Gemerbebetrieb8 vom niederen auch ihre 
äußere Anerkennung wird finden müffen. — Jedoch ſoll nicht verfannt werben, 
daß die Entwidlung des Gewerbeſchulweſens auch minder erfreuliche Einflüffe 
geübt hat. Bor Allem bat diefelbe der Tendenz großen Vorſchub geleitet, 
eine gediegene einzelgemerbliche Ausbildung gering zu achten und die Schaffung 
der hierfür erforderlihen Organe ganz aus dem Auge zu verlieren. Sie 
hat, mit einem Worte, dazu beigetragen, Tare Begriffe über das Lehrlinge: 
wejen überhaupt zu verbreiten; und die Gewerbeſchule ſelbſt hat hiervon die 
Frucht geerntet, daß ihr theoretiſcher Unterricht fich bei Weiter nicht in dem 
wünfchenswerthen Mafe an die praktifchen Bedürfniffe anlehnf. 

Zur Bermeidung von Mißverftändniffen möge an dieſer Stelle Folgendes 
bemerkt werden. Unfer gegenmwärtiged Gewerbeſchulweſen ift ein fo buntes 
und mannigfaltiges, daß es kanm unter einen eimbeitlihen Gefichtspunft 
gebracht werden kann; ich Habe mich daher im Obigen jo allgemein wie 





Ueber Lehrlingsweſen. 119 


möglich halten müfjen. Es fehlt nicht an Anftalten, welche thatjächlich 
Gewerbeſchulen find, während fie ſich Fortbildungsſchule oder höhere Bürger- 
ſchule tituliren, und e8 giebt Anftalten unter dem Namen von Gewerbefchulen, 
welche fi) nur durch Aufnahme des einen und anderen Unterrichtöfaches von 
der Fortbildungsjchule unterſcheiden. Hiermit hängt einer der ſchwerſten 
Mißſtände unferer Zeit, der Mangel eines in ſich gefchloffenen mittleren 
Bild ungsganges nämlich, zufammen. Im Uebrigen weiß ich fehr wohl, daß 
einerjeitS die vorhin geäußerten Bedenfen auf manche Gewerbeſchulen feine 
Anwendung finden, andererſeits bei Weiten nicht alle Gewerbefchulen die 
einichneidende Wirfung üben, die idy oben kurz zu charakterifiren fuchte. 

Ziehen wir nun aus den Aenderungen, die fi) und unter diefem drei— 
fachen Gefihtöpunfte ergeben, zunähft das Facit. Die Lehrlinge find von der 
Familien-Gemeinſchaft mit dem Lehrherrn der Hauptfadhe nach Tosgelöft und 
die wirthſchaftliche Gemeinſchaft mit ihm ift eine rein äußerliche; letztere beruht 
faft nur noch auf der Vorftellung, daß für die Arbeit des Yehrlings, jo lange 
diefelbe eine geringwertbige ift, wenig oder nichts bezahlt wird. Von einer 
Vergütung des Lehrens ıft eigentlich gar nicht mehr die Rede, ſondern dieſe 
wird darın gefunden, daß der Lehrherr mehrere Jahre hindurch eines, wenn 
auch anfangs wenig zu gebrauchenden, Gehilfen ficher iſt. Weiterhin ift bie 
Borftellung jehr abgeſchwächt worden, daß das Erlernen fid) auf ven Geſammt— 
inhalt einer gewerblidien Branche beziehe und eine innerhalb derjelben zu 
erlangende wirtbichaftliche Selbftändigfeit zum Ziel habe, indem die Fabrik: 
lehrlinge — möge aud) der Yernftoff und die Yerngelegenheit für biejelben 
qualitativ oft höher ftehen als bei fleingewerblichen Lehrlingen — doc, betreifs 
jener beiden Punkte mindeftens vernadjlälfigt werden. Der eigentliche Zweck 
der Anlernung ift bei ihnen ja nicht die fünftige gewerbliche Selbftändigfeit, 
Tondern die Befähigung, ein beſtimmtes Maß vworgejehener Arbeit zu Teiften. 
Endlih hat die mehr und miehr in den Vordergrund tretende, theoretifche und 
allgemein = technische Gewerbeichul= Ausbildung zwar die legten Reſte zünft- 
leriſcher Abſperrung und Abgrenzung zerftört und den nothwendigen Proceß 
einer Scheidung der gewerblichen Arbeiter in joldhe won höherer und von 
geringerer Qualität befchleunigt, aber aud wieder dazu beigetragen, die 
Würdigung des gewerblichen Yernftoffes herabzudrüden. — Dieſe Reſultate, 
verbunden mit verjchtedenen anderen Einflüffen moderner Verhältniſſe, die 
wir an diefer Stelle nicht zu unterfuchen haben, fommen in nachſtehend dar— 
zulegender Weiſe zum Ausdrud. 

Es Liegt in der Natur der Dinge, dag ein Lehrlingsvertrag nicht jchlecht- 
hin bindend fein fann. Der Lehrling mag, jelbft bei gutem Willen, zu 
dem betr. Gewerbe feine Neigung und feine Befähigung haben; der Lehrherr 
mag der zur zwedmäßigen Behandlung eines halbwüchfigen Burſchen nöthigen 
Eigenschaften ermangeln, zu hart oder zu nachſichtig fein, oder auch in Ver— 
hältnifje fommen, die eine Fortdauer des Lehrvertrags als unthunlich erſcheinen 
laſſen. Man wird vielleicht einwenden, daß alles dies früher auch der Fall 
gewelen fei, und gleihwohl faum Jemand daran gedacht habe, einen einmal 
abgefchlofjenen Bertrag wieder rüdgängig zu machen. Aber die humane 
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Rüdfihtnahme, welche zum Geiſte unferer Zeit gehört und welche gewiß, 
wenn auch zu MWebertreibungen neigend und bie und da wirklich in folde 
verfallen, für ſich allein ſchon einen gewichtigen Fortſchritt im fich fchliekt, 
duldet eben ſolches jtarre Feſthalten, ſolche rückſichtsloſe Durchführung einer 
Sache nicht um des damit verbundenen Zweckes, ſondern nur noch um ihrer 
ſelbſt willen, nicht mehr. Es muß alſo davon ausgegangen werden, daß die 
Dauer des Lehrvertrags nur unter beſtimmten Vorausſetzungen gewährleiſtet 
werben kann, und es iſt nicht zu umgehen, bei der Erwägung, ob " Mar: 
ausſetzungen noch zutreffen oder nicht, auch dem Lehrling felbft eir 
einzuräumen. Steht Ießterer unter ftarfen moraliſchen Einflüffer 

fih als Glied eines Ganzen, welches aud für feine fpätere ©, _ 
Bedeutung ift, fo wird e8 hiermit aud feine Gefahr haben; denn es wird 
für dasjenige Maß von Selbitbeftimmung, welches vernünftiger Weile dem 
Lehrling zuzuweiſen ift, ſchon ftarfer Antriebe bedürfen, um e8 einmal in 
Wirkfamteit treten zu laſſen, vorausgejett, daß ein einigermaßen ausgiebiges 
Gegengewicht vorhanden ift. Gegenwärtig aber ift ein derartiges Gegengewicht 
überhaupt nicht vorhanden. Es giebt Lediglich feinen Factor mehr außerhalb 
der Angehörigen und des Lehrherren, welcher für den Lehrling von Wichtigkeit 
wäre, und dieſe beiden Factoren find in ſehr vielen Fällen nicht dazu angethan, 
die Eelbftbeftimmung des Burſchen innerhalb vernünftiger Schranken zu 
halten; ja, die in mandyen Gewerben fürmlich zur Gewohnbeit, zur „Ueblich— 
keit“ gewordene abicheuliche Unfitte, vorgefchrittene Lehrlinge unter Zufage 
beſſeren Yohnes in ein anderes Geſchäft — alſo zum Bruche des Lehrvertrags — 
zu verloden, muß nothwendig die Wirkung üben, dem letzteren Yactor zu 
ungemefjener Geltung zu verhelfen, Die beiden anderen aber in der Werth: 
ihägung des Lehrlings vollends zu Grunde zu richten. Sobald alfo num: 
mehr der Vorderſatz feftfteht, daß ver Lehrling jelbit eine Stimme haben joll 
bei Beantwortung der Trage, ob der Yehrvertrag fortdauern joll oder nicht, 
jo ift der Nachſatz, daß jehr häufig Erwägungen der zweifelhafteften Art zum 
Bruce des Lehrvertrags führen müſſen, nicht mehr zu umgeben. 

Hier haben wir zugleich den Hebergang gefunden zu der weiteren Wahr: 
nehmung, daß im Lehrverhältniffe jelbft nur mehr in feltenen Fällen ein 
kräftiger moraliſcher Einfluß auf den Lehrling geübt wird. Der Lehrherr 
beſitzt nur eine fehr zweifelhaft, weder rechtlich unbedingt feftftehende, noch 
Durch die Art und Weiſe des Berfammenlebens oder durch die Ausficht auf 
ſpätere Beziehungen ſonderlich gefräftigte Autorität; der Lehrling hingegen hat 
das Bewußtſein, Daß das ganze Lehrverhältniß nur ein vorübergehende und 
dabei auflösbares ift, und feine Rüdfiht auf die Stimme der Gewerbögenoffen 
oder eine fonftige, für den jungen Menſchen wahrnehmbare Form der öffent: 
lichen Meinung ıft da, um dieſes Bewußtſein abzujchwächen. So mußte «6 
denn kommen, daß tüchtige, gewiſſenhafte Leute mehr und mehr die Luft ver- 
loren, ſich mit der undanfbaren, von Widerwärtigfeiten aller Art durchtränften 
und jchließlih wohl gar unvollendet bleibenden Lehrlings-Ausbildung abzugeben, 
und daß diejes Geſchäft großentheils in die Hände von Leuten kam, die, jo gut 
oder jo Ichledht e8 gehen wollte, eben doch noch ein „Geſchäft“ dabei heraus: 
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zufchlagen juchten ; jicherlich nicht mit dem Erfolge, den moraliihen Einfluß des 
Lehrverhältnifjes zu erhöhen. Der Lehrling jeinerfeit lernte e8 als fein 
Recht anfehen, das ganze Verhältniß zu brechen, jobald ſich für ihn ein Vor— 
theil hierbei zu ergeben ſchien, und lernte alle Verſuche, die etwa Seitens bes 
Lehrheren gemadyt wurden, ſich um feinen Geift und fein Gemüth zu kümmern, 
als Zopf und Unterbrüdung betrachten. Soweit das Lehrverhältnißg die Natur 
eines NRechtöverhältnifies hatte, wurde e8 dem Lehrling, je nad feiner Fähig- 
teit fih darüber hinauszujegen, entweder zur drückenden Feſſel oder zum Spotte. 
Es erzog ihn nicht mehr zur freien Einfügung in geordnete Rechtsverhältniſſe, 
ſondern geradezu zum Haffe und zur Verachtung berjelben. 

Wenn e8 nun wahr ift, daß nicht allein die öffentlichen Zuſtände, ſondern 
auch das intellektuelle und ſelbſt das wirthichaftliche Leben des Einzelnen durch 
das Maß der in ihm vorhandenen moraliihen Qualitäten bedingt werden — 
und Died ıft meines Erachtens eine Wahrheit, die nur von der gröblichiten 
Oberflächlichfeit geleugnet werden kann, da ja die kleinſte, auf gejellichaftlicher 
Grundlage vollbrachte perſönliche Thätigkeit ein gewiſſes Maß von moraliſcher 
Kraft vorausſetzt —, jo kann e8 hiernach nicht Wunder nehmen, daß einer- 
ſeits die wirthichaftliche Tüchtigkeit, andererſeits die Feſtigkeit der Geſellſchafts— 
Grundlagen unter den geſchilderten Einflüſſen Noth gelitten hat. Der junge 
Menſch. dem die Erlernung eines Gewerbes nicht mehr als Mittel zukünftiger 
wirthſchaftlicher Selbſtändigkeit, ſondern nur noch als Mittel zu möglichft 
frühzeitigem und reichlichem Geldverdienen ſich darſtellte, und der dabei wäh— 
rend der Erlernung in ſeiner ſittlichen Auffaſſung und Haltung eher geſchwächt 
als gekräftigt worden war, hatte ja lediglich kein Intereſſe, ſich um allgemeiner 
Zwecke willen in ſeinem Gewerbe thunlichſt zu vervolllommnen; ihm kam 
es nur darauf an, die erworbene Fertigkeit beſtens zu verwerthen, und wenn 
er hierbei unbefriedigende Reſultate erzielte, ſo war er ſchwerlich geneigt, ſich 
und ſeiner mangelhaften Ausbildung die Schuld zuzuſchreiben und wohl gar 
das Verſäumte jetzt noch nachzuholen, wohl aber, alles Mögliche und Unmög— 
liche ſeines unzureichenden Verdienſtes wegen anzuklagen. Der Rückgang der 
Arbeitsqualität während der letzten Jahrzehnte iſt eine Erſcheinung, deren 
Realität mir noch von keinem, mit den gewerblichen Verhältniſſen vertrauten 
Manne beſtritten worden iſt. Geſellen von einer beſtimmten Fertigkeit oder 
Leiſtungsfähigkeit, die vor Zeiten häufig vorkam oder ſelbſt als normal betrachtet 
wurde, find ungleich ſeltener, ja in manchen Gewerben geradezu zur Selten— 
heit geworden; und im Zuſammenhange hiermit hat das Uebergewicht, welches 
früher deutſche Arbeiter im Auslande behaupteten, gegenwärtig aufgehört oder 
fi) doch ſehr vermindert. Daher kommt es denn auch, daß die Schweiz, 
Frankreich 2c. bei Weitem nicht mehr in dem Maße das Eldorado der deutſchen 
Arbeiter find wie früher. Nur ſolche Fälle, bei denen eine höhere technijche 
Ausbildung durch die Gewerbeſchule gefördert worden ift, bilden Ausnahmen. — 
Was die gefellfchaftlihen Verhältniſſe betrifft, jo kann ich mich hierüber 
kurz faſſen. Es iſt mit Händen zu greifen, daß erftens die Mangelhaftigkeit 
der wirtbichaftlichen Qualität von feldft Unzufriedenheit und Auflehnung gegen 
die beftehende Ordnung erzeugen muß — denn wer die Erlangung hoben 
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Lohnes für fein Recht hält, ihm aber trotdem nicht zu erlangen vermag, der 
muß nothwendig der Armee der Weltverbefjerer anheimfallen, — und dal 
zweiten® der dem heutigen Lehrling anerzogene Mangel an Rechtsachtung und 
Vertragstreue in feine ganze Anſchauungsweiſe, „in Fleiſch und Blut”, über: 
geben wird. Die moralijche Qualität des ganzen Menfchen ift zurücgegangen, 
weil dem Lehrlingswejen feine fittigende Kraft und fein erzieheriſches Princip 
mehr innewohnt. Und in höhniſcher Rechtsverachtung, in wildem Haffe gegen 
Staat und Gefellihaft, im Erſatz alles höheren Strebens dur Monuß⸗ 
ſucht und aller ernſten Fortſchrittsthätigkeit durch impotente 
Demonſtriren, findet dieſer Rückgang ſeinen Ausdruck. — D 

dings auch noch andere, an dieſer Stelle nicht zu befprechende «...., 

gewirkt haben, ift oben ſchon bemerkt worden. 
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Die Frage 2 glaube ich in weſentlich negativem Sinne beantworten zu 
müffen. Die freie Thätigfeit Tann grade das nicht jchaffen, was meines 
Erachtens den Kern jeder wirffamen Reform bilden muß: einen inneren 
Zufammenhalt des gewerblichen Lebens, eine moralische und den Umpftänden 
nad auch zu reeller Machtausübung befähigte Autorität, und eine Allgemein 
heit der zu ſchaffenden Einrichtungen. Es darf, Angeſichts der vielfachen 
Verweiſungen auf englifhe Zuſtände (die merfwürdiger Weile immer nur 
auftauchen, wo fie den Gegnern unferer Anihauung in den Kram paflen, 
während, jo oft wir und auf engliihe Zuſtände berufen wollen, dies als 
unwiſſenſchaftliches Verfahren entrüftet zurückgewieſen wird), nicht aus dem 
Auge gelaffen werben, dag England wenigftend der Idee und dem Weſen nad 
fi jenen Zuſammenhalt der Gemerbsgenoffen bewahrt hat, der uns fo voll: 
ftändig verloren gegangen ift. Die gewaltige, zähe Kraft der engliſchen 
Gewerkvereine liegt ja gerade darin, daß fie eine moralische ift und fein kann, 
weil das die Gewerbs- bezw. Vereinsgenoffen umjchlingende Band nicht nur 
in den praftifchen Intereſſen, Jondern auch in den Anſchauungen, in der Denf- 
und Gefühlsweiſe, in dem ganzen Weſen der Leute wurzelt. Bei un zer: 
flattert die wirthichaftliche Vereinigung darum jo leicht in haltlofen Allgemein: 
heiten, weil eben dieſe unbewußte Germeinfamteit der Anſchauungsweiſe nicht 
vorhanden ift. Der deutiche Arbeiter fühlt ſich nur in den vwerfchiedenen 
außerlichen Beziehungen, die ihm nad) Yage feiner Lebensverhältniſſe ermachlen, 
als Angehöriger feines Gewerbes; im Uebrigen ift er einfach „Arbeiter“, der 
fih als jolden fühlt und als folder handelt. Ber tem englijchen Arbeiter 
wachjen die allgemeinen Beftrebungen aus den praftiichen Bedürfniſſen feine 
Gewerks heraus; bei dem deutjchen erjcheint umgekehrt die praftiiche Inhand- 
nahme der unmittelbar gewerflichen Intereffen nur al8 Ausflug jeiner allge 
meinen Beftrebungen. Ueber die Urfachen diefer Erſcheinung oder über die 
Frage: welche von beiden Richtungen die zufunftswollere und die fittlich höher 
ftehende tft, fich auszufprechen, dazu ift hier der Platz nicht. Aber es darf 
conftatirt werden, daß, mo die gewerbliche Zufammengehörigfeit und die 
Gleichartigkeit beftimmter praktiſcher Intereffen nicht ein Fräftiges, ſelbſtthätiges 
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Motiv für den Menfchen abgeben, es unnüte Arbeit fein würde, auf dem 
Wege freier DVereinigungen die Formen berftellen zu wollen, welche uns 
abhanden gefommen find. 

Es bleibt jomit auf dem Gebiete freier Selbftthätigkeit nichts übrig, 
als eine zeitgemäße Ideen-Entwicklung vach drei Seiten hin thunlichft zu 
fördern: nad) der Seite des Lehrlingsweſens im engeren Sinne, indem das 
Lehrlingsverhältniß nicht mehr als bloßer, obendrein fehr lockerer Vertrag, 
ſondern als die Uebernahme ernfter Verpflichtungen, als Ausübung eines 
eſellſchaftlichen Ehrenamtes angejehen werden follte; nad) der Seite der per- 
önlichen Beziehungen zwiſchen dem Arbeitgeber und feinen Arbeitern und 
Lehrlingen, indem diefelben nach Kräften gepflegt und die Vorftellung geweckt 
werde, daß bier Verhältniſſe nicht blos des privaten, ſondern des öffentlichen 
Rechts obmwalten; und nad der Seite des öffentlichen Yebens, indem die Noth— 
wendigfeit fefter, nicht äußerlich zufammengewürfelter, jondern auf innerer 
Gemeinſamkeit beruhender Vereinigungen auf gewerblihem Gebiete für immer 
weiteren Kreifen zum Bewußtſein gebracht werde. Dies ift der Punkt, mo ein 
mejentlicher Theil der den deutſchen Gemerfvereinen innewohnenden Bedeutung 
gejucht werden muß. Die Abneigung, die fich dieſen Vereinen feither jo viel- 
fach entgegenftellte, beruht in der That darin, daß man unmillfürlich die 
Empfindung von dem Bruche mit den eingelernten, jeder feften Form des 
ewerblichen Lebens feindlichen Anfchauungen hatte, den dieſe Vereine reprä- 
Fentirten. Aber gerade diefen Bruch gilt e8 zu vollziehen. Die öffentliche 
Meinung muß dahin gebracht werden, daß fe gewerbliche Organiſationen nicht 
mehr mißtrauiſch als etwas von den modernen Grundfägen Abweichendes 
betrachtet, fondern in ihnen wieder etwas Naturnothwendiges, ja eigentlid) 
Selbftverftändliches erkennt. Die Gewerkvereine haben das anfängliche Odium 
auf ſich genommen, haben das Eis gebrochen, und hierfür vor Allem muß 
man ihnen dankbar fein. Einftweilen wird daher auch ihre Weiterentwidlung 
noch eine Förderung des neuen Ideenganges, welcher den veränderten Ber: 
bältnifjen und Bebürfniffen bezw. dem Elareren Hervortreten derſelben entfpricht, 
in ſich ſchließen. 


IV. 


Die Aufgabe der Geſetzgebung muß unter den dargelegten Umſtänden 
eine doppelte fein: eine auf die Erreihung allgemeiner Ziele, bier einer 
MWiederherftellung irgend welcher fefter und — äußerften Falles wenigſtens 
in moralifhen Sinne — mit autoritativer Gewalt befleiveter Formen gerich- 
tete; und eine ihrem Zwecke nad) mehr negative, zur Bekämpfung von Miß— 
ftänden, welche den eigenthümlichen Erjcheinungen und Schwierigkeiten der 
Gegenwart entjpringen. 

Für durchaus nöthig halte ih es, daß der Auffaflung, wonach das 
Lehrlingsweien nicht eine Summe bloßer Privatverhältniffe, ſondern eine 
geſellſchaftliche Einrichtung darftelle, Ausdruck verliehen werde. Es muß alfo 
eine Inftanz ins Leben gerufen werden, welche das Lehrlingsverhältnig zu 
überwachen und eine gemilfe Jurisdiction demfelben gegenüber auszuüben, und 
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welche fernerhin den Uebergang aus dem Lehrlingäftande in die Ausübung 
des Gewerbebetrieb in irgend einer, mit öffentlicher Autorität befleideten 
Weiſe zu Janctioniven hat. Fragen wir zuerft, wie diefe Inftanz beichaffen 
jein fol, jo wird die Antwort lauten: fie fann feine Staatsbehörde fein — 
aus Gründen, die näher darzulegen wohl nicht erforderlich iſt —; auch keine 
Gemeindebehörde, weil die gewerberechtlichen Verhältniſſe zu wenig Beziehung 
zu denjenigen Gebieten des öffentlichen Rechts haben, welche allen Gemeinden 
mehr oder weniger gemeinfam find und daher eine Regelung unter gemeinde: 
rechtlichem Gefichtöpunfte ertragen; endlich auch feine einfeitig -*? Arheit— 
gebern zuſammengeſetzte, weil die Zeitbegriffe Died nicht mehr alt 
zweckmäßig erfcheinen laſſen, und eine Wiederbelebung des Geiftes 
Ausichlieglichkeit unmöglich gemünjcht werden fann. Somit bleibt 
als eine aus Gewerbetreibenden und Gemwerbögehilfen gemijchte sorperiyu: 
hiermit zu betrauen und die Bedingungen feftzujegen, unter denen die Staatö- 
gemalt Tolchen Körperichaften ein gewiſſes Maß executiwiiher Gewalt und 
öffentlichen Beurfundungsrechtes einräumen will. Die Einzelnheiten eines 
ſolchen Syſtems gelellichaftliher, vom Staate janctionirter Neufchöpfungen 
dürften erft dann in das Gebiet der Discuffion zu ziehen fein, wenn im 
Princip anerkannt ift, daß derartige förperichaftliche Vereinigungen nothwendig 
und ausführbar find. Was Letzteres betrifft, jo ſcheint mir nach den unter 
den ungünftigften Umftänden ſchon gemachten Erfahrungen ein Zweifel kaum 
obzumwalten. — Das Ueberwachungsrecht der in folcher Weile geichaffenen Inftanz 
denfe ich mir 1) als Controlirung und Regiſtrirung der Lehrverträge: 2) ald 
Ausübung einer Lehrlingspolizer, einerfeitS dem Lehrlinge, andererſeits auch 
dem Lehrherrn (Einrichtung der Arbeits- und Schlafräume, Beſuch der Gewerbe: 
ſchule ꝛc.) gegenüber; 3) als Conftituirung zu einem ftändigen Schiedögerichte 
ad hoc, an welches beide Theile ſich nach Bedürfniß wenden fönnen. In 
allen diefen Hinfichten müßten diejenigen Punkte feitgejegt werden, im denen 
die Körperichaft ihren Beichlüffen ohne Weiteres Nachdruck verihaffen Tann, 
und Diejenigen, in denen dieſe Belchlüffe, bezw. die Ausſprüche oder Ermit— 
telungen der Körperichaft, nur als Beweismaterial für das Vorgehen ber 
ordentlichen Behörden zu dienen haben. — Was endlich den regelmäßigen 
Uebertritt aus dem Lehrlings- in den Gehilfen- oder Arbeiterftand betrifft, 
jo dürfte eine eigentliche gewerbliche Prüfung kaum ausführbar fein. Das 
moderne Gewerbeweien ift von einer zu großen Vielgeftaltigfeit und feine 
Entwidlung ift zu jehr im Fluſſe begriffen, als daß es möglich ſcheint, einer 
folhen Prüfung den Charakter des Willfürlihen und dabei des Beichränfenden 
zu nehmen. Aber zweierlei dürfte ſich conftatiren laſſen: die Innehaltung 
der contractlichen Lehrzeit, und der befriedigende Beſuch der Gewerbeſchule. 
Letztere könnte und jollte ihre Curſe jeweils mit förmlichen Prüfungen abſchließen, 
welche dann weitere Material an die Hand geben würben. 
Gegen Borftehende8 werden vorausfichtlih zwei Haupteinwendungen 
erhoben. Das Lehrlingsweien in Yabrifen und auch in manchen Haus: 
gewerben, wird man fagen, ift fo ganz ander geartet wie das Fleingewerb: 
liche Lehrlingsweſen, daß es nicht mit diefem gleichartig behandelt werden kann. 
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Es ift dies vollkommen richtig; aber es ift auch durchaus nicht abzufehen, 
warum die in Borftehendem vorausgefegten gewerblichen Körperſchaften nicht 
den guten Willen und die Fähigkeit haben jollen, alle Beſonderheiten entſprechend 
zu berüdfichtigen. Im Allgemeinen werden es ja doch die Angehörigen gleicher 
oder wenigjtend verwandter Branchen fein, die zu ſolchen Körperichaften zu= 
jammentreten. Daß ed aber fo jchwierig fein fol, die Trage zu enticheiden, 
ob in diefem oder jenem Falle ein Lehrverhältnig vorliege oder nicht, vermag 
ich um jo weniger einzufehen, als ich allerdings eine bedeutende Ausdehnung 
dieje8 Begriffes für geboten erachte. — Sodann wird geltend gemacht werden, 
die Ausftellung von Beglaubigungen über ein regelmäßig abjolvirtes Lehr- 
verhältniß biete nur eine fehr unzureichende Garantie dafür, daß nun aud) 
wirflid eine ausreichende Aneignung der für den betreffenden Geſchäftsbetrieb 
erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten ftattgefunden habe, da einestheils 
bei dem Lehrherrn fein ſonderliches Intereſſe für gewiſſenhafte Ausftellung 
vorausgejegt werden könne, anderntheils Aushalten der Lehrzeit umd 
Erlernung des Geſchäfts keineswegs identiſch ſeien. Hierauf ift zu erwiebern, 
daß die fraglihe Maßregel allerdings nicht ſowohl technifche als vielmehr 
polizeilihe — oder, wenn man lieber will, bisciplinariide — Bedeutung 
haben ſoll; die gewerbetechnifche Ausbildung läßt ſich freilich nicht dirigiren 
und reglementiren, aber die focialen und moraliſchen Hindernifje, die einer 
ſolchen gegenwärtig entgegenftehen, laſſen fich bejeitigen. Und was gemifjen- 
hafte Ausftellung der Yehrbriefe betrifft, jo darf die, gewiß nicht haltlofe 
Borausjegung nicht aus dem Auge verloren werden, daß die Wiederher- 
ftelung gewerblicher Organe aud das Ehr- und Solivaritätögefühl der Ge— 
werbetreibenden neu beleben würde. Mebrigend würde die Ausftellung der 
Lehrbriefe, ſoweit in denſelben thatjächliche Verhältniffe zu conftatiren find, 
unter der Controle der zu jchaffenden Körperſchaften ftehen, durch welche ja 
die Beurkundung erfolgen ſoll. 

Ueber die Organifation felbft werben fich einftweilen folgende Andeutungen 
geben laſſen. Arbeitgeber und Arbeiter desjenigen Geſchäftszweiges oder 
derjenigen Kategorie von Gefchäftözweigen, für welde eine „Innung“ 
gebildet werden joll, conftituiren ſich als Wahlförperichaft, und zwar, jobald 
die Zahl der bezüglichen Geſchäfte oder diejenige der Arbeiter eine gewiffe 
Grenze überfchreitet, als indirecte. Wo nad dem Ermefjen der Behörde 
ein Bedürfniß vorliegt, da kann diefelbe die Organifation von fih aus für 
beftimmte Kreife ins Leben rufen; andernfalls ift es dem freien Willen der 
Gemwerbetreibenden anheimzugeben, ob und in welcher Form — innerhalb der 
gefetlihen Normen — fie jelbft dies thun wollen, und ift Die Grenze frei= 
williger Betheiligung feftzufegen, jenſeits deren ſich aud Nichtmitglieder der 
Jurisdiction diefer freiwilligen Organifation zu unterwerfen haben. Es wird 
thunlich fein, ſich bei Feſtſetzung diefer Grenze auf die Arbeitgeber zu be— 
Ichränfen, da ja ein ſpecielles Arbeiterinterefie, welches durch ftrengere Hand— 
habung des Lehrlingswefend und durch Schaffung einer innergewerblichen 
ſchiedsgerichtlichen Inftanz verlegt werden könnte, thatjächlich nicht vorliegt. 
Die (active und paffive) Wahlberechtigung der Arbeiter dürfte auf diejenigen 
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zu beſchränken fein, welche an dem betreffenden Orte den Unterftügungswohnjig 
haben, und nad) Ablauf einer Uebergangsfrift fernerhin auf Diejenigen, welche 
ihr Lehrlingsverhältnig ordnungsmäßig abjolvirt oder aber in einer nach— 
träglihen Specialprüfung beftanden haben. 

Ueber ven letten Punkt: die Bekämpfung der Mifftände, melde aus 
den bejonderen foctalen Berhältniffen unferer Zeit entipringen, kann id mid) 
furz fallen. Die Contractbrücigkeit der Lehrlinge hat ihre Wurzel und ihre 
Nahrung in derjenigen der Arbeiter; principielle Beftrafung des Contract: 
bruches Halte ich ſchon aus diefem Grunde für unerläßlich. Ebr " “= ich 
der Meinung, daß, ohne daß Preß-, Vereind- und Verſamm 
angetaftet zu werben brauchen, doch eine jchärfere Handhabun, 
gewilfen Dingen gegenüber möglich und nöthig ift. Anvererfeitd aber wur .. 
auch erforberlic fein, begründeten Beſchwerden der Arbeiter in Sachen des 
Kaſſenweſens, der in Fabriken zc. obwaltenden Rechtsverhältniffe, der Sicherung 
von Leben und Gefundheit ꝛc. abzubelfen. So lange die verberblichfte Agi— 
tation noch Vorwände findet, auf welche fich in Wahrheit faum Etwas ant- 
worten läßt, jo lange wird e8 mit unferen Arbeiter» und fo lange wird es aud 
mit unferen Tehrlingsverhältniffen nicht ernſtlich befjer werden. Was hierüber 
zu jagen wäre, läßt ſich kurz in dem Worte ausdrüden, daß der Standpunft 
zur ganzen Arbeiterfrage ein anderer und zwar vor Allem ein aufrichtigerer 
werden muß als er zur Zeit in den maßgebenden Kreifen des Publikums zu 
jein pflegt, ehe die Lehrlingsfrage in befriedigender Weiſe erledigt werben 
fann. 


XI. 
Einige Beiträge zur Lehrlingsbildungsirage 


bou 


I. Meßmer, 
früherem Director ber Maſchinenwerkſtätte in Graffenjtaden bei Straßburg. 


Vorbemerkung. 


Die Lejer der „Concordia“ erimmern fich der Schilderung, welche eine 
geſchicte Feder in Nr. 5 und 6 des Jahrgangs III diefer Zeitichrift won der 
Maſchinenfabrik in Graffenftaden und ihrer trefflihen Schule gab, die eines 
der glänzendſten Beiſpiele ift, wie heilſam nicht blos Fabrikſchulen für un— 
erwachſene Kinder find, ſondern wie vor Allem Schulen für die 14—20jäh- 
rigen, in Fabriken befchäftigten Leute wirken, wie nothwendig ſolche find, 
wenn nicht der ganze Arbeiterftand zurüdgehen fol. In der erwähnten Bes 
Ihreibung heißt es: „In den dreißiger Jahren erwarb der während der Be— 
lagerung Straßburgs vielgenannte Baron Renouard de Buffiere® auf der 
Kobertsau bei Straßburg, in Gemeinfhaft mit einigen Mühlhäufer Herren, 
die Betrieb8- Einrichtungen einer älteren Werkzeugfabrit, welche indeſſen 
hauptfählih in Straßburg felbft betrieben worden war. Aus verjchiedenen 
Gründen entſchloß man fih, den gelammten Betrieb nach Graffenftaden zu 
verlegen, oder vielmehr zwiſchen die in geringer Entfernung von einander 
gelegenen Orte Illkirch und Graffenftaden, etwa 1'/, Stunde füblich von 
Straßburg. Die Hauptichwierigfeit beftand nun in der Gewinnung eines 
tühtigen Perjonald, da die meiften Arbeiter des früheren Geſchäfts Straß- 
burg nicht verlaffen wollten. Mit 37 Arbeitern begann das neue Unter- 
nehmen feine Thätigkeit, und das eifrigfte Streben wurde jet wor Allem 
dahin gerichtet, brauchbare junge Leute aus der Umgegend durch dieje älteren 
Leute anlernen zu laffen. Died genügte aber nicht; es ftellte fich vielmehr 
jofort die Nothwendigkeit heraus, auch einen Grundftod mehr theoretiich aus- 
gebilveter Leute heranzuziehen. Etwa 30 fähige Jünglinge aus der Umgegend 
wurden demnach zu einem fürmlichen Lehrcurſus vereinigt, deſſen Dirigent, 
zugleich Lehrer, Hausvater 2c., kurz Alles in Allem, der Fabrikvirector Meßmer 
jelbft (Früher Gemwerbelehrer zu Karlsruhe) war. Ein ungemein herzliches 
Verhältniß, welches bis heute fortdauert, entwidelte fich zwiſchen dem Lehrer 
und feinen Zöglingen; praftifche Mebungen, Studium und häusliches Leben 


gingen Hand in Hand, und nicht nur der Geift, auch Herz und Gemüth 
wurden gebildet. Der jegige Director des Etabliſſements, Herr Brauer, ift 
einer der Dreifig; e8 ift eine Yamilienverbindung zwiſchen ihm und feinem 
ehemaligen ehemaligen Lehrer und Erzieher hergeftellt worden, und Herr 
Meßmer hat, al8 er ſich in die wohlverdiente Ruhe (deren er heute noch 
genießt) zurüdzog, feine Schöpfung ohne Beſorgniß einer jüngeren Kraft an- 
vertrauen können. Bon den Mebrigen find Einige auf der Fabrik angeftellt, 
die Meiften aber haben gute, zum Theil jogar glänzende Stellungen aus: 
wärtd erhalten, Mehrere find jelbft Directoren bedeutender ( "Tfoments, 
Andere hervorragende Eifenbahntechnifer geworden, und der Rr 

ftadener Schule ift durch fie in die fernfien Länder getragen r 

Bon dem Berein für Socialpolitif aufgefordert, fich über die «.,, 

frage und über feine Schule auszuſprechen, hat der liebenswürdige friſche 
alte Herr ſich jofort dazu Bereit erflärt und die folgenden Notizen zu unferer 
Verfügung geftellt, die wir mit dem beften Danke hier abdruden. 
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Ueber die Erziehung tühtiger Arbeiter in der Klein= und 
Großinduſtrie. 


Wer ſich zum tüchtigen Arbeiter in der Induſtrie ausbilden will, muß 
ſeinen Weg durch die Werkſtätte nehmen und darf ſeinen Eintritt nicht durch 
einen zu lang fodtgeſetzten Schulbeſuch verzögern. Die geeignetſte Zeit iſt 
nad) Beendigung eines tüchtigen Elementar = Unterrichts, was mit dem 14. 
oder im längften mit dem 15. Jahre gejchehen kann. 

Die induftrielle Kunft iſt nur den ausgezeichneten Praktikern befannt, 
welche fie ſchon lange mit Erfolg ausüben. Die Kunſt der Werfftätte ift im 
Allgemeinen weit höher als der technifche Theil der Wiffenihaft. Der jung: 
Mann muß daher bei einem tüchtigen und mwohlmollenden Meifter Dienft ın 
der Werkftätte nehmen. Hier übt er fi) unter den Augen des Meifterd an 
der Seite geſchickter Arbeiter in der Arbeit, gewähnt fid) an die jo not: 
wendigen Disciplinen des Metier, Ternt dem Meifter gehorden und mit feinen 
Kameraden gut zu leben. Indem er ſich ftreng feiner Lehre widmet, ſucht er 
die Bervollftändigung feiner geiftigen und wiſſenſchaftlichen Erziehung, deren 
Nothwendigfeit die tägliche Praxis geltend macht, im einer worzüglichen ge 
werblichen Fortbildungsichule. Diejenigen, welche auf diefem Wege ſehr gut 
vorgebildet find, mit den nöthigen Anlagen auögeftattet und nad) Beendigung 
ihrer Lehre in der Werfftätte, noch eine höhere wiſſenſchaftliche Ausbildung 
erhalten wollen, werben ſich gewiß hierzu Gelegenheit auf höheren techniſchen 
Lehranftalten und auf Reifen zu verichaffen ſuchen (j. Nr. 5). Für bie 
größere Anzahl ver Lehrlinge und befonders der unbemittelten, ſei e8 im ber 
Klein- oder Großinduftrie, hat ein zu fpäter Eintritt in die Werfftätte den 
Nachtheil, daß die Handgefchidlichkeit und im Allgemeinen vie Tpeciellen Fähig— 
feiten beeinträchtigt werden, melde in diefen Künften ein bedeutendes Element 
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des Erfolges find. Die Schule allein wird dem Arbeiter als Compenfation 
feine Jubftantielle Erziehung geben. Der ſpäte Eintritt in die Werkftätte hat 
noch den weitern Nachtheil, daß er das Salair (Lohn) in gleiher Proportion 
als die profeffionele Gejchidlichkeit verringert, indem er die Epoche ver— 
zögert, wo die Arbeit ſchon productiv fein follte. 

In der Großinduftrie ift e8 eine Lebensbedingung, daß der Grundftod 
(die Cadres) des Perſonals durdy fortwährendes Nachziehen von intelligenten 
und geſchickten Arbeitern erhalten werden. Die Ufine von Graffenftaden hat 
zur Erreihung dieſes Zweckes eine gewerbliche Fortbildungsſchule in ihren 
Werkſtätten jelbft gegründet, welche jeit ihrem Beftand vorzügliche Nefultate 
geliefert hat. Diefe Schule wurde in dem Bericht der Commiffion für tech— 
niſchen Unterricht (von General Morin erftattet) mit dem Bemerken erwähnt, 
daß ihre Reglement als Modell (type) für Gründung ähnlicher Schulen 
dienen können (ſ. die Nr. 4, über die Schule). 

Bei dem Beſuch der vorzüglichften induftriellen Etabliffement8 in Eng— 
land, Frankreich, Deutichland und Belgien habe ich mich überzeugt, daß die 
Eigenthümer die Yeitung ihrer Werkftätten größtentheil® Denjenigen über: 
tragen, welche als Lehrling in der Werkftätte debütirt, gezeigt haben, daß fie 
mit geiftiger und moraliſcher Tüchtigfeit ausgerüftet find und ihr Leben meift 
in der Werfftätte zugebracht haben. Sie verlangen von dieſen Chefs nicht 
die Theorie der Arbeit, wie die Schule behauptet ſolche zu lehren, fondern 
die vollitändige Kenntnig des Metiers. 


2, 


Beitrag zur Beantwortung der drei Fragen über das Lehr— 
lingsweſen, welde der Berein für Socialpolitif auf: 
geftellt bat. | 


Es läßt ſich nicht leugnen, daß feit der Auflöfung der alten Gewerbe— 
verfaflung die Lage des Lehrlingsweſens ſich eher verichlimmert als 
verbefiert bat. Man hört heute weit mehr Klagen, daß e8 an tüchtigen 
Arbeitern fehlt, als ehedem, beſonders in der Kleininduftrie, die aber auch 
auf die Großinduſtrie rückwirkend find, da erftere Ietterer eine nicht unbedeu— 
tende Zahl vieljeitig gebilveter Arbeiter lieferte. 

Die Meifter nehmen feit der Einführung der Gewerbefreiheit die jungen 
Leute mehr in der Eigenichaft als Tagelöhner, bezahlen ihnen gleich einen 
Heinen Lohn, wodurd fie fich aller Verpflichtungen eines Meifterd zum Lehr: 
ling enthoben jehen, insbeſondere dem für fie fo Läftigen, aber heute jo noth- 
wendigen Bejucd der gewerblichen Yortbildungsichulen. Da konnte von einer 
Erziehung tüchtiger Lehrlinge feine Rede mehr fein, umfomehr, ald die jungen 
Leute nicht mehr wie früher beim Meifter in Koft und Logis find, wo fie 
meift als Mitglieder der Familie angejehen und behandelt wurden. Heute 
find die jungen Leute ohne alle Aufjicht außerhalb der Werfftätte, von dem 

Schriften X. — Ueber Lehrlingäwejien. 9 
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Befuch der Fortbildungsichule ift nicht mehr die Rede, und dies Alles findet 
ftatt in den für die Erziehung widhtigften Jahren !). 

Nun ftellte e8 ſich aber bald heraus, daß dieſe Nachzucht von jungen 
Taglöhnern mehr ein Contingent zum Proletariat, als zur Fortentwidlung 
einer intelligenten, lebens- und concurrenzfähigen Induftrie lieferte. — Eng: 
lands induftrielle Kraft beſteht vorzugsweiſe in der Nachzucht von tüchtigen 
Arbeitern, die in ihrem Metier jehr gut, geſchwind und ausdauernd arbeiten. 
Die Lehrlinge haben dort eine ftrenge Lehre von 5—7 Jahren durchzumachen, 
ehe fie won dem Arbeiter als ebenbürtig angefehen werden. Ich glaube, 
man wird früher oder jpäter darauf zurüdfommen müffen, von den alten 
Zunfteinrichtungen zu benugen, was gut war. 

Im Jahr 1836 war ich Mitglied einer Commilfion des Gewerber 
vereind in Karlsruhe, melde mit der Ausarbeitung eines Gutachtens über 
die Aufhebung der Zünfte und Einführung der Gewerbefreiheit beauftragt 
war. Im diefer Commiffion waren aud eine Anzahl unjerer beften und 
aufgeflärteften Gewerböleute, die Lehrlingsfrage wurde ſehr ausführlich be- 
Iprochen; von den dort feftgejegten Satzungen giebt Nr. 3 eine Abſchrift. 


3 


Auszug aus dem Gutadhten über die Aufhebung der Zünfte 
und Einführung der Gewerbefreiheit. 


Bon Der Lehrzeit und —— — Bi den Pflichten Des Lehr- 


(Gewerbeverein von Karlsruhe, 1836.) 


1) Die Lehrzeit ſoll bei den verfchiedenen Gewerben in Hinficht der 
Dauer, den zu erlangenden nöthigen Fertigfeiten, um als Gehilfe jelbft: 
ftändig fortfommen zu können, angemejjen fein. 

2) Sie beginnt mit dem Eintritt und dauert ununterbroden fort bis 
zur Vollendung der geſetzlich beftimmten Jahre. 

3) Kein Meifter ift berechtigt, diefe gejetliche Lehrzeit zu feinem eigenen 


1) Der jüngft verftorbene S5jährige Sainbairn zu Manchefter fagt im feinem 
vortrefilihen Auffat über VBolls-Erziehung (4. Abſchnitt. Erziehung der Er- 
wahjenen vom vierzehnten bis zwanzigften Jahre): 

„Diele erfte Stufe geiftiger Erziehung ift wahrjcheinlih die meift wichtige im 
„der ganzen Leiter des geiftigen Fortfchrittes. In diefer Zeit müſſen die wilden 
„Leidenschaften der Jugend controllirt und in die Grenzen der Mäßigung gebracht 
„werden. Sm bdiefer Periode endigt ber erfte Schulunterriht und die Berufs- 
„bildung beginnt. Dies ift eine Hauptperiode für bie Jugend, wann ein Leben 
„von Arbeit durch Studium fol unterftügt werden, indem es zum Gegenftand bie 
„Erwerbung von Kenntniffen zur Berfolgung feines Berufes hat, und berechnet ift, 
„Die Fähigkeiten des Geiftes zu erweitern. — Es ift erftaunenswerth, was ein Inge: 
„Mann auf diefem Weg felbft ohne Leitung und Beiftand und Lehrer (dur Selbft- 
„ubium) erlangen kann. Um ein erfahrener Arbeiter in jeber Handarbeit zu wer- 
„den, ift e8 nicht allein die Anwendung der Hand bei der Arbeit, im Gegentheil, 
„der Kopf ift Führer der Hand, bei jeder Bewegung, und um dieſe gejchidt zu 
„ihren, muß er die Naturgefege kennen.‘ 
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oder ſeines Lehrlings vermeintem Vortheil willfürlich abzufürzen; von Seite 
des Lehrlings kann dies gar nie ftattfinden. Stirbt der Meifter oder wird 
verjelbe unfähig, die Lehre zu vollenden, jo ſoll diefelbe in einer andern 
MWerkftätte vollendet werben. 

4) Die Summe des Lehrgeldes unterliegt der Uebereinkunft des Lehr- 
herren und der Eltern (reſp. Bormünder) des Lehrlinge, die Entrichtung aber 
allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen. 

5) Lange andauernde Kränklichkeit und daraus entftehende Unfähigkeit, 
die eingegangenen Verbinplichfeiten zu erfüllen, von der einen oder andern 
Seite, giebt ein Recht, den eingegangenen Bertrag aufzulöfen. 

6) Mangelt dem Lehrling die geiftige oder körperliche Fähigkeit zur Er- 
lernung des Gewerbes, jo kann er zur Erftehung der Xehrzeit nicht angehalten 
werben, jedoch hat der Lehrmeifter beim Austritt des Lehrlings für die ab— 
gelaufene Zeit eine dem Geſammtlehrgeld entjprechende Vergütung zu fordern. 

7) Ebenjo wird unwürdige, unmenjchliche oder ungeeignete, unerlaubte, 
zwedwidrige Behandlung und Verwendung des Lehrlings von Seiten des 
Lehrherrn dem erfteren ein Recht begründen, den eingegangenen Vertrag auf: 
zuheben. Auch begründen erwieſene Unverbefjerlichfeiten, Diebftahl ꝛc. des 
Lehrlings ein Recht von Seiten de8 Meifters, denſelben zu entlafjen. 

8) Lehrlinge, welche aus Unvermögen fein Lehrgeld zu zahlen im 
Stande find, haben dafür eine angemefjene längere Lehrzeit zu erftehen, bürfen 
aber deshalb von dem Meifter nie unmürdig behandelt oder zu andern zwed- 
lojen, den Gemerben fremden Geſchäften verwendet werden. 

9) Mit dem Anfang der Lehrzeit wird der Lehrling von den Vorftehern 
der Zunft oder Innung in ein beſonderes nad) Nummern fortlaufendes Bud) 
eingetragen, der Lehrcontract bei denſelben nievergelegt, oder ihnen die Haupt- 
punkte deſſelben über Lehrgeld ꝛc. angegeben, von denſelben ſchriftlich auf- 
gejetst, gegenfeitig unterfchrieben und aufbewahrt. 

10) Mit dem Eintritt in die Lehre fteht der Lehrling unter der be— 
fondern Aufficht des Lehrheren, und erhält, um diefe Aufficht über ihn ftets 
nn zu fünnen, wo möglich Koft und Wohnung am Tiſch und im Haufe 
deſſelben. 

11) Der Lehrherr hat die beſondere Verpflichtung, die moraliſche und 
religiöſe Bildung ſeines Lehrlings zu befördern, ſeine jugendlichen Verirrungen 
zu überwachen, auf die Ausbildung und Stärkung feiner körperlichen Kräfte 
wohl zu achten, überhaupt feinen körperlichen und geiftigen Geſundheitszuſtand 
fid) beſonders angelegen fein zu laſſen. 

12) Imreigenen Intereffe und in der bejondern Verpflichtung des Lehr— 
herrn muß es liegen, daß fein Lehrling die geſetzlich beſtimmten Stunden der 
Gewerbſchule regelmäßig und pünktlich beſuche, ohne an die Nachtheile 
und Berantwortlichfeit zu denken, die aus der Verſäumniß derſelben für beide 
Theile entipringt. 

13) Neben diefem Liegt e8 eben fo jehr im Intereſſe und in ber befon- 
beren Verpflichtung des Lehrheren, feinen Lehrling jo viel als möglich in ber 
Werkſtätte zu beihäftigen, ihm alle Handgriffe und Vortheile * Gewerbes 
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felbft zu zeigen, oder durch geſchickte Gehilfen zeigen zu laſſen und nad 
Kräften und beftem Wiſſen dazu beizutragen, daß derjelbe nach erftanvener 
HA als braudbarer Gehilfe in eine andere Werfftätte einzutreten be- 
fähigt jet. 

14) Der Lehrling bat feinem Lehrhern in allen erlaubten Dingen 
willig Gehorſam zu leiften, beſonders feine Befehle und Anordnungen im Ge: 
werbe jelbft treulich zu befolgen, ihn als den Stellvertreter feiner Eltern zu 
achten und den erlaubten Vortheil defjelben nach feinen Kräften zu fördern. 

15) Am Schlufje der Lehrzeit hat der Lehrling eine Probe feines er- 
lernten Gewerbes abzulegen, um dadurch zu zeigen, daß er zum Gebilfen 
hinlänglich befähigt ift, um in einer andern Werkſtätte ald Arbeiter eintreten 
zu fönnen. Auch muß er eine fchriftliche Befcheinigung über den fleifigen 
und nüglichen Beſuch der Gewerbeichule beibringen; ohne dieſe beiden Er: 
forderniffe jollte er ver Lehre nie entlafjen werden; denn eine gut zugebradhte 
Lehrzeit ift die Grundlage für fein fünftige8 Leben; und Meiftern, melde die 
Luft oder Eigenichaft nicht haben, einen Yehrling gehörig heranzubilven, follte 
e8 auch nie erlaubt werden, einen ſolchen anzunehmen. 


Bom Reifen und Wandern der Gewerbsgehitfen. 


1) Nach zurücgelegten Lehrjahren kann e8 nur von dem größten Nuten 
für den jungen Handwerker fein, wenn er die verjchtevenen Producte feines 
Gewerbes auf die mannigfaltigfte Weile und nad den verjchiedenen Stoffen 
und den Bebürfniffen einzelner Länder und Gegenden an Ort und Gtelle 
jelbft verfertigen fieht und verfertigen hilft. Seine Einfihten in fein Ges 
werbe müfjen ſich dadurch beveutend erweitern und feine manuelle Fertigkeit 
fi) vermehren, und von ihm darf man bei gehöriger Benutung der Wander: 
jahre auch einen geſchickten Meifter und»tüchtigen Bürger erwarten. 

2) Nebft diefem trägt aber das Reifen in fremde Länder auch befonders 
dazu bei, ſich allgemeine Lebenserfahrungen zu ſammeln; e8 befördert ven 
für den Gewerbömann fo nöthigen Umgang mit verfchiedenen Klaffen von 
Menſchen, verichafft ihm Gelegenheit, fremde Sprachen zu erlernen; es lehrt 
ihn mande Widermwärtigfeiten des Lebens ertragen und macht ihn dadurch 
fühiger, fich einen beftimmten Yebensplan zu machen und mit feinem Schid: 
ſale zufrieden zu fein. 

3) Doch joll zum Wandern fein Handwerker gezwungen oder Verſäumniß 
deffelben von irgend einer Stelle zu einer Strafe angehalten werden fünnen. 


* 


4. 
Die Fortbildungsſchule der Uſine von Graffenſtaden. 


Dieſe Schule wurde durch den Director Meßmer unter der Protection 
des Herrn Baron von Buſſière, Eigenthümer der Uſine, gegründet; fie iſt 
beftimmt, den Kindern aus der Gemeinde Illkirch-Graffenſtaden, den nächſt— 
liegenden Dörfern, aus welden fie ihre Arbeiter-Populatton reerutirt, und 
den Kindern der Arbeiter der Ufine jelbft Gewohnheiten für Ordnung und 
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von Moralität zu geben, ſowie die Elemente von hinreichender Inftruction, 
‚um fie in den Stand zu jegen, ihre induftrielle Laufbahn nad ihrer Intelli- 
genz und ihren Fähigkeiten zu verfolgen. 


Auszug aus dem Schulreglement. 


Jeder junge Mann, welcher ſich vorftellt, um zugelaffen zu werden, in 
ber Ufine feine Lehre zu machen, ſoll folgende Bedingungen erfüllen: 
1) das Alter von wenigftend 14 Jahren haben; 
2) beftätigen durch ein Zeugniß des Pfarrers, daß er zur erften Communion 
gegangen; | 
3) ein Zeugniß einer guten Aufführung von feiner Ortsbehörde aufweifen. 

Die Dauer der Lehre ift vier ober ſechs Jahre, während welder 
die jungen Leute verpflichtet find, die Curſe der Fortbildungsichule der Fabrik 
zu befuhen. Nach dem erften Jahre erhalten Diejenigen unter ihnen, welche 
fih durch ihren Eifer und ihre Yortjchritte auszeichnen, als Aufmunterung 

einen Lohn, welcher auf folgende Art abgeftuft ift: 
£ während des zweiten Jahres von fr. 0,50 bi fr. 0,75, 
während des dritten Jahres von fr. 1,00, 
während des vierten Jahres von fr. 1,25, 
während des fünften und jechsten Jahres nad) Verdienſt. 

Da die Erfahrung beftätigt hat, daß die Curſe, um mit Erfolg befucht 
zu werben, nicht ganz frei fein follen, jo wird den Lehrlingen der Abzug 
eined Zehntel8 ihres Verdienftes zum Vortheil der Schulkaſſe gemacht und 
ein zweites Zehntel wird zurüdgehalten als Garantie für die pflichtmäßige 
Erfüllung des Lehrvertrages. Es wird in der Sparkaſſe angelegt und nad 
Beendigung der Lehre das Ganze mit den Zinfen dem Zögling eingehändigt. 


Organiſation der Schule. 


Die Fortbildungsichule zählt fünf Wbtheilungen, deren Unterricht von einer 
Abtheilung zur andern fteigt, und einem befonderen Lehrer anvertraut ift, 
welcher vom Director und den Angeftellten der Fabrik unterftütt wird. 

Die Unterrichtögegenftände find folgende: Kalligraphie, — franzöfiiche 
und deutihe Grammatik, — Dictat, Orthographie, — Aufſätze, — Frei— 
hand⸗ und geometriſches Zeichnen und von Mafchinen, — Arithmetik bis zu 
den Logaritimen und Zinsrehnung einfchließlih, — lementar = Geometrie 
vollftändig, — Algebra bis einjchlieglich der Gleihungen vom zweiten Grade, — 
Phyſik und Mechanik, einfahe Maſchinen. 

Die Eurfe finden jeden Morgen von 6 bis 8 Uhr ftatt ohne Ausnahme 
des Sonntags; die fünf vereinigten Abtheilungen folgen dort dem Zeichen- 
unterricht, und alle Abende von 5—7 Uhr mit Ausnahme von Dienftag und 
Sonntag, fo daß die drei unteren Abtheilungen ſechs Klaffenftunden und bie 
beiden oberen Abtheilungen jede 8 Klaffenftunden zählen. 

Man giebt bier al8 nützliches Renfeignement das Tableau über die 
Berwendung der Zeit für die fünf Abtheilungen: 
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Donnerftag | Freitag 


Klaffe am Morgen von 6—8 Uhr im Sommer, und von 7—9 Uhr im Winter. 


Arithmetit ER Geometrie _ "ae 
1. — ei = —E — 
Zeichnen 


2 —— = mc 
" Geometrie Keitämetit Franzöſiſch — 
1 
= | * er = | = [Retigran N zunen 
Klaffe am Abend von 7—9 Uhr. 
Algebra ranzöſiſch Arithmetik .: 
J⏑ Men | Zorit geihnen 


Geometrie chne 
—25 en _ Zeichnen 


5. ne h 
Geometrie eihnen Mechanik 


Montag | Dienftag | Mittmod) Samftag 


Sonntag 























Arbeit des Abends! Um ven jungen Zöglingen während ber 
Winterabende alle Leichtigkeit zu geben, die Abendftunden nützlich anzuwenden, 
ſo wird jeder von ihnen, der hierzu an den Lehrer das Begehren ſtellt, in den 
Schulſaal zugelaſſen, welcher zu dieſem Zweck gewärmt und erleuchtet wird. 

Eine kleine Bibliothek von lehrreichen und unterhaltenden Büchern ſteht 
den Zöglingen zur Benutzung. 

Disciplin. Ein tägliches Bulletin ſetzt den Director in Kenntniß 
ber Abweſenheiten und ſolcher Vorfälle, welche wichtig genug find, um an 
gezeigt zu werben. 

Die Strafen, welche die Zöglinge fi) zuziehen fünnen, find nad dem 
Grad des Vergehens: Verweis der Divection, Geldſtrafe ober Entlafjung 
aus der Fabrik. 

Monatlides Eramen und vierteljähriges Bulletin. — 
Eramen am Ende des Jahres. Jeden Monat, am Nachmittag des Mon- 
tags, welcher dem Zahltag der Arbeiter folgt, findet zum Clafjement der Zög- 
linge eine Prüfung ftatt, beftehend in mündlichen Tragen, in einer gejchrie- 
benen Compofition (Dictat, Aufgaben der Arithmetik und Geometrie) und 
zwar abwechſelnd in Franzöftfcher und deutjcher Sprade. 

Die Rejultate dieſes Concurſes, wovon eine Copie dem Director zu: 
geftellt wird, werden im ein Regifter eingefchrieben, wo fic gleichfalls alle 
auf jeden Bögling bezügliche Noten finden. 

Am Ende jedes Trimefterd wird an die Eltern der BZöglinge ein Bulletin 
geſchickt, welches ihnen Bericht über die Aufführung, die Fähigkeiten, die 
Sefchichlichfeit und Fortichritte ihrer Söhne giebt. Diefe monatlichen Pru⸗ 
fungen ſind gekrönt durch eine entſcheidende Prüfung am Ende des Jahres, 
in Gegenwart einer Commiſſion aus höheren Angeftellten der Uſine, worüber 
ein Protocol aufgenommen wird. In Folge diefer Prüfung findet eine Aus: 
theilung von Preiſen, beftehend in nüglichen Büchern, ftatt. Dieſe Austheilung 
wird gewöhnlich mit einer gewifjen Feierlichkeit gemadht. 
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Die Zahl der Zöglinge, welche heute die fünf Abteilungen der Schule 
befuchen, beträgt 70. Gegen 300 junge Leute haben feit der Gründung ber 
Schule die verjchtedenen Klaſſen befucht. 

Ausgaben. Die Ausgaben, welde den Unterricht betreffen, find 
3500 fr. ohngefähr oder im Mittel 50 fr. per Zögling und per Yahr. 

Reſultate. Wenn man den geringen Grad von Unterricht in Bes 
tracht zieht, welchen die meiften der Zöglinge bei ihrem Eintritt in die Schule 
befigen, jo fann man mit den Reſultaten, welde die Schule feit ihrer Grün— 
dung geliefert hat, zufrieden fein, und deren Folgen, welche fie fir die Ufine 
und fir die Arbeiterbevölferung haben fann. 

Diejenigen, welche von der Natur begünftigt find, wiſſen über ihre Mit- 
ſchüler den Rang zu behaupten, welchen fie jchon bei den erften Prüfungen 
fich erworben haben, und find dann aud berufen, die erften Plätze in dem 
Bureau ſowohl, ald in der Werfftätte einzunehmen. Der Fonds von Kennt= 
niffen, welche fie in den fünf Abtheilungen haben erwerben können, wird ge 
nügen; Dank dem Studium und Dank ihren Beziehungen zu dem Perſonal 
der Direction, jowie zu den Eleven, deren ſowohl Fremde als Franzofen 
aus höheren technifchen Schulen in Graffenftaden find, erhalten fie eine aus— 
reichende praftiiche Ausbildung und die Möglichkeit, jelbft ohne die Hülfe von 
anderen Lehrern das Feld ihrer Kenniniffe zu erweitern, 

Sie finden zu diefem Zwecke große Hilfsmittel in der Bibliothek der 
Ufine, welde von wiſſenſchaftlichen und technifchen Werfen das Befte enthält, 
was in der franzöfilchen, deutichen und englifchen Sprache erſchienen ift. 

Ale Können überdies, indem fie einen Unterricht erwerben, der ihren 
Fähigkeiten proportionirt ift, außerdem durch die Lectionen des Meifterd und 
im Umgang mit ihren Mitichülern die Grundfäge von Ordnung und Moral 
Ihöpfen, welche die Würde des Menſchen ausmachen. 


I. Anhang zu 4. 
Anſprache des Directors (M.) bei der Preisaustheilungsfeier im September 1857. 


Hochgeehrtefter Herr Baron! 

Wir begrüßen Sie und Ihre hochgeſchätzte Familie und danken Ihnen 
nochmals, daß wir durch Ihre Liberale Unterftügung von 31, Jahren in 
den Beſitz einer Gewerbichule gefommen find. Die Ehre, die Sie der Schule 
erweilen, daß Ste und Ihre hochgejchätte Familie jelbft die Preisaustheilung 
an die preißwürdigften Zöglinge vornehmen, giebt uns einen Beweis, welches 
Intereffe Sie an der Schule nehmen. Es wird auch die herrfichiten Früchte 
tragen. Die Lehrer und Zöglinge wird e8 zu neuem Eifer aufmuntern. — 
Ihre zweimalige Anmefenheit giebt uns heute die Ueberzeugung, daß wir alle 
Jahre diefen Tag als einen Familienfeſttag begrüßen können. Wir wünjchen 
deshalb von Herzen, daß e8 Ihnen und den Ihrigen nod) lange geftattet 
bleiben möge, uns diefen Fefttag mit Ihrer Gegenwart zu verherrlichen. 

Bevor Sie, hochverehrtefter Herr Baron, die Austheilung eröffnen, bitte 
ich mir zu gejtatten, einige Worte über die Schule zu Jagen. 
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Schon im vorigen Jahre hat die erſte Prüfung ſtattgefunden. Dieſelbe 
hatte, obgleich die Schule aus den heterogenſten Elementen vecrutirt wurde, 
jehr lobenswerthe Reſultate geliefert, daß wir jhon damals Ihrem Wunfce 
gemäß und in Ihrer Gegenwart an die Preißwürdigften Belohnungen und 
Belobungen zur Aufmunterung zu neuem Fleiß austheilen fonnten. 

In der legten Oftermoche haben num bie zweiten Prüfungen ftattgefunden, 
Diefe Prüfungen waren durd einen überrafchenden Erfolg gekrönt. 

Bon 93 eingejchriebenen Zöglingen nahmen 91 an den Prüfungen tbeil. 
Die Prüfungen warden mit großer Umficht, Strenge und Unparteilichkeit von 
der dazu ernannten Prüfungscommifjion durchgeführt. 

In den theoretiichen Lehrgegenftänden wurde mündlich und fehriftlic 
eraminirt, und in den Werfftätten unter den Augen der Commiſſion und der 
Yeitung der betreffenden Contremaitres Arbeiten ausgeführt. 

Ueber Alles wurde genaues Kegifter geführt und das Ergebniß für jeden 
Unterrichtsgegenftand in Zahlen ausgevrüdt und georonet in einem Cahier 
niedergejchrieben. 

Die Eleven find in vier Klafien eingetheilt und wurden klaſſenweiſe 
in der Schule in folgenden Lehrgegenftänden eraminirt: 

1) Mathematik, als: 
Arithimetit und 
Geometrie, 
2) Zeichnen und Linienzeichnen, 
x — —— beides in franzöſiſcher und deutſcher Sprache, 
5) in den Werkſtätten alle Klaſſen vereint waren. 

Ich ſelbſt bin den Prüfungen mit größter Aufmerkſamkeit und Inter: 
eſſe gefolgt, und muß geftehen, daß die erlangten Refultate mir zur größten 
Satisfaction gereichten. 

Die vorliegenden Arbeiten, wie die numerischen Rejultate beweiſen Klar, 
daß die Schule jeit einem Jahr einen bedeutenden Fortichritt gemacht Bat. 
Es hat in jeder Mafje und insbejondere in der Werfftätte ein großer Wett: 
kampf ftattgefunden, Jeder fuchte zu leiften, was ihm feine Kräfte und An: 
lagen erlaubten. Es war in vielen Fällen ſchwer, den Preiswürdigſten zu 
finden, "deshalb habe ich es auch gewagt, Ihnen eine größere Anzahl, als dies 
gewöhnlich der Fall ift, nicht ſowohl zur Belohnung, als zur Aufmunterung 
zur Genehmigung vorzufchlagen. 

Den Herren Lehrern und Allen, die bei der Schule mitgewirkt, ſpreche ic 
bierinit meinen verbindlichften Dant aus, Jeder hat mehr als feine gewöhn— 


liche Pflicht geleiftet. 


Und nun noch einige Worte an unfere jungen Leute. 

„Ich bin mit Euerem Fleiß und dem Erfolg des vergangenen Jahres 
„Sehr zufrieden; daß der Nuten der Schule von Jedem von Euch felbft er: 
„tannt und gewürdigt wird, bewiefen gerade die Fortichritte und Liebe zu 
„Euerem Beruf. Diefer Nuten wird auch in dem Maß noch mehr von 
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„Euch erkannt werben, je mehr Ihr Euch zu tüchtigen und intelligenten Ar- 
„beitern ausbilden werdet.‘ 

„sch bin überzeugt, daß der größte Nuten in der Schule noch darin 
„beftehen wird, daß die Schule Euch natürlicher an das Etablifjement und 
„lernen Herrn knüpfen wird.‘ 

„Es wird durch die Schule ein gerechter Ehrgeiz und richtiges Pflicht- 
„gefühl in Jedem erwedt und Alle werben treu an Graffenftaden’8 Fahnen 
„halten und Alles aufbieten, daß ſolche überall geachtet werden.‘ 

„Jeder wird, wenn auch nicht Heute, doch in Jahren einfehen, was er 
„dieſer Schule zu danken hat.‘ 


U. Anhang zu 4. 
Anfprache des Directors (M.) bei der Breisaustheilungsfeier am 8. Septbr. 1861. 


Hochverehrtefter Herr Baron! 

Ich Danke Ihnen und Ihrer hochwerthen Familie für die Ehre, die Sie 
unjerem Heinen Feſte heute zum drittenmale durch Ihre Gegenwart erweifen. 

Bevor Sie, hochgeehrtefter Herr Baron, die Krönung der Preiswürdigen 
eröfnen, jet e8 mir erlaubt, einige Worte über die Schule felbft zu be— 
merken: 

„„Unſere Gewerbſchule wurde vor ſechs Jahren unter Ihrer liberalen 
Protection durch den Director gegründet, die ausgeſtellten Arbeiten der Zög— 
linge rechtfertigen hinlänglich, daß dies Inſtitut bereits gute Früchte getragen, 
und ficherlid wird dies von Jahr zu Jahr noch ſchlagender hervortreten in 
dem Berhältniß, als e8 ung gelingen wird, Werfftatt und Schule innig mit 
einander zu verbinden. 

Letztere wurde in der Abficht in's Leben gerufen, vor Allen den Söhnen 
der Gontremaitred, Arbeiter und Lanbleute der Umgegend Gelegenheit zu 
verichaffen, neben der praftifchen Lehrzeit fih tim Schreiben, Zeichnen, der 
Mathematik, im franzöfilhen und deutſchen Auffat fortzubilden. Das Unter: 
richtsmaterial ift in der Art gewählt worden, daß das hier Erlernte zur ge- 
naueren Einfiht und Logifchen Beurtheilung der Arbeiten in der Werfftatt 
dienen wird. 

Hierdurch Hilft eind dem andern, und ift der Zögling erft in ber 3., 4. 
oder 5. Klaſſe angelangt, jo wird ihm täglich der mirfliche Werth des Unter: 
richts deutlicher. 

Diefe Erfenntnig wird ſogar ein natürlicher Sporn für ihn bleiben, 
auch nach Beendigung jeiner Lehrzeit, fi durch gut gewählte Lecture und im 
Umgang älterer, gebildeter Fachgenoſſen weiter fortzubilden; auch für bie 
jüngeren wird e8 eine Aufmunterung fein, zu fehen, wie die älteren Kameraden 
in Folge ihrer Leiftungen ihren Weg machen, theils in der Ufine feldft, theils 
in fremden Induftrieen oder beim Militär. Jedem ohne Ausnahme ift durch 
diefe Erziehungsmeife das Mittel geboten, ein tüchtiger Arbeiter, Contremaitre, 
Ingenieur x. x., vor Allem aber ein achtungswerther Ortsbürger zu werben ! 

Auf diefem Wege find in allen Fächern der Induſtrie und insbefondere 





138 Mefmer. 


in der mechanischen, die viel manuelle Gefchiklichfeit erfordert, Die meiften 
unferer größten Heroen heraufgeftiegen, jowohl in Frankreich, als in England 
und Deutſchland. 

Männer, wie Watt, die beiden Stephenjon, Richard Roberts, For, 
Maudsley, Whitworth, Nasmyth, Braitwaite, Bramah, die beiden Fairbairn, 
Ramsden, Dollond, Fortin, Lenoir, Gambey, Bourbon, Cave, Schwilgué, 
Reichenbach, Frauenhofer, Borfig ꝛc. ꝛc., haben alle einen ähnlichen Weg ger 
gemacht; ihnen haben wir die außerordentliche Höhe der heutigen mechaniſchen 
Induftrie zu verdanken; fie haben den Ausfpruc des großen Philofophen 
Leibnit zur That gemacht: 

„Mit dem Mechanifchen joll ver Menſch beginnen und mit dem 
Geiftigen ſchließen.“ 

Auch unfere Ufine jelbft giebt hiervon ein Beiſpiel: MS ich vor 
23 Jahren beauftragt war, den technifchen Theil zu gründen, begann ich mit 
einem Perfonal von ca. 35 Arbeitern, heute ift Dagegen unjer Geſammt⸗ 
perfonal über 1300 geſtiegen.“ 

Euch Zöglingen ſage ich: 

„Sehet Euch um, junge Leute, und Ihr werbet finden, daß fich ber 
„ganze Generalftab der Ufine von Graffenftaden und unjere beften Arbeitö- 
„kräfte mit wenigen Ausnahmen in der Ufine ſelbſt gebildet haben; Ihr 
„werdet weiter finden, daß nicht Geburtsrang, fondern Kenntniſſe, Geſchick 
„lichkeit, Fleiß und Rechtlichkeit als einzige Mittel zum Avancement dienen.“ 

„Zöglinge, ich gebe Euch heute wiederholt den väterlichen Rath, daß 
„Jeder die ihm gebotene Gelegenheit, ſowohl in der Werfftatt, als in ber 
„Schule mit Fleiß und Liebe benute, und auch nad) Beendigung feiner Lehre 
„fortfahren möge, fich ferner auszubilden, denn das ganze Leben muß als 
„eine Lehre betrachtet werden, will man durch die Nachfolgenden nicht über: 
„prungen werben.“ 

„Nur zu wahr find die Worte Fairbairn's, unfere® Doyen in der 
„Mechanik: 

„„The Society never stand still!“ — 
(Die Geſellſchaft fteht nie ftill!) 
„Alles ift in ftetigem Fortichritt begriffen, und wer dieſem nicht Rechnung 
„trägt, der wird zurückbleiben!“ 


IT. Anhang zu 4. 
Ueber den techniſchen Zeihenunterridt in Öraffenftaden. 


Auf die Anfertigung von Entwürfen, Ueberfichts- und Detail-Zeihnungen 
zu auszuführenden Arbeiten, wurde gleid) anfangs große Aufmerkſamkeit ge 
wendet. 

Ale in den Werkftätten zur Ausführung kommenden Arbeiten wurden 
nad genau cotirten Arbeitszeihnungen gemacht, welche vom Zeichner und 
Director unterfchrieben waren. 

Bon jeder zufammengefegten Arbeit wurde ein genau cotirter Ueber: 
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fihtsplan und jo viel Durchichnitte und Detail: Zeichnungen gemacht, als zum 
Berftändniß und Vermeidung von Fehlern nöthig waren. 

Diefen Plänen war ein Verzeichniß aller ungerlegbaren Stide (liste de 
pieces) beigelegt. — Dieſes Verzeichniß war nad einem gewählten Schema 
gemacht, mit verjchtedenen Colonnen, — 1. Col. die Nummern ver Stüde, 
2. Col. Stüdzahl, 3. Col. Benennung des Stüdes, 4. Col. Eroquis der 
Form, 5. Col. befondere Bemerkungen. — Dieje Methode erleichterte Die 
Berification bei der Verſendung, daß nichts fehlt; der Rechnungsführer, der 
die gleiche Lifte erhielt, mußte fich der gleichen Namen der Stüde bedienen, 
die ihnen im Zeichenburenu gegeben wurden. Es war nöthig, Die Zeichen= 
methode fo zu geftalten, daß die jungen Eleven fo fchnell al8 möglich ſich in 
dieſelbe hineinarbeiten konnten. 

Da man ferner in der Fabrik in den erſten Jahren mit einfachen Ar— 
beiten (die articles courants), als: Wagen jeder Art, Winden, Preſſen, 
Pumpen, Feuerſpritzen, einfache Werkzeuge und Transmiſſionen ꝛc., angefangen 
hatte, und erſt ſpäter zu den zuſammengeſetzten größeren Arbeiten, als: Ma— 
ſchinen-Werkzeugen, Tabakfabrikations-Maſchinen, Eiſenbahnwagen, Tender und 
zuletzt zum Locomotivenbau überging, jo hat ſich eine große Anzahl von Ueber— 
ſichtsplänen angeſammelt, welche in großen Büchern für jede Fabrikation mit 
Inhaltsverzeichniß eingeleimt wurden und dann dem jungen Zeichner ein vor— 
zügliches Material zu ſeiner Ausbildung und Leitung an die Hand gaben. 
Es hat ſich auch in einer Reihe von Jahren eine vollſtändige Zeichenmethode 
ausgebildet, welche ſich durch Klarheit, Genauigkeit, Beſtimmtheit und gewiſſe 
Eleganz der Formen auszeichnete. 

Die meijten Eleven mußten das erfte Jahr, in dem fie noch ſchwach von 
Körperbau waren, durch das Zeichenbureau gehen, wo fie mit dem Copiren 
und Anfertigen der Detailzeihnung beichäftigt wurden. 

Alle Lehrlinge ohne Ausnahme mußten während der ganzen Dauer ihrer 
Lehrzeit den Zeichenunterricht bejuchen, welcher Sommer und Winter jeden 
Sonntag von Morgens 6 — 8 Uhr gegeben wurde, jo daß jeder feinen Gottes- 
dienst bejuchen fonnte, der gewöhnlich um 9 Uhr Morgens anfing. — 

Ber diefem Unterricht, der im Freihandzeichnen und geometrifchen Zeichnen 
beftand, bediente man ſich gut gewählter Originale. Für das geometrifche 
Zeichnen einer Sammlung, die ich, zu diefem Behuf entworfen, im Zeichen: 
bureau habe anfertigen laſſen. 

Da alle Schüler der fünf Klaffen in einem großen Saale zu dieſem 
Unterricht vereinigt waren, jo fand auch ein großer Wetteifer ftatt. Man 
erfannte bald die Zalentvolleren, Die fich auch ſpäter diefer Specialität mehr 
zumwendeten. Gewiß iſt der Zeichenunterricht am meiften dazu geeignet, am 
jchnellften Die individuellen Anlagen jedes Schülers fennen zu lernen und jeden 
nad jeinen Anlagen und feinem Fleiß vorwärts zu bringen. 

Zu Anfang ift e8 nothwendig, eine höchſt pedantifche Strenge auszuüben, 
um den jungen Dann an Keinlichkeit, Genauigkeit zu gewöhnen, und dann 
nachher auf die Entwidlung und Ausbildung feines Schönheitsfinns zu 
wirken. — Außerdem muß der Lehrer darauf achten, daß das angenommene 
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Yormat richtig eingehalten wird, daß das Zeichenmaterial in befter Ordnung 
jet ; beſonders gilt dies von den Reißfedern beim geometrifhen Zeichnen. 

Jedem Bögling muß gezeigt werben, wie er feine Reißfeder zu ſchleifen 
bat, damit er reine und weiche Linien von jeder Dide ziehen könne. Wie 
man fi von Anfang gewöhnt, jo hat man fich in Zukunft. — Ih er: 
innere mich noch jehr gut an meine Studienjahre an der polytechniſchen Schule 
zu Karlörube, während bei einem Lehrer vorzüglich gezeidynet wurde, wurde 
bei einem andern nadyläffig gezeichnet, und ich hatte mich damals ſchon über- 
zeugt, wie nothwendig gleih anfangs an den angeführten Disciplinen feft: 
gehalten werden müßte. 

Aber vor Allem darf man den jungen Mann nicht zu viel Zeit mit 
Künfteleren verlieren laſſen, man muß ihn fo fchnell als möglich im die 
Materie einführen, bei jeder Arbeit ihn ftreng auf feine Schwächen aufmerk— 
fam maden, indem man feine Zeichnung neben dem Original einer ftrengen 
Kritit unterwirft, damit er fid) Dann bei der nächften Aufgabe bemühe, feine 
Tehler zu verbefiern. Er muß dann bald anfangen, nad) der Natur zu 
zeichnen. Croquis zu machen von ausgeführter Arbeit und mit den ein- 
geichriebenen Maßen; diefe find dann wieder mit den Inftrumenten nad einem 
angenommenen Maßſtabe zu zeichnen und denfelben ein Farbenton zu geben. — 
Nach diefem ift e8 gut aus dem Gedächtniß zeichnen zu lafjen; immer vom 
Einfahen zum Schwierigeren übergehend! Ich habe diefe Methode bei meinen 
Zöglingen jehr bewährt befunden und mancher hat derjelben |päter eine vor— 
züglihe Stellung zu danken gehabt. 

Ich jelbft wurde frühe von meinem Bater an diefe Methode gewöhnt, 
auf meinen Reifen bin ich felten zu Bette gegangen, ohne das Wichtigfte, 
was ich gefehen, zu Papier gebracht. zu haben. Nur felten erhält man Er: 
laubniß, Croquis aufzunehmen. 


5. 
Jakob Meßmer's Bildungsgang, 


als Beitrag zu einigen Noten, die Erziehung tüchtiger Arbeiter der Klein 
gewerbe und Großinduftrie betreffend. 


Schon feit dem Jahre 1831 war das Studium des technischen Wort: 
bildungs = Unterriht8 eine meiner Lieblingsbejhäftigungen und kamen außer: 
ordentliche Umftände, die auf meinen Bildungsgang einwirkten, mir hierbei 
ſehr zu ftatten; von frühefter Jugend waren der Werfftätte, Schule und Bil— 
dungsreifen der größte Theil meiner Zeit und Thätigkeit gewidmet. 

Mein Bater war jeiner Profeffion nach ein gelernter Zimmermann, war 
von Natur körperlich und geiftig begünftigt und vereinigten fich bei ihm große 
Gefchieflichkeit und Erfahrungen, die er ſich auf feiner 15jährigen Wander: 
Ihaft im Ausland im Hochbau und Mühlenbau erworben hatte. 

Bei dem Bau des Karlsruher Hoftheaters (1807) war er mit ber Lei: 
tung der Zimmerarbeit und Inftallation der Theatermaſchinerie betraut ; nach 
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Bollendung des Ganzen wurde er als Hoftheatermeifter angeftellt, welche 
Stelle er bi8 zu feinem Tode (1837) inne hatte, 

Bereit unter jeiner Leitung hatte ich reichlich Gelegenheit, mich zum ges 
ſchickten Holzarbeiter auszubilden, während ich gleichzeitig bis Mitte des 15. 
Jahres die fatholijhe Elementarjhule, und bis zum 19. Jahre das Lyceum 
und die obere Realklaſſe beſuchte. 

Nachdem ih in den Jahren 1824—1828 bei Eccard in Karlsruhe, 
einem geſchickten mathematischen Inftrumentenmacher aus der Ramsdon'ſchen 
Schule, bei dem ic in Koft und Logis war, eine vollftändige Lehre durch— 
gemacht, am der Seite gebilveter und geſchickter Arbeiter aus verſchiedenen 
Ländern mit großem Fleiß gearbeitet, und in den legten drei Jahren meiner 
Lehre in den früheften Morgenftunden von 4—5 Uhr mathematiſchen Unter- 
richt durch den Oberbaurath Weller, damals Student der Ingenieurſchule, er— 
halten, war ich hinreichend vorbereitet, um mein Aufnahme-Examen in die 
polytechniſche Schule (1828) mit Erfolg machen zu können. 

Schon im erſten Jahre meines Studiums wurde ich von unſerem da— 
maligen Director, Geheimen Hofrath Wucherer, der zugleich Profeſſor der 
Phyfit war, zum Mecaniker des Großherzogl. phyſikaliſchen Kabinets er— 
nannt und bald darauf zum Mechaniker der ganzen Schule; hierdurch kam 
ich auch außerhalb des Collegiums in die angenehmſten und lehrreichſten Be— 
ziehungen mit den Profeſſoren der Schule. 

Meine im Jahr 1830 erfolgte Ernennung zum Mechaniler des Mark— 
grafen Wilhelm Hoheit verjchaffte mir Gelegenheit, einige hydrauliſche und 
landwirthihaftliche Einrichtungen auf deſſen Gute zu Rothenfel® zu machen. 

Nach Beendigung meiner Studien im November 1831 führte mid, eine 
Reife über Stuttgart und Tübingen nad) München, wo ich die fünf Monate 
meined Aufenthalt8 dazu benugte, die Mafchinerie des königlichen Hoftheaters, 
damals eine der beiten, ſowie die berühmten Werfftätten von Reichenbach und 
Frauenhofer, ihre Arbeiten, fowie ihre Ausführungsmethoden gründlich zu 
ftudiren. Einen Theil meiner Zeit verwendete ih, auch auf den Beſuch von 
Collegien an der polytechnifchen Schule, ſowie ihrer reihen Modellſammlung 
und des phufifaliichen Kabinets der Univerfität. 

Das Zuſammenwirken von Gelehrten, Induftriellen und Künftlern, ſowie 
die alljeitige freundliche Aufnahme eines Ternbegierigen jungen Mannes machten 
mir den Aufenthalt in München zu einem äußerſt angenehmen und [ehrreichen. 

Einige Monate nad meiner Rückkehr aus Münden machte ich eine 
weitere Reife an den Unterrhein über Mannheim, Darınftabt, Frankfurt a. M., 
Wiesbaden, Mainz und Köln und lernte in diefen Städten die techniſchen 
Lehranftalten und induftriellen Etabliffements fennen. 

Bald nach meiner Rückkehr nad Karlsruhe übertrug mir der Staats- 
rath Nebenius, der Neformator der polytechniichen Schule, die Yehrftelle 
der praftiihen Mechanik und die Einrihtung einer mechanischen Werfftätte 
an der Schule felbft. — Die Werkftätte wurde Anfangs Januar 1833 mit 
einer Heinen Anjprache von mir eröffnet. — Da für den Unterricht in ber 
praftiichen Mechanik und für das Arbeiten in der Werkftätte täglich nur zwei 
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Stunden beftimmt waren, jo fuchte ich meinen Zöglingen eine weitere Ge: 
Yegenheit zu verſchaffen, und errichtete zu dieſem Zwede zu Anfang des Jahres 
1833 und in Verbindung mit meinem Lehrkameraden Joſeph Berhmüller 
eine Privatwerkftätte zur Ayfertigung von mathematifchen Inftrumenten, pby: 
fitaliichen Apparaten, Modellen und kleineren induftriellen Einrichtungen. 

Während der Jahre 1833—1836 war mein Wirkungsfreis ein ſehr 
ausgedehnter und erforderte eine außerordentliche geiftige und phyſiſche Thätig- 
feit. Mehrere größere Reifen verihafften mir vielfache Gelegenheit, meine 
Kenntnifje und objectiven Urtheile, ſowie den Kreis perfönlicher Bekanntſchaften 
zu ermeitern. 

Mitte des Jahres 1833 machte ich mit meinem Studienkamerad und 
Zögling in der praftiihen Mechanik, Emil Keßler, dem jpäter berühmt 
gewordenen Rocomotivfabrifanten, eine viermonatliche Reiſe nach Paris über 
Meg und Chalons |. M. 

Die freundliche Aufnahme in Meg und Chalons |. M. veranlaften und 
zu einem mehrtägigen Aufenthalt, um an erfterem Orte die ſchönen Samm— 
lungen der Ecole d’application unter Poncelet’® Yiberaler Führung zu be 
fihtigen, und an letterem Drt die Organifation der Ecole des arts et 
metiers fennen zu lernen. 

In Paris mit dem Hoftheaterintendanten, dem Grafen von Lei: 
ningen und dem Hoftheatermaler Gafner aus Karlöruhe zufammengetroffen, 
wurde mir durch meinen Fürften der Auftrag, die Einrichtungen Der größeren 
Theater einzufehen und den Vorftellungen beizumohnen ; gleichzeitig befuchten wir 
auch mit diefen Herren die merfwürdigften Sehenswürbigfeiten der Hauptftadt. 

Durch unfern Gefandten bei den damaligen Sternen erfter Größe, 
Arago, Dulong, Bonillet, eingeführt, wurde e8 und durch Deren liberale 
Unterftütung erleichtert, die Apparate, Modelle und Inftrumente der poly: 
technischen Schule, der Sorbonne, des Obfervatoire, des Conservatoire des 
arts et metiers und die vorzüglichen Einrichtungen dieſer Anftalten zu ſtu— 
dDiven; Pouillet und Le Blanc madten und mit dem Stand ber In 
duftrie befannt und verſchafften und Eintritt zu den ſehenswertheſten, mecha— 
nischen und induftriellen Etabliffements. Durch Neubert aus Hannover, 
an deſſen Seite ich bei Eccard gearbeitet habe, wurde ich mit vielen Klein- 
und Kunftgewerben befannt gemacht. 

Meines fpäteren Freundes, des berühmten Mechanikers Gambey, je 
wie defjen humanen Eigenfhaften, muß ich hier auch gedenken; überhaupt 
wurde der damalige Aufenthalt in Paris durch Zufammenwirfen einer großen 
Anzahl Jugend- und Schulfreunde, ſowie der weiteren Belanntichaften von 
anderen Ländern, die den vwerfchiedenen Zweigen der Wiſſenſchaft, Kunft und 
Technik angehörten, ein äußerſt nugbringender und angenehmer. 

Im Jahr 1834 wurde ich mit dem Director des landwirthſchaftlichen 
Bereind, Freiherrn von Ellrihshaufen, von der badiſchen Regierung 
nady England gejchict, wo ich während viermonatlichen Aufenthalts nicht nur 
die landwirthſchaftlichen Maſchinen und Einrichtungen, fondern aud) die willen: 
ſchaftlichen, techniſchen Lehranftalten, Die großen Stants-Etablijjements Wool- 
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wich, Portsmouth, Gosporth ꝛc. und die beften damaligen Mafchinenfabrifen 
und Fabrifeinrichtungen jehen konnte, auch fand ich vielfache Gelegenheit, die 
Kleingewerbe fennen zu lernen. 

Die Rüdreife führte mic) abermals über Paris, wo mich das Studium 
ver damals ftattfindenden großen ‚Induftrie-Ausftellung und der neuen Mahl- 
mühlen in St. Denis umd St. Maur im Auftrag des Markgrafen Wil: 
belm Hoheit zu ſechswöchentlichem Aufenthalte veranlafte. 
ka 3 Diefe Reife gab meinem Geifte eine andere Richtung und jest wurde id) 
mehr zum großen Majchinenwejen Hingezogen, wozu fich auch bald Gelegenheit 
bieten jollte. Ich überließ nun meinem Aſſocie Berhmüller meinen 
Geihäftsantheil und machte, von Keßler unterftüst, den Civil-Ingenieur. 

Durch meine Ernennung in das Comité des Gewerbevereind und als 
Mitglied der Gewerbeichulen-Commiffion trat ich immer mehr ins öffentliche 
Leben ein und fam mit den erften Induftriellen und Meiftern aus allen Ge— 
werben in fortwährende Berührung. 

Im Jahre 1835 wurde ih zur Gründung einer neuen Privatwerfftätte 
durch den Director und die Profefioren der polytechnifhen Schule veranlaft. 
In derjelben wurden Modelle für die Gemerbeichulen, mathematiſche und 
phyſikaliſche Inftrumente und Apparate für die polhtechniſche Schule ꝛc. an= 
gefertigt; und bald war Arbeit genug für eine größere Anzahl Arbeiter vor— 
handen. Dur den Eintritt der drei geichidten Mechaniker Martinjon 
aus Roſtock, Trute aus Braunfchweig, Mündler aus Kempten hatte die 
Merkftätte drei tüchtige Kräfte gewonnen. 

Bei Gelegenheit der Errichtung der großen Spinnerei und Weberei zu 
Ettlingen wurde id) vom Banquierhaus von Haber beauftragt, die großen 
Spinnereien des badischen Wiejenthals, der Schweiz, des franzöſiſchen Ober- 
rheins, ſowie die berühmten Majchinenwerkftätten von Eicher, Wys u. Co., Andre 
Koechlin, Schlumberger zu befuchen; die Rejultate und Erfahrungen diejer Reife 
legte ich bald nad) meiner Rückkehr in einem ausführlichen Bericht vor. 

Im Jahre 1836 wurde ich mit der Anfertigung der Pläne, Leitung des 
Baues und Imftallation der Mafchinen und Apparate der Zuderfabrif zu 
Ettlingen nah Schutzenbach's Syſtem beauftragt, und entledigte mich des 
Auftrages zur vollfommenen Zufriedenheit der Gefellichaft. 

Schon im Yahre 1835 führte mich ein Auftrag unferer Zolldirection 
nad) Straßburg, um in der berühmten Fabrik von Rolle & Schwilgue 
eine große Anzahl von Brüdenwaagen zu prüfen und zu übernehmen. 

Während eines 14tägigen Aufenthalts hatte ich Gelegenheit, die genauere 
Bekanntichaft des Hrern Schwilgue, meines [päteren Schwiegervater, zu 
machen. 

Der nähere Umgang mit diefem hevoorragenden Mann, die Mittheilung 
feiner interefjanten Arbeiten und beſonders feine Art, techniſche Arbeiten. der 
ftrengften miffenjchaftlihen Unterfuchung zu unterziehen, waren nicht nur von 
hohem Intereffe, ſondern machten auch den Wunſch in mir rege, einige Zeit 
an feiner Seite zu arbeiten. 

Diefes Gefühl mochte wohl gegenfeitig fein, denn einige Monate päter 
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ward mir ber ehrenvolle Antrag zu Theil, in die Anftalt zur Unterftügung 
des Herm Schwilgus einzutreten. 

Nady Einholung der Genehmigung meine® hohen Fürften und Pro: 
tector8 und nad ſchwerem Abſchied vom elterlichen Haufe und zahlreichen 
Freunden und Gönnern trat ich Anfangs des Jahres 1837 in das Geſchäft 
von Role & Scwilgue ein. 

Um meiner Vaterſtadt das von mir gegründete mechaniſche Etablifie: 
ment zu erhalten, trat ich daſſelbe an Martinjon aus Roftod mit der 
Bedingung ab, daß er dafjelbe mit Emil Kepler fortführe, der jeit dem 
Jahre 1836 wieder einen thätigen Antheil an unferen Arbeiten genommen hatte. 

In Straßburg an der Seite des Baterd Schwilgue als Ingenteur und 
Mechaniker thätig, war id) nicht nur mit Ausarbeitung neuer Entwürfe, on: 
dern aud mit deren Ausführung bis Anfangs Detober beichäftigt, wo mid 
eine Reife durch Aheinbayern, Aheinpreußen, Belgien, Nordfrankreich aber: 
mals nad Paris führte. 

Bald nad meiner Ankunft in Paris erhielt ich die Nachricht, daß Vater 
Schwilgue nun definitiv von der Stadt Straßburg beauftragt morden 
jet, die Münſteruhr in Angriff zu nehmen, zu welder er jchon feit vielen 
Jahren die VBorftudien gemacht hatte. Der Wunſch ſich ausſchließlich dieſer Arbeit 
widmen zu fünnen, ſowie das Bedürfniß des ſchon bejahrten Rolle nad) Ruhe, 
veranlaßten beide Herren, ihren gerade zu Ende gegangenen Geſchäftsvertrag 
nicht mehr zu erneuern; fie traten ihr Geidäft an eine Geſellſchaft ab und 
behielten nur einen Antheil al8 Actionäre. 

Bon meinen Chef8 der neuen Gefellfchaft zum Director vorgejchlagen, 
fehrte ich bald nach Straßburg zurüd, um mic; mit der neuen Gejellfchaft 
zu verftändigen. 

Ich nahm den Antrag am, obgleich ich mir wohl veranichaulichte, 
welche Schwierigkeiten fi meiner Miffion darbieten mußten: durch den An- 
fauf der alten Quincaillerie-Fabrik von Graffenftaden, 8 Kilometer von 
Straßburg, durch Ueberſiedlung des Role & Schwilgue’ihen Geſchäfts und 
einen Theil der Arbeiter dorthin, und welche Ausdauer und Opfer e8 be 
Dürfen würde, eine Yabrifation im genannten Orte einheimiſch zu machen. 

Sind jeitdem Refultate erlangt worden, wie fie aus den beigeſchloſ— 
jenen Documenten!) hervorgehen, jo war dies nur möglic durch einen 
Bildungsgang, der von früher Jugend an objective Anſchauung gewöhnt und 
Gelegenheit gab, Kenntniffe, Geſchicklichkeit und Erfahrungen zu erwerben, bie 
e8 möglich; machten, Einrichtungen und Schulen ins Leben zu rufen, in denen 
junge Leute fich zu geſchickten Arbeitern und Mecanifern, zu moralifchen 
Menſchen und achtbaren Mitbürgern heranbilden konnten. 


9 Die Documente find Berichte über die Entwicklung und bie Erfolge ber 
— zu Graffenſtaden, die wir hier nicht zum Abdruck bringen, weil rn mit ber 
ebrlingsfrage in feinem directen Zuſammenhang ftehen. D. Red. 
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XII. 
Gutachten 


erſtattet von 
Franz Bujarsky 


in Berlin. 


Der Verein für Socialpolitik hat der öffentlichen Beurtheilung drei 
Fragen über das Lehrlingsweſen unterbreitet. Es iſt dies ein Thema, deſſen 
Behandlung mehr praktiſche als theoretiſche Erfahrung bedingt und da über— 
dies ausdrücklich gewünſcht worden iſt, daß ſich auch Arbeitnehmer über 
betreffende Fragen gutachtlich äußern mögen, ſo erlaube ich mir, in Nach— 
ſtehendem den Anſichten und Erfahrungen Ausdruck zu geben, die ich im 
praktiſchen Leben gewonnen habe. 

Bevor ich auf die Beantwortung der Fragen näher eingehe, muß ich 
mit einigen Worten meinen Standpunkt zur Arbeiterfrage und zur Gewerbe— 
geſetzgebung — mit welchen vorliegendes Thema doch untrennbar verknüpft 
iſt — näher bezeichnen. 

Es iſt nun einmal unumſtößliche Thatſache, daß die gegenſeitigen Be— 
ziehungen der Arbeitgeber und -Nehmer, der Lehrherren und Lehrlinge viel, 
jehr viel zu wünſchen übrig laſſen. Darüber herrſcht allgemeine Weberein- 
ſtimmung. Ueber die Urfachen jedoch, welche vie allbefannten, in allen Ton— 
arten befprochenen Webeljtände zur Folge hatten, gehen die Meinungen, je 
nad) der ſocialen Stellung de8 Einzelnen, himmelweit auseinander. Da will 
Niemand angefangen haben, Einer jucht immer die Schuld auf den Andern 
zu wälzen. — Wer ift denn aber der Urheber des allgemeinen Uebels? — 
der „fitten= und zügellofe” Arbeiter? — ver „Champagner zechende und 
Auftern jchlürfende” Bourgeoi8? — oder der Staat, der mit feiner modernen 
„übertriebenhumanen‘ Geſetzgebung all den „beillofen Wirrwarr‘ angerichtet 
bat? — Es mag ein Jeder fein Theilden Schuld daran tragen, die eigentliche 
und wirkliche Urſache juche ich jedoch in der gänzlich veränderten Productions- 
und Verkehrsweiſe. Die Entwidlung der Induſtrie, die ſogar der Politik 
neue Bahnen vorgezeichnet, bat auf ſocialem Gebiete wahrhaft revolutionär 
gewirkt. Die Calamitäten, unter denen das gewerbliche Leben gegenwärtig 
leidet, find nur eine naturgemäße Folge der induftriellen Entwidlung und 
alle Diejenigen, die in unbewußter oder eigenfinniger Verkennung der that- 
ſächlichen Berhältniffe die Rückkehr in die früheren „golvenen’ Zeiten fordern 
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und betreiben, tragen zur Verſchlimmerung des Uebels bei und müfjen als 
Mitſchuldige betrachtet werben. 

- Die Schuld der Betheiligten abzuwägen, ift bier nicht der Ort; doch 
fann ich mid) der Anficht nicht verichliegen, daß die bisher eingehaltene Praxis 
des Staates, die nothwendigſten Geſetze erft dann zu erlaffen, wenn die „Be: 
dürfnißfrage“ gelöft ft, d. h. auf deutich, wenn dem Drängen des Volkes 
nicht länger Widerftand geleiftet werden fonnte, in bevenflicher Weile zur 
Berichleppung und BVerichlimmerung der Verhältniſſe beigetragen hat. Aller: 
dings mangelt e8 nicht an „Capacitäten“, die behaupten, das Volk jei nod 
gar nicht reif für die Freiheit und darum ſeien ihm die Freizügigkeit, Gewerbe— 
und Coalitionsfreiheit vor der Hand noch ſchädlich, weshalb es Pflicht des 
Staates ei, durch beichränfende Beftimmungen dieſe Rechte wieder zu ver: 
fümmern. Bon. dieſem Standpunkte aus beurtheilt, hätte die Sklaverei nie- 
mals abgejchafft werben Dürfen, weil die freigelafjenen Sklaven theilweiſe ihre 
plöglich gewonnene Freiheit mißbrauchten. Pflicht jeder verftändigen Regierung 
ift es, die Lücken und Fehler der Gefeggebung möglihft im Voraus zu erfennen 
und zu befeitigen. Nie darf vorübergehender Mißbrauch einer freiheitlichen 
Regierung BVeranlaffung zur Reaction werden. Das möchten vor allem Die- 
jenigen bedenken, denen die Bejeitigung der ftaatlihen Borjehung und der 
damit verbundenen Bevormundung des jelbftändigen und umfelbftändigen 
Gewerbe: und Arbeiterftandes einige Unbehaglichfeit verurſacht hat. 

Noch jet erwähnt, daß ich fpeciell der Stuhlarbeiter-Brande angehöre 
und daher die einfchlägigen Berhältniffe einigermaßen genau fenne, aber aud 
die Lage der Lehrlinge anderer Berufszweige ift mir nicht unbefannt geblieben. 
Wo alfo in Nachftehendem die ZTertilinduftrie nicht beſonders angezogen ift, 
umfaſſen meine Ausführungen die allgemeinen Berhältniffe. 

„Welhe Veränderungen haben fi feit Auflöfung der 
alten Gewerbeverfaffung in der Lage der Lehrlinge 
in — in der Groß- und Klein-Induſtrie voll— 
zogen?“ 

Durch die Auflöſung der alten Gewerbeverfaſſung wurden bekanntlich 
die Innungen beſeitigt, ein Inſtitut, zu deſſen Aufgaben es gehörte, 
die techniſche Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen, während der Lehrzeit 
alle entftehenden Streitigkeiten zwilchen Lehrherrn und den befugten Vertretern 
der Lehrlinge zu ſchlichten und nad) vollendeter Lehrzeit den Lehrling zu prüfen 
und feine Befähigung zum Gehilfen durch ein amtliches Zeugniß zu beftätigen. 
Die Innungen waren nicht allein im Beſitz corporativer Rechte, jondern erfreuten 
fi) eines nachhaltigen Schuges der Gemeinde-Behirden. Unter dieſem Schutze 
und geftütt auf ihre eigene Kraft — die Kraft gefchloffener Vereinigung — 
haben die Innungen Jahrhunderte Yang ihre Aufgabe den jemaligen Zeit- 
verhältnifien entiprechend gelöft, nicht felten mit unerbittliher Strenge vor= 
gehend. Die Gefellihaft erhielt durch fie aber einen tüchtigen und fleifigen 
Handwerferftand. Warum find denn nun diefe wohlthätigen Inftitute aufs 
gelöft worden? hat nicht die Geſetzgebung durch Beleitigung derſelben alles 
Unheil beraufbejchworen, das uns innerhalb der gewerblichen, beſonders der 
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Lehrlingd- und Arbeitsverhältniffe beläftigt? Keineswegs! Die Regierung 
vollzog durch Aufhebung der Innungen nur eine äußere Form, in Wirklich: 
feit waren fie längſt abgeftorben. Anftatt vor der Zeit oder wenigftens mit 
ver Zeit einherzufchreiten, fchleppten fie nur mit Widenwillen hinter der Zeit 
ber, ſich immer und immer wieder an die liebe Vergangenheit Hammernd. 
Den gänzlih veränderten Zeit: und BVerfehröverhältniffen genügte der enge 
Rahmen der Innungen nicht mehr, anftatt denfelben zu erweitern, fich ent- 
ſprechend zu reformiren, ging deren Thätigfeit zuletst ausjhlieglih in pein— 
licher ‘Pflege der altgergebracyten Formen und mittelalterlihen Zunftgebräuche 
auf und jo war auch von der Ueberwachung und Leitung des Lehrlingsweſens 
nur noch ein Schein geblieben, eine höchft oberflächliche Prüfung des Lehrlinge 
unter Einziehung der üblichen Gebühren. Was fi) bis heute innerhalb der 
Lehrlingsverhältniffe zum Schlimmen geändert, das hat mur zum kleinen 
Theil die moderne Gejeggebung — zum weitaus größten Theil aber ber 
läſſige, veraltete Geift verjchuldet, der in den legten Zeiten der alten Gewerbe— 
verfafjung die gänzliche Zerjegung der Innungen herbeigeführt hat. 

Man klagt heute allgemein über ungeſchickte, ungebilvdete Arbeiter, die 
während Der Lehrzeit nicht gelernt haben. Wieviel Lehrlinge find denn aus— 
gebildet worden in den wenigen Jahren jeit Aufhebung der alten Gemerbe- 
verfajjung? Doch nur eine verſchwindend Kleine Zahl im Berhältnig zu der 
grogen Maſſe des Arbeiters, eine Minorität, die jich zudem noch in jenem 
Alter befindet, Das nur als Fortjegung der Lehrzeit betrachtet werden fann, 
in welchen der junge Arbeiter die in den Lehrjahren erworbenen Fähigkeiten 
erſt ergänzen und vervollfommnen muß. Diejenigen aber, die in ben legten 
Jahren der alten Gemwerbeverfafjung unter der Leitung und Aufjicht der 
Innungen eine ungenügende, technijche Bildung erlangt haben, deren Zahl 
eine jehr große ift, Das find die, um derentwillen die Klagen über untüchtige 
Arbeiter jo allgemeine und leider berechtigte geworben find. Aus dieſer 
unleugbaren Thatſache geht das Irrige jener Behauptungen zur Evidenz 
hervor, Daß die allgemeine Untüchtigfeit des Arbeiterftandes Das Reſultat 
unferer modernen Gewerbegefetgebung und lettere daher für die Geſellſchaft 
höchſt nachtheilig ſei. 

Wenn ich mit wenigen Worten die einſchneidendſten Veränderungen in 
der Lage des Lehrlings bezeichnen ſoll, jo finde ich feinen paſſenderen Aus— 
druck dafür, als daß der Knabe, der ein Handwerk erlernen will oder fol, 
nicht in die Lehre, fondern in „Arbeit“ tritt, nicht Lehrling wird, ſondern 
„Lohnarbeiter“. Der fogenannte Lehrherr, ſei er Kleinmeifter oder Fabrikant, 
nimmt ſich heutzutage feinen Lehrling, um einen tüchtigen Handwerker, einen 
fünftigen Berufscollegen aus ihm berauszubilden, fondern um eine billige 
Arbeitöfraft in ihm zu gewinnen. Diefer Vorwurf ift ſchwer, aber ich will 
zu beweiſen juchen, daß er gerecht ift. 

In der Schule lernt der Knabe — ich jehe hier von den Kindern begüterter 
Eltern ab — herzlich wenig. Die Eltern, die in ihrer Jugend nod weniger 
gelernt, meinen, dies Wenige fei mehr ald genug und erwarten mit Ungebuld 
den Austritt aus der Schule, um Schulgeld und Erhaltungsfoften zu eriparen. 
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Was ſoll nun aus dem Jungen werben, ſoll er in die Fabrik gehen ober 
ein Handwerk Iernen? Dieje Trage beihäftigt ſchon lange vorher die Eltern. 
Fällt die Entſcheidung zu Gunften eines Handwerks aus, jo treten alle andern 
Nüdfichten in den Hintergrund vor der zweiten Frage: Welches Handwerk 
ft am biligften zu erlernen? Neigung und Befähigung der nahen werden 
nicht in Betracht gezogen. Mit gleicher Rückſichtsloſigkeit wird bei der Wahl 
des Lehrheren zu Werke gegangen. Wer die günftigften Bedingungen ftellt, 
ift der Beſte. Die Gejchidlichkeit defjen, dem man die Erziehung feines 
Kindes anvertrauen will, ıft Nebenſache. Nur in feltenen Fällen beliebt «8 
den Eltern, für die Ausbildung der Knaben pecuntäre Opfer zu bringen, in 
der Regel erwartet man ſchon während der Lehrzeit Hingenden Gewinn. 
Mit folhen Erwartungen verläßt der Knabe das Elternhaus und tritt 
in die Lehre. Hier erwartet in gleicher Weife der Lehrherr den größtmöglichen 
Bortheil. Die Schmerzensrufe der Lehrherren, die in der Preſſe, in Ba: 
einen und Berfammlungen, in Petitionen und Vorftellungen bei den Behörden 
laut werden und faft regelmäßig in dem Sage gipfeln: „Nachdem uns bie 
Ausbildung der Lehrlinge die größten Opfer gefoftet, reißen fie uns aus“, 
find großentheild Redensarten. Es giebt einzelne Gewerbe — beiſpielsweiſe 
die Tertilinduftrie — bei denen ein Lehrling in 4—6 Wochen ſchon fein 
Brod verdient und doch find die Klagen dieſelben. Die Tertilinduftrie ift 
jelbftverftändlih mit anderen Gewerben nicht zu vergleichen, doch iſt's auch in 
anderen Gewerben heutzutage nicht jo ſchlimm mit den gebrachten „Opfern“. 
Der Heine Handwerker Tann mit dem Großtnduftriellen nicht concurriren, 
er kann ſich die Vortheile des Maſchinenweſens, der Arbeitstheilung und der 
Maffenproduction nicht aneignen, er befommt feinen höhern Preis für feine 
Arbeit als der Fabrikant, aber er will mit den Seinigen leben, muß jehen, 
wie er durchkommt. Was bleibt ihm übrig, als ſich billigere Wrbeitöfräfte 
zu verichaffen. Geſellen wollten beim Sleinmeifter joviel verdienen als in ber 
Fabrik — darum nimmt er Lehrling. Da nur unter günftigen Bedingungen 
für die Lehrlinge ſolche zu erhalten find, Hat er doppelte Urfache, mit der 
Arbeitskraft des Lehrlings ſpeculativ umzugehen. Im erften Jahre ift Leg: 
terer nur Laufe und Arbeitsburjche, zumeilen Küchenmagd und Kindermädchen, 
nur in der Zwiſchenzeit, oft wenn bereit3 Feierabend jein follte, werden ihm 
die erften Handgriffe beigebracht. Nach Ablauf des erjten Jahres wird der 
ältefte Lehrling frei, der legte rüdt eine Stufe höher und die Function des 
Lauf: und Arbeitsburſchen wird einem neu engagirten Lehrling übertragen. 
Der Borjährige fteht nun am Schraubftod oder an der Hobelbant, damit 
diefer aber bald etwas verdient, werden ihm nur ein und dieſelben Arbeiten 
übertragen und wird er endlich Gefelle, jo muß er zufehen, wie er mit feinen 
einfeitigen Fertigkeiten ſein Fortlommen findet. Weit jchärfer tritt die ein- 
fertige Ausbildung in größeren Etabliffements hervor. „ Der Fabrifant, den 
die Leitung des ganzen Geſchäftes vollftändig in Anſpruch nimmt, überläft 
die Ausbildung der Lehrlinge feinem Werkführer, dem die Zufunft des jener 
Obhut anvertrauten Lehrlings doch wahrhaftig wenig am Herzen Liegt und 
der in den meiften Fällen jo jehr beichäftigt ift, daß er jelbft bei gutem 
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Willen fi) wenig um die Lehrlinge fümmern kann. Nun iſt bekanntlich in 
größeren Fabriken die Arbeitstheilung in ausgedehntefter Weife durchgeführt 
und nur wenige exriftiren, in denen dem Lehrlinge alle Zweige, ja auch nur 
die Elementarbegriffe des Berufes gründlich, beigebracht werben. 

In den meiften größeren Majchinenbau-Anftalten giebt e8 Arbeiter, die 
ihre richtige Lehrzeit beftanden haben und doch nicht® weiter können, als eine 
Drehbank oder Hobelmafchine bedienen, eine Arbeit, die jeder gewöhnliche 
Tagelöhner in kurzer Zeit begriffen bat und die ein richtiger Schlofjer oder 
Maſchinenbauer fi) zu machen ſchämt, meil fie zwar leicht und lohnend, aber 
nur rein mechantich ift. Wollte nun Jemand behaupten, daß e8 einem jolchen 
Hobler oder Dreher an den nöthigen Fähigkeiten gemangelt hat, um mehr 
zu lernen, jo würde man in vielen Fällen den Manne Unrecht thun, er hat 
eben nicht das Glück gehabt, einen tüchtigen Lehrmeiſter zu befigen. 

Zur beſſern Sluftration des eben Gejagten mögen bier noch zwei Bei— 
Iptele aus meinen perfönlichen Erfahrungen folgen. Ich hatte den Vorzug, 
die zwei erften Jahre bei einem Meifter von altem Schrot und Korn zu 
lernen, der mir — obgleih in der Werfftatt nur leichte Waaren gefertigt 
wurden — doc die Elementarfenntniffe meines Berufs gründlich beibrachte. 
Umftände halber mußte mein Lehrherr fein Geſchäft aufgeben, ich felbft wurde 
feinem Sohne übergeben, der das gleiche Geſchäft in größerem Maßftabe 
betrieb. Auch mein neuer Lehrherr war durchaus ein Ehrenmann und doch 
gelang es meinen wiederholten Bitten und Vorftellungen nicht, ihn zu bewegen, 
mich die im Geſchäft producirten jchwierigen Gewebe lernen zu laffen. Die 
einfachen Gewebe waren minder lohnend für den Arbeiter, weshalb fich Gejellen 
nicht gern mit ihnen beichäftigten, fanden indeß guten Abſatz. Darum wurden 
wir Lehrlinge zur Herftellung derjelben verwandt. Hier wie überall war das 
Geſchäftsintereſſe der einzig treibende Impuls. — In der Werfftatt Des 
Tuchfabrikanten G. in der niederichlefiihen Stadt Sagan wurden in den 
Sahren 1862 — 1866 und fpäter durchſchnittlich 12—14 Lehrlinge beichäftigt. 
Der Fabrikant Fam wöchentlich nur mehrere Male in die Werkftatt, er hatte 
nicht einmal einen orventlichen Werfführer, die älteren Lehrlinge mußten die 
jüngeren anlernen. Selbftverftändlih war die Ausbildung nur eine ober- 
flächliche, indeß verftand es der Lehrherr, durch ungewöhnlich hohe „Trink— 
gelder‘ den Eifer der Lehrlinge anzufpornen. Diefe Trinfgelder, die fich je 
nach der Quantität der gelieferten Arbeit progreſſiv ſteigerten, ſchwankten — 
neben freier Station — zwilden 15 Sgr. bi8 1 Thlr. 15 Sgr. wöchentlich), 
wovon indeß nur die Hälfte ausgezahlt, das Uebrige notirt wurde. (Beiläufig 
gelagt, ift died ein Ausbeutungsiyften der jugendlichen Arbeitskraft, wie man 
es fich nicht ſchlimmer denken fann, das aber in der Tuchmacherei allgemein 
verbreitet ift.) Obgleich diefe Lehrlinge zuweilen doppelt jo viel, als die 
Gejellen — man ftand Werktage von 4 Uhr früh bis 10 Uhr Abends und 
Sonntag Vormittag am Webftuhl — lieferten, wobei natürlich der Lehrherr 
am beften jeine Rechnung fand, mochte doch Fein jolider Meifter Die Ausgelernten 
gern in Arbeit nehmen, weil letztere ebenfo roh und ungeſchliffen als liederlich 
waren. Und das geihah unter den Augen einer großen und angejehenen 
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Innung, eimer Innung, die ſich freilich mit der Herabiegung der Arbeits 
Löhne mehr bejchäftigte, als mit der Ausbildung der Lehrlinge. 

Zur Berwahrlofung der Lehrlinge hat ferner der Umftand beigetragen, 
daß es den Lehrherren, den Kleinmeiftern wie den Fabrtfanten beliebt hat, 
den Lehrling faft gänzlich von der Familie auszufchliegen. Verhältnißmäßig 
jehr wenig Lehrherren mögen noch an einem Tiſche mit den Lehrlingen ejien, 
entweder müſſen dieſe mit der Magd in der Küche ejjen, oder erhalten Koft- 
geld, bei der Zertilinduftrie 3. B. Ya —?/s des Geſellenlohnes. Hat ein 
ſolcher Lehrling feine Lehrzeit vollendet, dann bat er nicht einmal gelernt, fih 
bei Tiſche anftändig zu benehmen. 

Man jucht jett mit der Laterne nach guten Lehrlingen, aber dürfte 
man nicht ebenjo fruchtlo8 nad) dem bieveren, einfachen Handwerksmeiſter 
von ehedem juhen? Wenn es der Meifter unter feiner Würbe hält, den 
Lehrling zur Familie zu zählen, wenn er nicht nöthig zu haben glaubt, das 
Betragen des Lehrlings auch außerhalb der Werkftatt zu beauffichtigen, wenn 
der Lehrling fieht, daß e8 feinem Lehrherrn nur um den leidigen Vortheil zu 
thun ift, wie foll er dann Anhänglichkeit an den Lehrherrn und Liebe zum 
Beruf erlangen? Er wartet die günftige Gelegenheit ab und Läuft bavon, 
ein andrer Meifter nimmt ihn ja mit Freuden auf, fall er noch Luft ver 
jpürt zum Weiterlernen. Im vielen Fällen ift bei Beginn der Lehre nicht 
einmal ein jchriftliher Contract abgeichloffen worden, nur mündliche Ber: 
abredung bindet ıhn und mas hat wohl ein 16—17Tjähriger Knabe mit 
höchſt mangelhafter Erziehung für einen Begriff von der Heiligkeit eines 
Contractes oder gegebenen Worte, zumal wenn ihm bereit ein anderer 
Lehrherr zuflüftert: „Du fannft zu jeder Stunde zu mir fommen und jollt 
e8 bei mir bejjer finden, als bei Deinem bisherigen Lehrherrn.“ Dieſes 
Verfahren gewiſſenloſer Arbeitgeber, das leider oft beliebt wird, ift gan 
Dazu geeignet, den Contractbrudy der Lehrlinge großzuhäticheln. 

Alles in Allem genommen, hat fic die Yage der Lehrlinge im neuerer 
Zeit pecumtär verbeſſert, leider auf Koften der fittlihen und techniſchen Aus: 
bildung. Diefer bedauerliche Zuftand darf nicht fortdauern, ihm muß baldigſt 
und energijch gefteuert werben. 

II. „Welche Berbefjerungen können mit Erfolg durd bie 
freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie 
von Arbeiter und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden? 

Die Regierung bat ſchon früher eingefehen, daß eine Einmiſchung in 
die inneren gewerblichen Berhältniffe wenig eriprießlich fein dürfte, fie erließ 
daher nur allgemeine Beftimmungen und übertrug den Innungen die Aus: 
führung verjelben, den Behörden bezw. den ordentlichen Gerichten nur in 
bejonderen Fallen die Entſcheidung vorbehaltend. Die Innungen, mit Pri- 
vilegien und corporativen Rechten ausgeftattet, gewährten ihren Angehörigen 
gewiff Bortheile, jo daß die Aufnahme in diefelben gleihjam als eine Gunft 
etrachtet wurde. Pange Zeit hindurch war die Aufnahme von der Gefchid- 
lichkeit und Tüchtigfeit des Handwerkers abhängig, Eigenſchaften, die im Voraus 
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die Heranbildung der Lehrlinge zu tüchtigen Gehülfen verbürgten. Noch heute 
find Innungen vorhanden, aber das find fait ausnahmslos nur Schatten- 
bilder, ohne Einfluß und ohne Lebensfähigkeit. Und doch ift Niemand weder 
dazu berufen noch befähigt, eine Regelung der gewerblichen Verhältniſſe her: 
beizuführen, als gewerbliche Vereinigungen. 

Dbwohl man über unfere humanen Gewerbegejege haufig Klage führt, 
giebt e8 doch feinen Zweig der Geſetzgebung, gegen welchen jo allgemein von 
allen Seiten gefündigt wird, als gegen diefen. Daraus geht hervor, daß 
alle derartigen Gefege, mögen fie den alljeitigen Wünfchen noch jo jehr ent= 
Iprechen, keinerlei Ausficht auf nachhaltigen Erfolg haben, jo lange es an 
Drganen fehlt, die Ausführung zu überwaden und zu er— 
zwingen. Diejenigen Organe, die der Regierung auf diefem Felde bisher 
zur Verfügung ftanden, — die Polizeibehörden — haben ſich als unzuläng- 
lich erwieſen. &8 bleibt demnach nicht8 weiter übrig, als daß fich Die Gewerb- 
treibenden jelbft zu Hütern der Gemerbegefege machen. 

Die Hauptaufgabe fällt natürlich den Vereinigungen zu, doch bleibt auch 
den einzelnen Arbeitgebern ein weites Feld für eine erfolgreiche Thätig- 
feit. Diejenigen Arbeitgeber, die jo lebhaft über ven Mangel tüchtiger Ar- 
beiter lagen, mögen in den eignen Werfftätten die Erziehung der Lehrlinge 
wieder energiich in die Hand nehmen. Der Egoismus des Einzelnen muß in 
den Hintergrund treten, wo das allgemeine Interefje gebietet. Der Lehrherr 
darf nicht jeden Pfennig mit peinlicher Aengftlichteit abwägen, den er auf die 
Bildung des Lehrlingd verwendet, aus purer Furt vor dem Davonlaufen. 
Dem tühtigen Lehrheren Läuft felten ein Burſche davon, und fommt dies 
ja ’mal vor, dann ift e8 ein folcher, hinter dem der Meifter getroft ein Kreuz 
Ihlagen kann. Den minder tüchtigen Lehrherren möchte ic) die Worte des Ab- 
geordneten Dr. Schulze-Delitzſch ins Gedächtniß rufen: „Wollt Ihr, daß es 
befjer werben foll, jo werdet jelbft beſſer!“ Das eigene Befler- und Tüchtig— 
werden ift Die erfte und wichtigſte Vorausfegung für ein erfolgreiches Zu— 
ſammenwirken aller Betheiligten. 

Un gewerblicen Vereinigungen ıft fein Mangel, aber alle find auf die— 
jem Gebiete mehr oder minder machtlo8 und werden das bleiben, jo Tange 
ſich Arbeitgeber- und Nehmer-Bereine feindlih gegenüber ftehen. Nur von 
dem friedlihen Zuſammenwirken aller Betheiligten ift eine durchgreifende Re— 
form der gewerblichen, zumal der Lehrlingsverhältniffe, zu erhoffen. Verſuche 
zur Anbahnung freundihaftliher Beziehungen find oft genug gemacht worben, 
aber alle fcheiterten an dem vorhandenen Kaftengeift, der unter den jelbit- 
ftändigen Gewerbtreibenden durch die Innungen groß gezogen worden tft und 
von dem fi unfer Jahrhundert noch nicht Losfagen kann. 

Sobald ver Friede zwifchen Arbeitgeber: und Arbeitnehmer-Bereinen her⸗ 
geitellt ift, fobald die gegenfeitige Thätigkeit nicht ferner durch den fortdauern— 
den Kriegäzuftend gehemmt wird, muß e8 den vereinten Berathungen und 
Bemühungen ein Leichtes fein, eine Verftändigung über die nöthigen Reformen 
herbeizuführen und die Durchführung folder zu ermöglichen. Ich laſſe hier 
einige Reformen folgen, die ich zur Verbeſſerung der Lehrlingverhältnifie, für 
Erziehung eines tüchtigen Arbeiterftandes für heilfam eradhte. 
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Da iſt zuerft die Prüfungsfrage, über melde die Anfichten ſehr 
getheilt find. Ich erfenne die Nothwendigfeit der Lehrlingsprüfungen voll- 
ftändig an, nur bin ich entfchiedener Gegner jeder tobten Form, und darum 
verlange ich, daß die Prüfungscommiffionen aus periodifh gewählten Vertre— 
tern der Arbeiter und Arbeitgeber zufammengefett find. Mir genügt es 
nicht, Daß der Lehrling nach überftandener Lehrzeit einen „Schein“ erhält, der 
nicht3 weiter ift al8 eine Beftätigung, daß der Burſche jo und jo lange ge- 
lernt und fich während diefer Zeit „treu, bieder und fleißig“ aufgeführt bat. 
Ein ſolcher Schein ift fein Beweis für wirflih erlangte Fertigkeiten. Nur 
eine eingehende Prüfung zeigt, ob Lehrling und Lehrherr während ber 
Lehrzeit ihre Schuldigkeit getban. Soll indeß die Beaufjichtigung und Leitung 
des Lehrlingsweſens durch die Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitervereine 
ihren Zweck erreichen, fo müfjen jchon während der Lehrzeit in beftimmten 
Zwiſchenräumen Lehrlingsprüfungen ftattfinden, wodurch am leichteften dem 
Mißbrauch der Verwendung des Lehrling innerhalb ver erſten Lehrjahre ent- 
gegengewirft und eine einfeitige Ausbildung vermieden werben fann. 

Ganz bejondere Aufmerkſamkeit ift ven Contracten zuzumenden. Bei⸗ 
nahe in der Mehrzahl der Fälle werden fchriftliche Contracte nicht abgefchloffen, 
jondern nur mündliche Verabredungen über die Dauer der Lehrzeit u. ſ. w. 
getroffen. Das wirkt höchft nachtheilig. Es mag vorkommen, daß auch ber 
Ichriftliche Contract gebrochen wird, das find indeß nur vereinzelte Fälle gegen: 
über denjenigen Sontractbrüdhen, denen nur ein mündliche8 Uebereinfommen 
zu Grunde lag. Ueberhaupt ift ver Nefpect vor einem fchriftlichen Contract 
auf beiden Seiten größer , al8 vor einer mündlichen Verabredung, die zwar 
den gleichen moraliichen, jedoch nicht den gleichen juriftifchen Werth bat. 

Mit den Schulfenntnifjen der Eltern, nicht minder auch der Kleinmeifter, 
iſt e8 oft ſehr jchlecht beftellt, meift reichen dieſelben zur Abfaſſung eines 
Lehrceontracted nicht aus. In dieſen nicht felten vorfommenden Fällen wird — 
falls auf ſchriftlichem Contract beftanden wird — ein Winkeladvocat zu Hülfe 
genommen, der alsdann das Schriftftüd mit allen denklichen Kniffen umd 
Winfelzügen ausſtattet. Ich Habe vergleichen Contracte gejehen, die theild 
den eimen, theil® beiden Theilen Hinterthüren offen ließen, durch die man 
jederzeit den übernommenen Verpflichtungen entjchlüpfen Tonnte, ohne contract- 
brüchig zu werben. Darum Tieße ſich empfehlen, daß die Gewerbtreibenden 
ein Schema für Yehrcontracte erließen, das gewiffe Normativbeſtimmungen ent= 
hält und nur diejenigen Punkte offen läßt, die der perjönlichen Webereinfunft 
der Contrahenten unterworfen find, wie 3. B. Dauer der Lehrzeit, Höhe des 
Lehrgeldes u. |. w. Erfcheint aus diefem Grunde eine beftimmte Borjchrift 
für Lehreontracte empfehlenswerth, fo wird diefelbe von einem anderen Gefichts: 
punfte aus zum Gebot der Nothmendigfeit. ‘Die deutiche Reichsgewerbe— 
ordnung enthält Beftimmungen über die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken und Werkftätten. Wenn in den Fabriken oft, jo wird in fleineren 
Werkftätten faft regelmäßig gegen diefe Beftimmungen gefehlt. Würden jedoch 
vorſchriftsmäßige Yehrcontracte zur Anwendung gebracht, bei deren Abfafjung 
auf die Beftimmungen der Gewerbeordnung Rückſicht genommen ift, die 3.2. 


—* * 
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die Länge der täglichen Arbeitözeit feftftellen, dann würde e8 faum einer an- 
deren Gontrole bebürfen. Die Beftimmungen de Contracte® würden dem 
Lehrlinge bezw. deſſen Angehörigen hinreihenden Schuß gegen eine Weber- 
anftrengung des jugendlichen Arbeiter im Sinne des Geſetzes gewähren. 

Der Lehrcontract muß ferner für den Fall des Auflöfung der Lehr: 
verhältnifjeg in denjenigen Fällen, in welchen eine Löfung ftatthaft ift, eine 
beftimmte Kündigungsfrift feftiegen, was bisher faft gar nicht üblich war. 
Die meiften Lehrwerhältniffe werden unter der augenblidlihen Einwirkung 
irgend welchen Zwiſchenfalls ohne vorhergegangene reiflihe Erwägung gelöft. 
Eine beftimmte Kündigungsfrift, die unter allen Umftänden feftgehalten werben 
muß und deren Nichteinhaltung mit fihtbaren Nachtheilen verknüpft ift, dürfte 
ven Betheiligten hinreichend Zeit zur Ueberlegung gewähren und vor manchem 
übereilten Schritt bewahren. Unter einem Monat dürfte die Kündigungsfriſt 
nicht zur bemeſſen fein. 

Eine mindeftend viermwöchentlihe Probezeit dünkt mir außerordentlich 
nothwendig. Erſt nad) Ablauf derſelben dürfen die contractlihen Verbindlich— 
keiten in Kraft treten. Durch die Probezeit wird der Neigung des Lehrlings 
wenigftend einigermaßen Rechnung getragen — wie bereitd erwähnt, berüd- 
fihtigen die Eltern nur ſelten Wunſch und Anlage des Knaben — ebenjo 
fann fi während diefer Zeit der Lehrherr einen Einblid in die Fähigkeiten 
des Lehrlings verſchaffen. Eine Löſung des Lontracte8 dürfte unter Vor: 
führung triftiger Gründe — die einer befonderen Prüfung unterworfen fein 
müſſen — nur in der erjten Hälfte der Lehrzeit, in der zweiten Hälfte ber 
Lehrzeit aber nur in ganz aufßerorbentlichen Fällen — die durch Vereinbarung 
der Vereinigungen vorher feitzuftellen find — zuläffig fein. Die willfürliche 
lung des Contractes würde am erfolgreichiten dadurch zu ahnden fein, daß 
der Lehrling von feinem anderen Meifter defjelben Berufes aufgenommen 
werden darf, im entgegengeleßten alle aber dem Lehrherrn die Berechtigung 
zur Aufnahme von Lehrlingen zeitweife oder dauernd entzogen wird. 

Die Giltigfeit der Lehrcontracte ift von der Genehmigung der Einigung$- 
ämter, Innungen, Prüfungsausſchüſſe oder wie man fonft die aus Arbeit- 
gebern und Nehmern zufammengefegten Commiffionen zu nennen belieben 
wird, abhängig zu machen. Denfelben Commifjionen muß aud die Ent- 
ſcheidung über alle Streitigkeiten zuftehen. Außerdem halte ich für wünfcheng- 
werth, daß jelbftftändige Handwerker ſich die Berechtigung zur Aufnahme von 
Lehclingen durch ein praftiiches und theoretiſches Examen erwerben. Diefe 
Berechtigung müßte wieder entzogen werben, fobald eine gewiffe Zahl Lehr: 
linge des betreffenden Meifters ihre Prüfung nicht beftanden haben. 

Ein namhaftes Berdienft fünnen ſich Arbeitgeber: und Nehmer-Vereine 
durh Gründung und Unterftügung von gewerblichen Fachſchulen er- 
werben. Die Bauhandwerker und Techniker haben ihre Bau= und Gewerbe: 
Aademien, ebenfo die Brauer, für die Tertilinduftrie giebt es Webſchulen, 
für die Keramik keramiſche Fachſchulen. Lettere find indeß nur Privat: 
unternehmungen, wie bei den Brauern, Stuhlarbeitern, Porzellinern und faft 
ausnahmslos nur für Kinder begüterter Eltern zugänglih. Würden derartige 
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Schulen in Hinlängliher Zahl für alle Gewerbe gegründet, würde aud un: 
bemittelten aber tüchtigen Lehrlingen der Beſuch durd Stipendien ermöglicht, 
jo dürfte ein neuer Antrieb für den Eifer der Lehrlinge und ein praktiſches 
Mittel zur Hebung des Handwerkerſtandes gefunden fein. 

Ih muß nochmals wiederholen, daß ich die Möglichkeit dieſer und ähn— 
licher Reformen des Lehrlingsweiens nur von dem Zuſammenwirken 
der Arbeitgeber und Arbeitervereinigungen erwarte. Im den meiften Arbeit: 
gebervereinen prägt fi zum großen Theil das Schablonenartige, zunftgemäße 
Gebahren der Innungen zu jehr aus, als daß von diefen allein eine Belle: 
rung der Zuftände zu erwarten wäre. Durch SHeranziehung der Arbeiter: 
verbindungen dürften die Erfteren ein neues belebendes Element empfangen, 
während ſich Anjhauungen und Begriffe der Lebteren im Intereſſe des ge 
werblichen Friedens vortheilhaft Klaren würden. Die Möglichkeit derartig 
Berftändigung iſt von einer Seite angebahnt, worden, indeß ftet® am den 
Klippen gewiſſer „berechtigter Eigenthümlichfeiten” der Arbeitgeber geſcheitert. 

Seit mehreren Jahren ftreben die deutfchen Gewerkvereine nad Errit- 
tung von Einigungsämtern und gewerblichen Schiedsgerichten. Wenn dieſes 
Streben aud nicht ganz ohne Erfolg geblieben, jo ift derſelbe doch mit Rüd: 
fiht auf die Energie des Strebens und die aufgewandte Mühe ein un 
wejentlicher zu nennen. Ich könnte eine lange Reihe induftrieller Städte an: 
führen, in welchen die Gewerkvereine ftarf vertreten find und unermüdlich für 
das Zuſtandekommen von Einigungsämtern thätig waren. Man hat in ben 
meiften Fällen diefe Einrichtung als einen „Ausflug der Socialdemofratie” 
von der Hand gemiefen, ja in einzelnen Fällen die Führer der Bewegung ge 
maßregelt. Ich made indeß Niemand daraus einen Vorwurf, man fan 
althergebracdhte Standesoorurtheile nicht über Nacht abftreifen. 

Da ich gerade zu Denen gehöre, melde als Vorkämpfer für die ebenie 
humane als nützliche und zeitgemäße Idee der Einigungsämter die bitterften 
Erfahrungen gemacht haben, jo begrüße ich das kürzlich von Hamburg aus 
gegangene Project der neuen Innungen mit herzlicer Freude, ja mit 
Genugthuung, erblide ih doch in ihm den erſten ernfthaften Schritt ber 
Arbeitgeber, die Bahn zu betreten, auf der allein eine Ausſöhnung zwiſchen 
Capital und Arbeit wie eine Löſung der gewerblichen Wirren möglih iſt — 
die Bahn, welche die deutſchen Gewerfvereine feit ihrer Gründung zu eröffnen 
und zu ebnen juchten. 

Was den Hamburger Entwurf fpectell betrifft, jo enthält derſelbe alkı: 
dings einige Beſtimmungen, die id) von meinem Standpunfte als Arbeiter 
nicht billigen fan. Unter den heutigen BVerhältniffen fann nur dann cite 
Drgantfation erfolgreich wirken, wenn fie den nationalen Charakter trägt. 
Diefen Charakter entbehren die neuen Innungen, wenigftens nach der jegigen 
Faſſung des Entwurfs. Nechnet man ferner ernftlid auf eine Theilnahme 
der Arbeiter, dann muß auch der obligatorifche Beitritt zu den Hülfscafien 
wegfallen. Dieſer Beitrittszwang dürfte der erfte Reibepunkt zwifchen dieſen 
und ähnlichen älteren Vereinigungen fein, die man ja heranziehen, aber nidt 
in ihren älteren Rechten und Einrichtungen ſchädigen will und darf. Ferner 
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erſcheint mir auch die Ausdehnung der Competenz der Innungsgerichte auf Nicht- 
innungsmitglieder als ein heilles Ding, an dem jchlieglich der ganze Plan fchei- 
tern könnte. Die Hamburger freie Commiffion erklärt zwar in ihren Moti— 
ven, daß man durch dieſen Pafjus der Entziehung vor Strafen durch Aus- 
tritt von Mitgliedern vorbeugen wolle, indeß ließe ſich diefer Zweck einfacher 
erreichen, jobald die neuen Innungen im Beſitze von Corporationsrechten find. 
Die Erlangung der Letzteren wird lediglich von der Lebensfähigfeit der neuen 
Drganifation abhängig fein, die ihrerjeitS wieder von den Sympathien ab- 
hängt, mit denen das Project vom Publieum aufgenommen wird. Sympa— 
tbien zu erwerben, dürfte aber angefichts folder beengenden Statutenftim- 
mungen ſchwer fein, was die Entwidelung der neuen Innungen wejentlich 
beeinträchtigen müßte. 

Soweit der Hamburger Entwurf fi) mit dem Lehrlingöwelen beichäftigt, 
entjpricht derjelde — wie auch in vielen andern Punkten — voll und ganz 
den Ideen der deutſchen Gewerkvereine. Schon die Statuten der Lebteren 
fafjen die Regelung der Lehrlingsverhältnifje ind Auge. Die Normalftatuten 
für Einigungsämter vom Anwalt der deutichen Gewerkvereine, Herrn Dr. Mar 
Hirſch, ſowie deſſen Gutachten und Gefegentwurf für Einigungsämter — 
beides bereits 1873 vor der Hamburger Novelle veröffentliht — behandeln 
diefen Punkt noch fpecieller und ftimmt namentlich der Gefegentwurf mit den 
Vorſchlägen des Hamburger Entwurfs, was die Lehrlingäfrage betrifft, voll— 
ftändig überein. — | 

Wie bereits ausgeführt: Der freien Thätigkeit ver Gewerbtreibenden in 
ihren Vereinigungen ift die Aufgabe vorbehalten, das vielfach geftörte Gleich— 
gewicht auf gewerblichem Gebiete wiederherzuſtellen. Nichtige Erfenntniß der 
BVerhältniffe, Beſeitigung alles Clafjenvorurtheild, aufrihtige Hingebung an 
die gewerblichen Intereſſen und als Folge von dem Allen das friedliche und 
eifrige Ineinanderwirken jämmtlicher Betheiligten, die fi) heute noch als 
Arbeitgeber und -Nehmer gegenüber ftehen — das find die Aufgaben, mit 
denen fich jeder Einzelne wie die Gejammtheit zu beichäftigen hat. Das 
Uebel ift noch weniger groß, al8 Bielen ſcheint — Wohlan! laffen wir's nicht 
größer werben. 

III. „Wie fann die Gejeßgebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirken?“ 

Daß id) jede — Einwirkung der Geſetzgebung auf die gewerb— 
lichen Verhältniſſe für überflüſſig halte, geht aus Vorſtehendem zur Genüge 
hervor. Am allerwenigſten ſoll ſich die Geſetzgebung an die Stelle des Ein— 
zelnen ſtellen. Die Regierung ſoll ſich mit dem Erlaß allgemeiner Beſtim— 
mungen begnügen, wie der Gewerbeordnung z. B.; die Ausführung und 
Ueberwachung darf indeß nicht den Polizeibehörden, ſondern nur den natur— 
gemäßen Organen, den gewerblichen Vereinigungen übertragen werden, welche 
zu dieſem Zweck unter Beobachtung gewiſſer Normativbeſtimmungen mit dem 
Rechte juriſtiſcher Perſonen auszuſtatten find. Die Regierung ſoll für gewerb- 
liche Vereine ein Geſetz, ähnlich dem Genoſſenſchaftsgeſetz, erlaſſen, das dieſen 
Vereinen innerhalb der durch Normativbeſtimmungen und Geſetz gezogenen 
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Grenzen freien Spielraum gewährt. Auf dieſe Weile können ſich aus Ber: 
einen, wie die deutſchen Gewerkvereine und die projectirten neuen Innungen, 
heraus, Drganifationen bilden, die vollftändig befähigt find, die Innungen 
des Mittelalter den veränderten Verhältniffen angemefjen zu erjegen, im ge- 
werbligen Leben Ruhe und Ordnung zu erhalten und unjere Induſtrie der 
höchften Blüthe entgegenzuführen. 

Auf einem andern Gebiete bleibt indeß der Negierung ein meites Feld 
für erſprießliche Thätigkeit, auf dem Gebiete der Bildung. Eine mit ben 
Anforderungen der Zeit ftetig fortſchreitende Entwidelung der Volksſchulen ift 
das Fundament eines blühenden Gemerbeftandes. An dieſe muß fich die 
obligatoriihe Fortbildungsichule ſyſtematiſch amreihen. Jeder freidenkende 
Menſch fträubt fich gegen geſetzliche Zwangsmaßregeln, auf diefem Gebiete 
muß man den nachhaltigften Zwang gutbeifen. Hier handelt es fich um bie 
Ausbildung der unmündigen Jugend, die erft auf diefem Wege zur Freiheit 
und Selbitftändigkeit geführt werden fol. Es giebt allerdings Leute, die vor 
ihrem vermeintlichen Freifinn jo riefenmäßigen Reſpect haben, daß fie aud 
den Schulzwang als eine Belchränfung der perjönlichen Freiheit bezeichnen. 
Diefen will ih zum Schluß noch ein kurzes Beispiel vorführen. 

Der frühere Landtagsabgeorbnete Bürgermeifter Schneider hatte für bie 
Stadt Sagan die Genehmigung zur Begründung einer Sonntagsjchule mit 
der gleichzeitigen Beftätigung eines Drtöftatut8 erhalten, das Eltern umd 
Lehrherren für den Beſuch der Schule feitens ihrer Lehrlinge verantwortlid 
machte, eventuell zur Strafe zug. Die Schule wurde 1862 mit 4—500 
Schülern eröffnet, der Unterricht wurde unentgeltlich ertheilt. Im erften Jahre 
war der Beſuch zufrtevenftellend, fchließlich aber verfuchten einzelne Eltern und 
Lehrherren auf gerichtlihem Wege den Schulzwang zu befeitigen, mit welchem 
Erfolge, iſt mir nicht mehr erinnerlih. Der Schulbefuch verminderte fich in— 
deß von Jahr zu Jahr, bis endlich im Yahre 1871 die Schule wegen un. 
genügender Betheiligung gejchloffen werden mußte. Der Borftand des Sa— 
ganer Gewerbevereins, dem faft alle felbftftänpigen Gemerbetreibenven am 
Drte angehörten, verfuchte die Schule zu erhalten. Man wollte anftatt des 
Sonntags an zwei Wochentagen Abendunterricht ertheilen und erwartete, daß 
die Lehrherren gern die geringen Koften — die ftäbtifche Verwaltung war be 
reit, einen beträchtlihen Zuſchuß zu zahlen — tragen würden. Man erließ 
einen öffentlichen Aufruf, außerdem ein Circular an alle Lehrherren und das 
Nefultat? Bon den nad) Hunderten zählenden Lehrherren Sagans erklärten 
drei — fage drei — ihre Bereitwilligfeit zur Unterftügung dieſes gemeins 
nügigen Unternehmens, 

Ich würde diefen Fall nicht erwähnt haben, wenn derjelbe vereinzelt da- 
ftände. Er ift aber nur ein Beweis von vielen, daß gerade diejenigen, Die 
am meiften gegen den Schulzwang eifern, die wärmjten Bertheidiger der 
Dummheit und Unmiffenheit find, An das Gefchrei diefer Leute darf fih 
die Regierung nicht kehren. Der Schulzwang — aud für die Fortbildungs- 
ſchule — iſt ein Gebot der Nothwendigkeit. Je früher ſich die Gefetgebung 
demſelben unterordnet, je eher wir ausreichende Volksſchulen und obligatori- 
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ſche Fortbildungsichulen erhalten, um jo größer wird das Verdienſt der Gefet- 
gebung um die Entwidelung der heimiſchen Imduftrie fein. Died Verdienſt 
würde noch wejentlich vergrößert durch eine thatkräftige Unterftügung von 
Fachſchulen, die durch gewerbliche Vereine gegründet werden, aus Mitteln des 
Staates. Der Letztere muß fih die Erhöhung der Nährkraft des Volles 
ebenfofehr angelegen fein Lafjen, ald die Vermehrung der Wehrkraft und zwar 
im eignen, wie im Intereſſe des gefammten Volkes. 


Sp mögen denn in diefer Weiſe Gejetgebung und Bolt Hand in Hand 
gehen. Kräftiger und freifinniger Ausbau unferer Gemwerbegejeggebung und 
energiiche Durchführung derjelben durch die Gewerbetreibenden wird und muß 
dem Handwerk wieder einen goldenen Boden verleihen. 


„Tr 


Beridt)) 


ber Commiſſion, welde der Gewerbeverein zu Eifenad zur 

Prüfung Ddesvonder Hamburger Öewerbefammer gefertigten 

Entwurfs zu einer Reform des Titels II. (VI) der Reichs— 
gewerbeordnung ernannt hat. 


Die Commiffion hat diefen Entwurf, feine Motive und Die geftellten 
Tragen in Erwägung gezogen, aber die proponixten 88. 103 a—e um 
108a—k nicht annehmbar gefunden. 

Denn in Betreff des $. 103a Eingang und lit. a ift zu gedenfen, daß 

1) die Erwartung, als werde die Reichsgeſetzgebung Gemeindebehörben 
zur Gonftituirung vechtiprechender Behörden Ermächtigung geben, feine Hoff: 
nung auf Erfolg bat, da dieſe Geſetzgebung bereit8 in alinea 3 des $. 108 
der G.O. den Gemeindebehörben jelbft die definitive Rechtſprechung entzogen 
und den Juſtzbehörden gemäß dem Grundfage der Trennung der Yuftiz von 
der Verwaltung übertragen und den Gemeindebehörden nur die Verfügung 
einer proviforiihen Anordnung überlaffen hat, falls ſich die Parteien nicht 
der definitiven Entjcheidung unterwerfen ; daf 

2) ein lediglich aus gleichen Zahlen von Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern zuſammengeſetztes Gericht in Streitfachen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern nur in feltenen Fällen einen Majoritätsbefchluß zu Stande 
bringen wird, das Gericht alfo in den meiften Fällen unverrichteter Sache 
zurüctreten muß, daß Daher 

3) die nach alinea 4 des $. 108 ver G.O. ſtatutariſch (d. H. geſetz⸗ 
lich) zu bildenden Schievögerichte, zufammengefegt au Gemeinvebehörde mit 
Erecutive und gleichen Theilen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, den Vorzug 
verdienen, weil dabei die Gemeindebehörde in allen Fällen den Ausſchlag 
giebt; daß endlich 

4) die Procedur der Schiedsgerichte paßlicher in einem Ortöftatute, alö 
in der R.G.O. auszuführen ift. 

Was den Antrag im $. 103 4 lit. b betrifft, daß nämlih Zwang 
gegen die Innungsmitglieder zum Beitritt zur Kranken, Invaliden-, Sterbe: 








1) Anm. db. Red. Der uns gütigft mitgetheilte Bericht nebft Anlage erftredt 
fih auch auf einige andere Punkte der Gewerbeordnung außer der Lehrlingsfrage ; 
bei dem inneren Bufenmnenhang diefer Dinge hat die Rebaction geglaubt, die Ar- 
beit vollftändig zum Abbrude bringen zu follen. 
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und anderen gewerblichen Hülfs-Caſſen geübt werben ſolle, jo hat die Innung 
ihre Innungscaffe und nur diefe zu verwalten, gemäß ben commumalen 
Zweden der Innung; daraus fann auch je nach den Mitteln der Cafje Wohl- 
thätigfeit geübt werden. Auf Bildung genofjenjchaftlicher Vereinigungen kann 
die Innung anregend einwirken, aber felbft daran theilzunehmen Tiegt außer: 
bald der Grenzen der Innung. Deshalb kann man von Seiten der Innungen 
die Mitglieder zur Theilnahme an obengenannten Caſſen ermuntern, aber 
nicht zwingen, und jo bat auch bereit8 $. 140 der G.⸗O. entſchieden. Hin- 
ſichtlich derartiger Caſſen iſt für Gefellen der Beitritt nach $. 141 obligato- 
riſch, jedoch ıft der Zwang zum Beitritt verfagt, wenn der. Gejelle ſchon bet 
einer andern vergleichen Caſſe betheiligt if. Der Geſetzgeber wird daher 
ihmwerlih auf Abänderung des $. 140 eingehen, da ed an einem bewegenden 
Grunde dazu mangelt. 

Das in $. 103b aufgeftellte Verzeichniß gemeinfamer gewerblicher An- 
gelegenheiten ift nad) diefen Darlegungen in den Punkten unter lit. a, b, c 
binfällig, in den Punkten unter lit. d, e, f für eine Innung nicht volljtändig, 
und paßt ein ſolches Verzeichniß befjer in ein Innungsſtatut ald in die G.O. 

Die Zufagparagraphen 103 c—e und 108 a—k enthalten Beftimmungen, 
die nur Geltung haben, wenn die 88. 103a und 103b zu der von Der 
Commiſſion beizweifelten Geltung kommen. Es brauchte daher die Com: 
miffion dieſe Bolgeparagraphen nicht bejonders zu beipredyen. Nur jet das Eine 
noh erwähnt, daß es ein unglüdlicher, von der Gelchichte des Handwerks 
auch nicht unterftügter Verſuch jein würde, die Innung aus jelbitftändigen 
und unfelbftftändigen Handwerkern zufammenzufegen, da die Intereſſen diefer 
beiden Gruppen oft in Gegenfäge auseinander treten; es würde die Innung 
im fortdauernden Kampfe begriffen fein, der jedesmal mit der Majorifirung 
der Ihmwächeren Partei durch die ftärfere enden würde. Es würde aljo durch 
dieſe Zufammenjegung der Innungsglieder der gewerbliche Friede nicht ges 
fördert werben. 

Bis hierher ift der Bericht der Commiſſion verneinender Natur, durch 
die unter lit. A. des Fragebogens geftellte Trage: 

„Wie fol der Inhalt der Innungen beichaffen fein, wenn diefelben den 
von und angeftrebten Zwecken einer Kräftigung de8 aus dem Gewerbe— 
ftande hervorgehenden Mittelftandes im Allgemeinen förderlich fein jollen ?“ 

würde die Commiſſion nunmehr mit pofitiwven Aeußerungen vorgehen müſſen 
und e8 hat auch ein Mitglied Vorſchläge in diefer Beziehung gemacht. Die— 
jelben find in der Anlage enthalten. Bei der kurzen Friſt, die zur Bericht- 
erftattung geftellt worden ift, hat e8 den Mitgliedern der Commiſſion an 
Zeit gemangelt, die in diefer Richtung gemachten Vorſchläge einer reichlichen Er— 
wägung und Beurtheilung zu unterziehen. Es ftellt nunmehr die Commiſſion 
den Antrag: 

Der Gewerbeverein wolle den verneinenden Theil des Gutachtens zum 
Beſchluß erheben, und mit diefem Beſchluſſe den Bericht und deſſen Anlage 
dem Divectorium des Verbandes der mittelveutichen Gewerbevereine ab— 
Ichriftlich mittheilen, 


u Ri — - .sem u... — —— 
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denn es wird der Gewerbeverein in feiner größeren Zufammenjegung bei der 
Kürze der Zeit, im welcher zu antworten ift, noch weniger vermögen, eine 
tiefeingehende Beurtheilung zu ermöglichen. 
Eifenad, am 23. Februar 1875. 
Die Commiſſion 


beftehend aus den folgenden, im ber Vereinsverfammlung gewählten Mit- 
gliedern: 
Arthelm, Lehrer. Hering, Rechtsanwalt. Jäckel, Dredöle: 
meifter. Möder, Landbaumeifter. Müller, Werkführer. Roth— 
ſchuh, Sattlermeifter. Tappert, Zünchermeifter. Trunk, Stadt 
rihter. Weber, Schloffermeifter. 


vorſchläge 
zu Abänderungen mehrerer Paragraphen der Gewerbe: 
ordnung, bez. zu Zujfägen zu einzelnen Paragraphen. 


Bundesrath und Reichsrath haben e8 für angemeffen gefunden, be 
Erlaß der R.:©.:D. die Innungen beftehen zu lafjen, und für diefelben meh 
rere Vorſchriften zu geben. Ungeachtet defien hat aber das Gefeg eine folde 
Faſſung, dag den Innungen fein Gegenftand für Entwidelung einer Thätig 
feit gelaſſen iſt. 

Die Innung iſt eine Gemeinde von Handwerkern, und hat, wie die 
Handwerksgeſchichte darthut, ſtets nur als Commune fungirt, indem fie für 
geprüfte Lehrer des Handwerks ſorgte, die Lehrlinge zu ihren Lehrmeiſtern 
einführte, Lehrmeiſter und Lehrling überwachte, die Lehrlinge am Ende der 
Lehrzeit prüfte und zu Geſellen ſprach, auf geordnetes, ſittliches und religiöſes 
Leben der Meiſter, Geſellen und Lehrlinge hielt, die Meiſterrechtsbewerber 
prüfte, Meiſters-Wittwen mit Rath und That, kranke, abgebrannte oder ver: 
unglückte Meiſter, arme Lehrlinge unterſtützte. Die Innung muß unter 
ſchieden werden vom Handwerke, welches lediglich ein Geſchäftsbetrieb und nicht 
Gegenſtand der Innung iſt. Daher kommt es, daß verſchiedene Handwerker 
in ein und derſelben Innung ſich befanden. Diejenigen, welche ohne Sn: 
nung Handwerfe betreiben, können nad) der G.O. Lehrlinge annehmen , ohne 
daß fie die Fähigkeit haben, Handwerkslehrer zu fein, und damit iſt Das 
Leben und die Wirkfamfeit der Innung zerftört worden, jo daß die jchöne 
Ordnung, die früher unter den Handwerkern herrſchte, aus Rand und Band 
gegangen ift; und diefer wüſte Zuftand ift noch mehr unterftügt worden durd 
das Coalitionsgeſetz, kraft deſſen Gemwerbtreibende Intereffencoalitionen machen 
dürfen, welche den Mitgliedern der Innungen und den Geſellen ſtreng ver— 
boten waren. Die Lehren der Nationalökonomie haben geblendet, und man 
vergaß bei Aufhebung der Handwerksprivilegien die Innungen zu reconſtruiren, 
die ſo Vieles enthielten, was die Rechtlichkeit, Sittlichkeit, Religioſität und 
geordnete Privatökonomie gebot. Der politiſche Blick auf dieſe Factoren im Staate 
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war verbunfelt durch den ftechenden Glanz der Nationalöftonomie. Da man 
gleichwohl einſah, daß abjolute Gewerbefreiheit nicht eingeführt werden konnte, 
jo ging man in eine Gewerbeordnung ein und dieſe ermäßigte die Gewerbe— 
freiheit und hierbei hätte man erwarten ſollen, daß die Inmungen beachtet 
würden. Haß gegen die Handwerksprivilegien, Bermechlelung des Handwerks 
mit Innung jchadeten der letzteren. Es ift aber heute noch möglich, die 
Innungen zur Yebensfähigkeit zurückzurufen und zwar durch nur wenige Ab- 
änderungen ber G.O. und dur Neugeftaltung der Innungsftatuten bei 
volftändiger Aufrehterhaltung der. Freiheit des Gewerbebetriebe. 

Die Paragraphen, welde einiger Wenderungen und Zuſätze bebürfen, 

find die 8$. 83, 84. 91. 93. 94. 100. 108. 116. 124. 141. 

Zu 8. 83. Da nad dem Strafgefegbuche Entziehung der bürgerlichen 
Ehre für immer nicht zuläffig ift, jo fann Nr. 1 im 8. 83 geftrichen wer: 
den und da fein Innungsmitglied Antheil am Corporationsvermögen hat, 
wie dieſes bei Mitgliedern einer Gejellihaft der Fall ift, jo kann aud Nr. 3 
in Wegfall fommen. 

Bu $. 84. Die alinea 4 des 8. 84 lautet: 

„Die Ablegung einer Prüfung fann von denjenigen nicht gefordert 
werden, melde das betreffende Gewerbe mindeftens ſeit Einem Jahre 
jelbftftändig betreiben,” 

Würde man diefe Beftimmung fo verftehen, daß das Jahr vor Meldung zur 
Aufnahme gemeint jei, jo würde diefe Beftimmung die nach alinea 2 geftattete 
Meifterprüfung illujoriich machen, denn man brauchte nur ohne Prüfung das 
Handwerk ein Yahr lang zu betreiben, und ſich dann erft zur Aufnahme in 
die Innung zu melden. 8 ift daher wahrſcheinlich, daß die alinea 4 das 
Jahr vor Publication der Gewerbeordnung gemeint hat. Daher wäre zu 
petitioniren, diefe alinea zu ftreichen, da dieſes Jahr längſt verftrichen ift. 

Zu 8. 100. Dagegen könnte man Diefe alinea 4 als alinea 2 zu 
8. 100 in folgender Faſſung feßen: 

„Bilden Handwerker, "die theil3 eine Meifterprüfung beftanden habe, 
theil8 aber ungeprüfte find, eine neue Innung und man macht die Prüfung 
zur Bedingung der Aufnahme, jo fann von denjenigen, welde das be- 
treffende Handwerk minbeftens jeit einem Jahre vor Errichtung der Innung 
betrieben haken, die Ablegung einer Prüfung nicht gefordert werben.“ 
Zu S. 91. Die Beitreibung der Innungsbeiträge und ftatutenmäßigen 

Geldſtrafen (Dronungsfirafen) ſoll im Berwaltungsmege ferner nicht ftatt 
haben, e8 wäre daher zu jagen, daß diefe Beitreibung von der zuftändigen 
Suftizbehörde zu bemirfen fer, denn jonft müßte die Innung wegen weniger 
Groſchen jedesmal fürmlich lagen. Einer Corporation, die collegialifch be- 
ſchließt, kann man doch zur Aufrechterhaltung ihrer Autorität vertrauen, daß 
fie feine unbegründeten Anträge ftellen wird. 

Zu $. 94. Im diefem 8. 94 ift von Abfterben der Innung die Rede, 
es ift aber nicht beftimmt, welches die geringfte Zahl der Mitglieder ift, ehe 
fie als abgeftorben angejehen werden kann. Gemeinrechtlih gehören zur 
Bildung einer Corporation drei Mitglieder, die Corporation befteht aber noch, 
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wenn nur ein Mitglied vorhanden ift. Mit Rückſicht auf die Zwederfüllung der 
Innung fönnte man, weil de lege ferenda die Rede ift, die Innung als abge 
ftorben anjehen, wenn nur noch zwei Mitglieder oder ein Mitglied vorhanden find. 

Zu alinea 6 fünnte man alfo hinzufügen: 

„Die Innung gilt für abgeftorben, wenn weniger als drei Mitglicder 

nur nod vorhanden find.“ 

Zu 8. 93. Die Innung joll durch abfolute Majorität der ftinmenden 
Mitglieder aufgehoben werden können. Wenn man der Exiftenz einer Innung 
einen Werth beilegt und annimmt, daß drei Mitglieder zur Exiftenz einer 
Innung erforderlich find, fo folgt daraus: 

„Stimmen weniger als drei Mitglieder für Erhaltung der Innung, jo 

gilt letztere als aufgehoben.“ 
Denn warum follen dieſe drei eine neue Innung bilden, da fie jich bereits 
in einer joldyen befinden. Diejenigen, welchen es nicht in der Innung gefällt, 
fünnen ja nach $. 22 austreten. Nicht die Zerftörer einer Innung find zu 
begünftigen, jondern die Erhalter derjelben; jene wollen Geſpartes theilen, 
diefe wollen es erhalten und damit jegensreich wirken. 

Zu $. 108. Dieſer $. 108 ift ein jehr gewichtiger; durch ihm wird 
die Aufrechterhaltung der gewerblichen Ordnung möglich, er ift gut angebahnt, 
aber nicht wollendet, und ohne Energie. Es find bei Beurtheilung des In— 
haltes dieſes Paragraphen zwei Gefichtspunfte feftzuhalten, nämlich 

1) der abminiftrative, anordnende, 

2) der juftizmäßig entſcheidende. 

Bon adminiftrativer Anordnung handelt alinea 1, juftizmäßige Entjcheidung 
erwähnt alinea 3. 

Die in alinea 1 aufgeführten Gegenftände find ſämmtlich von der Akt, 
daß fie einer Regelung für das nächfte oder überhaupt für das fünftige Ver: 
halten bedürfen, nur die Worte 

„auf die gegenfeitigen Leiftungen,“ 
laſſen einigen Zweifel, ob fie nicht jujtizmäßiger Entſcheidung unterliegen 
müßten. Daher würde e8 ſich empfehlen, ftatt diefer Worte zu fegen : 
„auf Normirung der von nun ab einzubaltenden gegenfeitigen Leiftungen 
während der Dauer deſſelben.“ 

Die alinea 1 und 4 ſprechen entſchieden, dagegen lafjen die alinea 2 
und 3 eine Unentfchiedenheit im Laviren der Gefegebung wahrnehmen. Die 
in alinea 1 aufgeführten Gegenftände verlangen aber eine Regelung in 
fürzefter Zeit. Deshalb werfe man die zaudernde alinea 3 ab, gehe dann 
aber durch die folgendermaßen gefaßte alinea 2 

„Inſoweit folhe bejondere Behörden nicht beftehen, erfolgt die Ent: 

Iheidung durch ein Schiedögericht.“ 
fofort auf die alinea 4 über, überlaffe e8 aber nicht den Gemeindebehörden, 
ob fie ein Schiedsgericht errichten wollen, oder nicht, fondern disponire be 
ſtimmt etwa in folgender Weife: 

„Auf Grund eines zu errichtenden Ortsftaturs ift das Schiedsgericht zu 

bilven. Dafielbe hat zu beftehen aus der Gemeindebehörde unter gleih- 
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mäßiger Zuziehung von Beifizern aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Sind 

die Parteien Handwerker und es befteht für da8 betreffende Handwerk 

eine Innung, jo find als Beifiger Obermeifter und Altgefellen zuzuziehen.” 
Die vom Schiedsgerichte getroffen werdenden Anordnungen müfjen befolgt, 
bez. ausgeführt werden. Es fann dies durch Zu- und Abführung von 
Lehrlingen, außerdem durch Strafauflagen für den Weigerungsfall geſichert 
werden. Daher würde man weiter zu beftimmen! haben: 

„Die vom Schiedsgerichte getroffenen Anoronungen find mit den even- 
tuell angedrohten Ordnungsſtrafen, welche regelmäßig in Geloftrafen und 
bet Injolvenz in verhältnigmäßiger Haft beftehen, von der requirirten zu— 
ftändigen Juſtizbehörde zu wollftreden.“ 

Terner fünnen aber außer den in alinea 1 erwähnten Tällen bereits 
füllige Leiftungen ron Zahlungen oder Objectabgaben in Frage fein. Dies- 
falls würde die Sache am die ordentliche Yuftizbehörde won dem Ausnahme: 
gericht oder ES chied&gericht zu verweilen fein. Man könnte baber dem $. 103 
die folgende alinea hinzufügen: 

„ft auf bereits fällige Leiftung einer Zahlung oder Objectabgabe der 
einen Partei an die andere zu erfennen, fo iſt dieſe Streitfrage an bie 
zuftändige Juſtizbehörde zu verweilen.“ 

nn würde man folgende Beftimmung ver alinea 4 des $. 108 bei— 
halten: 

„Das To gebilvete Schiedsgericht kann auch ſtatutariſch an die Stelle der 
etwa vorhandenen (in alinea 1 erwähnten) beſonderen Behörde geſetzt werben.“ 

Kürzer würde es fein, wenn den Lanbesregierungen der Einzelftaaten die 
Einführung diefer Schtedsgerichte auf geſetzlichem Wege ftatt der ftatutariichen 
Form zur Pflicht gemacht würde, wobei alebald die Procedur der Schieds- 
gerichte zu beftimmen wäre. 

Man betrachtet das Ordnen ber Zerwürfniſſe ber Arbeitgeber umd 
Arbeitnehmer als eine große und ſchwierige Trage, während fie die vor— 
gelhlagene Faſſung des 8. 108 der G.O. ganz einfach Löft. In einem aus 
Gemeindebehörde und Beifigern aus den Reihen der beiven gegenüberftehen- 
den gewerbtreibenden Claſſen beftehenden Schiedsgerichte giebt unter allen 
Umftänden ein Dritter, die Gemeindebehörde, den Ausſchlag. Auch Strikende 
und Vertragsbrüchige würden gezwungen, zur Ordnung zurüdzufehren. Die 
Schiedsgerichte norimirten Die Lohnhöhe und beemdigten dadurch die Strifes. 

Zu 8. 116. Die Gewerbeorbnung bedingt für die Lehre, daß die 
Lehrer geprüft fein müffen. Die Handwerkslehre gehört nicht zum Hand— 
werföbetrieb, fie ift aber von hoher Bedeutung, indem fie die Handwerker 
ausbildet, jo ausbilvet, daß fie den an fie geftellten Aufforderungen zu ent: 
ſprechen vermögen, dadurch aber ihr Brod mit Sicherheit verdienen können. 
Lehrling und Publicum muß vor Stümperei gefihert werden. Daher ift 
man berechtigt, von demjenigen Handwerker, welcher neben dem Betrieb des 
Handwerks, der Jedem freifteht, auch als Handwerkslehrer fungiren will 
einen Nachweis zu fordern, daß er zum Lehrer befähigt fe. Wo Innungen 
beftehen, deren Aufnahmebedingung die Meifterprüfung ift, befteht der Nach— 

er 11* 





164 Bericht der Commiſſion des Eiſenacher Gewerbevereins. 


weis der Lehrtüchtigfeit in der beftandenen Prüfung. Derjenige Handwerts- 
lehrer, welcher nicht in die Innung eingetreten ift, kann ſich von der Innung 
prüfen laffen. Iſt der Zuftand der Handwerker ein jo unvolltommener, daß 
alle Handwerker innungslos beftehen, dann fehlt die Gelegenheit zur Prüfung 
der Handwerkslehrer und es Liegt dann aud die Lehre im Argen. Die 
Leitung ver Lehre des Handwerks und die Ueberwachung der Lehrmeiſter und 
Lehrlinge und ſchließlich die Prüfung der Yegteren war von jeher ein Haupt- 
object der Thätigkeit der Innungen. Die Gewerbeordnung überläßt die Hand: 
werfölehre jedem Stümper und hat die Lehrlinge von der Prüfung entbunden. 
Dadurch ift die Innung ohne allen Grund des Hauptgegenjtandes ihrer 
Thätigfeit beraubt worden. Würde ihnen diefer Gegenftand dur das Geſetz 
zurücgegeben, was ohne irgend welche Benachtheiligung des Freigewerbes, 
wozu die Handmwerfölehre nicht gehört, geichehen kann, jo würden fich die 
Innungen wieder, beleben. Aus diefen Gründen empfiehlt fih zum $. 116 
folgende Zuſatzalinea: * 

„Wer nicht die Meiſterprüfung in einer Innung beſtanden hat, muß 
aus Rückſicht auf den Inhalt des 8. 118 der G.⸗O. den Nachweis 
führen, daß er die Lehrfähigkeit beſitzt. Mangelt ihm dieſer "Nachweis, jo iſt 
er zur Annahme von Lehrlingen nicht befugt, fofern in dem Zunftbereiche, 
worin er ſich befindet, neben ihm geprüfte Meifter des betreffenden Hand- 
werks vorhanden find.” . 

Zu $. 124. Die zu $. 116 angeführten Gründe laſſen zu 8. 124 

folgende Zuſatzalinea wünſchen: 

„Wo Innungen beſtehen, deren Mitglieder geprüfte Meiſter ſind, hat 
der Lehrling eine Prüfung zu beſtehen, ſelbſt dann, wenn der berechtigte 
Handwerkslehrer fein Mitglied der Innung iſt, und erhält ſein Entlaſſungs⸗ 
zeugniß von der Innung.“ 

Zu 8. 141. Die Innungen hatten ſtets die Aufſicht über die Unter— 
ftügungscaffe der Geſellen. Seit Einführung der G.-O. hat dieſe Aufſicht 
aufgehört, und die Unterftügungsmittel find ſeitdem theilmeife verzecht, als 
Honorare und Reifegelver der focaliftiichen Parteiführer, wie auch zur Unter: 
ftügung Strifender verwendet worden. Deshalb ift folgender Zufag zu 
8. 141 wünſchenswerth: 

„Gehören vie Gefellen oder Gehülfen einem Handwerfe an, welches 
zünftig ift, fo hat die Innung die Berwaltung der oben erwähnten Caſſen 
Durch einen oder mehrere deputirte Meifter zu überwachen. Außerdem ftcht 
diefe Ueberwadhung „der Gemeindebehörde zu.” 

Wenn die G.:D. in der dargeflellten Weiſe revidirt und vervollftändigt würde, 
jo würden die Innungen als die Unteroffictere der deutſchen Armee ber 
Handwerker wieder inftallirt und gute Ordnung würde in Kurzem wieder er: 
fennbar werben. Ä 

Ber Errichtung der Innungsftatuten würden die Lehrgegenftände des 
Handwerks verzeichnet, jo daß die Lehre jedes Handwerks ihre bejtimmte Be 
grenzung erhielte. 
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XIV. 
Gutachten 


von 


G. A. Lücke, 
Secretär des Orts-(Gewerk⸗) Vereins der Fabrik. und Hanbarbeiter in Zittau. 


Da der Berein für Socialpoliitk in feiner diesjährigen Herbitverfamm: 
Yung auch die Lehrlingsfrage mit in Berathung ziehen wird und ihm hierzu 
auch Gutachten über dieſe wichtige Frage aus Arbeiterfreifen erwünſcht find, 
fo will ich verfuchen, meine unmaßgeblichen Anfichten in diefer Sache in einem 
Arbeiter-Gutachten niederzulegen. 

Es fteht wohl außer allem Zweifel, daß die Lehrlingsfrage eine der 
wichtigften Fragen der Jetztzeit ift, und daß das heutige Lehrlingswelen einer 
der tiefiten Schäden des Kleingewerbes und ſomit auch der allgemeinen Arbeiter> 
verhältniffe ift, darin ftimmen wohl Arbeitgeber wie Arbeitnehmer überein. 
Beiderfeit8 ft man bemüht, den Kernpunft diefer höchft brennenden Frage und 
deren Lölung zu entdeden und feflzuftellen, und hierin gehen allerdings, wie 
ja nicht anders zu erwarten ift, die Anfichten aus Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehinerfreifen wieder auseinander. Anerfennenswerth ift es aber, daß beider: 
feit8 der Berfall des Lehrlingsweſens als der wundefte led des Kleingewerbes 
betrachtet wird, und daß man beiverjeit8 bemüht ıft, dieſen Schaden zu heilen. 
Bermöchte die Verlautbarung meiner Anfiht aud nur zum kleinſten Theile 
etwas zur Hebung des Lehrlingsweſens beizutragen, jo würde dies für mid) 
die jchönfte Genugthuung fein. 

Ber Erörterung der Frage 


„Welche Veränderungen haben fi ſeit Auflöfung der alien 
Gewerbeverfaffung in der Lage der Lehrlinge in Deutjd- 
land in der Groß- und Kleininduftrie vollzogen?“ 


kann durchaus nicht weggeleugnet werden, daß fich mit Einführung der neuen 
Gewerbeordnung eine ganz andere Zeitrichtung geltend machte. Die Feſſeln 
des Zwanges wurden gejprengt und, wie das Waller eines Stromes bei einem 
Durchbruche fich ein neues Flußbett Schafft, jo traten aud die Verhältniife 
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der Arbeiter reſp. der Lehrlinge in neue Bahnen ein. Der früher beſtandene 
Innungszwang, welcher das Lehrlingsweſen belaſtete und mitunter unerträglich 
machte, ward aufgehoben und dem Lehrlingsweſen entſtanden mit der neuen, 
der modernen Zeitrichtung entſprechenden Gewerbeordnung auch neue Ver— 
hältniſſe und freiere Bewegung. Leider haben dieſelben mit dazu geführt, daß 
ſich Unluſt und Unwilligkeit zur Arbeit immer häufiger conſtatiren laſſen und daß 
das Fortlaufen der Lehrlinge vor beendigter Lehrzeit aus Ueberdruß der Arbeit 
zur Tagesordnung geworden iſt, daß ſie ungehindert überall als Gehilfe in 
Arbeit treten können, und daß ſie darin gewiſſermaßen durch das Geſetz noch 
unterſtützt werden. Die verderblichſten Folgen davon aber ſind, daß nicht 
nur der Lehrmeiſter durch das Fortlaufen geſchädigt wird, ſondern daß das 
Gewerbe überhaupt dadurch in Verfall gebracht werden muß, denn durch die 
aus der Xehre entlaufenen Burſchen muß ein Contingent Arbeiter geſchaffen 
werben, welche ohne alle Intelligenz und Geſchicklichkeit im Gewerbe fort: 
vegetiren, und zwar wohl die höchſten Anfprüche mit ftellen, aber dafür nur die 
beicheidenften Yeiftungen zu bieten vermögen. 

Unter dem alten Innungsweſen fonnte das Fortlaufen Des Lehrlings 
nicht ſo ſtattfinden, denn der Lehrling bekam alsdann ja kein Lehrzeugniß, er 
konnte nicht zum Gehilfen geſprochen werden und in Folge deſſen auch bei 
keinem anderen Meiſter wieder in Arbeit treten. Mit dem aus der Lehre 
laufen war ſomit des Lehrlings Berufsleben zerſtört, und nur durch Aufnahme 
einer anderweitigen Lehre oder durch den Eintritt in freie Berufsarten konnte 
er noch ein Unterkommen finden. Heute iſt das Alles ganz anders, heute 
braucht er weder ein Lehrzeugniß, noch eine Freiſprechung, und überall kann 
er ohne Anſtoß in Arbeit treten. 

Aber auch ſchon unter den früheren Innungsverhältniſſen zeigte ſich ein 
Kranken des Lehrlingsweſens, und die Zahl derjenigen, welche einen gewerb— 
lichen Beruf ſich erwählten, ſchwand immer mehr und mehr zuſammen, ſo 
daß ſich in verſchiedenen Gewerben, die ſonſt ſtarken Zufluß an Lehrlingen 
aufwieſen, ſchon ſeit längerer Zeit faſt gar keine oder doch nur eine ſehr kleine 
Zahl Lehrlinge auffinden läßt. 

Wenn daher von Seiten der Arbeitgeber der Verfall des Lehrlingsweſens 
der neuen Gewerbeordnung zugeſchrieben wird, ſo dürfte das meiner Anſicht 
nach nicht ganz richtig ſein, denn das Schwinden der Luſt zur Erlernung 
eines Gewerbes wurde ſchon vor deren Inslebentreten conſtatirt. Wohl iſt 
die neue Gewerbeordnung dazu angethan, die Mißſtände des Lehrlingsweſens 
zu fördern, die alleinige Urheberin der Unluſt zur Erlernung eines Gewerbes 
und des Fortlaufens aus der Lehre iſt ſie aber nicht, da liegen die 
Wurzeln jedenfalls ſchon in den früheren Zwangsverhältniſſen. Ich glaube 
daher furze Blide in das frühere Innungsweien zurüdwerfen zu müſſen, 
um den muthmaßlihen Wurzeln des jo verderblichen Uebels näher zu 
fommen. 

In früherer Zeit kannte man noch feine Großinduftrie, der Gemwerb$- 
mann mußte daher im Handmwerfe fein Fortkommen ſuchen. Deswegen 
fonnten auch die Innungen damaliger Zeit den Lehrling in gewiſſe Zwangs- 
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verhältnifie bannen und ihm, namentli in den erften Lehrjahren, die verfchie- 
denften häuslichen Arbeiten anfinnen, die ihn mehr zum Haus- und Kinder— 
mädchen der Frau Meifterin machten, als zum Lehrling des Gewerbes. Mit 
der Errichtung der Fabriken entjtand eine neue Zeit, die jugendlichen Arbeiter 
fanden darin Belhäftigung, Lohn, beftimmte Arbeitszeit und eine gemifie 
Unabhängigkeit, und es iſt durchaus kein Wunder, daß dem jugenplichen Ge— 
müth das Fabrifleben mehr behagte al8 eine 3— 5jährige Lehrzeit. Hierzu 
trat aud die Erkenntniß, daß die häuslichen Dienftleiftungen nicht mit zur 
Erlernung des Gewerbes gehörten, und daß durch fie der Lehrlingsftand 
lächerlich gemacht wurde. Die in freieren, gewifjermaßen jelbitftändigeren 
Arbeitöverhältniffen lebenden Schullameraden machten ihre Gloſſen über ben 
mit dem Marktkorbe dahermandelnden oder mit dem Kinderwagen. umher: 
fahrenden Handwerkslehrling und Schreiber dieſes weiß ſich jehr wohl der 
Gefühle zu erinnern, die ihn beichlichen haben, wenn er in feiner Lehrzeit mit 
dem Marktlorbe einkaufen ging, mit dem Kinderwagen ausfuhr oder andere 
häusliche Berrichtungen machen mußte. Sein Ehrgefühl fand ſich durch diefe 
weiblichen, nicht zum Handwerk gehörigen Dienftleiftungen verlegt, und ſcheu 
ſuchte er in ſolcher Beichäftigung jedes Begegnen mit fi männlicher bewe— 
genden Kameraden zu vermeiden. Daß hierdurch die Luft zur Erlernung eines 
Handwerks nur noch mehr Ichmwinden mußte, ift wohl jehr natürlich und bie 
Folge davon zeigte ſich auch in der Abnahme der Lehrlinge. 

Die Gemerbefreiheit und die neue Gewerbeordnung waren der. freieren 
Nichtung der Neuzeit angepaßt, durch fie wurde das Freiheitögefühl und der 
Drang nad) größerer Selbftitändigfeit genährt, und es iſt nicht zu jehr zu 
verwundern, daß dieje Gefühle nur zu bald ſich auch dem jugendlichen, Leicht 
empfänglichen Gemüthe des Lehrling mittheilten und einprägten. Hier wäre 
es nun an der Zeit gewejen, der freieren Nichtung auch das gewerbliche Lehr: 
lingsweſen anzupaffen; die alten ZJunftmeifter konnten fid) aber nur langſam 
und ſchwer von ihrem Zunftzwange trennen und nur verhältnißmäßig Wenige 
erfannten, daß in eriter Linie das Lehrlingsweſen umgeändert werden müſſe, 
daß der Lehrling in die Lehre trete, um Das Handwerk tüchtig zu erlernen, 
nicht aber, um der Frau Meifterin einen Hausefel abzugeben, daß an Stelle 
einer Ddictatorifchen Strenge eine Tiebreihe humane Behandlung zu treten 
babe, daß der Meifter den Yehrling unter vwäterlihe Obhut nehmen und 
ihm hinreichend Gelegenheit und Anleitung geben müfje, das erwählte Hand- 
werk gründlich, praktiſch wie theoretiſch, zu erlernen. Die Meiften fahen 
den Lehrling aud in der jpäteren Zeit noch immer ald die billige Arbeits- 
fraft an, Die in jeder Art und Weiſe auszunügen fie volle Berechtigung hätten. 
Das von der freieren Richtung inficirte junge Gemüth des Yehrlings ſuchte 
diefes oft umerträgliche Joch jobald al8 möglich abzujchütteln, und da fam ihm 
allerdings die neue Gewerbeordnung fördernd zu Hülfe, denn fie machte es 
ihm leicht, aus der Lehre zu gehen und fofort al8 Gehilfe aufzutreten. Ob 
der aus der Lehre entlaufene Lehrling aber auch fein Fortkommen finden 
werde, ob er den Anfprüchen, welche an einen Gehilfen gejtellt werden, nach— 
fommen könne, dies fümmerte wohl die meisten fortgelaufenen Lehringe am 
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wenigſten, fie waren ja nun frei und Arbeitsträfte wurden ja auch immer 
gebraucht. Leider hat das Fortlaufen der Lehrlinge aus der Lehre, durch die 
in der neuen Gewerbeordnung liegenden Bezünftigungen gefördert, jo bedauerlich 
überband genommen, daß Dadurch das ganze Handwerk beträchtlichen Schaden 
leiden muß. Denn aus folden vorzeitig die Lehre verlaffenden Lehrlingen 
werden fich nur in jeltenen Fällen noch tüchtige, brauchbare Gehilfen aus: 
bilden, am allerwenigften aber fann aus denjelben eine geichidfte, der Neuzeit 
und ihren Anfprüchen entiprechende Meifterjchaft erftehen. Heute verlaflen nicht 
mehr nur diejenigen die Lehre, welche während derjelben eine tyrannijche Be- 
handlung zu ertragen gehabt haben oder nicht begehrte Ausbildung und eine 
moraliſche Berfommenbeit finden, und deren Austritt aus einer ſolchen Lehre 
fih aud rechtfertigen Tieße, ſondern das vorzeitige Berlafien der Lehre ift 
ordentlich zu einer Krankheit geworden; die jungen Burſchen glauben fic 
heutzutage ſchon durch den gelindeften Tadel in ihrer Ehre verlegt und glauben 
dem Meifter Dadurch, daß fie eben aus der Lehre treten, die befte Revanche 
zu bieten. Daß fie fi) dadurch aber jehr oft den meiften Schaden zufügen, 
das wird weder von ihnen, noch von vielen der betreffenden Eltern erfannt. 

Ebenſo bevauerlich ift eine weitere Thatſache, daß Meifter fich nicht 
entblöden, einigermaßen jchon geſchickte Lehrlinge zum Berlafjen der Lehre zu über: 
reden und unter allerhand Verſprechungen an fich zu locken. Erſt vor Kurzem 
wurde mir von einem hieſigen Handwerksmeiſter ein folder Fall mitgetheilt. 
Sein Lehrling, welcher nod ein halbes Jahr zu lernen gehabt, und mit dem 
er jehr zufrieden war, ftellte plötzlich das Verlangen, die Yehre zu verlaffen. 
Der Lehrmeifter erklärte ihm darauf, daß er ihn zwar nicht halten werde, 
dar er ihm aber ein Lehrzeuanig nicht audftelle, führte ihm auch das Unrecht, 
welches er begehen wollte, in humaner, väterlicher Weiſe vor Augen, der Lehr— 
ling ſah vafjelbe ein und blieb. Um ven Grund zum Weggehen befragt, 
erklärte er endlich, daß ihn ein anderer Meifter, welcher ihn in Arbeit nehmen 
und ihm einen Thaler Lohn zahlen wolle, dazu überredet habe, und wenn er 
fi) Schon ein halbes Jahr früher wöchentlich einen Thaler verdienen fönne, 
jo jet das für ihm ſchon ein Dbject und könne ihm nicht jo arg ausgelegt 
werben. 

Ein ſolches Verfahren fteht aber keineswegs vereinzelt da, und muß um 
jo mehr bedauert werden, ald e8 gerade die Meifter jelbft find, die zu folchen 
unedlen Handlungen Anlaß und Aufreizung geben und biefelben unterftügen. 
Im alten Zunftweien konnte ſolches freilich) nicht geſchehen, daſſelbe tft aber 
als überlebt abgefhafft, und da man der Neuzeit entiprechende Vereinigungen 
erjt neuerdings wieder anzubahnen jucht, jo ift allerdings das ſchädlichſte Uebel 
im Handmerfe, da8 kranke Pehrlingswelen auf der einen und der Egoismus 
und der Brodneid auf der anderen Seite, zu einer Leppigfeit emporgewuchert, 
Daß es jett nur mit größter Eelbftwerläugnung und gemeinfamer Gelbit: 
aufopferung gelingen wird, das Lehrlingsweien wieder in geſunde Bahnen 
zu leiten. 

Das krankhafte Lehrlingsweſen zeigt fi hauptfählih nur im Klein: 
gewerbe, meit weniger aber in der Großinduftrie, denn Letztere nimmt zehnmal 
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fieber voll bezahlte Arbeiter an, als daß fie Lehrlinge aufnimmt, und dann 
find auch die Arbeitöverhältniffe der Lehrlinge in der Großinduftrte ganz 
andere als im Kleingewerbe, und häusliche Dienftverrichtungen fünnen in ber 
Grofinduftrie wohl gar nicht vorfommen. 
Nach ſolchen Betrachtungen komme ich zu Frage 
u. 


„Welche Berbejjerungen können mit Erfolg durch die freie 
Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von Arbeiter: 
und Arbeitgebervereinen angebahnt werden?“ 

Diefe Frage ift feine ganz leichte und doc ift fie die beveutungsvollfte, 
denn durch fie nur können die Mittel und Wege gefunden werden, durch melche 
und auf welchen das geſunkene Lehrlingswejen wieder emporgehoben und in 
gefunde Bahnen wieder zurüdgeführt werden kann. 

Die früheren Innungen hatten fich überlebt, ihr Zopf- und Zmwang$- 
weſen paßte nicht mehr zu der neuen freieren Geſetzgebung; dennoch will id) 
nicht behaupten, daß nicht aud gute Gedanken in denjelben noch mit ent- 
halten waren, die ſehr wohl und leicht mit der freieren Geſetzgebung ſich 
vereinigen ließen und dann auch gewiß erjprieglihen Nuten geichafft haben 
würden. 

Bor allen Dingen muß fid) jeder Arbeitgeber bewußt fein, daß der junge 
Menſch, welcher zu ihm in die Lehre tritt, von ihm das Handwerk aud) 
tüchtig erlernen will. Aus diefem Grunde wäre der Lehrling auch vollftändig 
nur im Berufe zu beichäftigen, nicht aber zu häuslichen Dienjten zu verwenden. 
Je früher der Arbeitgeber den Lehrling etwas zu ehren vermag, defto früher 
wird er denfelben auch nußbringend verwenden fünnen. Wohl giebt es ver- 
ſchiedene Meifter, bei denen die Frau Meifterin nicht über den Lehrling ver: 
fügen darf, doch im großen Ganzen iſt dies leider immer noch nicht der Fall. 
Mit dem Eintritt in die Lehre wird der Yehrling Berufsgenoffe, durch ver- 
ftändige und humane Unterweifung im erwählten Berufe muß die Luft und 
‚Liebe zum Berufe erhalten und gepflegt werden; fühlt fich der Lehrling als 
Berufögenofje betrachtet und behandelt, jo wird er auch die Luft zur Arbeit 
nicht verlieren, je mehr er Fertigkeiten darin erlangt, defto Lieber wird er den 
- Beruf gewinnen. Wird der Lehrling aber in den erften Jahren, und dies ift 
leider vielfach der Fall gemefen und zum Theile noch der Fall, den wirklichen 
Berufsarbeiten entzogen und nur zu Lauf-, Handlanger= und Hausdienſten 
verwenpet, jo wird dadurch dem Lehrlinge die Luft zur Arbeit genommen umd 
ein ftrebfamer Lehrling wird fogar in der ihm nicht zuftehenden häuslichen 
Verwendung eine Entehrung feines Berufsftandes fühlen und nad) Befreiung 
von dieſer unwürdigen Verwendung ftreben. 

Mit der verftändigen und humanen Unterweifung muß fi) auch wäter- 
liche Erziehung rejp. Leitung und milde und Tiebreihe Behandlung paaren. 
Diefes wird dem Lehrlinge die Anhänglichkeit zum Meifter und die Wiligfeit 
zur Arbeit fihern und erhalten. Eine väterliche Leitung wird den empfäng- 
lichen Lehrling vor verſchiedenen Berführungen zu bewahren wiffen, und mit 


. 


- 170 Lücke. 


Luſt und Liebe wird derſelbe willig ſeinen Berufsarbeiten nachgehen und ſich 
dem Meiſter dankbar zu erweiſen ſuchen. Durch harte, abſtoßende Behand: 
lung dagegen werden die weichen Gefühle des Lehrlings verhärtet, es bildet 
ſich daraus Ungehorſam, Unwilligkeit, Trotz und Rachſucht. Hat der Lehr— 
ling nur ſoviel gelernt, daß er glaubt, fortkommen zu können, ſo wird er 
gewiß das ihn drückende und belaſtende Joch abzuſchütteln ſuchen, und dies 
macht ihm allerdings die neue Gewerbeordnung leichter, als der frühere 
Innungszwang. 

Aber mit dieſen Andeutungen iſt noch keineswegs die Lehrlingsfrage 
geregelt, ſondern es ſind nur Anſichten, wie eine Lehrzeit angenehm zu machen, 
jede Unluſt zur Arbeit zu verſcheuchen, und dadurch eben die Gründe zum 
Verlaſſen der Lehre verringert werden können. 

Zur allgemeinen Hebung und Verbeſſerung des Lehrlingsweſens müſſen 
noch andere, durchgreifendere Reformen ins Leben treten und zur allſeitigen 
Anerkennung gelangen. 

Die raſch fortſchreitende Induſtrie hat das ſtehengebliebene Handwerk 
überflügelt, die gewerblichen Verhältniſſe haben einer gänzlichen Veränderung 
unterlegen, mit denen die gewerbliche Ausbildung in feiner Weiſe Schritt ge- 
halten hat. Dieſes Zurüdbleiben muß in erfter Linie nachzuholen und aus- 
zugleichen gefucht werden. Zu der heutigen Anforderung des Publitums und 
der reichvorhandenen Concurrenz paßt nicht mehr das bloße praftiiche Erlernen 
eine Handwerks, jondern e8 müfjen zu einer nugbringenden Eriftenz auch die 
theoretiichen Seiten des Handwerks erlernt werden, und die kann nur in 
guten Fortbildungs-, namentlih aber in Fachſchulen erfolgen. Ich gedenfe 
bierbet nur der Handelsſchulen und anderer Fachſchulen, deren erjprießlicher 
Nuten in jenen Berufen allfeitig anerkannt wird. Durch eine theoretiſche und 
praftiiche Ausbildung werden ſodann intelligente und tüchtige Arbeiter erftehen, 
die zu einer lebensfähigen Eelbfttändigkeit zu gelangen fichere Hoffnung haben 
und ftet3 einen gefunden Kern des Handwerks bilden merden. Derart aus: 
gebildete Arbeitgeber werden jodann aud, befähigt fein, wieder tüchtige Arbeiter 
auszubilden ; Leider hat die gegenwärtige Zeit jehr großen Mangel an jolchen 
ausgebildeten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und das heutige Handwerk 
muß ohne Zweifel durch diefen Mangel Schaden leiden. 

Tief iſt die joctaldemofratiiche Behauptung: „der Arbeiter fann nicht 
mehr zu einer Gelbftftändigfett gelangen“ in Arbeiterfreifen eingemwurzelt, und 
die Heberzeugung davon hemmt bei Vielen die Luft und den Eifer zu einer 
ftrebjamen Fortentwidelung und Berjelbftitändigung. Es gilt daher vor Alleın 
diefe Behauptung zu entkräften. Hat man erft bei dem Arbeiter die Hoffnung, 
daß er e8 jehr wohl zu einem Beſſeren als zum bloßen Tabritarbeiter bringen 
fann, wieder rege gemacht, dann werben auch wieder geſundere Verhältniſſe 
im Gewerbe und namentlich im Lehrlingsweſen entftehen, und am ficherften 
läßt fich dieſe Hoffnung durch tüchtige praftiiche und theoretifche Ausbildung 
der Lehrlinge wieder beleben. Bedauerlich ift, daß noch heute von vielen Ar: 
beitgebern der Nuten von Fach: und Fortbildungsichulen nicht anerkannt wird, 
ja daß man am liebften dem Lehrlinge die dazu benöthigte Zeit gar nicht 
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gewähren möchte, Da dieſe Zeit dem Lehrheren anfcheinend verloren geht. Ich 
meine aber, daß der Lehrherr die zum Beſuche der Fortbildungs- reſp. Fach⸗ 
ſchule bewilligte Zeit mehrfach erſetzt erhält, indem der Lehrling durch die 
doppelte Ausbildung jehr viel an Intelligenz und Gefchidlichkeit gewinnt, die 
ja dem Lehrheren wieder zu Gute fommt. 

Bon verihiedenen Seiten wird auch eine größere Arbeitstheilung als Mittel 
zur Hebung des Handwerks bezeichnet. Dielelbe mag ſchon unter Umftänden 
ihre Vorzüge haben, allein als Norm möchte ich fie nicht eingeführt wiflen, 
am allerwenigften aber für den Yehrling. Diefer muß feinen Beruf nicht 
einfeitig, jondern im vollen Umfange erlernen, dann wird ihn auch keine Xebens- 
ftellung und Geichäftsfrifis jo in Noth bringen, mie den einfeitig Ausgebil- 
beten. Fabriflehrlinge werden meiftentheil8 einjeitig ausgebildet, fie find Daher 
aud) ſtets an die Fabrikarbeit und an die von ihnen erlernte einfeitige Ge— 
Ihäftsthätigfeit — Weit eher und lieber wird ein allſeitig ausgebildeter 
Handwerker Arbeit und lohnenden Broderwerb finden, als ein einſeitig aus— 
gebildeter Fabrikhandwerker. 

Wenn ſeitens der Arbeitgeber die Wiedereinführung einer Lehrlings— 
prüfung zur Hebung des Lehrlingswejens gewünjcht wird, jo will id daran 
feinen Zweifel ſetzen, daß aud Prüfungen ihr Gute8 und Anreizendes zu 
größerem Fleiße und Pernbegierde haben, doch dürften diefelben nicht nad) der 
Ueblichfeit der früheren Innungen ftattfinden. 

Nicht minder zwedmäßig ericheint mir auch die Abjchliegung guter Lehr: 
contracte, denn wenn ich mir auch fage, daß eine darin aufgenommene Ents 
ſchädigung an den Lehrheren im Falle des Nichtaushaltens der Lehrzeit oft: 
mals dadurch illuforifch wird, daß zum großen Theile gegenwärtig nur nod) 
Söhne unbemittelter Eltern ein Handwerk erlernen, und daß, wo nichtö tft, 
aud der Kaifer fein Recht verloren hat, jo erblide ih doch in guten chriftlichen 
Lehreontracten ein Mittel mehr, das geeignet ift, dem Mißbrauche des Fort— 
laufend einigermaßen Einhalt zu thun, da in dem jchriftlichen Contracte 
immerhin ein moraliiher Zwang liegt. Ebenſo dürfte auch einem fchriftlichen 
Gontracte feiten® der Behörden auf Grund der Gewerbeordnung mehr Schuß 
und Geltung zuftehen, als einem miündlichen Vertrage. Daß aber eine 
criminelle Gontractbeftrafung, welche die Arbeitgeber verlangen, das Yehrlings- 
weſen mefentlich beffern ſoll, glaube ich denn doch bezweifeln zu müſſen, denn, 
obwohl ich entſchiedener Gegner geſetzwidrigen Contractbruches bin, und auch 
nicht bezmeifeln will, daß eine ftrafrechtliche Verfolgung des Lehrlings-Contract— 
bruches die Ausichreitungen nach diefer Richtung im Zaume halten kann, fo 
will mir die Rückkehr zu diefem Zwangsſyſtem doch nicht recht zu der ſon— 
ftigen freiheitlichen Entwidelung der Gegenwart paſſen, und ich trage Die 
Befürchtung, daß mit diefem Zwangsſyſteme dem Lehrlingsweſen mehr gejchadet 
als genützt wird, und daß fich die Klagen, e8 will Niemand mehr ein Hand— 
werk erlernen, nur nod lauter vernehmen laſſen werben. 

Wenn man ferner bevenft, daß der Lehrling in der Fabrik, ſowie im 
Zimmerhauer= und Maurerhandwerte ſchon jest ein Lohnäquivalent als 
Erſatz für Koſt und Logis empfängt, das mit ſeinen gewerblichen Leiftungen 
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auch an Höhe zunimmt, alſo ihm gleichfalls als Preis der Anerkennung feines 
Fleißes und feiner Brauchbarkeit gilt, jo dürften aud in anderen Gewerben 
ausgeſetzte Preife nicht minder anregend auf den Lehrling bleiben. Sp werben 
3. B. von einem hieſigen Maurermeifter zeitweilig Preife ausgeſetzt, und mit 
großer Befriedigung kann derjelbe beobachten, mit welchem Fleiße feine Lehr: 
linge arbeiten und mit einander wetteifern, um: den Preis zu erringen. Cbenfo 
giebt derjelbe Meifter jedem Lehrlinge bei Vollendung feiner Lehrzeit ein ſehr 
ehrenvolle8 Lehrzeugnig, während er folche, die frühzeitiger von ihm gehen 
wollen, nicht hält, ihnen aber nur einen ganz einfachen Entlaffungsichein aus: 
ftellt. Beide Mittel Haben ſich bei ihm während feines langjährigen Gewerbe: 
betriebe8 gut bewährt, er hat über feine Lehrlinge wenig und gar feine Klage 
zu führen, denn ein jeder ftrebt danach, ein ſolches ehrenvolles Lehrzeugniß 
zu befummen, 

ALS ein weitered Mittel zur Hebung des Lehrlingsweſens, zur Belebung 
der Arbeitsluft und zur Förderung des Fleißes und der Geſchicklichkeit betrachte 
ih auch alljährliche gewerbliche Ausftellungen von Lehrlingsarbeiten mit Prä- 
mitrungen. Schon verjchtevene Vereine, namentlich Gewerbevereine, haben 
ſolche Ausftellungen veranftaltet, Teiver aber find diejelben nicht regelmäßig 
wiederholt worden, und obgleich dieſelben wohl überall nur von günftigen 
Erfolgen begleitet gewejen, find fie doch größtentheil® im Stadium blofer 
Berfuche geblieben. 

Ich kann mir nicht verhehlen, daß, wenn die vorgedachten Mittel und 
Wege wirflih thatkräftig das Lehrlingsweſen heben und beleben ſollen, die— 
jelben nicht von Einzelnen angewendet werden dürfen, fondern daß zur durch— 
greifenden und ficheren Regelung und Hebung des Lehrlingsmweiens eine Ber- 
einigung ſämmtlicher Berufögenofien, jede Berufsklaffe aber in einer gefonderten 
Bereinigung, fid) empfiehlt. Eine ſolche Vereinigung aller Genoſſen eines Berufes 
darf aber nicht analog den früheren Innungen mit dem überlebten Zopf- und 
Zwangsweſen fein, jondern fie muß vollftändig der gegenwärtigen Zeitrichtung 
angepaft werben und mit berjelben aud regelrecht fortichreiten. Die Jetztzeit 
erfordert auch zur Hintanhaltung und Beſeitigung der verjchtedentlichen über- 
hand genommenen Mißbräuche und zur Herftellung wieder gejunder Arbeits- 
verhältniffe nicht nur lofale Bereinigung, fondern auch nationale Bereinigung, wie 
ſolche ſchon von verſchiedenen Gewerken angebahnt wird, und namentlich in 
den deutſchen Gewerkvereinen befteht. Auch darf man in ſolchen Vereinigungen 
die BVerbefferungen und Abhülfen nicht von der Staatöhülfe erwarten und 
verlangen, ſondern da heißt e8 die Bahnen der Selbſthülfe befchreiten; 
auf denjelben wird man ganz fiher den Mißbräuchen des Lehrlingswejens 
fteuern und durchgreifende Beſſerung anwenden fönnen, die weit günftigere 
und fchnellere Erfolge ergeben würde, als dies die Stantshülfe erwarten Tiefe. 
Eine Unterftügung der Selbfthülfe durch gefetzliche Anerkennung und Erecutive 


- wäre ſodann wohl aud) zu erwarten. 


Das Hamburger Gutachten über neue Gewerbeordnung, neue Innungen, 
tritt meinen Anfichten in vieler Beziehung bei, und da namentlidy die deut- 
ſchen Gewerkvereine, denen anzugehören ich mir zur Ehre rechne, auch mit 
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ganzer Seele die Mißbräuche des Lehrlingsweſens zu bejeitigen und daſſelbe 
wieder auf einen gefunden Boden zu ſetzen erftreben, jo begrüßte der dritte Ver: 
bandötag deuticher Gewerkvereine in dem Entwurfe der Hamburger freien 
Sommilfion, Neue Innungen betr., eine höchſt fruchtbare Neformidee, welche 
ihrem inneren Prinzip nach mit den von den deutlichen Gewerkvereinen jeit 
Jahren angeftrebten Einigungsämtern übereinftimmt. Insbeſondere war der 
Verbandstag damit einverftanden, daß der verderblihe Mifbraud des Lehr- 
[ingswejend nur Durch gemeinfames Vorgehen der Meifter und Gefellen unter 
Beiftand der Gejeggebung bejeitigt werden könne. Beanftandet an dem Ham- 
burger Entwurfe wurde vom Berbandstage hauptlählih: 1. die Competenz 
der Innungsgerichte über Nicht-Innungsgenofien ; 2. die obligatorischen Innungs= 
hülfskaſſen; 3. die erforderliche Anerkennung der Berwaltungsbehörden (dafür 
gerichtliche Eintragung als Genofjenfchaft); 4. die nicht genügende Berüd- 
jiptigung Der nationalen Organifation, über welche Punkte eine nähere Ver— 
einbarung vorbehalten wird. 

Wie die deutichen Gewerkvereine zur Regelung aller Arbeiter- und Berufs- 
verhältniffe Einigungsämter und gewerbliche Schiedögerichte empfehlen und er— 
ftreben, jo glaube ih auch, daß durch diejelben das Lehrlingsweſen am ficheriten 
und nachhaltigſten geregelt werden fann. . 

Hierbei fomme ich zur Frage 


„Die kann die Gejeggebung fördernd und anregend oder 
zwingend einwirfen?“ 


Wie ich Schon oben angeführt, glaube ich dem Unweſen im Lehrlings- 
weien am. gründlichften und nachhaltigſten durch die Selbfthülfe und durch 
Vereinigung aller Genofjen eines Berufes zu einem Ganzen fteuern zu können. 
Hier könnte die Geſetzgebung infofern fördernd einwirken, daß fie jolche Ver— 
einigungen empfiehlt, gejetlich anerkennt und durch gerichtliche Eintragung 
unter ein Normatiogeſetz ftellt. 

Im Weiteren würde e8 fürberlich fein, daß fie zur Regelung gewerb- 
licher Streitfragen gewerblihe Einigungsämter und Sciedsgerichte anorbnet 
und diejelben mit Executive betraut, das heit, daß fie den Urtheilsſprüchen 
der Schiedsgerichte dadurch Geltung verſchafft, daß fie diefelben auf erfolgten 
Antrag fofort durch die ordentlichen Gerichte executiviſch vollziehen läßt. Von 
den mehrfeitö verlangten und empfohlenen Gemwerbegerichten erwarte id) einen 
geringeren Nuten, als von gewerblichen Einigungsämtern und Schiedsgerichten. 
Solche Schiedögerichte find meines Wiſſens bereit8 in Hamburg gejetlich ein= 
geführt, anderenorts ermangeln diefelben aber noch der gerichtlichen Anerkennung 
und Geſetzeskraft. 

Zwingend würde die Geſetzgebung dadurd einwirken können, daß fie den 
Wünfchen der Arbeitgeber entjprechend die gerichtliche Verfolgung des Contract= 
bruches und die Arbeitsbücher wieder einführt. Es ift num zwar nicht wegzu: 
leugnen, daß folhe Zwangsmittel die Ausjchreitungen etwas im Zaume halten 
würden, daß fie aber das Lehrlingswejen heben jollen, ift doch wohl zu bes 
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zweifeln, ich glaube vielmehr, daß ſie eher daſſelbe noch mehr ſchädigen würden. 
Wenn die Arbeitgeber ſelbſt erklären, daß ihnen an einem gezwungenen Ar— 
beiter gar nichts liege, jo hätte das polizeiliche Zurücdbringen des Contract- 
brüdigen ja gar feinen Zweck, und von einer gerichtlichen Beſtrafung des 
Contractbrüdigen hat doch der Arbeitgeber auch feinen Nuten; denn wenn 
auch der fortgelaufene Lehrling beftraft würde, jo könnte demfelben doch fein 
Brandmal auf die Stirne gebrüdt werden, nad) verbüfßter Strafe würde 
derjelbe doch als Gehilfe in Arbeit treten, und jomit wären weder das Lehr: 
lingsweſen nod die weiteren Arbeitöverhältniffe um etwas gebefjert. Eine 
Entſchädigung, um die e8 den Arbeitgebern hauptſächlich zu thun ſcheint, würde 
ja aus dem ſchon oben angeführten Grunde, daß meiften® nur noch unbe 
mitielte Kinder ein Handwerk erlernen, nur in wenigen Fällen zu erlangen 
jein, und die Beftrafung des Fortlaufend würde alfo mehr nur als ein Racheact 
ericheinen. Ganz andere und nachhaltiger wirkende Reſultate fünnen meiner 
Anfiht nach aber durch freie Vereinigungen mit Einigungsämtern und Schieds— 
gerichten erzielt werden, bei denen ja eine Verbüßung einer Haft auch nicht 
ausgefchloffen wäre. Wenn z. B. die Arbeitgeber daran fefthalten, nur Ar: 
beiter anzunehmen, die ein gutes Lehrzeugniß oder eine Arbeitsbeiheinigung 
führen, dann follte e8 einem fortgelaufenen Yehrlinge wohl ſchwer werben, 
als Gehilfe ein Unterfommen zu finden, zumal wenn die Bereinigungen 
nationaler Natur find. 

Fachſchulen Liegen fich von der Gefeggebung mit anregen und könnten 
dieſelben auch durch Staatshilfe unterftügt werden. — 

Mit diefen meinen Betrachtungen ift feineswegs die ganze Lehrlingsfrage 
erichöpft, im Gegentheil werden fich noch verfchievene Anfichten geltend machen, 
über die ſich ftreiten läßt. Ein wejentlicher Fortſchritt aber ıft wohl Damit 
Ihon erzielt, daß immer mehr die Nothwendigfeit erfannt wird, daß in Arbeits 
verhältniffen auch der Arbeiter ein Wort mit zu Sprechen habe und daß durch 
gemeinfame Berathungen und Beleuchtungen am eheften diejenigen Mittel 
gefunden und zur Anwendung gebracht werden fünnen, die am ficherften Aus- 
fiht auf erfolgreiche durdgreifende Regelung und Beſſerung des Lehrlinge: 
weſens und damit zugleich auch des ganzen Kleingewerbes gewähren. Ebenſo 
warm zu begrüßen ift aud) das thatkräftige Eingreifen wiſſenſchaftlicher Männer 
zur Beleuchtung und Aufbefjerung des Lehrlingsweſens. 


XV. 


Das franzöfijhe Lehrlingsgeſet; von 1851 und die Debatten 
bei jeiner Beratung 


bon 


Dr. Clamor Neuburg, 
Mitglied des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars ber Univerfität Straßburg. 


Bei den heute im Deutjchland ſchwebenden Erörterungen. über das 
Lehrlingsgeſetz ſcheint es angezeigt, einen Blid wenigftens auf das Nachbar: 
land zu werfen, das nad) langem Schwanten auf Grund ähnlicher Erfahrungen, 
wie wir fie jet machen, im Jahre 1851 zu einem bejonderen Lehrlingsgeſetze 
fam. Und wenn e8 dem Verfaſſer diefer Zeilen auch nicht möglich war, alle 
die Fäden bloß zu legen, die zu dem Erlaß des Gejeges führten, wenn e8 
ihm noch weniger möglidy ift, ein ficheres Urtheil darüber abzugeben, ob das 
Geſetz günftig in Frankreich gewirft bat (dazu gehörte ein Studium der 
franzöfiihen gewerblichen Zuftände im Lande jelbft), jo fcheint doch auch 
ſchon eine Vorführung der mejentlihen Vorbereitungen zu dem Geſetze und 
der Debatten, die ſich an dafjelbe fnüpften, von Wert, Und eine foldhe 
zu liefern, ift nach den authentiſchen Quellen möglid). 

Zur Einleitung fer des ältern Verſuches gedacht, den ein Geſetz vom 
22 germinal XI gemadjt hat, das Lehrlingsmeien zu oronen. 

Die Stürme der franzöfilhen Revolution vernichteten die bisher be= 
ftehende Drganifation der gewerblichen Arbeit, nicht nur die alten privilegirten 
Zünfte, auch die Reglements über den Gewerbetrieb wurden aufgehoben. 
Zunähft war die fonft fo reiche gefeßgeberifche Thätigkeit der geſetzgebenden 
VBerfammlungen der Revolutionszeit in dieſer Richtung nur eine negative. 
Ste begnügte fi damit, die vorhandenen Schranken des Gemerbebetrieb8 zu 
bejeitigen (durch das Gefeß vom 16. Februar und 28. März 1791) ohne 
die entjchieden heilfamen Beftimmungen, die diefelben etwa enthalten mochten, 
ſei &8 zu erhalten oder neue an deren Stelle zu fegen. Bon diefem Scidjal 
wurde aucd das Lehrlingsweſen betroffen, aud in diefer Beziehung herrichte 
die völligfte Ungebundenheit; doc war dies keineswegs der öffentlichen Meinung 
völlig entſprechend. Wir finden mehrfach in den cahiers, welche die Bes 
ſchwerden und Wünſche der Wähler enthielten, den Wunſch nad) Abſchaffung 
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der alten Zunftprivilegien ausgeſprochen, aber doch die Erhaltung ver Be 
fiimmungen über das Lehrlingsweſen oder eine neue Regelung deſſelben ver- 
langt. So heift e8 in den cahiers der Deputation von la Rochelle: Indeſſen 
da es das öffentliche Intereſſe und die Bervolllommnung der Handwerke 
erfordert, daß es in allen Handwerfen wirflid unterrichtete Leute giebt, werden 
die Abgeordneten, wenn fie Die Aufhebung der Meifterrechte verlangen, nicht 
die Reglements über das Lehrlingsweien einbegreifen, im Gegentheil wird «8 
nöthig fein, ein Geſetz zu erlangen, welches die Dauer der Lehrzeit in jedem 
Handwerk feitiegt und die Verſuche oder Meifterftüde vorjchreibt, welchen ſich 
die Lehrlinge bei der Prüfung durd vom Nichter ernannte Sachverftändige 
unterwerfen müflen, ehe fie ermächtigt find, fi) dem Publikum als Aus- 
übende des Handwerks, das fie ergriffen haben, vorzuftellen. Auch in den— 
jenigen der Etadt Paris fand man eine MWiederhertellung des Lehrlinge: 
weſens gewünſcht, da e8 das einzige Mittel fer, vem Handel und Verkehr die 
Perfonen zu liefern, welche die erforderlichen Kenntniffe hätten. Selbft Marat, 
einer der Hauptführer der Bergpartei, wirkte im Intereſſe einer gejetlichen 
Negelung des Lehrlingsweſens. Wir finden im ami du peuple Nr. 91, worin 
er zugleich für die Abihaffung der Corporationen eintritt, den kurzen Entwurf 
eines Geſetzes, welcher in feinem erften Paragraph) verlangt, daß eine ftrenge Lehr: 
zeit von 6—7 Jahren die Bedingung zum Eintritt in ein Handwerk bilde, indem 
die völlig freie Goncurrenz und der völlig freie Zutritt zu den Handwerfen 
zu einer Berjchlechterung der Waaren und Gemerbeproducte führen würde. 
Alles dies blieb aber wirkungslos; die Yehrverträge, wie überhaupt das ganze 
Lehrlingsweſen, blieben zunächſt der freien Vereinbarung überlafien. Die 
Mikftände dieſer abjoluten Freiheit zeigten fich jedoch bald im größten 
Mapftabe und riefen eine Gejeggebung hervor, die wenigſtens den ärgften 
der entftandenen Mißbräuche entgegen treten follte. In dem Gejege vom 
22 germinal XI, das fih auf Manufacturen,* Fabriken und Werfftätten 
bezieht, fand auch das Lehrlingsmwejen eine Berüdfihtigung in dem Tit. II, 
Art. 9—11. Es wird dafelbft beftimmt, in welchen Fallen der LXehrvertrag 
von der einen oder andern Seite aufgelöft werben, ferner, daß der Meifter 
dem Lehrling ein Entlaffungszeugnig geben, daß fein Meifter einen bereiıs 
beihäftigten Lehrling ohne Entlaffungszeugniß annehmen darf. (Siebe 
Anlage 1.) 

Waren nun diefe furzen Beftimmungen aud von günftiger Wirkung, 
und murden ihre Zwede auch nocd mehr unterftügt durch die Thätigkeit der 
wenig fpäter errichteten Gemwerberäthe, jo blieb doch noch immer die Mangel: 
baftigfeit der Regeln über dieſe wichtige Materie eine ſehr große und das 
Bedürfniß einer beftimmten Gejetgebung mußte mit dem immer größeren 
Aufſchwung, den die franzöfiihe Imduftrie nahm, ein immer Tebhafteres 
werden. Trotzdem vergingen lange Jahre, ehe man daran dachte, biejelbe in 
die Hand zu nehmen und der Thätigfeit der Gemerberäthe, Die gewiß das 
Einreißen noch größerer Uebelftände verhindert hatte, durch ein neues fpeciell 
gefaßtes Geſetz eine fefte Grundlage zu geben. 

Erft gegen Ende des Yulitönigthums, nachdem eine Tpecielle Geſetzgebung 
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fih mit den jugendlichen Arbeitern der Fabriken beichäftigt hatte, begann 
man fi aud mit den Handwerfölehrlingen zu befafien. Eine im Jahre 
1845 gemachte Borlage in diefer Richtung veranlaßte die Negierung zu ges 
naueren Enquöten über die Materie, deren Reſultate dann auch fpäter in 
dem Project der Commiffion im Wejentlichen verwandt wurden. Durch die 
bald darauf ausbrechende Februarrevolution wurde die ganze Gejeßgebung 
über Arbeiterverhältniffe in ein rajchere® Tempo gebracht und jo wurde aud) 
das Lehrlingsweien bald einer erneuerten Betrachtung gewürdigt. Am 9. 
Auguft 1848 legte Herr Peupin der conftituirenden Nationalverfammlung einen 
darauf bezüglichen Gefegentwurf vor, der daſſelbe einer genauen und forg= 
faltigen Regelung unterwarf. 

Er verlangte darin für den Eintritt in die Lehre ein Minimalalter von 
12 Yahren, ein Maximum der Arbeitszeit von 10 Stunden, abjolute Sonn 
tagsruhe, ſowie eine Beichränfung der Zahl von Lehrlingen, die ein Meifter 
halten dürfte. Werner wurde jedem Meifter, der die Volljährigkeit noch nicht 
erreicht Hatte oder criminell beftraft war, das Recht abgefprochen, Lehrlinge 
zu halten, jowie dem Lehrlinge das Recht gegeben, gegen feinen Meifter eine 
Entihädigungsflage anzuftvengen, wenn er nicht genügend ausgebildet war. 
Diejer Entwurf wurde dem comite du travail überwiefen. Daſſelbe ſprach 
ſich in einem Bericht, den Herr von Parrieu in der Situng vom 12. Februar 
1849 darüber erftattete, im Ganzen günftig darüber aus, doch wollte e8 der 
privaten Uebereinkunft einen größeren Spielraum überlafien. Der Entwurf 
gelangte indeſſen mährend der Dauer der Conftituante nicht zur Berathung. 

Das comite d’assistance der folgenden Tegislativen Berfammlung 
war im Begriff, das revidirte Project der Discuffion zu unterbreiten, als 
der Berfammlung vom Handeldminifter Dumas am 4. März 1850 ein 
neues Project vorgelegt wurde, welches nur jehr allgemeine Beftimmungen 
enthielt. Dafjelbe wurde an Das comite d’assistance verwielen. Diejes 
gab am 26. December 1850 durch den Berichterftatter Herrn A. Callet 
feine Meinung ab und legte der VBerfammlung zugleich ein erweitertes Project 
vor, weldes im Wejentlihen auf den Studien von 1845, jowie dem Entwurf 
des Herrn Peupin von 1848 beruhte. Daſſelbe wurde am 22. Januar 
1851 in erfter Lefung angenommen. In der zweiten Yefung am 28. Januar 
1851 jprad der Minifter des Handels, Herr Schneider, den Wunſch aus, 
die Berathung auf einige Tage vertagt zu jehen, damit die Regierung und 
die Commiſſion ſich über einzelne Punkte vereinigen fünnten. In der am 
3. Februar ftattfindenden zweiten Leſung wurde der von der Negierung und 
Commiffion vereinbarte Entwurf ſodann theilweiſe amendirt, jedoch im Großen 
und Ganzen ziemlich unverändert angenommen. Die dritte Berathung am 
22. Februar 1851 rief eine heftige Discuffion hervor, indem die Linke 
der Berfammlung das Geſetz und beſonders einzelne Punkte deſſelben 
zum Gegenſtande heftiger Angriffe machte, doch waren die Veränderungen 
auch in diefer Berathung nur unbedeutend. Das jo angenommene Geſetz wurde 
alsdann im Moniteur vom 4. März 1851 publicrt. Am 5. April 
1851 erließ fodann der Handeldminifter ein Eircularfchreiben an die Präfecten, 
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in dem er denſelben die nöthige Imftruction für die Ausführung Ddiefei 
Geſetzes gab. 

Um dieſes Gefeg einer richtigen Würdigung unterwerfen zu fünmen, if 
es vor allen Dingen nothwendig, die Factoren, die zu feiner Entftehung mit 
wirkten, einer genauen Prüfung zu unterwerfen. Es find Died weniger Die- 
jenigen, die auf fein Zuftandelommen im Allgemeinen hinwirkten, da über 
die Unzulänglicfeit der bisherigen Geſetzgebung in biefer Materie und das 
Bedürfniß einer Berbefferung derjelben wohl nur Eine Stimme im ganzen 
Lande herrſchte, als Diejenigen, die ben einzehien Artikeln des Geſetzes ihre 
Färbung verliehen. Für die Mitwirkung der? [ben bei dem Entftehen des 
Geſetzes bieten und nun die Motive, welche die Vorlagen der Regierung und 
Commiſſion begleiteten, ſowie die Debatten, die fih am einzelne Artikel 
fnüpften, ein reiches Material. 

Wenden wir uns zunäct der Vorlage der Regierung (vgl. Anlage ID) 
und den ihr beigegebenen Motiven zu. 

Die Regierung erkennt in den Motiven an, daß feit lange ein Bebürf- 
niß nad) einer genauen Geſetzgebung vorhanden geweſen jet, da in den Artifeln 
des Geſetzes vom 22. germinal XI und in den codes die Natur des Yehr- 
vertraged und die daraus beroorgehenden weſentlichen Verpflichtungen nicht 
genau feſtgeſetzt jeien, während Dies doch für Die Privatverträge gerade be— 
ſonders erforderlich fe. Sie habe das vorliegende Material, aus Gutachten 
der verjchtedenen Handels- und Gewerbefammern und ähnlicher Inftitute bes 
ftehend , ſowie frühere Entwürfe eingehend geprüft und bei dem vorliegenden 
Entwurfe benugt. Deſſen Zwed fei, die Intereſſen des Meiſters und Lehrlings 
zu vereinigen und ihre Beziehungen auf einen loyalen Grund und Boden 
zu ſtellen. Ueber die Motive zu den einzelnen Artikeln des Geſetzes berichten 
wir möglichſt kurz, da dieſe ſelbſt in der Anlage abgedruckt ſind. 

ad Art. 1. Dieſer ſchreibt vor, daß der Unterricht des Lehrlings ein 
vollſtändiger und — ſein ſolle. Dieſe Vollſtändigkeit des Unter— 
richts, wird auseinander ge jegt, ſolle nicht bedeuten, daß der Lehrling 
zu einem vwollfommenen Arbeiter heranzubilven ſei, jondern nur, daß er in 
den Gemerbebetriebe in feiner Geſammtheit zu unterrichten fet. 

ad Art. 2. Das Verbot des Lehrlingshaltend durch Minderjährige ſei 
durch die Stellung des Meifters als ſolchen begründet. 

ad Art. 3 und 4. Hier werden die Pflichten des Meiſters gegen ben 
Lehrling und dieſes gegen den Meifter feſtgeſetzt. Das Verhältniß jet 
analog dem des guten Familienvaters aufzufalien. 

ad Art. 5, 6 und 7. Die Beftimmung, daß der Lehrling nur zu 
Arbeiten innerhalb des betreffenden Gewerbes anzuwenden je, Liege darin 
begründet, daß der ganze Contract eben behufs Erlernung diefe® Gewerbes 
abgeichlofjen fe. Durd die Beftimmung über die eventuell zu Unterrichts= 
zwecken vejervirte Zeit glaubt der Entwurf ſowohl den Interejjen des Meifters 
in Beziehung auf die Hülfe, die er vom Lehrlinge zu fordern bat, als aud 
denen des letteren in Beziehung auf die ihm nöthige geiftige und moraliſche 
Entwidelung geredyt geworden zu fein. Die Beftimmungen über Nacht: und 
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Sonniagsarbeit feien nur Wiederholungen eines früheren Gefetes zum Schute 
der in Fabriken beichäftigten Kinder. 

ad Art. 8 (Auflöfung des Contractes für weibliche minderjährige 
Tehrlinge, wenn die Frau des Meifters ftirbt) bemerken die Motive: Im 
Allgemeinen müffe man in der Stafutrung folder Auflöfungsgründe eines 
frei geſchloſſenen Contractes vorfihtig fein, da fonft zu leicht das öffentliche 
Bertrauen in dieſelben erſchüttert würde, doch fcheine diefe Ausnahme durch) 
moraliſche Rüdfichten bedingt; übrigens fei in jedem fpeciellen Falle durch die 
Faſſung des Artikels die Sorge, über die Möglichkeit der Fortdauer befjelben 
zu urtheilen, dem betreffenden’ Nichter überwiefen. 

ad Art. 9 (Feftftellung einer Probezeit) heißt es, dieſe fer dadurch be— 
gründet, daß der Lehrling bei feinem Antritt meift weder das betreffende 
Gewerbe, noch feine Neigung für daſſelbe fenne, eben fo wenig, wie der 
Meifter die Fähigkeit und Tüchtigkeit defjelben. 

Im Art. 11 wird feftgefegt, daß der Bertrag Ichriftlich abzufaffen ſei; 
es wird die damit begründet, daß dadurch eine Menge von Streitigkeiten 
vermieden würden und die Wichtigfeit des Vertrages e8 erforbere. 

Endlich könne nach älteren Gefegen felbft ein volljähriger Arbeiter fich 
auf länger al8 ein Jahr nur durch fchriftlichen Vertrag binden, um fo mehr 
ſei dies bei minderjährigen und für eine längere Zeit erforderlich). 

Art. 12 beftimmt Erleichterungen für die Abfaffung chriftliher Con— 
tracte, während Art. 13 den erforderlichen Inhalt derfelben näher angiebt. 

Im Art. 14 wird ſodann feftgefetst, daß die Gerichtöbarkeit über even— 
tuelle aus dem Contract vefultirende Streitigkeiten den Gemwerberäthen, oder 
in Ermangelung folder den Friedensrichtern zuftehe. Die Competenz der: 
felben wird aber auch auf dritte Perfonen, die beun Vertrage betheiligt find, 
aüsgedehnt. 

Im Art. 15 wird ſodann der Art. 9 des Geſetzes vom 22. ger- 
minal XI aufgehoben, die Aufhebung der beiden anderen Artikel deſſelben 
Geſetzes, die ſich gleihfall8 auf das Lehrlingsweſen beziehen, will die Re— 
gierung nicht vorjchlagen, da fie ſich auf weitergehende Fragen beziehen, die 
einer ferneren Geſetzgebung vorbehalten bleiben müſſen. Die Abficht des 
Entwurfes fei, Die Lehrverträge ernfter und wirffamer zu machen, man ftrebe 
dahin, den gewerblichen Unterricht der Arbeiter zu verbejfern und ihnen eine 
fihere Zufunft zu bereiten und größeres Wohlſein. 

Die commission d’assistance erweiterte diefen Entwurf mejentlic und 
Yegte denſelben in drei Titeln von zufammen 24 Artikeln der Verſammlung 
vor; derjelbe war von ausführlichen Motiven begleitet. 

Diefer Bericht der Commiffion hebt zunächft den großen Widerſpruch 
hervor, der bisher zwijchen der wiſſenſchaftlichen und gewerblichen Erziehung 
geherrſcht habe. Die erftere ſei ftrengen Regeln unterworfen gemwejen, während 
letztere derſelben entbehrte, und doch habe auch hier Die Gejelichaft ein 
gleiches Interefie. Die Erziehung in der Werkſtatt ſei auf gleihe Weife für 
das Leben beftimmt. Wie bei der Erften, jo habe auch bei Letzterem der 
Staat das Recht und die Beranlaffung, einzujchreiten. 

13” 
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Nur müſſe dabei den verjchiedenen Verhältniſſen Rechnung getragen 
werden. Während die Anftalten für wiſſenſchaftliche Erziehung wenig zahl- 
reich ſeien im Verhältniß, jo feien die gewerblichen Erziehungsanftalten zahl: 
los, deshalb fer bei ihnen eine Beauffichtigung ungleich ſchwieriger, zugleich 
erfordere jie die größte Zartheit, da die Verhältnifje zwiſchen Meifter und 
Lehrling vielfach denen der Familie gleich ſeien und daher mit großer Vor— 
ficht behandelt werden müßten. Aber ein gewiſſer geſetzlicher Schut ſei den— 
noch nöthig. Sodann weift der Bericht darauf Hin, wie diefer Schu im 
reihlichften Maße vor 1789 beftanden habe, wie die Zahl der Lehrlinge 
feftgeletzt, die ein Meifter halten durfte, wie das Alter beim Eintritt in die 
Lehre und die Dauer derjelben mit Rückſicht auf die Ausbildung des Lehrlings 
und die Entihädigung des Meifterd für feine Mühe feft normirt geweſen 
jet. Es beftand, jo heißt es weiter auch eine ftrenge Beauffichtigung der ganzen 
Einrichtung Durch die jurats und syndies des Gewerbes, die die Fortjchritte 
des Lehrling zu beobachten hatten und bei etwaigen Mifftänden fofort ein= 
ichreiten fonnten. Diefe ganze Einrichtung ſei aber, da fie fih auf dem 
Boden des Privilegiums bewegte, im Jahre 1791 abgejhafft worden. Freilich 
hätten fich, wie wir ſchon früher gejehen, zahlreiche Stimmen, die für Die 
Abihaffung der Handwerferprivilegien waren, für die Erhaltung dieſer Seite 
der gewerblichen Einrichtungen ausgeſprochen. (Wir ſahen Icon oben, wie in 
diefer Beziehung die Geſetzgebung der Nevolutiongzeit zunächſt nur eine 
negative war, und auch fpäter nur ein jehr ungenügendes Geſetz in dieſer 
Richtung erlaffen wurde.) Dieſe nütlichen, aber ſehr unvollftändigen Be— 
ftimmungen ſeien nun freilid) häufig durch die Einficht der contrahtrenden 
Parteien ergänzt und jo habe der Ujus im Verein mit den im Jahre 1810 
errichteten Gewerberäthen das Einreißen der gröbften Webelftände und Mip- 
Bräuche, verhindert; dennoch fer diefer Nothbehelf auf die Dauer nicht ges 
nügend, zumal fich die Gewerberäthe nicht an allen Orten befänden. Es 
liege die Gefahr nahe, daß dieſe jegensreichen Gebräuche untergehen, wenn fie 
nicht Durch ein Geſetz gejchütt werden. Sodann werden die Entwürfe und 
Borihläge aus den Yahren 1845 und 48 befproden. Unter folden Ver— 
hältnifjen jet die Negierungseorlage entftanden. Sicher feien die Anfichten 
der Regierung und der Commilfion viejelben. Aber dennoch jchien letzterer 
nad jorgfältiger Prüſuug das Project der Regierung nicht zwedentiprechend. 
Dafjelde — wird ausgeführt — enthält wohl die Grundlage, aber nicht 
das erforderliche Geſetz, es enthält nur wenige Strafbeftimmungen, welche 
die Ausführung der darin fanctionirten Gebräuche fichern fünnen. Diele 
Zurüdhaltung habe der Minifter durch die Auffaffung des Vertrages, als 
eines Familienvertrages, zu erklären gejucht. Aber es genügten dieje laren 
Beftimmungen nicht; ein klares Geſetz fer nöthig, zumal die Rechtſprechung 
der Gewerberäthe, auf die der Minifter fich ald einen wichtigen Factor ver— 
laſſe, durch die Veränderungen, die fie 1848 erlitten hätten, fich erft eine 
neue Praxis bilden müßten. 2) Wir wollen, jo ſpricht der Commiſſionsbericht, 


1) Die Conseil de prud’hommes beftanden bis 1848 nur aus Arbeitgebern 
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nicht durch Regeln die Freiheit der Contracte verlegen und baben deshalb 
die Artikel des früheren Entwurfs, welche ein Minimalalter von 12 Jahren 
feftftellen und die Zahl der von jedem Meifter zu haltenden Lehrlinge 
beſchränken, nicht angenommen. Die Einwirfe, daß ein Lehrling unter 
12 Jahren fein wirklicher Lehrling fein und nur zu häuslichen Arbeiten 
verwandt werden fünne, ſchien und entkräftet zu merden, wenn man bedenkt, 
in wie vielen Familien das Kind eine Laft iſt und in diefem Falle ein fo 
weites Hinausjchieben des Anfangstermines der Lehrzeit kaum nützlich fein 
dürfte. Die Beſchränkung der Zahl der Lehrlinge haben wir fallen laſſen, 
da ein tüchtiger Meifter ſehr wohl gleichzeitig mehrere Lehrlinge ausbilden 
fann. Die Behauptung der Anhänger diefer Beichränfung, fie trete von 
felbft ein, fann nicht genügen, um ihre gefegliche Firirung zu veranlaffen. Die 
Misbräuche und Mängel, die etwa durch das Fehlen diefer eben erwähnten 
Beltimmungen entftehen können, werden durch. andere Artikel unferes Entwurfs 
gehindert. Wir ſuchen jo das Böfe zu verhindern, ohne zugleih das Gute 
zu vernichten. Wenn wir die Zahl der Lehrlinge beichränfen, jo wird damit 
zugleich die der Meifter und Arbeiter gemindert und die Zünfte werben 
wieder belebt. Die Arbeiter werden fiher durch die Beichränfung der Pro— 
duction nicht reich, und was wird aus der Menge, der man die Arbeit 
nimmt? Wir haben und im weſentlichen an die Erfahrung gehalten, die 
durch die Praxis der Gewerberäthe feftgeftellt if. Die einzelnen hinzu— 
gefügten Strafbeftimmungen find der Competenz der Polizeigerichte zugewieſen, 
eine Neuerung des Projectd des Arbeitercomite’8 von 1849, die von vielen 
competenten Seiten gebilligt und gewünjcht, aber aus der Regierungsvorlage 
verjhwunden war. In dem Titel von der Competenz liegt der Schwerpunft 
des Geſetzes, da der Gemwerberath wohl einen -Bertrag vernichten, aber nicht 
dem Geſchädigten Genugthuung verfhaffen kann; doch ift Died gerade nöthig, 
da vielfach die Ungerechtigkeiten der Werfftätten, die ungeftraft bleiben, den 
Ihlimmften Eindrud auf das Gemüth des jugendlichen Arbeiters hinterlaffen. 
Der Entwurf umfaßt, wie ſchon erwähnt, drei Titel 1). Der erfte handelt 
vom Lehrvertrage. Theil I defjelben beftimmt die Form und Natur des 
Bertraged, Art. 1 ift in der Faſſung der Commilfion der Conftituante 
angenommen. Die Worte „fortfhreitend und völlig“ ver Re 
gierungsvorlage findet man im Theile über die Pflichten des Meifters und 
Lehrlinge. Bezüglich der Artikel, die die Form des Vertrages beftimmen, des 
zweiten und dritten unſeres Entwurfes, die 11, 12 und 13 der Regierungs- 
vorlage entiprechen, können wir und auf die Motive zu letteren beziehen. 
Im zweiten Theile, der von den Bedingungen des Bertraged handelt, 
ftimmt die Commiffion mit der Regierung darin überein, daß der Meifter 


einerfeit8, Contremaitres und Arbeitern, die ein Gewerbefteuer- Patent gelöft haben, 
anbererfeitg. Das Decret vom 27. Mai 1848 ftellte Patrone und Arbeiter gleich, 
eine Gleichftellung, die aber durh das Geſetz vom 1. Juni 1853 näher präcifirt 
wurde. — !) Vgl. Anlage III, nämlich das Gejek jelbft, das dem Entwurfe ber 
Commiſſion faft durchaus entfpricht. 
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volljährig, alfo frei von Vormundſchaft fei, ehe er ſelbſt minderjährige 
Lehrlinge überwachen darf. Durch die Beſtimmung des Art. 5 will diejelbe 
häufig vorgefommene Scandale verhüten. Im Art. 6 ſchließt der Entwurf 
beftrafte Individuen gewiſſer Kategorien, von der Fähigkeit, Lehrlinge zu halten, 
aus. Da jedoch Died in manden Fällen zu jtreng fein dürfte, beftimmt ver 
Art. 7, daß Ausnahınen unter gewifjen Bedingungen ftattfinden dürfen. 

Es Toll dies hauptſächlich reuigen Beftraften die Möglichkeit geben, ihr 
Handwert mit Erfolg treiben zu Fünnen, da dazu häufig die Hülfe eines 
Lehrlingd unumgänglich erforderlich if. Doch darf das Mitleiven mit den 
Unglüdlicyen, die zu der ſchon verbüßten Strafe hinzu durch Art. 6 noch 
eine neue harte Beftrafung erleiden, das Intereſſe der Yugend nicht ver- 
geſſen laſſen. 

Wie der Stand des Lehrers allen peinlich Beſtraften unterſagt iſt, ſo 
muß eben ſolchen Individuen verboten ſein, Lehrlinge zu halten, da eine 
Schule verhältnißmäßig leicht zu überwachen iſt, gegenüber der geſchloſſenen 
MWerkftatt, in der ſich ferner der corrumpirende Einfluß nicht nur einige 
Stunden, jondern den ganzen Tag hindurdy geltend machen kann, ohne Auf— 
hören und ohne Zeugen. Solden Leuten darf das Recht, Lehrlingsverträge 
zu ſchließen nicht bleiben. Im Deutichland z. B. verliert der Meifter 
jelbft durch Mebertretungen der Art dies Recht. E3 ift ſicher nicht über- 
triebene Vorficht, dies bei Verbrechen anzuwenden, die eine tiefe Verderbniß 
verrathen. Schließlich ift dabei noch zu erwägen, daß die Antecedentien des 
Meifterd häufig dem Publitum nicht befannt find, wohl aber den Beamten. 

Freilich giebt Tit. 1110 des Code penal den Eltern das Recht, alsdann 
ven Vertrag aufzulöfen, aber dann kann das Unglüd ſchon geichehen fein 
und die verborbene Moral des Kindes kann durch die Auflöfung des Ver— 
trages nicht wieder hergeftellt werben; darum muß dem bei Zeiten vorgebeugt 
werben. 

Der Theil III handelt von den Pflichten des Meifterd und des Lehr: 
ling. Seine ſechs Artikel find mit kleinen Veränderungen der Regierungsvorlage 
entlehnt. Im Beziehung auf die Beftimmungen derjelben über die Dauer der 
Arbeitszeit, Unterfagung der Nachtarbeit und Erleichterung der geiftigen Aus— 
bildung wird auf die Motive der Kegierungsvorlage verwiejen. Ebenfalls bei dem 
Berbot der Sonntagsarbeit. Das Dronen der Werfftatt am Sonntag ſoll nicht 
über 10 Uhr Morgens ausgedehnt werden, um nicht die ganze Beſtimmung 
binfällig zu machen. Die Sonntagsruhe iſt bejonders nöthig für Kinder und 
jede Sonntagsarbeit hat das Gehäffige einer erzmwungenen Sklaverei an ſich. 
Die ganzen Pflichten des Meifters, die in Art. 8, 9, 10 und 12 enthalten 
find, werden in dem Ausdruck, er babe ſich als guter Familienvater zu 
halten, zufammengefaßt. Diefer ift dem Code civil Art. 450 entlehnt, wo er 
vom Vormunde gebraucht ift, er ift hier eben jo fehr am Plage, auch der 
Meifter bat ie Güter, die Unichuld, den Glauben, die Geſundheit, 
Kraft und Moralität eines Kindes zu überwachen. Tür dieſe Pflichten giebt 
es keinen befferen und genaueren Ausprud, als den angeführten. Die That— 
ſachen in einzelnen Fällen müſſen von den Gewerberäthen geprüft und 
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beurtheilt werben. Ein häufig in großen Induftrieorten vorfommender Mif- 
brauch, daß ein ausgebildeter Lehrling dem Meifter abwendig gemacht wird, 
ft durch Art. 13 gehindert. Früher half eine Klage nichts, weil ber 
Lehrling meift zahlungsunfähig war, jest ift der mitſchuldige Meifter ſoli— 
dariſch mit haftbar. Die Competenz des Gewerberaths ift jet durch Art. 18 
auf diefe Fälle mit ausgedehnt. 

Theil IV betrifft Die Auflöfung des Vertrages. Die Probezeit ift darin 
auf einen Monat feftgejest, e8 können dabei durch Verabredung eventuelle 
Entſchädigungen feſtgeſetzt werben. 

Art. 15 beſtimmt die Fälle, wo die Auflöſung ipso jure erfolgt; 
Art. 16 diejenigen, wo fie durch Urtheil erfolgen fann. Art. 17 wiederholt 
eine weſentliche Beftimmung des Geſetzes vom 22. germinal XI. 

Der zweite Titel ded Entwurfs regelt die Fragen der Competenz und 
zwar erhalten die Art. 18 und 19 ven Gewerberäthen ihr exclufives Recht, 
die Lehrverträge zu erflären und Imterefienfragen zwifchen ven Parteien zu 
entjcheiden. Die Kompetenz wird auf alle beim Vertrage betheiligten Perfonen 
und im Falle des Art. 13 auch auf Dritte ausgedehnt. In Ermangelung 
eined Gewerberathes übernimmt der Friedensrichter deſſen Befugniſſe. 

Im Art. 20 ift beftimmt, daß die gegen den Art. 6 Handelnden vor 
das Wolizeigericht verwiefen werden follen. Art. 21 reſervirt demfelben 
Gericht die Fälle der Artikel 5, 8 88 3, 9 und 10, im Falle beftimmte 
Thatfachen vorliegen. Die übrigen Paragraphen des Art. 8 fünnen wegen 
der jchwierigen Fälle nur zu einer Klage auf Vertragslöfung gemäß Art. 16 
8 2 Beranlafjung geben. Es ſoll dadurd dem häufigen und leichtfinnigen 
Eontractbrudy vorgebeugt werden. Von den drei Beftimmungen des Tit. 3 
ift Die wichtigfte die, welche dem Maire die Aufficht über die Werkftätten, in 
denen Rinder beichäftigt find, überträgt. 

Schließlich weift die Commiffion noch auf die bebrängte Yage ber 
Lehrlinge hin, die ohne jede Hülfe und Schutz von Seiten ihrer Eltern feten, 
da dieje theils entfernt wohnten, theils den Meifter nicht anzuklagen wagten, 
aus Furcht, daß ihmen das Kind wieder zur Laft falle, oder die gewifienlos 
ihr Kind verließen und ſich Später feiner nur erinmerten, um Wohlthaten von 
ihm zu. verlangen; dieſen unglüdlichen ſchutzloſen Kindern müfje wenigſtens 
der Schuß des Geſetzes zu Theil werden. Die in den Fabriken beidäftigten 
Kinder, deren Lage in Folge ihrer Mafjenbefchäftigung und der dadurch be- 
Dingten Deffentlichfeit eine beveutend befiere „jei, wären durch ein beſonderes 
Geſetz geſchützt, um fo mehr fei Dies nöthig bei den ſchwer zu überwachenden 
Werkftätten, die aber doc die Heerde der ärgften Mißbräuche und die viel 
fachen Pflanzftätten aller möglichen Lafter jeien. Leider fer in den Juſtizannalen 
der letzten 10 Jahre dies nur zu deutlich zu ſehen. Die Commiſſion wolle 
in den Grenzen der Möglichkeit dem ſteuern, ohne die Häuslichkeit zu ver— 
letzen und irgend eine Freiheit anzugreifen; ſie wolle nur die Mißbräuche 
hindern und die Schwachen ſchützen. 

Der auf dieſe Weiſe motivirte Entwurf erlitt durch die Verein— 
barung mit dem Handelsminiſter zwiſchen der erſten und zweiten Berathung 
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einige Veränderungen, deren wichtigfte im Folgenden kurz zufammengefaßt 
werben. 

Zu Art. 2 ift Hinzugefügt, daß der Contract von den Contrabenten 
unterzeichnet fein muß. 

Art. 9 ift durch einen $ 5 vermehrt, der eine Aufhebung der früheren 
Paragraphen durch einen auf ein Gutachten des Maires hin gegebenen Erlaß 
des Präfecten zuläßt. Im Art. 10 ift die Altersgrenze, in der dem Lehrling 
erlaubt ift, 2 Stunden von der täglichen geſetzlichen Arbeitszeit zu feiner 
Schul- und religiöfen Ausbildung zu benugen, von 14 auf 16 Jahre erhöht. 
Im Art. 4 ift die Verſuchszeit auf 2 Monate verlängert, Art. 20 und 21 
find zu einem Art. 20 zufammengezogen. Als neuer Art. 21 ift hinzugefügt 
die Beftimmung, daß Art. 463 des Code penal auf die Fälle des Geſetzes 
anwendbar jei. Der Art. 24 des Commilfionsentwurfes endlich ift geftrichen. 

In der zweiten Berathung, welcher der auf folche Weife veränderte Entwurf 
zu Grunde lag, wurden zu demjelben mehrere Beränderungdvorfchläge geſtellt, 
die ſich theils auf redactionelle Aenderungen befchräntten, theils einzelne Artifel 
des Geſetzes ändern wollten, oder endlic die ganze Haltung deſſelben zu ver- 
ändern fich beftrebten. Diejes Yettere gilt vor Allem von dem zu Art. 1 
geftellten tiefgreifenden Amendement der Herren Benoit und Doutre, die letten 
Worte zu ftreihen und dafür zu ſetzen: „Alles zu Bedingungen feſt— 
geftellt Durd die Gemwerberäthe”. Durd) diefe8 Amendement ſollte die 
Veftftellung der Bedingungen des Lehrvertrags durchaus von den Privaten auf 
die Gewerberäthe übergehen. Der Antragfteller Herr Benoit begründet dafjelbe 
wie folgt: Er verlange die Intervention der Gemwerberäthe bei den Contracten 
aus Furt vor den Mißbräuchen und Irrungen, die die Anwendung eines 
allgemeinen Geſetzes auf fpecielle und örtliche Verhältniſſe veranlaffen könne. 
Solche theoretifch Leicht faßlichen Geſetze böten in der Praxis die größten 
Schwierigkeiten, dies liege in ihrem abfoluten und allgemeinen Charafter. 
Auch bier müffe das Reglement jo mannigfady fein, wie die Imduftrie und 
Gewerbe an den verjchievenen Orten; fein Zweck je, die Schwachen zu 
hüten; diefem genüge das Project nicht. Hierzu ſei niemand geeigneter, als 
die Gemwerberäthe, die eintreten müßten bet dem Abſchluß des Contractd, da 
zwifchen Lehrling und Meifter dabei keine Gleichheit herriche. Er molle nicht 
unterfuchen, wie oft Minderjährige, die nicht ſelbſt pactiren könnten, verkauft 
würden. Er halte e8 aber für billig, daß die Gefellihaft die Schwachen 
gegen Die ſchütze, die fie bet ſolchen Verträgen ausbeuten wollten. Died müſſe 
Durch Intervention des Gewerberaths geſchehen; fie müjje fih auf das aus- 
dehnen, was das Gele nicht aufzählen könne. Die Arbeiter der Induſtrie 
recrutirten fid) aus Kindern, die vom Lande hereinfämen und den ärmiten 
Yändlichen Klaſſen entftammten!). Sie find durch das Elend von dort ver 


1) Vergleiche hierüber den übertriebenen und gebälfigen, aber ſchwerlich ganz 
Unrichtiges berichte iden Artikel im Pforzheimer Genofienichafter vom 2. April 1875 
„Zum Lehrlingsfang“, im welchem erzählt wird, wie bie Kinder von Bauern und 
Tagelöhnern auf dem Lande beim State Wein von ihren Eltern an die Fabrikanten 
verdungen werben. 
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trieben; die Eltern, die ihre Kinder fo fortfchiefen, tümmern ſich nicht mehr 
um fie, für dieſe fei der Schutz der Gemerberäthe nöthig. Es fei dies 
übrigend nur die geſetzliche Sanction eines Gebrauches, der an vielen Orten, 
befonder8 in yon, üblich fe. Das Amendement greife nicht die Freiheit 
der Contracte an, da dieſe doch nicht fo weit gehen dürfe, die Schwachen 
ſchutzlos zu laſſen, auch fer diefelbe ſchon dur die Geſetze über Kinder— 
arbeit in den Fabriken verlegt. Er wolle nicht verlangen, wie e8 eigentlich) 
müßte, Daß das Lehrlingsweien einen Theil des öffentlichen Unterrichts 
ilde. 

Der Berichterſtatter Callet bekämpfte das Amendement, indem er her— 
vorhob, es gebe zwei Arten von Bedingungen für den Lehrvertrag. Diejenigen, 
die die öffentliche Ordnung intereſſirten, ſeien allgemein und im Entwurfe 
berückſichtigt; andere gingen nur die Parteien an und dürften deshalb nur 
von ihnen beſtimmt werden, Deshalb verwerfe die Commiſſion das Amen- 
dement, da e8 den Contract zerftöre und die Einmiſchung Dritter herbei- 
führen wolle. 

Hierauf wurde das Amendement verworfen. Bon den übrigen Verän- 
derungen, die Das Geſetz bei der Berathung erlitt, werde ic) diejenigen, welche 
die Redaction allein betreffen, nicht berüdfichtigen, da Diejelben den Stun 
des Geſetzes nicht verändern, jondern ihn nur genauer feftftellen, und außerdem 
auch feine Debatte heroorriefen, die irgendwie die leitenden Motive in Bezug 
auf das Geſetz erkennen Tief. 

Bon den Veränderungen, die einzelne Artikel betreffen, jet zunächſt der 
zu Art. 2 geftellte Antrag des Herrn Balette erwähnt, der die Zuftunmung 
der Commiljion fand und angenommen wurde, benjelben dahin zu ändern: 
der Lehrvertrag wird durch öffentlichen Act gejchloffen oder durch einen Act 
mit Privatunterichrift. 

Er kann auch mündlich gefchloffen werden, aber ver Zeugenbeweis darüber 
wird nur nad dem Tit. de Code penal des contrats ou des obligations 
conventionelles en general zugelafjen. Eine Debatte knüpfte fich nicht an 
diefe Veränderung. 

Eine lebhafte Debatte fnüpfte fi) an den Art. 9 8. 4, veranlaft durch 
die Anfrage des Herrn Morellet, ob derjelbe befagen folle, daß die Lehrlinge 
nicht zur Arbeit am Sonntag verpflichtet jeien, oder ob die eine Yolge Des 
Berichtes des Herrn von Montalembert fer; anfchließend daran, ſchlug er vor, 
demjelben eine neue Faſſung zu geben. Eine ebenfalls geftellte Anfrage des 
Herrn Bictor Lefranc, ob fich derſelbe auf die Glasfabrifen beziehe, wurde 
durch die Antwort des Berichterftatterd, dieſelben ftänden unter dem Geſetz 
über Kinderarbeit in den Fabriken, erledigt. 

Auf die Einwendung des Berichterftatter8, nach feiner Faſſung fünne 
man die Lehrlinge mit häuslichen Arbeiten beihäftigen, erwidert Herr Morellet, 
er ftimme darin mit der Commiffion überein, daß der Lehrling am Sonntag 
Ruhe haben folle, er fei zufrieden, wenn man einfchalte: „die Arbeit des 
Gewerbes, welches er lernt”. Hieran fnüpfte fi eine Debatte, ob Herr 
Morellet die häusliche Arbeit erlauben wolle. Der Minifter Herr Schneider 
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trat hierauf für da8 Amendement Morellet ein. De Riancey (Mitglied ver 
Commiffion) widerſetzt fic) den Gedanfen des Amendement3 nicht, er will e8 
nur nicht improvifiven, da es in jegiger Faſſung einen Widerſpruch mit $ 5 
gäbe. Die Commifjion wolle fein Gejeg über Sonntagsheiligung geben, ſon— 
dern nur beftimmen, daß der Lehrling am Sonntag zu feiner Arbeit ver: 
pflichtet jet. Nachdem noch eine Debatte über die paſſendſte Faſſung Des 
Artikels ftattgefunden, wurde derjelbe an die Commiſſion zurüdverwiefen und 
am Schluß der Sigung dann in einer neuen Yaljung angenommen. 

Zu Art. 10 ergreift Herr Doutre das Wort und verlangt Die 
Streichung der Worte „weniger als 14 Jahre alt“ und folglidy auch Des 
$ 3. Er begründet dies mit der geringen Verbreitung des Elementar— 
unterrichts, wodurch es fehr wohl möglich fer, daß ein Lehrling von 14 
Jahren noch nicht die nöthigen Kenntnifje, die der Artikel erfordert, befigt. 

Die Commilfion widerſprach, weil der Meifter zu fehr an der Arbeit 
des Lehrlings verlieren würde und daher längere Lehrzeit oder höheres Lehr— 
geld verlangen würde. Auch follte die Beſchränkung veranlafien, daß die 
Kinder vor dem 14. Jahre den nöthigen Unterricht erhielten. Schließlich 
wird Herr Doutre darauf aufmerfiam gemacht, daß der Artikel durch die vor- 
geichlagene einfache Streichung unverftändlich würde und jedenfalls einer neuen 
Redaction bedürfe. Derfelbe vertagt fein Amendement daher auf die dritte Be— 
vathung. Zu Art. 14 beantragte Herr Peupin, die Probezeit auf einen Monat 
zu jegen, fie jet nirgends länger gebräuchlich. Der Minifter Schneider be— 
fümpft dies, da ein Monat für einen wirklichen Verſuch zu kurz jein könne. 
Darauf wird das Amendement verworfen. Herr Bertrand verlangt darauf 
drei Monate, weil fie erforderlich feien, um den gegenfeitigen Charakter 
fennen zu lernen. Der Minifter giebt dies für den Contract auf längere 
Zeit zu, doch müſſe man auf die kurzen auch Rückſicht nehmen, er halte zwei 
Monate für genügend, welche dann angenommen werben. Herr Bouhier de 
l'Eeluſe, welcher Streihung der Worte „außer bei entgegengelegten Ber- 
abredungen” verlangt, da fie den Artikel illuſoriſch zu machen Ichienen, wird 
von Herr Peupin befämpft, der fich jet mit der zweiten Faſſung Der 
Commilfion, die ihm unbefannt gewejen, einverftanden erflärt, weil der 
Meiſter fonft feinen Vortheil vom Lehrlinge haben künne. Nachdem Herr 
de Melum, Commiljionsmitglied, auf den Zweifel des Herrn Boubier der 
Artikel ſei meitergehend, als es fcheine, erwidert hat, der Ausdruck beziehe 
fih nur auf die Entſchädigung, wird der Artifel fo angenommen. 

Zu Art. 15 will Herr Morellet Hinzufügen „durch Heirath des Lehrlings“. 
Die Heirath ſchaffe neue Verhältniffe, fie berühre die perfönliche Freiheit und 
öffentliche Ordnung zu nahe, um nicht den Vertrag aufzulöfen. Herr Peupin 
befämpft Died, weil der Meifter jo häufig den Vortheil, den er in den 
legten Jahren der Lehrzeit aus der Arbeit des Lehrlings ziehen will, ver 
lieren würde, Der Präfident bemerkt, daß die Fälle, die die Auflöfung be- 
Dingen, unabhängig vom Willen feien, während die Heirath ein willfürlicher 
Act jei. Der Minifter will dann den Paragraphen zu dem folgenden Artikel 
binzugefügt haben; hiermit ftimmen die Commiffion und Herr Meorellet 


Ueber Lehrlingswefen. 187 


überein und wird Art. 15 unverändert und Art. 16 mit dem Amendement 
Morellet ald $ 7 angenommen. 

Bei Art. 18 will Herr Benoit-Champy, daß bei der Appellation der 
Inftanzenzug, der fonft ein verjchtedener von den Gewerberäthen und Friedens⸗ 
gerichten jei, bei beiden an das Handelögericht gehe. ALS der Minifter dem 
widerjpricht, weil e8 die ganze Geſetzgebung angreife, zieht er fein Amende— 
ment zurüd. 

Bei Gelegenheit der dritten Berathung!) wurden mehrere der bei ber 
zweiten Berathung venworfenen Amendements wieder aufgenommen, fowie 
auch einige neue geftellt. Betrachten wir zumächft dieſe letzteren. 

Im Art. 4 will Herr Morellet ftatt loger, avoir ſetzen. Die Commilfion 
ſtimmt dieſem nicht zu, da fie glaubt, die Sitten genügend geſchützt zu haben, 
ohne dabei der Freiheit zu ſchaden. Hieran knüpfte ſich eine Debatte die im 
Weſentlichen darin gipfelte, daß Herr Morellet die guten Sitten durch die 
Faflung der Commiſſion nicht für genügend geſchützt hält, dennoch wird 
diejelbe angenommen. 

Das zu Art. 7 geftellte Amendement Benoit‘, für den Präfecten den 
Maire und für den Maire den Gemeinderath zu jegen, unterftügt Herr 
Morellet damit, daß der Maire mehr in täglicher Beziehung zu der Be— 
völferung ftehe, als der häufig entfernte Präfect, der ſich erft am jenen um 
Aufklärung wenden müfle Deshalb fei e8 natürlich, jenem gleich die be= 
treffenden Befugnifje zu übertragen. Trotzdem wird daſſelbe abgelehnt. 

Schlieglih führte ein von Heren Pond Tande geftellter Antrag bei 
Art. 16 8 3. „die Unfähigfeit des Meifterd zum Unterricht” binzuzufügen, 
weil vderjelbe in feiner bisherigen Faſſung ganz einfeitig fei, dazu, daß auf 
Borihlag des Berichterftatters, der den Zuſatz zurüdweift, der $ 3 gan 
geftrihen wurde, nachdem Herr Pond Tande zugegeben, daß $ 3 und fein 
Amendement unter die allgemeinen Beftimmungen des $ 1 falle. 

Bon den wieder aufgenommenen Amenbements führte vor Allem das 
des Herrn Benoit, welches wir bereit8 bei der zweiten Lejung erwähnt haben, 
zu einer ausführlichen Debatte. 

Sein Wortlaut war „le tout à des conditions conformes aux bases 
reglementaires arrötdes par les conseils des prud’hommes“, Zunächſt 
ergriff Herr Benoit felbft das Wort zu feiner Begründung. Es jeien 
zweierlei leitende Motive dabei vorhanden, den Lehrling und die Induſtrie 


—— — — 


1) Zwiſchen der zweiten und dritten Berathung erlitt das Geſetz noch einige 
Veränderungen in der Commiſſion; zunächſt eine ieriteet indem der letzte Titel, 
„Beſondere Beſtimmungen“, als ſolcher geſtrichen wurde. Veranlaßt wurde dies 
wohl durch eine andere tiefergehende Veränderung, die Streichung des Art. 23, 
den die Commiſſion in ihrem Bericht als den wichtigſten des Titels bezeichnet 
hatte. Ueber die Verenlaſſung dieſer Streichung geben die Berathungen leider 
feinen Aufſchluß. Da jetzt nun der Titel III, nachdem ſchon * der Art. 24 
weggefallen war, nur aus einem Artikel beſtanden hätte, iſt er als ſolcher wohl ge— 
ſtrichen und der Art. 22, handelnd über Aufhebung einiger Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 22. germ. XI, mit dem Titel II vereinigt worden. 
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betreffend; der Contract werde für den Lehrling durd Dritte mit oder ohne 
feine Zuftimmung abgeſchloſſen. Diefe Beihränfung menſchlicher Freiheit 
billige er zwar nicht, aber fie jet einmal vorhanden. Pflicht der Gefellihaft 
jet, die Schwachen zu jchligen gegen den Mißbrauch und die ſchändliche Spe 
<ulation der contrahirenden Theile, dies fei der leitende Gedanke der Regierung 
und Commiſſion geweſen, ver aber durch das Project nicht erreicht werde. Der 
Contract, erflärt er, ift nicht frei genug, die Gefellfchaft ift nicht dabei vertreten 
und der intereffirtefte Theil ſchließt ihm nicht felbft ab. Dadurch wird ber 
factifchen Ausbeutung des Lehrlings durch Kleine Unternehmer, denen er viel: 
fach anvertraut wird, in vielen Fällen Thür und Thor geöffnet. Dies hat das 
Project hindern wollen, doc werden feine Beftimmungen in der Praxis nicht 
genügen. Auch bezüglich der Nahrung und der fchlechten Behandlung ift das 
Project nicht deutlich genug, es wird leicht umgangen werben. ine andere 
Lücke des Gejetes ift, daß es Feine Beſtimmung bat, für den Tall, daß ber 
Meifter wegen eigener Unfenntniß unfähig iſt, den Lehrling zu unterrichten. 
Auch die Feftiegung einer Alterögrenze, deren Fehlen die Commiffion in ihrem 
Bericht begründe, halte er für nöthig. Nur können alle diefe Bedingungen durd 
ein allgemeines Gefeg nicht erfüllt werben, dies ıft nur durch ein ſpecielles 
Reglement der Gewerberäthe möglich. Was die Imbuftrie betrifft, jo wird 
dies allgemeine Gefet nicht befolgt werden. Sie ift von Saunen abhängig, 
die nicht durch ein Geſetz zu beichränfen find. Man wird die verfchiedenen 
Arten derjelben nicht einer gleichen Regelung unterwerfen wollen, und bod 
herrſcht wieder eine Solidarität zwilchen allen Induftrien, was die Socialiften 
mit den Worten solidarit6, unite, association rejümirt haben. Auch die 
Lehrlingöfrage ſei eng damit verknüpft. Er führt dann Beifpiele an, mo Stüd- 
arbeit mit eingeführt fei, da habe man ftatt einer Minimalarbeitözeit eine 
Minimalfumme von Arbeit angenommen, die der Lehrling zu leiſten werpflictet 
ſei. Bon dem Mehrgearbeiteten erhalte der Lehrling Procente. Dieſes feien 
Gebräuche, die ihre Mängel hätten, die aber durch die Gewerberäthe leicht zu 
verbeffern ſeien, die überhaupt beffer als die Berfammlung diefe Tragen, die fie 
genau kennten, entjcheiven Tünnten. 

Der Berichterftatter befämpft hierauf das Amendement, welches bie 
alten Zünfte herftellen und viele taufend verjchiedene Reglements hervor: 
rufen wolle; Treiheit würde dann feiner Annahme nur noch an Orten 
herrſchen, die feinen Gewerberath hätten. Man müfje dann ein Gele 
erlafien, "welches befehle, Lehrlinge zu halten, und den Eltern, ihre Kinder 
dazu herzugeben. Hierauf ergriff Herr Madier-Montjau das Wort, um das 
Amendement zu unterftügen. Er thue dies, weil daſſelbe das Gefeg um- 
ftoße, welches nur alte Mißbräuche janctionire und auch praftiich nicht an: 
wendbar ſei. Sodann geht er zu einem Vergleich mit den englifchen Gefegen 
über die Dauer der Arbeitözeit über und hebt hervor, wie viel günftiger 
diefelben ſeien, als die gleihartigen franzöfiihen, um dann die Beftimmungen 
über die tägliche Arbeitszeit der Lehrlinge anzugreifen, die er als eine längere 
betrachtet, als bei erwachſenen Männern erlaubt ſei, jowie die Zeit, bie 
den Lehrlingen zur Erlangung der Elementarkenntnifje gegeben ſei, ihm auf 
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gleiche Weiſe ungenügend ſcheint. Durch fpecielle Locale Reglement follen 
alle diefe Mißbräuche aufhören, es fei richtig, daß dadurd Eingriffe in die 
perjönliche Freiheit geſchehen, aber ſolche ſeien auch im Commiffionsentwurfe, 
der aber die alten Mißbräuche nicht abſtelle und dabei nicht einmal durch— 
führbar ſei; außerdem ſei es ſicher bei der jetzigen Lage der Geſellſchaft kein 
Verbrechen gegen die Freiheit, wenn man die Schwachen gegen die Starken 
ſchütze. Der Arme ſollte geſchützt werden durch die Begrenzung der Arbeits— 
zeit, der Dauer und des Preiſes der Lehrzeit, durch Sicherung reiche 
licher und guter Nahrung. Dies Alles ſollte beftimmt werben durch eine 
Behörde, die von Arbeitern und Meiftern gewählt fer und deren beiberfeitige 
Intereffen kenne. Man dürfe fein allgemeined Gele für Nord und Süd 
erlafien, ſondern durch locale Behörden ſeien locale, für die einzelnen 
Induſtrien pafjende Reglements zu erlaffen. Er wundert fi, daß die 
Commifjion das Amendement zurücweife, da ihr Bericht Alles enthalte, was 
zu feiner Vertheidigung dienen fünne. Die Gewerberäthe hätten ohne dem die 
Befugniß, Neglementd zu erlaffen und als fie weniger demokratiſch waren, 
Ihon viele Mißbräuche abgeftellt, e8 fcheine aber als ob die neuere Aenderung 
in ihrer Zufammenjegung der Grund der Verwerfung je. 8 Leuchte Died 
aus dem Commiffionsberiht durch. Die Antragfteller dächten aber anders, 
fie hielten die Gewerberäthe für verbeffert und wollten ein freiheitlicheres 
Geſetz, welches nicht allgemeine und gleichförmige Beftimmungen enthalte 
und deshalb unausführbar fer, ſondern Beftimmungen, die durch Männer 
feftgeftellt feien, die die Bedürfniſſe der Induftrie, Gegend und Partei 
fennen. 

Hierauf erwiderte Herr de Riancey, als Vertreter ver Commilfion, er 
wolle diefelbe zunächft gegen die gemachten Angriffe vertheidigen. Das Geſetz 
ſei nicht hart. Der Vorredner habe fortwährend das Gejeß über Kinder— 
arbeit mit dem Entwurfe verwechſelt. Er wolle fi) an letteren allein halten, 
derſelbe biete alle erforderliche Garantie. Die Eltern jeien wohl im Stande, 
die Intereffen ihrer Kinder zu vertreten und außerdem ſeien aud Die Con= 
tracte noch unter den Schuß des Friedensrichters geftellt. Aber auch Herz 
und Geift ſeien in demjelben beachtet, er fuche dem Meifter die höchſte Idee 
von feiner Miffion zu geben. Die Sicherung diefer Vorſchriften Liege im 
öffentlichen Gewiffen. Aber der Entwurf fer auch zu Detailvorjchriften über: 
gegangen, betreffend den Unterricht und "die Moralität. Wir haben — jagte 
er — Fälle der Ummwürdigfeit feftgefegt. Die Grenze von 16 Jahren bei 
Gelegenheit des UnterrichtS ſei gefegt, damit der Unterricht früher ftattfinde. 
Die Feitftellung der Arbeitszeit beziehe fi) nur auf das zu fordernde Marımum, 
folches ſei nöthig geweſen, da die Arbeitszeit eine jehr verjchtedene je. Die 
Geſellſchaft fer nicht fo barbarifh, daß der Meifter den Lehrling überbürben 
würde, Es gebe wohl Mißbräuche, um fie zu verhüten, ſei Das Geſetz da, 
aber man dürfe die Freiheit der Familie und der Contracte nicht angreifen. 
Es dürften nur gewiſſe Hauptregeln feftgejetst werden, die doc den Parteien 
freien Spielraum Tiefen. Das Teste Argument, im Sinne des Amen— 
dements, gehe dahin, man fünne fidy eher als auf ein hartes und wirkungsloſes 
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Geſetz auf die Thätigkeit der Gewerberäthe ftügen. Die Commiſſion fer nicht 
gegen die Gewerberäthe eingenommen. “Die Ueberweiſung vieler Befugniffe 
an diejelben beweiſe dies. Aber es ſei jedenfalls nicht richtig, dieſelben dadurch 
zu binden, daß man fie die Reglement entwerfen Tieße, da fie dann nicht 
mehr gemäß dein Gebrauch urtheilen können. Der Zwed des Amendements 
jei, das Eingreifen des Staates in gewerbliche Angelegenheiten allmählich her— 
beizuführen und jo allmählid das focialiftiiche Programm durchzufegen. Das 
Geſetz — ſage man — greife die Freiheit an; dies jet nicht richtig, 
es ſchütze nur die Schwachen, wo die Sitte nicht mehr ftarf genug fei, dies 
zu thun. Man gehe aber nicht weiter, als durchaus nöthig, um die Freiheit 
nicht anzugreifen. Herr Madier-Montjau ergriff hierauf nochmals das Wort, 
. er warf dem Vorredner zunächft vor, eimige Artikel aufgezählt zu haben, 
die er vorhin nicht berührt habe, dagegen die widhtigften nicht erwähnt zu 
haben. Der Vorwurf der Freiheitswidrigfeit und Härte des Geſetzes ſei 
nicht widerlegt; er befämpft dann nochmals die ungenügende Zeit zum Unter» 
richt und die übermäßige Länge der Arbeitszeit und fügt noch hinzu, daß 
man früher sinen Meifter auf Grund des Code penal wegen ungewöhnlicher 
Härte angreifen fonnte. Den ihm gemadyten Vorwurf, mit dem Amen= 
dement die Freiheit anzugreifen, dürften die nicht machen, die das Gele von 
1841 erlafjen hätten. Auch in der dritten Berathung wurde dieſes Amen— 
dement wiederum verworfen. 

Nachdem wir jo die Debatten in der Kürze betrachtet haben, die bei der 
Berathung des Gejetes ftattfanden, bleibt noch übrig, zu erwähnen, daß das 
nad der Publication des Geſetzes im Moniteur vom 5. April 1851 ab- 
gedrudte Gircular des Aderbau- und Handeldminifterd an die Präfecten, 
welches die Ausführung defjelben der bejonderen Sorgfalt derſelben anempfabl, 
bejonderd zwei Beftimmungen als die wichtigften betont, den Art. 6: bier 
jet vor Allem auf fichere und wirkliche moraliſche Garantie zu fehen; ferner 
die drei erften Paragraphen des Art. 9, betreffend die Arbeitpauer und 
Nachtarbeit. 

Unterwerfen wir nun nach Berückſichtigung der Entſtehung des Geſetzes 
daſſelbe einer Betrachtung ſowohl im Ganzen, als auch in Beziehung auf 
einzelne Detail-Beftunmungen. 

Zunädft das Gefeg im Ganzen. Daſſelbe ift unzweifelhaft in vieler 
Beziehung von fegensreiher Wirkung geweſen; e8 bietet in vielen Punkten eine 
fichere Bafis, es beftimmt die Art und Weife, wie der Contract abgejchlofjen 
werden muß; es fett die Pflichten des Meifterd und Lehrlinges feſt; es ent— 
zieht unwürdigen Meiftern die Fähigkeit, Lehrlinge zu halten, und verhindert 
Lehrverhältniffe, die im Stande find, die öffentliche Moral zu untergraben ; 
e8 beftimmt über die Art und Weile der Auflöfung des Contractes, über die 
Zeit, die dem Lehrling zum Unterricht zu bemilligen ift und fett endlich bie 
Gerichtsbarkeit bei Streitigkeiten feſt. Aber trogdem ſcheint mir daffelbe an 
unzweifelhaft bedeutenden Mängeln zu leiden und zwar find dieſelben der Art, 
Daß fie fi) in einem weniger centralifirten Lande, wie Frankreich, unfehlbar 
jehr empfindlich hätten zeigen müſſen. Ich meine damit die Geltung ein 
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and deſſelben Geſetzes für ein ganzes großes Land und für die verfchieden- 
artigften Gewerbe. Es giebt wohl einige allgemeine Beftimmungen, die auf 
alle einfchlägigen Verhältniſſe anwendbar find, aber das Geſetz beſchränkt ſich 
nicht auf diefe, es erläßt Detailvorjchriften, die unmöglich bei der Verſchieden— 
artigfeit der Berhältniffe überall beobachtet werben fünnen. Man denke nur 
an die Beihränkung der Arbeitözeit auf ein gleiches Maß für das ganze Land 
und das ganze Jahr. Hierin Tiegt entjchieden ein Weiz zur Uebertretung 
deſſelben und wirft dafjelbe jo ſchädlicher, als der Mangel einer jeden Regelung 
diejer Verhältniſſe. Es ift dies gerade der Gedanke, der das Amen— 
dement Benoit infpirirte. Andererſeits fann freilich auch durch die zu große 
Mannigfaltigfeit und Verſchiedenheit der betreffenden Beftimmungen Teicht eine 
große Verwirrung entftehen, da ein jeder Kreis, der die Befugniß, Reglements 
zu erlaffen, hat, diefelben nur dem eigenen Bedürfniß anpafjen wird ohne auf 
Das große Ganze Rücficht zu nehmen. Diefe Mifftände werden entſchieden 
am beften ausgeglichen, wenn die allgemeine Gejeßgebung neben den für das 
Ganze abjolut anmwendbaren Beftimmungen, ſich auch mit denen bejchäftigt, 
die vermöge ihres Object nicht für das ganze Land gleichfürmig fein 
dürfen, jondern der ürtlihen Beſchaffenheit und dem betreffenden Gemerbe 
gemäß wechſelnd fein müſſen; doch darf bier nicht eine fpecialifirte Gejeg- 
gebung von oben erfolgen, fondern e8 muß nur ein Rahmen gegeben 
werden, innerhalb deſſen durch locale Körperichaften oder Behörden, die dazu 
geeignet find, durch Verhandlungen der Arbeitgeber und Nehmer eine dem 
dortigen Bedürfniffe gemäße Anordnung der Lehrbedingungen zu erfolgen bat. 
Es würde auf diefe Weife dem Webelftande vorgebeugt, daß das Geſetz für 
einzelne Gegenden und Gewerbe ein unerträglicyes wird, andererſeits aber 
werben aud die übeln Folgen einer völlig verjchtedenartigen Gejetsgebung in 
den einzelnen Landestheilen möglichft vermieden. Ein anderer nicht zu unter= 
ſchätzender Bortheil hierbei ift, daß auch den einzelnen reifen ſoviel leichter 
die Möglichkeit gegeben wird, ihre Reglements ihren veränderten gewerblichen 
Bedürfniſſen gemäß zu verändern, während fie andernfall® oft noch lange 
darauf warten müßten, bi8 das gleiche Bedürfniß fi im ganzen Yande oder 
dem größeren Theile defjelben geltend machte. 

Was nun die einzelnen Punkte des Geſetzes betrifft, jo handelt der 
Artikel 2 des erften Abjchnitte8 über die Abfaffung des Contracted. Hierbei 
wäre es jedenfall beſſer, die Möglichkeit, denjelben nur mündlich abzufchließen, 
fallen zu laſſen. Diefe Art des Vertrages iſt wohl bei einfachen Berhält- 
nijfen pafjend und kann dabei den nöthigen Anforderungen genügen, allein die 
heutigen Gewerbe bewegen ſich wenigftens in den großen Städten und inbuftries 
reihen Gegenden nicht mehr in dieſen Verhältniſſen und eine bloße münd» 
liche Abſchließung eines Bertraged kann doch leicht die größten Irrungen 
veranlaffen. Zugleich aber würde das Erforderniß einer ſchriftlichen Ab— 
fafjung des Contracte® das Handwerk in den Berhältniffen, wo es nicht 
nothwendig wäre, auf feine Weiſe beläftigen, e8 läge aljo hier feine Veran— 
‘fung vor, etwa eine Verſchiedenheit des Abſchluſſes nach örtlichen Bedürf— 
niffen zuzulaffen, fondern es wäre völlig gerechtfertigt, auf gleiche Weiſe die 
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Schriftlichfeit der Verträge für das ganze Land zu verlangen. Auf diele 
Weile würden nicht nur leicht zahlreiche Streitigkeiten vermieden werden, ſondern 
e8 würden aud) die Verträge felbft genauer und beftummter abgefchloffen werden 
und jo die Rechte und Pflichten beider Theile viel mehr außer Zweifel ftehen. 
Nicht erforderlich ift Dagegen die Abſchließung deſſelben unter öffentlicher Be 
glaubigung und e8 ift daher nur ſehr zu billigen, wenn dies in den freien 
Willen der Parteien geftellt ift, ebenfo wie die Erleichterung dieſer durch 
Anfegung jehr mäßiger Gebühren nur zu loben ift, da durch dieſes Ber- 
fahren die Verträge entſchieden an Zuverläffigfeit gewinnen, wenn auch dieler 
Bortheil nicht eine joldhe Bedeutung hat, daß Died für die Giltigfeit des 
Gontrafte8 zu fordern wäre. 

Den Theil 2., weldyer die Beſtimmung in Art. 5 enthält, daß fein un: 
beweibter Meifter minderjährige weibliche Yehrlinge bei fi wohnen haben 
darf, dürfte pafjender Weiſe auf ein Verbot, diefelben überhaupt zu halten, 
ausgedehnt werden, wie e8. die Pinfe bei der Berathung des Geſetzes ver: 
langte, da der Gefahr einer Berleitung zur Unmoralität, die allein eine jolhe 
Beſtimmung rechtfertigen kann, durch den Artikel nicht genügend vorgebeugt 
wird, Ueberhaupt dürfte eine Regelung dieſes Punktes am beften Lofalen 
Reglements vorbehalten bleiben, da derſelbe überhaupt nur einzelne Hand: 
werfe, die weibliche Arbeiter befchäftigen, betreffen fann, und auch bei dielen 
häufig Ausnahmen durch die Art des Gemerbebetriebes gerechtfertigt find. 
Andererſeits jcheint e8 wünſchenswerth, daß hier in Fallen, mo der Charakter oder 
das Alter des Meifterd eine genügende Sicherheit gegen zu befürchtende Aus: 
ihreitungen bieten, Ausnahmen von der Beftimmung durch Die competente 
Behörde geftattet werden fünnen. 

Die Beftimmungen des III. Theile über die Pflichten des Meifters 
und Lehrlings dürften im Wefentlihen durch locale Reglements oder Berein- 
barungen gemäß dem Bedürfniß der Gegend und der einzelnen Gewerbe zu 
regeln fein. Gerade hierbei wird fid) am wenigſten ein Maßftab finden laſſen, 
der für alle Verhältniſſe paßt Das Bedürfniß ift zu verſchieden; was in 
einer Gegend als recht und billig gilt, wird in den anderen als brüdende 
Laft ericheinen; in einem Gewerbe wird der Lehrling eine gewiffe Zeit ſehr 
angeftrengt arbeiten müffen, während er die übrige Zeit nur fehr geringe 
Beſchäftigung hat, bei einem andern wird fid) die Arbeit gleihmäßiger über 
das ganze Jahr vertheilen; dort würde es ficher nicht gerecht fein, das Hand: 
werk dadurd zu lähmen, dag man den Normalarbeitätag auf gleiche Weile 
feftjtellte, wie bet letzterem. 

Der Art. 8 zunächſt fett feft, wie ſich der Meifter dem Lehrlinge 
gegenüber im Allgemeinen zu verhalten hat, daß er ihm gut zu halten, feine 
Führung zu überwachen und feinen Eltern eventuellen Bericht über ihn 
zu erftatten hat u. |. w. Diefer Artikel ift vermöge feiner Allgemeinheit 
noch am erften Dazu geeignet im ein allgemein giltige® Geſetz aufgenommen 
zu werben, die übrigen Artikel des Abjchnitts, ſoweit fie Pflichten des 
Meifters betreffen, find nur eine weitere Ausführung dieſer Beftimmung, 
die paffender einer Specialgejetsgebung überlafien bleibt. Im Uebrigen 


Ueber Lehrlingsweſen. 193 


ift in dem Artikel noch als verfehlt anzufehen die Beftimmung befielben, 
daß privatim vereinbart werden darf, daß der WMeifter den Lehrling 
auch zu aufergewerblichen Arbeiten verwenden fann; hierdurch wird dem 
Mißbrauch Thür und Thor geöffnet; es wird dies durch die Beftimmung 
des Art. 12, daß der Meifter den Lehrling vollftändig in feinem Gewerbe 
unterrichten muß, wenig gehindert, da der Begriff eines vollftändigen Unter: 
richts bei den gegenwärtigen Verhältniſſen jedenfalls ſchwer feftzuftellen ift. 
Was die Beftimmungen des Art. 9, betreffend die erlaubte Marimal- 
arbeit£dauer angeht, jo Halte ich, wie jchon mehrfach ermähnt, es für befier, 
derartige Beftimmungen den etwaigen bejonderen Bebürfniffen und Gewohn— 
heiten gemäß durch örtliche Reglements zu regeln. Auch jcheint mir 
die Arbeitözeit im Ganzen etwas hochgegriffen, bejonder8 wenn man an— 
nimmt, daß Das erlaubte Marimum für die jüngeren Alteröflaffen längere 
Zeit hindurch erreicht wird. Das Verbot der Nacht und Feſttagsarbeit ift 
nur zu billigen. Doc dürfte e8 wohl gerathen fein, daß die Altersgrenze, 
nach welcher Nachtarbeit geftattet ift, etwas höher, etwa auf 18 Jahre gejetzt 
würde. Die Nachtarbeit ift nun einmal ein nothwendiges Uebel, doc) 
müſſen damit die jugendlichen Arbeiter, deren in der Entwidelung begriffener 
Körper durh die Tagesarbeit jchon ohnehin ftärker angegriffen ift, jedenfalls 
verjchont bleiben, wenn man nicht ein ſchwächliches und Fränfliches Geſchlecht 
beranziehen mil. Wie jehr man übrigens ſchon in Frankreich bet Erlaf des 
Geſetzes deſſen Unzulänglichkeit fühlte, zeigt der letzte Paragraph des 
Artikels, welcher dem Präfecten die Befugniß giebt, von den Vorſchriften der 
drei erften Paragraphen zu Dispenfiren, eine Mafregel, bie jevdenfall® dem An« 
ſehen des Geſetzes jchadet und zu vielen Mißbräuchen Anlaß geben fann. 
Dies Alles würde vermieden, wenn die betreffenden Beftimmungen befonders 
für fpecielle Fälle erlaffen würden. 

Art. 10 Handelt über einen der mwichtigften Punkte der Erziehung junger 
Handwerker, über den Schul- und religiöfen Unterricht derſelben. Er ift erlaſſen 
unter der Borausfegung, daß fein obligatoriicher Unterricht exiſtire. Wir fünnen 
hier die Frage ganz beijeite lafjen, ob die dafür gegebenen Beſtimmungen genügen 
oder nicht, da wir diefe Frage von einem ganz anderen Gefichtöpunft zu betrachten 
haben, wenigftens wenn wir das Gejeg mit Rückſicht auf Deutichland betrachten 
wollen. Bei dem in Deutichland allgemein herrichenden Schulzwange fünnen 
wir annehmen, daß der Knabe bei Antritt der Lehrzeit, der in Wirklichkeit 
nicht vor Vollendung des Schulcurfes möglich fein wird, Diejenigen Elemen— 
tarfenntniffe, die unſer Geſetz verlangt, ſich bereit8 angeeignet hat, er wird 
höchſtens noch einiger Nachhülfe bedürfen. Aber wir können jedenfalls diefen 
Grad von Kenntniſſen bei dem heutigen Stande der Gewerbe nur noch für 
die allereinfachjten derjelben als genügend anerkennen, die meiften Handwerke 
werden zum gründlichen Betrieb neben der praftifchen Uebung, die durch die 
Lehrzeit erreicht wird, auch einen gewiſſen Grad theoretiicher Kenntnifje ver- 
langen, der nicht in den Volksſchulen erlangt werden fann. Dieſes Bedürf- 
niß ift in der deutjchen Gewerbeordnung $ 106 ff. vorgejehen, doch wohl nicht 
in genügender Weife, indem nur die Möglichkeit einer folhen Fortbildung 
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dort gegeben wird, während entjchieden ein Zwang dazu vorhanden fein muß. 
Die zu dieſem Zwed nöthige Zeit kann ſehr wohl, ohne den Meiſter zu 
ſchädigen, von der Arbeitszeit abgenommen werden, da fein etwaiger Verluſt 
durch die entzogene Arbeitäkraft jehr wohl durch die auf dieſe Weiſe raſcher 
erlangte größere Geſchicklichkeit des Lehrlings erſetzt wird. Die im Art. 11 
präcifirten Pflichten des Lehrling find von felbft begründet; ebenfalls ift 
es wohl gerechtfertigt, daß der Lehrling eine längere verfäumte Zeit nad 
hole. Der Art. 12 verpflichtet den Meifter zum vollftändig genügenden 
Unterricht, ſowie zur Ertheilung eine3 Abſchiedszeugniſſes. Die im Art. 13 ent: 
haltene Strafbeftimmung ift jehr geeignet, den Meifter vor unverdienten Ber: 
luften zu fügen und die Zuverläfjigfeit im Gewerbe zu ftärken. Ueber 
den 4. Abfchnitt, betreffend die Auflöfung des Vertrages, habe ich nur wenig 
hinzuzufügen. Er begreift den Art. 14—19 inclufive. Die Feftfegung einer 
Probezeit ift jehr zu billigen und dürfte dieſelbe eher noch etwas länger aus: 
zudehnen fein, da die Fähigkeit und Neigung des Lehrlings für ein Gewerbe 
ſich doch erft zeigen Tann, wenn er bafjelbe einigermaßen kennt. Der Art. 
17 dürfte in Wegfall fommen fünnen, da die Dauer der Lehrzeit auf dem 
Wege des Neglement3 geordnet werden muß. 

So viel zur Kritik dieſes Geſetzes, wobei ich freilich hinzufüge, daß dieſe 
fritifchen Bemerkungen ſich mir aus den VBorverhandlungen und dem Gejet 
an fi ergeben haben und nicht auf einer genaueren Kenntniß feiner An- 
wendung jeit 1851 beruhen. 

Das muß ich aber hinzufügen, daß, wenn aud) die günftigen Folgen dieſes 
Geſetzes nicht ganz geleugnet werden können, die Klagen über das Tehrlings- 
weien in Frankreich feither nicht aufgehört haben. Einiges interefjante 
Material in diefer Beziehung enthält der Bericht der Commission d’enquäte 
sur l’enseignement professionel, créée par deceret imperial en date du 
22 juin 1863. Ich hebe aus demjelben Einiges hervor. 

Nachdem die Commiſſion die Zulänglichkeit, ja die Vollendung de3 höhern 
technischen Unterriht3 in Frankreich conftatirt, fagt fie, es fei unzweifelhaft, 
daß ein viel zu allgemeiner Mangel technischer Erziehung ſich in den untern 
Klaſſen der franzöſiſchen nduftriebevölferung zeige; der Schwerpunft dieſer 
technischen Erziehung müſſe, daS zeige die Enquöte und alle Erfahrung, immer 
in der Tehrlingichaft, in der Erziehung und Anweifung des jungen Mannes 
in der Werkftatt jelbft Liegen bleiben. Nur bier lernen fie manuelle Ge- 
ſchicklichkeit, Arbeitseifer, raftlofe Thätigkeit. 

Dody dürfe man deswegen nicht glauben, daß jeder, der formell eine 
Lehrzeit von 4— 6 Jahren durchmache, nun ein guter Arbeiter werde; die 
Arbeitstheilung bringe e8 mit ſich, daß der Lehrling oft jahrelang ein und 
diejelbe Verrihtung habe: trop souvent employes comme de simples 
manoeuvres, il ne sont parfois exerc&s qu'à l’ex&cution de certaines 
pieces et non à l’ensemble des travaux de la profession; rarement 
les patrons ou les maitres ouvriers, auxquels ils sont adjoints se 
donnent la peine de leur expliquer les regles et les principes, qui 
doivent les guider pour arriver à la meilleure ex&cution possible. 
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Dazu kämen dann noch die beſonderen Uebelſtände in den großen Städten 
und Induſtriecentren. 

Die Lehrlinge, Kinder von 12 Jahren an, würden zunächſt als Ausläufer 
und Dienftboten gebraudt; ihre Kräfte würden iberangeftrengt; moralifche 
Uebelftände fümen zu diefen phyfifchen. Freilich zeige ſich bei ven Verhand— 
lungen vor den Prud’hommes, daß die Klagen, die oft von den Eltern der 
Lehrlinge angejtrengt würden, um den Lehrcontract aufzulöfen, in fehr vielen 
Fällen unbegründete feien. Die Folge fei: on donne habituellement raison 
aux patrons, malgre linteröt qu’inspirent les apprentis. 

Ein ehr angefehenes Mitglied eines Conseil de prud’hommes hat 
erklärt, daß in den häufigen Fällen, in welchen die Eltern nad) zwei Jahren 
den Lehrcontract gelöft haben wollen, die vorgebradhten Gründe ſich fo heraus: 
stellten : 

Schlechte Behandlung niemals wahr 


Schlechte Nahrung jelten wahr 
Ueberarbeitun oft wahr 
Sonntagsarbeıt beinahe immer wahr. 


Theilweiſe werde freilich auch geflagt, daß die Conseils de prud’hommes 
von den Befugniffen, die ihnen das Geſetz gebe, nicht genug Gebraud) 
machten. 

Am ſchlimmſten feten die Lehrlingsverhältniffe da, wo fein gejchriebener 
Contract eriftire; da komme aud) vielfad) Nachtarbeit vor. 

Als Resume diefer ihrer ſachlichen Vorberathung ſpricht die Commiſſion aus: 

Les besoins de l’enseignement technique, au point de vue de 
l’instruction des apprentis, ne sont pas suffisamment satisfaits. 

Die Commiffion geht dann auf die Mittel über, die gegen diefen Uebel— 
ftand zu ergreifen jeien, und berichtet da zuerjt über die Societes de patro- 
nage, die, wie e3 fcheint, zahlreich in Frankreich beftehen. Ihr Zweck ift, 
tüchtige, moralifch gut beleumundete Meifter ausfindig zu machen und bei 
ihnen die Kinder unterzubringen, beim Abſchluß des Lehrvertrags mitzuwirken, 
feine Ausführung zu überwachen, durch Prämten vorzügliche Lehrlinge zu 
unterftügen, für Unterricht zu forgen, ausgelernten Lehrlingen Stellen zu 
verichaffen. 

Sie beſpricht dann die Verſuche, welche mit fürmlichen Lehrwerkftätten 
(ateliers speciaux d’apprentissage) in Belgien und Franfreid) gemacht 
wurden, dann die mit größern Etabliffement3 verbundenen Schulen für Lehr: 
linge, wie eine folhe in Graffenftaden exiſtirt. Erſt herauf geht fie zum 
examen de la loi sur le contrat d’apprentissage über. 

Das Wichtigfte ſcheint ihr hierbei, ob der Art. 10 des Gejetes über die 
Freiheit von zwei täglichen Unterrichtsſtunden für den Lehrling ausreiche. Sie 
zeigt, daß nad) der Fafjung diefes Artikels nur der Lehrling Anfprud auf 
Biete Wohlthat habe, der nicht leſen, jchreiben und rechnen kann, deſſen Ele: 
mentarerziehung und religiöfer Unterricht vernachläſſigt if. Ste meint, das 
genüge nicht; es müßten allgemeine Abend- und Sonntagsſchulen für die 

13* 
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Lehrlinge errichtet werden und der befagte Art. 10 dann eine Faſſung er- 
halten, daR er jedem Lehrling die Zeit zum Beſuch folder Fortbildungsſchulen 
laſſe. Nach einer langen Debatte, ob zwei Stunden hierzu genügen, beſchloß 
die Commiffion, nicht mehr als dieſe zwei Stunden zu fordern. 

Auf weitere Aenderungsvorſchläge bezüglich des Geſetzes von 1851 
ging die Commiſſion nicht ein, weil jie damit über den ihr geftedten Kreis 
von Aufgaben hinaustrete. Nur in einer Note wollte fie noch auf die 
Tendenzen aufmerkfam machen, die zur vollftändigen Pefeitigung des Lehrling: 
inftitut3 führen könnten. Es beißt dafelbft ©. 148 

„Indem die Commiffion die Fragen, die ſich auf das Lehrlings⸗ 
weſen beziehen, ſowohl nad) der Seite des praktiſchen, als nad) der 
des techniſchen Unterrichts in Betracht zog und indem fie die Mo- 
dificationen erörterte, deren vielleicht daS Geſetz über das Lehrlings- 
weien fähig jei, konnte fie ſich nicht werhehlen, daß in ben großen 
Centren der Induſtrie, und jo hauptſächlich in Paris, die Sitte, Lehr— 
linge anzunehmen und zu bilden, in Abnahme begriffen ift. 

Biele Batrone und Feine Meifter (chefs ouvriers) nehmen, um 
den BVerbindlichfeiten, die das Gefe auferlegt, und der Thätigfeit der 
Conseils de prud’hommes zu entgehen, anſtatt Lehrlinge einfach, junge 
Leute als Arbeiter an; dieſelben leiften erſt einfahe Handlanger- 
dienfte; wenn fie dann Einiges ihren Meiftern abjehen und durd) Be— 
obachtung lernen, erhalten fie etwas höheren Lohn; ihre Ausbildung, 
ift ihnen jeldft überlafien. 

Wenn der junge Arbeiter fofort einen Lohn erhält, jo hat das die 
gute Seite, daß er ſich felbft mehr jchätt, daß ihn die Hoffnung auf 
Erhöhung des Lohnes antreibt. In großen Etabliffements, wo die 
Arbeiten gut geletiet find, kann aud) ein ſolches Syſtem gut auf die 
technifche Erziehung wirken; jo 3. B. in Graffenftaden, Creuzot und- 
anderwärtd, wo freilic) die entfprechenden Schulen zu diefem Reſul⸗ 
tat beitragen. Aber e3 Kann dieſes Spftem in den ſehr kleinen 
Werkftätten nicht von gutem Erfolg begleitet fein; es läßt dem Gut— 
dünken des Patrons, den Einfüllen des Kindes und jeiner Familie 
zu viel Spielraum; fein fefter Contract regelt ihre Erziehung; der 
junge Menſch läuft von Werkftatt zu Werkftatt, ift überall nur kurze 
Zeit und hat zulett Fein Handwerk gelernt. 

Ueberdies verliert der junge Arbeiter in dieſer Stellung den Vor— 
theil, den ihm Art. 10 des Lehrlingsgeſetzes zuſichert, täglich 
zwei Stunden für ſich und ſeine Ausbildung zu haben. Es wird 
daher nothwendig, die Sätze über Kinderarbeit in Fabriken je nach 
ſeinem Alter auf ihn anzuwenden reſp. auszudehnen. 

Eine andere noch ernſtere Tendenz glaubt die Commiſſion hier noch 
anführen zu ſollen; es iſt dies das abſolute Verbot, Lehrlinge zu 
bilden, das gewiſſe Kategorien von Arbeitern gegenüber den Fabri⸗ 
fanten auf Grund von Eoalitionen aufrecht erhalten. Sp wider— 
jegen ſich in Paris die Hutmader, die Druder und andere Kate— 
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gorien von Handwerkern unter dem Vorwand, daß ein Ueberangebot 
von Händen vorhanden fei, der Zulafjung von Lehrlingen in die 
Werkftätten unter Androhung des Interdietes; die Unternehmer werden 
gendthigt fein, ſich Concurrenz zu machen, um nur die nöthigen Ar— 
beiter zu erhalten, und denen, welche fie halten wollen, alle Forde— 
rungen zu bewilligen. Es wird ihnen allerdings die Möglichkeit 
bleiben, ſich aus den Departements zu refrutiren, die allein Fünftig 
werden Lehrlinge ausbilden fünnen. Aber felbft daS verbieten einige, 
3. B. die Hutmacher.“ 

In einer Anmerkung muß die Commiffion freilich hinzufügen, daß die 
Hutmacher nicht die Lehrlinge überhaupt zurüdmweifen, jondern nur unter 
gewifjen Bedingungen. | 

Tragen jo die Bemerkungen der Commiffion von 1863 weniger zur 
Kritif des. Lehrlingsgeſetzes von 1851, als: zur Aufklärung über die fran- 
zöſiſchen Tehrlingsverhälinifje überhaupt bei, fo ſchien e8 doch paflend, ihnen hier 
zum Scluffe dieſes Berichtes eine Stelle zu günnen. 


Anlage L 
Gefeß vom 22. germinal XI. 
(Teils Inhaltsangabe, theils Ueberfegung.) 
Tit. I Urt. 1—5 handelt über die Errichtung von Handelskammern 
und deren Befugniffe. 
Tit. I Urt. 6—8 enthält Beftimmungen gegen Coalitionen der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer. 
Tit. IH. 

„art. 9. Die unter Bolljährigen oder unter Minderjährigen unter 
Beiftand der Perfonen, unter deren Auffiht fie ftehen, geſchloſſeneu 
Lehrverträge können nur aufgelöft werden, vorbehältlich einer Entſchädigung 
zu Gunften einer oder der andern Partei, in folgenden Fällen: 

1. Bei Nichtausführung der Bedingungen von einer oder der anderen 

Seite. 

. Bei ſchlechter Behandlung von Seiten des Meifters. 

. Bei jchledhter Aufführung des Lehrlings. 

Wenn der Lehrling ſich verpflichtet hat, anftatt einer Geldentichädigung 
eine Arbeitäzeit zu leiften, deren Werth das gewöhnliche Lehrgeld über- 
fteigt. 

IH 10. Der Meifter darf, unter Strafe der Entjchädigung, den 
Lehrling nicht über feine Zeit zurüchalten, noch ihm ein Entlaffungszeugniß 
verweigern, wenn er feine Berpflichtungen erfüllt hat. 

Die Entſchädigung beträgt mindeſtens das dreifache des Tagelohns feit 
Ende der Lehrzeit. 

Art. 11. Niemand, der Arbeiter beihäftigt, darf einen Lehrling ohne 
sn taffungsgeugniß annehmen unter Strafe der Entfhädigung an defien 

eiſter.“ 


Bam 


Art. 12—15 enthalten allgemeine Beftimmungen über Arbeiter. 
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Tit. IV Art. 16—18 handelt über den Markenſchutz. 

Tit. V handelt von der Gerichtäbarkeit. Art. 19. Alle einfachen Polizei- 
jahen zwiſchen Arbeitern und Lehrlingen, Gewerbetreibenden, Fabrikanten und 
Handwerkern kommen in Paris vor den Polizeipräfecten , vor die General- 
polizeicommiffäre in den Städten, wo es diejelben giebt, in den anderen 
Drten vor den Maire oder einen Beigeordneten. 

Diefelben werden in den verſchiedenen Fällen ohne zuläffige Appellation 
die anmwendbaren Strafen gemäß den Ort3polizeigefegen aussprechen. 

Wenn die Cache vor die Zuchtpolizei- oder Criminalgerichte gehört, 
fönnen fie die proviforifhe Feſtnehmung der Angejchuldigten befehlen und 
fie vor die Sicherheitäbeamten führen laſſen. 

Art. 20 beftimmt, daß die übrigen Streitigkeiten vor die ordentlichen 
Gerichte kommen. 

Art. 21 beftimmt, daß das Forum der Sahen dur die Lage der 
Fabriken und Werkftätten bedingt ift. 


Anlage IL 


Vorlage der Regierung vom 4. März 1850. 
(Uebereung) 

Art. 1. Der Lehrvertrag verpflichtet den Meifter, den Lehrling fort: 
jchreitend und völlig in der Ausübung der Profefjion zu unterrichten; diefer 
verpflichtet fich amderfeits, für ihm zu arbeiten. Alles gemäß verabrebeten 
Bedingungen und während einer verabredeten Zeit. 

Art. 2. Niemand darf minderjährige Lehrlinge annehmen, wenn er 
nicht wenigſtens 21 Jahre alt ift. 

Art. 3. Der Meifter muß dem Lehrling gegenüber al3 guter Familien- 
vater handeln, feine Aufführung überwachen, feine Eltern oder gejegmäßigen 
Vertreter im Falle von Krankheit, Abweſenheit oder jedes jonftigen Ereigniſſes, 
welches geeignet wäre, ihr Einfchreiten zu veranlafjen, benadjrichtigen. 

Art. 4 Der Lehrling ift feinem Meifter Gehorfam und Achtung 
Ihuldig, er muß ihm durch feine Arbeit nad; Maßgabe feiner Gejchicflichkeit 
und Kräfte unterftüten. 

Art. 5. Der Meifter darf den Lehrling Lediglich zu Arbeiten und 
Dienften verwenden, welche mit der Ausübung feiner Profeffion verknüpft find. 

Art. 6. Die Dauer der wirklichen Arbeit der Lehrlinge, die weniger 
als 14 Jahre alt find, darf 10 Stunden täglich nicht überjchreiten. 

Wenn der Lehrling, der weniger als 14 Jahre alt ift, noch nicht Tefen, 
ihreiben und rechnen fann, und den religiöfen Unterricht noch nicht em— 
pfangen bat, muß der Meifter ihm von dem Arbeitstage die für feinen 
Unterricht nöthige Zeit bewilligen. 

Wenn der Lehrling das Alter von 14 Jahren erreicht hat, kann er die 
Gelegenheit, feinen Unterricht zu vervollftändigen, nur außerhalb der gewöhn— 
lichen Arbeitszeit verlangen. 

Art. 7. Den Lehrlingen unter 13 Jahren kann feine Nachtarbeit auf- 
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erlegt werden. Als Nachtarbeit wird jede Arbeit zwifchen 9 Uhr Abends 
und 5 Uhr Morgens betrachtet. 

An Sonntagen und gejeglichen Feſttagen ift der Lehrling von jeder 
Arbeit frei, es jei denn daß er durch Vereinbarung oder Gebrauch zum 
Drdnen der Werkftatt verpflichtet ift. 

Art. 8. Der Contract kann für minderjährige Mädchen aufgelöft 
werden, wenn der Meifter feine Frau oder jede andere Frau feiner Familie 
verliert, welche fein Haus leitete zur Zeit des Contractabfchluffes. 

Art. 9. Die drei erften Monate der Lehrzeit werden als Verfuchszeit 
betrachtet, während welcher der Vertrag durch die einfahe Willenserklärung 
der einen oder anderm Partei ohne Entſchädigung aufgelöft werden kann. 

Art. 10. Nach drei Monaten kann die Auflöfung von jeder Partei 
verlangt werden, gemäß dem gemeinen Rechte, wegen Nichterfüllung ber 
Berpflichtungen. 

Art. 11. Der Lehrvertrag muß ſchriftlich abgefaßt werden. 

Art. 12. Die Notare, die Secretäre der Gemerberäthe und die Ge— 
rihtsfchreiber der Friedensgerichte künnen die Lehrverträge entgegennehmen. 

Diefer Act ift wegen der Eintragung der feften Gebühr von 1 Franc 
unterworfen, felbft wenn er Verpflichtungen über Summen oder bewegliche 
Werthe, oder Duittungen enthielt. Die den öffentlichen Beamten ſchuldigen 
Honorare find auf 2 Francz feftgejekt. 

Art. 13. Der Lehrvertrag muß enthalten: 


1) Den Namen, die Vornamen, Alter, Beihäftigung und Wohnort des 
Meifters. 

2) Den Namen, die Vornamen, Alter und Wohnort das Lehrlings. 

3) Die Namen, die Vornamen, Beihäftigung und Wohnort feines Vaters, 
feiner Mutter oder ſeines Vormundes. 

4) Das Datum und die Dauer ded Vertrages. 

5) Die Bedingungen über Wohnung, Nahrung, Preis und alles Andere, 
wie fie zwijchen den Parteien vereinbart find. 


Art. 14. Die Streitigkeiten bezüglich des Lehrvertrages zwiſchen allen 
Perfonen, die bei dem Vertrage betheiligt find, werden entjchieden durch den 
Gewerberath, bei dem der Meifter feinen Gerichtsſtand hat, und in Ermangelung 
deffen durch den Friedensrichter des Cantons. 

Art. 15. Aufgehoben wird Art. 9 des Geſetzes vom 22. germinal 
des Jahres XI. 


Gegeben :c. 


Die Vorlage der Commiffion ift im Wefentlihen in dem Geſetze von 
1851 enthalten und find die etwaigen Abänderungen leicht aus den Verhand— 
lungen zu erjehen. 
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Anlage III. 


Geſetz vom 22. Februar 1851. 
(Ueberfegung.) 


I. Zitel. 
Bom Sehrverfrage. 


Theil 1. 
Bon der Natur und Form des PBertrages. 


Art. 1. Der Lehrvertrag ift derjenige Vertrag, durch welchen ein Fabrikant, 
ein Werkmeiſter oder ein Arbeiter ſich verpflichtet, die Ausübung feines Gewerbes 
einer anderen Perfon zu lehren, welche ſich andererfeitö verpflichtet, für ihn zu 
arbeiten, Alles gemäß verabredeten Bedingungen und während einer be- 
ftimmten Zeit. 

Art. 2. Der Lehrvertrag wird durch öffentliche oder Privaturkunde 
abgeſchloſſen. Er kann aud) mündlich abgeſchloſſen werden, aber der Zeugen 
beweis dafür wird nur gemäß dem Titel des Code civil über Contracte und 
vertragsmäßige Verpflihtungen im Allgemeinen zugelafien. 

Die Notare, die Secretäre der Gewerberäthe und die Gerichtäfchreiber 
der Friedensgerichte können die Lehrverträge entgegennehmen. 

Diefer Act ift wegen der Eintragung der feften Gebühr von 1 Franc 
unterworfen, jelbft wenn er Verpflichtungen über Summen, oder bewegliche 
Werthe oder Quittungen enthielte. 

Die den öffentlichen Beamten ſchuldigen Honorare ſind auf 2 Francs 
feſtgeſxt 

. 3. Der Lehrvertrag ſoll enthalten: 
1) u Namen, die Vornamen, Alter, Gewerbe und Wohnort des 

Meifters. 

2) Den Namen, die Vornamen, Alter und Wohnort des Lehrlings 
3) Den Namen und Vornamen, Stand und Wohnort ſeines Vaters und 
feiner Mutter, feines Vormundes oder der durdy die Elterır oder in 

Ermangelung ihrer durd den Friedensrichter bevollmädhtigten Perfon. 

4) Das Datum und die Dauer des Bertrages. 
5) Die Bedingungen in Betreff der Wohnung, der Nahrung, des Preiſes 
und alle fonftigen Verabredungen der Barteien. 
Er muf unterzeichnet fein durd den Meifter und die Vertreter des 
Lehrlinge. 


Theil 2. 
Ueber die Bedingungen des Vertrages. 


Art. 4. Niemand darf minderjährige Lehrlinge annehmen, wenn er 
nicht wenigſtens 21 Jahre alt ift. 
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Art. 5. Kein Iediger oder verwittweter Meifter darf als Yehrlinge 
junge minderjährige Mädchen bei ſich wohnen haben. 

Art. 6. Unfähig Lehrlinge zu halten find: Die wegen eines Verbrechens 
Betraften; die wegen Vergehens gegen die Sittlichkeit Beftraften; die, welche 
zu mehr al3 drei Monaten Gefängniß verurtheilt find, wegen der durch die 
Artikel 388, 401, 405, 406, 407, 408, 423 des Strafgefeßbuches vor- 
gefehenen Vergehen. 

Art. 7. Die aus dem Artikel 6 hervorgehende Unfähigkeit fann von dem 
Präfecten auf ein Gutachten des Maire hin aufgehoben werden, wenn ber 
Berurtheilte nad) Verbüßung feiner Strafe drei Jahre Yang in derſelben 
Gemeinde gewohnt hat. In Paris wird die Unfähigkeit durch den Polizei— 
präfecten aufgehoben. 


Theil 3. 
Pflidten der Meifter und Lehrlinge. 


Art. 8. Der Meifter muß dem Lehrling gegenüber als guter Samilien- 
vater handeln, feine Aufführung und feine Sitten, fei e8 im Haufe, fei e3 
auswärts, überwachen und feine Eltern oder ihre Vertreter von den Ver— 
gehen, welche er begeht, oder von den lafterhaften Neigungen, die er etwa 
zeigt, benachrichtigen. 

Er muß fie aud) ohne Zögern benachrichtigen im Falle einer Krankheit, 
oder von Abweſenheit, oder was fonft ihre Dazwiſchenkunft veranlaffen kann. 

Er darf den Lehrling außer bei entgegengejetter Berabredung nur zu 
den Arbeiten oder Dienften verwenden, welche mit der Ausübung feines 
Gewerbe3 verbunden find. Er darf ihn nie zu folchen verwenden, die 
ungefund find oder feine Kräfte überfteigen. 

Art. 9. Die wirkliche Arbeitsdauer bei Lehrlingen unter 14 Jahren 
darf 10 Stunden täglidy nicht überfteigen. 

Für die Lehrlinge im Alter von 14 bis 16 Jahren darf fie 12 Stunden 
nicht überfchreiten. Keine Nachtarbeit darf den Lehrlingen unter 16 Jahren 
auferlegt werden. 

Als Nachtarbeit wird jede Arbeit zwifchen 9 Uhr Abends und 5 Uhr 
Morgens angejehen. 

An Sonntagen und anerkannten oder gefeglichen Fefttagen dürfen Die 
Lehrlinge Feinenfall3 von ihrem Meifter zu irgend einer Arbeit ihres Ge- 
werbes angehalten werden. 

In dem Falle, daß der Lehrling durch Uebereinfunft oder Gebrauch 
verpflichtet ift, an den erwähnten Tagen die Werkftatt aufzuräumen, darf 
diefe Arbeit fich nicht über 10 Uhr Morgens hinaus verlängern. 

Die in den drei erften Paragraphen dieſes Artikels enthaltenen Be— 
ftimmungen können nur durd) einen Erlaß des Präfecten, auf ein Gutachten 
des Maires geftügt, aufgehoben werden. 

Art. 10. Wenn der Lehrling unter 16 Jahren noch nicht Tefen, fchreiben 
und rechnen kann, oder wenn er feinen erften veligiöfen Unterricht noch nicht 
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beendigt hat, muß der Meifter ihm die nöthige Zeit zur Vollendung feines 
Unterriht3 vom Arbeitstage ablafjen. 

Doch darf diefe Zeit zwei Stunden täglic nicht überjchreiten. 

Art. 11. Der Lehrling ſchuldet feinem Meifter Treue, Gehorfam und 
Achtung; er muß ihn durch feine Arbeit nad) Maßgabe "feiner Geſchicklichkeit 
und Kräfte unterftügen. Ä 

Er muß am Ende der Lehrzeit die Zeit nachdienen, die er in Folge 
von Krankheit oder jonftiger Verſäumniß im Betrage von mehr als 14 Tagen 
nicht hat arbeiten können. 

Art. 12. Der Meifter muß den Lehrling fortfchreitend und völlig in 
dem bejonderen Handwerk oder Gewerbe unterrichten, welches den Gegen: 
ftand des Vertrages bildet. 

Er muß ihm am Ende der Lehrzeit ein Entlaffungszeugniß oder eine 
Beicheinigung geben, welche die Ausführung des Bertrages bezeugt. 

Art. 13. Jeder Fabrifant oder Werkmeifter oder Arbeiter, der über: 
führt ift, einen Lehrling feinem Meifter abwendig gemacht zu haben, um ihn 
al3 Lehrling oder Arbeiter zu verwenden, kann ganz oder theilweife haftbar 
fein für die Entihädigung, welche zu Gumften des verlaffenen Meiſters 
erfannt wird. 


Theil 4. 
Bon der Auflöjung des Vertrages. 


Art. 14. Die zwei erften Monate der Lehrzeit werden al3 eine Ver: 
ſuchszeit betrachtet, während welcher der Vertrag durch einfache Willenserklärung 
einer Partei aufgelöft werden kann. In diefem Falle darf feiner Partei eine 
Entſchädigung zugefprochen werden, außer bei befonderen Berabredungen. 

Art. 15. Der Lehrvertrag wird ipso jure aufgelöft: 


1) Durch den Tod des Meifterd oder Lehrlings. 

2) Wenn der Meifter oder Lehrling zum Milttärdienft einberufen werden. 

3) Wenn der Meifter oder Lehrling durch eine der im Art. 6 dieſes 
Gejeges vorgefehenen Berurtheilungen getroffen wird. 

4) Für minderjährige Mädchen im Falle des Todes der Gattin des Meifterd 
oder der anderen Yrau feiner Familie, welche feinem Hauswefen zur 
' Zeit des Vertragsabſchluſſes vorftand. 


Art. 16. Der Vertrag kann aufgelöft werden auf Verlangen der Par: 
teten oder einer derjelben: 


1) Wenn eine Partei fic) gegen die Beftimmungen des Vertrages vergeht. 
2) Wegen fchweren oder gewohnheitSmäßigen Bruches der Beftimmungen 
dieſes Geſetzes. 
3) Bei fortdauernder ſchlechter Führung des Lehrlings. 
4) Wenn der Meiſter ſeinen Wohnſitz in eine andere Gemeinde, als die 
er zur Zeit des Vertragsabſchluſſes bewohnte, verlegt. 
Doch ſoll der Antrag auf Löſung des Vertrages aus dieſem Grunde 
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nur drei Monate lang, vom Tage an gerechnet, wo der Meifter feinen 
Wohnfig verlegt, zuläjjig fein. 

5) Wenn der Meifter oder Lehrling zu mehr als drei Monaten Gefängniß 
verurtheilt würde. 

6) Wenn der Lehwling ſich verheirathet. 


Art. 17. Wenn die verabredete Lehrzeit die Längfte ortsgebräuchliche 
Zeit überfchreitet, kann diefelbe verringert oder der Vertrag aufgelöft werden. 


II. Titel. 
Bon der Kompetenz. 


Art. 18. Jeder Antrag wegen Ausführung oder Auflöfung des Ver— 
trages wird durch den Gewerberath beurtheilt, deſſen GerichtSuntergebener der 
—— iſt, oder in Ermangelung deſſen durch den Friedensrichter des 

tons. 

Die Forderungen, welche Kraft des Artikels 13 dieſes Geſetzes gegen 
Dritte gerichtet werden fünnten, werden vor den Gewerberath oder den 
Sriedensrichter ihres Wohnfitzes gebradit. 

Art. 19. In den verjchiedenen Auflöfungsfällen, welche im Theil 4 
des erften Titels vorgefehen find, werden die Entihädigungen oder Rüd- 
erftattungen, welche einem oder dem anderen Theile gejchuldet werden 
Eönnten, in Ermangelung befonderer Verabredungen dur den Gemerberath 
geregelt, oder durch den Friedensrichter in den Cantonen, welche nicht von 
einem Gewerberath reffortiren. 

Art. 20. Jedes Zumwiderhandeln gegen die Artikel 4, 5, 6, 9 und 10 
dieſes Gefetges wird von dem Polizeigericht verfolgt und mit einer Geldftrafe 
von 5 bis 15 Franc beftraft. 

Beim Zumiderhandeln gegen die Artikel 4, 5, 9 und 10 kann das 
Polizeigeriht im Rückfall aufer der Geldftrafe Gefängnig von 1 bis 5 Tagen 
erkennen. 

Im Rücfalle des Vergehens gegen Artikel 6 ift das Buchtpolizeigericht 
competent und kann auf 14 Tage bi8 3 Monate Gefängnig neben einer 
Geldftrafe von 50 bis 300 Francs erkennen. 

Art. 21. Die Beftimmungen des Artitel3 463 des Strafgeſetzbuches 
jind auf die durch dieſes Geſetz vorgejehenen Fälle anwendbar. 

Art. 22. Aufgehoben find die Artikel 9, 10 und 11 des Gefeges vom 
22. germinal des Jahres XI. 
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XVI. 
Geſetzentwurf 


mit 
Motiven, 
verfaßt von einer freien Commiſſion 
der 
Hamburgiſchen Gewerbekammer. 


Berathungen, welche in der „Hamburgiſchen Gewerbekammer“ über die 
Novelle zur Gewerbeordnung und über die von mehreren Gewerbe- und 
Handelsfammern und gewerblichen Vereinen dieferhalb an den Reichstag er= 
gangenen Kundgebungen gepflogen wurden, veranlaßten im Mai dieſes Jahres 
den Zufammentritt einer freien Commijfion, welcher von Seiten der Gewerbe- 
fammer die Herren Reichstagsabgeorbneter Eduard Schmidt, . Schloffer- 
meifter, Präſes der Gewerbefammer, D. Steinert, Fabrifant, und Dr. 
Juſtus Brindmann, Secretair der Gemwerbefammer, beitraten. Diefelben 
zogen zu ihren Berathungen hinzu Herrn E. ©. Bivie, Bildhauer, Präfes 
der Städtiſchen Vergleichsbehörde für Gewerbetreibende, Herrn F. Werner, 
Möbelfabrikant, Vorſitzender des hamburgiſchen Ortsvereins des allgemeinen 
deutſchen „Vereins ſelbſtändiger Handwerker und Fabrikanten“, Herrn H. M. 
Wehncke, Mechaniker, und Herrn 9. 3. H. Dannenberg, Redacteur des 
„Hamburgiſchen Gorrefpondenten‘ und der „Börſenhalle“, Verfaſſer der Schrift: 
„Das deutſche Handwerk und die fociale Frage”. 

Dieſe Commiffion hat das Ergebnif ihrer unter dem Vorfig des Herrn 
E. ©. Vivié geführten Berathungen in einigen Vorjchlägen zur Abänderung 
der Gewerbeordnung formulirt und beſchloſſen, dieſe Vorſchläge nebft den von 
Herrn 3. F. H. Dannenberg verfaßten Motiven zu denjelben einigen mit 
den gewerblichen Berhältnifien und der Gewerbegefeßgebung vertrauten Männern 
behufs gutachtlicher Aeußerung über diefelben mitzutheilen, knüpft an biefe 
Mitteilung jedod) das Erſuchen, den Inhalt verfelben als vorläufig nicht 
für die Deffentlichkeit beftimmt zu behandeln. 

Hamburg, Ende Juli 1874. 


E. ©. Livie. Eduard Schmidt. F. Werner. D. Steinert. 
H. M.Wehnde J. F. H. Dannenberg. Dr. Juftus Brindmann. 


206 Borfchläge der Hamburger Gewerbelammer 


Ber Erlaß der gegenwärtig in Kraft ftehenden Gewerbeorbnung des 
deutfchen Reichs ift vor Allem die Abficht maßgebend geweſen, den Grundſatz 
der Freiheit des Gewerbe und des Erwerbes möglichjt ungejchmälert zur 
Geltung zu bringen. Dieſe Abſicht ift im Großen und Ganzen erreicht 
worden. Die inzwilhen gemachten Erfahrungen haben jedoch gezeigt, daß 
hiermit noch keineswegs alle Verhältniffe des Gewerbebetriebes, ſoweit fie die 
Grenzen des Einzelintereſſes iüberjchreiten und für die Allgemeinheit von 
Bedeutung werden, in völlig befriedigender Weiſe geregelt find. Um mit 
den Worten 9. B. DOppenheim’3 (Gemerbegeriht und Contractbrud, 
©. 8) zu reden, konnten „die Gefetgeber der Gewerbe-Drdnung in Betreff 
neuer pofitiver Schöpfungen nicht fo entcheidend vorgehen, wie bei der Auf: 
hebung veralteter Beichränfungen.“ Namentlich in den legten Jahren ift die 
Unzufriedenheit mit der allgemeinen Lage ‚ver gewerblichen Dinge immer leb— 
hafter zum Ausdrud gekommen und hat zu den genügend bekannten Abhülfe 
verjuchen geführt. Daß im letterer Hinficht irgendwie Erhebliches bis jekt 
erreicht jet, wird von Niemandem behauptet werben; was bis jet in Bezug 
auf die Errichtung von Gewerbegerihten, Schtedsgerichten und Einigungs: 
ämtern, Neuregelung des Caſſenweſens, Einführung von ArbeitSbüchern oder 
arten, Beftrafung des Contractbruches, Regelung des Lehrlingsweſens und des 
gewerblichen Schulweſens angeftrebt worden, iſt faft vollftändig im Stadium 
des Verſuchs geblieben; wo man mit irgend einem Theile diefer Beftrebungen 
bi8 zu pofitiven Verſuchen fortgefehritten ift, haben wirklich durchgreifende 
Wirkungen noch nirgends fich gezeigt. 

In neuerer Zeit bat ſich ſogar Hin und wieder die Anficht kundgegeben, 
daß man es noch einmal mit dem ruhigen Gehenlaffen verjuchen folle. Man 
hat darauf hingewieſen, daß feit dem im vorigen Jahre eingetretenen Rüd- 
Ihlage auf allen Gebieten der Erwerbsthätigfeit die Zahl und Ausdehnung 
der offenen Kämpfe zwijchen den verfchiedenen induftriellen Claffen, der 
Strifed x., fich weſentlich verringert babe, und hat daraus folgern wollen, 
daß die jchmeren Mebelftände auf dem gemerblichen Gebiete, deren Borhanden- 
fein nicht beftritten werden konnte, lediglich Folgen der Ueberfpeculation und 
des Gründungsſchwindels gewejen jeien und jett nach Beſeitigung dieſer Ur: 
ſachen gleichfalls wieder verjchwinden würden. Möglih, daß auch die aus 
dem bisherigen Berlauf der Dinge bewiejene Schwierigfeit des Verſuches, 
richtige Abhülfsmapregeln zu finden, Manchen geneigt macht, die eben berührte 
Argumentation anzunehmen, weil dadurch mwenigftens für eine Zeit die Moth- 
wendigfeit, einen mühlamen Entſchluß zu fafien, befeitigt wird. 

Es wäre jedody nach unferer auf Erfahrung begründeten fefter Ueber: 
zeugung ein folgenfchwerer Irrthum, wenn man aus dem augenblidlihen 
Abnehmen der Strifebewegung und aus dem in letter Zeit mehr wie früher 
vorgefommenen Mißlingen von Lohnſtrikes folgern wollte, daß die inneren 
Zuftände des Gewerbelebens in irgendwie nennenswerthem Umfange ſich ge: 
befjert hätten, und daß man diefelben deshalb getroft der heilenden Einwirkung 
der Zeit überlaſſen könne. Wir erwarten nicht, irgendwo auf begründeten 
Widerfpruh zu ftoßen, wenn wir behaupten, daß die Gefinnung in ben 
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arbeitenden Kreiſen, auf die e8 denn doch in Wirklichkeit allein ankommt, 
wenn e8 fih um den zufünftigen Entwidelungsgang des gewerblichen Lebens 
überhaupt handelt, in feiner Weiſe ſich gebeffert hat, ſondern daß das dieſer 
Geſinnung entiprungene feindjelige Verhalten der arbeitenden Kreife gegenüber 
den Arbeitgebern, wie gegenüber den befigenden Claſſen und den Einrichtungen 
des Staatölebend im Ganzen, nur darum weniger offen in beftimmten Er— 
ſcheinungsformen ſich kundgiebt, weil augenblidlich die Ausſicht, mit offenen 
Feindſeligkeiten durchzudringen, unter dem Drud der allgemeinen wirthichaft- 
lichen Berhältniffe geringer geworden if. Sobald aber diefe Verhältnifje ſich 
nur im mindeften wieder befjern follten, oder ſobald aud unter den augen- 
blicklichen Zuftänden nur irgendwie eine Chance des Erfolges jid) bietet, 
werden — Das iſt unſere fefte Ueberzeugung — alle diejenigen Verfuche, Das 
Wirthichaftsleben einfeitig zu Gunſten der fpeciell ſ. g. arbeitenden Clafjen 
umzugeftalten, wieder aufleben, durch welche in den letsten Jahren auch dem 
DOptimiftifcheften die Weberzeugung aufgevrängt ift, daß im Innern unferer 
gewerblichen Verhältniſſe Zuftände fid, entwidelt haben, welche dem ganzen 
Staatöleben Gefahr drohen. 

Wir müflen hier ausdrücklich betonen, daß wir diefe Gefahr nicht in 
dem Streben der arbeitenden Clafjen nad möglichſt hohem Lohn finden. Ein 
jeder fleifige Arbeiter ift feines Lohnes werth, und e8 könnte nur erfreulich 
wirken, wenn es gelingen jollte, die Löhne auf die Dauer jo zu erhöhen, daß 
die Behaglichkeit des Lebens für diejenigen Claſſen, welche fid) und ihre An- 
gehörigen durch Lohnarbeit ernähren, dadurch weſentlich gefteigert würde. 
Der Bortheil Davon würde direct und indirect aud) allen andern Bevölkerungs— 
claffen zu Gute fommen. Unzweifelhaft aber könnte eine derartige Steigerung 
des Lohnes der arbeitenden Claffen nur dann dauernd erreicht werden, wenn 
entweder Die Yeiftungen, aus deren Ertrag doch immer der Arbeitslohn be= 
ftritten werden muß, in ähnlicher Weife ſich fteigerten, oder doch wenigſtens 
auf früherer Höhe ſich erhielten; im letzteren Falle würde dann die befjere 
Löhnung Der Arbeit beftritten werden müfjen aus einem Theile desjenigen 
Ueberfchuffes, welcher bisher dem Unternehmer zu Gute gekommen ift und 
der ja befanntlich den Gegenftand jo heftigen Neides auf Seiten der arbeiten- 
den Claſſen bildet, oder aus einer erhöheten Belaftung der Confumenten. 
Man wird jedoch in diefer Beziehung fich feinen übertriebenen Hoffnungen 
dingeben können, denn auf die Gefammtzahl der Arbeiter übertragen, wird 
ber ‚Theil des Unternehmergewinnes, der ohne Schädigung des Unternehmungs- 
geifi.7 und der Erwerböthätigfeit überhaupt dem Arbeitslohn zugefügt werden 
kann, kaum von bejonderer Bedeutung fein, und die höhere Belaftung der 
Conjumenten wird ſich immer fo ziemlich wieder dadurd ausgleichen, daß alle 
Arbeiter auch Conjumenten find, 

Für die Gejundheit des gewerblichen Lebens ift ſomit die Erhaltung 
und Steigerung der gewerblichen Leiftungen eine Lebensfrage, und die Gefahr 
der Arbeiterbewegung in unferem Vaterlande liegt weſentlich darin, daß Die 
Leiftungsfähigfeit und Yeiftungswilligfeit der Lohnarbeiter mit ihren erhöheten 
Anſprüchen nicht nur nicht gleichen Schritt gehalten hat, fondern feit einer 
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Reihe von Jahren unbeftreitbar zurüdgegangen ift. Sofern dies aus Abſicht 
geihehen, könnte man fich vielleicht damit tröften, daß der Drud der aus 
jolchen Berirrungen unvermeidlih entftehenden Noth ſchon den gemügenden 
Zwang ausüben würde, um die Leiftungen wieder auf die zur Gefunbheit des 
Gewerbslebend erforderliche Höhe zu bringen — obgleich e8 immer ein fehr 
leidiger Troft wäre, der fi) auf ein Zwilchenftadium mehr oder weniger voll- 
ftändiger Zerrüttung ftütte, deren Folgen Niemand mit Sicherheit woraus zu 
berechnen vermöchte. Biel bevenfliher aber noch ift diejenige Abnahme ver 
gewerblichen Leiftungen, die durch pofitive Verringerung der Yeiftungs fähigkeit 
des Arbeiter8 hervorgerufen wird, und daß diefe Abnahme der Leiftungs- 
fähigfeit innerhalb des veutichen Arbeiterftandes in betrübendfter Weiſe ein- 
getreten ıft, dafür fünnten wir — wenn e8 deſſen AngefichtS der offenkundigen, 
von allen Seiten beftätigten Erfahrungen nody bebürfte — auch unfer Zeug: 
niß einlegen. Beides zufammen aber, Abnahme der Leiſtungswilligkeit und 
Abnahme der Leiftungsfähigfeit haben jene Zuſtände geichaffen, deren volle 
Gefahr für die zukünftige Entmmdelung unſeres Volkslebens wohl nur 
Der jo recht fühlt, der diefe Dinge täglich fieht und fo zu jagen mitten 
drinnen fteht. 

E8 wäre nım ein thörichtes Beginnen, Abhülfe diefer Uebelftände ledig— 
lich vom Staate erwarten zu wollen; e8 märe aber eben fo thöricht, bie 
Abhülfe Tediglich von denjenigen reifen zu fordern, die zumächft unter den 
gedachten Mebelftänden leider, um jo mehr, da ihnen die Möglichkeit zum 
wirffamen Eingreifen gerade durch den Staat und deſſen Gefetgebung mefent- 
lid) beichräntt ift. Der böſe Wille vieler Arbeiter, das, was wir oben al 
Abnahme der Yeiftungswilligkeit bezeichnet haben, wird ganz weſentlich durch 
die Straflofigfeit gefördert, welche durch den jegigen Zuftand der Rechtspflege 
dem böswilligen Arbeiter in den meiften Fällen gefichert iſt. Wir ſprechen 
bier nicht nur von der im letzter Zeit reichlih erwähnten Calamität des 
Contractbruches, fondern auch von den mafjenhaft vorfommenden Bermögend: 
ſchädigungen und Schwindeleien jeder Art, die in der Regel unbeftraft bleiben, 
weil es unter den jetigen Berhältniffen meistens geradezu unmöglich ift, den 
Uebelthäter zu fafjen, oder weil felbft in denjenigen Fällen, wo der Geſchädigte 
einmal die Hülfe der Gerichte anzurufen vermag, die ihm dabei erwachjenden 
Schwierigkeiten und Weitläufigkeiten geradezu abichredend wirken. In dieſen 
Beziehungen den Gewerbeftand auf Selbfthülfe zu verweifen, ift unbillig, fo 
lange ihm die nothmwendigfte Rechtshülfe vorenthalten oder geſchmälert wird. 


Aehnlich fteht e8 in Bezug auf Maßregeln gegen die zunehmende Ber: 
ringerung der Yeiftungsfähigfeit der gewerblichen Arbeiter in Deutichland: Die 
einzigen biergegen wirfjamen Mittel find folche, welche eine Steigerung des 
Ernſtes ſowohl beim Lernen, wie bei der Arbeit überhaupt herbeizuführen 
vermögen. Wie foll aber der Gewerbeftand ſolchen Ernſt wieder einzuführen, 
zu erhalten und nöthigenfall® zu erzwingen vermögen, wenn es ihm an 
jeglicher gejetlihen Gewalt in Ausübung feiner Lehrthätigkeit fehlt, wenn er 
ruhig zujehen muß, falls die Vorjchriften des Lehrenden und die Anforderungen 
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de8 Arbeitgeberd in Bezug auf die Qualität der Arbeit mißachtet werben, 
wenn die vorhandenen Lehrmittel unbenugt bleiben? 

Endlich ift es notoriſch, daß ein großer, und wie die legten Reichstags— 
wahlen bewieſen haben, in ftarfem Anwachſen begriffener Theil der deutſchen 
Arbeiterbevölferung ſich mit einer möglichft weitgehenden Verbeſſerung der 
Lohnverhältniſſe nicht genügen laſſen will, fondern Veränderungen in ber 
ganzen Productionswetje und in den Berhältnifjen der menjchlichen Gefellichaft 
überhaupt erftrebt, die mit dem Fortbeftande des gegenwärtigen Staatöver- 
bandes überhaupt unvereinbar find, wie denn auch diefe Arbeiterkreife gar 
fein Hehl daraus machen, daß fie auf vollftändige Beleitigung des vorhandenen 
Staatsweſens ausgehen. Wenn auch dabei fortwährend die friedliche Natur 
diefer Beftrebungen betont wird, jo zeigt Doch die ganze Art und Weife der 
Agitation, die unaufhörliche Anreizung zum giftigften Claſſenhaß, die An- 
feuerung zur heftigſten Feindſchaft gegen das Beftehende, lediglich weil es 
beſteht, und die ſyſtematiſch betriebene Untergrabung der Achtung vor dem 
Geſetz und der Autorität Derjenigen, welche mit Wahrnehmung des Geſetzes 
betraut ſind, daß dieſe friedliche Maske nur ſo lange vorhalten wird, bis 
man den Augenblick für eine raſchere Entſcheidung durch Anwendung von 
Gewalt für gekommen erachtet. Dabei darf wieder nicht verhehlt werden, 
daß namentlich im jüngeren Arbeiterſtande dieſe Lehren überall Eingang ge— 
funden haben, daß es einen Widerſtand — wenigſtens offen — in dieſen 
Kreiſen kaum mehr giebt, und daß dort, wo dieſe Agitation bis jetzt keinen 
Boden hat, die Urſache davon nicht in der Widerſtandsfähigkeit der betreffenden 
Bevölkerung, ſondern lediglich darin geſucht werden muß, daß es bislang an 
der üblichen Agitation gefehlt hat. Man wird, um ſich nicht ſelbſt zu täuſchen, 
ſich geſtehen müſſen, daß der Boden für dieſe Lehren faſt in der ganzen 
deutſchen Arbeiterbevölkerung, wenigſtens in der gewerblichen, ein empfänglicher 
iſt, und ſich mit dem Gedanken vertraut zu machen haben, daß die Zahl 
derjenigen Perſonen, welche mit ihrem Denken und Fühlen den jetzigen Zu— 
ſtänden und den beſtehenden Staatseinrichtungen überhaupt feindlich geſinnt 
ſind, in der nächſten Zukunft jedenfalls noch weſentlich zunehmen wird. 

Hiergegen mit bloßen Polizeimaßregeln oder mit Anwendung von Gewalt 
etwas ausrichten zu wollen, wäre thöricht. In dem Staate des allgemeinen 
Stimmrechtes und der allgemeinen Wehrpflicht werden auf die Dauer nur 
ſolche Einrichtungen beſtehen können, welche die Mehrzahl der politiſch Thätigen 
für ſich haben. Der mit den politiſchen und ſocialen Dingen Unzufriedenen 
wird man deshalb auf die Dauer nur dann Herr bleiben, wenn ihnen eine 
größere Anzahl Solcher gegenüberſteht, welche mit dieſen Dingen zufrieden 
ſind, und auch dann nur, falls es gelingt, dieſe Maſſe von Anhängern des 
Beſtehenden zu thätigen Freunden deſſelben zu machen, und ſie in einer 
Weiſe zuſammenzufaſſen und zu organiſiren, daß ſie mit gleichem Gewicht 
und gleicher Energie wie die Unzufriedenen für ihre Anſichten und Wünſche 
einzutreten vermögen. 

Der ganzen Natur der Dinge nach kann eine ſolche an Zahl und Lebens— 
kraft zuverläffige Stüge des Beftehenden nur in dem Fleinbürgerlichen Mittel- 

Schriften X. — Ueber Lehrlingsweien. 14 
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ftande, in dem Tändlichen und ſtädtiſchen Kleinen Grundbefig und in dem 
jelbftändigen Gewerbebetriebe gefunden werden, und unter Dieſen iſt letztere 
Claſſe unbedingt die wichtigfte, da fie an Zahl die hervorragendfte, vorzugs— 
weile dort angejeflen tft, wo aud die von den Unzufriedenen fommende Gefahr 
ſich concentrirt, in den Etädten, und endlich mit den ſ. g. Xohnarbeitern, die 
ftet3 Das größte Kontingent für die ftaatsgefährlihen Parteien Liefern werben, 
die engfte Fühlung befigt, alfo genau weiß, was ın diefen Kreiſen vorgeht, 
an zahllofen Punkten ihren Einfluß auf fie geltend zu machen im Stande ift, 
und fortwährend gerade die beften Kräfte aus jenen Reihen zu fich herüber: 
zuzieben vermag. | 
Um jo wichtiger iſt die Frage der Organiſirung des Gewerbeftandes. 
Gelingt es, ihm wieder die frühere Kraft und Gemeinjamkeit des Wirken zu 
geben, jo ift dadurch nicht nur der ſ. g. foctalen Frage der größte Theil ihrer 
Gefahr genommen, indem man den unzufriedenen Arbeitern eine an Zahl 
ihnen an vielen Orten nicht weit nadhftehende, an Bedeutung für das gemerb: 
liche und ftaatliche Leben mindeftens gleich wichtige Maſſe jelbftändiger Männer 
gegenüberftellt, ſondern es ift auch möglich den oben erwähnten bedenflichen 
Ericheinungen der Abnahme der Yeiftungsfähigfeit und Yeiftungswilligfeit der 
deutichen Yohnarbeiter entgegenzumirfen. Denn während der vereinzelte Arbeit: 
geber dieſen Erfcheinungen gegenüber rathlo8 dafteht, vermögen die vereinten 
Arbeitgeber nöthigenfall8 eine Autorität geltend zu machen und etwaige Wider: 
Ipenftigfeit dadurch zu breden, daß fie Temjenigen, welcher gerechtfertigten 
Anforderungen an feine Xeiftungen zu entiprechen ſich weigert oder außer 
Stande ift, die nachtheiligen Folgen fühlbar machen. | 
Man hat nun vielfah darauf bingewiefen, daß den Arbeitgebern um 
Gewerbftande Das Recht fich zu vereinigen eben jo gut gegeben jet, wie den 
Arbeitern, und daß namentlicd auch die Gewerbeordnung in ihrem Zitel VI 
„Don den Innungen“ genügenden Spielraum für die Gründung von Vereinen 
jelbftändiger Gewerbtreibender gemähre. Dem fteht jedoch zweierlei entgegen. 
Bloßen „freien Vereinen“ fehlt ein Element, welches unentbehrlich ıft, wenn 
ihnen wichtige dauernde Aufgaben übertragen werden follen, namentlich ſolche 
Aufgaben, die mit großer Wahrjcheinlichkeit an anderer Stelle auf Gegner: 
Ihaft ftoßen werden: das Element der Stätigfeit. Ein Verein, dejjen Mit- 
gliedſchaft fortwährend mechjelt, der zu Zeiten und bet Gelegenheiten, melde 
einer Anzahl bisher demfelben ferngebliebenen Perfonen conveniven, feine Zahl 
raſch wachlen, zu anderen Zeiten jie eben jo raſch fallen fieht, deſſen Tendenzen 
mit den Schwankungen in feiner Zuſammenſetzung gleihfalls fluctuiren, der 
ruhig zufehen muß, wenn die in irgend einer wichtigen Frage in der Minorität 
Gebliebenen durch Austritt aus dem Verein fich der Erfüllung des von der 
Majorität Beſchloſſenen einfach entziehen, kann nichts Dauerndes ſchaffen und 
organifiren. Soll er wirklich gewiſſe Ziele conjequent verfolgen, ihm zuge: 
theilte Aufgaben dauernd erfüllen, einen Einfluß auch auf ıhm ferner Steyende 
ausüben fünnen, jo muß er Mittel befiten, fich der Folgſamkeit feiner Mit: 
gliever gegen gefaßte Beſchlüſſe, ihres Zuſammenwirkens zur Ausführung 
bejchloffener Mafregeln verfichern zu fünnen. Im andern Falle wird ei 
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folder Verein binnen furz oder lang wieder abfterben. Bon befonderer 
Bedeutung find hierbei die Gelvfragen. Sehr viele Leute, die im Augenblid 
bejonderen Anlafjes bereit find, Opfer zu bringen, fcheuen jeve, wenn aud) 
geringfügige Ausgabe, ſobald fie ihnen feinen augenblidlihen Nuten bringt, 
und entziehen ſich ihr, jobald fie Fünnen. Die von der Bildung neuer 
Innungen handelnden 88 97—104, in welchen die Innungen gänzlich als 
„freie Vereine” behandelt werden, haben deshalb auch in den fünf Jahren 
ſeit Erlaß der Gewerbeordnung irgend welche Bedeutung nicht erlangt. 

Der zweite Einwand, welchen wir gegen den allgemeinen Hinweis auf 
Das Recht der Vereinigung zu machen haben, ift in unferen Augen von noch 
größerer Bedeutung. 

. Die Entwidelung der Dinge hat dazu geführt, daß fafl überall, in allen 
Gewerben, Arbeitgeber und Arbeitnehmer als feindliche Parteien ſich gegenüber: 
ſtehen. Es ift notorifh, daß die Vereine der Arbeiter, welche als die erften 
nad Erlaß der Gewerbeordnung und Gewährung der Goalitionsfreiheit ing 
Leben traten, ausnahmslos zum Zweck der Erfümpfung gewifjer Forderungen 
gegen die Arbeitgeber gegründet find. Die ſpäter von den Arbeitgebern 
errichteten Vereine find faft ebenjo ausnahmslos zur Abmehr gegen das Bor- 
gehen der Arbeiter entftanden. Sp ftehen alfo die auf dem Grunde des 
freien Vereinsrechtes entftandenen Vereinigungen in bet Weitem den meiften 
Fällen in mehr oder minder jchroffen Gegenjage zu den von den anderen 
Mitglievern (man könnte faft jagen: von der anderen Partei) deſſelben 
Gewerbes gegründeten Vereinen. Die Ausfiht, derartig entftandene Vereine 
zu einem friedlichen Zuſammenwirken zu bewegen, ift jehr gering; bei beiden 
Theilen ftehen, da e8 fih um Kampfvereine gehandelt hat, die ftreitbarjten 
Kräfte an der Spike; die frühere Gegnerichaft und das fortdauernde Mip- 
trauen werden eine rechte Derftändigung nicht auffommen laſſen, oder doch 
außerordentlich erichweren ; die Angehörigen beider Parteien werden ein Gefühl 
ſpecieller Loyalität gegen ihren bejonderen Verein bewahren, und das geringite 
Mifverftändnig wird die augeftrebte und vielleicht halbwegs erreichte Einigung 
wieder aufheben. Will man ſich aber mit dem Gedanfen befreunden, die 
Bereine von Arbeitgebern und Arbeitnehmern dauernd getrennt und ſich 
mißtrauiſch oder feindlich gegenüberftehend zu jehen, jo wird der Hader, an 
welchem alsdann viele Perjonen — ein Intereſſe haben, niemals auf: 
bören, und man wird darauf gefaßt fein müſſen, die jeweilig ſtärkere Partei ihr 
Uebergewicht rückſichtslos * zu ſehen, in der gewiſſen Vorausſicht, daß 
die andere Partei, falls ihr die Umſtände günſtig werden, nicht zögern wird, 
ng zu thun, womit dann die Verbitterung niemals aufhört. Gerade 

falls die Organifation de Gewerbeſtandes auf den Weg ver freien 
—— — allein beſchränkt bleibt, ſicher in Ausficht ſtehende rückſichts— 
loſe Ausbeutung des ſchwächeren Theils dünkt uns die größte Gefahr bei 
einem ſolchen Verfahren. Wir verweiſen dabei auf das, was wir weiter 
oben von der Möglichkeit geſagt haben, durch eine Organifation der Arbeit= 
geber gegen die ftattgefundene Verringerung der Yerftungsfähigfeit und Leiſtungs⸗ 
willigkeit zu wirken. Würde es gelingen, eine wirklich ſtraffe und energiſche 

14* 
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Organiſation der Arbeitgeber in dieſer Beziehung herbeizuführen, jo wilde 
eine Ausartung derſelben bis zur Iyrannifirung mißliebiger Arbeiter ſchwer 
zu verhindern fein. 

Diefe Gefichtspunfte waren es, welde uns veranlaften, die Frage in 
Berathung zu ziehen, ob ſich nicht eine Organijation des Gewerbeftandes, 
anschließend an die beftehende Gewerbeordnung, finden ließe, durch welche den 
gejhilverten Mipftänden im gewerblichen Leben in wirkſamer Werfe entgegen 
getreten werben könnte, welche zugleich in den ihr zugemwielenen Aufgaben eine 
Sicherung dauernden Beſtehens fände, und welche dabei geeignet wäre, ein 
wirkſames Bindeglied zwilchen den jest unnatürlicherweile getrennten und 
verfeindeten Theilen des Gewerbeftandes, ſomit aljo ein Mittel zur Wieder: 
berftellung des gewerblichen Friedens und, wenn nicht zur Bejeitigung, jo doch 
zur Milvderung der foctalen Gegenfäge zu bilven. 

Aus diefen Berathungen iſt der nachftehende Entwurf entftanden, der 
zunächft die Errichtung lebensfähiger Innungen erftvebt, im Uebrigen aber, 
joweit e8 ſich um die gewerbliche Rechtspflege handelt, ſich meiften® dem be- 
fannten ‚Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Bes 
ftimmungen der Gewerbeordnung“ anſchließt. 


Entwurf, 
Reichs-Gewerbe-Ordnung. 
Titel VI. 


Innungen der Gewerbtreibenden. 


Abſchnitt J. Beſtehende Innungen. 
SS 81—96 unverändert. 


Abſchnitt I. Neue Innungen. 


8 97. Diejenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe (felbftindig 
oder als Hülfsarbeiter) betreiben, fünnen zu einer Innung zufamm:n: 
treten. . 

Neue Innungen erlangen dur die Beftätigung ihrer Statuten die Rechte 
einer Corporation, 

S 98—102 unverändert. 

$ 103. Die Beftimmungen in den 88 82—85 und 87—96 finden 
auch auf neue Innungen Anwendung. 

$ 103a. Den Innungen, in welchen jelbftändige Gewerbtreibende ſich 
mit Hülfsarbeitern ihrer Gewerbe zur Berhandlung gemeinfamer Angelegen- 
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heiten auf Grund der in den 88 1036—103e enthaltenen Beftimmungen 
verbunden haben, können von der zuftändigen Verwaltungsbehörde folgende 
Befugniffe ertheilt werden: 

a) die Befugniß, Streitigfeiten jelbftändiger Gewerbögenofjen mit ihren 
Geſellen, Gehülfen und Lehrlingen über den Antritt, die Fortjegung 
oder die Aufhebung des Arbeits oder Lehrverhältniſſes, über die gegen— 
jeitigen Leiftungen aus demjelben und über die Ausftellung von Ent- 
lafjungsicheinen und Zeugniſſen unter den in den 88 113 und 124 
verzeichneten Modalitäten zu enticheiben ; 

b) die Befugniß, jelbftändige Kranken-, Invaliden-, Sterbe- und andere 
gewerbliche Hülfscafjen zu gründen und zu verwalten, mit dem Rechte, 
den Beitritt für Die Angehörigen der Innung obligatorifh zu machen. 

Bor Ertheilung diefer Befugniffe hat die Behörde zu prüfen, ob für die 
zwecfentfprechende Ausübung derfelben durch den Innungsverband eine genügende 
Grundlage vorhanden ift. 

8 103b. Als gemeinfame Angelegenheiten im Sinne des $ 103 a gelten 

a) die Verwaltung der Innungskranken- und Unterftügungscafien ; 

b) die Bildung des Einigungsamtes; 

e) die Schlichtung der gewerblichen Nechtöftreitigkeiten ; 

d) die Regelung und Beaufjihtigung des Lehrlingsweſens; 

e) die Regelung des Arbeitsnachweiſes; 

f) die Verwaltung des gemeinfamen Vermögens. 

Dem Innungsjtatut bleibt e8 vorbehalten, auch weitere, als die vor— 
bezeichneten Angelegenheiten der gemeinfamen Verhandlung durch die jelbftändigen 
und unfelbftändigen Innungsangehörigen zu unterftellen. 

103e. Die gemeinfamen Angelegenheiten werden, injomweit Das 
Innungsſtatut nicht für bejondere Fälle eine Verhandlung in einer Plenar— 
verfammlung der Innungsangehörigen vorjchreibt, verhandelt in gemeinfamer 
Berfammlung von DBertretern der felbftändigen und der unfelbftändigen 
Innungsangebörigen. 

8 103d. Im Innungsftatut ift der Modus für die Wahl der von und 
aus den jelbftändigen, bezw. unſelbſtändigen Innungsangehörigen zu wählenden 
Vertreter derjelben für die Behandlung der gemeinfamen Angelegenheiten feit- 
zuftellen. 

Ber ungleiher Zahl der anweſenden Bertreter der jelbftändigen und der 
unfelbftändigen Innungsangehörigen it für die Verhandlung gemeinfamer 
Angelegenheiten dur den im Innungsſtatut zu vegelnden Austritt der er- 
forderlihen Zahl von Vertretern auf einer Seite die Gleichheit der Stimmen 
auf beiden Seiten berzuftellen. 

Die Verhandlung gemeinfamer Angelegenheiten leitet ein erfter und bei 
deſſen Verhinderung ein zweiter VBorfigender; jener wird von und aus ben 
Dertretern der jelbftändigen, Diefer von und aus den Dertretern ver un— 
jelbftändigen Innungsangehörigen gewählt. 

Ber Abftimmungen gilt ein Antrag, für welchen ſich Stimmengleichheit 
ergiebt, als abgelehnt. 
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8 103e. Die von den vereinigten Bertretern der felbftändigen und ver 
unfelbftändigen Innungsangehörigen in gemeinfamen Angelegenheiten gefaßten 
Beichlüffe haben bindende Kraft für ſämmtliche Angehörige der Innung. 

8 104 der Gewerbeordnung unverändert. 





Entſprechend dem vorftehenden $ 103 a, a) fehlagen wir vor, dem $ 108 
der Gewerbeordnung folgende Faſſung zu geben: 

8 108. Streitigkeiten der jelbftändigen Gemerbtreibenden mit ihren 
Geſellen, Gehülfen oder Lehrlingen, die fi) auf den Antritt, die Yortjegung 
oder Aufhebung des Arbeits: oder Lehrverhältniſſes, auf die gegenfeitigen 
Leiftungen aus demfelben oder auf die Ertheilung oder den Inhalt der in 
den 88 115 und 124 erwähnten Zeugniffe beziehen, find, ſoweit für diele 
ae bejondere Behörden beftehen, bei diefen zur Entſcheidung zu 
ringen. 

Inſoweit ſolche befondere Behörden nicht beftehen, fünnen Innungen der 
in $ 103a ff. gedachten Art von der Berwaltungsbehörde mit der Ent- 
iheidung der vorerwähnten Streitigkeiten unter den Angehörigen der Durch die 
Innung vertretenen Gewerbe nad) Maßgabe der in den 88 108 a— 108d 
enthaltenen Beftimmungen betraut werben. 

ALS zweite Inftanz für diejenigen Streitigkeiten, mit deren Entſcheidung 
eine Innung betraut worden ift, fünnen durch die Gentralbehörde Gewerbe 
gerichte nad) Mafgabe der in den 88 108e ff. enthaltenen Beftimmungen 
eingeletst werben. 

Diefe Gewerbegerichte haben zugleich al8 Gerichte erfter Inftanz in 
denjenigen ver obenbezeichneten gewerblichen Rechtsftreitigkeiten zu erkennen, mit 
deren Entjcheidung eine Innung nicht betraut werden fann. 

Im Falle der Bezirf eines Gewerbegerichts mehrere Gemeinden umfaßt, 
ftehen die in diefem Geſetze der Gemeindebehörde am Site des Gerichtes 
zugemiejenen Befugnifje der den betreffenden Gemeinden vorgeletten Ber: 
waltungsbehörde zu. 

$ 108a. Die Bildung und Zufammenfegung des Innungsgerichtes ift 
im Innungsftatut zu regeln. 

8 108b. Für das Verfahren der Innungen bei der Entjcheidung von 
Rechtsftreitigkeiten gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Zuftändig ift diejenige Innung, deren Gewerbe der Beklagte betreibt. 

Betreibt der Bellagte mehrere Gewerbe oder ift er Mitglied mehrerer 
Innungen, fo fteht e8 in der Wahl des Klägers, bei welchem der zuftändigen 
Innungsgerichte er Klage erheben will. 

2. Die Klagen find vor dem DVorfigenden des zuftändigen Innungs— 
gerichte8 Tchriftlich oder mündlich zu Protocoll anzubringen, worauf der Vor: 
figende einen möglihft nahen Termin zur Berhandlung anzufegen und zu 
demfelben die Vertreter der felbftändigen und der unfelbftändigen Innungs— 
angehörigen in der im Innungsftatut vorgefehenen Zahl, ſowie die Parteien 
und zwar den Beklagten unter abichriftliher Mittheilung der Klage zu laden 
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bat. Die Berhandlung darf gegen den Willen des Bellagten nicht vor dem 
auf den Tag der Mittheilung folgenden Tage ftattfinden, 

Die Ladung erfolgt mit der Aufforderung, etwaige Zeugen und Sach— 
verftändige oder jonftige Beweismittel zur Stelle zu bringen. 

Auf Antrag der Parteien wird die Ladung der Zeugen und Sachver— 
ftändigen durch den Borfigenden der Innung veranlaft. 

3. Bleibt der Beflagte in dem Termine aus, jo wird dem Antrage der 
flagenden Parteı gemäß nah Sachlage entſchieden. 

Das Ausbleiben des Klägers gilt als Zurüdnahme der Klage. 

4. Der Zutritt zu der Verhandlung in dem Termine fteht allen 
Innungsangehörigen frei. 

Die Berhandlung iſt mündlih. Die Leitung derfelben liegt dem Vor— 
jigenden ob, welcher für die vollftändige Erörterung der Anträge und Gegen- 
anträge der Parteien Sorge zu tragen hat. 

5. Die Zuziehung von Nechtsbeiftänden ſeitens der Parteien ift aus- 
geichlofjen,. eine Vertretung überhaupt nur in Fällen bejceinigter Verhinderung 
und dann nur durch Eltern, Ehegatten, volljährige Geſchwiſter, Defcendenten 
und Bormünder, ſowie durch dauernd im Dienfte der “Parteien jtehende 
Perfonen oder Gewerbögenofjen auf Grund einer Vollmacht zuläffig. 

6. Das Innungsgeriht hat vor Schluß der Verhandlung einen Sühne— 
verfuch anzuftellen. Kommt ein Bergleic zu Stande, To ift derjelbe in das 
nom Inmungsgericht zu führende Vergleichsbuch einzutragen und dieſer Ein- 
trag von den Parteien, dem Vorfigenden und den Beifigern des Gerichtes zu 
unterzeichnen. Jedem Theile ift auf Verlangen ein beglaubigter Auszug aus 
dem Vergleichsbuche zu ertheilen. 

7. Ueber die Wahrheit der thatfächlihen Behauptung hat das Innungs- 
gericht nad feiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geihöpften 
Ueberzeugung zu entſcheiden. Das Innungsgericht beichliegt nad Stimmen 
mehrheit. Im Falle einer Stimmengleichheit erfolgt die Entſcheidung gegen 
denjenigen Antrag, über welchen die Abftimmung ftatthatte. 

8. Das Urtheil ift in eim Urtheilsbud einzutragen und jofort am 
Schluß der Verhandlung zu verkünden. 

Aus dem Urtheil müſſen erfichtlih fein: die Parteien, deren Anträge 
und Gegenanträge, die Angabe, ob nad vorgängiger Verhandlung der Parteien 
oder auf Ausbleiben eines Theils erkannt ift, der feitgeftellte Thatbeftand und 
der Ausſpruch des Innungsgerichts. 

Jedem Theile ift auf Verlangen ein beglaubigter Auszug aus dem 
Urtheilsbuche zu ertheilen. 

9. Gegen ein Urtheil, welches auf Ausbleiben ergangen ift, kann 
innerhalb dreier Tage nah der Zuftellung ein Einfpruc erhoben werden, in 
welchem Falle ein neuer Termin zur Verhandlung anzufegen ift, jedod wird 
die vorläufige Vollftvedung hierdurch nicht aufgehalten. 

Erſcheint die Einſpruch erhebenve Partei auch in dem neuen Termine 
nicht, jo wird der Einſpruch verworfen und es findet ein abermaliger Ein— 
ſpruch nicht ftatt. | 
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10. Iſt eine Fortſetzung der Verhandlung erforderlih, jo wird der 
Zermin zu derjelben in der Kegel jofort beftimmt. 

11. Someit im Borftehenden nicht bejondere Beſtimmungen getroffen 
find, greifen die allgemeinen Vorſchriften über das Verfahren in den gering: 
fügigften Rechtsſtreitigkeiten Platz. 

$ 108c. Die vor dem Innungsgericht geſchloſſenen "Vergleiche find 
fofort nah dem Abſchluß vollftredbar. 

Gegen Entjcheidungen der Innung find die ordentlichen Rechtsmittel 
nur dann zuläjfig, wenn der Streitgegenftand den Werth von 50 Reichsmark 
überjteigt. 

Die Berufung gegen Erkenntniffe der Innung hat zu erfolgen bei dem 
Gemerbegericht des Bezirkes der Innung, und mo ein Gewerbegericht nicht 
befteht, bei dem zuftändigen Gerichte unterfter Inftanz. 

Betrifft der vor die Innung gebrachte Nechtöftreit ein Object im Wertbe 
von 50 bis zu 500 Reichsmark, fo ift die Enticheidung des Innungsgerichts 
vorläufig vollſtreckbar. 

S 108d. Dem Innungsgerichte fteht Die Befugniß zu, zur Vollſtreckung 
ſeiner Entſcheidungen die Mitwirkung der mit Vollſtreckungsbefugniß verſehenen 
Behörden und Beamten in Anſpruch zu nehmen. 

Z 108e. Die Gewerbegerichte beſtehen aus einem von der Gemeinde: 
behörde zu ernennenden DVorjigenden und zwei Beiſitzern, doch fteht dem 
Borfigenden Die Befugniß zu, für einzelne Fälle eine größere Zahl von Ber 
figern zuzuziehen. 

Für einzelne Gerichte fann beftimmt werden, daß allgemein oder für 
gewiffe Arten von Rechisſtreitigkeiten eine größere Zahl von Beiligern zu: 
zuziehen iſt. 

Von den Beiſitzern muß ſtets die eine Hälfte aus Arbeitgebern, die 
andere aus Arbeitnehmern beſtehen. 

Die Beiſitzer verſehen ihr Amt in der Regel unentgeltlich, jedoch können 
für einzelne Gewerbegerichte den Beiſitzern Diäten in: der Höhe des durch— 
we Tagesverdienftes eines gewerblichen Arbeiter gewährt werben. 

8 108f. Für den Bezirk jedes Gewerbegerichts werden von der Ge— 
meindebehörde, bezw. der Gemeindevertretung, oder in den freien Städten von 
der Bürgerſchaft zwei aus Arbeitgebern, bezw. Arbeitnehmern beſtehende 
Commiſſionen eingeſetzt, weiche die als Beiſitzer zu dem Gewerbegerichte 
zuzuziehenden Arbeitgeber, bezw. Arbeitnehmer, in der erforderlichen Zahl 
wählen, auch die etwaigen Ergänzungswahlen jederzeit vornehmen. 

Die Wahl zum Beifiter des Gewerbegerichts erfolgt auf 5 Jahre. All: 
jährlich jcheidet der fünfte Theil der Gemählten aus dem Amte. Wählbar 
find nur voljährige Deutſche, welche ee mindeftend zwei Jahren innerhalb 
des Bezirkes ihren Wohnjig haben. Die Uebernahme des Amtes kann nur 
aus denjelben Gründen abgelehnt werden, welde zur Ablehnung eined uns 
befoldeten Gemeindeamtes berechtigen. 

Die gewählten Beiſitzer werden fr den Bezirk jedes Gewerbegerichtes in 
je eine Lifte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zufammengeftellt. 
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Die höhere Bermwaltungsbehörde hat die Zahl der in jede Lifte auf- 
zunehmenden Arbeitnehmer und Arbeitgeber feftzuftellen und kann nad) An— 
hörung der betheiligten Gemeindevertretung beftunmen, daß für denjelben 
Gewerbegerichtöbezirt mehrere Yıften nach Unterbezirten oder nad Gemerbs- 
zweigen zu bilven find. 

Die Beifigerliften find öffentlich befannt zu machen. Innerhalb 14 Tage 
nad jolder Bekanntmachung. fünnen gegen die Lılten Einwendungen bei der 
Gemeindebehörde erhoben werden, über welche der Borfigende des Gewerbe- 
gerichts endgültig entjcheibet. 

8 108g enthält Einzelbeftimmungen über das Berfahren vor den Gemerbe- 
gerichten, Die wir wegen Mangeld an Raum bier nicht zum Abdrud bringen. 

8 108h. Die vor den Gewerbegerichten geſchloſſenen Bergleihe find 
fofort nach dem Abſchluß, die Urtheile der Gewerbegerichte fofort nad) deren 
Berfündung vollſtreckbar. Im Falle des $ 108g, Nr. 8 wird der zuerfannte 
Entihädiaungsanjpruc mit Ablauf der beftimmten Frift vollitredbar. 

Ber Entſcheidung auf Ausbleiben wird die Vollſtreckbarkeit durch Erhebung 
des Einfprubs nur dann aufgejchoben, wenn der Vorfigende des Gewerbe: 
gericht8 einen hierauf gerichteten Antrag für begründet erachtet; fie beginnt 
in dieſem Falle won Neuem mit der Verkündung der den Einſpruch ver- 
werfenden Entſcheidung. 

Iſt eine Entſchädigung beizutveiben, welche wegen widerrechtlichen Ver— 
laſſens oder Verweigerns der Arbeit zuerkannt iſt, fo ıft die Beichlagnahme 
des Arbeitd- oder Dienftlohned den im Gefege vom 21. Juni 1869 (Bundeö- 
Gejegblatt S. 242) ausgeſprochenen Beſchränkungen nicht unterworfen. 

Gegen die auf die Vollſtreckung bezüglihen Verfügungen des Borfigenden 
it die Berufung auf die Entſcheidung des Gewerbegericht8 ohne aufſchiebende 
Wirkung zulälfig. 

$ 108. Die Entjcheidungen der Gewerbegerichte find, wenn das Ge- 
werbegericht als zweite Inſtanz fungirt (3 108, alin. 3) endgültig; hat das 
Gewerbegerigt in erfter Inftanz entſchieden, jo gelten die Beſtimmungen des 
$ 108c, alin. 3 und 4. Das Rechtsmittel ift alddann in derjelben Weile, 
wie gegen die Entſcheidung der Gerichte erfter Inftanz, zu handhaben, 

$ 108k glei 108g der Kegierungsvorlage und $ 1081 gleih 108 h 
desgleichen. 

8 127. Die Beſtimmungen der $ 105—114 finden auch auf die 
Yabrikarbeiter, die Beftimmungen der $ 108—1081 auch auf diejenigen An— 
wendung, welche in $ 136 den Yabrifarbeitern gleichgeftellt find. 


Motive, 


Es erklärt fi) von felbft, wenn wir die 88 81—96 der beftehenden 
Gewerbe-Drdnung unverändert laſſen. Diejelben handeln von den zur Zeit 
des Erlaſſes der ©.-O. beftehenden Innungen und fünnen hier um fo leichter 
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unberüdjichtigt bleiben, al8 die von uns ind Auge gefaßten Innungen gerade 
in der Hauptſache, in ihrer Zufammenfegung, durchaus von den Innungen, 
wie fie die bisherige ©.-D. kennt — und zwar gilt dies ſowohl von den 
damals beftandenen, wie von den neuen Innungen — abweichen. 

Die Innungen der G.-D. find ausſchließlich als Vereinigungen jelb- 
ftändiger Gewerbetreibender gedacht. Wir find nun der Anficht, daß folde 
Innungen nicht im Stande fein werben, ihre Hauptaufgabe in der „Förderung 
der gemeinfamen gewerblichen Intereſſen“ ($ 98) zu löſen. Die gegen 
wärtige Hauptaufgabe ift unzweifelhaft die Wiederheritellung des inneren 
gewerblichen Friedens und die Hebung der gefunfenen Leiftungsfähigfeit der 
Gewerbe. Wir wollen nun nicht beftreiten, daß vielleicht in einzelnen Fällen 
ausnahmsweiſe auc Lediglich aus felbftändigen Gewerbetreibenden beftehende 
Innungen fid) zur Förderung des Friedend und zur Hebung des Gewerbes 
jelbft nützlich erweiſen können, — das erftere, meil eine feftorganifirte Innung 
ſelbſtändiger Gewerbtreibender eine größere Widerftandsfraft bietet und Deshalb 
von muthwilligen Angriffen abichredt; das andere, weil eine jolde Innung 
immerhin durch ihr Gejammtgewicht mehr Einfluß auf die Hülfsarbeiter des 
Gewerbes und deren Heranbildung zu üben vermag, als die Arbeitgeber in 
ihrer Bereinzelung, — und wir haben deshalb gegen möglichft feſtes Zu- 
jammenfchliegen ver jelbjtändigen Gewerbtreibenden unter fid unter den 
gegebenen Verhältniſſen, gewiffermaßen als Nothbehelf, nichts einzumenden. 
Immerhin wird man aber nicht befireiten können, daß das Nebeneinander 
beftehen von Vereinen jelbftändiger Gemwerbtreibender, möge man fie aud mit 
dem milveren Namen Innungen bezeichnen, und ent|prechenden Vereinen der 
unfelbftändigen Angehörigen vefjelben Gewerbes, ganz dazu geeignet ift, die 
vorhandenen Keime zum Zwieſpalt zu fördern, Conflict heroorzurufen und 
zu ſchärfen, der Wiederherftellung des Friedens in den Gemwerben aljo gewiß 
nicht dienlich iſt. Wir glauben vielmehr, daß die „gemeinfamen gewerblichen 
Interefjen‘‘, deren Förderung die G.O. als den Zwed der neu zu gründenden 
Innungen bezeichnet, ſich nicht auf die gemeinfamen Intereſſen der ſelb— 
jftändigen Gewerbtreibenden beichränfen, fondern daß zu ihnen die Interefien 
aller Angehörigen des Gewerbes, der jelbftändigen wie der unſelbſtändigen, 
zu zählen find, und wir jchlagen deshalb vor, diefe Anihauung ın 8 97 
der G.O. zum Ausdrud zu bringen, indem wir denſelben, wie oben,» zu 
faffen bitten. 

Uns Teitet Dabei noch eine andere Erwägung. Es wird mohl faum 
auf Widerſpruch ftoßen, wenn wir ausfpreden, daß in mandyen Gewerben 
Die größere Energie, der thätigere Geift der Initiative, das wirkjamere 
Gefühl der Zufammengehörigfeit und das größere Organifationstalent auf 
Seite der Hülfsarbeiter fi) finde. Die G.-D. in ihrer jegigen Geſtalt 
macht e8 unmöglich, dieſe größere Energie ꝛc zur Bildung von Innungen zu 
verwerthen. Der gegenwärtige Stand des Geſetzes zwingt die unjelbftändigen 
gewerblichen Arbeiter dazu, Vereine zu bilden, welche nad) dem von und 
dDargelegten natürlichen Gange der Dinge felbft ohne die urfprüngliche Abficht 
der Bereindgründer und Mitglieder unwillkürlich in eine Gegnerſchaft zu 
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den getrennt organifirten jelbftändigen Gewerbtreibenden gerathen müſſen, 
meiftend aber notorifch die Abficht der Gegnerichaft von vorneherein in fich 
tragen. 

i Nun find die Fälle keineswegs vereinzelt, daß auch unter den Hülfs- 
arbeitern die Nachtheile dieſes Zuftandes wohl erfannt werden; ganze Vereine 
von Hülfsarbeitern, namentlich ſolche, welche bereit8 längere Streiterfahrungen 
binter fih haben, würden ein friedliches Zufammengehen vorziehen und dazu 
die Hand bieten, und in bei Weitem den meiften Gewerben giebt es 
wenigitend eine jo gefinnte Minorität. Durd die von ung vorgeichlagene 
Mopdificrung de $ 97 wünſchen wir diejen Elementen freie Hand zu geben, 
auch ihrerjeitS zur Bildung von Innungen zu jchreiten, und wir würden es als 
einen Erfolg unjerer Beſtrebungen ſchätzen, wenn dort, wo die Lälfigfeit der 
jelbftändigen Gewerbtreibenden Innungen nicht zu Stande kommen läßt, bie 
Hülfsarbeiter dazu die Initiative ergreifen ſollten. Namentlich die Gewerk— 
vereine werden dann in die Lage fommen, ihr Programm der Berföhnung 
praftiich in Anwendung zu bringen. Wir würden darin durchaus feine Gefahr 
jehen. Wenn die Innungen, wie wir ed vorjchlagen, den felbftändigen und 
unfelbftändigen Gewerbögenofjen volle Gleihberechtigung gewähren, und dabei 
ihnen einen wirklichen Wirkungskreis zu Förderung der „gemeinfamen gewerb- 
lichen Intereſſen“ bieten, jo wird die Errichtung derjelben nicht lange auf jich 
warten Lafjen, und ed kann für ihren Hauptzweck, Wiederherftellung des 
inneren Friedens und gemeinfame Arbeit an der Hebung des Gewerbes, 
überhaupt einerlei fein, von welcher Seite der Anftoß ausgeht. Wir befür- 
worten aljo mit aller Entjchiedenheit die Zufammenfegung der Innungen aus 
jelbftändigen und unfelbfländigen Gewerbtreibenden und die volle Gleich 
berechtigung beider Theile. 

Die Beibehaltung der 88 98—102 in ihrer jegigen Geftalt ift uns 
bedenklich. 

Dagegen haben wir in 8 103 eine Aenderung vorgenommen, dahin 
gehend, daß 8 86 der G.O. auf die neuen Innungen nicht Anwendung 
finden fol. Diefer Paragraph) lautet: 

„Durch Beſchluß der Innung fann von Ausübung des Stimmredts, 
ſowie der Ehrenrechte innerhalb der Innung, derjenige ausgejchlofien 
iwerden, welcher in einem der in $ 83 unter 1, 2, 3 bezeichneten 
Verhältniſſe fich befindet“, | | 

und dieſe 1, 2, 3 handeln von denjenigen, welche die bürgerliche 
Ehre verloren haben, melden die Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf Zeit unterlagt ift, oder welche ſich in Concurs 
befinden. 

Während $ 83 verfügt, daß die sub 1, 2, 3 erwähnten Perfonen 
von dem Eintritt in die Innung ausgeichloffen werden fünnen, verbietet 
$ 85 den Ausschluß derjelben aus diefen Gründen, wenn fie einmal 
aufgenommen find, und will nur den Ausfchluß von der Ausübung des 
Stimmrecht und der Ehrenrechte innerhalb des Vereins zugeben. Man hat 
damal8 dieſe Beſtimmung getroffen, weil man etwaige Anfprüde ven 
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Diitglievern beftehender Inmungen (von dieſen handelt es fi in den 88. 83 
und 85) an das Innungsvermögen ſchützen und verhindern wollte, daß durch 
Ausihlug von Mitgliedern aus gedachten Urſachen aud die Vermögens: 
anfprüche berjelben ihnen genommen werben fonnten. Für Die von und vor- 
geichlagenen neuen Innungen bat jedoch dieſe Rückſicht keine Bedeutung, und 
wir meinen, daß wenn nah 8. 100 das Innungsftatut unbejchränft über 
die Rechte und Pflichten der Mitglieder beftimmen, u. U. auch auf unter: 
lafjene Zahlung der Beiträge den Ausſchluß verfügen darf, die Ausjchliegung 
von Mitgliedern wegen chrlojer Handlungen nicht durch das Geſetz verhindert 
werden ſollte. Es kann nicht zur Erhöhung der Ahtung vor den Innungen 
und zur Förderung ded Ehrgefühls unter den Mitgliedern beitragen, wenn jie 
gezwungen werben jollen, ehrloſe Subjecte zu behalten, während eın werarmtes, 
aber im MUebrigen ehrenhaftes Mitglied wegen Nichtzahlung der Beiträge 
die Mitgliedſchaft verliert. 

Bevor wir nun zur Motiwirung unferer Borichläge sub 103 a—e 
übergehen, haben wir folgende allgemeine Bemerkungen zu machen. 

Wir haben uns zunächſt über die Frage ſchlüſſig werden müſſen: 
weldher Inhalt muß den Innungen gegeben werden, 
wenn ſie lebensfähig und im Stande ſein Jollen, 
Die von ung geftellte Aufgabe einer inneren Kräftigung 
des Gewerbeftandes und Wiederherftellung Des ge: 
werbliden Friedens zu erfüllen? 

Wie Schon worftehend ausgeführt, find wir jofort darüber einverjtanden 
geweien, daß eine Theilnahme auch der unfelbfiändigen Gemwerbtreibenden an 
den Innungen durchaus erforderlih if. Wir haben es ferner für jelbit: 
verftändlich gehalten, daß in der Enticheidung über gemeinichaftliche Angelegen: 
heiten Die Vertretung beider Theile eine gleichberechtigte jein muß, während 
Dagegen über die nicht vom Innungsftatut als „gemeinſam“ bezeichneten Au— 
gelegenheiten jeder Theil jelbftändig nad eigenem Ermeſſen zu bejchliegen 
bat. Des Zuſammenhanges willen wenden wir und zunächſt zu Demjenigen, 
was $. 103 b über die ald „gemeinfam“ zu bezeichnenden Angelegenheiten 
jagt, weil unferer Auffaſſung nad die Erfüllung der Vorſchriften Diejes S als 
Vorbedingung für die Gewährung der in $ 103 a beanfpruchten Rechte 
gelten joll. 

Mit Vorbedacht haben wir die Berwaltung der Innungs-, Kranten: 
und Unterftügungsfafjen als „gemeinfame“ Angelegenheit bezeichnet. Die 
Stellung des deutichen Hülfsarbeiterftandes zu den Kranken- und Unter 
ſtützungkaſſen hat ſich in den letzten Jahren weſentlich modificirt. Während 
vor etwa 2—3 Jahren nod häufig und mit Lebhaftigkeit gegen die Ver: 
pflihtung der Hülfsarbeiter fih Kranken, Hülfs- und Sterbefaffen anzu: 
ſchließen ($. 141), während durch 8. 140 eine ähnliche Verpflichtung der 
jelbftändigen Gewerbtreibenden aufgehoben ift, monirt, und namentlich oft 
darauf Hingewiefen wurde, daß für das kaufmänniſche Hiülfsperjonal eine 
ähnliche Verpflichtung nicht beftehe, Das Heranziehen lediglich der gewerblichen 
Hülfsarbeiter zu ſolcher Verpflichtung aljo eine Ungerechtigkeit gegen fie ent- 
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- halte, laſſen diefe Klagen fich jet weit feltener vernehmen. Die Gründung 
und Ausbreitung folder Kaſſen wird vielmehr von den Vereinigungen der 
Hülfsarbeiter mit bejonderer Energie betrieben. Dieje an fich löbliche Er- 
ſcheinung erklärt fi auf eine wenig erfreuliche Weile. Mean hat darin nicht 
eine Zunahme vorſorglichen Sinnes in den arbeitenden Klaffen zu fuchen, 
ſondern e8 hat diefer Umſchwung erſt ftattgefunden, ſeitdem man die große 
Verwendbarkeit und Wirtfamfeit folder Kaſſen als Mittel im gewerblichen _ 
Streite fennen gelernt hat. Theil bat man die zu derartigen Unterftügungs- 
zweden zufammengebrachten Mittel direct zur Förderung von Strifes und 
ähnlichen Sweden verwendet, wodurch Kranken- ꝛc. Kaſſen in den Zuſtand 
der Zahlungsunfähigfeit werjegt find, theils hat man auch die Mitgliedſchaft 
bet ſolchen Kaffen indirect als wirkſames Mittel, einen Druck auf die Ent— 
Ihliegungen der Mitglieder in anderer Beziehung auszuüben, benust. Zahl: 
reiche Kaffenftatuten enthalten die Beltimmung, daß nur Mitglieder eines 
beftimmten Vereins oder Verbandes, Mitglieder der betreffenden Kranken-, 
Unterftügungs:, Invaliden- oder Sterbefafle werden oder bleiben können, 
und daß mit dem PVerluft der Mitgliepfchaft bei jenen Vereinen oder Ber: 
bänden auc die Mitgliedfchaft bei den Kaflen aufhört. Namentlich die als 
Anhängiel an Strifevereine und dgl. gegründeten Kaffen find faft ausnahms— 
(08 von vornherein in dieſer Weife angelegt, während jehr viele ältere Kaſſen, 
darıımter mande mit großen angefammelten Capitalten, die früher eine der— 
artige Bejtimmung nicht hatten, auf dem Wege der Statutenänderung gleich— 
fall in die Hände von GStrifevereinen und dal. gebracht jind. Man hat, 
um derartige Projecte durchzufegen, neue Mitglieder zahlreih in die alten 
Kaſſen eintreten laſſen, bis eine genügende Mehrheit zuſammengebracht war, 
um derartige Statutenänderungen bejchliegen zu können. 

Der gewollte Zweck und die Folgen davon find klar. Mitglieder von 
Vereinen unfelbftändiger Gemerbtreibenden, die einem beabfichtigten Strife 
und dgl. freiwillig ſich nicht anschließen würden, find dennod dazu gezwungen, 
wenn fie nicht zugleich die Mitgliedſchaft in den betreffenden Kranken: x. 
Kafien, alfo die Frucht zum Theil Tangjähriger Beiträge, von welchen fie 
Sicherheit gegen die Zufälle der Erkrankung und des Alters, der Arbeits- 
lofigfeit u. |. w. erhofften, verlieren mollen. Namentlich die ſonſt jo ſegens— 
reichen Invalidenkaſſen werden in diefer Beziehung aufs ärgfte mißbraucht, 
weil fie gerade auf den älteren, befonneneren Theil der Hülfsarbeiter, der 
jonft nicht jo leicht zu muthmilligem Streite die Hand bieten würde, den 
härteften Drud ausüben. Die Ausfiht, in fchon veiferen Jahren, haufig 
bereit8 in einem Alter, in welchem der Eintritt in andere Kaſſen Schwierig: 
feiten findet, die Frucht früherer Exrfparniffe, den wohl erworbenen Anhalt 
an den Kaſſen, verlieren zu müſſen, zwingt diefe Yeute, ſich in Alles zu fügen. 
Die Beftimmungen des 8. 152 alin. 2 der G.-D. werden dadurch völlig 
wirkungslos gemacht. Außerdem hat man ſelbſt bei ſolchen Kafjen, deren 
Mitgliedſchaft nicht mit der Theilnahme an Strifeverbänden und dgl. in Zus 
jammenhang gebracht werben konnte, 3. B. in Folge der Wachſamkeit der 
Auffihtsbehörden, Mittel genug gefunden, mißliebige Perfonen auf die ver— 
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ſchiedenſte Weiſe ſo lange zu drangſaliren, bis ſie ſich zum „freiwilligen“ 
Austritt bewogen fühlten. 

Es iſt deshalb wohl genügend motivirt, wenn wir vorſchlagen, das 
Kaſſenweſen unter die gemeinſamen Angelegenheiten aufzunehmen, und dem: 
jelben jomit feinen humanitairen Charakter wieder zu fichern. 

Daß die Bildung des Einigungsamte® zu den gemeinfamen Angelegen: 
heiten gehört, ıft ſelbſtverſtändlich. Uebrigens wird in einer nad) unferem 
Vorſchlage organifirten Innung die Thätigfeit des Einigungsamtes wohl nicht 
ſehr häufig in Anſpruch genommen werden, da die ganze Innung, namentlich 
aber das Zuſammenwirken der Vertreter beider Theile in jo vielfachen 
anderen Dingen, als Cinigungsamt zu wirfen geeignet ift. 

Ebenſo gehört die Schlichtung der gewerblichen Kechtsftvettigkeiten 
unzweifelhaft zu den gemeinfamen Angelegenheiten. Ueber die Sache jelbit 
werden wir und weiter unten des Näheren auslafien. 

Auch die Negelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens halten wir 
für eine gemeinfame Angelegenheit der jelbftändigen und ver unjelbftändigen 
Gewerbsgenoſſen. Meifter und Gefellen haben ein gleiches Intereſſe daran, 
daß die heranwachſenden Lehrlinge zu tüchtigen Menfchen ſowohl in techniſcher 
wie in moralifcher Beziehung herangebildet werden. Das Nähere über die 
Art und Weife der Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens wollen 
wir dem Innungsftatut überlaffen, da die nad) Dertlichkeit, Umfang und Art 
und Weife des Betriebes jo ehr verſchiedenen Verhältniſſe nothmendiger 
Weiſe berüdfichtigt werden müflen. An dem einen Orte und in dem einen 
Gewerbe wird man von dem Lehrling den Beſuch einer Fortbildungs- oder 
Gewerbefchule verlangen, in anderen Fällen wird man dem Burfchen, der bei 
einem Innungsangehörigen in die Lehre tritt, die Ablegung einer Prüfung 
am Ende der Lehrzeit vorjchreiben, und die Aufnahme in die Innung von 
dem Beftehen der Prüfung oder doch von orbnungsmäßiger Vollendung der 
Lehrzeit abhängig machen. Vielfach wird man es für nothwendig halten, 
auch auf die Lehrherren im Imtereffe der Lehrlinge ein wachſames Auge zu 
halten. Alles Derartige muß dem Innungsftatut vorbehalten bleiben. 

Gewicht legen wir ferner darauf, daß die Regelung des Arbeitönad: 
weiſes als gemeinfame Angelegenheit vorgenommen werde. Mit dem Arbeits: 
nachweife verhält es fich ähnlich wie mit dem Kaſſenweſen; auch jener ift in 
den letzten Jahren vorzugsweife als Kampfmittel benugt. Arbeitnehmer wie 
Arbeitgeber haben verjucht, den Arbeitsnachweis thunlichſt in ihre Hand zu 
befommen. Auf Seiten der Arbeitnehmer lag dabei namentlih die Abſicht 
vor, jede directe Berührung freier, befonderd neu zumwandernder Arbeitöfräfte 
mit den Arbeitgebern zu verhindern, und ſomit allen denjenigen Arbeitgebern, 
welche ſich aus irgend einem runde den Arbeitern oder deren Führern gegen: 
über mißliebig gemacht haben, die Arbeitskräfte abzuſchneiden, und fie jo mo 
möglich zu ruiniven. Es ift das nicht blos im Strifefampfe geichehen, fon: 
dern jehr häufig auch nad) wiederhergeftelltem Frieden, zur Beftrafung folder 
Arbeitgeber, welche fih im Kampfe durch bejondere Energie ausgezeichnet 
hatten, und zum abjchredenden Beifpiele für andere. Die Klagen über Map: 
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regelung von Arbeitern Haben bier ihr veichliches Pendant gefunden, die 
mittelalterlihe Berrufserflärung ift bier ind Moderne übertragen. — Auf 
Seite der Arbeitgeber hat man natürlich vwerfucht, derariigen Beftrebungen 
durch Regelung des Arbeitdnachweiles im Sinne der erfteren entgegenzumirfen, 
und es fol nicht geleugnet werben, daß umter Berhältniffen dadurch auch der 
„Maßregelung“ von Arbeitern Raum gegeben iſt. Es dürfte alſo auch die 
Regelung des Arbeitsnachweiſes mit Recht als eine gemeinfame Angelegenheit 
der Innung bezeichnet werben. 

Endlih muß jelbftverftändlih aud die Verwaltung des gemeinfamen 
Vermögens eine gemeinfame fein. 

Daß es dem Imnungsftatut vorbehalten bleiben fol, auch andere als 
die vorgedachten Angelegenbeiten dex gemeinfamen Regelung dur Bertreter 
ber jelbftändigen und unfelbftändigen Gewerbögenofjen zu unterftellen, bedarf 
wohl feiner Motivirung. 

Nachdem wir im Vorftehenden gezeigt haben, auf welche Weife vie 
Innung in unferem Sinne die Wiederherftellung des inneren Friedens im 
Gewerbeftande zu fichern vermag, kommen wir nun zu den Anfprüchen, welche 
wir an den Etaat jtellen müfjen, um die Innungen lebensfähig zu machen, 
und Die zum Theil gegenwärtig jehr wenig zum BZufammenwirfen und 
zu einer Verſöhnung geneigten Parteien zu vweranlafen, fich der Innung ans 
zuichließenn. 

Die erfte Forderung, die wir ftellen, iſt Die Uebertragung der Befug- 
niß zur Schlichtung und Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen felbftändigen 
und unfelbftändigen Gewerbögenofjen, ſoweit diefelben gewerblicher Natur jind, 
an vie Innungen. Wir ziehen dabei nur eine Conjequenz aus den An— 
Ihauungen, welche dem Vorſchlage zur Errichtung bejonderer Gemwerbegerichte 
zum Grunde gelegen haben. 

Die Nothwendigfeit der Schaffung von Gerichten, welche zur raſchen 
und ſachgemäßen Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten bejonderd befähigt 
find, bedarf wohl feiner Erörterung mehr, naddem die befannte Regierungs- 
vorlage von der mit Begutachtung verjelben beauftragten Reichtstags— 
Commiſſion im Principe angenommen worden. Wenn aber die gedachte 
Commiffion des Reichstags die Nothmwendigkeit, „Jahverftändige Ber: 
treter der ftreitenden Interefjen zu den Gewerbegerichten zuzuziehen, all: 
feitig anerkannte” (S. 2 des Commiffionsberichts), fo wird es und ge 
ftattet fein, darauf hinzuweiſen, daß die vorgeichlagene Zuſammenſetzung der 
. ©ewerbegerichte dieſes Mitwirken fahverftändiger Vertreter keineswegs 

in allen Fällen fichert, daß Dagegen unfer Vorſchlag die Entſcheidung gewerb— 
licher Streitigkeiten den Innungen zu überweifen, diefe Sicherung in denkbar 
böchften Grade enthält. Auch wird man hoffentlich zugeben, daß Innungen, 
o organifirt, wie wir e8 vorfchlagen, Die nöthigen Garantien für eine un— 
parteitiche, mwürdige Wahl won Gerichtsbeiſitzern bieten. Namentlich werben 
dies alle Diejenigen müſſen, welche, wie die Commiſſion des Reichstages, |. 3. 
Die freie Wahl der Beifiter gefordert haben. Wenigftend wird man nicht 
annehmen dürfen, daß die Commiſſion in Hinblid auf die Yeitung des Ge— 
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werbegerichtes durch einen Juriſten bereit geweſen wäre, es mit der Duali- 
fication der gewerblichen Beifiger nicht fo genau zu nehmen. Hat man aber 
geglaubt, zu dem Refultat allgemeiner Wahlen Zutrauen haben zu dürfen, 
jo wird man gewiß auch den Innungen glauben, daß fie die zur Wahr: 
nehmung vichterlicher Functionen geeigneten Perfonen werden zu finden wiſſen, 
umfomehr, da der Natur der Sache und der den Innungen geftellten Auf- 
gaben nad in den Innungen fih von vornherein die bedächtigeren und zu: 
verläffigeren Elemente zufammenfinden werben. 

Was nun die Bildung und Zuſammenſetzung der Innungsgerichte 
anbelangt, fo ift der Vorſchlag, das Nähere darüber dem Statut der ein: 
zelnen Innungen zu überlaffen, aus der Rückſicht auf die naturgemäße jehr 
große Berjchiedenheit der einzelnen Innungen hervorgegangen. 

In Betreff des Verfahrens vor den Imnungsgerichten war die Zu: 
ftändigfeit des Gerichts am einfachften und für alle Theile billigften nad 
8. 108 b 1 zu regeln. Die Beftimmungen des $. 108 b, 2 ſchließen ſich 
dem von der Reichstags-Commiſſion ſ. Z. gutgeheißenen Inhalt der befannten 
Kegterungsvorlage $. 108 d, 2 an. Dagegen find wir ın $. 108 b, 3 
von $. 108 d, 3 der Regierungsoorlage in fo fern abgewichen, als wir bei 
Ausbleiben des Bellagten in dem Termin nicht ohme Weitered die in der 
Klage behaupteten Thatjachen als zugeftanden angenommen wiljen wollen. 
Wir hielten legtere8 für um jo bedenklicher, als einerjeit8 die daraus ent 
ftehenden Härten unmöglich überſehen werben fünnen, Härten, die nicht immer 
Durch die in folchen Fällen geftattete Berufung ausgeglichen werden fönnen, 
da jelbft ſolche Urtheile vorläufig vollſtreckbar fein follen. Andererfeitd muß 
aud) der Fall nicht überjehen werden, daß Das aus Sachverſtändigen beftehende 
Gericht in der Lage fein kann, die in der Klage behaupteten Thaſachen als 
irrig zu erkennen, und nicht gezwungen werden darf, lediglich in Folge des 
Ausbleibens des Beklagten Behauptungen als thatſächlich zugeftanden, reſp. 
erwieſen zu behandeln, deren Nichtigkeit e8 auf Grund eignen Wiſſens an- 
zweifelt. Mean vergleihe auch $. 108 d, 6 der Regierungsvorlage, und 
$. 108 b, 7, die beide dem Gerichte vorfchreiben, über die Wahrheit der 
thatſächlichen Behauptungen nach feiner freien, aus dem Inbegriff der Ber: 
bandlungen gejchöpften Weberzeugung zu entſcheiden. Der Fall wird vor: 
fommen, daß das Gericht ſchon aus dem Vorbringen des Klägers, ohne 
Gegenrede des Bellagten, die Weberzeugung gewinnt, daß der Kläger im 
Unrechte fer. Wir fchlagen deshalb vor, dem Gerichte zu überlafjen, beim 
Ausbleiben des Beklagten „dem Antrage der klagenden Partei gemäß nad 
Sachlage zu enticheiden“, | 

Im $. 108 b, 5 proponiren wir ferner, die Zuziehung von Rechts: 
beiftänden ſeitens der Parteien auszuſchließen, und Bertretung nur durch 
nabe Verwandte und Vormünder, fowie durch dauernd im Dienfte der Par: 
teien ftehende Perfonen oder Gemwerbögenoffen zuzulafien. Die Ausichliegung 
von Rechtöbeiftänden entfpricht dem Verfahren vor der hamburgiſchen ftädtiichen 
Vergleichsbehörde, wo nicht der mindefte Uebelftand in Folge deſſen ſich her— 
ausgeftellt hat, jo daß in dem' ſ. 3. vom Senate der Bürgerjchaft vor 
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gelegten neuen „Antrage, betreffend Behörben zur Entſcheidung von Streitig- 
feiten der jelbftändigen Gewerbtreibenden mit ihrem Hülfsperjonal und das 
Berfahren vor denſelben“, dieſer Grundſatz in $ 9 unverändert wieder auf- 
genommen ift. Aud) die vom 7.—10. März d. 3. in Berlin ftattgefundene 
Sonferenz deuticher Handels und Gemerbefammern hat ſich in diefem Sinne 
ausgeſprochen. Ber der Eigenart der vor den Innungs- reſp. Gewerbe— 
gerichten zur Verhandlung kommenden Angelegenheiten, die faſt ausſchließlich 
um techniſche Details fich drehen, kann in der Vertretung der Parteien durd) 
Yuriften eine Förderung des Verfahrens nicht gefunden werben. Bielmehr 
ift eime rafchere und fachgemäßere Entjcheidung dann vorauszufegen, wenn 
— fachmänniſchen Parteien nur mit den fachmänniſchen Richtern zu thun 
aben. | 
Die Commilfion des Reichstages hat ſ. 3. verlangt, daß das ben 
Parteien mitzutheilende Urthel mit Gründen zu verſehen Je 
($ 108 d, 7). Die Regierungsvorlage kennt diefe Beftimmung nicht, und 
wir find der Anficht, daß letztere dabei richtiger die bejonderen Berhältnifje 
der mit Schlichtung gewerblicher Streitigkeiten betraueten Gerichte trifft. 
Wir müffen und um fo mehr hierin der Negierungsvorlage anfchliegen, als 
wir die fofortige Verfündung des Urtheil® am Schluß der Verhandlung ver- 
langen und das Zugeſtändniß einer Frift zur Verkündung des Urtheild für 
eine Verringerung der Nützlichkeit de8 Gerichts halten müſſen. Wenn das 
Gericht nad) feiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlungen ge= 
ſchöpften Weberzeugung zu entjcheiden hat, jo muß es ftetd am Schluß der 
Verhandlungen im Stande fein, fein Urtheil abzugeben. Eine Friftgewährung 
ft demnach nicht nöthig, und führt nur zur Berjchleppung. In Hamburg, 
wo die Zahl der vor die betreffende Behörde kommenden Fälle eine außer: 
ordentlich große ift, hat die fofortige Verkündung des Urtheils niemals eine 
Schwierigkeit verurjadht. - 

In $ 108 b, 9 unſeres Entwurfs haben wir e8 für nöthig erachtet, 
ausdrüdlich zu erklären, daß die vorläufige Vollſtreckung eines auf Ausbleiben 
des Beflagten ergangenen Urtheild durch Erhebung des Einſpruchs nicht auf: 
gehalten werden jol. Wir haben damit dem Unfuge vorbeugen wollen, daß 
das Ausbleiben im erften Termine zur Regel wird, zur großen Beläftigung 
des Gerichted und zur Schädigung namentlich der ärmeren und in der Zeit 
beichränften Partei. 

Die Beftimmungen sub $ 108 b, 10 und 11 erflären ſich von felbft. 

Ebenſo $ 108 e, Abfat 1. 

In $ 108 e Abſatz 2 Haben wir verfucht, die Bedenken, melde in 
der Reichstags Commilfion |. 3. gegen $ 108 f der Negierungsvorlage 
(„Die Entſcheidungen der Gewerbegerichte find endgültig”) erhoben worden, 
zu befeitigen. Wenn wir nicht vwerfennen fonnten, daß es ernjten Bedenken 
unterliegen müffe, für alle Rechtsftreitigfeiten, welche vor die Innungs- reſp. 
Gewerbegerichte gelangen, ohne Berüdjichtigung ihres Werthes, den ferneren 
Rechtsweg abzufchneiden, fo glaubeh wir doch daß es den größten Theil des 
Nutzens, welchen das fummarifche abgefürzte Verfahren diefer Gerichte, 

Schriften X. — Ueber Lehrlingswejen. 18 
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namentlic in Bezug auf gewerbliche Bagatellftreitigkeiten ftiften fol, in ven 
Wind werfen hieße, wenn man den Parteien eine unbegrenzte Appellation 
gegen die Erfenntniffe der Innungs- reſp. Gewerbegerichte freilaſſen wollte. 
Bir Schlagen deshalb vor, die Erfenntnifje, joweit fie Summen bis zur Höhe 
von 50 Reichsmark betreffen, für endgültig zu erflären, über jenen Betrag 
hinaus jedoch eine Appellation zuzulafien, mit der Maßgabe, daß, falls ver 
Nechtöflreit ein Object von 50—500 Reichsmark im Werthe betrifft, die 
Entſcheidung des Gerichts, unbejchadet des eingelegten Rechtsmittels, vorläufig 
vollſtreckbar fein, über jenen Betrag hinaus jedoch auch die Vollſtreckung bis 
zur definitiv ausgemachten Sache ruhen fol. 

Was die Berufung jelbft anbetrifft, jo ſchlagen wir vor, diefelbe dort, 
wo neben dem Innungsgericht ein Gewerbegericht exiftirt, an letzteres, im 
Ermangelung eine8 Gewerbegericht8 aber an das zuftändige Gericht unterfter 
Inftanz gehen zu lafjen. Die allgemeinen Gewerbegerichte werben, wenn fie 
neben Innungsgerichten beftehen, mehr allgemeine Intereſſen vertreten, und 
al8 ſolche zur Appellationsinftanz gegen Erfenntniffe des fpeciellen Innungs— 
gerichteß fich jehr wohl eignen. Fehlen Gewerbegerichte, fo iſt das ordentliche 
Gericht unterfter Inftanz von felbft als Appellationsinftanz gegeben. 

8 108 d ijt jelbftverftändlih, nachdem die Innungs= reſp. Gemwerbe- 
gerichte nicht in der Weiſe der Regierungsvorlage $ 108 a mit den orbent- 
lihen Gerichten verbunden find. 

In vorftehender Weile Haben wir uns die Errichtung von und das 
Berfahren vor Innungsgerichten gedacht, und wir find des feften Glaubens, 
daß ſolche Innungsgerichte vollauf eben jo gut, wie die von den Negierungen 
vorgefchlagenen Gewerbegerichte, im Stande fein werden, die vorfommenden 
Rechtsſtreitigkeiten gewerblicher Natur zu entſcheiden, ja, daß fie, weil fie ftete 
aus Sachverſtändigen des fpeciellen Gewerbes beftehen, nicht unerhebliche Vor— 
züge vor den Gewerbegerichten befigen werden. Wenn wir aber fomit 
glauben, daß ihre Errichtung ſchon um ihrer ſelbſt willen fi) dringend 
empfehlen werbe, jo halten wir fie daneben noch für eben jo bedeutſam als 
feftes Bindemittel für die Innungen jelbft, die fie mit einem hochwichtigen, 
das Zuſammenwirken aller Theile fürdernden Inhalt erfüllen, indem fie 
ihnen zu gleicher Zeit ein Anfehen und eine Würde gewähren, welche bloßen 
„freien Vereinen“ niemals zukommen werden. Alle Bortheile, melde man 
von der Errichtung von Gemwerbegerichten für die Ausgleihung der im Ge: 
werbeftande zwifchen den verſchiedenen Theilen und Parteien deffelben beftehenden 
Differenzen, für die Ausföhnung der Hadernden, ſomit für die Wiederher- 
ftellung des gewerblichen Friedens erwartet, werden Innungsgerichte in weit 
höherem Grade erfüllen, weil fie die verjchiedenen Theile weit häufiger und 
weit inniger zufammenführen, und weil fie in ihren Mitgliedern, die fih im 
ftetigen Zuſammenwirken fenmen und achten lernen, eine fortwährende Pro- 
paganda guten Willen® und gegenfeitigen Entgegentommens befiten. Es 
wird borausfichtlic ehr bald dahin kommen, daß das Innungsgericht und 
die wichtigften anderen Innungsämter entweder won Denfelben Perſonen befett 
find, oder doch, daß die Perfonen, melde die verjchievenen Aemter inne haben 
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oder gehabt haben, alterniren, jo daß bie richterlichen Erfahrungen, die daraus 
geihöpften Gewohnheiten der Unparteilichkeit und der Selbftbeherrichung der 
Innung in allen ihren Theilen zu Gute fommen. 

Es bleibt num noch zu unterfuhen übrig, welchen Anforderungen die 
Innungen zu genügen haben follen, bevor ihnen die Ausübung des wichtigen 
gerichtlichen Amtes anvertraut werben kann. 

Wir haben nad) eingehender Berathung gefunden, daß allgemeine, für 
jeven einzelnen Fall gültige Normen in dieſer Beziehung ſich nicht geben 
laſſen. In der Hauptfache haben wir den Zweck der Unnungen feitgeftellt. 
Die Prüfung, in wie weit die betreffenden Innungen jo zufammengejeßt 
und organifirt find, daß fie die Erfüllung der Innungszwede ficher ftellen, 
muß der zuftändigen Verwaltungsbehörde worbehalten bleiben. Namentlid) 
haben wir eingehend die Frage geprüft, ob für die von der Behörde anzu- 
erfennende Innung ein gewiſſes Zahlenverhältnißg zu der Gefammtzahl der in 
dem betreffenden Gewerbe vorhandenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer feftzuftellen 
ſei. Wir find dazu gefommen, diefe Frage zu verneinen, weil ſich für feinen 
der vorgeſchlagenen Bruchtheile eine ftihhaltige Begründung finden ließ. Wir 
mußten uns jagen, daß es von vornherein ſchwierig fein würde, bei ben 
jetzigen Zuftande der Unorganifation überhaupt die Zahl der Gewerbögenofjen 
feftzuftellen; wir mußten in Betracht ziehen, daß, wenn ein beſtimmtes Ver— 
hältniß der Innungsmitgliever zur Gefammtzahl fowohl in Bezug auf die 
jelbftändigen wie die unjelbftändigen Gemerbsangehörigen verlangt werbe, in 
allen denjenigen Fällen, wo zunächſt der eine Theil der Bildung einer Innung 
günftig geftimmt fein, der andere derſelben dagegen abgeneigt jein oder gleich— 
gültig gegenüber ftehen follte, die Bildung einer Innung unmöglich gemacht 
würde, und daß dadurch gerade der Zweck, die bisher Getrennten und Ber- 
feindeten zufammenzuführen, vereitelt wäre. Wir haben ferner dabei bie 
Schwierigkeit vor Augen gehabt, welche der Mangel an Stabilität in der 
Eriftenz der Innung hervorrufen müßte, jobald etwa einmal das urfprünglic) 
feftgefetste Zahlen = VBerhältniß der Innungsmitglieder zu den außerhalb der 
Innung Gebliebenen durch vorübergehende Fluctuationen in der Zahl ver 
Innungsmitgliever geftört, und fomit die Innung jeden Augenblid der Be— 
dingungen ihrer Berechtigung fih beraubt jehen könnte. Wir find deshalb 
einftimmig zu der Anficht gefommen, daß es fich nicht empfehle, die Gründung 
einer Innung von dem Beitritt eines feften Bruchtheils der Gewerbsgenoſſen 
abhängig zu machen, fondern daß es hierbei mehr als irgendwo darauf an— 
fommen werde, die Stimmen zu wägen, nicht zu zählen. Deshalb jchlagen 
wir vor, es der zuftändigen Verwaltungsbehörde, der in jedem Yalle die Ge— 
nehmigung des Innungsftatuts vorbehalten bleibt, zu überlafien, ſelbſt zu 
prüfen, ob die Innung fähig ift, den in $ 103 b—103 e feſtgeſetzten 
Beftimmungen zu entſprechen, und danach Entſchluß darüber zu fallen, ob fie 
ihr die Befugniß zur Bildung von Innungsgerichten reſp. zur Gründung 
und Verwaltung jelbftändiger Kranken und Unterftügungsfafien extheilen 
will oder nicht. Ä 

Endlich Haben wir natürlich) auch noch die Frage erwägen müſſen, ob 
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die Jurisdiction des Innungsgerichtes fih auf die Innungsangehörigen be 
Ichränfen, over auf alle Ongebörige des betreffenden Gewerbes, reſp. der in 
der Innung vertretenen Gewerbe erftreden fol. So fehr von mehr als 
einer Seite gewünjcht wurde, die Gerichte nur auf Innungsgenofjen zu be- 
ſchränken, um dadurch einen Anreiz auf die außerhalb der Innung Verbliebenen 
zum Cintrit in diefelbe auszuüben, fo haben wir uns doch der dabei ent: 
ftehenden praftiichen Schwierigkeit fügen müſſen, daß ein foldes Vorgehen 
Unficherheit über die Rechtszuftändigkeit bei den vorkommenden Streitfällen 
beroorrufen würde, und daß deshalb im Intereſſe der Rechtöficherheit und 
Rechtsgleichheit nichts Anderes übrig bleibe, al8 den Innungsgerichten alle 
dem Bereiche des betreffenden Gewerbes entjpringenden Rechtöftreitigkeiten zur 
zumeifen, gleichviel, ob die Parteien der Innung angehören oder nicht. Wir 
glaubten, daß auch in diefem Falle ver Wunſch, an der Bildung des Gerichtes 
Theil zu nehmen, zum Eintritt in die Innung anfenern würde, abgejehen 
von den tm Uebrigen von der Innung gebotenen Bortheilen. 

Solhergeftalt haben wir und bemüht, die Erwägungen, melde und bei 
unferem Borjchlage, betreffs Abänderung des von den Innungen handelnden 
Zitel8 VI. der G.O. geleitet haben, flar zu legen, und hoffen, daß e8 uns 
gelungen fein wird, die Meberzeugung hervorzurufen, daß auf diefem Wege 
jowohl für die Verbeilerung der gewerblichen Hechtöpflege, wie für die Wieder: 
herftellung des gewerblichen Friedens und die innere Hebung und Kräftigung 
des Gewerbeftandes Erfprießliches geichehen kann. | 

Es erübrigt und jeßt nur noch, einiges über die Gewerbegerichte, in 
Unterfcyeidung von den Innungsgerichten zu jagen. 

Selbftverftändlih wird e8 vielen Orten, namentlich in der erften Zeit, 
nicht möglich fein, Innungsgerichte zu bilden. Theils wird es an fleineren 
Drten und bei Hleineren Gemwerben an ber erforberlichen Anzahl von Gewerbs- 
genofjen zur Bildung einer Tebensfähigen Innung und zur genügenden Wahr: 
nehmung der Functionen derjelben fehlen, theil® wird aud) an mandyem Orte 
das Verſtändniß für die Bedeutung derfelben nicht in genügenden Make vor- 
handen fein. In dieſen Fällen würden wir in der Bildung von Gewerbe: 
gerichten nach der Art, wie fie der Negierungsantrag vorichlägt, einen er- 
beblichen Fortjehritt gegen den jegigen Zuftand der Dinge erbliden. Wir 
haben deshalb unjerem Borjchlage in Betreff der Bildung von Innungs— 
gerichten in $ 108 e—1 diejenigen Beftimmungen angejchloffen, welche wir 
auf die Bildung von Gewerbegerichten und das Verfahren vor denfelben an: 
zumenden vorichlagen. Wir find daber im Wefentlihen der mehrgedachten 
Kegierungsvorlage gefolgt, und beichränten ung deshalb darauf, im Nach: 
ftehenden die Abweichungen zu motiviren. 

Entjprechend dem $ 108 a, Abjat 1 der Negierungsvorlage und ent: 
gegen den Beſchlüſſen der Reichstags-Commiſſion rathen wir, die Zujammen- 
jegung des Gerichtes auf einen Borfigenden und zwei Beifigende zu be 
ſchränken. Je geringer die Zahl der Nichter, defto größer die Ausficht, 
ſowohl die Parteien zum freiwilligen Bergleich zu bewegen, wie aud im Falle 
des Durchhandelns der Sache, diefelbe zum raſchen Abſchluß zu bringen, 
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ohne daß darunter die Sachgemäßheit der Entſcheidung Gefahr Läuft. Die 
Erfahrung lehrt, daß Die größere Zahl der Mitglieder des Gerichtes die 
Verhandlungen in die Länge zieht, und namentlic die Parteien in dem Bes 
ſtreben beftärkt, für fi) und ihre Sache die Sympathie der einzelnen Mit- 
glieder des Gerichtes zu erweden. Bei Vergleichsverhandlungen ift jogar ein 
Einzelrihter wirkſamer als ein Collegium, namentlich ſobald ihm erft eine 
längere Erfahrung zur Geite fteht. Zu ermägen ift auch die unter allen 
Umſtänden beveutende Schwierigkeit, ſtets die erforderliche Zahl von Beifigern 
und Erfagmännern ausfindig zu machen und zur regelmäßigen Theilnahme 
an den Sitzungen de8 Gerichts anzuhalten, eine Schwierigkeit, Die mit jeder 
Bermehrung der Zahl der Beifiger unverhältnigmäßig wächft und deſto ſchwerer 
ind Gewicht fallen muß, je mehr es fih um großſtädtiſche Verhältniſſe han— 
delt. Wir möchten deshalb entſchieden davon abrathen, in gewöhnlichen Fällen 
mehr als zwei Beifiger zuzuziehen. Um jedoch bei beſonders wichtigen oder 
complicirten Sachen ſowohl den Wunſche der Parteien, wie vielleiht den des 
Gerichte jelbft, nach Verftärfung der Zahl der Beifiger entſprechen zu fünnen, 
Ichlagen wir vor, in ſolchen Fällen e8 dem Borfigenden zu überlajfen, auch 
eine größere Anzahl von Beiſitzern zuzuziehen. 

Die Frage, ob der Vorſitzende ein Juriſt fein ſolle, haben wir offen 
gelaſſen. Dort, mo befähigte Nichtjuriften fich vorfinden, liegt gewiß fein 
Grund vor, fie auszufchliegen, während e8 an manchen Drten jogar vor- 
fommen fann, daß geeignete Zuriften fehlen, während ein pafjender, das 
Bertrauen feiner Mitbürger geniegender Privatmann vorhanden ift. Wir 
glauben, daß es unter folchen Umftänden fich empfehlen wird, der Behörde 
die Auswahl freizulafien. Hier in Hamburg, wo jährlich Tauſende von 
Fällen vor ver ftädtiihen Vergleichsbehörde zur Entſcheidung kommen, fungixt 
ein Nichtjurift als Vorfigender zur allgemeinen Zufriedenheit. 

Was endlich die Nemunerirung der Beifiger anbelangt, jo haben wir 
die Unentgeltlichkeit der Functionirung derſelben nur als Regel aufgeftellt, 
Ausnahmen jedoch zugelafien. Wir gingen von der Anficht aus, daß dem 
richterlichen Amte, fofern e8 nicht berufsmäßig geübt wird, feine Bedeutung 
als bürgerliche8 Ehrenamt ohne dringende Veranlaſſung nicht geſchmälert 
werben jolle. Die heiflige Frage, ob die Diäten der Beifiger won den 
Gemeindebehörden oder vom Staate zu zahlen feien, mußte gleichfalls gegen 
die Diäten ind Gewicht fallen, ebenfo mie die erhöhte Koftipieligfeit des Ver— 
fahrens. Unter beſonderen Berhältnifien jedoch, wo die Einrichtung eines 
Gemerbegerichted an dem Mangel von Diäten fcheitern fünnte, mag die 
Zahlung jolcher in der angegebenen Höhe zugelaffen merben. 

In $ 108 £ haben wir die Frage: ob Ernennung der Beifiger durch 
die Gemeindevertretung, ob freie Wahl, unter gewiſſen Modificationen im er— 
fteren Sinne entjcheiden zu müſſen geglaubt. Im großen Städten wird bie 
allgemeine Wahl, namentlich aus den Hülfsarbeitern, ihre ſehr großen 
Schwierigkeiten haben, und ein ſachdienliches Ergebniß jchwerlich ficherftellen. 
Das außerordentlich raſche Fluctuiren der wahlberedhtigten Bevölkerung wird 
ein fortoauerndes Umarbeiten ver Wählerliften zur nothwendigen Folge machen, 
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die Gewählten werben ebenfall® nur ganz ſelten während der ganzen Dauer 
ihrer Amtsperiode am Orte bleiben. Man wird ferner darauf gefaßt fein 
müffen, bei allgemeinen Wahlen nicht die zu dem Amte Tüchtigften , jondern 
die aus anderen Urfachen notorischeften Hülfsarbeiter aus der Wahl hervor— 
gehen zu fehen, wenigftend in der erjten Zeit, und es muß befürchtet werben, 
daß dieſe Uebelftände in Gemeinfhaft das ganze Syſtem der Gewerbegerichte 
in Miferedit bringen. AndererjeitS aber wird auch der Gemeindevertretung 
die genügende Perſonalkenntniß abgehen, um eine gute Wahl aus eigner Kenntnik 
treffen zu können, und man würde deshalb befürchten müfjen, daß die Wahl 
in Wirklichkeit zur Beftätigung einer von einigen Perſonen aufgeftellten Lifte 
hinabfinfen wide. Um dem vorzubeugen, ſchlagen wir vor, daß die Ge: 
meindevertretung, rejp. in den freien Städten die Bürgerſchaft, zwei Com: 
milfionen ernenne, reſp. für die jelbftändigen und die unfelbjtändigen Gewerbe: 
treibenden, denen alsdann unter Controle der öffentlihen Meinung die Wahl, 
reſp. die Ergänzung der Beifiter übertragen werben fünnte. 

An Orten, wo die Gemeindevertretung in Verbindung mit der oberen 
Berwaltungsbehörde die Ernennung der Beifiger durch allgemeine Wahl für 
angebradjt hält, würden wir auch gegen diefen Modus nicht? einzumenden 
haben; wir müfjen ung jedody dagegen erklären, denſelben, wie die Reichstags— 
Sommilfion wollte, allgemein vorzujchreiben. 


Nachtrag. 


Der von den Eingangs namentlich aufgeführten Mitgliedern der freien 
Commiſſion ausgearbeitete, vorſtehend abgedruckte Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Abaͤnderung einiger Beſtimmungen des Tit. VI. der Gewerbe— 
Ordnung iſt in der aus den Anmerkungen zu den 88 103 d, 108, 108 b 
und 108 d erfichtlihen Faſſung nebft ven Motiven einigen mit den gewerb: 
lichen Berhältniffen und der Gewerbegefeßgebung vertrauten Männern, na— 
mentlid) Mitglievern des Reichstages, behufs gutachtliher Aeußerung mit- 
geteilt worden. Wir haben mit Dank die Bereitwilligfeit anzuerkennen, mit 
welcher eine größere Anzahl ver dieferhald von und zu Rathe gezogenen 
Männer unferem Erſuchen entiprochen haben, und — dieſen Dank nicht 
beſſer als durch beſonders ſorgfältige Erwägung der uns zugegangenen Be— 
merkungen bethätigen zu können. Der Geſetzentwurf iſt deshalb nochmals 
eingehend von uns durchberathen worden, und haben wir uns zu einigen 
Abanderungen veranlaßt geſehen, die in dem vorſtehenden Wiederabdruck des 
Entwurfs bereits berückſichtigt ſind. Wir meinten, von einem Nebeneinander: 
ftellen de8 Entwurfs in feiner urfprünglichen und in feiner gegenwärtigen Ge- 
ftalt um fo eher abſehen zu können, als die getroffenen Abänderungen nicht 
principieller Natur und auch materiell nicht won größerem Umfange find, bie 
dem erften Entwurf voraufgeſchickte Einleitung und angefügten Motive jomit 
unverändert bleiben konnten. In Bezug auf die beichlofienen Abänderungen 
jowie in Betreff derjenigen, uns ſeitens ver geehrten Gutachter gemachten 
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Einwendungen, die wir nach eingehender Prüfung nicht glaubten acceptiven zu 
fönnen, bemerken wir noch kurz Folgendes: 

Der Vorſchlag, die Enticheidung gewerblicher Streitigkeiten Innungs— 
gerichten zuzumeilen, hat im Allgemeinen bei der Mehrzahl der Herren Gut- 
achter Beifall gefunden ; doch iſt mehrfach gegen die Abficht monirt, auch Die 
Streitigkeiten folcher | Gewerbtreibenden, welche einer Innung nicht an- 
gehören, durch das Innungsgericht entjcheiden zu laſſen. Da dieſes einen der 
wichtigften Punkte unſeres Borfchlages bilvet, jo haben wir, obgleich der Ge— 
genftand bereit8 in denjenigen Berathungen, aus welchen unfer Geſetzentwurf 
in feiner urfprünglichen Faſſung hervorgegangen ift, ſehr eingehend erwogen 
war, bdenjelben nochmals jorgfältig debattirt, haben aber zu dem Schluffe 
fommen müfjen, daß es aus praftiichen Gründen nothwendig fei, bei unferem 
erften Vorſchlage ftehen zu bleiben. Wollte man e8 in den Willen der ein- 
zelnen Gewerbetreibenden ftellen, wo — vor welchem Gerichte — fie Recht 
nehmen wollen, jo würde das zur völligen Rechtsunſicherheit in Streitigkeiten 
gewerblicher Natur führen. Jemand, der in irgend einer Klageangelegenheit 
von dem Innungsgerichte verurtheilt worden — feiner Anfiht nad) natürlich 
immer zu Unrecht — würde, jobald er wieder in die Lage käme, eine Diffe- 
venz gleicher over ähnlicher Natur vor Gericht auszufechten, verſuchen, bie 
Sache vor ein anderes Gericht: Gemerbegericht oder gemöhnliches Gericht, zu 
bringen, und zu dem Zwede häufig jelbft vorziehen, aus der Innung aus: 
zufcheiden, um ihrer Jurisdiction zu entgehen, wenn die Sade für ihn wichtig 
genug wäre. Die Beihränkung der Rechtsſphäre der Innungsgerichte auf 
die Innungsgenoſſen würde alfo nicht etwa zur Stärfung der Innung und 
ihrer Anziehungskraft auf die draußen ftehenden Gewerbegenoſſen beitragen, 
fondern umgekehrt jehr Leicht Das gerade Gegentheil bewirken können, während 
allerdings Viele zum Eintritt in die Innung fich bewogen fühlen werden, 
wenn fie willen, daß ihre Streitigkeiten vor derjelben zur Erledigung kommen, 
um bei Zuſammenſetzung des Innungsgerichts mitwirken zu fünnen. 

Dagegen ift und num freilich der Emmand gemadt: So wenig man 
nad den heutigen Auffafjungen Jemanden zwingen könne, Mitglied einer In— 
nung zu werben, jo wenig werbe man ihn zwingen können, feine Streitig— 
feiten Durch ein Innungsgericht entjcheiden zu lafjen, wenn er im Uebrigen 
der Innung nicht angehöre. Diefer Einwand erſcheint uns nicht ftichhaltig. 
Man zwingt jest Jedermann, fein Recht vor Gerichten zu fuchen, auf deren 
Bejegung er nicht den mindeften Einfluß bat. Man will die Gewerbe- 
treibenden jett zwingen, ihre Gtreitigfeiten durch Gewerbegerichte enticheiden 
zu laſſen, die möglichermeife nicht einmal durch Genoſſen des betreffenden 
Gewerbes bejetst find, alſo in Bezug auf Sachkenntniß nicht mehr bieten, als 
die gewöhnlichen Gerichte. Es wird deshalb feine zu große Zumuthung an 
einen Gemerbtreibenden fein, feine Streitigkeiten vor einem Innungsgerichte 
zu verhandeln, das unferer Meinung nad) den vorgefchlagenen Gewerbe: 
gerichten gegenüber weſentliche Borzüge befitt, namentlich in Bezug der 
Sachkenntniß. Wir müffen deshalb an unferem Vorſchlage in Betreff ver 
Competenz der Innungsgerichte fefthalten, und würden bei einer Einengung 
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derjelben in dem angeveuteten Sinne die Lebensfähigkeit der Innungsgerichte 
bedroht jehen. Aus demfelben Grunde haben wir aud den Vorſchlag, den 
$ 108 b 1 wie folgt lauten zu laflen: Zuſtändig ift diejenige Innung, 
‚welcher der Beklagte angehört‘, nicht acceptiven können. Bielmehr Haben 
wir, um aud den Fall zu berüdfichtigen, daß der Beklagte, 3. B. als Fa— 
brifant, mehrere Gewerbe betreibt, die jetige Fafjung de8 $ 108 b 1 mählen 
müſſen. 

Ein anderer Vorwurf, der unſeren Innungsgerichten gemacht iſt, gebt 
dahin, daß fie zu jchwerfällig fein würden; ein Einzelrihter — Mitglied der 
Gemeindebehörde oder der Innung — werde rafcher entſcheiden. Nun verkennen 
wir gewiß nicht, daß ein Einzelrichter weſentliche Vorzüge vor einem Colle— 
gium befitst, wie daß die Nafchheit des Verfahrens nur dadurch gewinnen fann, 
wenn das Gericht aus möglichft wenigen Perſonen befteht. Wir haben des- 
balb aud) in $ 108 a e8 dem Innungsftatut überlaffen, die Bildung und 
Zuſammenſetzung des Innungsgerichtes zu regeln. Glaubt eine Innung nicht 
in der Lage zu fein, ein collegialiſch zuſammengeſetztes Innungsgericht zu 
bilden — etwa in Folge geringer Mitgliederzahl in Heinen Orten, — oder 
winfcht fie aus anderen Gründen einen Einzelnen mit der Rechtſprechung zu 
betrauen, jo wird fie im Innungsftatut demgemäß Vorſchriften treffen können. 

Ber den Gewerbegerichten aber wird man, um den Bortheil der ge- 
werbliden Sachkenntniß nicht einzubüßen, die Beifiger nicht entbehren können, 
und haben wir uns bereits auf die kleinſtmögliche Zahl von 2 Beifigern, je 
einen aus Arbeitgebern und Arbeitern, beſchränkt, während vielfadh, nament- 
lid) von Vertretern des vheinländifchen Gewerbeftanded, auf Grund dortiger 
Erfahrungen 4 gefordert werden. Wir wiederholen: wir geben es zu, daß 
es für die Wirkſamkeit des Gerichtes, namentlich beim Sühneverſuch, vortheil- 
haft ift, möglichjt wenig Nichter zu, haben; weiter aber fonnten wir nicht 
gehen, al8 indem wir die Zahl auf 2 herabiegten, wenn wir die Zufammen- 
jegung des Gerichts aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht fahren laſſen 
wollten. Nun ift freilich auch diefe Zujammenfegung angefochten, und zwar 
hat man die Umpartetlichfeit des Gerichte8 dadurch gefährdet gejehen, wenn 
die Beifiger dergeftalt von verſchiedenen Claſſen und nach Claſſen gewählt 
werben. Wir glauben jedych vielmehr, daß die Zufammenjegung des Ge: 
richteß aus Arbeitgebern 1 Arbeitnehmern das einzige Mittel ift, um dem— 
jelben das Zutrauen namentlich der arbeitenden Claſſe zu verſchaffen, und 
theilen die Befürchtung wegen Parteilichfeit der Beifigenden nit. Wo bis— 
her derartige Verſuche gemacht find, haben ſolche Befürchtungen fich als un: 
begründet erwieſen; ja hier in Hamburg gilt die lediglich aus Arbeitgebern 
zuſammengeſetzte Vergleichsbehörde in Arbeitgeberfreifen vielfach als zu jehr 
arbeiterfreundlich, während umgekehrt ihre Unparteilichfeit von Arbeitern nod) 
niemals angezweifelt ift. Sollte die Befürchtung, daß Arbeitgeber zu Gunſten 
der Arbeitgeber, Arbeiter zu Gunften ihrer Genoffen auftreten, aljo im 
Stande wären, das Recht zu Gunften von Claſſenintereſſen zu beugen, be- 
gründet fein, jo müßte nicht nur auf die Mitwirkung der Beifiger bei ven 
Gewerbes und Innungsgerichten, fondern noch auf viel mehr verzichtet werben. 
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Wir z. B. würden in ſolchem Sale die Möglichkeit irgend welchen Zufanmmen- 
wirkens, aljo auch die Möglichkeit des Beftehens gemischter Innungen aus 
Arbeitgebern und Hülfsarbeitern überhaupt anzweifeln. 

Des Weiteren iſt ferner von mehr als eimer Seite vorgeichlagen, Be 
ſtimmung dahin zu treffen, daß den Innungs- oder Gewerbegerichten die 
Befugniß beigelegt werde, in Fällen, wo auf eine Leiftung erfannt ift, bie 
Erfüllung dieſer Yeiftung fofort unter Execution zu ftellen, und eventuell durch 
Androhung und Volftrefung von Haftftrafen zu erzwingen, ähnlich wie Dies 
ſ. 3. aud vom Hamburger Senate in feinem Antrage bezüglich der Ent- 
Iheidung gewerblicher Streitigfeiten geichehen if. 

Es ijt dies (Die executio ad faciendum) bekanntlich eine der beftritten= 
ften Fragen der Gegenwart, namentlich ſoweit fie mit der vielerörterten 
Contractbruch-Angelegenheit in Berbindung fteht, und wir haben geglaubt, 
fie bier nicht nebenher bei Gelegenheit eines Vorſchlages auf Einfegung von 
Innungsgerichten erledigen, ſondern fie der Entſcheidung durch die zu erwarten: 
den großen Yuftizgefege überlafjen zu follen. 

Diefed wären die Haupteinwände, welche gegen die Innungsgerichte, wie 
wir fie vorgefchlagen haben, erhoben find. Daneben iſt noch von zwei Seiten 
monirt, daß wir zu weit in die Spectalitäten des Verfahrens u. dgl. ein= 
gegangen feien, und wird diefer Tadel von einem. der Herren Gutachter dar: 
auf bafirt, daß die Innungsgerkhte nicht eigentlich Recht ſprechen, fondern 
nur vorläufig erzwingbare Vergleichsvorſchläge machen ſollen, während 
die von der Regierung vorgefchlagenen Gemwerbegerichte die erften Gerichte 
erfter Inftanz zu bilden hätten. Diefer Standpunkt ift aber dem unſrigen 
principiell entgegengelett; wir betrachten die Innungsgerichte als (in ihrer 
Competenz) wirklich Recht ſprechende Körperfchaften und haben deshalb ge— 
glaubt, einige, zum Theil der hiefigen Praxis entnommene, Vorjchriften in 
Betreff des Verfahrens hinzufügen zu müffen, wobei der Gerichtspraris immer: 
hin ſpäter noch ein großer Spielraum bleiben: würde. 

Bon verjchtedenen Seiten ift und der Rath gegeben, beſonders energiſch 
auf Beftrafung des Contractbruchs und Einführung von Arbeitsbüchern zu 
dringen, und von einer Seite wird die Anficht betont, daß nur durch Ver— 
beſſerung des Lehrlingswejens, durch Einführung allgemeiner Gefellenprüfungen, 
geholfen werben könne. Die Beftrafung des Contractbruches ift eine Rechts— 
frage, die nicht im den Rahmen der gegenwärtigen Arbeit bineingehört; bie 
Einführung von Arbeitsbüchern und die Beauffichtigung und Prüfung der 
Lehrlinge jehen wir als Innungsfadhe an, die in das Innungsſtatut gehört, 
und dort, je nad den befonderen Verhältniſſen des Gewerbes, entjchieden 
werben muß. | 

Zum Schluß nod einige allgemeine Bemerkungen über: zwei Urtheile in 
Betreff der vorliegenden Arbeit, die, von ganz verjchiedenen Seiten und 
Standpunkten ausgehend, nur darin einig find, daß fie ihr vie Möglichkeit 
des praftifchen Erfolges abſprechen. 

Das eine ertheilt unferer Vorlage ein ung ſehr Ichmeichelhaftes Lob, um 
damit zu jchließen, fie eine gänzlich ausfichtslofe Siſyphusarbeit zu nennen, 
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weil derjelben noch viel zu viel vom alten Zunftweien anhafte; Gründe für 
dieſes harte Urtheil find weiter nicht gegeben. Unſerer Anficht nach ift der 
jetst von und gemachte Vorſchlag himmelmeit won dem entfernt, was jchlieh- 
lich als beſonderes Merkmal des Zünftlerifchen galt; wir verlangen fein 
Borrecht für irgend einen Theil, wir wollen Niemanden an der freien Aus- 
übung feiner gewerblichen Thätigfeit hindern. Wohl aber glauben wir darauf 
hinweiſen zu Sollen. doß in den Arbeitnehmer-Berbänden, wie fie jeit Ein- 
führung der neuen Gewerbe-Drbnung entftanden find, die Zunft — jetzt aber 
lediglich als Hülfsarbeiterzunft — in ihrer ſchroffſten Form und mit ihren 
ihlimmften Auswüchlen wieder lebendig geworben ift, und daß dieſe Arbeiter: 
zünfte das ganze gewerbliche Gebiet binnen Kurzem allein beherrfchen werben, 
zur ernfteften Gefährdung des bisher noch mühſam geretteten Theiles des 
unabhängigen Gewerbebetriebes, wenn es nicht gelingt, dem Vorbringen diejer 
einfeitigen Arbeiter-Organtfationen durh gemeinjame Organifationen Halt 
zu gebieten und das bereits eroberte Terrain allmählid wieder abzuringen. 
Leicht wird die Arbeit ohnehin nicht fein, aber fie muß gethan oder wenig: 
ſtens verfucht werden, wenn nicht der deutſche gewerbliche Dittelftand, — und 
vielleicht wiel mehr — in dem fonft unvermeidlihen Kampfe allmählich, aber 
fiher zu Grunde gehen joll. | 

Das ift denn aud die Antwort, die wir auf das zweite unferen Be- 
ftrebungen ungünftige Urtheil haben, das Urtheil nämlich: Ihr werdet nicht 
durchdringen, weil 2 viel zu ſehr Idealiſten ſeid. Was ihr da vorichlagt 
von Berftändigung, Zufammenwirfen und Verföhnung ift Alles ausſichtslos; 
die Dinge find viel zu weit gediehen, die Feindſchaft der fpeciell ſ. g. ar- 
beitenden Claſſe gegen alle übrigen Clafjen ift viel zu groß, der Antagonis- 
mus zreifchen Arbeitern und Arbeitgebern ift viel zu erbittert, als daß von 
ſolchen Verſuchen noch etwas zu hoffen wäre. Es giebt nur noch Eins: Kampf 
gegen Kampf; der arbeitenden Claſſe die Spige bieten, jo lange e8 gebt. 

Wir aber haben geglaubt, dem Peifimismus nicht fo weit nachgeben, 
ſondern wenigſtens einen Verſuch machen zu müſſen, ob der jett im deutjchen 
Gewerbftande wüthende innere Krieg nicht doch noch zum Frieden gewandt 
werden könnte. Das aber geben aud wir Allen, an bie wir und wenden, 
zu bevenfen: Zeigt e8 fich wirklich, daß e8 unmöglich ift, auf diefem Wege, 
den wir nad langer, ernfter Prüfung für den einzig noch offenen halten, zu 
einer Verſöhnung zu gelangen, dann bürfte an die Herbeiführung eines fried- 
lichen Ausgleiches der jetst das ganze gewerbliche Leben auf's Tiefſte erichüttern- 
ven Parteikämpfe jehwerlich noch zu denken fein. Was dann kommen wird, 
wenn das Wohl des Staated durch dieſen fortgefetten Kampf allmählich, aber 
fiher zu Grunde gerichtet wird, haben nicht Die zu verantworten, die nad) 
Kräften das Ihrige getban haben, einen Weg zum Frieden zu bahnen, wenig- 
ſtens jo gut fie e8 verftanden, 

Hamburg, im Oktober 1874. 
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